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NiederlasBOBg an einem Orte darauf Being nimmt, 
dass er in grOneren Krankmianetalten thitig gevreeen 
sei, macht sich einer reklamehaften Ankflndignng 
nicht schuldig. 2. Die Abweichung eines Arztes von 
den Anffaesungen und Gepflogenheiten seiner Standes* 
genossen ist für die ehrengerichtliche Benrtheilnng 
nur dann von Bedeutung, wenn das abweichende Ver¬ 
halten an sich eine Verletzung der Standesehre dar¬ 
stellt. 8. Bin Arzt, welcher durch die im Wider¬ 
spruch mit den Auffassungen der Standesgenossen seines 
Niederlassungsortes erfolgte Annahme einer Stelle als 
Bahnarzt dem Staate seine Dienste widmet, yerstOsst 

nicht gegen die Ehre seines Standes. 

Begriff der Itrztlichen Sprechstunden. Die Abhaltung 
solcher an einem bereits mit einem anderen Arzte 
versehenen Orte ist, sofern nicht besondere Verhält¬ 
nisse eine andere Auffassung begrflnden, mit den 
Bfloksiohten der Kollegialität und den Gepflogenheiten 
des ärztlichen Standes nicht vereinbar; dagegen 
enthält ihre Abhaltung an einem Orte, an welchem 
kein Arzt ansässig ist, keinen Vorstoss gegen die 

ärztlichen Standespflichten. 

In dem ehrengerichtlichen Verfahren sind die Zeugen 
und Sachverständigen nach der Vernehmung zu be¬ 
eidigen (§. 24 des Ebrengerichtsgesetzes). Die Vor- 
vereidignng an Stelle der Naohvereidigung begrflndet 
einen wesentlichen Mangel des Verfahrens .... 

Beziehungen der Aerzte zu Kurpfuschern. 

Standeswidrige Werbung um die Anstellung als Kassen¬ 
arzt .. 

Die Öffentliche Geltendmachung von Hissständen auf dem 
Gebiete der Krankenhanspflege. Thatbestand der Be¬ 
leidigung gegenflber den betreffenden Krankenhans- 

ärzten. 

Unter welchen Voraussetzungen macht sich ein Arzt, 
welcher einen anderen Arzt wegen angeblicher Fahr¬ 
lässigkeiten in der Bernfsausflbnng bei dem Kreis¬ 
ärzte zur Anzeige bringt, eines Verstosses gegen die 

ärztlichen Standespflichten schuldig. 

Ein Arzt, welcher einem Patienten seinen persönlichen 
Besuch bezw. seine ärztliche HOlfe anfdrängt, ver- 

stOsst gegen die ärztliche Standesehre. 

Der Beschluss aus §. 17 des Ebrengerichtsgesetzes (nicht 
förmliches ehrengerichtliches Verfahren) gehört nicht 
zu den das Verfahren leitenden Beschlüssen und kann 
nicht mittels schriftlicher Abstimmung gefasst werden 
Ein Recht, auf Eröffnung des förmlichen ehrengericht¬ 
lichen Verfahrens anzntragen, steht dem Angeschnl- 

digten nur vor der Beschlussfassnng zu. 

Mit der Verfügung, durch welche der Vorsitzende des 
Ehrengerichts die Kosten des Verfahrens festsetzt und 
den Angeschuldigten zur Zahlung der Kosten anf- 
fordert, ist dem Angeschnldigten zugleich eine spe- 
zifizirte Kostenrechnung mitzutheilen. Die Unter¬ 
lassung der Beifügung begründet das Recht der Be¬ 
schwerde . 

Verletzung der ärztlichen Standespflichten durch Ah- 
sendnng einer nach Form und Inhalt zu beanstanden¬ 
den Postkarte an den Oberpräsidenten. Zulässigkeit 
des ebreugerichtlichen Einschreitens auch beim Mangel 
eines auf Einleitung des Verfahrens gerichteten An¬ 
trages . 


Soito» 


306 


281 


283 

283 

283 

284 


292 

317 

305 

305 


305 


316 













X 


Inhalt 


1902. 31. Mai: Kontrolhenche ia AnftraM dritter Pmmbcb hegrUadea, 
lofera aie <Aae Beaadriehtiging des behaodeladeB 
Antes gemacht werden, eine Verfehlung gegen die 
irztliche Standeaehre. AbfiJlige Kritik der Bemfa- 
thitigkeit eines Antes gegenfiber dem Patienten . 316 


H. Medizinalgesetogebimg. 

l>eiitmclnefii Reicli. 

1901. 12. Dez.: Veranstaltnng einer fortlaufenden Statistik der Taub¬ 

stummen . 7 

1902. 23. Jan.: Besebiftigung Ton Oehfllfen und Lehrlingmi in Qast- und 

Sebankwirtbsebaften. 3S 

„ 31. „ : Besebiftigung von Arbeiterinnen und Jugendlieben Ar¬ 

beitern in Zicborienfabriken und den nur Herstellung 
Ton Ziehorie dienenden Werkstätten mit Uotorbetrieb 39 

„ 12. Pebr.: Besebiftigung ron Apotbekergebfilfen mit auslindiseben 

Prbfangsseugnissen in deutseben Apotheken ... 40 

, 16. „ : Tbeilweise Inkraftsetzung des Gesetzes, betr. die Schlaeht- 

Tieh- und Fleiscbbescban. 39 

, 18. , : Gesnndheitssebidliche und tinsehende Znsitze zu Fleisch 

und dessen Zubereitungen. 40 

„ 19. „ : Statistische Erhebungen über die Heilanstalten . . . 118 

„ 1. lUrs: Fett- und Wassergehalt der Butter. 46 

„ 1. , : Einrichtung und Betrieb gewerblicher Anlagen zur Vnl- 

kanisimng Ton Gummiwaaren. 46 

, 5. , : Beschäftigung Ton Arbeiterinnen und Jugendlieben Ar¬ 

beitern in Bohzuckerfabriken, Zuckerraffinerien und 

Melasseentzuckerungsanstalten. 61 

„ 5. „ : Beschäftigung von Arbeiterinnen und Jugendlichen Ar¬ 

beitern in Glashtttten, Glasschleifereien und Glasbei- 

zereien, sowie Sandbläsereien. 85 

„ 20. „ : Einrichtung und Betrieb Ton Steinbrfichen und Stein- 

hanereien (Steinmetzbetrieben). 89 

„ 22. , : Schutz des Genfer Nentralitätszeichens. 90 

„ 27. lUi: Beschäftigung ron Arbeiterinnen und Jugendlichen Ar¬ 
beitern in Walz- und Hammerwerken.157 

„ 30. „ : Ausfttbmngsbestimmnngen zu dem Gesetze, betr. die 

Schlachtyieb- und Fleischbeschau Tom 3. Jnni 1900. 159 

„ 18. Juni: Beförderung ron Leichen auf der Eisenbahn . 185 

„ 3. Juli: Anweisung zur Bekämpfung der Pest.247 

„ 7. „ : Weitere Inkraftsetzung des Gesetzes betr. die Schlacht- 

Tieb- und Fleischbeschau, vom 3. Juli 1900.... 196 

„ 7. „ : Sflssstoffgesetz.205 

„ 10. „ : Ansfnhmng des Gesetzes Aber die Schlachtvieh- und 

Fleischbeschau vom 8. Jnni 19(X).196 

„ 22. „ : Wechselseitige Benachrichtigung der Militär- und Polizei¬ 

behörden Aber das Auftreten Abertragbarer Krank¬ 
heiten .206 

„ 26. „ : Abänderung der Vorschriften Aber die PrAfnng der 

Tbierärzte.216 

„ 11. Aug.: Zulassung unfrankirter Postkarten, mittelst deren Fälle 

von ansteckenden Krankheiten zur Anzeige gebracht 
werden, unter der Bezeichnung „Portopflichtige 

Dienstsache".239 

„ 22. Okt.: Einrichtung und Betrieb der Bossbaarspinnereien, Haar- 

nnd Borstenznrichtereien, sowie der BArsten- und 
Pinselmachereien.296 





















Inhalt. 


XI 


Mt«. 

S. Könlflfireioli Prenmsen. 

1. Minlsterlalerlufe. 

1901. 30. Okt.: Bewerbnng nm ApothekenkonsessioBen. 3 

, 19. Not.: Schalmssenschaftliohe Vorbildong fttr das Stadiam der 

Mediän and für die Zalaesang an den irctlichen 

Prttfnngen. 22 

, 25. „ : Liquidationen der Kreisärite über Reisekosten n. s. w. 

für mediänische und sanitttspolizeiliche Geschäfte . 3 

„ 26. „ : Gebühren fttr Obdnktionsberichte sind pensionsfähig. . 3 

„ 26. , : üntersuchung anbemittelter Militärreklamanten durch die 

Kreisäräe. 10 

„ 27. „ : Bericht über die bisherigen Arbeiten der staatlichen 

Kommission sur Pittfnng der Beinigangsveriahren 

TOB Zackerfabrikabwässern. 49 

„ 2. Des.: Die Medizinäbeamtnn haben aaf die ihnen nach §. 1, 

Abs. 1 des Gesetzes Tom 9. Märs 1872 snstehenden 
Fuhrkostenentschädigung auch jetzt noch Ansprach 3 

„ 4. „ : Beschäftigung jugendlicher Arbeiter. 22 

„ 9. „ : Anzeige Ton Wobnortswechsel and Ableben eines zur Ver* 

fttgnng gestellten Hedizinalbeamten. 10 

„ 11. « : Mittheilang Ton dem Auftreten gefahrdrohender Volks- 

krankheiten an die Militärbehttrden. 11 

„ 16. „ : Entlassung Ton gemeingefährlichen Geisteskranken aus 

Öffentlichen Irrenanstalten. 23 

„ 18. „ : Mitwirkung der Kreisärzte auf dem Gebiete der Schul¬ 
hygiene . 11 

„ 21. „ : Strafrechtliche Verfolgung der Kurpfuscherei .... 10 

„ 28. „ : Gefahr der BieiTergiftung in Bleihtttten. 28 

1902. 6. Jan.: Entlassung yerbrecherischer Personen aus Öffentlichen 

Irrenanstalten. 41 

, 10. , : Krankheitserscheinungen bei Reinigung eines Kessels 

Ton Kesselstein. 23 

„ 10. „ : LOftungsTorrichtungen in Restaurationen. 43 

„ 11. „ : GesnndheitsTerhältnisse der Arbeiter in Basenhaar¬ 
schneidereien und ähnlichen Zuberätungsanstalten . 57 

„ 17. „ : Bescheinigung der Reiseliquidationen. 40 

„ 21. „ : Einsendung der ttber die Krankheitsyerhäitnisse in den 

Kranken-, Entbindungs- und Irrenanstalten ansge- 
fttUten Fragebogen und Zählkarten an das KOnigl. 

Statistische Bureau. 42 

„ 21. „ : Aufächtsrecht der Polizeibehörden Ober die Apotheken 44 

„ 23. „ : Verkehr mit Wein, weinhaltigen und weinähnlichen 

Getränken. 42 

„ 25 „. : Abänderung der Anweisung ttber ünterbringung yon 

Geisteskranken, Epileptischen und Idioten in Priyat- 

irrenanstalten. 40 

„ 25. „ : Auswahl des zweiten, bei gerichtlichen Leichenöffnungen 

zuzuäehenden Arztes. 56 

„ 31. „ : Massnahmen zur Bekämpfung der Trunksucht .... 57 

„ 81. „ : Lieferungen yon Arzneimitteln an die Mitglieder yon 

Krankenkassen. 58 

„ 7. Febr.: Abgabe yon Arzneimitteln seitens der Apotheker auf 

telephonische Anweisung. 58 

„ 12. „ : Gewährung einer GeldunterstOtzung fttr eine Badekur 

in Marienbad in Böhmen..* ' * 

„ 15. „ : üebemahme yon Nebenämtern seitens der Kreisassistenz¬ 
ärzte . 57 

„ 15. „ : Mitwirkung der Mediänalbeamten bei Verbesserung der 

Trinkwasseryerhältnisse. 130 

„ 18. „ : Apotheken-Betriebsordnung nebst Anweisung fttr die 

amtliche Berichtigung. 61 




























XII 


Inhalt. 


1902. 

» 


7i 


rt 


n 

n 

7i • 


n 

» 


n 

w 


>» 


» 

» 

n 

w 


» 

?> 


w 

n 

r» 


4. If&rz: Anträge auf Entsoheidong Ton DiaEiplinar'ünterraehnngen 

in zweiter Instanz gegen Beamte. 

6. „ : Verbot des Haltens von Vorträgen seitens sogenannter 

NatnrSrzte in Bänmen der Eisenbahnyerwaltnng . . 

6. „ : Vernichtnng der Pestleichen durch Fener. 

8. „ : Vorschriften über die Prüfung und Beanfsichtignng der 

Eeilgebülfen, Masseure, Krankenwärter n. s. w. . . 
11. „ : Verfahren bei Verpackung und Kennzeichnung der Diph¬ 
therie - Heilserum - Fläschchen. 

14. „ : Umlagerecht der Aerztekammern. 

14. „ : Bei auswärtigen gebührenpflichtigen Verrichtungen me¬ 

dizinal- und sanitätspolizeilicher Art können von den 
Tagegeldern soviel in das Oebtthrenverzeicbniss anf- 
genommen werden, als die Gebühr entspricht, die 
nach §. 6 des Gesetzes vom 9. März 1872 wahlweise 

hätte berechnet werden können. 

19. „ : Leichenschaugebühren sind nicht als amtsärztliche im 

Sinne des §. 8, Abs. 2 des Kreisarztgesetzes anzn- 
seheu und demgemäss auch nicht in das Gebühren- 
verzeichniss der nicht voUbesoldeten Kreisärzte auf¬ 
zunehmen . 

24. , : Feilhalten und Verkauf von Tuberculinum Kochi . . . 

29. „ : Beeidigung der Kreisärzte als gerichtliche Sachverständige 

5. April: Verwendung der Hypnose bei der Behandlung von Kranken 

seitens der nicht approbirten Heiipersonen .... 

7. „ : Verkauf von Tuberculinum Kocbi in Apotheken . . . 

14. „ : Herstellung etc. von Margarine und Margarinekäse . . 

15. „ : Ableistung des praktischen Jahres an öffentlichen Kranken¬ 

anstalten seitens der Mediziner nach abgelegter ärzt¬ 
licher Prüfung. 

15. „ : Berichterstattung über Heilquellen und Bäder .... 

15. „ : Handhabung der Vorschriften des Fleischbeschaugesetzes 

in Bezug auf das verbotswidrig eingeführte 

Fleisch. 

21. „ : Heranziehung nicht praktizirender und dem ärztlichen 

Ehrengerichte nicht unterstehender Aerzte zu den Um¬ 
lagen für die Aerztekammern. 

21. „ : Formular für die Sammelforschung über die in den Lungen¬ 
heilstätten erzielten Erfolge. 

23. „ : Pensionirung der nicht vollbesoldeten Kreisärzte . . . 

30. „ : Errichtung und Betrieb von Geflügelmästereien.... 

2. Mai: Gesnndheirsgefahr in den Werkstätten der Tapezierer . 
5. „ : Wissenschaftliche Vorbildung weiblicher Apothekerlebr- 

linge .. 

5. „ : Prüfung von Rezepten. 

10. „ : Vertrieb des Diphtherie-Heilserums in Fläschchen und 
Glasampnllcn .. 

16. „ : Verwendung von Bittermandeloel und Nitrobenzol bei 

der Marzipanbereitung. 

16. „ : Bissverletznngen von Menschen durch tolle oder tollwnth- 

verdächtige Thiere im Jahre 1901. 

21. „ : Ergänznngsblatt 8 zum Hebammenlehrbucb, Seite 80 

24. „ : Krankheitserscheinnngen bei Zwickern in Schuhwaaren- 

fabriken. 

28. „ : Lösungsverhältniss bei Apothekenvcrordnnngen .... 

29. „ : Errichtung öffentlicher, ausschliesslich zu benutzender 

Schlachtbäuser. 

80. „ : Berechnung einer Dispensationsgebühr ist bei Abgabe 
von Dipbtherieheilsernm nicht zulässig . . . . . 
5. Juni: Bewilligung von Baracken seitens des Zentralkomitees 
des Prenssischen Landesvereins vom Rothen Kreuz 
zur dauernden Verfügung der Provinzialvereine . . 


Seite. 

146 

91 

104 

102 

105 
91 


102 


101 

105 

178 

136 

130 

136 


133 

186 


178 


135 

185 

177 
148 

191 

192 
182 

182 

180 

180 

183 

220 

191 

178 
201 


192 




















Inhalt. 


XIII 


Seite. 

1902. 6. Jaoi: Eine Naohantennchnng des von answärts eingeftthrten 
bereits nntersachten Fleisches kann nur ittr feilge¬ 
haltenes Fleisch angeordnet werden.179 

„ 10. „ : Kontrolle der Darchfttbrnng des Beichsgesetzes über 

den Verkehr mit Wein.199 

„ 12. „ : Stempelpflichtigkeit des Fähigkeits- and Prttfnngszeng- 

nisses für Hebammen. 200 

„ 13. „ : Beschäfcignng von Arbeiterinnen in Fischräuchereien . 218 

„ 17. „ : Nachrichtenaustansch mit der niederländischen Begiernng 

über das Anftreten ansteckender Krankheiten in den 

Grenzgebieten.241 

„ 26. „ : Anzeigepflicht der Knrpfascher und Verbot der prahle¬ 
rischen Ankündigungen derselben.199 

„ 28. „ : Ausführung des Schlachtvieh- and Fleisohbeschangesetzes 196 

„ 28. „ : Berichterstattung über die Privat-Kranken- und Ent¬ 
bindungsanstalten . 208 

„ 1.^2. Juli: Vrröffentlichnngen des Vereins für Volkshygiene über ge¬ 
sundheitliche und hygienische Fragen.208 

„ 5. „ ; Bedingungen für die Zulassung zur zahnärztlichen Prüfung 208 

„ 10. „ : Versammlungen der Kreis - Medizinalbeamten .... 240 

„ 11. „ : Pflegepersonal in Krankenanstalten.209 

„ 12. „ : Warnung vor dem Institut de la surditd des maladies 

de la gonge et du nez in Paris und dem von diesem 

vertriebenen Audiphon Bernhard.227 

„ 14. „ : Auf der Signatar der Arzneien sind nicht nur die Be¬ 

zeichnungen, sondern auch die Gewichtsmengen der 

verordneten Bestandtheile anzugeben.200 

„ 25. „ : Bekämpfung der Manl- und Klauenseuohe.217 

„ 25. , : Beaufsichtigung der Impfärzte.226 

„ 25. „ : Berichte über Fleischbeschauangelegenheiten .... 227 

, 25. „ ; Margarethenspende. 241 

» 29. „ ; Meldekarten über Pockenerkrankungen.226 

„ 15. Aug.: Zuziehaug der Mitglieder der Königl. Wissenschaftlichen 

Deputation für das Medizinalwesen als Sachverstän¬ 
dige in gerichtlichen Angelegenheiten.818 

, 22. „ : Mittheilung von dem Auftreten gefahrdrohender Volks¬ 
krankheiten an die Militärbehürden.241 

„ 23. „ : Ladung von Beamten als Zeugen pp. vor die Militärgerichte 240 

„ 26. „ : Anordnungen zur Verhütung der Uebertragung an¬ 
steckender Krankheiten durch die Schulen .... 241 

„ 8. Sept.: Unterbringung in Privatanstalten für Geisteskranke, 

Epileptische und Idioten. 287 

„ 18. „ : Erhebungen über die Einnahmen der Medizinalbeamten 

an Gebühren, Tagegeldern und Beisekosten.... 286 

„ 25. „ : Besichtigung der in Öffentlicher Benutzung stehenden 

Desinfektionsanstalten und Desinfektionsapparate, 
sowie der zentralen Wasserversorgnngsanlagen durch 

die Kreisärzte.277 

„ 1. Okt.: Aufsatz des Dr. Ledermann: „Zur Verhütung und Be¬ 
kämpfung der Tuberkulose".309 

„ 2. „ : Verfahren bei Verleihung von Apothekenkonzessionen . 308 

„ 14. „ ; Versuche mit staubbindenden Fussbodenoelen .... 309 

, 22. „ : Vergiftungen durch Arsenwasserstoff bei der technischen 

Verwendung von roher Schwefelsäure und roher 

Salzsäure.321 

„ 27 . „ : Sammelforschung über Anwendung von Diphtherieserum 324 

n n : Anrechnung der nach abgelegter Apothekerprflfung auf 

weiteres Studium n. s. w. verwandten Zeit bei Be¬ 
werbung um eine Apothekenkonzession . ... . 308 

„ 18. Nov.: Bekämpfung der Trun^ucht.322 

„ 28. „ ; Bekämpfting der Pest.318 


























XI7 


Inhalt. 


Seite. 

2. TerfAgugMi und PoUigiTarordmiiigeB la den elnielaea 
R«glenuigBbeBlrk«i ud soaatlge Terfttgugan n. a. v. 

1901. 25. Sept.: Aafbewahrang von in festverklebten Papierbenteln ab> 

gefassten Arzneimitteln, sowie deren Prüfung bei den 
Bevisionen der Drogenhandlnngen und Sehrankdro* 
gisten (Beg.-Bez. COln). 11 

1902. 9. Febr.: Vorschriften über das Abfttllen von Bier in Flaschen 

(Beg.-Bez. Trier) . 92 

„ 8. „ : Beanfsicbtignng der Geisteskranken, Epileptischen and 

Idioten (Beg.-Bez. Lttnebnrg) .149 

„ 4. „ : Die zur üeberfühmng von Leichen enordarlichen Leichen- 

püsse (Beg.-Bez. Schleswig) . 83 

- 14. „ : üeberwachnng des Haltekinderwesens (Beg.-Bez. Os¬ 

nabrück) .131 

- 27. „ : Festatellnng von Eindbettfieber dnroh Kreisärzte (Beg.- 

Bez. Stade) .150 

„ 30. April: Verbreitung des Weiehselzopfes (Beg.-Bez. Gnmbinnen) 288 

„ 6. Mai: Oeffentliche Ankündignng von Heilmitteln und Heil¬ 
methoden (Beg.-Bez. Schleswig) .137 

„ 7. Jnni: Anlage von Bronnen (Beg.-Bez. Lüneborg) . . . . 201 

„ 11. „ : Aosübong gebortshüiflieher Thätigkeit durch Nicht¬ 
hebammen (Beg.-Bez. Oppeln) .200 

„ 14. „ : Verhütung des Bücktritts anreiner Flüssigkeiten in die 

Beinwasserleitong (Polizei-Präs. Berlin) . . . . 209 

- 26. . : Bevision der Molkereien dorch die Kreisärzte (Beg.-Bez. 

Minden) .210 

n 13. Aog.: Amtsärztliche Gebühren (Beg.-Bez. Düsseldorf) . . 242 

„ 15. „ : Anweisong zor Entnahme and Zosendong von ünter- 

soehnngsmaterial bei ansteckenden Krankheiten. 
Master für die Berichterstattung bei Darmtyphus 

(Beg.-Bez. Potsdam) ..227 

„ 2. Sept.: Gebühren und sonstige Bntsehädigongen im Falle der 

Stellvertretung eines Kreisarztes (Beg.-Bez. Düssel¬ 
dorf) .243 

„ 28. bezw. 80. Okt.: Einrichtung von Desinfektorenschalen in den 

hygienischen Instituten Göttingen and Breslau (Beg.- 
Bez. Hildesheim und Oppeln).823 


O. König^eloli Sayezrn. 

1901. 31. Juli: Haarfärbemittel.. . 24 

„ 17. Dez.: Bakteriologische Korse im Jahre 1902 . 4 

1902. 4. Juli: Statistische Erhebungen über die Morbidität in den Heil¬ 

anstalten .298 

„ 3. Aog.: Verhandlungen der Aerztekammern im Jahre 1901 . . 280 

„ 26. Sept.: Postportofreiheit für dieMorbiditätsstatistik der Infektions¬ 
krankheiten .289 


1>. Könlgfreiolz Sa.oli.seii. 

1902. 22. Febr.: Abgabe von Arzneimitteln für Thiere. 59 

„ 5. Juni: Abänderung der Standesordnung und der Ehrengerichts- 

Ordnung für die ärztlichen Bezirksvereine .... 202 

„ 24. „ : Aufhebungder mit Apothekengerechtigkeiten verbundenen 

Verbietungsrechte.202 


£1. Königfreioli 'Wiiirtteml>eir|g. 

1901. 1. Nov.: Schatz der bei Bauten beschäftigten Personen gegen 

G^esundheitsgefahren. 41 

„ 11. „ : Verbot der öffentlichen Ankündigung von Geheimmitteln 

(Locher’s Antineon und Locher’s Kalosin) .... 4 






















Inhalt. 


XV 


Seite. 

1902. 16. No 7. : VoUiEag des Wassergesetses.105 

1902. 10. Febr.: Zeitweise Schliessong der Apotheken. 84 


F. Gx*ostsliex*asos'4;lLuin Baden. 

1902. 30. Jan.: Die Bekftmpfang der Taberknlose des Menschen ... 59 

„ 10. Mai: Verkehr mit Milch...188 

„ 11. Ang.: Ueber die Ersiehang und den Unterricht nicht voll- 

sinniger Binder...311 


d. Orosslaeirzofiftihinm HeaiiBen. 

1902. 6. Jan.: Die Bestellung von Sohulirsten fttr die Volksschulen 

grösserer Gemeinden. 32 

n 18. April: Urlaub der Beamten und Bediensteten.211 

„ 7. Mai: Tagegelder der Qrossheraoglichen Ereisärate und Ereis- 

assistensftrste.211 

„ 7‘ Aug.: Wohnungsförsorge fttr Minderbemittelte.231 


B. Gi*osslierzos*tlium IMCeokleuburs'- Sohiwerin. 

1902. 24. April: Privatentbindnngsanstalten.212 

„ 9. Jnli: Brmittelnngen ttber die Verbreitung der venerischen 

Erankheiten.209 


I. di*o88lieirzo|gtlLum Saolasen-Weimax*. 

1902. 21. Jan.: Todesursachen-Statistik.137 


K. Berzos'th.um Braunsoli'weigf. 

1901. 4. Dez.: Aufbewahrung und Vorrftthighallen von Morphium in 

Apotheken. 4 

1902. 9. Jnli: Ansftthmng der Impfungen.299 


U. Berzoflr^^l&um A.alxalt. 

1901. 23. Nov.: Aerstliche Standesordnung fttr das Herzogthnm Anhalt. 110 

, 4. Dez.: Abgabe starkwirkender Arzneimittel. 24 

1902. 22. Jan.: Beaufsichtigung des Betriebes in den Eranken-Heil¬ 

anstalten .140 

„ 12. Febr.: Verfahren bei der ansteckenden Angenkrankheit (EOmer- 

krankheit, Trachom) fremdländischer Arbeiter . . . 151 


IMt. Bexrzog^liuxn Saolisen>]M!eiiiixisfen. 

1901. 18. Sept.: Benachrichtignng der Militärbehörden ttber das Anftreten 

ansteckender Erankheiten. 12 

„ 9. Dez.: Verhalten der Hebammen bei Eindbettfleber.132 

19u2. 18. Sept.: Vergiftungen durch Arsenwasserstoff bei der technischen 

Verwendung von roher Schwefelsäure und roher Salz¬ 
säure .424 


FiäireitexLtli.ii.m X.iippe. 

1902. 23. April: Verfahren beim Vorkommen von Schälblasen der Neu¬ 
geborenen .233 


O. FOi'stentkum Sclia,iiml>Tirsp-Lippe. 

1902. 1. Mai: Verkauf von Tuberculinnm Eochi in Apotheken . . . 130 

„ 30. Okt.: Bekämpfung gemeingefährlicher Erankheiten. Auftth- 

rnngsverord^nnng zum Beichsgesetz vom 30. Juni 1900 825 






















XVI 


Inhalt. 


Seite. 

P. Freie Stadt Hambai*^. 

1902. 5, Mai; Niederes Heil* und Pflegepersonal.141 

, 21. „ : FOrderong des Baues kleiner Wohnnngen.248 


Q. Freie Stadt I.i1il>eol£. 

1902. 22. Joli: Handhabnng der Wohnnngspflege.800 


R. Flsaaa-Xjotliriiie'en. 

1902. 19. April: Ansfflhrnng der Impfnngen.234 


S. Kaiaerreiola Oeaterreieli. 

1902. 31. Joli: Qrnndsätse nor Verbfltang nnd Bekämpfung des Wechsel- 

flebers.235 








Sach ^Register. 


Abfftllen, von Bier in Flaschen (Trier) 92. 

Aerztefeindliche Bestrebungen, deren Forderung (Bechtsprechnng) 100. 

Aerztekammern, ümlagerecbt (Prenssen) 91; Verhandlnngen im Jahre 1901 
(Bayern) 230; Berechtigung zur Stellung von Strafanträgen wegen unlau¬ 
teren Wettbewerbes (Bechtspr.) 279. 

Aerztlich geprüfte Masseuse und Naturheilkundige, arztähnliche Bezeichnung 
(Bechtspr.) 45. 

Aerztlicher Verein, Unzulässigkeit eines Verbots an seine Mitglieder, mit einem 
Arzte zu konsultiren (Bechtspr.) 223. 

Aerztlicher Stand, die Zugehörigkeit zu diesem wird weder durch die Anmel¬ 
dung bei dem ^eisarzte begründet, noch durch die Abmeldung beseitigt 
(Bechtspr.) 94. 

Akonith, darf ais homöopathische Zubereitung nur in Apotheken feilgehalten 
werden (Bechtspr.) 83. 

Ankündigung von Geheimmitteln (Bechtspr.) 222. 

Anmeldepflicht der Aerzte bei Beginn der Ansttbnng der Praxis (Bechtspr.) 25. 

Annonciren eines Arztes ist standeswidrig (Bechtspr.) 101. 

Antimon und Ealosin, Verbot der Anpreisung (Bechtspr.) 237. 

Anzeigepflicht, bei Pest (Deutsches Beioh) 247; und Bernfsgeheimniss des 
Arztes (Bechtspr.) 193. 

Apfelthee, Petsch’s, ein Heilmittel (Bechtspr.) 281. 

Apotheke, zeitweilige Schliessung (Württemberg) 84; Geheimmittelhandel 
(Bechtspr.) 85; Abgabe von bestimmten Heilmitteln ist keine unbefugte Aus¬ 
übung der Heilkunde (Bechtspr.) 157. 

Apothekenbetriebsordnnng (Prenssen) 61. 

Apothekenkonzessionen, Bewerbung um dieselben (Prenssen) 8, Verfahren bei 
ihrer Verieihnng (Prenssen) 808. 

Apothekengerechtigkeiten, Aufhebung (Sachsen) 202. 

Apotheker, Anfsichtsrecht der Polizeibehörde über diese (Prenssen) 44. 

ApothekergehUifen, ansiändische, deren Beschäftigung in deutschen Apotheken 
(Deutsches Beicb) 40. 

Apothekeriehrlinge, weibliche, deren wissenschaftliche Vorbildung (Prenssen) 182. 

Apothekertitel, dessen Führung durch Drogisten (Bechtspr.) 291. 

Approbation, ärztliche, deren Zurücknahme (Bechtspr.) 86. 

Arbeiter, jugendliche, deren Beschäftigung (Prenssen) 22. 

Arbeiterqnartiere, Polizeiyerordnnngen behufs gesnndheitsgemässer Einrichtung 
(Bechtspr.) 804. 

Arsenwasserstoff, Vergiftung bei der technischen Verwendung von roher Schwefel¬ 
säure und roher Salzsäure (Prenssen, Sachsen-Meiningen) 824. 

Arzneien, Abgabe starkwirkender (Anhalt) 24; von einem Nichtkassenarzt verord- 
nete sind nicht erstattnngsGUiig (Bechtspr.) 46; Abgabe auf telephonische 
Anweisung (Prenssen) 58; Lieferung an die Mitglieder von Kranken¬ 
kassen (Prenssen) 58; für Thiere (Sachsen) 59. 

Arzneimittel, Begriff (Bechtspr.) 218. 

Arzneiverordnungen, Lösungsverhältnisse (Prenssen) 191. 
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Arzt, Aassohlass aas einem ärztlichen Verein (Bechtspr.) 223; standeswidriges 
Verhalten bei Dennnziation eines anderen ^ztes wegen angeblicher Fahr¬ 
lässigkeiten in der Bernfsaasttbnng (Bechtspr.) 292; Forderung des Honorars 
gleich nach beendeter ärztlicher Hülfeleistnng (Bechtspr.) 296; reklamehafte 
Ankflndignng (Bechtspr.) 306; Abweichnng yon den Anffassangen and Ge¬ 
pflogenheiten seiner Standesgenossen als standeswidriges Verhalten (Bechtspr.) 
306; die gegen den Widersprach seiner Standesgenossen erfolgte Annahme 
einer Stelle als Bahnarzt yerstösst nicht gegen die Ehre seines Standes 
(Bechtspr.) 306; Aafdrängen seiner ärztlichen Httlfe als Verstoss gegen die 
ärztliche Standesehre (Bechtspr.) 317; Eintragung in das Handelsregister als 
Besitzer einer Priyatklinik (Bechtspr.) 34. 

Arztähnliche Bezeichnung, arztähnlicher Titel (Bechtspr.) 26, 45, 291. 

Arztwahl, freie, deren Forderung (Bechtspr.) 205. 

Audiphon Bernhard, Warnung (Preussen) 227. 

Augenkrankheit, ansteckende, siehe Trachom. 

Bahnarzt, Annahme einer Stelle als solcher, siehe Arzt. 

Baracken, deren Bewilligung an Gemeinden seitens des Zentralkomitees des 
prenssischen Landesyereins yom Bothen Kreuz (Preussen) 192. 

Bauten, Schutz der bei solchen beschäftigten Personen gegen Gesundheits- 
gefahren (Württemberg) 31. 

Beschwerde, im ärztlichen Ehrengerichtsyerfabren (Bechtspr.) 95. 

Berufsgeheimniss des Arztes und Anzeigepflicht (Bechtspr.) 193. 

Berufung im ärztlichen Ehrengerichtsyerfabren (Bechtspr.) 96. 

Beweismaterial, dessen Würdigung im ärztlichen Ehrengerichtsyerfabren 
(Bechtspr.) 93. 

Bier, Vorschriften über dessen Abfüllen in Flaschen (Trier) 92. 

Bissyerletzungen yon Menschen durch tolle und tollwuthyerdächtige Thiere 
(Preussen) 180. 

Bittermandeloel und Nitrobenzol, deren Verwendung bei der Marzipanbereitung 
(Preussen) 180. 

Bleivergiftung, Gefahr derselben in Bleihütten (Preussen) 28. 

Bonquetstoffe, verbotener Zusatz zu Wein (Bechtspr.) 280. 

Brunnen, Anlage yon solchen (Lüneburg) 201; Unzulässigkeit der Schliessung 
(Bechtspr.) 214; Zulässigkeit derselben (Bechtspr.) 215. 

Brnstpulyer - Bisquits sind dem freien Verkehr überlassen (Bechtspr.) 34. 

Bürsten- und Plnselmaohereien, deren Einrichtung und Betrieb (Deutsches 
Beich) 296. 

Butter, deren Fett- und Wassergehalt (Deutsches Beich) 46. 

Danksagungen, öffentliche, deren Veranlassung als Verstoss gegen die ärzt¬ 
liche Standesehre (Bechtspr.) 100. 

Darmtyphus, siehe Typhus. 

Desinfektionsanstalten und -Apparate, deren Besichtigung durch die Kreisärzte 
(Preussen) 277. 

Desinfektorenschalen, deren Einrichtung (Preussen) 323. 

Diphtherieheilserum, Fläschchen, Verpackung und Kennzeichnung (Preussen) 105, 
Vertrieb (Preussen) 182. 

Diptherieserum zur Immunisirung, Sammelforschung über dessen Anwendung 
(Deutsches Beich und Preussen) 321. 

Disziplinar-Üntersnchungen in zweiter Instanz gegen Beamte (Preussen) 146. 

Dispensationsgebühr, deren Berechnung bei Abgabe von Diphtherieheilserum 
(Preussen) 201. 

Doktordiplom des College of Milwaukee Wisconsin, U. S. A., dessen Führung 
ist unzulässig (Bechtspr.) 224. 

Bheseheidnngsgrnnd, Trunkenheit als solcher (Bechtspr.) 117; geschlecht¬ 
licher Missbrauch als solcher (Bechtspr.) 221; Geisteskrankheit als solcher 
(Bechtspr.) 221. 

Ehrengericht, dessen Zuständigkeit bei dem Vorhandensein eines mehrfachen 
WohMitzes des Angeschnldigten (Bechtspr.) 93; Urtheil nach seiner freien 
Ueberzengung (Bechtspr.) 95; Beschwerderecht gegen dessen Beschluss auf Ab¬ 
lehnung des ehrengerichtlichen Verfahrens (Bechtspr.) 295; Zurückweisung von 
Denunziationen gegen Aerzte (Bechtspr.) 100; Erkennung ani VeröffentÜchnng der 
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ehrengeriohtliohen Bntsobeidnng (Beehtspr.) 96; Nothwendigkeit einer Aensse- 
rang sa den ea seiner Beschnldigang herangenogenen Thateaehen (Beehtspr.) 295; 
in ehrengeriohtliohen Verfahren kOnnen Besohltlese mittels echriftlioher Ab- 
stimmang gefasst werden (Beehtspr.) 305; Bereehtignng, die BrOffnnng des 
ehrengeriohtliohen Verfahrens an beantragen (Beohspr.) 305; Erkennnng anf 
eine Gesammtstrafe bei dem Vorliegen mehrerer selbstständiger Verfehlungen 
(Beohspr.) 98; Beeidigung der Zeugen und Saohverständigen (Beohspr.) 283; 
Gestaltung der spezifizirten Kostenreehnung (Beehtspr.) 305. 

Ehrengerichtsordnung, deren Abänderung (Sachsen) 202. 

Einfuhr von frisohem Bindfleisob, polizeiliohes Verbot (Beehtspr.) 27. 

Eisenbahnyerwaltung, Verbot des Haltens von Vorträgen seitens sogenannter 
Natnrärzte in Bäumen dieser Verwaltung (Preussen) 91. 

Entmttndigung wegen Geisteskrankheit oder Geistesschwäohe, Zuziehung der 
Kreisärzte als Saohyerständige (Preussen) 287. 

Färberei, polizeiliohes Verbot, deren Abwässer in einen offenen Graben zu 
leiten (Beehtspr.) 213. 

Feilbalten, Begriff (Beehtspr.) 2. 

Fischräuchereien, Beschäftigung yon Arbeiterinnen darin (Preussen) 218. 

Fleisch und dessen Zubereitungen, gesundheitsschädliche und täuschende Zusätze 
zu denselben (Deutsches Beicb) 40. 

Fleischbeschanangelegenheiten, Berichte darfiber (Preussen) 227. 

Fleisobbescbangesetz, dessen Handhabung in Bezug auf das verbotswidrig ein- 
geftthrte Fleisch (Preussen) 178. 

Fnhrkostenentschädignng der Medizinalbeamten (Preussen) 3. 

Fussbodenoele, staubbindende, Versuche damit (Preussen) 309. 

Gast- und Schankwirthzehaften, Beschäftigung von Gehtllfen und Lehr¬ 
lingen darin (Deutsches Beich) 38. 

Gebühren, amtsärztliche (Düsseldorf) 242; im Falle der Stellvertretung eines 
Kreisarztes (Düsseldorf) 243. 

Gebührenordnung, ärztl., deren Ueberschreitung als standeswidrig (Beehtspr.) 294. 

Geflägelmästereien, Einrichtung und Betrieb (Preussen) 148. 

Geheimmittel, deren Ankündigung und Feilbalten (Beehtspr.) 2 ; Verbot der 
öffentlichen Ankündigung (Württemberg) 4; Handel damit in Apotheken 
(Beehtspr.) 85; Begriff (Beehtspr.) 157. 

Geisteskranke, gemeingefährliche, deren Entlassung ans öffentlichen Irren¬ 
anstalten (Preussen) 23; Beaufsichtigung (Lüneburg) 149. 

Geisteskrankheit, Beobachtung eines Angeschnldigten in einer Irrenanstalt zur 
Untersuchung seines Geisteszustandes (Beehtspr.) 19. 

Genfer Nentralitätszeichen, dessen Schutz (Deutsches Beich) 90. 

Glashütten, Glasschleifereieu und Glasbeizereien, sowie Sandbläsereien, Be¬ 
schäftigung yon Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern (Deutsches 
Beich) 85. ... 

Grosshandel, dessen Begriff (Beehtspr.) 2. 

Haarfärbemittel, Vergiftungen dadurch (Bayern) 24. 

Haarkräuterwasser, ein Heilmittel (Beehtspr.) 2. 

Haarmittel, Czillags, dessen Ankündigung (Beehtspr.) 85. 

Haematogenpastillen, Wagners, deren Ankündigung (Beehtspr.) 239, 281. 

Haemorrhoidal - Likör, Pipers (Beehtspr.) 315. 

Harzer Gebirgstbee, Feilhalten nur in Apotheken gestattet (Beehtspr.) 33. 

Hasenhaarschneidereien, Gesundheitsverhältniss der Arbeiter darin (Deutsches 
Beich) 57. 

Hausmittel, Begriff (Beehtspr.) 280, 315. 

Hebammen, deren Verhalten beim Kindbettfieber (Sachsen Meiningen) 132; 
Stempelpfiichtigkeit des Fähigkeits- und Prüfungszeugnisses für solche 
(Preussen) 200; Ergänzungsblatt zum Lehrbuch (Preussen) 183. 

Heilanstalten, Morbiditätsstatistik (Bayern) 298; statistische Erhebungen über 
diese (Deutsches Beicb) 118. 

Heilgehülfen, Masseur pp., Vorschriften über deren Prüfung und Beaufsichtigung 
(Preussen) 102. „ , 

Heilmittel, Begriff (Beehtspr.) 239, 281; Heilmethoden, deren öffentliche An- 
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kfladignng (Sehleswig) 18^ Abgabe bestimmter in Apotheken ist noch keine 
nnbefngte Ansttbnng der Heilkunde (Beehtspr.) 157. 

Heil' nnd Pflegepersonal, niederes (Prenssen) 102, (Hamburg) 141. 

Heilquellen nnd BKder, Berichterstattung darüber (Prenssen) 186. 

Hommels Haematogen, Feilbalten nur in Apotheken gestattet (Beehtspr.) 38. 

Hygnose, deren Anwendung seitens nicht approbirter Heilpereonen (Prenssen) 136. 

Impfärate, deren Beaufsichtigung (Prenssen) 226. 

Impfung, Ausführung derselben (ünterelsass) 284, (Braunschweig) 299. 

Institut de la snrdit6 des maladies de la gorge et du nez in Paris, Warnung 
davor (Prenssen) 227. 

Irrenanstalt, öffentliche, Entlassung verbrecherischer Personen (Prenssen) 41; 
Statistik (Prenssen) 42. 

Kahlköpfigkeit, keine Krankheit (Beehtspr.) 281. 

Eadosin, Verbot der Ankündigung (Beehtspr.) 287. 

Kassenarst, standeswidrige Werbung um eine Stelle als solcher (Beehtspr.) 283. 

Kastaniengeist, kein flüssiges Gemisch (Beehtspr.) 146. 

Kellerbehandlnng, im Sinne des Weingesetzes, (Süd*, Süssweine) (Beehtspr.) 280. 

Eesselarbeiter, deren Erkrankung bei Beinignng von ^Kesseln vom Kessel¬ 
stein (Prenssen) 28. 

Eindbettfleber, Feststellung durch die EreisSrate (Stade) 150; Verhalten der 
Hebammen (Sachsen-Meiningen) 132. 

Kindesabtreibnng, Versuch mit untauglichen Mitteln (Beehtspr.) 5. 

Eontrolbesnche im Aufträge dritter Personen, als Verfehlung gegen die 
ärztliche Standesehre (Beehtspr.) 816. 

Kosten des ehrengerichtlichen Verfahrens, (Beehtspr.) 805. 

Krankenanstalten, Beaufsichtigung ihres Betriebs (Anhalt) 140; Pflegepersonal 
(Prenssen) 209. 

Kranken-, Entbindnngs- nnd Irrenanstalten, Einsendung des statistischen Ma¬ 
terials an das Königliche statistische Bnreau (Prenssen) 42. 

Erankenhans&rzte, deren Beleidigung durch öffentliche Geltendmachung von 
Missständen in den Krankenanstalten (Beehtspr.) 284. 

Krankenkassenarztwesen, unlauterer Wettbewerb auf dem Gebiete derselben 
‘(Beehtspr.) 805. 

Krankheiten, gemeingefährliche, Gesetz betr. deren Bekämpfung, Ausführungs¬ 
verordnung dazu (Schaumbnrg-Lippe) 325. 

Kreisärzte, nicht vollbesoldete, deren Pensionimng (Prenssen) 177; Vereidigung 
als gerichtliche Sachverständige (Prenssen) 178; Liquidationen bei Dienst¬ 
reisen für medizinal- nnd sanitätspolizeiliche Geschäfte (Prenssen) 8; Unter¬ 
suchung unbemittelter Militärreklamanten (Prenssen) 10; Mitwirkung auf 
auf dem Gebiete der Schulhygiene (Prenssen) 11; Tagegelder (Hessen) 211; 
amtliche Konferenzen (Prenssen) 240; Erhebung über Einnahme von Ge¬ 
bühren n. s. w. (Prenssen) 286, siehe auch Entmündigung nnd Medizinal¬ 
beamte. 

Kreisassistenzärzte, üebemahme von Nebenämtern seitens derselben (Prenssen) 
67; Tagegelder (Hessen) 211. 

Kritik, abfällige, über die Bernfsthätigkeit eines Kollegen, als Verstoss gegen 
die Standesehre (Beehtspr.) 316. 

Knnstwein, dessen Herstellung (Beehtspr.) 13. 

Kurpfuscher, Beziehung der Aerzte zu denselben (Beehtspr.) 100; Anmelde¬ 
pflicht und Verbot der prahlerischen Ankündigungen (Prenssen) 199; straf¬ 
gerichtliche Verfolgung (Prenssen) 10, 199. 

Kurpfascherreklame, Bestrafung von Kurpfuschern nnd Zeitungsredaktenren 
deshalb (Prenssen) 10. 199 (Beehtspr.) 303. 

Kurse, bakteriologische, im Jahre 1902 (Bayern) 4 . 

Leichenbefördernng auf der Eisenbahn (Deutsches Beich) 185. 

Leichenöffnungen, gerichtliche, Auswahl des zweiten Arztes (Prenssen) 56. 

Leichenpassvorschriften (Schleswig) 88. 

Leichenschangebübren, keine amtsärztliche (Prenssen) 101. 

Lochers Antineon nnd Kalosin, deren Verbot (Württemberg) 4. 

Lüftungsvorrichtnngen in Bestanrationen (Prenssen) 43. 
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LnngenheUstlttea, Sammelforsehimg ttber die daria eirielten Erfolge 
(Preossen) 185. 

Marienbad ia Böhmea, GewShrnng einer GeldantersttttziiDg fttr Badekur da¬ 
selbst (Prenssen) 67. 

Margatethenspenden (Prenssen) 241. 

Margarine nnd Margarinekäse, deren Herstellnng (Prenssen) 186. 

Marsipanbereitnng, siehe BittermandelOL 

Massenqnartiere der Arbeiter, siehe Arbeiter. 

Manl- nnd Elanensenche, deren Bekämpinng (Prenssen) 217. 

Medizin, Stadinm derselben, schnlwissensäaftliohe Vorbildnng für dasselbe 
(Prenssen) 22. 

Medizinalbeamter, snr VerfQgnng gestellter; Anzeige ttber dessen Wobnorts- 
wechsel oder Ableben (Prenssen) 10; Anspruch anf Gebttbren fttr ortspolizei¬ 
liche Geschäfte (Bechtspr.) 118. 

Meldekarten ttber Pocken (Prenssen) 226. 

Melasseentznckernngsanstalten, Beschäftigung von Arbeiterinnen nnd jugend¬ 
lichen Arbeitern darin (Deutsches Reich) 61. 

Milch, Verkehr damit (Baden) 188. 

Militärbehörden nnd Polizeibehörden, wechselseitige Mittbeilnngen von dem 
Auftreten gefahrdrohender Volkskrankheiten (Prenssen) 11, 241, (Sachsen- 
Meiningen) 12, (Deutsches Reich) 206. 

Militärgerichte, Ladung von Beamten als Zenge (Prenssen) 204. 

Militärreklamanten, siehe Kreisärzte. 

Molkereien, deren Revisionen durch die Kreisärzte (Minden) 210. 

Morbidität, siehe Heilanstalten. 

Morbiditätsstatistik der Infektionskrankheiten, Portofreiheit dafflr (Bayern) 289. 

Morphinm, Anfbewabtnng nnd Vorrätbighalten in Apotheken (Brannschweig) 4. 

Nachriehtenanstansch, mit der Niederländischen Regiernng ttber das Auf¬ 
treten ansteckender Krankheiten in den Grenzgebieten (Prenssen) 241. 

Nachuntersuchung des von auswärts eingeftthrten, bereits untersuchten Fleisches 
(Preussen) 179. 

Natrinmsnlfit, Zusatz zu Hackfleisch als NahrungsmittelverRUschung 
(Recbtspr.) 222. 

Nichthebammen, Austtbnng der gebnrtshttlflichen Thätigkeit durch solche 
(Oppeln) 200. 

Obdnktionsberichte, Gebttbren dafflr sind pensionsfähig (Preussen) 8. 

Ortspolizeiliche Geschäfte, Anspruch anf Gebflhren dafflr seitens der Medizinal¬ 
beamten (Recbtspr.) 113. 

Paplerbentel, festverklebte, Aufbewahrung der in solchen abgefassten Arznei¬ 
mittel (Cöln) 11. 

Pest, Anweisung zur Bekämpfung derselben (Deutsches Reich) 247, (Prenss.) 318. 

Pestleichen, deren Vernichtung durch Feuer (Preussen) 104. 

Pflegepersonal in Krankenanstalten (Prenssen) 209. 

Pocken, Meldekarten darüber (Preussen) 226. 

Polizeibehörden, siehe Militärbehörden. 

Portopflichtige Dienstsache, Anzeige von ansteckenden Krankheiten anf un- 
frankirten Postkarten (Deutsches Reich) 289. 

Praktisches Jahr, dessen Ableistung an öffentlichen Krankenanstalten (Prenss.) 138. 

Praxis, ärztliche, deren Verkauf als Verstoss gegen die guten Sitten und 
nichtiges Rechtsgeschäft (Recbtspr.) 315. 

Präservativs sind Gegenstände zu nnzttchtigem Gebrauch (Recbtspr.) 26. 

Privatanstalten für Geisteskranke, Epileptische und Idioten, Unterbringung 
darin (Prenssen) 287; Versagung der Konzession einer solchen für Epilep¬ 
tische wegen erheblicher Nacbtheile nnd Werthverringerung der Nachbar¬ 
grundstücke (Recbtspr.) 155. 

Privatdozent, unbefugte Annahme des Titels (Recbtspr.) 21. 

Privatentbindnngsanstalten, Hebammen dürfen nicht Unternehmerinnen von 
solchen sein (Mecklenburg - Schwerin) 212; Berichterstattung darüber 
(Prenssen) 208. 
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Priratirrenanstalt, weiohe der Anettbiug des tntliehen Bemfes ihres Leiters 
dient, ist nicht gewerbestenerpfliohtig (Bechtspr.) 226; Abänderung der An¬ 
weisung ttber die Unterbringung Ton Geisteskranken etc. (Pienssen) 
41, 287. 

Priratkrankenanstalt, Eintragung des trztlicben Besitzers ins Handelsregister 
(Bechtspr.) 84; Berichterstattung Aber die Priyatanstalten (Preussen) 208; 
Verschiedenheit der Anforderungen in Bezug auf die Bäumlichkeiten, je 
nach dem Charakter (Beschtspr.) 224; Versagung der Genehmigung wegen 
der örtlichen Lage, oder erhebiicher, den Nachbargrundstttcken durch die 
Anataltserrichtung zugehender VermögenssehSdigungen (Bechtspr.) 163, 166, 

Professor, Titel «Js arztAhnlicher (Bechtspr.) 26. 

Rezepte, deren Nachprüfung (Preussen) 182. 

Reisekosten für nicht beamtete Aerzte bei geriohtsftrztlichen GeschBften 
(Bechtspr.) 1. 

Beiseliquidationen der Medizinalbeamten, deren Bescheinigung (Preussen) 49. 

Bestaarationen, Lüftungsvorrichtungen darin (Preussen) 48. 

Bohzuokerfabriken, Baschäftigung yon Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
in solchen (Deutsches Beleb) 61. 

Bosshaarspinnereien, Haar- und Borstenzurichtereien, deren Einrichtung und 
Betrieb (Deutsches Reich) 296. 

Bossmark, präparirtes, ist als Geheimmittel anzusehen (Bechtspr.) 167. 

SchAlblasen der Neugeborenen, Verfahren beim Vorkommen derselben 
(Lippe) 233. 

Schlachthansgesetz (Preussen) 178. 

Schlachtvieh- und Fleischbeschangesetz, Inkraftsetzung desselben (Deutsches 
Reich) 39, 196; Ansfflhrungsbestimmnngen dazu (Deutsches Reich) 159, 196 
(Preussen) 196. 

Schrankdrogisten, Revision derselben (Köln) 11. 

Schulärzte, deren Bestellung für die Volksschulen grösserer Gemeinden 
(Hessen) 32. 

Schulen, Verhütung der üebertragung ansteckender Krankheiten durch diese 
(Preussen) 241. 

Schwachsinnige Kinder, deren Erziehung und Unterricht (Baden) 811. 

Schwefligsaores Natron, Zusatz zum Hackfleich ist als Nahrnngsmittelver- 
fälschung anznsehen (Bechtspr.) 222. 

Schweissfttsse sind keine Krankheit (Bechtspr.) 145. 

Signaturen der Arzneien, Angabe der Gewichtsmengen der yerordneten Be¬ 
stand ttheile (Preussen) 200. 

„Spezialist für Massage“ ist kein arztähnlicber Titel (Bechtspr.) 291; die 
Bezeichnung als solcher ist unter Umständen eine standesnnwürdige Reklame 
(Bechtspr.) 294. 

Sprechstunden, ärztliche, Begriff und Abhaltung solcher an einem bereits mit 
einem anderen Arzte yersehenen Orte (Bechtspr.) 281. 

Standesordnung, yön Aerztekammern erlassen, hat für den ärztlichen Ehren¬ 
richter keine yerbindliche Kraft (Bechtspr.) 96; ärztliche (Anhalt) 110; Ab¬ 
änderung derselben (Sachsen) 202. 

Standespflichten, deren Verletzung (Bechtspr.) 95. 

Stauberregang, gesundheitsgefährliche, durch Teppichklopfen (Bechtspr.) 803. 

Süssstoffgesetz (Deutsches Reich) 205. 

Sylphilam, Feilhalten desselben ist als homöopathische Zubereitung nur in 
Apotheken gestattet (Bechtspr.) 33. 

Syphilis, deren Verhütung und Bekämpfung (Preussen) 309. 

Tagegelder der nicht yollbesoldeten Kreisärzte (Preussen) 102. 

Tapezierer, Gesnndheitsgefahren in deren Werkstätten (Preussen) 191. 

Taubstummenstatistik (Deutsches Reich) 7. 

Telephonische Anweisung, Abgabe yon Arzneimitteln seitens der Apotheken 
daraufhin (Preussen) 58. 

Teppichklopfen, siehe Stauberregung. 



Saoh - Begister. XXIII 

.Thierärate, AbKndernug der Vorschriften Aber deren Prfifang (Dentsches 
Beich) 216. 

Todesnrsaobenatatistik (Sachsen Meiningen) 187. 

Tödtang, fahrlässige, (Bechtspr.) 156. 

Tollwathkranke and -verdächtige Thiere, Bissverletzangen (Preussen) 180. 

Trachom, bei fremdländischen Arbeitern (Anhalt) 151. 

Trichinenschaaer, Prttfangsvorsehriften für diese (Dentsches Beich) 175. 

Trinkwasserverhältnisse, Mitwirkung der Medisinalbeamten bei Verbesserong 
derselben (Preussen) 130. 

Trunkenheit eines Zeugen rechtfertigt nur Aussetzung, aber nicht Unterlassung 
seiner Beeidigung (Bechtspr.) 18; als Ehescheidungsgrund (Bechtspr.) 117. 

Trunksucht, Massnahmen zu deren Bekämpfung (Preussen) 57, 822. 

Tuberculinum Kochi, dessen Feilhalten und Verkauf (Preussen) 105, 180. 

Tuberkulose der Menschen, deren Bekämpfung (Baden) 59. 

Typhus, Master für die Berichterstattung ttber denselben (Potsdam) 227. 

ümlagen für die Aerztekammer, Heranziehung dazu (Preussen! 185. 

Unfall, Insektenstich (Bechtspr.) 117; siehe auch „Betriebsunfall" im Sachregister 
des Hauptblattes. 

Unterleibstyphus, siehe Typhus. 

Untersuchungsmaterial bei ansteckenden Ertmkheiten, Anweisung zur Entnahme 
und Zusendung desselben (Potsdam) 227. 

Unzucht, widernatttrliche, Begriff (Bechtspr.) 15. 

Unzächtige Schriften, deren Ankündigung (Bechtspr.) 16. 

Unzttchtiger Oebrauch, Ankündigung von dazu bestimmten Gegenständen 
(Bechtspr.) 26. 

Urlaub der Beamten und Bediensteten (Hessen) 211. 

Venerische Krankheiten, Ermittelungen über deren Verbreitung (Mecklenburg- 
Schwerin) 290. 

Verein, ärztlicher, Verbot desselben an seine Mitglieder, mit einem anderen 
Arzte zu konsnitiren (Bechtspr.) 223. 

Volkshygiene, Verein dafür, dessen Veröffentlichungen über gesundheitliche und 
hygienische Fragen (Preussen) 208. 

Vulkanisirung von Gummiwaaren, gewerbliche Anlagen dafür, deren Einrichtung 
und Betrieb (Deutsches Beich) 46. 

Walz- und Hammerwerke, Beschäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen 
Arbeitern darin (Deutsches Beich) 157. 

Wassergesetz, dessen Vollzug (Württemberg) 105. 

Wasserleitung, Verhütung des Bttcktritts unreiner Flüssigkeiten in diese 
(Berlin) 209. 

Wasserversorgnngsanlagen, zentrale, deren Besichtigung durch die Kreisärzte 
(Preussen) 277. 

Wechselfieber, Grundsätze für Verhütung und Bekämpfung desselben (Oester¬ 
reich) 235. 

Weichselzopf, dessen Verbreitung (Gumbinnen) 288. ^ 

Wein, Herstellung von solchem durch Aufguss von reinem Wasser auf ganz oder 
theilweise aasgepresste Trauben ist nicht zulässig (Bechtspr.) 280; ein Heilmittel 
im Sinne des Krankenversicherungsgesetzes (Bechtspr.) 239; Verkehr damit 
und dessen Kontrolle (Preussen) 42, 199. 

Wettbewerb, unlauterer, siehe Aerztekammer und Kurpfuscher. 

Wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen, Zuziehung der 
Mitglieder derselben als Sachverständige in gerichtlichen Angelegenheiten 
(Bechtspr.) 318. 

Wohnort und Wohnsitz könndn strafrechtlich gleichbedeutend sein (Bechtspr.) 

25. 

Wohnungen, kleine, Förderung des Baues derselben (Hamburg) 243. 

Wohnungsfürsorge fdr Minderbemittelte (Hessen) 321. 

Wohnungspflege, Handhabung derselben (Lübeck) 800. 

Wunderdoktor, Gebrauch dieses Ausdruckes in Bezug auf einen Kollegen 
(Bechtspr.) 93. 



XXIV 


Sach-Reghter. 


Zahnftritliohe Prttfung, BedingaDgen für die ZnlasBOiig daan (Prenssen) 208. 

Zeage, Tronkenheit desselben rechtfertigt nur Aossetznng, nicht aber Unter* 
lassnng seiner Beeidigung (Beohtspr.) 18. 

Ziohorienfabriken, Beschäftigung von ^beiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
darin (Deutsches Reich) 89. 

Zuckerfabrikabwässer, Bericht ttber die bisherigen Arbeiten der staatlichen 
Kommission zur Prüfung der Reinigungsverfahren für dieselben (Prenssen) 49. 

Znokerraf&nerien, Beschäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
darin (Deutsches Reich) 61. 
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Reehtepiechimg nnd IWMnal- 

Gresetzgebung. 

Beilage 2tLr Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 1. 1. Januar 1902. 


Rechtsprechung. 

Die fttr die beamteten Aezte festgesetzte Vergtttnng für Reise¬ 
kosten in gerichtsärztlichen Angelegenheiten finden auch bei den nicht¬ 
beamteten Aerzten Anwendung. Beschlttsse der königlichen Land¬ 
gerichte (Strafkammern) in Verden vom 24. Oktober 1901 (a) 
und in Hanau vom 6. Dezember 1901 (b). 

a. In der Strafsache gegen den H. wegen fahrlässiger Tödtnng sind 
Ihnen auf Ihre Eingabe vom 22. d. M. statt 9 Uark 12 Mark Tagegelder be¬ 
willigt, dagegen konnte Ihrem Anträge, Ihnen 13 Pfg. pro km Eisenbahn an- 
znweisen, nicht stattgegeben werden. 

In Betracht kommt der Artikel V Abs. 2 des Gesetzes vom 21. Juni 1897. 
Nach diesem sollen die Bestimmnngen in Artikel I §§. 1 und 4 Nr. 1 nnd 2 — 
d. h. Tagegelder nnd Reisekosten — des eben erwähnten Gesetzes auf diejenigen 
Beamten, welche unter den §. 2 des Gesetzes vom 9. März 1872 fallen — d. h. 
die Medizinalbeamten — so lange keine Anwendung finden, als die Besoldungs- 
Verhältnisse derselben nicht anderweitig geregelt sind. Diese Regelung ist mit 
dem 1. April 1901 eingetreten. Es treten sonach für die Medizinalbeamten 
statt der Sätze in §. 2 des Gesetzes vom 9. März 1872 die der §§. 1 nnd 4 des 
Artikels I des Gesetzes vom 21. Juni 1897 ein. Der beamtete Arzt hat da¬ 
nach für Reisen — sei es in medizinal- oder sanitätspolizeilichen oder gerichts¬ 
ärztlichen Angelegenheiten —, welche einen Tag dauern, 12 Mark Tagegelder 
nnd 9 Pfg. pro km Eisenbahn nebst der Entschädigung für Ab- nnd Zugang 
zu beanspruchen. *) Zum Bezüge derselben Sätze ist aber auch nach §. 7 des 
im tJebrigen bestehen gebliebenen Gesetzes vom 9. März 1872 der nicht beamtete 
Arzt berechtigt. Denn dieser Paragraph lautet: Nicht beamtete Aerzte erhalten, 
wenn sie zu vorstehend bezeichneten Verrichtnngen amtlich anfgefordert werden, 
in Ermangelung anderer Verabredung dieselben Gebühren, Tagegelder und 
Reisekosten, weiche den beamteten Aerzten zustehen. 

Demnach rechtfertigt sich die getroffene Entscheidung. 

b. Die vom I. Richter in den zur Beschwerde gezogenen Beschluss an¬ 
gegebenen Gründe sind für zutreffend zu erachten. Nach dem §. 7 des Gesetzes 
vom 9. März 1872 betreffend die den Medizinalbeamten für die Besorgung ge- 
riohtsärztlicher pp. Geschäfte ist die Gleichstellung der nicht beamteten Aerzte 
hinsichtlich der Vergütung für die Besorgung von Verrichtnngen der im frag¬ 
liehen Gesetz in den §§. 1 bis 6 bezeichneten Verrichtnngen in Ansehung der 
Gebühren, Tagegelder nnd Reisekosten angeordnet für den Pall, dass nicht 
eine anderweite Verabredung, was hier nicht geschehen ist, getroffen ist. 
Wenn nun die Reisekosten später, gleichviel aus welchen Gründen durch ge¬ 
setzliche Vorschrift herabgesetzt sind bezw. nach einem anderen Massstab be¬ 
rechnet werden, so ist dieser auch für die n i c h t beamteten Aerzte massgebend, 
und es hätte einer ausdrücklichen gesetzlichen Bestimmung bedurft, wonach 
die Entschädigung der nicht beamteten Aerzte nach den früheren Sätzen statt- 
flnden solle. Eine solche besteht aber nicht. 

Die erhobene Beschwerde war daher als unbegründet znrückznweisen. 


*) Diese Ansicht ist unzutreffend, in gerichtsärztlichen Angelegen¬ 
heiten hat der Arzt, beamteter wie nicht beamteter, nach dem in dieser Be¬ 
ziehung noch jetzt geltenden Gesetze vom 9. März 1872 (§. 2 Abs. 1 in Verbin¬ 
dung mit §. 7) nur 9 Mark Tagegelder zu beanspruchen (s. Min.-Erlass vom 
10. Mai 1901). _ 
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Bechteprechang und Medizinal-Gesetzgebung. 


Begriff des Grosshandels. Urtheil des Königlichen Eammer- 
gerichts in Berlin (Strafsenats) vom 2. Dezember 1901. 

Der Angeklagte hatte behaaptet, nur Grosshandel za treiben and Ull¬ 
rich’ sehen Kränterwein nicht anter 3 Flaschen abzngeben. Er war demgemäss 
vom Schöffengericht freigesprochen, von der Strafkammer des anständigen Land¬ 
gerichts aber verartheilt. Das Eammergericht wies die dagegen erhobene Berision 
zarttck, indem es annahm, dass der Vorderrichter mit Becht Grosshandel nicht 
ftlr vorliegend erachtet habe, da der angepriesene Kränterwein anmittelbar an 
Eäofer abgegeben sei; ansserdem sei der in Frage kommende Kränterwein 
nicht nur ein Heilmittel, sondern sogar ein Geheimmittel. 


Ankfindignng von Haarwasser. Urtheil des Königlichen 
Kammergerichts in Berlin vom 16. Dezember 1901. 

Der Angeklagte hatte Haarkränterwasser als Mittel zar Haar- und 
Kopfhaatpflege (gegen Heraa^fallen, Schappenbildang n. s. w.) angekdndigt, 
ohne dass die Bestandttheile and deren Mischangsverhältniss angegeben waren. 
Vom Schöffengericht freigesprochen, warde er von der Strafkammer des Land¬ 
gerichts verartheilt, weil Schappenbildang eine Krankheit sei. Der Strafsenat 
bestätigte in der Bevision diese Entscheidang mit der Begrttndang, dass der 
Angeklagte das betreffende Mittel zar Heilang der Schappenbildang, die als 
Krankheit anzasehen sei, angepriesen habe. 


Ankündigung (durch Zasendnng von Preisverzeichnissen) nnd 
Feilhalten von Geheimmitteln. Begriff „des Feilhaltens". Urtheil 
des Königlichen K ammergeriefats (Strafsenats) in Berlin vom 
16. Dezember 1901. 

Der Angeklagte K. pflegte bei Ssndangen, welche er an seine Geschäfts- 
kanden schickte, ein Preis verzeichniss beiznlegen, in welchem er a. a. die in 
seinem Geschäfte känflicben Warzenstifte, Warmtabletten zam Vertreiben von 
Würmern, Zahnhaisbänder zur Brleichternng des Zahnens der Kinder, Badikal- 
mittel zar Verhinlerang der Maal- and Klaaenseache bei Bindern, Bandwarm¬ 
mittel, Bheamatismnsgeist, Voltakreaze gegen Gicht, Migränestifte etc. ange¬ 
priesen hatte. Nach dem Gatachten des vom Gericht gehörten Sachverständigen 
Geh. Med.-Bath Dr. L. waren die Mittel weder als staatlich anerkannte, noch 
genehmigte Heilmittel gegen menschliche oder thierischc Krankheiten anzasehen; 
ausserdem seien sie unter einem Namen empfohlen, welcher die Natar and die 
Art ihrer Zusammensetzaag nicht deutlich erkennen lasse. Das Schöffengericht 
hatte K. za einer Geldstrafe verartheilt and die Strafkammer die eingelegte 
Berafang verworfen mit der Begrdndang, dass in dem Versenden der Preisver¬ 
zeichnisse an die Kanden eine öffentliche Anpreisung za erblicken sei; des¬ 
gleichen seien vom Angeklagten die fraglichen Mittel in seinem Laden an jeden 
verkauft und demgemäss auch feilgeboten. Der Angeklagte habe somit gegen 
den §. 367 (3) des Strafgesetzbuchs und gegen §. 1 der Polizei Verordnung des 
Oberpräsidenten von Westfalen vom 25. Mai 1897 verstossen, indem er Geheim¬ 
mittel öffentlich angekündigt and feilgeboten habe. In der hiergegen ein¬ 
gelegten Bevision hob das Kammergericht die Vorentscheidung auf und wies 
die Sache an die Vorinstanz zurück, indem es ausfiibrte, Voltakrenze and Zahn¬ 
halsbänder seien keine Geheimmittel, sondern Bekiamemittel, auf solche beziehe 
sich aber die fragliche Verordnung nicht. Auch Warzenstifte seien keine Ge¬ 
heimmittel znr Heilang menschlicher n. s. w. Krankheiten, da Warzen nicht 
als Krankheit anzasehen sind. Wurmtablettea and Bandwarmmittel können 
Geheimmittel sein, doch seien diese Mittel nicht öffentlich angekündigt worden; 
denn der Angeklagte habe die Preisverzeichnisse einem individaell begrenzten 
Personenkreis zageschickt. Das Feilhalten von Arzneimitteln sei endlich durch 
§. 6 der Gewerbeordnung und die Kaiserliche Verordnung vom 27. Januar 1890 
erschöpfend geregelt; wenn die Oberpräsidialverordnung vom 25. Mai 1897 das 
Feilhalten von einzelnen Arzneimitteln verbiete, so sei ein solches Verbot 
ungültig. Bei der erneuten Verhandlung sei zu prüfen, ob Wurmtabletten, 
zu den in Nr. 9 des Verzeichnisses A der Kaiserlichen Verordnung anfgeftthrten 
Pastillen gehören. Sei dies der Pall, so habe der Ängesehuldigte sich der Ueber- 
tretung des §. 367 Nr.3 des St.G. B. schuldig gemacht. Das Feilhalten einer 
Arznei finde statt, sobald sie zum Verkauf an das Pablikum an einer äasserlich 
erkennbaren Stelle bereit gehalten werde. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A., Könlgireioli Preiisieieii. 

Liquidationen der Kreisärzte über Reisekosten a. s. w. für medi¬ 
zinal- nnd sanitätspolizeiliche Geschäfte. Erlass des Uinisters der 
n. s. w. Medizinaiangelegenheiten (im Aufträge gez.: Förster) — 
M. 4017 — vom 25. November 1901 an den Königlichen Begierangsprisi- 
denten in Wiesbaden and sämmtlichen Königlichen Begierongspräsidenten zur 
Kenntnissnahme mitgetheilt. 

Ew. Hochwohlgeboren erwidere ich anf den gefölligcn Bericht vom 
12. Oktober d. J. — Pr. I. M. Nr. 5281 _— ergebenst, dass die durch Vermitte¬ 
lung der Landräthe einzureichenden Liquidationen der Kreisärzte Uber Beise- 
kosten nnd Tagegelder für medizinal- nnd sanitätspolizeiliche Geschäfte, deren 
Bezahlung aus der Staatskasse zu erfolgen hat, den bestehenden Vorschriiteu 
gemäss von den Herren Begiernngspräsidenten als richtig zu bescheinigen sind. 
Denselben bleibt Überlassen, diejenigen Unterlagen, welche sie zur pflicht- 
mässigen Prflfnng fttr erforderlich halten, sich von dem Landrath oder dem 
Kreisarzt vorlegen za lassen. _ 


Gebühren fttr Obdnktiongberichte sind pensionsfähig. Erlass 
des Ministers der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez.im Anftr.: 
Förster) vom 26. November 1901 — M. Nr. 4341 — an den Königlichen 
Begierungspräsidenten in Lüneburg, sämmtlichen Königlichen Begiernngspräsi- 
denten zur Kenntnissnahme mitgetheilt. 

Auf den gefälligen Bericht vom 2. November d. .T. — I A 16 422 — 
erwidere ich Ew. Hoohwohlgeboren ergebenst, dass ebenso wie die Gebühren 
für Obduktionen (§. 3 Ziff. 4 des Gesetzes vom 9. März 1872) auch diejenigen 
für Obdnktionsberichte (§. 3 Ziffer 5 daselbst) als amtsärztliche Gebühren an- 
znsehen sind. Dieselben sind deshalb von den vollbesoldeten Kreisärzten an 
die Staatskasse abznftthren und bei den nicht vollbesoldeten Kreisärzten auf 
das pensionsfähige Diensteinkommen in Anrechnung zu bringen. 

Die aufkommenden Beträge an solchen Gebühren sind in die nach §§. 119 
und 120 der Dienstanweisung für die Kreisärzte vorgeschriebenen Gebühren¬ 
yerzeichnisse anfznnehmen. 


Die Medizinalbeamten haben anf die ihnen nach §. 1 Abs. 1 des 
Gesetzes yom 9. März 1872 znstehenden Fnhrkostenentschädignng auch 
jetzt noch Anspruch. Bnnderlass des Ministers der n. s. w. Me¬ 
dizinalangelegenbeiten vom 2. Dezember 1901 — M. Nr. 4242 — 
an sämmtliche Königliche Begierungspräsidenten. 

Die Bestimmungen des Gesetzes, betreffend die den Medizinalbeamten 
für die Besorgung gerichtsärztlicher, medizinal- oder sanitätspolizeilicher Ge¬ 
schäfte zu gewährenden Vergütungen, vom 9. März 1872 (G. S. S. 265) stehen 
noch in fortdauernder Gültigkeit mit der alleinigen Ausnahme, dass für die 
Medizinalbeamten bei Dienstreisen im sanitäts- oder medizinalpolizeilichen 
Interesse nunmehr die Bestimmungen in Art. 1 §. 1 nnd §. 4 Nr. 1 und 11 des 
Gesetzes vom 21. Juni 1897, betreffend die Tagegelder und Beisekosten der 
Staatsbeamten (G. S. S. 193) massgebend sind nnd dass bei Dienstreisen in ge¬ 
richtsärztlichen Angelegenheiten die in dem Erlasse vom 10. Mai d. J. — M. 
1920 — (Ministerialblatt für Medizinalangelegenheiten S. 93) bezeichneten 
Sätze Platz greifen. 

Dementsprechend haben die Medizinalbeamten einschliesslich der vollbe- 
soldeten Kreisärzte in den Fällen des §. 1 des Gesetzes vom 9. März 1872 bis 
anf Weiteres noch Anspruch anf die Fnhrkostenentschädignng von 1 M. 50 Pfg. 


Bewerbnng nm Apothekenkonzessionen. Erlass des Ministers 
der u. 8. w. Medizinaiangelegenheiten (im Anftr. gez.: Förster) vom 
30. Oktober 1901 — M. 7144 — an den Herrn Oberpräsidenten zu Münster 
i. V7. nnd sämmtlichen Herren Oberpräsidenten zur Kenntnissnahme mitgetheilt. 

Auf den Bericht vom 25. Juli d. J. — Nr. 65731 — erwidere ich Ew. 
Excellenz ergebenst, dass einem Apotheker, welcher bereits eine Apotheke be¬ 
sessen hat, bei der Bewerbnng um eine ausgeschriebene Apotbchenkouzession 
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die Zeit des frflheren Besitses Ton dem Approbationsalter abznrechnen ist, wenn 
der Bewerber nicht einwandsfrei nachweisen kann, dass er znm Verkanf seiner 
Apotheke ohne eigenes Verschnlden gezwungen wurde. Ist diese Voranssetsnng 
nicht erfüllt, so findet der Erlass Tom 2. Dezember 1898 — Min.‘Bl. f. d. i. V. 
S. 261 — entsprechende Anwendung, womit sieh die Frage der Abrechnung der 
Besitzzeit von selbst erledigt. 


B. Könifi^reioh. Bay-eint. 

Bakteriologische Kurse im Jahre 1902. Bekanntmachung des 
Königlichen Staatsministeriums des Innern vom 17. De¬ 
zember 1901. 

Das Königliche Staatsministerinm des Innern wird im SinTerständnisse 
mit dem Königlichen Staatsministerinm des Innern für Kirchen- und Schnl- 
angelegenheiten im Jahre 1902 16 Aerzten, welche die Prüfung für den ärzt¬ 
lichen Staatsdienst bestanden haben, in Bayern ihren Beruf ansüben, aber nicht 
in einer der drei Universitätsstädte Bayerns wohnen, Aversaibetrige von je 
250 M. bewilligen, um ihnen die Theilnahme an einem mindestens 14 tägigen^ 
an einer der drei Landesnniversitätcn stattfindenden bakteriologischen Kurse 
zu erleichtern, wobei es jedem einzelnen überlassen bleibt, an welcher der drei 
Landesunirersitäten und zu welcher Zeit des Jahres 1902 er einen solchen 
Kurs mitmachen will. 

Amtsärzte und praktische Aerzte, welche sich um solche Aversalbeträge 
bewerben wollen, haben ihre Gesuche spätestens bis 15. Januar 1902 beim 
Königlichen Staatsministerinm des Innern einzureichen. Die Binsendnng von 
Belegen ist nicht erforderlich. 


C. Königfireiola Württembergr. 

Verbot der öffentlichen Ankfindignng von Geheimmitteln (Locher’» 
Antineon und Locber’s Kalosin). Verfügung des Ministeriums des 
Innern vom 11. November 1901. 

Auf Grund des Art. 28 a und 54 des Landespolizeistrafgesetzes vom 
27. Dezember 5871 (Geg.-Bl. 8. 891), 4. Juli 1898 (Reg.-Bl. S. 149) sowie unter 
Bezugnahme auf §. 1 der Ministerialverfttgnng vom 26. Juli 1898 (Heg.-Bl. 
S. 161) und §. 2 der Ministerialverfüguog vom 14. Februar 1899 (Eeg.-Bl. S. 45) 
werden nachstehende Mittel dem Verbot der öffentlichen Ankündigung unter¬ 
stellt: „Locher’s Antineon", „Locher’s Kalosin". Verfertiger: Andreas Locher, 
pharmazeutisches Laboratorium in Stuttgart. 


1>. Beirzogftki.uiiai Bzrauzusoli'weigf. 
Aufbewahrung und Vorräthigbalten von Morphium ln Apotheken. 
Bekanntmachung des Herzoglichen Ober-Sanitäts-Kollegium» 
vom 4. Dezember 1901. 

In dem Erlasse vom 12. Dezember 1888, betr. die Einrichtung uttd den 
Betrieb der allopathischen Apotheken ist als §. 19 a die nachstehende Bestimmung 
eingefügt: 

„§. 19 a. 

Als Zubereitungen des Morphiums und seiner Salze für die Rezeptur 
sind zulässig: 

1. eine Verreibung von 1 Theil des Morphium hydrochloricnm oder eines 
anderen Morph inmsalzes mit 9 Tbeilen Zucker, 

2. eine Lösung von 1 Theil dieser Salze in 49 Theilen destillirten Wassers. 
Als Standgefässe für diese Zubereitungen sind di eieckige weisse Gläser 

zu verwenden, welche an einer Seite die vorschriftsmässige Bezeichnung de» 
Inhalts in eingebrannter rotber Schrift auf weissem Schilde tragen. Die Zu¬ 
bereitungen sind dergestalt in dem Verkaufsraum in dem sogen. Morphinm- 
schränkchen aufznbewahren (s. §. 11), dass der Innenraum des Schränkchens 
für den Fall des Vorräthighaltens der genannten Zubereitungen aus zwei Ab¬ 
theilungen zu bestehen hat, deren eine, mit verschliessbarer Thür versehen, für 
die unvermi8.;hten Morphinmpräparate bestimmt ist, während in der anderen 
offenen die Lösungen und Mischungen aufznbewahren sind.“ 

Verantwortl. Redakteur: Dr. Bapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

J, G, C. Bruns Bnchdrnckeroi, Minden. 
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Eechtsprecliiuig und Medizinal 

toetzgebung. 

Beilage zur Zeitsclirift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 2. 15. Januar. 1902. 


Rechtsprechung. 

Versuch der Kindesabtreibnng mit nntanglicben Mitteln, begangen 
von einer Niehtschwangeren. ürtheil des Eeichsgerichts (I. 
Strafsenats) vom 14. März 1901. 

Im angefochtenen ürtheile ist festgestellt, 

a) dass £e Angeklagte G. nicht schwanger war, dass sie aber 

b) in der Meinung, schwanger zn sein, nnd 

c) in der Absicht, ihre Leibesfrneht abzntreiben, 

d) ein Mittel gebrauchte, dass hierzu absolut untauglich war. 

Die Mitangeklagte Sch. hatte ihr das Mittel gegeben; zwar ist nicht 
festgestellt, ob auch sie die G. fttr schwanger gehalten hat, doch ist aus der 
Erklärung der Entscheidungsgrttnde, dass ihre Angabe, sie habe das Mittel der 
G. nicht zum Zwecke der Abtreibung, sondern gegen Schmerzen im ünterleibe 
gegeben, durch die Beweisaufnahme widerlegt sei, genägend ersichtlich, dass 
die Strafkammer die Ueberzeugnng gewonnen hat, sowohl dass die Sch. gleich¬ 
falls an die Schwangerschaft der G. glaubte, als auch dass sie ihr das Mittel 
zur Beseitigung der Schwangerschaft gegeben, solches also gleich der G. für 
hierzu tauglich gehalten nnd diesen Erfo^ beabsichtigt habe. 

Beide Angeklagte sind freigesprochen, weil die Strafkammer sich der in 
zahlreichen Entscheidungen des Beichsgerichts ausgesprochenen Ansicht über 
die Strafbarkeit des Versuches an untauglichem Objekt mit untauglichen Mitteln 
nicht anschliessen zu können erklärt. 

Sie stützt sich auf die Beschränkung der Strafdrohung in §. 218 St. G. B. 
auf eine Schwangere und auf die Nichtezistenz der dort vorausgesetzten Leibes¬ 
frucht, die hieraus folgende Unmöglichkeit eines Anfanges der Ausführung einer 
Kindesabtreibnng nnd auf die Unzulänglichkeit des blossen bösen Willens ohne 
objektiven Thatbestand fttr die Anwendung des Strafgesetzes. 

Sittliche Gründe, die dagegen sprechen, dass derjenige, der den 
Willen, ein Verbrechen zn begehen, durch Handlungen ansznffibren beginnt, die 
nach seiner Ueberzeugnng zur Vollendung des Verbrechens geeignet, in Wahr¬ 
heit aber hierzu ungeeignet sind, demjenigen rechtlich gleichznstellen sei, 
dessen böse Absicht durch äussere Hindernisse vereitelt wird, bestehen nicht 
und werden nicht eumal von den Gegnern der Strafbarkeit des Versuches mit 
untauglichen Mitteln oder am untauglichen Objekte geltend gemacht. 

Vom Bechtsstandpunkte ans ist aber der Versuch überhaupt 
nicht ans Bücksicbt auf den Erfolg strafbar, da dieser ja gerade ansbleiben 
muss. Dafür, dass die grössere oder geringere Gefährlichkeit zur Begriffs¬ 
bestimmung berangezogen werde, wie manche wollen, fehlt im Gesetze jeder 
Anhaltspunkt. Sie kann den Gesetzgeber bei der Bestimmung, bezüglich 
welcher Delikte der Versuch fttr strafbar zu erklären sei, und den Bicbter bei 
der Strafansmessnng leiten, aber fttr die Schuldfrage nach §. 48 St. G. B. ist sie 
ohne Bedeutung. Jede repressive Strafandrohung hat nur Beziehung auf einen 
konkreten Thatbestand; in jedem Falle eines Versuches hat aber das Misslingen 
gerade bewiesen, dass der konkrete Thatbestand nicht zur Vollendung führen 
konnte. Der Thäter kann nicht dafür gestraft werden, was bei anderer 
konkreter Sachlage geschehen wäre; wohl aber verlangt das Interesse dor 
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öffentlichen Ordnung, dass der Thäter gestraft werde, weil er die Begehnug 
eines Verbrechens nicht nor gewollt, sondern die verbrecherische WÜlens* 
bestimmnng bereits in solche Thaten amgesetzt hat, die nach seiner Meinung 
den beabsichtigten Erfolg herbeiftthren massten und Ober den Begriff blosser 
Vorbereitungshandlongen hinaosgingen oder, wie das Gesetz sich aasdiückt, 
den Anfang der Aasführnng enthielten. Nur von diesem subjektiven Gesichts¬ 
punkte aus lässt sich die Strafbarkeit des Versuches Oberhaupt begrOnden. 
Denn die objektive Gefährlichkeit einer Handlung besteht nur in der Möglich¬ 
keit eines Uebels als deren Folge; diese Möglichkeit wird aber durch den 
Thäter selbst, wenn auch wider Willen, sofort wieder aufgehoben dadurch, dass 
er die Handlang unter Umständen vornimmt, die den Erfolg unmöglich machen. 
Eine objektive Verschuldung lässt sich also nicht nachweisen, sondern nur eine 
subjektive. 

Wenn das Gesetz zum Thatbestande des strafbaren Versuches erfordert, 
dass die Handlang den Anfang der AusfOhrung enthalte, so kann es nicht 
an eine Etappe auf dem Wege zur Vollendung des Verbrechens gedacht 
haben. Denn jedes Verbrechen besteht bis zu seiner Vollendung nur in der 
Vorstellung des Thäters. Alle seine AasfOhrungshandlungen sind lediglich Ob- 
jektivirung dieser seiner Vorstellung; man kann nicht von ihm erwarten, dass 
er sie den wirklichen Umständen anpasse, wenn diese seiner Vorstellung 
nicht entsprechen, d. h. wenn er sich im Irrthum darüber befindet. Es muss 
daher für den Begriff des Anfanges der Ausführung eines Verbrechens, das im 
Versuchsstadium geblieben ist, genügen, dass die Handlungen den (wenn auch 
irrigen) Vorstellungen des Thäters von dem Kausalverlauf seines Thuns ent¬ 
sprechen — und hieraus folgt unmittelbar, dass es keinen Unterschied begründen 
kann, ob die vermeintlich wirksame Handlang (absolut oder relativ) untauglich 
zur Vollendung des Verbrechens war, oder ob das Hindemiss der Vollendung 
allenfalls in dem Mangel des irrigerweise für gegeben erachteten Objektes lag. 
§. 46 Nr. 1 St. G. B.’s macht keinen Unterschied bezüglich des Hindernisses, 
wenn sein Eintritt nur unabhängig war vom Willen des Thäters. Der Mangel 
einer Leibesfrucht ist ein solches Hindemiss der Vollendung des Verbrechens 
nach §. 218 St. G. B.’s und macht die Ausführung unmöglich, macht aber nicht 
Handlangen unmöglich, die den Beginn des gerade so in der Vorstellung des 
Thäters bestehenden Verbrechens enthalten, wie wenn die Schwangerschaft 
wirklich bestünde. 

Der Ausdruck „Eine Schwangere" in §. 218 St. G. B.’s, auf den das an- 
gefochtene Urtheil besonderes Gewicht legt, entspricht der Thatbestandsbezeich- 
nung des vollendeten Verbrechens, das freilich an die Voraussetzung der Existenz 
einer Leibesfrupht gebunden ist. Ist aber letztere keine notbwendige Voraus¬ 
setzung des strafbaren Versuches ans allgemeinen strafrechtlichen Gründen, 
so kann auch die Bezeichnung „Eine Schwangere" nicht den Sinn haben, den 
Thatbestand des Versuches auf die wirkliche Schwangere zu beschränken, was 
namentlich bei gewissen starken, unfehlbar wirksamen Abtreibungsbehandlungen 
sich für schwanger haltender Frauenspersonen dem Bechtsgefühl wohl mit mehr 
Grund widerstreben würde als ihre Bestrafung. 

Auf Missverständniss der reichsgerichtlichen Entscheidungen beruht der 
im angefochtenen Urtheile vorkommende Einwand, der strafrechtliche Dolus 
allein, ohne den vom Gesetze verlangten objektiven Thatbestand könne die An¬ 
wendung des Strafgesetzes nicht rechtfertigen. Das Beichsgericht hat niemals 
etwas ausgesprochen, was zu diesem Einwand Anlass gäbe; aber es hat für 
die Anwendung des Strafgesetzes über den Versuch nicht den objektiven 
Thatbestand des vollendeten Verbrechens verlangt und konnte dies selbstver¬ 
ständlich nicht. Der objektive Thatbestand des Versuches kann immer nur in 
Handlangen bestehen, die das Verbrechen bewirken sollten, aber nicht konnten; 
ist die Ausführung des Verbrechens in allen Fällen des Versuches unmög¬ 
lich, so kann s i e auch niemals begonnen haben, wohl aber kann die Ausführung 
der Absicht beginnen, das Verbrechen zu begehen, und diese^ kann nur nach 
Anleitung des subjektiven Ermessens des Thäters geschehen. Die Thatbestands- 
zeichnung des Strafgesetzes giebt dabei nur die Bichtung an, in welcher sich 
die Vorstellungen des Thäters bewegen müssen. 

Die Bedenken der Strafkammer gegen den Anschluss an die Becht- 
sprechung des Beichsgerichts sind somit unbegründet. Vergeblich beruft sie 
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sieb darauf, einen Standpunkt zu vertreten, auf welchem „im Allgemeinen auch 
die Rechtswissenschaft" stehe. Sieht man von denjenigen Theorien ab, die 
mit jenen Entscheidungen fibereinstimmen, so kann von einer herrschenden 
Theorie Überhaupt keine Rede sein. Um so willkommener sollte es der Praxis 
sein, in der Rechtsprechung des Reichsgerichts mit dem Beschlüsse der Ver* 
einigten Strafsenate des Reichsgerichts vom 24. Mai 1880 nnd dessen folge* 
richtiger Durchführung endlich festen Boden für eine einheitliche, wissenschaft¬ 
lich begründete, nnd zwar angegriffene, aber nicht widerlegte Auffassung 
gewonnen zu haben. 

In schliesslicher Zusammenfassung obiger Erörterungen und unter Bezug¬ 
nahme auf die oben erwähnten Entscheidungen wird hiermit abermals als rechts¬ 
irrig bezeichnet, einen Unterschied zu machen zwischen Versuch mit tauglichen 
und Versuch mit (absolut oder relativ) untauglichen Mitteln; ferner den Versuch 
des Verbrechens der Eindesabtreibnng (§. 218 St. 6. B.’s) für straflos zu er¬ 
klären, wenn und weil die Thäterin sich über ihre Schwangerschaft geirrt, es 
also an dem Objekte des Verbrechens gefehlt hat, endlich überhaupt für den 
„Anfang der Ausführung" eines Verbrechens andere thatsäcbliche Voraus¬ 
setzungen zu verlangen als solche Handlungen, die nach der Vorstellung des 
Thäters den Thatbestand des Verbrechens erfüllen sollten nnd über blosse Vor- 
bereitongshandlnngen hinausgingen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Deiitsolaeis Relola. 

Veranstaltung einer fortlaufenden Statistik der Taubstummen. 
Bekanntm-achung des Reichskanzlers (gez. i. Stellvertr.: Grafv. Po- 
sadowsky) vom 12. Dezember 1901. 

Der Bundesrath bat in seiner Sitzung vom 12. Dezember 1901 die nach¬ 
stehenden Bestimmungen über eine fortlaufende Statistik der 
T ahbstnmpien beschlossen: 

1. Vom 1. Januar 1902 ab findet eine fortlaufende statistische Aufnahme 
der Taubstummen statt, bei welcher jedes taubstumme oder der Taubstummheit 
verdächtige Kind 

a) bei seinem Eintritt in das schulpflichtige Alter der Vollsinnigen sowie 

b) bei seiner nach diesem Zeitpunkt (a) erfolgenden Aufnahme in eine 
Taubstummenanstalt gezählt wird. 

Die Erhebungen sind ausserdem auch auf diejenigen Taubstummen zu 
zu erstrecken, welche schon vor dem 1. Januar 1902 das schnlpflirhtige Alter 
erreicht haben und sich an diesem Tage in einer Taubstummenanstalt beflnden. 

2. Die statistiscbe Aufnahme erfolgt mittelst Fragebogen nach dem bei¬ 
liegenden Muster. 

3. Der Kopf des Fragebogens ist von der Orts- (Ortspolizei-) Behörde 
ansznfüllen. Die Beantwortung der Fragen 1 bis einschliesslich 12 geschieht 
durch den untersuchenden Arzt, welchem zu diesem Z «recke der Fragebogen 
von der Orts- (Ortspolizei-) Behörde znznst eilen ist. Die Beantwortung der 
Fragen 13 bis 20 erfolgt in der Taubstummenanstalt; bei Eindem, welche 
einer Taubstummenanstalt nicht überwiesen werden, bleiben diese Fragen un¬ 
beantwortet. 

Bei denjenigen Taubstummen, welche am 1. Januar 1902 sich bereits 
in einer Taubstummenanstalt befinden, erfolgt die Ausfüllung des gesummten 
Fragebogens in der Anstalt durch die Anstaltsbehörde nnd den Anstaltsarzt. 

4. Für jedes nicht in einer Taubstummenanstalt befindliche taubstumme 
Kind ist bei dessen Eintritt in das schulpfiichtige Alter der Vollsinnigen der 
Fragebogen gemäss Ziffer 3 Abs. 1 von der Orts- (Ortspolizei-) Behörde anzn- 
legen nnd von dem Arzte hinsichtlich der Fragen 1 bis einschliesslich 12 aus- 
zufüllen. 

5. ^ Bei jeder Aufnahme eines taubstummen Kindes in eine Taubstummen¬ 
anstalt ist dieser ein von der Orts- (Ortspolizei-) Behörde und dem unter- 
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saohenden Arzte gemäss Ziffer 3 Abs. 1 aasgeftUlter Fragebogen za Übergeben. 
In der Anstalt sind die Fragen 13 bis 20 ffir die in das scholpfliohtige Alter 
eingetretenen Taabstammen, in der Regel jedech nicht Tor beendetem ersten 
Sohnijahre za beantworten. 

6. Die nnter 4 and 5 bezeichneten Fragebogen sind, sobald die Ans* 
ftUlang vollständig erfolgt ist, in doppelter Anslertigong an die nach Bestim« 
mang der Landesregierang mit der Nachprflfang betraate Stelle einzosenden. 
Sie sind hier za sammeln and nach vollzogener Nachprfifong in einer Aosfer- 
tigang bis zam 14. Janaar and 15. Jnli jedes Jahres dem Kaiserlichen Qesond* 
heitsamt einzasenden. 


7. Etwa nothwendige Rückfragen können in nnmittelbarem Verkehre 
zwischen dem Kaiserlichen Qesandheitsamt and den mit der Aasfüllnng der 
Fragebogen and deren Nachprttfang betrauten Stellen erledigt werden. Erfolgt 
die Rückfrege nicht bei der mit der Nachprfifong betrauten Stelle, so ist dieser 
das Ergebniss der Rückfrage mitzntheilen. 

8. Das Kaiserliche Gesundheitsamt bearbeitet die Ergebnisse der Stati* 
stik; es ist ermächtigt, anerkannten Fachmännern die Einsichtnahme in das 
Erhebnngsmaterial za gestatten. 


Fragebogen, betreffend 

de . . taabstamme. 

(Vor- nnd^Zonahme.) 

Geboren den ... in. 

(Ort, Kreis, Regierungsbezirk 
beziehungsweise Oberamt etc.) 

wohnhaft in. 

(Ort, Kreis, Bezirk etc.) 
Geschlecht .... 
Religionsbekenntniss .... 

Stand oder Beschäftigung der Eltern 

(des Vaters. 

der Matter.) ') 

1. Ist die der Taabstammheit zu 
Grande liegende Taubheit nach 
Angabe der Angehörigen 
angeboren P . . . . 
erworben? .... 
oder können die Angehörigen 


*) Der Kopf dieses Fragebogens 
ist von der Orts- (Ortspolizei-) Be¬ 
hörde auszuffiUen, die Fragen 1 bis 
einschliesslich 12 sind von dem 
antersnehenden Arzte zn beantworten; 
dem letzteren wird empfohlen, sich 
hierbei ansser mit den Angehörigen 
des untersachten Kindes auch mit dem 
betreffenden Ortsscholiehrer, Geist¬ 
lichen and behandelnden Arzte in 
Verbindung zu setzen. Die Fragen 
13 bis 20 sind in der Tanbstammen- 
anstalt za beantworten and zwar die 
Fragen 13 bis 16 von einem fach¬ 
männisch gebildeten Arzte (Anstalts¬ 
arzt). die Fragen 17 bis 19 von einem 
Taabstnmmenlehrer, die Frage 20 von 
einem fachmännisch gebildeten Arzte 
(Anstaltsarzt) unter Beihfilfe eines 
Taubstammenlehrers. Bei Kindern, 
welche in eine Taubstommenanstalt 
nicht aafgenommen werden, bleiben 
die Fragen 13 bis 20 unbeantwortet. 


hierüber keine bestimmtnn 
Angaben machen P . . . . 
In welchem Lebensalter ist die 
Taubheit zur Wahrnehmung der 
Umgebung gekommen? . . . 

2. Ist das Kind ehelich oder unehe¬ 

lich geboren? .... 

3. Wieviel Kinder hat die Matter 

geboren ? ... . 

4. Wieviel Kinder hat die Matter 

vor dem ontersachten geboren? 
Sind Todtgeborten oder Fehlge¬ 
burten vorausgegangen? . . . 
Wie viele? .... 

5. Wie alt war die Matter bei der 

Gebart des Kindes? . . . . 

6. Wie alt waren die Eltern (Vater, 

Matter) bei der Eheschliessnng? 

7. Sind die Eltern blutsverwandt? . 

(Genaue Angabe des verwandt¬ 
schaftlichen Verhältnisses.) 

8. Sind die Grosseltern (väterlicher-, 

mütterlicher8eits)blatsverwandt? 
(Genaue Angabe des verwandt¬ 
schaftlichen Verhältnisses.) 

9. Leiden oder litten die Eltern 

(Vater, Matter) an Taub¬ 
stummheit? 

angeborener? .... 
erworbener ? . . . . 
an Taubheit? .... 
doppelseitiger? .... 
einseitiger? .... 
an Schwerhörigkeit höheren Grades ? 
an Tuberkulose? .... 
an Geisteskrankheit? .... 
an Kretinismus .... 
an Lues? .... 

(objektive Zeichen? .welche? .) 
an Retinitis pigmentosa') ? . . . 


') Als Zeichen der nicht ganz selten 
bei Taubstummheit auftretenden Reti- 
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fietinitis pigmentoeaP . . . 
Keratitis diffnsaP . . . . 
von Missbildangen (Kopf- nnd 
Schädelbildnng) P. 


Sind die Eltern (Vater, Matter) 
gestorben P .... 
an welcher Krankheit? . . . 

10. Wieviel Geschwister sind taab 

geboren? .... 

Wieviel Geschwister sind taab- 
stnmm geworden? .... 
Wieviel Geschwister leiden oder 
litten an doppelseitiger Taab- 
heit ? . . . . 
an einseitiger Taubheit? . . . 
an Schwerhörigkeit höheren 
Grades ? . . . . 
an Taberkalosep .... 
an Geisteskrankheit? .... 
an Kretinismns ? .... 
an angeborener Lues? .... 
an Keratitis diffusa? .... 
an Betinitis pigmentosa*)? . . 
Wieviel Geschwister sind gestorben? 
ab welcher Krankheit? . . . 

11. Kommen oder kamen bei den Gross- 

eltern oder sonst in der Ver¬ 
wandtschaft 

(Genaue Angabe des verwandt* 
schaftlichen Verhältnisses.) 
Fälle vor 

von angeborener Taabstammheit? 
von erworbener Taubstummheit? 
von Taubheit? .... 
von Schwerhörigkeit höheren 
Grades? .... 
von Geisteskrankheiten? . . . 
von Kretinismua? .... 

12. Ist das Kind seinem Lebensalter 

entsprechend körperlich und 
geistig entwickelt? .... 
In welchem Alter hat es gehen 
gelernt ? . . . . 

13. Ist oder war das Kind mit einem 

körperlichen oder geistigen Lei¬ 
den oder Gebrechen behaftet? 

_ mit welchem? .... 

Sind insbesondere Zeichen vor¬ 
handen : 

von Blödsinn, Schwachsinn oder 
Kretinismus? .... 
von Epilepsie? .... 
von Lähmungen der Extremi¬ 
täten ? . . . . 

des Nervus facialis? . . . 
von Kropf? .... 
von Tuberkulose? .... 
von Skrofulöse? .... 
von Bachitis? .... 
von Lues? .... 
von Störungen des Sehver¬ 
mögens? .... 


nitis pigmentosa sind ausser dem oph¬ 
thalmoskopischen Befunde noch Heme¬ 
ralopie und Einschränkung des Gesichts¬ 
feldes zu beachten. 


14. Zeigen der Nasen-Bachenraum, das 
äussere Ohr, der äussere Gehör¬ 
gang und das Trommelfell bei 
der Untersuchung normales Ver¬ 
halten ? . . . . 
oder Veränderungen? . . . . 
welche? .... 

Ist die Athmung durch die Nase 
frei? .... 

16. Haben aus Anlass der Taubheit 
Heilversnche stattgefunden? . 
Welcher Art? . . . 

Wie lange, nachdem die Taubheit 
zuerst bemerkt wurde? . . . 
(Nur bei erworbener Taubstumm¬ 
heit zu beantworten.) 

16. Während welcher oder in unmittel¬ 

barem Anschluss an welche 
Krankheit ist die Taubheit be¬ 
merkbar geworden? 
nach epidemischer Genickstarre? 
nach anderen Gehimkrankheiten? 

nach welchen? .... 
nach Scharlach? .... 
nach Masern? .... 
nach Diphtherie? .... 
nach Pocken? .... 
nach Unterleibstyphus? . . . 

nach Keuchhusten ?. 

nach Mumps? .... 
nach Influenza? .... 
nach Ohrenleiden? .... 
nach Kopfverletzung (Fall oder 
Schlag auf den Kopf, Zangen¬ 
geburt) ? . . . . 
nach welcher sonstigen Erkran¬ 
kung? .... 

17. Hatte das Kind vor der Zeit, in 
welcher der Gehörmangel bemerk¬ 
bar wurde, 

schon sprechen können? . . . 
schon lesen gelernt? .... 

18. Hat das Kind schon Taubstummen¬ 

unterricht genossen? .... 

19. Bedient sich das Kind im Verkehre 
mit seiner Umgebung ausschliess¬ 
lich der Zeichensprache? .... 

oder sind noch Sprachreste vor¬ 
handen? .... 

In welchem Umfange!? . . . 

20. Hört das Kind noch Töne? . . . 

(Qualitative und quantitative 
Prüfung mit der kontinuir- 
lichen Tonreihe.) 

Hört das Kind noch Vokale? . . 
welche nnd auf welche Entfer¬ 
nung? .... 

Hört das Kind noch Konsonanten ^ 
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welche and aof welche Entfer- 
nnng f ... . 

HOrt das Eind noch Worte P . . 
welche und aof welche Entfer* 
nnng? .... 


Hört das Kind noch Sfttse P . . . 
(Beispiel.) 


auf welche Entfernung P . . . 


B« Könifgireloli Prenseieii. 
üntersnchong nnbemittelter Militärreklamanten durch die Kreis¬ 
ärzte. Erlass der Minister der n. s. w. Medizinalangelegen¬ 
heiten (gez. i. Anftr.: Förster) and des Innern (gez. i. Anftr.: Peters) 
Yom 26. November 1901 — M.d.g.A. M. Nr. 3005, M. d. I. M. Nr. 2693 
— an den Herrn Begiemngspräsidenten in Kassel and sämmtlichen Königlichen 
Begiemngspräsidenten znr Kenntnissnahme mitgetheilt. 

Anf den Bericht vom 27. Jnni 1901 Nr. 5700, erachten wir es im Ein-* 
Verständnisse mit dem Herrn Eriegsminister nicht für znlfissig, die in dem 
§. 115 e der Dienstanweisnng für die Kreisärzte erwähnte üntersnehnng von 
Angehörigen Militärpflichtiger (Beklamanten) aof ihre Erwerbs- oder Anfsichts- 
fähigkeit dnreh Privatärzte vornehmen zn lassen (vergl. anch §. 33, Nr. 5, 
Abs. 2 der dentschen Wehrordnnng vom 22. Jnli 1901). 

Da der Ministerialerlass vom 22. September 1860 — M. d. g. A. H. 
Nr. 4003/60311, M. d. I. Nr. I. 2130 — nicht anfgehoben ist, so können nach 
wie vor die Kosten der von Kreisärzten vorgenommenen TJntersnchnngen nnbe¬ 
mittelter Militärreklamanten, falls der znständige Landrath die Zablnngsnn- 
fäUgkeit derselben bescheinigt, anf den Fonds der Begiemng zn allgemeinen 
poÜMilichen Zwecken übernommen werden. 


Anzeige von Wohnortswecbsel und Ableben eines znr Verfflgnng 
gestellten Medizinalbeamten. Erlass desMinisters dem.s. w. Medi¬ 
zinalangelegenheiten (im Anftr. gez.: Förster) vom 9. Dezember 
1901 — M. Nr. 3651 II — an sämmtliche Königlichen Begiemngspräsidenten. 

Die Herren Begiemngspräsidenten ersnehe ich mit Bezog anf den Erlass 
vom 3. Jnni d. J. — M. d. g. A. M. 6601; Fin. Min. I. 5994 — ergebenst, 
von jedem Wechsel des Wohnortes, sowie von dem Ableben eines bei dem In¬ 
krafttreten des Kreisarztgesetzes znr Verfügnng gestellten Medizinalbeamten 
nnter Angabe des Todestages, sowie der etwa znm Bezöge des Onadenqnartais 
berechtigten Hinterbliebenen mir baldgefölligst Mittheilnng zn machen. 


Strafgericbtliche Verfolgung der Kurpfuscherei. Erlass des 
Justizministers (in Vertret. gez.: Küntzel) vom 21. Dezember 1901 
— L 7546 — an sämmtliche Herren Ober - Staatsanwälte. 

Nach einer Mittheilnng des Herrn Ministers der geistlichen, ünterrichts- 
nnd Medizinalangelegenheiten ist ans den Kreisen der Aerzte im Lanfe der 
letzten Jahre wiederholt Klage darüber geführt worden, dass seit der dnreh die 
Beichsgewerbeordnnng erfolgten Anfhebnng des früher in Prenssen bestandenen 
Knrpfnschereiverbots (§. 199 des Strafgesetzbnehs vom 14. April 1851) die Knr- 
pfnscherei in einem solchen Masse zngenommen habe, dass ein Einschreiten im 
öffentlichen Interesse geboten erscheine. Die ans Veranlassnng dieser Be¬ 
schwerden veranstalteten Erhebnngen haben ergeben, dass anf dem Gebiete 
des Knrpfnschereiwesens, insbesondere dnreh Anpreisung von Heilmitteln nnd 
Heilmethoden gegen alle möglichen Krankheiten durch nicht approbirte Per¬ 
sonen Auswüchse entstanden sind, denen im Interesse des Pnbliknms entgegen¬ 
getreten werden muss. Zn den für die Bekämpfnng der hervorgetretenen 
Missstände in Vorschlag gebrachten Massregeln gehört auch die Anwendung 
der 'Bestimmungen des Beichsgesetzes znr Bekämpfnng des unlauteren Wett¬ 
bewerbs vom 27. Mai 1896 (G. G. Bl. S. 145). Wie die in der Entscheidung 
dra Beichsgerichts vom 16. Jnni 1900*) nnd die dazu erstattete, durch Ver- 
mittelnng des Herrn Staatssekretärs des Beichsjnstizamts dem Herrn Minister 
der geistlichen, ünterrichtn- nnd Medizinalangelegenheiten zngegangene Er¬ 
klärung des Oberreichsanwalts vom 23. Oktober 1900 ergiebt, bat das Beiebs- 


*) S. Beilage zn Nr. 17, Jahrg. 1900, S. 179. 
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gerioht die Bestimmnogen des §. 4 des genannten Gesetzes auch anf die von 
den sogenannten Heilkttnstlem daigebotenen „gewerblichen Leistungen" flir 
anwendbar erklKrt. Nach §. 12 a. a. 0. ist die Strafverfolgung in den Fällen 
des §. 4 von einem Antrag abhängig, welcher von jedem der in dem §. 1 Abs. 1 
bezeichneten Gewerbetreibenden und Verbände gestellt werden kann. Zu den 
Antragsberechtigten werden ausser den Aerzten selbst auch die zur Vertretung 
der Interessen des ärztlichen Berufs berufenen Aerztekammern bezw. deren 
Vorstände (§§. 1, 2, 9 der Verordnung vom 25. Mai 1887 (G. S. S. 169), betreffend 
die Errichtung der ärztlichen Standesvertretnng) zu rechnen sein. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich, die Ihnen unterstellten Beamten der 
Staatsanwaltschaft hierauf hinzu weisen und auf eine nachdrückliche Verfolgung 
der eingehenden Strafanträge hinzuwirken. 


Mittheilnng von dem Auftreten gefahrdrohender Volkskrank¬ 
heiten an die Militärbehörden. Erlass der Minister der n. s. w. Me¬ 
dizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: Förster) und des Innern 
(gez. i. Vertr.: Bischoffshausen) vom 11. Dezember 1901 — M. d. 
g. A. M. Nr. 13655, M. d. I. Ila Nr. 9311 — an die Herren Oberpräsidenten 
und sämmtlichen Königlichen Begierungspräsidenten zur Eenntnissnabme mit- 
getheilt. 

Als Gelände für militärische Uebnngen im Sinne unseres Erlasses vom 
16. September 1901 — M. d. g. AM. Nr. 12968, M. d. I. Ila 7447*) — betr. 
die Mittheilnng von dem Auftreten gefahrdrohender Volkskrankheiten an die 
Militärbehörden, gilt ausser den Manövergeländen auch dasjenige für die Ab¬ 
haltung des Begiments- und Brigade-Exerzirens. 


Mitwirkung der Kreisärzte anf dem Gebiete der Schulhygiene. 
Eriass des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gen 
Stndt) vom 18. Dezember 1901 — M. u. g. A. D. HI. A. Nr. 2315 — 
an sämmtliche Königliche Begierungen. 

Durch die am 1. April 1901 zugleich mit dem Gesetze, betr. die Dienst¬ 
stellung des Kreisarztes und die Bildung von Gesundheitskommissineen vom 
16. September 1899 (Ges.-S. S. 172) in Kraft getretene Dienstanweisung für 
die Kreisärzte vom 23. März 1901 (Min.-Bl. f. Medizinal- u. medizinische Un¬ 
terrichtsangelegenheiten, Jahrg. I, S. 2 ff.) sind den Kreisärzten u. A. auch 
wichtige Verrichtungen anf dem Gebiete der Schulhygiene übertragen worden. 
Die in Betracht kommenden Vorschriften finden sich in den §§. 94—97 der 
Anweisnng (folgt der Wortlaut derselben). 

Indem ich die Aufmerksamkeit der Unterrichtsbehörden auf diese Be¬ 
stimmungen lenke, veranlasse ich die Königliche Begiemng, in den gemäss dem 
Erlasse vom 16. Mai 1893 — U. III. B. Nr. 1714 — zu erstattenden Verwal- 
tungsberichten in Zukunft auch die Frage der Schulhygiene ausführlich zu er¬ 
örtern und sieh insbesondere auch darüber zu änssern, wie sich die obenge¬ 
dachten Vorschriften bei ihrer praktischen Handhabung bewährt haben, und ob 
sie geeignet sind, die gesundheitliche Beaufsichtigung der Schalen in aus¬ 
reichendem Masse sicher zu stellen. 


Aufbewahrung von in' fest verklebten Papierbeuteln abgefassten 
Arzneimitteln, sowie deren Prüfung bei den Bevisionen der Drogen- 
handlnngen und Schrankdrogisten. Verfügung des Königlichen 
Begierungspräsidenten in Köln vom 25. September 1901 an den 
Herrn Landrath in Bonn; sämmtlichen Herren Landräthen und Kreisärzten zur 
Beachtung mitgetheilt. 

Zugeklebte Papierbentel, in denen sich für den Handverkauf abgefasste 
Drogen befinden, können in den Drogenhandlungen ebenso wenig wie m den 
Apotheken als Vorrathsgefässe angesehen werden. Dagegen ist auch in den 


*) S. Beilage zu Nr. 19, Jahrg. 1902, S. 138. 
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Drogen* and ähnlichen Handlangen za verlangen, dass eolche Papierhentel in 
ordnongsmässig hezeichneten Behältern, die als Vorrathsgefässe za betrachten 
sind, anfbewahrt werden. 

Hierbei mache ich aof Folgendes anfmerksam: 

Da nach Nr. 6 des Banderlasses vom 1. Febraar 1894, betreffend die Be- 
sichtigong der Drogen- and ähnlichen Handlangen, die vorhandenen Arznei¬ 
mittel and Arzneistoffe bei der Besichtignng aof Gttte and Echtheit za prüfen 
sind, so ist der der Besichtigangskommission angehörende Kreisarzt berechtigt 
and verpflichtet, eine Oeffnang der Papierhentel behofs Vornahme der Prttfnng 
der darin enthaltenen Arzneimittel za verlangen. Der Umstand, dass die 
Drogen, besonders an die sog. Schrankdrogisten fast ansschliesslich bereits ab¬ 
gefasst in fest verklebten Papierbeatein geliefert werden, bedeutet also nur 
eine Erschwerang der Besichtignng. Diese Erschwerung darf and wird aber 
am so weniger die ünterlassang der Prflfang der in dieser Art abgefassten 
Drogen zur Folge haben, als die Erfahrang gezeigt hat, dass solche Drogen in 
Folge langer and anzweckmässiger Anfbewabrnng nidit selten verdorben und 
werthlos geworden sind. 


O. Heirzoartlaum Saohseii. - Bffeimiiigen. 

Benachrichtignng der Militärbehörden über das Auftreten an¬ 
steckender Krankheiten. Erlass des Staatsministeriam, Abth. 
des Innern, vom 18. September 1901. 

Vorbehaltlich der zuständigen Beschlossfassong des Bnndesraths auf 
Grund des §. 39 Abs. 3 des Beichsgesetzes vom 30. Juni 1900, betreffend die 
Bekämpfang gemeingefährlicher Krankheiten (Reichs-Gesetzbl. S. 306 ff.), wird 
hiermit einstweilen bestimmt, dass die Magistrate der Garnisonorte and die 
Herzoglichen Landräthe rflcksichlich derjenigen Orte, welche im Umkreise von 
20 km von Garnisonorten oder im Gelände für militärische Uebungen gelegen 
sind, nach erlangter Kenntniss von vorkommenden Erkrankangen der nachver- 
zeichneten Art an die Militärbehörden alsbald MittheUang za machen haben. 

Diese Mittheilangen haben sich za erstrecken auf: 

a. jede Erkrankung an Aussatz und an Unterleibstyphns, sowie jeden 
Fall, welcher den Verdacht dieser Krankheiten erweckt, ferner jede Erkrankung 
an Kopfgenickstarre (Meningitis cerebrospinalis) oder an Bückfallfieber; 

b) jeden ersten Fall von Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest, Pocken, 
sowie das erste Auftreten des Verdachts einer dieser Krankheiten in dem be¬ 
treffenden Orte; 

c. jedes gehäufte (epidemische) Auftreten der Bahr (Dysenterie), der 
Diphtherie, des Scharlachs, sowie jedes neue Vorkommen von Massenerkranknngen 
an der Körnerkrankheit (Trachom). 

Ueber den weiteren Verlauf der unter b aafgefflhrten Seuchen and der 
Bahr (Dysenterie) sind wöchentlich Zahlenübersichten der neu festgestellten 
Erkrankungs- and Todesfölle einzasenden. Ferner ist eine MittheUang za 
machen, sobald Diphtherie, Scharlach, sowie Körnerkrankheit (Trachom) er¬ 
loschen sind oder nar noch vereinzelt anftreten. 

Jeder MittheUang betreffs der in a and b hezeichneten Krankheiten sind 
Angaben über die Wohnungen and die Gebäude, in welchen die Erkrankangen 
oder der Verdacht aafgetreten sind, belzufügen. 

Die Mittheilangen sind für Garnisonorte and für die in ihrem Umkreise 
von 20 km gelegenen Orte an den Kommandanten oder, wo ein solcher nicht 
vorhanden ist, 6tn den Garnisonältesten, für Orte im mUitärischen Uebongs- 
gelände an das Generalkommando za richten. 

Die Militärbehörden sind veranlasst, von den in ihrem Dienstbereich vor¬ 
kommenden Erkrankangen den Polizeibehörden ebenfalls MittheUang za machen. 


VerantwortLBedakteor: Dr. Bapmund, Beg.-n. Geh. Med.-Bath in Minden i. W. 

0 , 0. Brani Bnohdraoker«!, Minden, 
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nicht die Henteliong von Wein in der vom Angeklagten bethätigten Weise, 
ist verfehlt Denn im Eingänge dieses Gesetsesparagraphen ist als eine «Ver- 
flUsohnng des Weines im Sinne des §. 10 des Gesetzes vom 14. Mai 1879“ 
bezeichnet insbesondere die HersteUnng von Wein nnter Verwendang eines 
Anfgosses von Znckerwasser auf ansgepresste Trauben (Trester) oder unter 
Verwendung von Bosinen (ausser zu Dessertwein). Der §. 10 a. a. 0. aber ver¬ 
bietet bei Strafe, Nahmngs- und Genussmittel nachzumachen oder zu ver- 
fiUschen, allerdings nicht ganz allgemein, wohl aber — und dies Übersieht die 
Strafkammer — zum Zwecke der Täuschung im Handel und Verkehr. Diese 
Strafbestimmung des Nahrungsmittelgesetzes ist im Gesetz vom 20. April 1892 
nirgends au^ehoben, und in den Motiven zu letzterem (S. 13 Nr. 4) ist denn 
auch darauf hingewiesen, dass die an eine Zuwiderhandlung gegen die §§. 8 
und 4 sich knttpfenden Wirkungen bei der fttr die Vorschriften gewählten 
Fassung ohne Weiteres ans den Strafbestimmungen des Nahrungsmittelgesetzes 
sich ergeben. Es unterliegt ihr also die Herstellung des vom Angeklagten be¬ 
reiteten Getränkes, sofern sie „zum Zwecke der Täuschung im Handel und 
Verkehr“ geschehen ist. Diesen Zweck verfolgt aber die Fabrikation nicht 
bloss dann, wenn der unmittelbare Abnehmer des nachgemachten oder ver¬ 
fälschten Gennssmittels über die wahre Beschaffenheit desselben in Unkenntniss 
gelassen wird, sondern auch in dem Falle, wenn sie bewusstermassen daza 
dient, trotz einer Aufklärung des unmittelbaren Abnehmers über die Beschaffen¬ 
heit der Waare, das ans der Hand dieses Abnehmers — sei es unmittelbar oder 
mittelbar — das Genussmittel erwerbende Publikum zu täuschen. Diese Be¬ 
deutung des Begriffsmerkmales „der Täuschung in Handel und Verkehr“ ist in 
ständiger Bechtsprechnng des Reichsgerichts festgehalten worden und auf sie 
ist auch in der Begründung des Entwurfes zum Gesetze vom 20. April 1892 
ausdrücklich hingewiesen. Nachdem aber im Nahmngsmittelgesetz durch die 
Strafandrohung ^ die Verfölsehnng von Nahmngs- und Gtennssmitteln als selbst¬ 
ständige Deiiktsform neben dem Feilbalten und Verkauf der gefälschten Waare 
dieser Art das Bedürfniss zum Ausdmck gelangt ist, dass schon gegen die 
Fabrikation jener Dinge zu Täuschungszweeken ohne Rücksicht darauf, ob 
ein Verkauf bezw. ein Feilhalten bereits stattgefunden hat, strafgericbüich ein¬ 
geschritten werde, so ist ganz unerfindlich, aus welchen Erwägungen der Ge¬ 
setzgeber eine Ausnahme zu Gunsten der Weinfälschung im §. 4 des mehrer- 
vrthnten Gesetzes vom 20. April 1892 hätte zulassen sollen. Dass dies nicht in 
seiner Absicht gelegen, bestätigen die Motive auch ausdrücklich, indem sie ans- 
führen, es würde ein bedauerUcher Rückschritt sein, wenn für den Verkehr mit 
Wein die Vorschriften des §. 10 des Nahrungsmittelgesetzes ganz ausser Kraft 
gesetzt würden und der Verkehr dieses Schutzes gegen Täuschungen beraubt 
werden sollte. Klarstellung der Anwendbarkeit des Nahmngsmittel- 
gesetzes auf den Verkehr mit Wein, insbesondere durch Abgrenzung der zu¬ 
lässigen Behandlung des Weines gegenüber vielfach verbreiteten Bereitungs¬ 
arten, die als Verfälschungen anznsehen sind, war der wesentliche Zwe<dc des 
neuen Gesetzes, keineswegs Beseitigung wirksamer Handhaben 
zur Bekämpfung der das Publikum täuschenden Weinfälschungen. 

Die Ansicht des ersten Richters, dass der Angeklagte durch die Dekla¬ 
ration seines Fabrikates gegenüber seinen Abnehmern, den Zwischenhändlern, 
gegen jede strafrechtliche Inanspruchnahme aus dem Nahrungsmittelgesetze 
gedeckt sei, ist also irrig. Vielmehr kann sich der Knnstweinfabrikuit auch 
in solchem Falle je nach seiner subjektiven Willensricbtnng sowohl eines Ver¬ 
gehens gegen §. 10 Nr. 1, als auch der Theilnahme an einem Vergehen gegen 
§. 10 Nr. 2 des Nahmngsmittelgesetzes schuldig machen, und die Ablehnung 
einer Erürterang dieser subjektiven Willensrichtung des Angeklagten beruht 
auf einem Rechtsirrtbum um so mehr, als, wie oben erwähnt, das Gericht aus¬ 
drücklich hervorhebt, dass die Zwischenhändler das Fabrikat des Angeklagten 
unter Verschweigung der Verfälschung als Wein weiter verkauft haben, und 
dass dem Angeklagten „das Bewusstsein einer solchen Täuschung nicht abge¬ 
sprochen werden künne“. 

Der Revision war hiernach in üebereinstimmung mit dem Anträge des 
Oberreiehsanwalts stattzngeben. 
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1. Begriffner widematfirliehen ünsncht gemiUw §. 176 
Auch die zur Unzucht mit einem anderen Manne sich nur hinge* 
bende Mannsperson ist strafbar, gleichgültig, ob sie in eigener 
wollüstiger Absicht handelt oder nicht. Urtheil des Beichsgeriohts 
(n. Strafsenats) vom 29. März 1901. 

Die Revisionen des Angeklagten und seines Vaters als seines gesetilichen 
Vertreters sind verworfen. 

1. Wie das Reichsgericht in ständiger Rechtspreehnng angenommen hat, 
gehört znm Begriffe der widematttrliohen Unzucht gemäss §. 176 S10.B.’8 die 
Vornahme einer dem Zwecke der naturwidrigen Befriedigung des Geschlechts* 
triebes dienenden, dem natürlichen Beischlafs ähnlichen Handlung. 
Wenn die Revisionen zunächst behaupten, dass eine Handlung, bei der ein 
Mann das männliche Glied eines Anderen in den Mund nimmt und daran sangt, 
auf seiner Seite überhaupt, also objektiv, kein der Vollziehung des 
natürlichen Beischlafes ähnliches Verhalten darstelle, so genügt es, dem gegen* 
über auf die wiederholten Entscheidungen des Reichsgerichts hinznweisen, die 
in dieser äusseren Beziehung durchaus gleich liegende Fälle betrafen. 
In diesen hatten die Instanzgerichte die Handlungen gerade für beischlafs* 
ähnlich erachtet und das Reichsgericht hat darin keine Verkennung des Be* 
griffes der widernatürlichen ünzncht zwischen Personen männlichen Geschlechts 
gefunden. Von dieser Auffassung abzugehen, liegt keine Veranlassung vor. 

Die Ausführung der Revisionen aber, die höchstens änsserlich vorhandene 
Aehnlichkeit mit depi natürlichen Beisehlafe werde durch den unverkennbaren 
Ekel und Widerwillen, den die Handlung hervormfe, beseitigt, kann an dieser 
Stelle schon deshalb nicht in’s Gewicht fallen, weil bei der Umgrenzung des 
Begriffes der Unzucht zwischen Personen männlichen Geschlechts in objek* 
tiver Beziehung die Handlung eben nur in ihrer äusseren Gestalt in Bü<A* 
sicht gezogen werden kann. Aber auch der geltend gemachte, ans den natür¬ 
lichen Empfindungen des Handelnden abgeleitete Grund trifft nicht zn. 
Die Revisionen gehen bei ihrer hierauf bezüglichen Darlegung von den Ge¬ 
fühlen eines natürlich empfindenden Menschen ans. eine Voraussetzung, die 
in Fällen der vorliegenden Art aber nicht nothwendig erfüllt ist. 

2. Im Weiteren stellen die Revisionen das Vorliegen des Thatbestandes 
des §. 175 St.G.B.’8 deshalb in Abrede, weil diese Strafvorschrift nur denjenigen 
treffe, bei dem auch das subjektive Erfordemiss erfüUt sei, dass er selbst 
die Handlung znm Zwecke der geschlechtlichen Erregung, zur Herbeiführung 
wollüstiger Empfindungen vorgenommen habe, wogegen im vorliegenden FaUe 
auf der Hand liege, dass die Handlung auf Seiten des Angeklagten 
Th. einen geschlechtlichen Reiz oder irgend ein Wollnstgefühl unmöglich erregt 
oder die Erregung eines solchen znm Zwecke gehabt habe. Der Vorderricbter 
hat in dieser Beziehung nur die Angabe des Angeklagten Th., er sei von dem 
bisherigen Mitangeklagten D. durch Schläge und Drohungen zu seiner Hand¬ 
lungsweise gezwungen worden, für nnglaubhaft erklärt, weil er beispielsweise 
durch einen Biss sich der ihm gestellten Znmnthnngen hätte erwehren kOnnen. 
Eine bestimmte'^Feststellnng hat er dagegen in subjektiver Hinsicht nicht 
getroffen, insbesondere nicht dahin, dass der Angeklagte Th. die Handlung zur 
Erregung oder Befriedigung auch seines Geschlechtstriebes vorgennmmen 
habe. Es bedurfte dessen aber auch nicht. Die widernatürliche Unzucht 
zwischen Männem^ist ihrer'Natur nach ein vorsätzliches Vergehen. An 
sich genügt daher in subjektiver Beziehung das Wollen einer That, die sich 
als beischlafsähnliche Handlung zwischen Personen männlichen Geschlechts dar¬ 
stellt, verbunden mit der Eenntniss der hierin liegenden Thatumstände. Dass 
ausserdem noch eine auf Erregung oder Befriedigung des Geschlechtstriebes 
gerichtete Absicht gefordert wird, ist nur eine Folge ans dem Begriffe der 
Unzucht, der eben verlangt, dass die Handlung, die als solche erscheint, der 
Erregung oder Befriedigung des Geschlechtstriebes, der Wollust mindestens des 
einen Theiles zn dienen bestimmt ist. Nicht jedoch folgt ans diesem Begriffe 
noch weiter, dass auch die zur Verübung der Unzucht mitwirkende andere 
Person nothwendig eine gleiche Absicht bei ihrer Mitwirkung verfolge. Jenes 
Erfordemiss bestimmt nur den Charakter der That beider Personen als einer 
änsseren Einheit: die ^Unzucht" ist nicht denkbar, ohne dass wenigstens 
ein Theil in wollüstiger Absicht handelt. Dagegen braucht diese nicht noth* 
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wendig aneh bei dem anderen Tonnliegen. Es genügt, dam dieser aneh 
seinerseits bewosster* tud gewolltermassen in der beischlafaahnllchen Handlang 
mitwirkt, sie insoweit selbst yornimmt oder duldet, and swar in 
Kenntniss davon, dass der Andere dabei in der Absieht der Brregn^ 
oder Befriedigung seines Giesohlechtstriebes handelt. Indem aber der §. 175 
St;G.B.*s dieUnincht „swischen Personen mtnuliehen Gesehlechts“ mit Strafe 
bedroht, richtet er sich schon nach dieser Fassung gegen die beiden bei einer 
Uniucht lusammenwirkenden Personen, ohne üntersohied, wer dabei als 
dw thStige oder der leidende Theil erscheint, und ob beide oder nur einer dabei 
eine wollüstige Absicht verfolgt. 

Dies wird auch durch die Entstehungsgeschichte der Strafbestimmung 
bestiltigt. Nach der Begründung lu dem Entwi^e des Strafgesetsbuches sollte 
durch den §. 175 „die auf die Sodomie und Päderastie im preussischen 
Strafgesetibuche angedrohte Strafe“ aufrecht erhalten werden. Gerade bei der 
Gesttdt aber, welche die widernatürliche Unsacht swischen Personen männlichen 
Geschlechts in der Päderastie annimmt, besteht die Gefahr, dass sie geradesu 
gewerbsmässig betrieben wird. Schon deshalb musste der Wille des Ge> 
setsgebers, der hauptsächlich diese Form der widernatürlichen ünzucht treffen 
wollte, namentlich auch auf die Bestrafung solcher männlicher Personen ge¬ 
richtet sein, die üch gegen Entgelt zur Verübung der Unsacht mit Männern 
bereit finden liessen. Er konnte deshalb die Bestrafung der zur Unsudit mit 
einem anderen Manne sich nur hin gebenden Mannsperson schon aus diesem 
Grunde nicht davon abhängig machen wollen, dass aum er zur Erregung oder 
Befriedigung seines Geschlechtstriebes gehandelt habe. 

Auch aus der bisherigen Rechtsprechung des Reichsgerichts ist nicht zu 
entnehmen, dass dieses Erforderniss für beide Zusammenwirkende anfgestellt 
wäre. In dem Urtheile des erkennenden Senats vom 21. März 1881 ist nur im 
Allgemeinen hervorgehoben, dass „bei einem Mehrheitsdelikte“. . . „aus irgend 
einem Grande der eine Betheiligte als schuldlos oder straflos erscheinen 
kOnne.“ In dem Urtheile des I. Strafsenats vom 3. Februar 1890Taber ist aus- 
geführt, es brauchten nicht immer beide Personen, die bei der widernatürlichen 
Unzucht in Berührung träten, die Befriedigung des Geschlechtstriebes ansu- 
streben, vielmehr werde der Thatbestand des §. 175 von derjenigen dieser 
Personen, bei der Jener Dolus“ vorhanden sei, auch dann erfüllt, wenn die 
andere Person, sei es wegen Unzurechnungsfähigkeit, sei es wegen 
Strafunmündigkeit strafrechtlich nicht verfolgt werden kOnne. Dass 
jeder der beiden Thäter gerade die Befriedigung des eigenen Geschlechts- 
triebes erstreben müsse, irt hier nicht als Inhalt des „Dolus“ bezeichnet, und 
deshalb tritt die dortige Ausführung, so aufgefasst, mit der des gegenwärtigen 
Urtheils nicht in Widerspruch. Anderseits ist dort in Ansehung der anderen 
Person, die nicht die Befriedigung ihres eigenen Geschlechtstriebes sucht, 
von dem Falle der Unsurechnungsfähigkeit oder Strafunmündig¬ 
keit aasgegangen, die Entscheidung über einen Fall wie den vorliegendeni&o 
offen gelassen. 

Der Bemerkung der Revisionen gegenüber, die Handlungsweise des An¬ 
geklagten Th. könne höchstens als Theilnahme an der von D. verübten 
Unzucht aufgefasst werden, mag schliesslich noch bemerkt werden, dass, wie 
aus dem Dargelegten sich ergiebt, das Gesetz die widernatürliche Unzucht 
zwischen Personen männlichen Geschlechts als selbstständige Strafthat 
jedes der beiden nothwendig Zusammenwirkenden ansiebt, mag neben dem 
Vorsätze zur Verübung der Unzucht als eigener That die Absicht auf Be¬ 
friedigung des eigenen Geschlechtstriebes gehen oder nur das Bewusstsein 
bestehen, dass der Andere in dieser Absicht handelt. Deshalb ist insbe¬ 
sondere die Annahme, dass der nicht in eigener wollüstiger A^cbt 
Handelnde als Gehülfe des anderen Thäters zu betrachten sei, ausgeschlossen. 


Begriff der ALnkttndignng unnttehtiger Sehriften nsns Zwecke 
derlVerbreitnng im Sinne des §. 184 St. G. B.’8. Darunter fällt jede 
Kundgebung, durch die -auf die Gelegenheit zum Bezüge derartiger 
Stdiriften (z. B. durch Öffentliches Anbieten der Versendung eines Ka- 
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talogs) hingewiesen wird, ürtheil des Beichsgerichts (IV. Straf¬ 
senats) vom 9. Juli 1901. 

Der die Freisprechung der beiden Angeklagten anfechtenden Bevision 
der Staatsanwaltschaft war Folge zu geben. 

Gegenstand der auf §. 184 Nr. 1 St. G. B.’s gestutzten Beschuldigung 
bilden die beiden im ürtheile erster Instanz wiedergegebenen Inserate, welche 
in zwei Nummern des zu N. erscheinenden Wochenblatts „Der Hausfreund für 
Stadt und Land" am 14. und 21. Juli 1900 veröffentlicht sind. Diese Veröffent¬ 
lichung ist, wie für erwiesen erachtet, durch einen bezüglichen Auftrag des 
Angeklagten Sch. veranlasst. Der Angeklogte G. ist als der für den Inseraten- 
theii des gedachten Blattes verantwortliche Bedaktenr in Anspruch genommen. 

' Das im ürtheil unter I angeführte Inserat 'betrifft nach der Feststellung 
der Vorinstanz ein Buch, in dem eine von dem praktischen Arzte Dr. v. L. 
unter dem Titel: „Liehe ohne Kinder. Ein ärztlicher Bathgeher zur Verhütung 
der Empfängniss" verfasste Abbandlnng enthalten ist. Die Strafkammer hat 
die Frage, ob diese Abhandlung als eine unzüchtige Schrift im Sinne des 
§. 184 Nr. 1 a. a. 0. zu betrachten sei, des Näheren geprüft, ist aber unter Be¬ 
rücksichtigung der Tendenz ihrer Erörterungen, sowie ihrer Schreibweise, die 
als streng wissenschaftlich und höchst dezent charakterisirt wird, zu dem Er- 
gebniss gelangt, dass sie in keinem Tbeile geeignet sei, das Scham- und Sitt- 
licbkeitsgefühl in gescblechtlicher Beziehung zu verletzen, — das Inserat mithin 
insoweit ab Ankündigung einer unzüchtigen Schrift nicht angesehen werden 
könne. Diese Auffassung ist wesentlich tbatsächlicher Natur. Dass sie durch 
Bechtsirrthum beeinflusst sei, wird nicht erkennbar. Der von der Staatsanwalt¬ 
schaft in dieser Bichtang erhobene Angriff erscheint nicht begründet. Eines 
näheren Eingehens auf diesen Punkt bedarf es übrigens nicht, da die ange- 
fochtene Entscheidung aus anderen Gründen nicht aufrecht erhalten werden kann. 

In dem erwähnten Buche sind, wie iih ürtheile bemerkt wird, der Ab- 
bahdlung des Dr. v. L. noch nachgefügt: 

1. Die'Ankündigung eines anderen, bei Emil F. in L. erschienenen Buches 
von Dr. H. Sch. über Gesunderhaltung in der Ehe nebst Inhaltsangabe. 

2. Ein Verzeichnbs verschiedener durch W. M. in L. zu beziehender 
Bücher, welche sich ihrem Titel nach sämmtlich auf sexuellem Gebiet bewegen. 

3. Die Aufführung verschiedener, durch das Spezialgeschäft für sexuelle 
Hygiene von W. M. in L. zu beziehender Gebrauebsgegenstände, Präservativs 
und dergleichen. 

Die Vorinstanz hat die ünzüchtigkeit dieser letzteren schriftlichen Kund¬ 
gebungen nnerörtert gelassen, indem sie davon ausgebt, dass eine Ankündi¬ 
gung derselben durch das in Bede stehende Inserat überhaupt nicht erfolgt 
sei, weil es in keiner Weise erkennen lasse, dass der v. L.’schen Abhandlung 
noch ein Verzeichniss von anderen Schriften oder von Gebranebsgegenständen 
der in der Auiftthrnng zu 3 bezeiebneten Art nachgedrnckt sei. — Diese Aus¬ 
führung ist zu beanstanden. Das Inserat hat augenscheinlich die Ankündigung 
des fraglichen Baches in der Gestalt bezweckt, wie es von dem Angeklagten 
Sch. zum Bezüge der Beflektanten bereit gehalten wurde. Nach den ürtheils- 
feststellnngen erscheint es aber nicht zweifelhaft, dass es in dieser Gestalt die 
vorstehend hervorgehobenen Kundniachnngen als Bestandtheile mit enthalten 
hat. Die Ankündigung des Buches schliesst folgeweise auch die Ankündigung 
dieser Bestandtheile in sich. Wenn die Vorinstanz das Gegentheil annimmt, 
so beruht dies nicht sowohl auf einer bloss thatsächlichen Würdigung des Sach¬ 
verhaltes, als vielmehr auf der rechtlich fehlsamen Meinung, es könne als zur 
Verbreitung angekündigt nur das gelten, worauf die in der Ankündigung ver¬ 
wendete Bezeichnung des zum Bezüge angebotenen Buches hinweist. Wäre 
dies richtig, so würde denen, welche sich mit der Verbreitung von Büchern 
unzüchtigen Inhaltes beschäftigen, ein bequemer Weg. eröffnet sein, die An¬ 
kündigung derselben der Strafbestimmung des §. 184 Nr. 1 St. G. B.’s in der 
Fassung des Gesetzes vom 25. Juni 1900 zu entziehen — eine Konsequenz, die 
mit der Tendenz des ebenbezeichneten Gesetzes offenbar unvereinbar ist. So¬ 
nach ist es rechtsirithümlicb, wenn der erste Bichter hei der Benrtheilung der 
Frage, ob das Inserat zu I die Ankündigung unzüchtiger Schriften darstelle, 
die bezeichneten Anhänge der v. L.’schen Abhandlung unberücksichtigt ge¬ 
lassen hat. 
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Der gleiche Vorwarf einer ungerechtfertigten Einschränknng des Be¬ 
griffes der Ankflndigong trifft die Vorinstanz in Ansehang des im ürtheil unter 
U angeführten Inserates, ln diesem wird yon dem Angeklagten Sch. die Ver¬ 
sendung eines Katalogs angeboten, in dem, wie im XJrtheile näher dargelegt 
wird, eine grössere Anzahl von Büchern mit kurzer Inhaltsangabe verzeichnet 
stehen, welche sich auf sexuellem Gebiete bewegen. Die Strafkammer hat sich 
hier auf den Standpunkt gestellt, dass für die Frage, ob das Inserat die An¬ 
kündigung einer unzüchtigen Schrift zum Zwecke der Verbreitung darstelle, 
nur der Katalog an sich, nicht aber der Inhalt der darin verzeichneten Schrift¬ 
werke in Betracht gezogen werden könne, und ist auch in diesem Punkte zur 
Freisprechung gelangt, indem sie unter näherer Begründung feststellt, dass der 
angekündigte Katalog für sich allein nicht geeignet sei, das Scham- und Sitt- 
lic&eitsgefühl in geschlechtlicher Beziehung zu verletzen. Dem ist Folgendes 
entgegenzuhalten: 

Unter Ankündigung zum Zwecke der Verbreitung ist im Sinne des Ge¬ 
setzes jede Kundgebung zu verstehen, durch welche auf die Gelegenheit zum 
Bezüge unzüchtiger Schriften aufmerksam gemacht werden soll. Es ist nicht 
ersichtlich, weshalb dies nicht auch auf dem hier eingeschlagenen Wege, näm- 
lidi durch das öffentliche Anbieten der Versendung eines Kataloges derartiger 
Schriften geschehen könnte. In einem solchen Angebot wird das Publikam 
regelmässig zugleich die Erklärung erblicken, dass die in dem Kataloge ver¬ 
zeichneten Bücher von dem Ankündigenden oder durch ihn zu beziehen sind; 
dasselbe wird also durch den Hinweis auf die Gelegenheit zum Bezöge des 
Kataloges mittelbar auch auf die Gelegenheit zum Bezüge der Bücher selbst 
aufmerksam gemacht. Darin, dass der erste Bichter diesen Gesichtspunkt 
ausser Acht gelassen und von einer Prüfung der in dem Kataloge aufgeführten 
Bücher auf ihre etwaige Unzüchtigkeit ganz abgesehen hat, liegt eine Ver¬ 
letzung des §. 184 Nr. 1 a. a. 0. insofern, als die Ausschliessung seiner An¬ 
wendbarkeit auf jene Schriften auf einer rechtlich verfehlten Ansicht beruht. 

Das UrthcIl entspricht dem Anträge des Oberreichsanwaltes. 


Trunkenheit einen Zengen rechtfertigt nnr die Anszetzang, aber 
nicht die Unterlazsnng seiner Beeidigung. Urtheil das Beichs- 
gerichts (III. Strafsenats) voni 10. Juni 1901. 

Der Zeuge Seemann D. ist, vorläufig uabeeidigt, über seine persönlichen 
Verhältnisse und anscheinend im Anschlüsse daran auch zur Sache vernommen. 
Nach Abhörung der übrigen 9 Zeugen ist er weiter vernommen. Er hat nach 
dem Protokolle auf die an ihn gerichteten Fragen verworrene Antworten 
gegeben und überhaupt den Eindruck eines nicht nüchternen Menschen gemacht. 
Einem Anträge der Staatsanwaltschaft entsprechend, ist der Beschluss verkündet, 
dass auf Grund des §. 66 Nr. 1 St. P. 0. der Zeuge nicht zu beeidigen sei, da 
er wegen seines trunkenen Zustandes von dem Wesen und der Bedeutung des 
Eides keine genügende Vorstellung habe. 

Mit Becht rügt die Bevision Verletzung des §. 56 Nr. 1 St. P. 0. Der 
Mangel einer genügenden Vorstellung von dem Wesen und der Bedeutung des 
Eides, welcher nach dieser Vorschrift die Unterlassung der Beeidigung recht¬ 
fertigt, muss auf mangelnder Verstandesreife oder auf Verstandesschwäche 
beruhen. Eine Aasdehnung auf andere Gründe ist unstatthaft. 

Den vorübergehenden Beeinträchtigungen der Geistesthätigkeit, nament¬ 
lich der Fähigkeit zu klaren Vorstellungen, durch Alkohol und ähnliche Mittel 
pflegt binnen Kurzem abgeholfen werden zu können; der Mangel an Verstan¬ 
desreife und die Verstandesschwäche sind Zustände von erheblicherer Dauer, 
die, wenn überhaupt nur in längerem Zeiträume geändert werden können. 
Dass die in §. 66 Nr. 1 genannW Personen nicht beeidigt werden sollen, 
beruht auf der Annahme, die Glaubwürdigkeit ihrer Aussage werde durch ihre 
Beeidigung nicht erhöht. 

Dieser Grund trifft bei Personen nicht zu, welche, während ihr Verstand 
zur Einsicht in das Wesen und die Bedeutung des Eides gereift und durch 
Geistesschwäche nicht getrübt ist, nicht nur durch den Eid zu thunlichster 
Beherrschung ihres Erregungszustandes veranlasst werden, sondern auch bald 
ihren regelmässigen Geisteszustand wiedererlangen können. Wäre die Beein- 
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trftehtigong der Geistesklarheit dorch Trunkenheit genügend, um die Abweiohnng 
von der Begel der Beeidigung zu begründen, so könnte die, möglicherweise 
vorsätzlich zur Yermeidnng der Eidesleistung herbeigeftthrte, Trunkenheit 
wichtiger Zeugen wegen der Unterlassung ihrer Beeidigung die Beurtheilung 
des Beweisergebnisses in einer dem Zwecke der Wahrheitsermittelnng wider-> 
sprechenden Weise verändern. Dieser Beweiszweck muss für das Gericht 
leitend sein. Verhindert nach seiner Uebeizengnng die Trunkenheit den 
Zeugen, die Aussage wahrheitsgetreu und im Bewusstsein der mit der Eides» 
leistung zu ttbernebmenden Verantwortlichkeit zu machen, so hat es die Ver¬ 
nehmung oder weitere Vernehmung und Beeidigung bis zur Hebung des Hin¬ 
dernisses zu verschieben, also in einen späteren Abschnitt der nötigenfalls zu 
unterbrechenden Hanptverhandlung zu verlegen oder Aussetzung der Verhand¬ 
lung anzuordnen, ähnlich wie bei vorübergehender Erkrankung eines Zeugen 
oder sonstiger zeitweiliger Unbenutzbarkeit eines Beweismittels zu verfahren ist. 

Somit ist das angefochtene Urtheil anfznheben. 


Ein Angeschuldigter kann, wenn die zur Begutachtung geines 
Geistegznstandes angeordnete Unterbringung in einer Irrenanstalt sechs 
Wochen gedanert hat, zur Vorbereitung eines anderweiten Gutachtens 
über den Geisteszustand in Haft behalten und in ein anderes Gefäng- 
niss übergefnhrt werden. Urtheil des Beichsgerichts (TV. Straf¬ 
senats) vom 2. Juli 1901. 

In der Hanptverhandlung ist von der Staatsanwaltschaft Verurtheilnng 
des Angeklagten wegen Mordes und Mordversuches, von der Vertheidigung 
Freisprechung, eventuell von beiden Theilen „Herbeiführung eines Gutachtens 
der Wissenschaftlichen Deputation für das Medizinalwesen in Berlin und Ueber- 
fühmng des Angeklagten in das UntersuchnngsgeBlngniss zu Berlin zwecks 
Beobachtung“ beantragt worden. 

Die Strafkammer hat freigesprochen, weil „ihre begründeten Zweifel 
daran, ob nicht der Angeklagte bei Begehung der Strafthaten in einem die 
freie Willensbestimmnng ansschliessenden Zustande krankhafter Störung der 
Geistesthätigkeit sich befanden habe, nicht beseitigt seien.“ 

In den Gründen des Urtheiles werden die sich widersprechenden Gut¬ 
achten der vernommenen Aerzte erörtert; der von der Staatsanwaltschaft ge¬ 
stellte Antrag auf Einholung eines Obergntachtens über den Geisteszustand des 
Angeklagten wird abgelehnt und in letzterer Hinsicht Folgendes ansgelflhrt: 
Nachdem die von der Wissenschaftlichen Deputation verlangte Uebeiführnng 
des Angeklagten in die Irrenabtheilnng der Charitö zu Berlin vom Gerichte 
abgelehnt worden, habe die Deputation die Ueberiührung des Angeklagten 
in das Lazareth eines Berliner Untersuchungsgefängnisses vorgeschlagen. 
Auch dieser Vorschlag sei vom Gerichte mit der Strafprozessordnung un¬ 
vereinbar erklärt, und nunmehr habe der Jnstizminister abgelehnt, mit dem 
Minister für Medizinalangelegenheiten wegen Einholung eines Gutachtens 
der Wissenschaftlichen Deputation noch weiter in Verhandlung zu treten. 
Bei dieser Sachlage sei „ausgeschlossen, dass, wenn der Angeklagte in ein 
Berliner Untersnehungsgefängniss überführt werde, ein Obergutachten von 
der Wissenschaftlichen Deputation zu erlangen sein werde“. Es müsse aber 
die Ueberführnng des Angeklagten in ein Berliner Untersnehungsgefängniss, 
wenn auch dadurch die in diesem zweifelhaften Falle besonders wünschens- 
werthe Abgabe eines Obergutachtens vereitelt werden sollte, abgelehnt 
werden, weil eine derartige Massregel nach der Strafprozessordnung unzu¬ 
lässig sei. Da der Angeklagte bereits einmal zum Zwecke der Vorbereitung 
eines Gutachtens über seinen Geisteszustand auf die Dauer von 6 Wochen 
in eine öffentliche Irrenanstalt gebracht und dort beobachtet worden, und 
da er mit der Wiederholung einer Beobachtung nicht einverstanden sei, so 
dürfe zum Zwecke der Erlangung eines psychiatrischen Gutachtens ein 
Zwang gegen den Angeklagten nicht mehr ausgettbt werden. . . Es handele 
sich darum, ob der Angeklagte gegen seinen Willen gezwungen werden 
dürfe, sich die Untersuchung auf seinen Geisteszustand gefallen zu lassen 
und zu diesem Zwecke eine Verlängerung der Haft zu erleiden, die keinen 
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anderen Grand habe, als die Fortsetznng der Beobachtang seines Geistes¬ 
zustandes, also ohne diesen Grand ungerechtfertigt sein würde. . . . 

Die Revision der Staatsanwaltschaft rügt Verletzung prozessrechtlicber 
Normen durch Ablehnung des eventuellen Beweisantrages. Der Verhandlung 
über das Rechtsmittel stand nichts entgegen, nachdem die Direktion der Pro- 
vinzialirrenanstalt zu B., in welcher Angeklagter sich gegenwärtig befindet, die 
von ihr erforderte Auskunft dahin ertheilt bat, dass der Angeklagte verhand- 
lungsffibig sei. 

Die Revision musste für begründet erkannt werden. 

Nach §. 83 St. P. 0. kann der Richter eine neue Begutachtung durch 
dieselben oder durch andere Sachverständige anordnen, wenn er die ihm vor¬ 
liegenden Gutachten für ungenügend erachtet. Letzteres traf hier zu; es er¬ 
hellt dies daraus, dass das Urtheil selbst die neue Begutachtung bei den in 
der Sache obwaltenden Zweifeln als „besonders wünschenswerth“ bezeichnet 
und die Ablehnung lediglich auf Erwägungen stützt, welche darauf binauslaufen, 
dass die beantragte Massnahme prozessnä unzulässig sei. 

Soweit hierbei auf §. 81 St. P. 0. und insbesondere darauf Bezug ge¬ 
nommen ist, dass nach Entscheidung des Reichsgerichts (Bd. 23 S. 203) die 
wiederholte Verwahrung eines Angeschuldigten in einer Irrenanstalt zur Vor¬ 
bereitung einer nach §. 83 für nothwendig befundenen Begutachtung über den 
Geisteszustand unzulässig sei, wenn die zur Vorbereitung des früheren Gut¬ 
achtens nach §. 81 angeordnete Unterbringung bereits 6 Wochen gedauert habe, 
steht dem Urtbeile entgegen, dass §. 81 lediglich die Verwahrung des Ange¬ 
klagten in einer Irrenanstalt regelt und weder aus dem Wortlaute noch ans 
dem Zusammenhänge der für diesen Fall gegebenen Spezialvorschriften irgend 
welche Folgerungen, sei es für die Frage nach der Zulässigkeit einer fort¬ 
dauernden üntersuchungshaft, sei es für die Behandlung des Untersuchungs- 
gefangenen im Gefängnisse zu entnehmen sind. Dass ein Angeschnldigter, so 
lange er sich in Haft befindet, einer ärztlichen Beobachtung auch ohne seine 
Zustimmung zugänglich ist, erscheint zweifellos und mit §. 116 Abs. 2 St. P. 0. 
durchaus vereinbar; es kann insoweit keinen Unterschied machen, ob die Zu¬ 
ziehung eines Arztes durch Symptome körperlicher oder geistiger Erkrankung, 
im Interesse der Untersuchung oder der Anstaltsordnung oder des Gefangenen 
veranlasst ist. Ebenso unabhängig von der Zustimmung des Angeklagten ist 
die Entscheidung über eine zur Förderung der Untersuchung oder ans anderen 
Gründen in Frage stehende Ueberführnng desselben in ein anderes Gefängniss, 
dergestalt, dass gegen die Zulässigkeit einer derartigen Ueberführnng auch da, 
wo auf diesem Wege eine wiederholte Begutachtung des Geisteszustandes vor¬ 
bereitet werden soll, rechtliche Bedenken aus der Weigerung des Angeklagten 
nicht zu entnehmen sind. Richtig ist allerdings, dass Verlängerung der Haft 
ohne einen die Haft rechtfertigenden Grund unzulässig ist. Dies ergiebt §. 128 
St. P. 0., wonach der Haftbefehl aufgehoben werden muss, wenn der in dem¬ 
selben angegebene Grund der Verhaftung weggefallen ist, in Verbindung mit 
§. 112, wonach der Angeschuldigte nur dann in Untersuchungshaft genommen 
werden darf, wenn dringende Verdachtsgründe gegen ihn vorhanden sind und 
entweder er der Flacht verdächtig ist oder Thatsachen vorliegen, aus denen 
eine Kollusionsgefahr zu schliessen ist. Eben diese Vorschriften stellen jedoch 
ausser Zweifel, dass unter den Voraussetzungen des §. 112 die Untersuchungs¬ 
haft so lange fortdauern kann, als dies durch die Zwecke der Untersuchung, 
zur Erforschung der materiellen Wahrheit, gleichviel ob hierbei anderweite 
Thatsachen oder der Geisteszustand des Angeschuldigten der Klarstellung be¬ 
dürftig sind, geboten ist. In dem vorliegenden Falle bat die Haftentlassung 
nicht Kraft eines den Wegfall des Verhaftungsgruudes konstatirenden Be¬ 
schlusses, sondern lediglich als Folge der Freisprechung stattgefunden. In 
diesem Zusammenhänge musste die Aufhebung des Haftbefehls ebenso wie die 
Beweisablehnung als das Ergebniss des gesetzwidrigen Verfahrens aufgefasst, 
sonach das auf diesem Verfahren beruhende Urtheil nebst Feststellungen dem 
Anträge des Oberreichsanwalts entsprechend aufgehoben und die Sache an die 
Vorinstanz zürückverwiesen werden. 
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Dia vmbefii^ AmuAaie das Titala „MTatdaaaat^ lat aiu fi. 9t0 
Nr.8 St O.B. strafbar, ürtheil des Eanme'rgariehtsvam 29. April 
1901. 

Des ürtheil führt in dea Gründen snniehst ens, dass es eine basondüre 
Verleihvng des Titels »PriTstdesenf^ nieht gebe, weder eine «unitteUiaat 
dnmh des Steetsoberhenpt nodi eine mittelbare dnreh die Unirenitit oder 
die Heehsehole. Nor die renie legendi werde yerliehen, nicht der Titel «Priret- 
doient* als solcher. Aach müsse anerkannt werden, dass die Priratdosenten 
an den Unirersitäten oder Hoohsebolen nicht Beamte sind, ihreStellnng keine 
amtliche ist. Die PriTatdosenten werden nicht angestellt, nehmen nicht 
Theil an den die Univendtit oder Hochschole reprtsentirenden, ihre Bechte 
and Pflichten wahmehmenden Behörden, — sie sind; nur unter der Antoritit 
der betreffenden Fakoltät oder Hoohsehale angelassene, nicht beamtete Lehrer, 

. . . Ebenso spricht das Prenssische Geaets vom 17. Jnni 1808 (G. 8. 
S. 126) nicht Ton Bntsiehnng des Amtes, sondern yoAEntziehnag der Eigen¬ 
schaft wies Priyatdoaenten. 

Wenn aber der Titel „Priyatdoaent“ weder yerliehen wird, noch mit 
einem — anmittelbaren oder mittelbaren — Staatsamt yerbnnden ist, so würde 
seine Annahme nach den in der Wissenschaft and Jadikatar gebrtaohlichsten 

Formalirangen.. wonach Titel im Sinne des §. 860 Nr. 8 cit. .eine donfli, 

staatliche Verleihang an erwerbende, mit Bangstellang and ähn¬ 
lichen Vorrechten yerbondene Bezeichnong“ ... bezw. „die der amtlichen 
Stellung einer Person entsprechende, dieses Amt bezeichnende oder aof dieBe- 
kleidang eines Amtes hinweisende Benennong oder aber die yom Staatsober- 
hanpte einer Priyat- oder Amtsperson zar Anerkennong bestimmter Verdienste 
oder an sonstiger Ehrong yerliehene, yon einem Amte unabhängige 
Charakterbezeichnong" ist, nicht unter §. 860’ B. Str. G. B. fallen. Der 
erkennende Senat ist jedoch der Ueberaeugung, dass auch ^e zweite Deflni- 
tion, obwohl sie yor der ersten den Vorzug verdient, den Sinn des Paragraphen 
nicht vollkommen wiedergiebt. Zwar besteht (schon nach der ganzen Umge- 
bang sowohl des Wortes „Titel“ in der Nummer 8 wie dieser Nummer 8 selM) 
darüber kein Zweifel, dass der Ausdruck „Titel“ in §. 360 ’ nidit im vulgären 
Sinne au nehmen ist, sondern dass darunter nur „staatliche Titel“ ver¬ 
standen werden dürfen, „staatlich“ im weiteren Sinne gemeint, also die mit¬ 
telbare Staatsverwaltung ebenfalls umfassend. Eine weitere Einschränkung 
des Begriffs aber lässt sich weder aus dem Paragraphen selbst, nodi aus seiner 
Umgebung, noch aus seiner Entstehung entnehmen, so dass die Auslegung sich 
darauf zu beschränken hat, den Be^ff des „staatlichen Titels“ auseinanderznlegen. 

. . . . Unter „staatlichemTitel“ ist ^ein vom Staate geschaffener Titel* 
zu verstehen. Dieses Schaffen des Titels durch den Staat geschieht entweder eo, 
dass der Titel als solcher (mittelbar oder unmittelbar) vom Staate ge¬ 
schaffen, d. h. besonders verliehen wird, oder so, dass der Staat ihn als 
Bezeichnung für eine von ihm geschaffene amtliche oder sonstige 
öffentlich-rechtliche Stellung wählt. In diesem letzteren Falle schläft 
er den Titel in und mit dem Amt oder der Stellung, für welche er ihn be- 
stinunt, und es kommt nicht darauf an. ob diese öffentlich-reditliche Stellnng 
grade ein Amt ist; es genügt, dass sie vom Staate (in mittelbarer oder un¬ 
mittelbarer Verwaltung) geschaffen — nicht blos anerkannt — ist. Dann 
ist sie eine staatliche Stellung, die ihr vom Staate beigelegte Benennung ein 
staatlicher Titel. — Eine solche yom Staate geschaffene, nicht amtliche, aber 
öffentlich-rechtliche Stellung ist z. B. die des Bechtsanwalts, des Prozess¬ 
agenten, aber auch — die des Privatdozenten. Denn das Listitnt der|Priyat- 
dozenten beruht ausschliesslich auf staatlichen Gesetzen; der Privatdozent hält 
seine Vorlesungen unter staatlicher Autorität und mit derselben öffentlieh- 
rechtliohen Wirkung wie die übrigen staatlich angestellten Universitätslehrer, 
so dass seine Testate den ihrigen gleichstehen; er darf seine Lehrthätigkeit 
nur aasüben, wenn ihm von staatlichen Organen die venia legendi ertheilt ist, 
und er übernimmt mit dieser zugleich eine Beihe öffentlich-reditlicher Pflichten, 
sowohl in Bezug auf die Ausübung der Lehrthätigkeit selbst, wie in Bezug auf 
sein sonstiges Verhalten, deren Verletzung ihn staatlichen Disziplinarsteafen 
aassetzt. Daraus ergiebt sieb, dass die Stellung der Privatdozenten an den 
Univendttten und Hochschulen eine Offentiich-reiBhtliche und vom Staatefge- 
schuffene ist. Für sie, und zwar ausschliesslich für sie wird nmi in 
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ded staätlielten Gtesetien, den ihnen gleichstehenden I7iiivenitftt8Btatnte& und 
den dnaoUagendea Ministefialrerordnnngen stets die Bezeichnong «Priyat^ 
dosent“ gebraucht, und zwar nicht erst in neuerer Zeit, sondern seit Anfang 
des Torigen Jahrhunderts. Die Statuten sämmtlicher prenssisohen, ja auch die 
der nicht preussischen deutschen Universitäten sind dafür ein Beleg. Nirgends 
wild in staatlichen Gesetzen oder Verordnungen der Ausdruck aPrivatdozenten* 
auf andere Personen bezogen, als die an den staatlichen Universitäten oder 
Hochschulen habilitirten, also mit der venia legendi versehenen, nicht an* 
gestellten Lehrer ; überall wird er nur fttr letztere gebraucht, und der Brlass 
deis Prenss. Ministers der Unterrichts - Angelegenheiten vom 11. November 1889 
(Daude, 8.10) weist deshalb mit Becht darauf hin, dass sie sich nach den 
geltenden Bestimmungen wohl des Titels „Privatdozent" bedienen dflrfen, nicht 
aber des Titels „Dozent an der Universität". 8ogar der 8pracbgebrauob des 
Lebens hat sich dieser Auffassung angeschlossen, wenn er sich des Ausdrucks 
„Privatdozent" überhaupt jemals im anderen Sinne (etwa für Privatlehrer oder 
wissenschaftlicher Privatlehrer) sollte bedient haben. Deshalb ist es auch 
nicht zweifelhaft, dass sich der A^eklagte dessen wohl bewusst gewesen ist 
und mit der Annahme des Titels die Meinung hat erwecken wollen, dass er die 
venia legendi an einer deutschen Universität erlangt habe und zum Halten von 
Vorlesungen befugt sei. Seine Vernrtheilnng ist daher zu Becht geschehen. 


Medizinal • Gesetzgebung. 

A« Könimreioh Preiusfiieii. 

SohnlwissenschafUiche Vorbildung für das Studium der Medizin 
und für die Zulassung zu den ärztlichen Prüfungen. Brlass des Mi¬ 
nisters der u. s. w. Medizinalangelegeuheiten ^ez.: Studt) vom 
19. November 1901 — UI 2461. M. — an sämmtlicheHerren Universitäts- 
Kuratoren. 

Nach dem Erlass vom 7. Februar 1894 — Ul 193/94 — haben Ange¬ 
hörige des Deutschen Beiohes zum Nachweis der wissenschaftlichen Vorbildung 
für das akademische Studium dasjenige Beifezengniss einer höheren Lehranstalt 
beiznbringen, welches für die Zolassung zu den ihrem Studienfach entsprechenden 
Berufsprüfungen in ihrem Heimathstaate vorgeschrieben ist. 

Durch dieses Studienfach bestimmt sich zugleich die Fakultät, bei welcher 
der Studirende einzutrageu ist. 

Unter Hinweis auf §. 6 der Prüfungsordnung für Aerzte vom 28. Mai 
1901, welche mit dem 1. Oktober 1901 in Kraft getreten ist, mache ich darauf 
aufmerksam, dass vom genannten Zeitpunkte ab neben dem Zengniss der Beife 
von einem deutschen humanistischen Gymnasium auch das Beifezeugniss von 
einem deutschen Bealgymnasinm für das Beichsgebiet als Nachweis der für 
die Zulassung zu den medizinischen Prüfungen erforderlichen schulwissenschaft- 
liohen Vorbildung und somit auch für das Studium der Medizin anznsehen ist. 


Beschäftigung jugendlicher Arbeiter. Verfügung des Ministers 
für Handel und Gewerbe (gez.: Möller) vom 4. Dezember 1901 an 
sämmtliche Königliche Begierungspräsidenten. 

Nachdem §.136 Abs.! der Gewerbeordnung durch Artikel 12 des Ge¬ 
setzes vom 30. Juni v. J. (B. G. Bl. S. 321) einen Zusatz erhalten hat, erscheint 
es geboten, auch den Auszug aus den Bestimmungen der G. 0. über die Be¬ 
schäftigung von jugendlichen Arbeitern, der nach §. 138 Abs. 2 der G. 0. in 
der von der Zentralbehörde zu bestimmenden Fassung in den Fabrikräumen 
auszuhängen, und dessen Fassung durch die Anlage B. der Anweisung zur 
Ausführung des Gesetzes vom 1. Juni 1891, betr. Abänderung der G. 0., vom 
26. Februar 1892 (Min. BL d. i. V. S. 89) festgestellt worden ist, entsprechend 
zu ergänzen. Ich bestimme deshalb, dass Nr. VII jenes Auszuges in Zukunft 
folgende Fassung zu erhalten hat: 

Vn. Zwischen den Arbeitsstunden müssen allen Arbeitern unter 16 
Jahren regelmässig Pausen gewährt werden. Für solche, welche nur 
6 Stunden täglich beschäftigt werden, mnss die Panse mindestens eine 
halbe Stunde betragen. Den übrigen muss mindestens Mittags eine 
einstündige, sowie Vormittags und Nachmittags je eine halbstündige 
Pause gewährt werden. Bine Vor- und Nachmittagspanse bräucht nicht 
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gewährt za werden, sofern die jugendlichen Arbeiter täglich nieht länger 
als 8 Standen beschäftigt werden and die Dauer ihrer durch eine Panse 
nieht unterbrochenen Arbeitszeit am Vor* und Nachmittage je 4 Stundmi 
nicht Übersteigt (6. 0. §. 136, Abs. 1). 

Ich ersuche Sie, dies durch das Amtsblatt und in etwa sonst geeigneter 
Weise zur CfFentUchen Eenntniss zu bringen und durch die Gewerbe •Aufsiehts- 
beamten und die Ortspoliseibeamten dafür Sorge zu tragen, dass die ausge* 
bängten Auazäge entsprechend berichtigt werden (zu Tergl. G. IL 7 der Aus* 
ftthrungs-Anweisung vom 26. Februar 1892). 

Bnttauraitg von gemeingefährlichen Geisteskranken ans Öffent¬ 
lichen Irrenanstalten. Erlass der Minister der n.s. w. Medisinal- 
angelegenheiten (ges. i. Auftr.: Förster) und des Innern (ges. L 
Vertr.: t. Bischoffshausen) vom 16. Dezember 1901 — M. d. g. A. 
M. 8224, Nr. M. d. I. Ua Nr. 8708 — an die Herren Oberpräsidenten. 

Durch den Bunderlass Tom 16. Juni 1901 — M. d. g. A. M. 6868, M. 
d. I. Ua 9209 —*) sind Bw. Bxcellenz ersucht worden, zu veranlassen, dass in 
der dortigen Provinz bestimmte, in der Verfttgung näher bezeichnete .Personen 
ans den öffentlichen Irrenanstalten erst entlassen werden, nachdem dem Land¬ 
rath, in Stadtkreisen der Ortspolizeibehörde des künftigen Aufenhaltsortes — 
und wenn dieser ausserhalb Preussens liegt, der gleichen für den Ort der An¬ 
stalt zuständigen Behörde — Gelegenheit zur Aensserung gegeben worden ist. 

Im Anschluss hieran bestimmen wir, dass die genannten Polizeibehörden 
in den Fällen, in welchen es sich um die in der Bundverfügung vom 15. Jtai 
1901 unter 1 aufgeftthrten Personen, mit Ausnahme der auf Grund des §. 51 
Str.-G.-B. freigesprochenen, bandelt, spätestens binnen S Tagen nach Empfang 
der Uittheilnng des Anstaltsleiters über die beabsichtigte Entlassung diese 
Uittheilnng nebst Anlagen zunächst der an dem Strafverfahren betheiligt ge¬ 
wesenen Staatsanwaltschi^t mit dem Ersuchen um eine Aeusseru^ zu über¬ 
senden haben. Diese Behörden werden von dem Herrn Justizminister an^ 
wiesen werden, ihre Aensserung spätestens binnen einer Woche den Poli^- 
behörden mitzutheilen. Nach Ablauf dieser Frist ohne Eingang einer Antwort 
der Staatsanwaltschaft ist die PolizeibehöHe zur selbstständigen weiteren Ver¬ 
fügung berechtigt. Widerspricht die Staatsanwaltschaft der Entlassung nach 
Ansicht der Ortspolizeibehörde unbegründeter Weise, so ist die Entscheidung 
des Begierungspräsidenten nachzusuchen. Dies hat stets aueh dann zu ge¬ 
schehen, wenn die Staatsanwaltschaft und die PoUzeibehörde zwar derselben 
Ansicht sind, es sich aber um Fälle von besonderer Wichtigkeit und Schwierig¬ 
keit handelt. Hierzu sind alle Fälle zu rechnen, in denen die gegen den Ver¬ 
brecher verhängte Freiheitsstrafe zwei Jahre übersteig. Die B^erungspri- 
sidenten haben die Entscheidung in den ihnen unterbreiteten Fällen sofort an 
treffen. Die Polizeibehörden haben in diesen beiden Fällen auf Grund der 
Entscheidung des Begierungspräsidenten und in allen sonstigen Fällen nuf 
Grund eigener pflichtmässiger Prüfung nach Eingang der Aeusserung der 
Staatsanwaltschaft der Leitnng der Irrenanstalt mitzutheilen, ob polizeificher- 
seits gegen die Entlassung Bedenken zu erheben sind. Da die Anstaltsleiter 
nach der Verfügung vom 15. Juni 1901 berechtigt sind, hinsichtlich der. Ent¬ 
lassung der betreffenden Personen Entscheidung zu treffen, wenn sie 8 Wochen 
nach‘der Benachrichtigung der Polizeibehörde von dieser keine Antwort erhalten 
haben, so muss der nach Vorstehendem erforderliche Schriftwechsel so beschleu¬ 
nigt werden, dass jene Frist in allen Fällen innegehalten wird. Die Polizei¬ 
behörde und die Begierungspräsidenten sind hierum besonders aufmerksam sn 
machen. Zur Verhütung von Verzögerungen erscheint es ferner geboten, die 
Anstaltsleiter zu ersuchen, in ihren Mittheilungen an die Polizeibehörden die 
in Frage kommende Staatsanwaltschaft genau zu bezeichnen. 


Eronkheitserscheinungen bei Reinigung eines Kessels ren Kessel¬ 
stein. Erlass des Ministers für Handel und Gewerbe vom 10. Xa- 
nuar 1902 an sämmtliche Königliche Begierungspräsidenten. 

Nach einem Berichte des Begierungspräsidenten in Trier haben sich hei 
der Beinigung eines Kessels von Kesselstein bei den dabei besohäftigten Ar- 

*) Siehe Beilage zu Nr. 16' der Zeitschrift, Jahirg. 1901, S. 206.~ 
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btdtern auffllllig» Ersdiditrangen grezel^ die sieli anfliiglich daroh Nienen, 
rtKiken Reia der SehleimhilQte und Auemnoth, im weiteren Verlaitf der mit 
der EntWitMoag von Staub rerbandeaen Arbeit in Naeenblntnngen und Blnt- 
bneten äneeerten. Die eingeleiteten Brhebnngen haben an der Vermnthnng ge¬ 
führt, daM die Krankheiteerseheinnngen auf der Binwirfcnng von Chromaten 
beruhen, die in Folge eines Zusatses Ton Natrinmbiehromat mit einigen Fo¬ 
senten Caleiumsdlfat sum Speisewasser (Patent der Firma Hartmann & 
Sehewe in Biberfeld) durch die Niedetsehilge des Kesselspeisewassers in den 
Kessel gelangten. AuH&lligerweise haben sieh in sedis anderen Betrieben, die 
gleichfalls Chromate sn demselben Zweck rerwenden, Brsoheinungen der be- 
SbitiUieten Art ni^t geseigt, Termnthlich weil der Eesaelsehlamm noch in 
nansem Zustande aus dem Kessel entfernt wurde. 

Fidb dort Shnliehe Brsoheinongen beobachtet worden sind, die auf die 

t 'leloke Ursache surtokgeführt werden müssen, ersudie loh um deren MitUiei- 
ung bto sUn 1. Hits d. J. Einer Fehlanseige bedarf es nicht. 


3B. Kömlflpretola 

HaarfErbemitteL Erlass des KSnigL Staatsministeriums 
Tom 81. Juli IdOl an sümmtliche Königliche Regiemnen. 

Durch den Gebrauch des Haarfärbemittels «Teintnre Africaine* dnd in 
leister Zeit wiederholt ErkrankungsfäUe in Folge Vergiftung Temrsacht worden, da 
dieses Mittel Paraphenylendiamin als Bestandtheil enthält, welches Ton stark gif- 
tl^lfer Wirkung ist und auf empfindlicher Haut Bintsündnngen und Eluem herroriult. 

Es besteht deshalb Veranlassung, das Pnblikom in geeigneter Weise Tor 
dein Ankauf und Gebrauch dieses Haarfärbemittels sn warnen und darauf hin- 
suweisen, dass die Benennungen desselben sehr wechseln und daher beim Be¬ 
sag Ton Haarfärbemitteln grOsste Vorsicht angeseigt erscheint. 

Insoweit Veranlassung und die Voranssetsnngen dasn gegeben sind, wäre 
auch eia weiteres Vorgehen auf Grund des Art 76 des PoUzeistrafgesetzbuches 
bl Erwägung zu sieben. _ 


O. Heirm»gftl»uaa Amhmlt. 

Abgiba stnrkwirkesider AnmeisütM. VerfügU’ng dar Sersog- 
lfUbU'a Regierung, Abth. des Innern, Tom 4. Desember 1901 an 
iRnlllitlldie Verstände dw Apotheken des Hersogthmms. 

Die durch BundesnthsbesdilnBS Tom 18. Mai 1896 getrofEsnan und dnioh 
Mätte F fc aun t maehung TOm 27. Juli 1896 zur Nachahmung eilaasenen Vor- 
sthrttlen Iber die Abgabe starkwirkender Arzneimittel madien es nothwendig, 
AMS die «to. TM den Namen der in den betreffenden Krmsen praktisirenden 
ipi^tobirtmi Aerzte, Zahnärste und Thierärste amtlich Kenntniss erlmlten. Wir 
haben deehatb die Hersoglichen Kreisplynker und Kreisthierärste beauftragt, 
lili Mluaen der approbirten Aerste, Zabnirste und Thiertarzte, welche die ärst- 
libhb Thtldgheit dauernd oder auch TorUbergehend Tertretungew^M austimn, 
WUT Eeuntnitt der etc. dee betreffenden Kreises sn bringen. 

Die etc. weisen wir sn, die in der oben angegebenen Bekaantmaohung 
dtffgdffihitea starkwirkenden Arzneimittd ads Heilmtttel nur auf Grund Ton 
Büsej^en absugflben, welche Ton einan der amtlich mitgetheilten aj^robirten 
AOMte, Eaduiiffkste oder Tlüerirzte Torordnet worden mnd. 

Bei Reaepten, welche tos den ausserhalb des Hersogthiims in der Nähe 
’iär Dandeegrestse wohnenden und in den Grenzorten pndetiairenden Aorzten, 
ZahhfilNitea oder Thierärsten Tersohrieben werden, bleibt ee in Torkmnmeaden 
flUen dun etc. tiberlassen, durch geeignete Nsohfragen bei den zuständigen 
EreiMiedisimdbeamten sieh die meforderliche Kenntniss zu Tersehaffen. 

Wenn Rezepte als dringend odnr eiUg bezeichnet werden, so ist es in 
AnsnahmeOllen den etc. gestattet, Ton der oben getroffenen Bestimmung abzn- 
hohen. Jedo^ dM^tdies luir geeidi^n, wenn die Binselgabe des starkwirkenden 
d^znbln^t^ aus dem Rezepte ersichtlich ist und die in der oben angeführten 
Bekanntmachung lestgesetste Gewiefatsmenge nicht überschritten wird. Ferner 
■hat der Apotheker in solchen Fällen die Pflicht, durch eine, bei dem betreffenden 
KrehsnedlslnaHieamten naohtriglich sofort ansnsiellende Anfrage sich die er- 
forderli^e Aufklärung zu Tersehaffen. _ 

Veranttrortl. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-RBth in Minden i. W. 
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fon dem aas dei Arst seine Praxis aosfiben will, steht im Einklänge mit dem 
Zwecke des Glesetses and es folgt daraas, dass aoi den yom Oesetie gebraaehten 
Aosdrack „Wohnort“ die oben erwähnten ünterseheidongen awiswen „Wohn¬ 
ort“ and „Wohnsitz“ hier nicht zntreffen. 

Wenn die Verordnang vom 11. Angnst 1878 sodann Ton den Aerzten spricht, 
welche sieh in Bayern niederlassen wollen, so sollte aachmit diesem Aas- 
dracke nicht ein Aafenthalt von längerer Dauer bezeichnet werden. 
Denn wäre dies der Fall, so wttrde in zahlreichen Fällen, so aach im vorliegenden, 
der Torangeftthrte Zweck des Gesetzes geradezu vereitelt werden. Es handelt 
sieh um £e Wahrung der Interessen des Pnblikams, welches geschützt werden 
soll, gegen die Aasttbang der ärztlichen Praxis seitens solcher Personen, wdche 
hierzu nicht approbirt sind and denen deshalb die Aasttbang dieser Praxis auch 
nicht auf kurze Zeit gestattet werden soll. Mit Bttcksicht auf diese Zweck¬ 
bestimmung ist es auch gleichgültig, ob diejenigen Personen, welche in Bayern 
als Aerzte die Praxis ansttben wollen, aal bestimmte oder unbestimmte, anf 
längere oder kttrzere Zeit daselbst Aafenthalt nehmen and ob' sie die ärztliche 
Praxis selbstständig, oder nor vertretongsweise ansttben. 


Titel „Professor** in Verbindung mit Heiltheorieu ist als ein 
arstähnlicher anzusehen. TTrtheil des Prenssischen Eammer- 
gerichts vom 17. Jali 1901. 

Der Titel „Professor“ in Verbindong mit dem Heilwesen and be¬ 
stimmten Heiltheorien weist in der erwähnten Verbindong auf eine akademische 
Lehrstellong in der medizinischen Fakultät hin, welche regelmässig nur Per¬ 
sonen verliehen wird, die gleichzeitig approbirte Aerzte sind; diese pflegen 
aber den Professortitel nicht nur bei ihrer Lchrthätigkeit, sondern auch in 
ihrer Privatpraxis za ftthren. Der^ §. 147* B. G. 0. ist daher anwendbar, nicht 
minder auch §. 360* Str. G. B., weil der Titel „Professor“ entweder mit einem 
Amt verbanden ist oder besonders verliehen wird. 


Ankündigung von zu unzüchtigem Gebrauch bestimmten Gegen¬ 
ständen. Darunter sind solche zu verstehen, die sich wegen ihrer be¬ 
sonderen Eigenschaft dazu eignen und erfahrungsmttssig hierzu Ver¬ 
wendung finden; „Präservativs“ fallen darunter. Urtheil des Beichs- 
geriohts iH. Strafsenats) vom 28. September 1901. 

. . . Sodann bewegen sich die Urtheilsgrttnde in einem Beohtsirrthum, 
indem sie vom Standpunkt des Ankttndigenden ans beortheilen, ob der ange- 
kfindigte Gegenstand zn unzttchtigem Gebrauch „bestimmt“ ist. Dieser engen 
Anffassang des Begriffsmerkmals stehen die Entstehungsgeschichte und der 
Zweck des §. 184 Nr. 3 entgegen. Die amtliche Begrttndnng des Entwurfs zu 
dem Gesetze vom 25. Jani 1900, betreffend Aendemngen und Ergänzungen des 
St. G. B.’s, hebt als Anlass fttr Einschaltung von §. 184 Nr. 3 hervor, es werde 
häu^ Anstoss dadurch gegeben, dass Gegenstände, die zu unzttchtigem Zweck 
bestimmt seien, z. B. Präservativs und dergl., in Zeitungen angekttndigt oder 
angepriesen werden; derartiges Aergemies soll fttr die Zukunft verhütet werden. 
Deshalb kann die Beantwortung der Frage, ob ein Gegenstand zu unzttchtigem 
Gebrauch „bestimmt“ sei, vernünftiger Weise nicht lediglich von der zufälligen 
AbsiiAt des Verfertigers oder vollends von der willkürlichen Behauptung eines 
Anderen abhängig gemacht werden. Wenn das gesetzgeberische Ziel wirklich 
erreicht werden soll, die Erregung von Aergerniss durch AnkOndignng irgend 
welcher zu unzüchtigen Zwecken „bestimmter“ Gegenstände beim „Publikam“ 
(§.184 Nr. 3 St. G. B.’s) zn verhüten, so muss die Vorschrift nothwendig dahin 
aasgelegt werden, dass sie — von einer vorsätzlichen durch den Verfertiger 
oder den Ankttndigenden gegebenen Zweckbestimmung abgesehen — soläe 
Gegenstände im Auge hat, welche zu einem unzttchtigen Gebrauch einerseits 
sich vermöge ihrer besonderen Beschaffenheit eignen und anderseits, er- 
fahrungsmässig, Verwendung zu finden pflegen. Wie ohne ans- 
ftthrlichere Darlegung in die Augen springt, lässt sich schlechterdings kein 
Gegenstand denken, der seiner Beschaffenheit und einer bekannten Uebnng nach 
gerade nur zu den Zwecken des ehelichen, nicht auch zugleich des ausserehe- 
lichen Geschlechtsverkehrs dienen wttrde; denn in der äusseren Erschdnnngs- 
form, in den sinnlich erkennbaren Vorgängen besteht zwischen den beiden Arten 
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geflohleohtlicher Verein^nng keinerlei Abweichung oder üntereeheidnngunerkmnl, 
and ob ein Mittel bei der einen oder bei der anderen Art benutzt wird, ent¬ 
scheidet sich nicht nach seiner vom nrsprttnglichen Verfertiger oder Tom späteren 
Verkäufer beabsichtigten oder behanpteten Zweckbestimmong, sondern bloss 
nach einer persönlichen Eigenschaft der bei dem Gebrauch betheiligten Personen. 
Kann somit ein Gegenstand immer nur zur Benutzung beim Geschlechtsyerkehr 
überhaupt, niemals zur Benutzung bei der ehelichen Beiwohnung allein, geeignet 
und — im richtig verstandenen Sinne — „bestimmt" sein, so schliesst die Fest¬ 
stellung der Urtheilsgrflnde, wonach die von dem Angeklagten angekttndigten 
„Schutzmittel" zur Vorbeugung von Empfängniss im ehelichen Geschlechtsver¬ 
kehr bestimmt waren, ganz von selbst den Nachweis der Bestimmung auch zu 
gleichem Gehrauch im ausserehelichen Verkehr in sich. Zur Anwendung von 
§. 184 Nr. 3 St. G. B.’s wird aber nach Wortlaut und Sinn der Vorschrift nicht 
erfordert, dass der angekttndigte Gegenstand zu keinem anderen, als zu einem 
unzüchtigen Gebrauch bestimmt ist, vielmehr genügt es, wenn er nach seiner 
eigeuthfimlichen Beschaffenheit und erfahrungsmässig bald solchem Gebrauche, 
bald anderen, nicht unzüchtigen Zwecken dient. Deshalb durften die Urtbeils- 
gründe — weder an sich, noch für den Bereich des Thatbestandes — das Be- 
S^iffsmerkmal der Bestimmung zu unzüchtigem Gebrauch verneinen, nachdem 
sie die Bestimmung der Mittel, einer Empfängniss im ehelichen Geschlechts^ 
verkehr vorzubeugen, ausdrücklich anerkannt hatten. ... 


Polizeiliches Verbot der Einfuhr von „frischem Rindfleisch^* auf 
Gmnd des Beichsgesetzes vom 23. Juni 1880 nnd 1. Mai 1894, betreffend 
Abwehr nnd Unterdrückung von Viehseuchen (B.G.B1. 1894 S. 410 flg.) 
ist zulässig; unter frischem Rindfleisch sind alle Fleischtheile, anch 
Rindsleber zu verstehen. Urtheil des Beichsgericbts vom 3. Ok¬ 
tober 1901. 

. . . Weiter aber, bestreitet der Angeklagte, dass die Regierungsver¬ 
ordnung, da dieselbe nur die Einfuhr von hrischem Rindfleische verbiete, 
sich auch auf frische Rindsleber beziehe. Abgesehen davon, dass — worauf 
bereits hingewiesen — das Urtheil die Wissentlichkeit der Verletzung 
dieses Verbotes in ihrer subjektiven Richtung nacbgewiesen hat, ist es aller¬ 
dings nothwendig, dass auch objektiv das Verbot frische Rindsleber umfasst. 
Es enthält indess die im ürtheile dem Ausdrucke „Rindfleisch" gegebene Be¬ 
deutung, dass das Einfuhrverbot von frischem Rindfleische nicht bestimmte 
Theile des Rindes ins Auge fasst, sich vielmehr auf alle weichen Innentheile, 
insbesondere auch auf die Binddeber bezieht, keinen Rechtsirrthum (zu ver¬ 
gleichen §. 4 des Gesetzes, betreffend die Schlachtvieh- nnd Fleischbeschau, vom 
3. Juni 1900). Mag immerhin im gewöhnlichen Leben, beim täglichen Markt¬ 
verkehr mit den Konsumenten Rindfleisch und Rindsleber unterschieden werden, 
so geschieht dies offenbar nur behufs Spezialisirang der Wünsche des Publikums, 
in Folge dessen die einzelnen Fleischtheile na<£ ihrer besonderen Lage nnd 
Beschaffenheit mit Kopf, Schulterblatt, Zunge, Niere etc. bezeichnet werden. 
Hier aber, wo es sich um eine Massregel zur Abwehr und Unterdrückung von 
Viehseuchen handelt, muss der Ausdruck „Rindfleisch" in seiner weitesten Be¬ 
deutung aufgefasst werden, und es kann dann kein Zweifel obwalten, dass alle 
Fleischtheile des Rindes darunter fallen. Es ist denn auch im Laufe der Unter¬ 
suchung von keiner Seite, namentlich auch nicht vom Angeklagten irgendwo 
bisher bestritten worden, dass im Sinne der Verordnung Bindswber von dem 
Begriffe des Rindfleisches eingeschlossen werde, erst die Revision hat diesen 
Einwand erhoben. 

. . . Dass aber der R^iemngspräsident im Rahmen seiner Befügnisse 
handelte, wenn er frisches Rindfleisch jeder Art aus Belgien einzuführen ver¬ 
bot, geht aus der Bestimmung des §. 7 Abs. 2 des Viehsenehengesetzes vom 
23. Juni 1880 nnd 1. Mai 1894 hervor, wonach „die Einfuhrbeschränkungen, 
soweit erforderlich, auf die Einfuhr von thierischen Rohstoffen und von a&en 
sonstigen Gegenständen anszudebnen sind, welche Träger des Ansteekungsstoffes 
sein können." . . . 
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JLm Könlsreloli PreaMaeiu 

Gefahr der Bleivergiftung in Bleihütten. Bunderlass des 
Ministers für Handel und Gewerbe (ges. i. Vertr.: Lohmann) vom 
28. Desember 1901 — nia 10066. I 8501 — an sämmtliehe EOnigliohen 
Be^emngroräsidenten. 

AUjUirlieh wiederholen sieh in den Berichten der Gewerbeanfsichtsbeamten 
Hinweise auf die grossen Gesnndheitsgefahren, denen die Arbeiter in Bleihtttten 
ansgesetst und. Zahlreiche wissenschaftliche üntersnchnngen und Abhand¬ 
lungen bestätigen, dass es sich hier um einen für die menschliche Gesundheit 
in hohem Masse gefährlichen Betriebssweig handelt. Vornehmlich kommt die 
GefÜur der Bleivergiftung in Betracht. Das Blei oder seine Verbindungen 
gelangen entweder als Dämpfe mittelst der Athmnngs- oder als Staub mittelst 
der Verdauungsorgane oder durch Wunden und im Wege der Besorption durch 
die Haut in den Körper der Hüttenarbeiter und rufen die bekannten Erank- 
heitserscheinnngen hervor. TJeber die Grösse der Gefahr giebt die beigefOgte 
Erankheitsstatistik (Anlage 1) Aufschluss, welche auf amuichem Material be¬ 
ruht und aus einer in der Zeitschrift für das Berg-, Hütten- und Salinenwesen 
im Preussischen Staate, 1893, Bd. 21, S. 267 veröffentlichten eingehenden Ab¬ 
handlung des früheren Königlichen Hütten-Inspektors Saeger über: «Die 
hygienischen Einrichtungen der Königlichen Friedrichshütte bei Tamowitz* 
entnommen ist. Danach erkrankten aiu der fiskalischen Fiiedrichshütte in den 
Jahren 1881—1888 durchschnittlich 38,1 von je 100 Arbeitern der Gesammt- 
belegschaft an Bleivergiftung. Seit dieser Zeit ist die Erkrankungsziffer, Dank 
der inzwischen herbeigefOhrten Verbesserung der Betriebseinrichtnngen und der 
zweekmässigeren Begelung des Betriebes, auf 6,2 v. H. im Jahre 1891/1892 
zurüokgegangen. In den späteren Jahren haben die Erkrankungen noch einen 
weiteren beträchtlichen Büekgang erfahren. 

Der Bleivergiftungsgefahr sind sämmtliehe in Bleihütten beschäftigten 
Arbeiter in mehr oder minder hohem Masse ausgesetzt. Besonders aber sind 
die an Schachtöfen, an Flamm- und Sinteröfen und die mit der Entsilbemng 
des Bleis beschäftigen Arbeiter gefährdet. 

Beim Schaehtofenbetriebe besteht die Gtofahr, dass in Folge der 
leichten Flüchtigkeit des Bleies und der hohen Temperatur, mit der die Pro¬ 
dukte den Ofen verlassen, Metall verdampft und in die Arbeitsräume gelangt. 
Diese Gefahr wird dadurch erhöht, dass in Folge des Druckes, welchen der 
Gebläsewind im Ofen austtbt, Bleidämpfe aus dem Sehlaekenauge des Ofens, 
ans dem Bleistich und der Gicht entweichen. 

Die Flammofenarbeiter sind durch Bleidämpfe gefährdet, welche 
beim Heransziehen der bleihaltigen Bückstände ans dem Ofen und beim Ab¬ 
stechen des Bleies in den Hüttenraum entweichen, wenn sie nicht abgefangen 
und unschädlich abgeführt werden. Hierzu kommt, dass bei ungünstiger Witte¬ 
rung in Folge schlechten Abzuges der Banchgase aus den Kanälen auch giftige 
Ofengase ans den Arbeitsthüren des Ofens entweichen. 

Für die in der Entsilberung beschäftigten Arbeiter entsteht eine 
Bleivergiftungsgefahr dann, wenn das mit Hülfe eines Zusatzes von Zink ent- 
silberte Blei durch Einleiten von Wasserdampf in das in einem offenen Kessel 
befindliche Bleibad entzinkt wird. BQerbei steigt die Temperatur des Bleibades 
bis zur Bothgluth, bei welcher Temperatur Bleidämpfe und bleihaltiger Staub 
aus dem Bade aufsteigen. Auch beim Abräumen der auf dem Metallbade 
schwimmenden Oxyde und bei ihrem Transport kann sich bleihaltiger Staub 
entwickeln. Ferner sind die Bedienungsmannschaften der Treiböfen, in denen 
das silberhaltige Beichbld abgetrieben wird, bleihaltigen Dämpfen ausgesetzt, 
welche entstehen, wenn sich in Folge der Einwirkung des in die überdeckten 
Treiböfen geleiteten Gebläsewindes die Temperatur des Metallbades so sehr 
steigert, dass ein Theil der gebildeten Glätte verdampft und ans der Arbeits- 
Öffnung in den Arbeitsraum entweicht. 

Ausserdem sind alle diejenigen Arbeiter bedroht, welche mit sonstigen 
Arbeiten beschäftig sind, bei denen sieh bleihaltiger Staub entwickelt, beim 
Sieben, Transportiren und Verpacken von Glätte, beim Ausränmen der Flug- 
staubkammem und der ansgeblasenen Schachtöfen, beim Beinigen der Hütten- 
und Lagerräume n. s. w. 
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Neben diesen onmittelbaren Bleiyergiftangsgefahren droht den Bleihtttten- 
aibeitem, wie allen Personen, welche in der Nähe der Hfitten wohnen, eine 
mittelbare Gefahr insofern, als sie ständig die mit bleihaltigem Httttenranoh 
geschwängerte Laft einathmen mfissen and in der ümgebong der Hütten ge- 
baate Gtomttse und Früchte gemessen, welche yon Hüttenranch befallen sind. 

Dass die Yeranreinigong der Atmosphäre dorch den Httttenranoh der 
Bleihtttten recht beträchtlich sein kann, beweist das Beispiel der Friedrichs« 
htttte, ans welcher yor Binriohtang zweckmässiger Eondensationsanlagen ausser 
an gasförmigen AasstrOmongen jlArlich etwa 63000 kg feste Bestandtheile in 
die Loft entwichen, yon welchen 36000 kg Blei in ozydirtem Zustande waren. 

Da angesichts der bis in die neueste Zeit sich wiederholenden Klagen 
über Bleierkrankungen der Bleihttttenarbeiter die Annahme berechtig ist, dass 
die Gesundheitsyerhältnisse der Arbeiter auf einer Reihe yon Blemtttten an« 
gttnstig und yerbesserungsfähig sind, so ist eine Bekämpfung der geschilderten 
Schädlichkeiten durch reichsrechtUcne Regelung des Bleihttttenbetriebs in Er¬ 
wägung gezogen worden. Aus diesem Anlass ersuche ich Sie, die in Betracht 
kommenden Verhältnisse jeder einzelnen Bleihtttte des dortigen Regierungs¬ 
bezirks durch den zuständigen Gewerbeaufsichtsbeamten nach Massgabe der 
beigefttgten Anleitung (Anlage 2) aufklären zu lassen und mir das Ergebniss 
dieser Ermittelungen mit Ihrem Gutachten bis zum 15. Mai 1902 einzureichen. 
Anl age 1. 


Statistik der Bleierkrankungen der Flamm- und Sinterofen- 
_Belegschaft._ 


1 [;jahr 

Zahl 

der Arbeiter 

Bleierkrankungen 

Zahl 1 j* 

1100 Arbeiter 

Erankheitstage 

! looÄit., 

1884 . . 

98 

63 

64,3 

724 

738,0 

1885 . . 

114 

84 

73„ 

920 

807„ 

1886 . . 

140 

98 

70«, 

1073 

766,3 

1887 . . 

138 

47 

34,0 

625 

452,0 

1887/88 . 

130 

37 

28,3 

444 

341,3 

1888/89 . 

121 

17 

14,0 

185 

152,3 

1889/90 . 

137 

5 

3,6 

67 

48,0 

1890/91 . 

135 


2,0 

50 

37,0 

1891/92 . 

119 

1 

0,3 i 

12 

10,0 


Statistik d er Bleierkrankungen derSchachi 

tofen-Belegschaft. 

Jahr 

Zahl der 
Arbeiter 

Er¬ 

krankte 

Personen 

Kranl 

Zahl 

iheitstage 

auf je 

100 Arbeiter 

Eranl 

Zahl 

cheitsfälle 

auf je 

100 Arbeiter 

1887/88 . 
1888/89 . 
1889/90 . 
1890/91 . 
1891/92 . 

Sta 

164 

130 

140 

138 

124 

tistik d( 

75 

44 

42 

17 

18 

sr Bleie] 

136 

63 

58 

19 

24 

rkrankni 

82,0 

48.3 

41.6 

13.6 

19.4 

igen untor 

1910 

742 

855 

236 

253 

den Arb 

1164,3 

570,3 

610„ 

171,0 

204,0 

eitern 


der Entsilbernngsanstalt. 


Jahr 

Zahl der 
Arbeiter 

Er- 

Krankheitsfälle 

Erankheitstage 

krankte 

Personen 

Zahl 

auf je 

Zahl 

auf je 



100 Arbeiter 

100 Arbeiter 

1887/88 . 

58 

8 

9 

15,5 

99 


1888/89 . 

56 

4 

6 

10„ 

59 


1889/90 . 

42 

3 

5 

11,9 

77 


1890/91 . 

38 

— 

— 


— 

— 

1891/92 . 

36 

1 

2 


54 

150,6 
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Statistik der Bleierkrankungen nnter den Treibofen* 

ar b ei tern. 


1 

Jahr 

Zahl der | 
Arbeiter 

1 

Zahl der 
Er¬ 
krankten 

Krankheitsfälle 

Zahl 1 j® 

1100 Arbeiter 

Kran! 

Zahl 

[heitstage 

1 auf je 

100 Arbeiter 

1887/88 . 

16 

2 

3 

18,8 

28 

175,0 

1888/89 . 

14 

6 

6 

42,8 

102 

728,0 

1889/90 .i 

12 

4 

6 

50,0 

63 

525,6 

1890/91 . 

12 

5 

5 

41,6 

52 

433,6 

1891/92 . 

13 

1 

2 

15,6 

29 

223,0 


Statistik der Bleierkrankungen nnter den in Neben¬ 
betrieben und mit Nebenarbeiten beschäftigten Arbeitern. 


Jahr 

Zahl der 
Arbeiter 

Zahl der 
Er¬ 
krankten 

Krankheitsfälle 

Zahl i j® 

1100 Arbeiter 

Krankheitstage 

Zahl 1 i® 

1100 Arbeiter 

1887/88 . 

226 

45 

66 

29,6 

819 

362,6 

1888/89 . 

275 

27 

30 

10,0 

358 

130,f 

1889/90 . 

271 

24 

29 

10,7 

353 

130,6 

1890/91 . 

295 

19 

20 

6,8 

216 

73,6 

1891/92 . 

271 

7 

7 

2,6 

112 

41,8 


Anlage 2. 

Anleitung. 

Bleihtttte: (Firma und Ort der Niederlassang.) 

1. Nach Betriebsabtheilnngen gesonderte Znsammenstellnng des statistischen 
Materials ttber die Qrösse der Belegschaft und die festgcstellten Bleierkrankungen 
fflr die Jahre 1896 bis 1900 einschliesslich nach Massgabe des nachstehenden 
Formulars. 



Darch- 

00 

bC 

a 


schnitts- 


zahl 

0 

Betriebs- 

! der 

fl 

oS 

abtheilungen 

i beschäf¬ 


tigten 



Ar¬ 

»4 


beiter 

03 

'fl 


m. 1 w. 1 jgd. 

Ifl 

08 

N 

1. 

2. 

3. 



fl 

03 

Es erkrankten im 

fl 

03 

03 

—. 'fl 
ja 03 


Laufe 


0 

O 

bß 

CS 



des Jahres 

tH 

03 

P-t 

C3 

xs 

iJM 

fl 

O X 

fl o 

einmal 

1 03 

me 

mi 

ihr- 

als 

03 

fl 

03 

1 

fl 

oe 

■-« 

^ «fl 
fl 'S «id 

X «fl ^ 
X3 AM 
03 cd 

1 

1 bc 

1 


08 

Ph 

t3d 

W a 

gl 

i'fl .ts 

! 03 

w fl 

M £ 

1 ” 

«td 

»4 

03 

»4 

-fl 


fl 


^ fl 

'S 

03 

M 


-4 «3 

“S-ä 

N § 

—. flS 
«fl h 

o3 

X3 M 

«5 fl 

n: S 

'fl 

w 

03 

»fl 

!^___ 

Ul 

N 

M 

o3 

tsj 

'Ä! 

5. 

6. 

~7. 

8. 

9. 

To. 


G> S 

Oö ^ 


o g“ 
00 ^ 
03 


8 


03 

'S ö 

03 cn 
U 03 

^ CU 


$1 

HT 


1896. 


a) Flammofenbetrieb . 

b) Sohachtofenbetrieb . 

c) Entsilbernngsbetrieb 

d) Treibarbeit . . . 

e) Sonstige Arbeiten . 

1 

i 


1 

j 

i 

1 1 
f 1 
1 1 
1 ! 

1 

1 

1 







Summe | { 

j 


: 1 

1 1 1 1 1 r 


1897, 1898, 1899, 1900 wie vorher. 

2. Eingehende Mittheilungen über das Verfahren, nach welchen die Erse 
verhüttet werden, sowie ttber die Art der Oefen und ttber die sonstigen der 
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Verhttttang dienenden Binrichtnngen einechliesslich der Mendeneationeeinrich- 
tnngen für den Httttenranob. 

3. Angabe der Daner der Arbeitszeit in den einzelnen Betriebsabtheilnngen^ 
der Zahl and der Zeit der wöchentlichen Schichtwechsel sowie der Daner der 
Wecluelschicht. 

4. Eingehende Aofzählong and Besprechung der hygienischen Qefahren, 
welche mit den Betriebseinrichtongen verbanden sind, sowie der Yorriehtongen 
and Massnahmen, welche zor BekSmpfong der Gesondheit^efabren schon ge¬ 
troffen sind oder noch nothwendig erscheinen. Zar Beortheilong dieses Punktes 
bietet die Saeger’sche Abhandlung in der Zeitschrift fttr das «Berg-, Etttten- 
und Salinenwesen im Preossischen Staate, 1883, Bd. 21, S. 267“ beaehtenswerthe 
Fingerzeige. 


B. Königpreioli 

Schutz der bei Bauten beschäftigten Personen gegen Gesnndheits- 
gefahren. Verfttgung des Ministeriams des Innern vom 1. No¬ 
vember 1901. 

Auf Grand des §. 120e der Beichs-Gewerbeordnung and des Art. 82 
Ziff. 5 des P. St. G. vom 27. Dezember 1871 wird, nachdem seitens der Wttrttem- 
bergischen Baugewerksberufsgenossenschaft die zur thunlichsten Verhütung von 
Betriebsanfällen nothwendigen Vorschriften erlassen worden sind, mit Aller¬ 
höchster Genehmigung Seiner Königlichen Majestät Nachstehendes verfügt: 

§. 1. Beim Eintritt kalter Witterung, in der Regel in der Zeit rtm 
15. Oktober bis 15. März, sind während der Ausführung von Arbeiten im Innern 
von Bauten die Thür- und Lichtöfhiangen der einzelnen Bäume, in denen ge- 
arbeitet werden soll, mit dichten, wenn auch nicht zu dauerndem Verbleib be¬ 
stimmten Verschlüssen za versehen. Die Verwendong von über Rahmen 
gespanntem Jntestoff oder Segeltuch zum Verschliessen der Lichtöffnangen 
ist zulässig. 

§. 2. Auf denjenigen Baustellen, auf denen mehr als 10 Arbeiter längere 
Zeit beschäftigt sind, ist vom Beginn der Arbeit bis zur entsprechenden Benütz¬ 
barkeit der älume in dem Gebäude selbst für die Arbeiter zur Benützung 
während der Arbeitspausen und zum Schutz gegen die Unbilden der Witterung 
ein aliseitig dicht umschlossener, mit Fenstern versehener und gut überdachter 
ünterkunftsraum (sog. Bauhütte) von genügender Grösse und mit aus¬ 
reichender Sitzgelegenheit zur Verfügung zu stellen. Wird auf der Baustelle 
in der Zeit vom 15. Oktober bis 15. März gearbeitet, so muss der ünterkuntts- 
raam heizbar eingerichtet sein. 

Materialien sollen in diesem Baom nicht gelagert werden. 

§. 3. Auf den Baustellen aller Neubauten und grösseren Beparaturbauten 
sind vor Inangriffiiahme des Baues an einer von der Strasse abgewendeten und 
von dieser, sowie von den benachbarten Gebäuden thunlichst entfernten Stelle 
allseitig dicht umschlossene, mit verschliessbarer Thüre versehene Aborte za 
errichten, für deren ordnungsmässige Reinhaltung und Entleerang, sowie Des- 
infizirung Sorge za tragen ist. 

§. 4. Die Vorschriften in den §§. 2 und 3 finden auf Zimmerplätze, 
Steinhauerplätze und andere Bauhöfe sinngemässe Anwendung. 

§. 5. Die Ortspolizeibehörde ist befügt, bei dem Vorhandensein be¬ 
sonderer Verhältnisse, namentlich bei einfacheren Saaten auf dem Lande, von 
einzelnen dieser Vorschriften zu entbinden. 

§. 6. Verantwortlich fttr den Vollzog der vorstehenden Vorschriften ist, 
wenn sämmtliche Arbeiten an einen einzigen Unternehmer vergeben sind, dieser 
Unternehmer; in allen anderen Fällen der Eigenthttmer des Baues bezw. des 
Bauhofes. Weist der Eigenthttmer nach, dass er die Verantwortung fttr die 
Einhaltung der Vorschriften ausdrücklich einem derjenigen Unternehmer, die 
einzelne Theile des Baues übernommen haben, mit dessen Einverständniss über¬ 
tragen hat, so trieft dieser die Verantwortung. 

§. 7. Zuwiderhandlungen gegen die ertbeilten Vorschriften werden nach 
Massgabe des §. 147 Ziff. 4 der Beichsgewerbeordnong oder des Art. 82 Ziff. 5 
des L. P. St. G. bestraft. 
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Die Bestellnng von SelmUrsteii fttr die Volkaeohnleii grösserer 
Gemeinden. Erlass des Grossherzogliohen Ministeriums des 
Innern, Abtheilnng Itlr öffentliche Gesundheitspflege, vom 
6. Januar 1902 an die Grossherzogliohen KreisKmter. « 

Die beiden Kammern der Landstände haben zu dem Anträge des Abge¬ 
ordneten Ulrich und Genossen, betreffend die Bildung kleinerer Sanitäts- 
besirke nnd die Anstellnng yoUbesoldeter Bezirksärzte, den Beschluss gefasst, 
die Grossherzogliche Begiemng zu ersuchen, eine gründliche Ausbildung des 
Lehrerpersonals in der Schulhygiene anzuordnen nnd für grössere Städte und 
Gemeinden die Anstellnng yon Schulärzten in Anregung zu bringen. 

Von den fünf grösseren Städten haben drei, Darmstadt, Offenbach nnd 
Giessen, bereits seit einigen Jahren Schulärzte zur üeberwaohnng der Volks¬ 
schulen angestellt nnd mit dieser Einrichtung nach mehr als einer Bichtnng 
hin recht gute Erfahrungen gemacht, so dass die neue Einrichtung als ein nicht 
mehr zu entbehrender Theil des städtischen Schulwesens angesehen wird. So¬ 
weit diesseits bekannt, haben die Beziehungen der Schulärzte zu den Lehrern, 
wie zu dem Eltemhanse nnd zu den Hausärzten zu keinerlei Hisshelligkeiten 
Anlass gegeben, die nicht ohne Htthe hätten beseitigt werden können. Die 
Bethätigung der Schulärzte hat sich nicht idlein auf das Sehulhaus mit seinen 
Einrichtungen, den Spiel- nnd Turnplatz, die Aborte nnd die Wasseryersorgung, 
sondern auch auf die ärztliche Untersuchung nnd Beau&ichtignng der ^hu- 
Idnder erstreckt. Letztere hat mit der Feststellung des Gesundheitszustandes 
der Schüler bei ihrem Eintritt in die Schule, worüber Einträge in den Ueber- 
waehnngsbogen zu erfolgen haben, zu beginnen nnd besteht im Weiteren in der 
fortlaufenden Ueberwachnng der körperlichen Verhältnisse der Schüler gelegent¬ 
lich periodisch abzuhaltender Sprechstunden nnd yorznnehmender Elassenbesuche. 
Bei der Bekämpfung yon Infektionskrankheiten, zur Beseitigung parasitärer 
Hautkrankheiten, bei Schülerdispensationen, bei der Auswahl der Kinder für 
die Verabreichung warmen Frühstücks und für Ferienkolonien hat sich die An¬ 
stellung yon Schulärzten als nützlich erwiesen; die Mitwirkung derselben bei 
der Auswahl der Kinder für die Schule für schwach befähigte Schüler kann 
kaum entbehrt werden. In manchen Fällen werden die Schulärzte auch bei 
der Auswahl des Berufs für schwächliche nnd kränkliche Schüler werthyolle 
Bathgeber sein. 

Ohne für jetzt daran zu denken, die Anstellnng von Schulärzten für 
sämmtliche Volksschulen in Vorschlag zu bringen, halten wir dafür, dass es 
eine dankbare Aufgabe der öffentlichen Fürsorge sei, wenigstens in den grösseren 
Städten nnd in den grösseren Landgemeinden mit der IDtwirkung yon Schul¬ 
ärzten bei der Beaufsichtigung der Schulen einen Versuch zu machen. Die 
beamteten Aerzte allein werden der An4;abe nicht gewachsen sein, da es ihnen 
hierzu an Zeit fehlen würde, wohl aber werden sie sich, soweit ihre Wohnsitze 
in Betracht kommen, an der schulärztlichen Aufsicht betheiligen, wie dies zur 
Zeit schon in Offenbach nnd Giessen der Fall ist. In den übrigen grösseren 
Gemeinden, in welchen praktische Aerzte domizilirt sind, wird sich die Schul- 
aratfrage mit deren Hülfe nnd Mitwirkung wohl unschwer regeln lassen. 

Wir empfehlen Ihnen, im Einyemehmen mit den Grossherzoglichen Kreis- 
schulkommissionen nnd Grossherzoglichen Kreisgesundheitsämtem der angeregten 
Angelegenheit näher zu treten nnd Ermittelungen darüber anznstellen, ob sich 
nicht unter Festhaltnng der angedeuteten Gesichtspunkte die Bestellnim yon 
Schulärzten in den grösseren Gemeinden Ihres Bezirks durch Heranziehung 
praktischer Aerzte ermöglichen lässt. Wie weit sie dabei gehen wollen, ist 
jeweils yon örtlichen VerhUtnissen abhängig zu machen nnd bleibt Ihrem lokale 
Umstände berücksichtigenden Ermessen überlassen. Eintretenden Falls sind 
wir bereit, bei der Begrenzung der Aufgabe der Schulärzte nnd bei der Aus¬ 
arbeitung yon Dienstanweisungen unsere Mitwirkung eintreten zu lassen. 

Einer eingehenden Berichterstattung über den Erfolg Ihrer Bemühungen 
sehen wir bis zum 1. April 1. J. entgegen. 


Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmnnd, Reg.-n. Geb. Med.-Rath in Minden i. W, 

0.. C. Bmni Bachdraokerei, Minden, 
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Rechtsprechung. 

P. Th. Kftpper’s Esseius ist hls Heilmittel im Sinne der Kaiser¬ 
lichen Verordnnng yom 27. Januar 1890 anznsehen und darf zu Heil¬ 
zwecken ausserhalb der Apotheken nicht feilgehalten werden. Ur t h ei 1 
des Eammergerichts Tom 13. Mai 1901. 

. . . Zutreffend ist insbesondere die Annahme, dass die yom Angeklagten 
Terkanfte Essenz als Arzneimittel im Sinne der Kaiserlichen Yerordnnng vom 
27. Januar 1890, also als Arznei im Sinne des §. 467, Z. 3 Str. Q. B. anzusehen 
ist, desgleichen ist sie ein zusammengesetztes Mittel, die sirar nicht, wie die 
Strafkammer meint, unter Nr. 3 (Auszüge), sondern unter Nr. 5 des Verzeich¬ 
nisses A zu dieser Verordnnng (flüssige Gemische) füllt. Auf Grund thatsfli^«' 
licher Erwägungen hat ferner das Landgericht angenommen, dass der Ange^ 
klagte die Essenz zu Heilzwecken, also als Heilmittel, und nicht als Er- 
frischnngsmittel verkauft hat. _ 


Akonith und Sylphilnm sind homöopathische Znbereitnngen und 
d&rfen demgemäss nur yon Apotheken yerkanft werden, ürtheil des 
des Oberlandesgeriohts in Breslau vom 21. Mai 1901. 

. . . Auf Grund sachverständigen Gutachtens ist einwandfrei festgestellt, 
dass Akonith ein trockenes Gemenge, Sylphilnm ein flüssiges Gtemisch ist, und 
dass daher die Kaiserliche Verordnnng vom 27. Januar 1890 auf diese Mittel 
Anwendung findet, weil Gemenge oder Gemische in Nr. 4 bezw. Nr. 5 des der 
Verordnung beigegebenen Verzeichnisses bezeichnet seien. . . . Bin Unterschied 
zwischen homttopa&schen und allopathischen Mitteln ist aber in der Verordnnng 
nicht festgesteUt. _ 


Harzer Gebirgsthee und Hommels Hämatogen dttrfen nur in Apo¬ 
theken feilgehalten werden. Urtheil des Oberlandesgeirichts in 
Hamburg vom 11. Juli 1901. 

Nach den Feststellungen des Berufungsgerichts handelt es sich bei dem 
„Harzer Gebirgsthee“ und „Hommels Hämatogen“ um Znbereitnngen der im 
Verzeichniss A der Verordnnng, betr. den Verkehr mit Arzneimitteln, vom 
27. Januar 1890 bezeichneten Artikel, also um Znbereitnngen, die nach §. 1 der 
Verordnnng als Heilmittel nur in Apotheken feilgehalten und verkauft werden 
dürfen. 

. . . Nach dem Gutachten der Sachverständigen enthält der Harzer 
Gebirgsthee heilkräftige (nämlich leicht abführende) Stoffe und ist als 
Arznei zu betrachten; diese Eigenschaft ist auch auf der Verpackung dem 
Publikum erkennbar gemacht, und von dem Angeklagten, dem dies Alles be¬ 
kannt gewesen, ist der Thee als Heilmittel angesehen, mit dessen Feilhalten 
hat er sich daher zum Mindesten einer Fahrlässigkeit schuldig gemacht, die 
nach der Entscheidung des Beichsgerichts für den Thatbestand des §. 367* 
St. B. G. genügt. 

Boi dem Hämatogen handelt es sich um ein Heilmittel, nämlich um 
ein Kräftigungsmittel für krankhafte Schwächeznstände, das vom Publikum als 
Heilmittel angesehen und gekauft wird. Wenn das Landgericht dabei bemerkt, 
es sei die der Umhüllung aufgeklebte Bezeichnung als „Nährmittel“ nicht ge¬ 
eignet, in den Augen des kaufenden Publikums das Hämatogen seiuM wahren 
Charakters als eines Heilmittels zu entkleiden, ... so ist der Sinn dieser Aus¬ 
führungen der: Es sei der Angeklagte sich bewusst gewesen, dass auch die 
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TOn ihifi gewählte Beceiobnan^ als Nährmittel in diem Pabliknüi die Meinnlig 
hervörrafen werde, dass es sich am ein Heilmittel handele, and es sei aach 
die Absicht des Angeklagten dahin gegangen, diese Wirkang za erzielen. Die 
Annahme des Landgerichts, dass der Angekla^ das Hämatogen als Heilmittel 
feilgehalten habe, ist somit eine Schinssfolgerong thatsächlicher Art, bei der 
ein Bechtsirrtham nicht za erkennen ist. 


Brastpalverbisqnits fallen nicht unter die Kaiserliche Verordnung 
yom 27. Januar 1890. Urtheil des Oberlande sgerichts in Hamburg 
yom 30. Mai 1901. 

. . . Das Brastpnlver ist allerdings ein „trockenes Gemenge“ im Sinne 
des Verzeichnisses A Nr. 4. Allein die Zabereitang, in der das Brnstpolyer 
hier in den Brastpalrerbisqaits erscheint, ist nicht mehr die eines trockenen 
Gemenges, sondern es ist das Fairer dnrch den Prozess des Verbackene mit 
einem Brotteig ein nicht nnterscheidbarer Theil eines neaen gleichmässigen 
Präparates geworden, das unter keine der im Verzeichniss A genannten Zabe¬ 
reitangen fällt, mag man nun unter „Zabereitang“ den Herstellnngsprozess, 
das Verbacken oder das Produkt, den Bisqnit verstehen. In der hier vor¬ 
liegenden Form der Zabereitang darf das Brostpalyer daher als Heilmittel auch 
ausserhalb der Apotheken feilgebalten and verkaoft werden. 


Eintragung der Firma von Aerzten, die zur Erzielung einer 
dauernden Einnahmequelle eine Privatkrankenanstalt betreiben, in das 
Handelsregister. Urtheil des preussischen Eammergerichts 
yom 14. Janaar 1901. 

Hinsichtlich der Anwendbarkeit des §. 2 H.-G.B. auf den gegebenen Fall 
kommt zunächst in Frage, ob der ärztliche Beraf als solcher im Sinne des 
H.-G.-B. ein Gewerbe ist oder nicht. Wäre diese Frage za bejahen, so würde 
auf den Betrieb der Heilanstalt durch die Aerzte K. und S. £. nur unter dem 
Gesichtspunkte Werth zu legen sein, ob das Unternehmen ein solches ist, das 
nach Art und Umfang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Geschäfts¬ 
betrieb erfordert oder nicht. Dagegen dürfte es alsdann für die Feststellung, 
dass hier überhaupt ein gewerbliches Unternehmen vorliegt, der Heranziehung 
des Betriebs der Heilanstalt nicht. Es muss indessen angenommen werden, 
dass der Arzt als solcher ein Gewerbe im Sinne des H.-G.-B. nicht betreibt. 

. . . Die Gew.-Ordnung (neueste Fassung vom 26. Juli 1900) bat keines¬ 
wegs die ärztliche Berafstbätigkeit allseitig ihren Vorschriften unterworfen. 
Im §. 6, Abs. 1 derselben ist vielmehr bestimmt, dass die Gew,-0. auf die Aus¬ 
übung der Heilkunde nur insofern Anwendung finde, als dieses Gesetz aus¬ 
drückliche Bestimmungen darüber enthalte. Wenn sodann der §. 29 Gew.-O. 
für Personen, die sich als Aerzte oder mit gleichbedeutenden Titeln bezeichnen 
etc., eine von dem Befähigungsnachweis abhängige Approbation fordert und 
wenn in weiteren Bestimmungen Folgerungen aus dieser Genehmignngspfiicht 
gezogen werden (§§. 53, Abs. 1, 147 Nr. 3, auch §. 80, Abs. 2, §. 144, Abs. 2) 
so ist damit die ärztliche Berafstbätigkeit lediglich nach der gewerbepolizei- 
lichen Seite hin geordnet. Dass beabsichtigt war, durch die Gew.- 
Ordn., die allerdings im §. 29 von einem Gewerbebetriebe der Aerzte spricht 
und die Aerzte in der Ueberschrift hierzu als Gewerbetreibende bezeichnet, die 
ärztiiche Thätigkeit auch im Sinne anderer Gesetze als Ge¬ 
werbe zu erklären, geht ans der Gew.-Ordn. selbst nicht her¬ 
vor und kann bei der begrenzten Aufgabe dieses Gesetzes auch nicht ange¬ 
nommen werden. 

Da auch die sonstigen Gesetze, insbesondere das H.-G.-B., eine Definition 
des Gewerbes nicht enthalten, so muss auf den allgemeinen Sprachgebrauch 
zurückgegangen werden. Nach diesem wird ohne Zweifel nicht jede zum Zwecke 
des Erwerbs als unmittelbare Einnahmequelle betriebene dauernde Thätigkeit 
als Gewerbe aufgefasst. Vielmehr macht der Sprachgebrauch hierbei Aus¬ 
nahmen, wie auch das Beichsgericht zugiebt, indem es von dem Gewerbebegriffe 
den rein wissenschaftlichen nnd künstlerischen hcinf, sowie die Thätigkeit als 
üffentlicher Beamter, als Bechtsanwalt und Geistlicher ausscbliesst. Aber auch 
die ärztliche Berafstbätigkeit ist diesen Ausnahmen znzuzählen. Es ist durch¬ 
aus gebräuchlich, den Beruf des Arztes zu der wissenschaftlichen Thätigkeit zu 
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rechnen; der Begriff der Arznei Wissenschaft ist ein allgemein anerkannter. 
Fflr die Bestimmang des Spraobgebranchs ist anch anf die Stenergesetzgebnng 
wesentliches Gewicht za legen. Die Stelle, an der es am nächsten lag, die 
Eonseqaenz ans einem von dem Arzte betriebenen Gewerbe zn sieben, war 
sicherlich die Gesetzgebung ttber die Gewerbesteuer. Das preussisehe Gesetz 
ttber die Gewerbestener bestimmt aber im §. 4 Nr. 7, dass die AnsObnng eines 
amtlichen Berufs, der Kunst, einer wissenschaftlichen, schriftstellerischen, nnter- 
riehtenden oder erziehenden Thätigkeit, insbesondere anch des Berufs als Arzt, 
lüs Bechtsanwalt n. s. w. der Gtewerbestener nieht unterliege, und erkennt damit 
unzweideutig die Thätigkeit des Arztes als eine nicht unter den Begriff des 
Gewerbes fallende an ... . Das Einkommenstenergesetz vom 24. Juni 1891 
unterscheidet bei dem Einkommen insbesondere zwischen solchem ans Handel 
und Gewerbe und solchem ans gewinnbringender Besf'bäftigung (§. 7 Nr. 3 n. 4). 
In der Anweisung des Finanzministers vom 6. Juli 1900 zur Ausftthrnng dieses 
Gesetzes ist aber wiederum im Art. 21 flbereinstimmend mit älteren Vorsehriftea 
gesagt, dass zu dem Einkommen ans gewinnbringender Beschäftigung (also nicht 
zu demjenigen ans Handel und Gewerbe) der Gewinn aus der Thätigkeit als 
Schriftsteller, Gelehrten, Künstler, Privatlebrer, Erzieher, Arzt, Bechtsanwalt, 
Notar etc. gehOre. Endlich ist gerade in Bezug auf die Anwendung des §. 2 
H.-G.-B. in der Denkschrift hierzu bemerkt: „Der Ausdruck gewerbliches 
Unternehmen braucht im Gesetze nicht näher erläutert zu werden; schon ver¬ 
möge der Bedeutung, welche ihm nach dem allgemeinen Spracbgebrenche zu- 
kommt, genügt er, nm die Ausübung der Kunst, der Rechtsanwaltschaft, des 
ärztlichen Berufs u. s. w. auszuschliessen (Hahn-Mugdan a. a. O. S. 197). 
Auch in der einschlägigen handelsrechtlichen Litteratnr wird zumeist ange¬ 
nommen, dass der Beruf des Arztes nicht als Gewerbe im Sinne des H.-G.-B. 
gelten könne (Komm. z. H.-G.-B. von Düringer-Hachenburg, Bd. 1, S. 27, 
Lehmann-Bing S. 4, Staub 6./7. Anfl., Bd. 1, S. 44). Na^ allen diesen 
Zeugnissen kann es keinem begründeten Zweifel unterliegen, dass nach dem 
allgemeinen Sprachgebrauche die Berufsthätigkeit des Arztes 
nicht ein Gewerbe darstellt und dass, da dieser Sprachge¬ 
brauch für die Auslegung des §. 2 H.-G.-B. entscheidet, die Aus¬ 
übung dieser Thätigkeit nicht die Begriffsmerkmale des gewerblichen Unter¬ 
nehmens im Sinne des §. 1 erfüllt. 

Allerdings gilt alles dies nur von der Ausübung des ärzt¬ 
lichen Berufs als solchen. Ist dagegen mit ihr der Betrieb 
einer Heilanstalt verbanden, so kann darin sehr wohl ein Ge¬ 
werbebetrieb gefunden werden. Für die Abgrenznng ist ent¬ 
scheidend, ob derBetrieb selbstständigesMittel zur Erzielung 
einer dauernden Binnabmeguelle ist oder ob der Anstalttibetrieb sic£ 
lediglich als Mittel dem Zwecke unterordnet, die wenn auch mit Gewinnbezug 
verbundene Ausübung der ärztlichen Berufsthätigkeit zu ermöglichen oder zu 
fördern. Im ersteren Falle liegt ein Geschäftsbetrieb vor, im letzteren nicht. 
Danach ist das Moment der Gewerbemässigkeit jedenfalls dann nicht gegeben, 
wenn ein Arzt eine Privatkrankenanstalt lediglich für Lebrzwecke oder zur 
eigenen Fortbildung oder für wissenschaftliche Untersuchungen hält. Aber 
auch in denjenigen Fällen, in welchen der Arzt mit dem Betriebe solcher An¬ 
stalt nur bezweckt, die sacbgemässe Ausübung seiner ärztlichen Thätigkeit zu 
sichern, ohne dass die Absicht besteht, ans dem Anstaltsbetrieb als solchem 
Gewinn zu ziehen, kann ein Gewerbetrieb nicht angenommen werden. Ueberall 
ist hier das die Gewerbsmässigkeit ansschliessende Moment, dass der Arzt, 
wenn er auch wie Jeder, der einer gewinnbringenden Beschäftigung nacbgeht, 
Gtold verdienen will, dies doch nur mittels seiner Berufsthätigkeit als Arzt und 
nicht als Anstaltsunternehmer thun will. Ist dagegen der Anstaltsbetrieb 
Selbstzweck, hat also der Arzt die Absicht, gerade ans der Gewährung von 
Aufenthalt und Unterhalt gegen Entgelt Gewinn zu ziehen, und stellt die 
ärztliche Thätigkeit sich nur als ein wenn anch wesentliches Glied in der Kette 
derjenigen Einrichtungen dar, welche in ihrer Zusammenfassung als Anstalts¬ 
betrieb Gewinn abwerfen sollen, so muss das Vorhandensein eines gewerblichen 
Unternehmens anerkannt werden. In dieser Hinsicht ist den zutreffenden Er¬ 
wägungen in dem Urtheile des Oberverwaltnngsgericbts vom 5. Mai 1898 bei- 
zutreten, namentlich auch darin, dass bei dem Betrieb einer Privat 
krankenanstalt die Absicht der Gewinnerzielnng durch den- 
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selben dann noch nieht festgestellt werden kann, wenn der 
Amt nnr die Kosten der Anstalt einscbliesslieh der ttbliohen 
Zinsen des anf die letztere verwendeten Anlagekapitals 
decken will. 

. . . Wie das Amtsgericht, so hat anoh das Landgerieht unterlassen, die 
Verhältnisse der Dr. E.’sohen Anstalt objektiv festznstellen. Dies entspricht 
nicht dem Gesetze. Das Ordnnngsstrafverfahren znm Zwecke der Erzwingung 
der Anmeldung einer Firma gehört dem Gebiete der freiwilligen Gerichtsbar¬ 
keit an (§§. 132 ff. BeichsFrw.GG.). Anf dasselbe findet deshtdb der §. 12 ebd. 
Anwendung, wonach das Gericht von amtswegen die zur Feststellung der That- 
sachen erforderlichen Ermittelungen zu veranstalten nnd die geeignet erschei¬ 
nenden Beweise anfznnehmen hat. Danach hätte den Vorinstanzen obgelegen, 
durch selbstständige Erhebungen die für die Eintragungspflichtigkeit des Unter¬ 
nehmens in Betracht kommenden Thatsachen anfzuklären, wobei die Anfflbrun- 
gen der betheiligten Anstaltsinhaber nnr als Anhaltspunkte für die Ermittelung 
dienen konnten. Das nach dieser Bichtnng Erforderliche ist nunmehr von dem 
Amtsgerichte nacbzuholen. Hierbei müssen auch die von der Handelskammer 
in der weiteren Beschwerde gemachten Ausführungen Beachtung finden, aus 
denen allerdings hervorzugehen scheint, dass die Aerzte E. nnd S. E. die Heil¬ 
anstalt nicht lediglich als Mittel zum Zwecke der Ausübung einer gewinnbrin¬ 
genden ärztlichen Bemfsthätigkeit benutzen, vielmehr ans dem Anstaltsbetriebe 
selbst eine dauernde Einnabmegnelle machen wollen. Es kommt in Betracht, 
dass die Heilanstalt Gewerbesteuer zahlt. Zn der danach gebotenen anderwei¬ 
ten Erörterung nnd Entscheidung war die Sache an das Amtsgericht zurück 
zu verweisen. 


Zarttcknahme der einem Arzte ertheilten Approbation für die 
Dauer des Verlustes der bttrgerlichen Ehrenrechte. Brkenntniss des 
Oberverwaltungsgerichts vom 5. Dezember 1901. 

Der Beklagte, der sich im Besitze einer ärztlichen Approbation befindet, 
ist durch Erkenntniss des Königlichen Schwurgerichts I zu Berlin vom 20. Juni 
1899 wegen Verbrechens wider die Sittlichkeit mit einem Jahre sechs Monaten 
Gefängniss nnd Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte anf die Dauer von drei 

Jahren bestraft, weil er zu.am.eine in einem willenlosen oder 

bewusstlosen Zustande befindliche Frauensperson, nämlich die in seinem Sprech¬ 
zimmer zur Einholung seines ärztlichen Käthes erschienene unverehelichte . . . 
znm ausserehelichen Beischlafe daselbst missbraucht habe. Die Kevision des 
Angeklagten ist durch ürtheil des Keichsgeiichts vom 12. August 1899 ver- 
wonen nnd die erkannte Gefängnissstrafe bis zum 12. Februar 1901 von ihm 
verbttsst worden. Am 11. November 1899 hat der Vorstand der Aerztekammer 

für die Provinz.beschlossen, dem Beklagten anf Grund des §. 6 der 

Königlichen Verordnung vom 25. Mai 1887, betreffend die Einrichtung einer 
ärztlichen Standesvertretnng im Königreich Prenssen, das Wahlrecht nnd die 
Wählbarkeit zur Aerztekammer dauernd zu entziehen, weil er nach den ge¬ 
richtlich festgestellten und als erwiesen anzunehmenden Thatsachen die Pflichten 
seines Berufes gröblich verletzt und sich der Achtung, welche sein Beruf er¬ 
fordert, durchaus unwürdig gezeigt habe. 

Auf Grund der §§. 53 ^ nnd 29 der Keichsgewerbeordnung nnd des §. 120 
des Zuständigkeitsgesetzes vom 1. Aug^t 1883 hat der Kläger bei dem Be¬ 
zirksausschuss Klage erhoben mit dem Anträge-, anf Znrüc^ahme der dem 
Beklagten ertheilten ärztlichen Approbation für die Dauer des gegen ihn er¬ 
kannten Ehrverlustes, also bis zum ... zu erkennen. Demgemäss hat der 
Bezirksausschuss in dem angefochtenen UrtheUe vom 81. Mai 1901 unter Fest¬ 
setzung des Werthes des Streitgegenstandes anf 3000 Mark nnd Verurtheilnng 
des Beklagten in die Kosten des Verfahrens erkannt. 

In der rechtzeitig eingelegten Berufung macht der Beklagte geltend, 
dass der Bezirksausschuss zu Unrecht seinen Antrag auf Vernehmung der un¬ 
verehelichten .... abgelehnt habe. Anf Grund dieser Vernehmung hätte fest¬ 
gestellt werden können, dass Beklagter des ihm in dem früheren Strafverfahren 
zur Last gelegten Vergehens nicht bezw. nicht in dem Masse schuldig gewesen 
sei, dass eine Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte geboten gewesen 
wäre. Der §. 53 der Keichsgewerbeordnung gebiete aber nicht die Znrü^ahme 
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der Approbation, sondern spreche nnr ans, dass sie znrfickgenommen werden 
könne, gestatte also eine Berücksichtigung der im einzelnen Fall etwa vor¬ 
handenen Mildemngsgittnde. 

Der Kläger hat die ZnrOckweisnng der Berufung beantragt. Das von 
dem Beklagten begangene Verbrechen lasse ihn um so weniger des ärztlichen 
Standes in moralischer Hinsicht würdig erscheinen, als er toi Begehung des¬ 
selben das ihm als Arzt von seinem Patienten entgegengebrachte Vertrauen in 
unwürdiger Weise missbraucht habe. 

Die Berufung ist nicht begründet. 

üeber die Entstehungsgeschichte und die Bedeutung des §. 53 * der 
Beichsgewerbeordnung hat si<ä der Gerichtshof bereits in dem Erkenntniss 
vom 17. Januar 1889 Nr. III 54, das ebenfalls die Zurücknahme der einem Arzt 
ertheiltea Approbation für die Dauer des Verlustes der bürgerlichen Ehrenrechte 
betraf, eingehend ausgesprochen. Auf Grund der Materialien hat der Gerichts¬ 
hof es in jenem ürtheil als die Absicht der gesetzgebenden Faktoren bei Erlass 
der Bestimmung des §. 53 * bezeichnet, dass einem Arzte, welchem die bürger¬ 
lichen Ehrenrechte aberkannt seien, für die Dauer des Ehrverlustes von den 
zuständigen Verwaltungsbehörden in der Begel auch die Approbation werde 
entzogen werden. In der Entscheidung ist ferner ausgesprochen, die Annahme 
sei irrthümlich, dass bei der Anwendung des §. 53 * nnr Bücksichten zum Schutze 
des Publikums, nicht aber die Eücksicht, ob der zum Ehrverlust Vernrtheilte 
in moralischer Beziehung würdig sei, dem ärztlichen Stande anzugehören, in 
Betracht zu ziehen seien. An diesen Ausführungen ist festznhalten. 

Gegenüber dem in der mündlichen Verhandlung vor dem Gerichtshöfe 
von dem Vertreter des Beklagten wiederholten Anträge, die unverehelichte . . . 
einer nochmaligen Vernehmung zu unterwerfen, zumal sie sieh neuerdings in 
einem gegen sie anhängig gewesenen Strafverfahren in Widersprüche mit ihrer 
früheren Aussage verwickelt habe, war ferner davon auszugehen, dass dem 
Verwaltungsrichter im Falle des §. 53 Abs. 1 der Beichsgewerbeordnung eine 
Nachprüfung dahin, ob der Inhaber der Approbation die Strafthat thatsächlich 
begangen hat und daher mit Becht vemrtheilt und der bürgerlichen Ehren¬ 
rechte verlustig erklärt ist, nicht zusteht. Die Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte bildet einen untrennbaren Theil des Straferkenntnisses, und dieses 
Erkenntniss ist daher das Fundament, auf dem die Klage beruht, da sie ausser 
im Fall der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte überhaupt nicht zu¬ 
lässig ist. Die Verneinung der Schuld des Beklagten seitens des Verwaltungs- 
ricbters würde also zugleich den Ansspruch in sich schliessen, dass die Aber¬ 
kennung der bürgerlichen Ehrenrechte zu Unrecht erfolgt und daher die Vor¬ 
aussetzung für die Klage nicht vorhanden sei. Der Gesetzgeber hat die 
Zulässigkeit der Klage aber an die Thatsache der Aberkennung der bürger¬ 
lichen Ehrenrechte geknüpft. Von dieser hat der Verwaltnngsrichter daher 
auszugehen und damit folgeweise auch von der Bichtigkeit des die Aberkennung 
der Ehrenrechte anssprechenden Urtheils. Wird dieses in Folge einer Wieder¬ 
aufnahme des Verfahrens aufgehoben, so wird zugleich auch die durch den 
Verwaltxmgsrichter ausgesprochene Zurücknahme der Approbation gegenstandlos, 
da sie nur für die Dauer des Ehrverlustes erfolgt. Die beantragte Vernehmung 

der.ist daher zwecklos, da die Frage, ob der Beklagte das Verbrechen, 

wegen dessen er verurtheUt ist, thatsächlidi begangen hat, überhaupt nicht 
zur Erörterung steht. 

Muss sonach davon ansgegangen werden, dass dem Bekl^en die Straf¬ 
that, die das Schwurgericht für erwiesen erachtet hat, auch wirklich zur Last 
BUlt, so kann es sich nnr fragen, ob von diesem Standpunkt ans nichtsdesto¬ 
weniger Gründe vorliegen, welche die Entziehung der Approbation, die der 
Gesetzgeber in das Ermessen des Verwaltungsrichters gestellt hat, im vor¬ 
liegenden Falle nicht als gerechtfertigt erscheinen lassen. Davon aber kann 
keine Bede sein. Bei der Schwere des Verbrechens und der Ehrlosigkeit der 
in ihm sich anssprechenden Gesinnung des Thäters, erscheint dieser vielmeto 
in moralischer Beziehung unwürdig, dem ärztlichen Stande ferner anzugehören 
und auch im öffentlichen Interesse zum Schutze des Publikums ist es geboten, 
ihm auf die vom Gesetze gestattete Dauer die ärztliche Approbation zu entziehen. 

Die Vorentscheidung war daher zu bestätigen. 
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Medizinal • Gesetzgebung. 

iDeutsolieB Relob.. 

Beschäftigung von Gehlilfen nnd Lehrlingen in Gast* nnd in 
Schankwirthschaften. Bekanntmachung des Beiehskanslers (gez. 
L Vertr.: Graf t. Posadowsky) vom 28. Januar 1902. 

Anf Gmnd des §. 120 e Aba. 8 der Gewerbeordnung hat der Bnndesrath 
nachstehende Bestimmungen Uber die Beschäftigung von Gehfllfen nnd Lehr¬ 
lingen in Gast- nnd in Schankwirthschaften erlassen: 

I. 

1. In Gast* nnd in Schankwirthschaften ist jedem Gehlilfen nnd Lehrling 
Uber sechszehn Jahre für die Woche sieben Mal eine nnnnterbrochene Bnhe- 
seit von mindestens acht Stunden zu gewähren. Der Beginn der ersten Bnhe- 
zeit darf in die vorhergehende, das Ende der siebenten Bnbezeit in die nach¬ 
folgende Woche fallen. 

Fttr Gehülfen nnd Lehrlinge unter sechszehn Jahren muss die Bnhezeit 
mindestens nenn Stunden betragen. Durch Polizeiverordnnngen der zum Er¬ 
lasse solcher Verordnungen berechtigten Behörden kann diese längere Buhezeit 
auch fttr Gehlilfen nnd Lehrlinge über sechszehn Jahre vorgeschrieben werden. 

Die höhere Verwaltungsbehörde ist befugt, in Bade- nnd anderen Kur¬ 
orten die Buhezeit fttr Gehlilfen und Lehrlinge über secbszehn Jahre in Gast- 
wirthschaften während der Saison, jedoch nicht über eine Dauer von drei 
Monaten, bis auf sieben Stunden herabznsetzen. Neben dieser Bnbezeit müssen 
täglich, abgesehen von den Mahlzeiten, Bnhepausen in der Gesammtdaner von 
mindestens zwei Stunden gewährt werden. 

2. Der Zeitraum zwischen zwei Buhezeiten, welcher auch die Arbeits- 
bereitschaft nnd die Bnhepausen umfasst, darf in den Fällen der Ziff. 1 Abs. 1 
höchstens secbszehn Stunden, in den Fällen der Ziffer 1 Abs. 2 höchstens 
fünfzehn Stunden nnd in den Fällen der Ziffer 1 Abs. 8 höchstens siebzehn 
Stunden betragen. 

3. Eine Verlängerung der in Ziffer 2 bezeicbneten Zeiträume ist fttr den 
Betrieb bis zu sechszig Mal im Jahre zulässig. Dabei kommt jeder Fall in 
Anrechnung, wo auch nur fttr einen Gehülfen oder Lehrling diese Verlängerung 
stattgefnnden hat. 

Auch in diesen Fällen muss fttr die Woche eine Unterbrechung durch 
sieben Buhezeiten von der vorgeschriebenen Dauer (Ziffer 1) stattfinden. 

4. An Stelle einer der nach Ziffer 1 zu gewährenden ununterbrochenen 
Buhezeiten ist den Gehülfen nnd Lehrlingen mindestens in jeder dritten Woche 
ein Mal eine ununterbrochene Bnhezeit von mindestens viernndzwanzig Stunden 
zu gewähren. 

ln Gemeinden, welche nach der jeweilig letzten Volkszählung mehr als 
zwanzigtansend Einwohner haben, ist diese Buhezeit mindestens in jeder zweiten 
Woche zu gewähren. 

In denjenigen Wochen, in welchen hiernach eine viemndzwanzigstttndige 
Buhezeit nicht gewährt zu werden braucht, ist ausser der ununterbrochenen 
Bnhezeit von der vorgeschriebenen Dauer (Ziffer 1) mindestens ein Mal eine 
weitere ununterbrochene Bnhezeit von mindestens sechs Stunden zu gewähren, 
welche in der Zeit zwischen acht Uhr Morgens nnd zehn Uhr Abends liegen muss. 

5. Die Arbeitgeber sind verpflichtet, ein Verzeichniss anznlegen, welches 
die Namen der einzelnen Gehülfen nnd Lehrlinge enthalten muss. In das Ver¬ 
zeichniss ist fttr jeden einzelnen Gehlilfen nnd Lehrling einzntragen, wann nnd 
fttr welche Dauer eine Bnhezeit gemäss Ziffer 4 gewährt worden ist. 

Arbeitgeber, welche von den Bestimmungen der Ziffer 3 Gebrauch machen, 
sind verpflichtet, ein weiteres Verzeichniss anznlegen, in welches einzutragen 
ist, wann Ueberarbeit im Betriebe während des Kalenderjahres stattgefnnden hat. 

Die nach Abs. 1, 2 zu machenden Eintragungen haben spätestens am 
ersten Tage nach Ablauf jeder Woche fttr die verflossene Woche zu erfolgen. 

Die Verzeichnisse sind anf Erfordern den zuständigen Behörden und Be¬ 
amten zur Einsicht vorzulegen. 

6. Gehülfen nnd Lehrlinge unter sechszehn Jahren dürfen in der Zeit 
von zehn Uhr Abends bis sechs Uhr Morgens nicht beschäftigt werden. Aneser- 
dem dttrfen Gehülfen nnd Lehrlinge weiUichen Geschlechts zwischen sechszehn 
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and aehtiehn Jahren^ welche nicht zar Familie dea Arbeitgebers gehören, 
während dieser Zeit nicht zor Bediennng der Gäste verwendet werden. 

n. 

7. Als Gehälfen and Lehrlinge im Sinne dieser Bestimmangen gelten 
solche Personen männlichen and weiblichen Geschlechts, welche im Betriebe 
der Gast- and der Schanhwirthschaften als Oberkellner, Kellner oder Kellner¬ 
lehrlinge, als Köche oder Kochlehrlinge, am Söffet oder mit dem Fertigmachen 
kalter Speisen beschäftigt werden. Ausgenommen sind jedoch Personen, welche 
hanptsächlich in einem mit der Gast- oder der Scbankwirthschaft verbundenen 
kaufmännischen oder sonstigen gewerblichen Betriebe beschäftigt werden, so¬ 
fern ihre tägliche Arbeitszeit in diesem Betriebe anderweiten reichsrechtlicben 
Vorschriften unterliegt. 

m. 

8. Die vorstehenden Bestimmungen treten am 1. April 1902 in Elraft. 

Bis zum 81. Dezember 1902 ist Ueberarbeit (Ziffer 8) höchstens fünfund- 

vierzig Mal zulässig. 

Von dem in Ziffer 6 Satz 2 enthaltenen Verbote sind diejenigen Per¬ 
sonen ausgenommen, welche bei der Verkündung dieser Bestimmungen KeUne- 
rinnen sind. 


Beschäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in 
Zichorienfabriken und den znr Herstellung von Zichorie dienenden 
Werkstätten mit Motorbetrieb. Bekanntmachung des Beiohs- 
kanzlers (gez. i. Vertr.: Graf v. Posadowsky) vom 81. Januar 1902, 
Aul Grund des §. 139 a der Gewerbeordnung bat der Bundesrath nach¬ 
stehende Bestimmungen, betreffend die Beschäftigung von Arbeiterinnen und 
jugendlichen Arbeitern in Zichorienfabriken und den zur Herstellung von 
Zichorie dienenden Werkstätten diit Motorbetrieb erlassen: 

I. In Zichorienfabriken, sowie in solchen zur Herstellung von Zichorie 
dienenden Werkstätten, in welchen durch elementare Kraft (Dampf, Wind, 
Wasser, Gas, Luft, Elektrizität u. s. w.) bewegte Triebwerke nicht bloss vor¬ 
übergehend znr Verwendung kommen, darf Arbeiterinnen und jugendlichen 
Arbeitern in Bäumen, in welchen Darren im Betriebe sind, während der Dauer 
des Betriebes eine Beschäftigung nicht gewährt und der Aufenthalt nicht ge¬ 
stattet werden. 

U. In Zichorienfabriken mit Darrenbetrieb und in den unter I bezeicb- 
neten Werkstätten mit Darrenbetrieb muss in Bäumen, in welchen Arbeiterinnen 
oder jugendliche Arbeiter beschäftigt werden, ausser der in den Fabriken nach 
§. 138 Abs. 2 der Gewerbeordnung und in den Werkstätten nach Ziffer 6 und 
15 der Bekanntmachung vom 13, Juli 1900 (Beichs - Gesetzbl. S. 566) auszu- 
hängenden Tafel eine zweite Tafel ansgehängt werden, welche in deutlicher 
Schrift die Bestimmangen unter I wiedergiebt. 

m. Die vorstehenden Bestimmungen treten am 1. April 1902 in Kraft 
und haben für die Dauer von zehn Jahren Gültigkeit. 


Theilweise Inkraftsetznng des Gesetzes, betr. die Schlachtvieh- 
und Fleischbeschau. Kaiserliche Verordnung vom 16. Februar 
1902. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König von 
Preussen etc. 

verordnen auf Grund des §. 30, Abs. 2 des Gesetzes, betr. die Schlachtvieh- 
und Fleischbeschau vom 3. Juni 1900 (Beichs-Gesetzbl. S. 547) im Namen des 
Beichs, mit Zustimmung des Bandesraths, was folgt: 

Der §. 21 des Gesetzes, betr. die Schlachtvieh- und Fleischbeschau vom 
3. Juni 1900 (Beichs-Gesetzbl. S. 547) tritt am 1, Oktober 1902 in Kraft. Gleich¬ 
zeitig treten die Vorschriften des §. 26 Nr. 1, des §. 27 Nr. 1 und der §§. 28, 
29 in Kraft, soweit sie die Zuwiderhandlungen gegen den §. 21, Abs. 1, 2 oder 
gegen ein auf Grund des §. 21, Abs. 3 ergangenes Verbot betreffen. 
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GesuBdlieitgscliädliche und tänscbende Zngätne sn Fleisch nnd 
dessen Znbereitnngen. Bekanntmachnng des Beichskanslers (ges. 
i. Vertr.: Graf t. Posadowsky) vom 18. Februar 1902. 

Auf Grund der Bestimmungen im §. 21 des Gesetzes, betr. die Schladit- 
vieh- nnd Fleischbeschau vom 8. Juni 1901 (R.-G.*B1. 547) bat der Bnndesratb 
die nachstehenden Bestimmungen beschlossen: 

Die Vorschriften des §. 21, Abs. 1 des Gesetzes finden auf die folgenden 
Stoffe sowie auf die solche Stoffe enthaltenden Znbereitnngen Anwendung: 
Borsäure und deren Salze, Formaldehyd, Alkali- nnd Erdalkali-Hydroxyde 
nnd -Karbonate, Schweflige Säure und deren Salze sowie nnterschwefligsanre 
Salze, Fluorwasserstoff nnd dessen Salze, Salicylsänre nnd deren Verbin¬ 
dungen, Chlorsäure Salze. 

Dasselbe gilt für Farbstoffe jeder Art, jedoch unbeschadet ihrer Ver¬ 
wendung zur Gelbfärbung der Margarine und zum Färben der Wnrsthttllen, 
sofern diese Verwendung nicht anderen Vorschriften widerlänft. 


Beschäftigung von Apothekergehttlfen mit ausländischen Prfi- 
fnngszengnissen in deutschen Apotheken. Bekanntmachung des 
Reichskanzlers (i. Vertr.: Graf t.P osadowsky) yom 12.Febrnar 1901. 

Der Bnndesratb hat beschlossen, die Bekanntmachnng yom 18. Januar 
1888 (Zentralbl. f. d. Deutsche Reich S. 12) durch folgende Vorschrift zu er¬ 
gänzen : 

Der Reichskanzler wird ermächtigt, in Uebereinstimmung mit der zu¬ 
ständigen Landeszentralbehhrde in besonderen Fällen Personen, welche die 
Prüfung der Apothekergehttlfen im Inlande nicht abgelegt haben, mit Rücksicht 
auf eine im Anslande abgelegte gleichartige Prüfung ausnahmsweise in einer 
deutschen Apotheke als Apothekergehttlfen zuznlassen. 


B. König; ireioli PirevuBsen. 

Bescheinigung der Reiseliqnidationen. Erlass des Ministers 
der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Anftr.: Förster) yom 
17. Januar 1902 — M. Nr. 4690 — an den Königlichen Regierungspräsi¬ 
denten in Arnsberg, allen anderen Königlichen Regierungspräsidenten zur 
Kenntnissnahme mitgetheilt. 

Auf den gefl. Bericht yom 4. Juni y. J. — A. IVb — erwidere ich 
Ew. Hoch wohlgeboren nach Benehmen mit der Königlichen Oberrechnungskammer 
ergebenst, dass zu den nach Formular XII der Dienstanweisung fttr die Kreis¬ 
ärzte anfznstellenden Liquidationen über Tagegelder und Reisekosten eine be¬ 
sondere Bescheinigung dahin, dass zu der Reise des Kreisarztes amtlicher Auf¬ 
trag ertheilt und dieselbe nicht zu knratiyen Zwecken erfolgt sei, nicht weiter 
erforderlich ist. Dahingegen sind die Liquidationen in gesnndheitspolizeilicben 
Angelegenheiten fttr diejenigen Landestbeile, in welchen das Regnlatiy, betr. 
die sanitätspolizeilichen Vorschriften bei ansteckenden Krankheiten yom 
8. August 1835 (G. S. S. 240), Geltung hat, mit Rücksicht auf die im §. 10 
desselben enthaltene Bestimmung, soweit nicht auf Grund des Reichsseuchen- 
gesetzes in der Dienstanweisung fttr die Kreisärzte besondere Ausnahmen yor- 
gesehen sind, auch fernerhin mit der Bescheinignng zu yersehen: 

„Dass die Dienstreise nicht zur Feststellung der ersten Fälle ansteckender 
Krankheiten, sondern im sanitätspoiizeilichen Interesse stattgefnnden habe 
und dass die Polizeibehörden den ihnen obliegenden Verpflichtungen zur 
Feststellung der Krankheiten nachgekommen seien.“ 

Hierbei mache ich auf einen im §. 82 Abs. 3 a der Dienstanweisung ent¬ 
haltenen Druckfehler aufmerksam. Es muss dort heissen: 

„bei allen ersten — statt „ernsten“ — Erkranknngs- oder Verdachts¬ 
fällen pp. _ 


Abänderung der Anweisung ttber Unterbringung von Geistes¬ 
kranken, Epileptischen nnd Idioten in Priyatanstalten. Rnnderlass 
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der Minister der n. 8.w. Mediiinalangelegenheiten, der Jnstis 
und des Innern rom 25. Jannar 1902 — M. d. g. A. M. Nr. 7761.11 
J. M. I. Nr. 474, H. d. I. Ha Nr. 366 — an sämmtliche Königlichen Begiemngs* 
prftsidenton. 

In der Anweisung aber ünterbringnng in Priyatanstalten fttr Geistes¬ 
kranke, Epileptische und Idioten vom 26. März v. Js. — J. M. 1. 1853, M. d. I. 
n a 2311, M. d. g. A. M. 5020 — ist Ew. Hochwohlgeboren durch die §§. 15, 
19 Nr. 2 Abs. 1, Nr. 4 Abs. 2 und 3 und §. 21 Nr. 2 die Ermächtigung ertheilt, 
nach gewissen Bichtangen im Einzelfalle Bestimmungen zu treffen. 

In Erweiterung dieser Befugnisse wollen wir Ew. Hochwohlgeboren ferner 
allgemein ermächtigen, bei den Privatanstalten für Idioten auf Antrag eine 
Begelnng der ärztlichen Thätigkeit nach den in dem §. 22 Nr. 7 der Anweisung 
„für &anke im Alter unter 18 Jahren“ gegebenen Vorschriften auch dann zu 
genehmigen, wenn in den Anstalten Idioten im Alter von tlber 18 Jahren ver¬ 
pflegt werden. Vor der Genehmigung ist die Besuchskommission zu bOren. 
Die Ertheilung der Genehmigping wird sich, sofern es die Beschaffenheit der 
Kranken überhaupt gestattet, solchen Anstalten (insbesondere Wohlthätigkeits- 
anstalten) gegenüber empfehlen, welche sich mit der Verpflegung sowohl jugend¬ 
licher, wie auch erwachsener Idioten und gleichzeitig mit ihrem Unterricht, 
ihrer Erziehung und Ausbildung beschäftigen. 

Angesichts der doppelten Aufgabe, welche sich diese Anstalten in der 
Begel steilen: „der Pflege und der ünterweisung“, ist die Thätigkeit des 
Arztes, soweit die Bestimmungen des §. 22 Nr. 7 der Anweisung in Frage 
kommen, vornehmlich auf medizinische, diätetische und hygienische Angelegen¬ 
heiten gerichtet. Es unterlieg^ keinem Bedenken, dies in dem Statute oder der 
Hausordnung der Anstalt zum Ausdrucke zu bringen. 

Die in dem §. 20 Nr. 5 erwähnte Beantwortung schriftlicher und münd¬ 
licher Anfragen kann, soweit die Ausbildung, das äussere Verhalten u. s. w. 
des Pfleglings in Frage kommt, dem Unternehmer oder der mit dem Unter¬ 
richte betrauten Person, in geeigneten Fällen im Einvernehmen mit dem Arzte 
überlassen bleiben. 

Auch kann die für Kranke im Alter unter 18 Jahren im §. 22 Nr. 4 vor¬ 
gesehene Bestimmung, betreffend Beurlaubungen, auf in solchen Anstalten ver¬ 
pflegte Kranke im Alter über 18 Jahre ausgedehnt werden. 

Die Befugnisse, Ausnahmen von der Bestimmung im §. 19 Nr. 3 über das 
Wohnen des Arztes in der Anstalt zu genehmigen, wird dem Begierungspräsi- 
denten übertragen. 

Vorstehende Anordnungen finden entsprechende Anwendung auf Anstalten, 
in welchen Epileptische unter ähnlichen Verhältnissen, wie in den oben 
erwähnten Anstalten, verpfleg^ werden, jedoch mit der Massgabe, dass die 
erforderliche Genehmigung dem mitunterzeichneten Minister der Medizinal¬ 
angelegenheiten Vorbehalten bleibt. 

Ferner bestimmen wir, dass diejenigen Anstalten, welche nur Kranke 
unter 18 Jahren verpflegen, für welche also die Ausfüllung des der Anweisung 
beigegebenen statistischen Formulars C (§. 21 Nr. 5 der Anweisung) bisher nicht 
vorgeschrieben ist, bis zum 8. Januar jedes Jahres dem zuständigen Kreisärzte 
eine Anzeige in 2 Exemplaren einzureichen haben, in welcher die Zahlen des 
Bestandes, des Zugangs und des Abgangs im letzten Jahre — bei dem Abgangs 
getrennt nach Entlassung und Tod — aufzuführen sind und zugleich anzugeben 
ist, wie viele der Verpflegten auf private und wie viele auf öffentliche Kosten 
untergebraoht waren. Der Kreisarzt hat ein Exemplar der Anzeige an Ew. Hoch- 
wohlgeboren weiterznreichen. _ 

Entlassung verbrecherischer Personen ans öffentlichen Irrenan¬ 
stalten. Erlass des Jnstizministers (gez. i. Vertr.: Küntzel) vom 
6. Januar 1902 — J.-M. I. Nr. 8450 — an sämmtliche Herren Ober¬ 
staatsanwälte. 

Nach näherer Bestimmung eines Banderlasses der Herren Minister der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten nnd des Innern vom 
15. Juni 1901 (M. d. I. Ha 9209, M. d. g. A M. 6368) (Minist - Blatt für Me- 



42 


Beohtspreehang und ]ieduiiial-Q«setsgebaiig. 


dizinal'Angelegenheitea L Jahrg. S. 179) ^ liegt es den Oberprlsidenten ob, im 
Interesse der Öffentlichen Sicherheit so veranlassen, dass ans öffentlichen Irren¬ 
anstalten solche Personen, welche nach ihrem Vorleben als gefährlich zn erach¬ 
ten, nicht ohne poiizeiliche Mitwirkung za entlassen sind. Als solche Personen 
sind in dem Banderlasse unter Ziffer 1 anfgeftthrt: 

.Misteskranke anf Grand des §. 51 des Strafgesetsbachs freigesprochene 
oder aaf Grand des §. 208 der Strafprozessordnong ausser Verfolgong ge¬ 
setzte Personen oder geisteskranke Verbrecher, bei denen der Strafvollzug 
ausgesetzt ist, — sofern diesen Personen ein Verbrechen oder ein nicht 
ganz geringfügiges Vergehen zur Last gelegt ist — 

An der Benachrichtigung über eine bevorstehende Entlassang der hier 
bezeichneten Personen haben die JostizbehOrden insofern ein unmittelbares In¬ 
teresse, als eine alsbaldige oder spätere Wiederaufnahme der vorläufig einge¬ 
sellten Untersochang oder des ansgesetzten Strafvollzugs in Frage kommen 
kann, und es den JostizbehOrden erwünscht sein muss, sowohl den gegenwärti¬ 
gen Gesandheitszastand, als auch den Verbleib des Beschuldigten oder des Ver- 
urtheilten zu erfahren. Es entspricht aber auch der Stellung der Staatsanwalt¬ 
schaft, die ihr etwa bekannten Umstände, welche Bedenken gegen die Ent¬ 
lassung eines nngeheilten Geisteskranken wegen seiner Gemeingefährlichkeit zu 
begründen geeignet sein könnten, zur Kenntnis der zuständigen Polizeibehörde 
zu bringen. 

Der in einem Abdrucke beiliegende Bunderlass der Herren Minister der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten und des Innern vom 
16. Dezember 1901*), welcher im Einvernehmen mit mir erlassen worden ist, 
sichert der Staatsanwaltschaft eine Mitwirkang bei der Entlassung geistes- 
krauker Verbrecher aus öffentlichen Irrenanstalten, soweit ein Interesse der 
Bechtspfl^e an dieser Mitwirkang beste nt, and zwar auch, soweit es sich um 
Strafsachen handelt, in welchen £e Strafvollstreckung den Amtsgerichten ob¬ 
liegt. Die nach dem Banderlasse von der Staatsanwaltschaft abzngebenden 
Erklärangen, für welchen die oben hervorgehobenen Gesichtspunkte massgebend 
sein müssen, sind, soweit thanlich, umgehend zu erstatten, in jedem Falle aber 
so zu beschleunigen, dass die Antwort mit den wieder angeschlossenen Anlagen 
bei der anfragenden Polizeibehörde innerhalb einer Woche wieder eingeht 


Einsendung der fiber die ErankheitsVerhältnisse in den Kranken-, 
Entbindnngs- und Irrenanstalten aasgefüllten Fragebogen nnd Zähl¬ 
karten an das Königl. Statistische Bnrean. Bnnderlass der Minister 
der n. s. w. Medizinalangelegeuheiten (gez. i. Anftr.: Förster) und 
des Innern (gez. i. Anftr.: Peters) vom 21. Januar 1902 — M. d. g. 
A. M. Nr. 8113, M. d. I. üb Nr. 8687 n — an sämmtliche Herren Oberpräsi¬ 
denten. 

In Abänderung des Erlasses vom 10. Juli 1877 — M. d. g. A. Nr. 6169, 
M. d. I. A. Nr. 2669 — bestimmen wir, dass die Einsendung der über die 
Krankheitsverhältnisse in den Kranken-, Entbindnngs- nnd Irrenanstalten aus¬ 
gefüllten Fragebogen and Zählkarten mit Bücksicbt auf die Vorschrift im §. 101 
der Dienstanweisung lür die Kreisärzte bis zam 1. Februar des anf das Berichts¬ 
jahr folgenden Jahres an die Kreisärzte erfolgt, von denen das Material bis 
zum 1. März jeden Jahres an das Königliche Statistische Bureau, Berlin SW 68, 
Lindenstrasse 28, weiterzareichen ist. 

Ew. Ezcellenz ersachen wir ergebenst, die Ihrer Anfsioht unterstellten 
Provinzial-, Heil- and Pfiegeanstalten entsprechend anzuweisen und die Begie- 
rongspräsidenten gefälligst anzuweisen, bezüglich der ihrer Aufsicht unterstellten 
Kri^enanstalten das Erforderliche anzuordnen und die Kreisärzte mit geeig¬ 
neter Anweisung zu versehen. _ 


Verkehr mit Wein, weinhaltigen nnd weinähnlichen Getränken. 
Banderlass der Minister der n.s. w. Medizinalangelegenheiten 
(gez. i. Anftr.: Förster), für Landwirthsohaft n. s. w. (gez. L Vertr.: 


*) Siehe Beilage za Nr. 16 der Zeitschrift, Jahrg. 1901, S. 206. 
*) Siehe Beilage zu Nr. 3 der Zeitschrift, Jahrg. 1902, S. 23. 
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äterftbel^i'), des Innern (gez. i. Yertr.: Bischoflshaasen), fQr Han* 
del and Gewerbe (gez. i. Yert.: Lohmann) vom 2 8. Januar 1902 — 
H. d. g. A. M. Nr. 8828 IL, M. f. L. I. A. Nr. 8495.1., M. d. I. Hb Nr. 216„ 
M. f. H. n b Nr. 494 — an sämmtliche Königlichen Begiemngsprfizidenten. 

Zar DarohfOhrang des seit dem 1. Oktober 1901 in Kraft getretenen 
Beiehsgesetzes, betreffend den Yerkehr mit Wein, weinhaltigen and weinähn- 
liohen Getränken, yom 24. Mai 1901 — Beichs* Gesetzblatt S. 175 — bestimmen 
wir hierdnrch, was folgt: 

1. Betriebe, in welchen getrocknete Frttchte oder eingedickte Moststoffe 
bei der Herstellnng yon Dessertweinen aasländischen ürsprangs yerwendet 
werden, sind nach §. 3 Nr. 8 des Gesetzes yon dem Inhaber yor dem Beginne 
des Geschäftsbetriebes der zuständigen Behörde anznzeigen. Diese Anzeige hat 
nicht in jedem Binzelfalle der Yerwendnng yon Früchten and Moststoffen der 
bezeichneten Art, sondern nar einmal and zwar an den Begierongspräsidenten 
für solche Betriebe za erfolgen, in denen eine derartige Yerwendnng statt* 
finden solL 

2. Yon besonderer Wichtigkeit für die wirksame Bekämpfang der Wein* 
yerftlschangen sind die Bestimmnngen in den §§. 10 and 11 des Gesetzes, darch 
welche die bisher fehlenden Handhaben za einer schärferen Kontrole aller 
Betriebe, in denen Wein, weinhaltige and weinähnliche Getränke gewerbsmässig 
hergestellt, anfbewahrt, feilgehalten and yerpackt werden, geboten werden 
sollen. Diese Anfsioht wird nicht den niederen Polizeiorgauen, welchen dazn 
Yorbildang and Sachkeuntniss fehlt, za überlassen, yielmehr, soweit nicht die 
Einhaitang rein formeller Yorschriften in Betracht kommt, sachknndigen Per* 
sonen, beispielsweise Angestellten yon Weinbanschnlen, yon öffentlichen Unter* 
sachnngsanstalten, für Nahrnngs- and Gennssmittel, unabhängigen Nahrangs¬ 
mittel-Chemikern and ähnlichen Sachyerständigen za übertragen sein. In den 
weinbantreibenden Distrikten empfiehlt es sich yor der Answahl der für die 
Kontrole bestimmten Persönlichkeiten die Landwirthschaftskammern zu Yor- 
schlägen aafzafordern. 

3. Die Nahrnngsmittel - Polizeibehörden sind darauf aufmerksam za 
machen, dass die Grenzzahlen für den Gehalt gezuckerter Weine an Extrakt- 
stoffen and Mineralbestandtheilen bei der anf Grand des g. 20 des Gesetzes er¬ 
folgten nenen Festsetzung (Bekanntmachung yom 2. Jali 1901 — Beichs-Gesetz- 
blatt 8. 257 —), soweit Bothwein in Betracht kommt, erhöht worden sind. Es 
kommen jedoch bisweilen in einzelnen Gegenden zn Yerschnittzwecken dienende 
Bothweine (Portngieser) yor, die auch im nngeznckerten Zustande unter den 
festgesetzten Grenzen bleiben; yor der Beanstandung derartiger Weine ist 
daher besonders darauf za achten, ob das Zurückbleiben hinter den Grenz¬ 
zahlen anf dem Zusätze yon wässeriger Zuckerlösung beruht. 

4. Zur Hebung des zur Zeit darniederliegendyn deatschen Bothwein- 
baues, welcher hauptsächlich unter dem zunehmenden Wettbewerb der aus 
deatschen Weissweinen und ausländischen Bothweinen hergestellten Yerschnitt- 
weinen leidet, ersuchen wir Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, die Yorstände der 
unter staatlicher oder kommunaler Yerwaltung oder Aufsicht stehenden Pflege- 
anstalten, Krankenhäuser oder sonstigen Anstalten oder Betriebe, welche Both- 
wein in grösserer Menge yerbraachen, bei der Deckung ihres Bedarfs auf den 
Bezug yon Bothweinen nachweislich deatscher Herkunft, die anerkanntermassen 
den an Bothweinen za stellenden Anforderungen im Allgemeinen durchaus ent¬ 
sprechen, aufmerksam zu machen. 


LftftangSTorriehtnngen in Restaurationen. Bnnderlass des 
Ministers des Innern (gez. y. Hammer stein) yom 10. Jannar 1902 
— üb Nr. 4911 — an sämmtliche Königlichen Begierongspräsidenten. 

Es ist neuerdings zur Sprache gekommen, dass immer noch, selbst in 
grösseren Städten, Bestaurationsräume hergestellt werden, die jeder geeigneten 
Yentilationsyorrichtung entbehren, obwohl in ihnen tfiglich die Ansammlung 
zahlreicher Menschen stattfindet. In §. 3 der durch die Bundyerfügung yom 
26. August 1886 (M. Bl. d. i. Y. S. 182) mitgetheilten Anforderungen, welche 
in baulicher und gesundheitlicher Beziehung an die Gast* und Schankwirth 
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sohaften za stellen sindj ist daraof hingewiesen, dass die Gastzimmer ausser 
mit Fenstern, welche einen hinreichenden Zutritt yon Loft and Licht unmittel¬ 
bar von der Strasse oder yom Hofe ans gestatten, auch, soweit nOthig, mit 
sonstigen zur Herstellang eines genügenden Lnftwechsels erforderlichen Ein¬ 
richtungen versehen und überhaupt ihrer ganzen Anlage nach so beschaffen 
sein müssen, dass sie die menschliche Gesundheit in keiner Weise ge- 
Blhrden. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, diese Vorschriften den Eon- 
zessionsbehSrden gefälligst in Erinnerung stu bringen. 

Die Herstellung von Lüftungsvorrichtungen, welche durch natürliche 
Temperaturdifferenz — auch ohne schädlichen Zug zu verursachen — wirken, 
konnte ohne nennenswerthe Belastung der die Konzession Nachsuchenden stets 
vorgeschrieben werden. Inwieweit die Anbringung von Vorrichtungen, welche 
durch besonders erzeugten Wärmeunterschied oder durch mechanische Kräfte 
wirken, zu fordern ist, wird in jedem einzelnen Falle unter Berücksichtigung 
der Zweckbestimmung der' Räume und der etwa zur Verfügung stehenden Be¬ 
triebskraft zu prüfen sein. 


Aufsiohtsrecht der Polizeibehörden über die Apotheker. Erlass 
des Ministers der u. s. w. Medisinangelegenheiten (gez. Stadt) 
vom 21. Januar 1902 — M. Nr. 7260 — an den Herrn Polizeipräsidenten 
in Berlin und sämmtlichen Königlichen Regierungspräsidenten zur Kenntniss- 
nahme und Beachtung mitgetheilt. 

Auf den Bericht vom 6. August 1901 — I. A. 3690. Der in dem vor- 
bezeichneten Berichte dargelegten Auffassung, dass den Regierungspräsidenten 
ein von der Landes-Polizeigewalt verschiedenes Anfsichtsrecht über die Apo¬ 
theker auf Grund der revidirten Apotheker-Ordnung vom 11. Oktober ISOl 
zusteht, vermag ich in Uebereinstimmung mit der Rechtsprechung des Ober- 
verwaltungsgerichts vom 29. Juni 1898 nicht beizutreten. 

Die zur Aufsicht über die Apotheker berufenen Polizeibehörden sind, wie 
die gedachte Entscheidung hervorhebt, zwar berechtigt, in Gemässheit des 
§. 132 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung zum Zwecke der 
Herbeiführung einer den gesetzlichen und reglementarischen Vorschriften ent¬ 
sprechenden Geschäftsführung dem Apotheker unter Androhung von Rechts¬ 
mitteln und gegebenen Falls auch von Strafen bestimmte Handlungen und 
Unterlassungen und insbesondere die Abstellung der bei den Revisionen festge¬ 
stellten Unregelmässigkeiten anfzugeben. Aber die Befngniss, einen Apotheker 
mit einer Ordnungsstrafe zu belegen, weil seine Geschäftsführung in der 
Vergangenheit den bestehenden Vorschriften nicht entsprochen hat, kann aus 
der Polizeigewalt nicht hergeleitet werden. Die für Verletzungen der Bemfs- 
pflichten in Tit. III, §. 2, Litt, e der revidirten Apotheker-Ordnung vom 
11. Oktober 1801 vorgesehenen Strafen haben, wie ich abweichend von der im 
Erlasse meines Herrn Amtsvorgängers vom 23. September 1871 (M.-Bl. f. d. i. 
V. S. 335) vertretenen Auffassung bemerke, den Charakter von Kriminalstrafen 
— vgl. auch §. 367 Nr. 5 des R.-Str.-G. —, deren Festsetzung nach Lage der 
betreffenden Gesetzgebung durch die zuständigen Polizei- bezw. Gerichtsbe¬ 
hörden zu erfolgen hat. (Vergl. §§. 447 ff., §. 453 ff. der R.-Str.-Ordn., Gesetz, 
betr. den Erlass polizeilicher Strafverfügungen wegen Uebertretungen vom 
23. Aprü 1883, G.-S. S. 66.) 

Ihrem pflichtgemässen Ermessen muss es überlassen bleiben, darüber zu 
entscheiden, in welchen Fällen die Bestrafung der bei den Revisionen der Apo¬ 
theken festgestellten Unregelmässigkeiten oder VerstOsse durch polizeiliche oder 
gerichtliche Strafverfügung herbeizuführen ist. In leichteren Fällen wird es 
sich empfehlen, von einer solchen Bestrafung Abstand zu nehmen und dem 
Apotheker in der auf den Revisionsbefund zu erlassenden Verfügung wegen 
Abstellung der Unregelmässigkeiten das sonst Erforderliche zu eröffnen. 


Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

J* C. C. Bruns Bachdraokerei, Minden. 
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Beilage zur Zeitsclirift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 6. 15. März. 1902. 


Rechtsprechung. 

„Aerztlich geprüfte Massense und Natnrheilknndige*' als arzt- 
ähnliche Bezeichnung. ITrtheil des Oberlandesgerichts Dresden 
Tom 28. M&rz 1901. 

Die Angeklagte hatte in zwei ron einem Dritten für sie entworfenen, 
von ihr gebilligten Verüffentlichnngen im P.-G.’er Wochenblatte der Bevblkemng 
für Krankheitsfälle ihre Dienste als „ärztlich geprüfte Masseuse und 
Naturheilkundige“ und als „ärztlich ausgebildete, geprüfte Masseuse und 
Natnrheilundige“ angeboten. Von einer staatlichen Behörde ist sie bezüglich 
ihrer Naturheilknnde nie geprüft oder approbirt worden. Nach der Annahme 
des Landgerichts ist die Bezeichnung „Natnrheilkundige“ hier mit „praktische 
Naturheilkundige“ gleichbedeutend gewesen und es lassen sich die Beiworte 
„ärztlich geprüfte“, „ärztlich ausgebildete, geprüfte“, wenn sie auch bei 
„Masseuse“ stehen, doch auch auf das Wort „Naturheilkundige“ mitbeziehen. 

. . . Die Behauptung in der Revisionsbegründnngsschrift, die Angeklagte 
habe jene Beiworte nur auf „Masseuse“ bezogen wissen wollen, ist eine unzu¬ 
lässige Bemängelung der entgegenstehenden Beweisannahme, sie habe diese 
Beziehung auch auf „Natnrheilknndige“ gekannt und gewollt. Den Sinn einer 
Kundgebung der hier fraglichen Art zu bestimmen, war Sache thatsächlicher 
Feststellung. Dass das Landgericht hierbei von rechtsirrthümlichen Anschau¬ 
ungen ausgegangen sei, lässt sich nicht behaupten. Zwar meint die Beyision, 
die Ton der Vorinstanz yorgenommene Zusammenfassung der Worte und Be¬ 
griffe sei widersinnig; die Angeklagte habe als Natnrheilknndige und Vertre¬ 
terin der arzneilosen Heilweise auch den blossen Schein des Besitzes medi¬ 
zinischer Kenntnisse zu vermeiden beabsichtigt. Dieser Sinwand geht indess 
fehl. Darauf, was sie mit der Bezeichnung beabsichtigte, kommt an sich nichts 
an. Nach §. 1 Gew.-Ordn. aber steht die Ausübung der Heilkunde Jedermann 
frei. Wollte sich die Angeklagte nur als der Naturheilknnde beflissen ankün- 
digen, so brauchte sie nur die Zusätze wegznlassen, die sie thatsächlich gerade 
ihrem Namen beifügte. Was sie in Wirklichkeit beabsichtigt habe, kann indess 
auch das Bevisionsgericht mit dem Landgericht dahingestellt sein lassen. Jeden¬ 
falls kann aber Angesichts der Beiworte jetzt nicht behauptet werden, die An¬ 
geklagte sei bestrebt gewesen, auch nur den Schein besonderer ärztlicher 
Kenntnisse von sich fernzuhalten. Jene Zusätze liessen sich vielmehr, wenn es 
darauf ankäme, weit eher für eine gegentheilige Feststellung dahin verwerthen, 
es sei ihr um die Vorspiegelung besonderer, durch das Stn£nm und die prak¬ 
tische Uebung der ärztlichen Wissenschaft erworbener Kenntnisse und einer 
deshalb auch erlangten staatlichen Anerkennung durch Approbtion als Aerztin 
zu thnn gewesen. Sichert sie doch in der ersten Anzeige vom 1. Oktober 1900 
im Texte ausdrücklich eine „streng wissenschaftliche“ Behandlung zu. Ohne 
Bechtsirrthnm ist daher angenommen worden, sie habe sich einen ärztlichen 
Titel be^elegt. 

Die weitere Beweisannahme, die fraglichen Bezeichnungen seien auch 
geei^et gewesen, den Glauben zu erwecken, sie sei eine staatlich geprüfte 
Medizinalperson, bewegt sich auf thatsächlichem Gebiete, und die Behauptung, 
jener Glaube sei nicht erweckt worden, ist gegenstandslos. Darüber, ob er 
erweckt und bezw. ob — was bereits erwähnt wurde — diese Brweckung be¬ 
absichtigt wurde, bedurfte es keiner besonderen Feststellung und es ist keine 
solche erweckt. Bs genüj^, dass ein angenommener arztähnlicher Titel im 
Einzelfalle zur Erzeugung jenes Glaubens geeignet war. 
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Die Kosten der von einem Nichtkassenarzt rerordneten Arzneien 
sind selbst ohne Beschränkung des Medikamentbezngs anf bestimmte 
Apotheken nicht erstattnngsfähig. Entscheidnng des Badischen 
y erwaltnngserichtshofes vom 23. April 1901. 

Unter den durch die Inansprachnahme eines Arztes entstandenen Kosten 
sind, wie der Gerichtshof schon mehrfach aosgesprochen hat, auch die Kosten 
der durch diesen Arzt verordneten Arzneien zn begreifen, weil eben die Ordi- 
nimng derselben einen wesentlichen Bestandtheil der ärztlichen Hilfeleistung 
bildet; bei Inansprachnahme eines Nichtkassenarztes darf daher die Bezahlung 
nicht nur des ärztlichen Honorars, sondern sinngemäss auch der durch den 
Nichtkassenarzt verordneten Arzneien von der Krankenkasse abgelehnt werden, 
wenn deren Statuten gemäss §. 26a, Abs. 2, Ziff. 2b Kr.-V.-G. die ärztliche 
Behandlung durch bestimmte Kassenärzte verschreiben und das Kassenmit¬ 
glied dieses Gebot in nicht entschuldbarer Weise ausser Acht gelassen hat. 

Der Mangel einer statntenmässigen Beschränkung des Bezugs der Me¬ 
dikamente auf bestimmte Apotheken kann die Umgehung der Ordination 
des allein hierzu berechtigten Kasssenarztes nicht rechtfertigen. Zudem bestimmt 
der letzte Absatz des §. 23 der Statuten noch besonders, dass die sonstigen 
Heilmittel den Mitgliedern anf Anordnung des Kassenarztes nach näherer, vom 
Vorstand zu treffender Begelung verabfolgt werden. Es ergiebt sich also aus 
dem ganzen Inhalt des §. 23, dass die gesammte ärztliche Behandlung ein¬ 
schliesslich der Ordination der erforderlichen Arzneien und sonstigen Heilmittel 
nur nach Anordnung und Ueberwachnng der Kassenärzte erfolgen solle, weil 
nur hierdurch auch das finanzielle Interesse der Kasse sicher gewahrt werden 
kann. 


Medizinal - fiesetzgebung. 

A.. Deutsolaeei Reioli. 

Fett- nnd Wassergehalt der Butter. Bekanntmachung des 
Reichskanzlers (gez. i. Vert.: Graf v. Posadowsky) vom 1. März 1902. 

Auf Grund des §. 11 des Gesetzes, betreffend den Verkehr mit Butter, 
Käse, Schmalz und deren Ersatzmitteln, vom 15. Juni 1897 (Beichs-Gesetzbl. 
S. 475) hat der Bandesrath beschlossen: 

Butter, welche in 100 Gewichtstheilen weniger als 80 Gewichtstheile Fett 
oder in ungesalzenem Zustande mehr als 80 Gewichtsthesle, in geea^enem 
Zustande mehr als 16 Gewichtstheile Wasser enthält, darf vom 1. Juli 
1902 ab gewerbsmässig nicht verkauft oder feilgehalten werden. 


Einrichtung nnd Betrieb gewerblicher Anlagen zur Volkani- 
sirnng von Gnmmiwaaren. Bekanntmachung des Reichskanzlers 
(gez. in Vertr.: v. Posadowsky) vom 1. März 1902. 

Auf Grund des §. 120 e der Gewerbeordnung hat der Bundesrath über 
die Einrichtung und den Betrieb gewerblicher Anlagen, in denen Gnmmiwaaren 
unter Anwendung von Schwefelkohlenstoff oder durch Chlorschwefeldämpfe vnl- 
kanisirt werden, folgende Vorschriften erlassen: 

§. 1. Der Fassboden derjenigen Arbeitsräume, in denen Gnmmiwaaren 
unter Anwendung von Schwefelkohlenstoft vnlkanisirt werden, darf nicht tiefer 
liegen als der sie umgebende Erdboden. Diese Arbeitsräume müssen mit Fenstern 
versehen sein, welche in’s Freie führen, in ihrer unteren Hälfte gebffnet werden 
kbnnen und eine ausreichende Lufternenerung ermbglichen. 

Die Räume müssen durch mechanisch betriebene Ventilationseinrichtungen 
wirksam entlüftet werden. Mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde 
kann von einem mechanischen Betriebe der Ventilationseinrichtungen Abstand 
genommen werden, sofern anf andere Weise für kräftige Lnftemenerung ge¬ 
sorgt ist. Von besonderen Ventilationseinrichtungen für die Vulkanisirungs- 
räume kann mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde überhaupt Ab¬ 
stand genommen werden, sofern durch eine kräftige Absaugung der Schwefel- 
kohlenstoffdämpfe unmittelbar an ihrer Entstehungsstelle eine genügende 
Reinhaltung der Luft gewährleistet ist. 

§. 2. Die Vulkanisirungsräume (§. 1) dürfen weder als Wohn-, Schlaf-, 
Koch-, noch als Lager- oder Trookenräume benutzt werden, auch dürfen andere 
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Arbeiten als das Ynlkanisiren darin nicht yorgenonunen werden. Anderen als 
den beim Ynlkanisiren beschftftigten Arbeitern darf der Anfentbalt in den Ynl* 
kanisimngsränmen nicht gestattet werden. 

Die Zahl der darin beschäftigten Personen mnss so bemessen sein, dass 
anf jede mindestens 20 kbm Lnftranm entfedlen. 

§. 3. In die Ynlkanisimngsränme dürfen nnr die dem Tagesbedarf 
dienenden Mengen von Schwefelkohlenstoff gebracht werden. Die weiteren 
Yorräthe sind in besonderen, von den Arbeitsränmen getrennten Lagerräume 
anfzubewahren. 

Die znr Aufnahme der Yulkanisirungsflüssigkeit bestimmten Gefässe 
müssen Ton dauerhafter Beschaffenheit sein; die gefüUten Gefässe sind, so lange 
sie ausser Benutzung sind, gut bedeckt zu halten. 

§. 4. Die Yulkanisirnngs- und Trockenränme dürfen nnr durch Dampf¬ 
oder Warmwasserheizung erwärmt werden. 

Eine künstliche Beleuchtung dieser Bäume darf nnr mittelst elektrischer, 
durch starke Schutzglocken yerwahrter Glühlampen erfolgen. 

Yon den Yerschriften der Abs. 1, 2 können Ausnahmen durch die höhere 
Yerwaltnngsbehörde gestattet werden. 

§. 5. Die zum Ynlkanisiren langer Stoffbahnen dienenden Maschinen 
(Walzensysteme müssen, um den Austritt yon Schwefelkohlenstoffdämpfen in 
^e Arbeitsränme thnnlichst zu yerhindem, mit einer Ummantelung (z. B. einem 
Glasgehänse) überdeckt werden, ans welcher die Luft durch einen mechanisch 
betriebenen Yentilator kräftig abznsangen ist. Das Betreten des ummantelten 
Baumes darf Arbeitern nur bei Betriebsstörungen gestattet werden. 

In den Fällen, in denen eine Ummantelung der Maschine aus technischen 
Gründen nicht angängig ist, kann die höhere Yerwaltnngsbehörde unter der 
Bedingung anderer geeigneter Schntzyorkehrnngen, insbesondere der Aufstellung 
der Maschine in einer offenen Halle, der Beschäftigung derselben Arbeiter an 
der Maschine nur an zwei Tagen in der Woche, Ausnahmen yon den Yor- 
schriften des Abs. 1 gestatten. 

§. 6. Das Ynlkanisiren aller anderen, nicht im §. 5 beseichneten Gegen¬ 
stände mnss, sofern es nicht im Freien erfolg, unter Schntzkästen (Digestoren, 
Glasgehänsen) geschehen, in welche der Arbeiter nur seine Hände einznftthren 
braucht und welche die Dämpfe yon dem Gesichte des Arbeiters femhalten. 

Ans den Schntzkästen mnss die Luft kräftig abgesangt werden. 

§. 7. Die Yorschrift des §. 6 findet auch anf das Ynlkanisiren sowohl 
der Aussen-, wie der Innenwände yon Gnmmisohlänchen Anwendung. 

Beim Ynlkanisiren der Innenwände darf es nicht geduldet werden, dass 
die Arbeiter die Yulkanisirungsflüssigkeit mit dem Munde ansangen. 

§. 8. Nach ihrer Benetzung mit der Ynlkanisimngsflüssigkeit dürfen die 
Waaren nicht offen in dem Ynlkanisimngsraume liegen bleiben, sondern müssen 
entweder unter einem yentilirten Schntzkästen (§.6) gehalten oder sofort in 
besondere Trockenränme yerbracht werden. 

Die Trockenschränke oder sonstigen Trockenränme, in denen die Waaren 
albald nach dem Ynlkanisiren künstlicher Wärme ausgesetzt werden, müssen 
so eingerichtet sein, dass sie zum Einsetzen und Herausnehmen der ynlkani- 
sirten Gegenstände nicht betreten zu werden brauchen. Das Betreten der 
Trockenräume, während sie im Betriebe sind, darf den Arbeitern nicht ge¬ 
stattet werden. Die höhere Yerwaltnngsbehörde kann Ausnahmen hieryon hin¬ 
sichtlich des Trocknens yon langen Stoffbahnen znlassen, wenn ausreichende 
Schntzyorkehmngen getroffen sind. 

§. 9. Erfolgt das Ynlkanisiren durch Chlorschwefeldämpfe, so müssen 
die zu ihrer Entwickelung dienenden Behälter oder Kammern so eingerichtet 
sein, dass ein Austritt der Dämpfe yerhindert ist. 

Das Betreten der Yulkanisimngskammem darf erst nach ihrer yöUigen 
Anslüftung gestattet werden; sie dürfen zu anderen Arbeiten als den zu dem 
yorbezeichneten Ynlkanisimngsprozess erforderlichen nicht benutzt werden. 

§. 10. Die Beschäftigung mit dem Ynlkanisiren unter Anwendung yon 
Schwefelkohlenstoff oder mit sonstigen Arbeiten, bei denen die Arbeiter der 
Einwirkung yon Schwefelkohlenstoff ausgesetzt sind, darf ununterbrochen nicht 
länger als zwei Stunden und täglich im Ganzen nicht länger als yier Stunden 
dauern; nachdem sie zwei Stunden gedauert hat, muss yor ihrer Wiederanf- 
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nähme den Arbeitern eine Arbeitspause von mindestens einer Stunde gewährt 
werden. 

Personen unter achtsehn Jahren dürfen mit solchen Arbeiten überhaupt 
nicht beschäftigt werden. 

§. 11. Der Arbeitgeber hat allen Arbeitern, welche mit den im §. 10 
bezeichneten Arbeiten beschäftigt werden, Arbeitsanzüge in ausreichender Zahl 
und zweckentsprechender Beschaffenheit zur Verfügung zu stellen. 

Er hat durch geeignete Anordnungen und Beaufsichtigung dafür Sorge 
zu tragen, dass die Arbeitskleider während der Zeit, wo sie sich nicht im Qe* 
brauche befinden, an den dafür bestimmten Plätzen anfbewahrt werden. 

§. 12. Von den Arbeitsräumen getrennt müssen für die im §. 11 be- 
zeidmeten Arbeiter nach Geschlechtern gesonderte Wasch- und Ankleideräume 
vorhanden sein. Diese Bäume müssen sauber gehalten und während der kalten 
Jahreszeit geheizt werden. 

In den Wasch- und Ankleideränmen müssen Wasser, Seife und Hand¬ 
tücher, sowie Einrichtungen zur Verwahrung derjenigen Kleidungsstücke, welche 
vor Beginn der Arbeit abgelegt werden, in ausreichender Menge vorhanden sein. 

§. 13. Der Arbeitgeber hat die Ueberwachnng des Gesundheitszustandes 
seiner der Einwirkung von Schwefelkohlenstoff ansgesetzten Arbeiter einem 
dem Gewerbeaufsichtsbeamten namhaft zu machenden approbirten Arzte zu 
übertragen, der mindestens ein Mal monatlich jene Arbeiter im Betrieb aufzn- 
snchen und bei ihnen auf die Anzeichen etwa vorhandener Schwefelkohlenstoff- 
Vergiftung zu achten hat. 

Aiff Anordnung des Arztes sind Arbeiter, welche Zeichen von Schwefel¬ 
kohlenstoffvergiftung aufweisen, bis zur völligen Genesung, solche Arbeiter 
aber, welche sich disr Schwefelkohlenstoffeinwirknng gegenüber besonders em- 
pfinWeh erweisen, dauernd von Arbeiten der im §. 10 bezeidineten Art fem- 
znhalten. 

§. 14. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, zur Eontrole über den Wechsel 
und Bestand, sowie über den Gesundheitszustand der mit Arbeiten der im §. 10 
bezeichneten Art beschäftigten Arbeiter ein Buch zu führen, oder durch einen 
Betriebsbeamten führen zu lassen. Er ist für die Vollständigkeit und Richtig¬ 
keit der Eintragungen, soweit sie nicht vom Arzte bewirkt werden. Verant¬ 
wortlich. 

Dieses Eontrolbuch muss enthalten: 

1. den Namen dessen, welcher das Buch führt, 

2. den Namen des mit der Ueberwachnng des Gesundheitszustandes der 
Arbeiter beauftragten Arztes, 

8. Vor- und Zunamen, Alter, Wohnort, Tag des Ein- und Austritts jede» 
der im Abs. 1 bezeichneten Arbeiter, sowie die Art seiner Beschäftigung, 

4. den Tag und die Art der Erkrankung eines Arbeiters, 

5. den Tag der Genesung, 

6. die Tage und Ergebnisse der im §. 13 vorgeschriebenen allgemeinen 
ärztlichen Untersuchungen. 

§. 15. Der Arbeitgeber hat Bestimmungen über folgende Gegenstände 
zu erlassen: 

1. Die Arbeiter dürfen Nahrungsmittel nicht in die Vnlkanisimngsränme 
mitnehmen. 

2. Die Arbeiter haben die in den §§. 5 bis 7 bezeichneten Schntzeinrich-- 
tUngen, sowie die ihnen überwiesenen Arbeitskleider (§.11) bei denjenigen 
Arbeiten, für welche es von dem Arbeitgeber vorgeschrieben ist, zu benutzen. 

3. Die Arbeiter haben die vom Arbeitgeber gemäss §. 3 Abs. 1 Satz 2, 
§. 7 Abs. 2, §. 8 Abs. 1, Abs. 2 Satz 2 und §. 9 Abs. 2 getroffenen Anord¬ 
nungen zu befolgen. 

In den zu erlassenden Bestimmungen ist vorzusehen, dass Arbeiter, 
welche trotz wiederholter Warnung den vorstehend bezeichneten Bestimmungen 
zuwiderhandeln, vor Ablauf der vertragsmässigen Zeit und ohne AuBtündigung 
entlassen werden können. 

Ist für einen Betrieb eine Arbeitsordnung erlassen (§. 134 a der Gewerbe¬ 
ordnung), so sind die vorstehend bezeichneten Bestimmungen in die Arbeits¬ 
ordnung aufzunehmen. 

§; 16. In jedem Vulkanisimngsraum der im §. 1 bezeichneten Art ist 
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«in von der OrtspolizeibehSrde zur Bestätigong der Richtigkeit seines Inhalts 
.anterzeichneter Aashang anzabringen, ans dem ersiohüich ist: 

a. der Inhalt des Laftraams in Eabikmetern, 

b. die Zahl der. Arbeiter, die demnach in dem Arbeitsranm beschäftigt 
werden dürfen. 

Ferner muss in jedem Volkanisirangsraom oder sonst an einer den Val- 
kanisirangsarbeitern in die Aagen fallenden Stelle eine Tafel ansgehängt werden, 
welche in deatlicher Schrift die Bestimmangen der §§. 1 bis 15, sowie die ge^ 
mäss §. 16 vom Arbeitgeber erlassenen Bestimmangen wiedergiebt. 

§. 17. Die vorstehenden Vorschriften treten mit dem 1. Joli 1902 
in Kraft. 

Soweit zor Darchftthrong der Vorschriften der §§. 1,5, 6, 8 Abs. 2, §."^^12 
bauliche Veränderungen erforderlich sind, können hierzu von der höheren Ver* 
waltongsbehOrde Fristen bis höchstens znm 1. Jali 1903 gewährt werden. 


B. Könifi^eioli. I*x*eas8en» 

Bericht über die bisherigen Arbeiten der staatlichen Kommission 
zur Prüfung der Reinigungsverfahren von Znckerfabrikabwässem. 
Runderlass der Minister der öffentlichen Arbeiten (gez. i. Auftr.: 
Schultz), der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Vertr.; 
Wever), des Finanzministers (gez. i. Vertr.: Lehmann), für Land- 
wirthschaft u. s. w. (gez. i. Auftr.: Hermes), des Innern (gez. i. Auftr.: 
Peters), für Handel n. Gewerbe (gez. i. Auftr.: Nenhaus) vom 27. No¬ 
vember 1901 — M. d. 0. A. m Nr. 16010, M. d. g. A. M. Nr. 12689, Fin.- 
Min. L Nr. 13053, M. f. L. I o, b Nr. 7179, M. d. I. 2a Nr. 7543, M. f. H. IHa 
7962 — an sämmtliche Herren Oberpräsidenten und sämmtlichen Königlichen 
Regierungspräsidenten zur Kenntnissnahme mitgetheilt. 

Beifolgend übersenden wir zur Kenntnissnahme den Bericht, welchen die 
durch Vertreter des Vereins der Deutschen Zuckerindustrie erweiterte staatliche 
Kommission zur Prüfung der Reinigungsverfahren von Znckerfabrikabwässem 
über ihre bisherige Thätigkeit uns erstattet hat. 

Die in dem Berichte dargelegten Ergebnisse der seitherigen Arbeit der 
Kommission bieten, wenn sie auch nicht abschliessende sind, doch beachtens- 
werthe Fingerzeige, welche sowohl für die Behörden, wie für die betheiligten 
Indnstrieen einen pra^ischen Werth besitzen und in geeigneten Fällen als 
Unterlage für die Entschliessnng in Sachen der Reinigung von Zuckerfabrik- 
abwässern sich nützlich erweisen können. Der Bericht wird daher zweckmässig 
bei Ausführung unserer allgemeinen Verfügung, betreffend Fürsorge für die 
Reinhaltung der Gewässer vom 20. Februar d. Js., vorkommenden Falles zu 
beachten sein. 

Wir empfehlen den nachgeordneten Behörden, für welche die Kenntniss 
der Untersucbungsergebnisse Interesse bietet, und den sonst betheiligten Kreisen 
von dem Berichte, welcher voraussichtlich u. A. auch durch das Fachorgan des 
Vereins der Deutschen Znckerindustrie veröffentlicht werden wird, in geeigneter 
Weise Mittheilnng zu machen. 

Bericht über die bisherigen Arbeiten der staatlichen Kommission 
zur Prüfung der Reinigungsverfahren von Zuokerfabrik- 

abwftsser. 

Entstehung der Abwasserfrage. 

Die einheimische Rübenznckerfabrikation, welche seit der Gründung des 
Zollvereins im erfreulichen Aufblühen begriffen war, gab im Anfang ihrer Ent¬ 
wickelung bezüglich ihrer Abwässer kaum zu Klagen Veranlassung, da die 
ersten Fabriken nur von kleinem Umfange waren und bei dem anfangs üblichen 
Pressverfahren überhaupt wenig Abwässer entstanden. Brennend wurde ^e 
Abwasserfrage erst, als mit der Ausdehnung der Industrie zur Ezportindustrie, 
welche zusammenfiel mit der Einführung des Diffnsionsverfabrens, die Zucker¬ 
fabriken gewaltig vergrOssert wurden und auch wegen des neuen Verfahrens 
mehr Wasser benöthigten und deshalb mehr Abwasser erzeugten als früher. 
Das Diffusionsverfahren setzte nämlich an Stelle der einfachen Pressung die 
Auslaugung der Rüben mit Wasser. Während eine Pressfabrik, welche 3000 
bis 4000 Zentner Rüben täglich verarbeitete, schon als sehr gross galt, ist seit 
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EinfUhnuig des DiffasionsreifalurenB diese Verarbeitongsziffer in den meisten 
Fabriken mindestens verdoppelt, ja vielfach verfünffacht worden, so dass bent- 
zntage Fabriken von 20000 Zentner Yerarbeitnng in Tag- nnd Naehtschicbt 
keinesfalls mehr an den Ausnahmen gehören. 

Die Menge des von diesen grossen Fabriken ersengten Abwassers ist 
ausserordentlich bedeutend. Sie schwankt je nach den örtfichen Verhältnissen 
nnd je nachdem mehr oder weniger von dem Abwasser wieder benutzt wird 
swisdien etwa 0,6 nnd 1,5 Kubikmeter pro Minute, also rund 700 bis 2200 
Kubikmeter täglich, pro 1000 Metercentner Büben. 

Beschaffenheit der Abwässer. 

Vermöge ihres hohen Gehaltes an suspendirten Stoffen organischen X7r- 
^mnges, hauptsächlich ans Bttbenwurzel- und Blatttheilen bestehend, sowie an 
in Lösung befindliohen Kohlenhydraten und stickstoffhaltigen Körpern sind die 
Znckerfabrikabwässer geeignet, in öffentlichen Wasserläufen, wenn eie denselben 
in ungereinigtem Zustande übergeben werden, Unzuträglichkeiten mannigfacher 
Art hervorzumfen. 

Im einzelnen enthalten die Znckerfabrikabwässer ausser Saccharose und 
ihren als Invertzucker bezeichneten Spaltungsprodukten und den übrigen lös¬ 
lichen Bestandtheilen des Bttbensaftes (hauptsächlich Kalisalze organischer 
Säuren, besonders essigsaures, buttersaures und milchsaures Kali, sowie Aspa- 
rag^, Glutamin, Albnmosen nnd Zersetzungsprodukte des Eiweisses) im ünter- 
swede zu den städtischen Efflniven noch gelöste nnd snspendirte 
Pektinsubstanzen, auch gallertbildende Substanzen genannt, zu welchen 
auch die Para- und Metapektinsänre gehören. Man hat beobachtet, dass die 
Znckerfabrikabwässer sich bedeutend langsamer zersetzen als wie die städtischen 
Effluvien. Es beruht dies zum Theil auf dem Gehalt der Znckerfabrikabwässer 
an diesen Pektinsubstanzen, welche von Bakterien viel schwerer verarbeitet 
werden, als wie die Kohlenhydrate, wodurch auch die Fänlniss der Eiweiss- 
körper verzögert wird. Indessen die schwierigere Peinigung der Znckeifabrik- 
abwässer rührt doch in erster Linie daher, dass die Selbstgähmng der Kohlen¬ 
hydrate, also besonders des Zuckers nnd des Invertzuckers, in den Abwässern 
zunächst zur Entstehung von Milch-, Butter- nnd Essigsäure führt, unter 
Bildung der noch wenig erforschten Nebenprodukte dieser Bakteriengährungen. 
Die Salze der letztgenannten Säuren zusammen mit diesen Nebenprodukten 
bilden offenbar ein geeignetes Medium für das Gedeihen gewisser chlorophyll¬ 
freier Pflanzen, wie z. B. Beggiatoa alba, Leptomitns lacteus n. a. Dadurch 
erklärt es sich, dass in den öffentlichen Wasserläufen, welche die Zuckerfabrik- 
abwässer auffiehmen, sich nach einiger Zeit jene Pflanzen rapide vermehren. 
Durch die Strömung des Wassers werden die todten Pfianzentheile nach Mühl¬ 
rädern, Stauvorrichtungen nnd ruhig gelegenen Stellen geführt, wo sie sich 
anhänfen, in stinkende Fäulniss übergehen nnd dadurch mannigfache ünznträg- 
lichkeiten hervormfen. 

Das erste Postulat für ein gutes Beinigungsverfohren für Zuckerffibrik- 
abwässer wird deshalb darin bestehen müssen, dass das gereinigte Abwasser 
die Fähigkeit verloren habe, eine massenhafte Vermehrung der sogenannten 
Znckeralgen in den Flüssen hervorzurufen. 

Frühere Massnahmen zur Peinigung der Abwässer. Bildung 
der zur Zeit thätigen Kommission. 

Die wachsende Zuckerindustrie hatte zunächst noch keine Veranlassung 
genommen, für eine Beinigung ihres Abwassers zu sorgen, bis im Jahre 1876 
die Unzuträglichkeiten derartig zugenommen hatten, dass sich der Herr Ober¬ 
präsident der Provinz Sachsen, damals noch fast der alleinige Sitz der preussi- 
sohen Zuckerindustrie, veranlasst sab, mittelst einer Instruktion vom 5. August 
1876 betreffend Massregeln gegen die Verunreinigung der Wässer durch Ab¬ 
wässer der Zuckerfabriken, ^e Fabriken zur Beinigung ihrer Abwässer anzu¬ 
halten. Die Folge dieser Instruktion war zunächst, dass eine Anzahl Erfinder, 
Knauer, Elsässer, Müller-Scbweder und andere mit Verfahren für die 
Peinigung der Znckerfabrikabwässer an die Oeffentlichkeit traten und einzelne 
Fabriken zur Einführung in die Praxis bewegten. 

Auf Veranlassung des Königlich preussischen Herrn Landwirthsehiffts- 
ministers liess der Herr Oberpräsident die einzelnen Verfahren durch eine 
Kommission prüfen, welche in einem Bericht vom 19. April 1880 zu dem Schlüsse 
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gelangte, dass das Knauer’sche Verfahren, bei welchem die Abwässer mit 
Kalk erhitzt wurden, relativ „als das wirksamste anzuerkennen sei**. 

Infolge dieses Gutachtens richteten eine grosse Anzahl Zuckerfabriken 
die Beinigung nach diesem System ein, machten aber damit so ausserordentlich 
ungünstige Erfahrungen, dass sich der Verein fttr die Bübenzucker-Industrie 
des Deutschen Reiches veranlasst sah, zuständigen Orts wegen erneuter Auf¬ 
nahme der Kommissionsarbeiten vorstellig zu werden. Die Kommission wurde 
nunmehr von dem Minister für Handel und Gewerbe, Fürsten von Bismarck, in 
der Richtung weiter aasgestaltet, dass ausser den staatlichen Behörden fttr die 
Provinz Sachsen gleichzeitig die Regierungen von Braunschweig und Anhalt 
sowie der Verein fttr die Rübenzucker-Industrie des Deutschen Reiches in der 
Kommission durch Mitglieder vertreten waren. Es wurden zunächst in der 
Kampagne 1879, 1880/1881 nochmals die Verfahren von Elsässer, Mttller- 
Schweder und Knauer, ferner in der Kampagne von 1884/85 die Verfahren 
von Rothe-Röckner, Mttller-Nahnsen, Oppermann und Elsässer, 
endlich in der Kampagne 1886—1887 noch das Dr. Hnlwa’sche Reinigungs¬ 
verfahren geprüft. 

Die Kommission kam jetzt zu einem wesentlichen anderen Resultat als 
früher, indem sie das Elsässer’sche Rieselverfahren, sofern die örtlichen 
Verhältnisse, insbesondere die Bodenbeschaffenheit, die Einrichtung desselben 
gestatten, mit folgenden Worten für das beste erklärte: 

„Die diesmaligen Beobachtungen bestärken die Kommission in der 
in dem früheren Berichte ausgesprochenen Ueberzengung, dass ein rationell 
eingerichtetes und unterhaltenes Aufstau- und Berieselungsverfahren die 
meisten Garantien für die Reinigung und Unschädlichmachung der Abwässer 
bietet und den Vorzug vor jedem bisher bekannten chemischen Nieder¬ 
schlags-Verfahren verdient. 

Bei geeigneter Bodenbeschaffenheit, ausreichendem Flächenranm und 
sorgsamer Intakthaltung der nach dem Elsässer’schen System herge- 
riohteten Riesel wiesen wird das Wasser bis zu einem Grade gereinigt, der 
seine Einleitung auch in die kleinsten Bachläufe und seine Verwendung 
gleich anderem Bachwasser gestattet." 

Seit 1887 bis zum Jahre 1898 ruhten die amtlichen Prüfungen gänzlich, 
da von keiner Seite eine Anregung zur Fortsetzung derselben erfolgte. Wo 
sich die Einrichtung desselben durchführen liess, legten die Zuckerfabriken zu¬ 
meist das Rieselverfahren fttr die Reinigung ihrer Abwässer an. Andernfalls 
begnügte man sich mit den genannten chemischen Verfahren, zu denen noch 
eines unter dem Namen Linsenberg’sches hinzngekommen war. 

Ein im Jahre 1893 von Herrn Anton Proskowetz in Mähren in 
Deutschland patentirtes Verfahren behufs Wasserreinigung durch Drainage 
fand bei uns keine Beachtung, so dass der Inhaber das Patent nach einiger 
Zeit durch Nichtzahlung der Gebühren verfallen liess. Seine Erfindung war 
aber inzwischen in den österreichischen Fabriken Sokolnitz und Sadowa ein¬ 
gerichtet worden, hatte dort die Aufmerksamkeit von Fachmännern erregt und 
wurde deshalb im Aufträge des Herrn Kultusministers, sowie des Herrn Ministers 
für Handel und Gewerbe von dem Herren Regierungs- und Gewerberath 
von Bosnowski und Professor Proskauer im Jahre 1898 besichtigt und 
geprttpft. 

Der bekannte Bericht der beiden genannten Sachverständigen gab den 
Anlass dazu, dass die genannten Herren Minister unter dem 16. September 1898 
die €tewerbeaufsichts- und Medizinal-Beamten ersuchten, die Errichtung von 
Versuchsanlagen nach dem Proskowetz-Verfahren in Deutschland anzuregen. 
Dabei wurde Vorbehalten, die Ergebnisse dieser Versuchsanlagen erforderlichen 
Falles durch Sachverstände des Ministeriums kontroliren zu lassen. 

Die Verfügung gab wiederum Veranlassung zu einer Eingabe des Vereins 
der Deutschen Zucker-Industrie, in welcher gebeten wurde, von vereinzelten 
Prüfungen neu aufgetancbter Zuckerfabrikabwässer-Reinigungsverfahren in 
Probeanlagen abzusehen und dafür eine staatliche Kommission zu beauftragen, 
sämmtliche in Betracht kommende Reinigungsverfahren von neuem einer ver¬ 
gleichenden Prüfung zu unterziehen und dabei wiederum wie früher dem Ver¬ 
eine zu gestatten, Mitglieder in die staatliche Kommission zu entsenden, sowie 
auch seinerseits Sachverständige fttr die Kommissionsarbeiten zu benennen. 
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ZaBammensetzang der EommiBsion and ArbeitBplan. 

Diesem Anträge warde stattgegeben and die Kommission nnnmehr am 
17. Jani 1899 in der Weise gestaltet, dass den Vorsitz der Derzement im Mi- 
nisteriam fttr Medizinidangelegenheiten Herr Geheimer Obermedizinalrath 
Dr. Schmidtmann ttbernommen hat and ihr als Mitglieder je ein Vertreter 
des Arbeits-, des Finanzministeriams, des Ministeriam des Innern, desjenigen 
Är Handel and Gewerbe and des Landwirthschaftlichen Ministeriams, ferner 
Tier Vertreter des Vereins der Deatschen Zacker^lndastrie angehören, ausser¬ 
dem als Vertreter des Reiches ein Mitglied des Reichs-Gesnn&eitsamtes. 

Za Sachverständigen für die Eommissionsarbeiten worden in erster Linie 
die Herren Professoren Proskaaer and Dr. Herzfeld aasersehen, aosser- 
dem der Botaniker Dr. Lindau. 

Zar Erleichtemng der Gescbäftsftthrang wurde ein Arbeitsaasschass, be¬ 
stehend aus den Herren Schmidtmann, Eoenig, Proskaaer and 
Herzfeld, gebildet, welcher mit der speziellen Leitung der Geschäfte der 
Eommission beauftragt wurde. 

Zunächst stellten die Herren Proskaaer und Herzfeld einen Arbeits¬ 
plan aaf, welcher die Billigang der Eommission fand. Darnach wurde es nicht 
fttr zweckmässig erachtet, eine grössere Anzahl Prttfangsstationen gleichzeitig 
der Eontrole za nnterziehen, bis mehr Brfahrangen gesammelt worden sind, 
sondern es sollte zunächst nur das Proskowetz’sche, das Dibdin’sche, 
das Biensch’sche und das Rothe-Degener’sche Reinigangsverfahren and 
zugleich mit diesen neueren Verfahren das ältere Elsässer’sche Verfahren 
der Prüfung unterworfen werden. 

Vor Beginn der Versnchsarbeiten sollte eine örtliche Besichtigong der 
Versuchsstationen durch die Sachverständigen stattfinden. Die Wasserproben, 
welche bei dieser and späteren Gelegenheiten za entnehmen waren, sollten 
im chemischen Laboratoriam des Instituts fttr Infektionskrankheiten and im 
Laboratoriam des Vereins der Deatschen Zacker-Industrie sowie nöthigenfalls 
durch den Botaniker Herrn Dr. Lindau untersacht werden. Die Unter- 
Buchungen sollten nicht nur soweit ausgedehnt werden, als es zur Beurtheilung 
der zu prüfenden Reinigangsverfahren unbedingt nöthig ist, sondern es sollte 
erstrebt {werden, denselben dadurch bleibenden Werth zu geben, dass unsere 
Eenntniss der Zusammensetzung der Bach- und Flosswässer, welche als Be¬ 
triebswasser der Zuckerfabriken dienen, sowie derjenigen Gewässer, welche 
bestimmt sind, die Abwässer aufzunehmen, möglichst bereichert wird. 

Thätigk'eit der Kommission 1899/1900 und Ergebnisse. 

Als Versuchsstation fttr die Kampagne 1899/1900 wurden die Fabriken 
zu Wasserleben und Nordgermersleben bezüglich des Proskowetz-Verfahrens, 
Soest bezttglich des Rothe-Degener’ sehen, Stendal bezüglich des Ri ensch’- 
schen, Roitzsch bezttglich des Elsässer’schen und Marienwerder bezttglich 
des Dibdin’sehen Verfahrens gewählt. 

Die genannten Fabriken wurden im Herbst 1899 kurz nach Beginn der 
Kampagne zunächst von den Sachverständigen besichtigt, auch Wasserproben 
daselbst entnommen und ttber das Ergebniss der Untersuchungen unter dem 
17. November 1899 ein Bericht an die Eommission erstattet. 

Es bestand die Absicht, nach Eingang dieses Berichtes noch in der 
gleichen Campagne eine zweite Besichtigung der Fabriken durch die Eommission 
selbst vorzunehmen. Leider musste dieser Plan aber wegen frtthzeitig in ganz 
Deutschland eingetretener starker Schneefälle anfgegeben werden. 

Aus dem Berichte der Sachverständigen ist hervorzuheben, dass dieselben 
zu dem Resultat kamen, dass eine Prüfung des Rothe-Degener’sehen 
Verfi^ens in Soest und des Riensch'sehen Verfahrens in Stendal z. Z. un- 
thunlich sei, weil sich bei der Besichtigung ergeben hatte, dass die Anlagen 
an den genannten Orten noch nicht in dauernd betriebsfähigem Zustand waren, 
vielmehr sich noch in dem Stadium der Vorversuche befanden. 

Bezttglich des Proskowetz'sehen Verfahrens in Wasserleben und 
Nordgermersleben bemängelten die Sachverständigen in ihrem Bericht vom 
7. Mfaz 1900, welchem auch ausführliche Analysen-Tabellen beigefttgt waren, 
dass in Wasserleben nur ein Theil der FabrikabwäSBer nach Proskowetz 
gereinigt werde, ein anderer Theil derselben, dessen Menge jedoch nicht zu 
ermitteln gewesen sei, hingegen ungereinigt weggelassen werde. In Nord- 
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germersleben werde zwar das gesammte Abwasser gereinigt, die Beinignngs- 
anlage sei aber nnzolftnglich and entspreche nicht den Anfordenngen, welche 
an eine richtige Proskowetz*Anlage gestellt werden müssen, da die zweite 
Bieselang der Wässer nach VoUendong der ersten Bieselang oder Filtration 
und nachfolgender Ealkang g&nzlich gefehlt habe. 

Beide Fabriken worden deshalb als angeeignet zu Versachsstationen für 
Prfifang des Proskowetz-Verfahrens erklärt. 

Den Erfolg des D i b d i n - Verfahrens in Marienwerder beortheilten die 
Sachverständigen ongttnstig. Bezüglich des Elsässer’sehen Bieselrerfahrens 
in Boitzsch kamen sie zwar za etwas besseren Besnltaten, jedoch nicht zn 
ganz so günstigen, als wie die ältere staatlidie Kommission von den Jahren 
1879—1887, da die Drainwässer ans Boitzsch im Laboratorixun sich vorüber¬ 
gehend schwärzten and üblen Gerach annahmen. Doch fanden die Sach¬ 
verständigen, dass das Wasser des Vorflathers oberhalb der Fabrik gleichfalls 
schon höchst angünstig znsammengesetzt war, so dass es zweifelhaft blieb, ob 
die an diesem Vorflnther, „Bhein“ genannt, weiter onterhalb beobachteten 
üebelstände aof die Abwässer der Zackerfabrik Boitzsch allein, oder aach aof 
andere veranreinigende Zoflttsse zarückzaführen seien. 

Tbätigkeit der Kommission 1900/1901 and Ergebnisse. 

In Berücksichtigang der Wahmehmangen der beiden Sachverständigen 
sowie anderer Informationen, welche in der Zwischenzeit an die Kommission 
gelangt waren, warde das Arbeitsprogramm für die Kampagne 1900/1901 
dahin abgeändert, dass 

für die Prüfung des Proskowetz-Verfahrens die Zackerfabrik Stössen, 
für die Prüfung des Elsässer’sehen Verfahrens die Zuckerfabriken Boitzsch 
and Bantheim in Braanschweig ansersehen worden, während 
für das Dibd in’sehe Verfahren Marienwerder als Versuchsstation beibe¬ 
halten wurde, ausserdem noch das Heinold’scbe Verfahren in der Zucker¬ 
fabrik Wallwitz geprüft werden sollte. 

Diesmal besichtigten die Sachverständigen Professor Dr. Proskaaer 
und Professor Dr. Herzfeid schon vor Beginn der Kampagne die genannten 
Fabriken and entnahmen auch Wasserproben aus den Vorfluthem zur ünter- 
sachong, nm die Grundlagen für einen Vergleich der Beschaffenheit dieser 
Vorflnther vor and während der Kampagne za schaffen. 

Nach Beginn der Kampagne besichtigte die gesammte Kommission ge¬ 
meinsam mit den zuständigen Organen der Provinzial-Begiemngen eingehend 
die einzelnen Versuchsstationen, bei welcher Gelegenheit abermals Wasserproben 
zar Untersnehong entnommen wurden. 

Mit den Besichtigungen worden regelmässig Sitzungen der Kommission 
verbanden, in welchen ein lebhafter Meinongsanstaasch über die gemachten 
Wahmehmangen zwischen den Sachverständigen, den Vertretern der Staats¬ 
behörde and den Vertretern der Zocker-Industrie stattfand. Es sind darüber 
genaue Protokolle aofgenommen worden, deren eventuelle Veröffentlichung für 
später Vorbehalten bleibt. 

Im Falle der Zuckerfabrik Stössen erachtete es die Kommission für 
nothwendig, das dort geübte Proskowetz-Verfahren während eines längeren 
Zeitraomes kontroliren za lassen. Zn diesem Behnfe wurde während der Zeit 
vom 8. Dezember 1900 bis 7. Janaar 1901 der Sachverständige Herr Dr. Pritz- 
kow daselbst stationirt. Der Genannte hat seine Wahrnehmungen in einem 
ausführlichen Gutachten vom 22. Februar 1901 niedergelegt. 

Im übrigen lassen sich die Besultate der Kommissions-Arbeiten der 
vergangenen Kampagne in grösster Kürze dahin skizziren, dass sowohl nach 
den persönlichen Wahmehmangen der Kommissions - Mitglieder, als auch nach 
den Besnltaten der chemischen and mikroskopischen Analysen die Besultate 
der Bieselang nach dem Elsässer’schen Verfahren in Bantheim als 
recht gate and auch in Boitzsch als beachtenswerthe bezeichnet werden 
müssen, wenn sie auch an letzteren Orten, gerade so wie in der Vorkampagoe, 
wiederam nicht völlig befriedigten. 

Die Verhältnisse in Boitzsch bedürfen indessen, auch bezüglich der be¬ 
haupteten Vernnreinigong des Vorflathers durch andere Zuflüsse, noch der 
weiteren Klärong. Die nöthigen Schritte dafür sind von zuständigen Stellen 
bereits eingeleitet. 
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Bezüglich des Dibdin’sehen Verfahrens in Marienwerder kam die 
Kommission im Allgemeinen zn einem negativen Besnltat, insbesondere herrschte 
die Ansicht vor, dass der erzielte, wenig befriedigende Erfolg des dortigen 
Abwasserverfahrens in keinem Verhältniss za den aosserordentlioh hohen Kosten 
stehe, welche die Herstellong and der Betrieb der Dibdin*Anlage ver- 
arsaoht hat. 

Aach bezttglioh des He inold'sehen Verfahrens in Wallwitz befriedigten 
die gemachten Wahmehmongen wenig, doch soll das Verfahren in der kom¬ 
menden Kampagne nochmals an einem anderen Orte, wo die Verhältnisse dafür 
günstiger liegen, als wie in Wallwitz, geprüft werden. 

Bezüglich des zor Zeit am meisten interessirenden Proskowetz- 
Verfahrens haben die Kommissionsarbeiten leider wiederam noch nicht zn der 
erhofften Klärong führen kOnnen, da, wie ans dem Gatachten des Herrn 
Dr. Pritzkow hervorgeht, in Stüssen abermals, arerade so wie in der Kam- 
pune zuvor in Wasserleben, thatsächlich nur ein Theil des Abwassers — ein 
wie grosser, hat sich nicht genau ermitteln lassen — der Beinigung nach dem 
Pr osko wetz-Verfahren unterzogen wird, während der andere Theil nnge- 
reinigt dem Goetschebach übergeben warde. In letzterem worden zahlreidie 
weisse Algen, darunter besonders anoh Beggiatoa alba, durch den Sach¬ 
verständigen Herrn Dr. Lindau vorgefünden. 

Es bleibt im vorliegenden Falle unentschieden, wie auch Herr 
Dr. Pritzkow richtig bemerkt, ob die Entwickelung dieser Algen lediglich 
durch das ungereinigte Wasser, oder auch durch anderweite Verunreinigung, 
oder aber durch das nach Proskowetz gereinigte Wasser hervorgerufen 
worden bt. 

Unzweifelhaft muss es eines der ersten Erfordernisse sein, welches an 
jedes Zuckerfabrikabwässer-Beinigungsverfahren zu stellen ist, dass dasselbe 
das Abwasser in einen Zustand versetzt, in weichem letzteres die Fähigkeit 
verloren hat, die massenhafte Entwickelung der sogenannten Zuckeralgen in 
den oft ungenügenden Vorfluthern hervorzurufen. Auch für die Beurtheilung 
des Pr osko wetz-Verfahrens wird es schliesslieh ausschlaggebend sein 
müssen, dass nach Einführung desselben die durch die weissen Algen hervor- 
gerufenen Uebelstände in den Vorfluthern verschwinden. 

Leider haben in dieser Beziehung die Kommissionsarbeiten bisher gar 
kein eindeutiges Eesultat geben können, weil an allen Orten, an welchen die 
Kommission bis jetzt gearbeitet bat, immer nur ein Theil der Abwässer nach 
Proskowetz gereinigt wurde, was in den vorangegangenen Mittheilnngen 
der Interessenten nicht zum Ausdruck gelangt war. 

Um zu einem sicheren Urtheil über die Wirksamkeit des Proskowetz- 
Verfahrens zu gelangen, wird es vor allen Dingen nothwendig sein, eine Zucker¬ 
fabrik ausflndig zu machen, in welcher thatsächlich das gesammte 
Abwasser der Beinigung nach dem Proskowetz-Verfahren 
unterworfen wird. 

Auch für die Aufstellang eines Ueberschl^es über die Kosten einer 
wirklich wirksamen Proskowetz-Anlage sowie über die Dauerhaftigkeit 
einer solchen wird es unbedingte Voraussetzung sein, künftighin eine solche 
Fabrik als Versuchsstation ausfindig zn machen. 

So sehr auch betont werden muss, dass die Besultate der bisherigen 
Kommissionsarbeiten nach keiner Richtung hin abschliessende sein können, so 
ergeben sich aus den Wahrnehmungen, welche die Kommission gemacht hat, 
doch schon manche werthvolle Fingerzeige dafür, in welcher Achtung zu¬ 
künftig hauptsächlich zur Vermeidung der bestehenden Uebelstände zu arbeiten 
sein dürfte. 

Dass das Bieselverfahren, wo die nöthigen Vorbedingungen dafür vor¬ 
handen sind, gute Resultate liefern kann, beweisen die Beobachtungen in Baut- 
heim. Doch ist bereits hinlänglich bekannt, dass nur an wenigen Orten die 
Verhältnisse für dieses Verfahren derart günstige sind wie hier und dass des¬ 
halb seine Anwendung leider nur bei einer besdiränkten Anzahl von Fabriken 
möglich ist. 

Das ursprüngliche Proskowetz-Verfahren, wobei die gesummten Ab¬ 
wässer bereits vor der ersten Rieselung mit Kalk alkalisch gemacht wurden, 
hat sich, soweit sich dies bisher benrtheilen lässt, bei den geprüften Anlagen 
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nirgsnd bewährt. Wenigstens ist der erste Ealkzosstz neuerdings Überall 
weggelassen worden. 

Sehr beachtenswerth erscheint die Arbeitsweise, wie sie in Stoessen 
gehandhabt wird, bei der das Abwasser in den Teidien mbglicbst anf der Iflr 
die Milch- and Bnttersäaregähmng günstigen Temperatur von nahe an 40 Grad 
Celsius gehalten wird, da dadurch die biologischen Vorgänge, welche durch den 
erstmaligen Ealkzusatz von Proskowetz unrichtiger Weise gestört wurden, 
sehr beschleunigt werden. Die thnnlichste Begünstigung dieser biologischen 
Vorgänge, nachdem die festen organischen Verunreinigungen möglichst durch 
sogenannte Schwanzfänger vorher entfernt worden sind, dürfte als eine zweck¬ 
dienliche Anordnung angesehen werden können. Die Besnltate des biologischen 
Verfahrens werden muthmasslich um so bessere sein, je intensiver die Ver- 
gähmng in den Teichen verläuft. 

Ln Uebrigen ergeben die Beobachtungen an den Proskowetz -Anlagen, 
dass es möglich ist, verhältnissmässig grosse Mengen von Zuckerfabrikabwässem 
durch Erdfiter wührend eines gewissen Zeitraumes hindurchzuschicken und 
dieselben dadurch dem Augenschein nach auch genügend zu klären. Offen 
bleibt bisher die Frage, ob die Abwässer damit in genügendem Maasse die 
Eigenschaft verloren haben, die Entwickelung der chlorophyllLreien Algen zu 
begünstigen. • 

Gesichtspunkte für Einrichtung von Abwasserreinigungs¬ 
anlagen. 

Für die Praxis der Abwasserreinigung wird künftig besonders darauf 
Büeksicht zu nehmen sein, dass einerseits wie in der Einleitung gezeigt wurde, 
die Menge des Abwassers, welches eine Zuckerfabrik während des knrzen Zeit¬ 
raumes der 2—3 monatlichen Kampagne erzeugt, quantitativ eine ausserordent¬ 
lich grosse ist, dass aber qualitativ das Abwasser in ganz verschieden zu¬ 
sammengesetzte einzelne Antheile zerfällt, welche sich sowohl bezüglich ihrer 
Schädlichkeit, als auch gegenüber den einzelnen Beinigungsmethoden ganz ver¬ 
schieden verhalten. Es erscheint deshalb in jedem Fall von vornherein eine 
Trennung dieser Wässer angezeigt. 

Verhältnissmässig am harmlosesten sind die Fallwässer, sowie die 
Kondenswässer. Die geringen Spuren von Zucker oder Ammoniak¬ 
verbindungen, welche diese Wässer enthalten, können kaum als schädlich gelten. 
Uebelstäude werden zumeist nur dadurch verursacht werden, wenn diese 
Wässer mit zu hoher Temperatur in die Vorflutber gelangen. Im Allgemeinen 
wird es daher genügen, diüfür Sorge zu tragen, die Fall- und Kondenswässer in 
geeigneter Weise abzukühlen, alsdann aber werden sie zumeist ohne jede 
weitere Beinigung abgelassen werden dürfen. 

Bedeutend reicher an gähr- und fönlnissfähigen Bestandtheilen als die 
Kondens- und Fallwässer sind die Bübenschwemm- und Waschwässer. 
Diese Wässer lassen sich indessen schon ganz erheblich reinigen, wenn die 
mechanischen Verunreinigungen, also insbesondere Bübenblatt, -Schwanz und 
-Wurzeltheile durch geeignete Fangvorrichtungen thunlichst sofort 
beseitigt werden, da eben fiese festen Bestandtheile die Hanptqnelle der Ver¬ 
unreinigung bilden, weil sie theils durch die lang anhaltende Berührung mit 
Wasser, theils durch Fäulniss mit der Zeit zum grossen Theil gelöst werden. 

Es empfiehlt sich deshalb überall, wo es möglich erscheint, Fang¬ 
vorrichtungen für die genannten festen Bestandtheile anzubringen und dieselben 
möglichst Schnell und gründlich auf diese Weise ans der Flüssigkeit zu ent¬ 
fernen. Die mechanisch ordnungsmässig gereinigten Waschwässer werden dann 
je nach örtlichen Verhältnissen einer weiteren Beinigung zu unterziehen sein 
oder beim Vorhandensein wasserreicher Vorfluther diesen ohne weiteres über¬ 
geben werden können. 

Die schlimmsten Abwässer sind die Schnitzelpress- und -Schwemm¬ 
wässer, beim Weisszackerbetriebe auch die Knochenkohleabwässer, end¬ 
lich die Tücherwaschwässer und Scheuerwässer. Für diese Wässer, 
deren Menge im Verhältniss zur gesammten Abwassermenge eine geringe ist, 
dürfte sich die Beinigung nach einem biologischen Verfahren empfehlen. Die 
biologische Beinigung kann bei ausreichenden Bieselflächen und wenn die 
Bodenverhältnisse dazu geeignet sind, lediglich durch Aufbringen der Abwässer 
auf Wiesen- oder Ackerflächen erfolgen, anderenfalls wird die Beinigung nach 
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dem Proskowetz- oder einem anderen gleichwerthigen Verfahren behnfs 
Erzielnng fthnlicher Erfolge in Betracht zn ziehen sein. In allen Fällen, wo 
daa erforderliche Terrain beschafft werden kann, wird es zweckmässig sein, 
die Wässer vorher in Bassins oder Teichen nach Möglichkeit ansgähren zn 
lassen und sie alsdann erat der Beinignngsanlage znznftthren. 

Es liegt anf der Hand, dass bei einer derartigen Trennung der Abwässer 
nach ihrer Herknnft in drei ganz verschieden beschaffene Theile, von denen 
nur der letzte und kleinste der Reinigung nach einem biologischen Verfahren 
zu unterwerfen wäre, auch eine weit kleinere and deshalb auch billigere bezw. 
dauerhaftere Anlage fttr die biologische Reinigung Erfolge aufweisen wird, als 
wenn das gesammte Abwasser von einer solchen Anlage aufgenommen werden 
muss. Unter der Voraussetzung der Trennung der Abwässer erscheint daher 
auch die weitere Ausbüdung der biologischen Verfahren praktisch weit ans* 
sichtsvoller als ohne diese Trennung. 

Schliesslich sei nochmals hervorgehoben, dass die Arbeiten der Kommission 
keinesfalls als abgeschlossen gelten können, dass vielmehr die Beobachtungen 
an Ort und Stelle noch längere Zeit werden fortgesetzt werden müssen, um zu 
einem sicheren Urtheil zu gelangen. Demgemäss können auch obige Folgerungen 
aus den bisherigen Kommissions'Arbeiten nur als vorläufige bezeichnet werden. 
Es wird unbedingt nöthig sein, sie weiterhin auf ihre Richtigkeit zu prüfen 
und zu erhärten und die vielen dunklen Punkte, welche die vorliegenden Unter- 
sachungen noch belassen haben, aufzuhellen. Die bisherige Art des Zusammen¬ 
wirkens der Vertreter der Staatsbehörde und derjenigen der Zuckerindustrie 
hat sich gut bewährt und wird deshalb auch fernerhin beiznbehalten sein. 

Von ganz besonderem Werthe ist es, dass in der Königl. Versuchs- und 
Prttfungsanstalt für Wasserversorgung und Abwasserbeseitignng nunmehr eine 
Zentralstelle geschaffen ist, an welcher das Material, welches die Kommission 
sammelt, in zweckentsprechender Weise verarbeitet werden kann und welche 
über die erforderlichen Spezial-Sachverständigen verfügt, um die nothwendigen 
chemischen und mikroskopisch-biologischen Untersuchungen auszuführen. 

Die Kommission zur Prüfung der Reininigungsverfahren der Zuckerfabrik- 

abwässer. 

gez. Dr. Schmidtmann. 


Auswahl des zweiten, bei gerichtlichen Leichenöffnnngen znzn- 
ziehenden Arztes. Banderlass des Justizministers (gez. i. Vertr.: 
Küntzel) vom 25. Januar 1902 — I. Nr. 8184 — an sämmtliche Ober¬ 
landesgerichte u. s. w.O 

Der nach §. 87 der Str.-Pr.-Ordn. zur Mitwirkung bei der Leichenöffnung 
berufene Gerichtsarzt ist nadi §. 9 des Gesetzes, betr. die Dienststellung des 
Kreisarztes und die Bildung von Gesundheitskommissionen vom 16. September 
1899 (Ges.-S. S. 172) entweder der als Gerichtsarzt besonders angestellte oder, 
was die Regel bildet, der Kreisarzt. Bezüglich der Auswahl des zweiten, zu 
den Leichenöffnungen hinzuzuziehenden Arztes ist es angezeigt: 

a) neben dem besonders angestellten Gerichtsarzte, sofern ein zweiter Ge- 
richtsarzt vorhanden ist, diesen, sonst den Kreisarzt, 

b) neben dem Ejreisarzte, sofern ein Kreisassistenzarzt vorhanden ist (§. 5 
des angeführten Gesetzes), diesen (vrgl. Rundverfügung vom 3. Juni 1901 
— I. 3661 —), sonst den beamteten ^zt eines Nachbarkreises nach Mass- 
gabe der Rundverfügung vom 30. Mai 1890 (I. 1609) 

heranzusiehen. 

Es empfiehlt sich, eine Regelung dabin herbeizuführen, dass ein regel¬ 
mässiges Zusammenwirken von zwei Kreisärzten benachbarter Kreise in der 
Weise stattfindet, dass jeder von ihnen als zuständiger Gerichtsarzt den anderen 
als zweiten Sachverständigen zugeordnet erhält. 

Soweit ein Zurückgreifen auf Privatärzte, welche die kreisärztliche (oder 


0 Der Erlass ist durch Randerlass des Ministers der n. s. w. Medizinal¬ 
angelegenheiten vom 20. Febr. 1902 — M. Nr. 473 — sämmtlichen Königlichen 
Regierungspräsidenten zur Kenntnissnahme mitgetheilt. 
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die Physikate*) PrOfong bestanden haben, erforderlich ist (vrgl. BandzerfOgiing 
Tom 80. Jannar 1893 — I. 303 —), ist es zweckmässig, na«^ Torgftngiger Ver- 
ständigong einen bestimmten Arzt r^elmftssig als zweiten Sachverständigen 
nach vorgängiger Verständigung mit ihm zu verwenden, damit dieser in die 
Lage versetzt wird, sich die fttr die Thätigkeit erforderliche üebong nnd Er* 
fahrnng anzneignen. 

VerfttgnngsabdrOcke zur weiteren Mittheilnng an die Landgerichtsprä¬ 
sidenten nnd die Ersten Staatsanwälte sowie die Amtsgerichte sind beigeftigt. 


Uebernahme von Nebenämtern seitens der Kreisassistenzärzte. 
Erlass des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegenheiten 
(gez.i. Anftr.: Förster) vom 15. Februar 1902 — M. Nr. 4858 — an 
den Königlichen Begiernngspräsidenten in Trier. 

Auf den gefälligen Bericht vom 14. Dezember v. J. — IA 17 645 — 
erwidere ich Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, dass Ihre Auffassung zutreffend 
ist, wonach die Ereisassistenzärzte ebenso wie die Kreisärzte und alle fibrigen 
Staatsbeamten zur Betheilignng bei der Gründung nnd Verwaltung von Aktien-, 
Konunandit- nnd Bergwerks •Gesellschaften in Gemässheit des Gesetzes Yom 
10. Juni 1874 (G. S. S. 244) der Genehmigung bedürfen. Betreffs der üeber- 
Bahme von Nebenämtern, Nebenbeschäftigungen nnd Nebenarbeiten fttr die 
Kreisassistenzärzte gelten dieselben Vorschriften wie für die — nicht vollbe¬ 
soldeten — Kreisärzte. 

Eine Bestallung wird den E^eisassistenzärzten, als nicht etatsmässig 
angestellten Beamten nicht ertheilt. 


Gewährung einer Geldnnterstntznng für eine Badeknr in Marien- 
bukd i. Böhm. Bekanntmachung des Ministers der n. s. w. Medi- 
zinalangelegenheiten (gez. im Anftr.: Förster) vom 12. Februar 
1902. — M. 5209. 

Um Personen ans gebildeten Ständen, welchen die Mittel zu einer Bade¬ 
kur ganz oder theilweise fehlen, den Gebrauch der Heilquellen und Bäder zu. 
Marienbad in Böhmen zu ermöglichen oder zu erleichtern, wird denselben seitens 
der Friedrich Wilhelms-Stiftung für Marienbad eine Geldnnterstützung von je 
100 Mark gewährt und Erlass der Kurtaxe etc. vermittelt. 

Dem Unterzeichneten Minister steht der Vorschlag zur Verleihung dieser 
Beihfllfen von jährlich zwei zu. 

Hierauf reflektirende Bewerber werden aufgefordert, ihre Gesuche mit 
den nöthigen Zeugnissen versehen alsbald nnd spätestens bis Anfang März d. J. 
einznreichen. 


Gesnndheitsverhältnisse der Arbeiter in Hasenhaarschneidereien 
und ähnlichen Znbereitnngsanstalten. Erlass des Ministers für 
Handel nnd Gewerbe (gez.: Möller) vom 11. Januar 1902 an sämmt- 
Uebe Königlichen Begiemngspräsidenten 

Die Berichte, die mir auf meinen Erlass vom 4. Jannar v. J. — nia 
9205 — über die Einrichtung und den Betrieb der Hasenhaarschneidereien, der 
Znbereitnngsanstalten für Hasen- nnd Kaninchenfelle nnd der Filzhntfabriken 
erstattet worden sind, lassen es zur Zeit nicht angezeigt erscheinen, die An¬ 
forderungen, die zum Schutze der Gesundheit der Arbeiter an diese Betriebe 
zu stellen sind, einheitlich auf Grund des §. 120 e der Gewerbeordnung festzu¬ 
stellen. Ans den im Erlass dargelegten Gründen ersuche ich Sie jedoch, den 
Terhältnissen der Arbeiter in diesen Betrieben fortgesetzt besondere Aufmerk- 
«amkeit zuznwenden nnd überall da, wo es sich als nöthig erweist, im Wege 
der polizeilichen Verfügung die Massnahmen anordnen zu lassen, die zur Durch¬ 
führung der in den §§. 120 a bis 120 c der Gewerbeordnung enthaltenen Grund¬ 
sätze erforderlich er^einen. Dabei wird die Anlage des Erlasses vom 4. Ja¬ 
nuar V. J. vielfach einen brauchbaren Anhalt geben können. 


Massnahmen zur Bekämpfung der Trunksucht. Erlass des Mi¬ 
nisters der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez.: Stndt) vom 
31. Jannar 1902 — an die Königlichen Provinzial-Schul-Kollegien. 

Die Bekämpfung der Trunksucht ist gegenwärtig zu einer Aufgabe ge- 
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worden, an deren Lösung die weitesten Kreise sich betheiligen. Auch die 
Sohnle kann hieran mitwirken im Sinne einer Belehrung des Volkes, die schon 
bei der Jugend einznsetzen hat. Neben rtthrigen Vereinen haben auch parla¬ 
mentarische Kreise sich dieser wichtigen Angelegenheit angenommen, nnd unter 
den Mitteln, die zur Bekämpfung des Alkoholgennsses empfohlen worden sind, 
ist mit Recht auf die Mitarbeit der Schule hingewiesen worden. 

Es ist mir wohlbekannt, dass Schulen wie Schulbehörden dieser Frage 
ihre Sorge längst nnd mit Eifer angewandt haben, wie noch in letzter Zeit von 
Seiten einer Königlichen Regierung ganz im Sinne des Vorstehenden die Kreis- 
schnUnspektoren verständigt worden sind. Aber die ausserordentliche Be¬ 
deutung der vorliegenden Aufgabe veranlasst mich, es noch besonders zum 
Ausdrucke zu bringen, dass auch nicht eine einzige Volksschule sich der nach 
drttcklichen Betheiligung an den Kämpfen gegen das unheilvolle üebel der 
Trunksucht entziehen darf. 

Wenn dem Religionsunterrichte hauptsächlich die ethische Seite, die Be¬ 
kämpfung des Lasters zuRUlt, so hat der Unterricht in der Naturkunde nnd 
Qesnndheitslehre vielfach Gelegenheit, die verheerenden Wirkungen des un- 
mässigen Alkoholgenusses auf Gesundheit nnd Leben den Kindern zur Kenntniss 
zu bringen. Hiemeben bietet sich in der Schule auch sonst noch oft die Ge¬ 
legenheit, auf das wirthschaftliche Elend hinzuweisen, welches durch die Tmnk- 
gucht verursacht wird. 

Die Königliche Regierung ist in der Lage, durch Vermittelung der Schul- 
inspektioren atS Lehrerkonferenzen nnd sonst die in Rede stehende Aufgabe 
der Volksschule näher zu bringen nnd sowohl den Lehrstoff, wie die Methode 
seiner Verwendung im Unterricht gründlich ausarbeiten zu lassen. An geeig¬ 
neten Lehrbüchern dazu fehlt es nicht; hier sei nur auf ein neu erschienenes 
Buch hingewiesen: „Die Schädlichkeit des Missbrauchs geistiger Getränke", 
heransgegeben von Dr. Dicke nnd Dr. Kohlmetz im Verlage von Hundt 
in Hattingen. 

Die eindringliche nnd wiederholte Erinnerung der Schulaufsichtsbeamten 
und Lehrer zu wirksamer Mitarbeit der Schulen überlasse ich der Königlichen 
Regierung, behalte mir aber vor, über das dortseits Veranlasste seiner Zeit 
Bericht zu erfordern. 


Abgabe von Arzneimitteln eeitens der Apotheker auf telephoni- 
seher Anweisung. Eriass des Ministers der n. s. w. Medizinal¬ 
angelegenheiten (gez.: Stndt) vom 7. Februar 1902 — M. Nr. 5165 — 
an den Königlichen Re^ernngspräsidenten in Potsdam; sämmtlichen Königlichen 
Regierungspräsidenten zur Kenntnissnahme mitgetheilt. 

In Uebereinstimmnng mit den Ausführungen des Berichtes vom 2. Sep¬ 
tember V. J. — 1 5519 — halte auch ich es für unerwünscht, dass die Arznei¬ 
verordnung durch Fernsprecher weitere Ausbreitung findet, weil dabei Missver¬ 
ständnisse nicht ausgeschlossen sind. 

Starkwirkende Arzneimittel dürfen nach §. 1 der Vorschriften über die 
Abgabe solcher Arzneimittel vom 22. Juni 1896 — Min.-Bl. f. d. inn. Verw. 
S. 123 — ohne Vorlegung einer schriftlichen, mit Datum nnd Unterschrift 
versehenen Anweisung eines Arztes nicht abgegeben werden. Nur wenn Lebens¬ 
gefahr durch Verordnuug mittels Fernsprechers abgewandt werden kann, ist 
der Gebrauch des Fernsprechers als zulässig zu erachten. 

In solchen besonderen Fällen hat aber zur Vermeidung von Irrthümem 
die Ablieferung der stark wirkende Mittel enthaltenden Arznei nur gegen Aus- 
Undigung der schriftlichen ärztlichen Anweisung zu erfolgen. 

Es steht im Uebrigen dem Apotheker frei, durch Fernsprecher über¬ 
mittelte Verordnungen von Arzneien, welche dem freien Verkehr überlassen 
sind, auf eigene Verantwortung abzugeben. 


Lieferungen von Arzneimitteln an die Slitglieder von Kranken¬ 
kassen. Erlass der Minister der n. s. w. Medizinalangelegen¬ 
heiten (gez. i. Anftr.; Förster) nnd für Handel nnd Gewerkte (gez. 
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i. Vertr.: Lohmann) Tom 31. Januar 1902 — M. d. g. A. H. Nr. 8580, 
H. f. H. Q. G. ni a Nr. 486 — an sämmtUche Herren Oberpräsidenten. 

Einzelne Erankenkassenyorstände sind in neuerer Zeit dazu libergegangen, 
die Liefemng yon Arzneimitteln an die Eassenmitglieder unter Uebergehnng 
der bestehenden Arzneiabgabestellen selbst zu bewirken. Insoweit es sich dabei 
um Arzneistoffe handelt, welche neben den Apotheken auch in anderen Ge¬ 
schäften feilgehalten und yerkanft werden dürfen, wird sich gegen dieses Ver¬ 
fahren nichts einwenden lassen. Dagegen dürfen alle nach der Eaiserlicben 
Verordnung yom 27. Januar 1890, bezw. yom 1. April d. J. ab nach der Kaiser¬ 
lichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 (Beichsges.-Bl. S. 380) den Apotheken 
Torbehaltenen Arzneimittel, sowie Arzneiznbereitungen und Mischungen den 
Mitgliedern nur durch die Apotheken geliefert werden. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuchen wir, die Innehaltung dieser Bestimmung 
gefälligst in geeigneter Weise zu überwachen. 


O. Eönlflfreiola Saoliseu. 

Abgabe yon Arzneimitteln für Thiere. Bekanntmachung des 
Ministers des Innern yom 22. Februar 1902. 

Betreffs derjenigen arzneilichen Zubereitungen, mit welchen der nach 
der Kaiserlichen Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln yom 
22. Oktober 1901 (B.-G.-B1. 8. 380) der Handel ausserhalb der Apotheken nur 
unter der Bedingung freigegeben ist, dass sie zum Gebrauche für Thiere yer- 
wendet werden — yrgl. das der Verordnung beigegebene Verzeicbniss A, Ziff. 5 
und 10 —, wird hierdurch folgendes yerordnet: 

Sowohl die Standgefässe und dergleichen, in denen sich die feilgehal¬ 
tenen Arzneimittel befinden, als auch die Behälter (Gläser, Schachteln, Papier- 
umhüUnngen u. s. w.), in welchen dieselben abgegeben werden, müssen die 
deutliche Aufschrift „Nur für Thiere“ tragen; auch sind diese Behälter mit 
dem Namen bezw. der Firma des Verkäufers zu yersehen. 

Zuwiderhandlungen werden gemäss §. 367, Ziff. 5 des B.-Str.-G.-B. bestraft 


I>. OirosshexrzogftliLum Baden. 

Die Bekämpfnng der Tuberkulose des Menschen. Erlass und 
Verordnung des Ministeriums des Innern yom 30. Januar 1902. 

Die Grossherzoglichen Bezirksärzte und Bezirksassistenzärzte werden auf 
die in der nächsten Nummer des Gesetzes-und Verordnungsblattes erscheinende 
Verordnung in obigem Betreff besonders hingewiesen. Nach dieser Verordnung 
sind nicht nur, wie dies bereits in dem Erlasse yom 10. März 1899 Nr. 37 083 
bezüglich der Lungenschwindsucht angeordnet W8ur, die Leichenschauer 
yerpflichtet, Todesfälle an Lungen- oder Kehlkopfschwindsucht dem Bezirks¬ 
amte anzuzeigen, sondern es sind nunmehr auch die praktischen Aerzte für 
yerpflichtet erklärt worden, in gewissen, ein sanitätspolizeiliches Einschreiten 
ganz besonders rechtfertigenden Fällen — yergleiche §. 2 der Verordnung — yon 
Erkrankungen an Lungen- oder Eehlkopfschwindsucht Anzeige an das Be¬ 
zirksamt zu erstatten, welches sodann im Benehmen mit dem Bezirksarzte die 
nach Lage des Falles erforderlichen sanitätspolizeilidien Massnahmen anzu- 
ordnen hat. (§. 8 der Verordnung.) 

Wir werden durch Abdruck der Verordnung und dieses Erlasses in den 
nAerztlichen Mittseilnngen für Baden“ dafür sorgen, dass die praktischen Aerzte 
Ton dieser Erweiterung des Kreises der anzeigepflichtigen Krankheiten Kennt- 
niss erhalten. Soweit dies erforderlich erscheint, sind die praktischen Aerzte 
aber auch dortseits auf die neuen Vorschriften hinzuweisen und zu der im 
Interesse einer wirksamen Bekämpfnng dieser yerderblichen Volkskrankheit so 
wichtigen pünktlichen Beaushtnng derselben aufznfordem. Für die Anzeigen an 
das Bezirksamt sind die bisher üblichen Anzeigekarten für die Aerzte zu yer- 
wenden, denen bis zu einem Neudruck der Formulare, bei dem auch die Tuber¬ 
kulose auf dem Vordruck berücksichtigt werden wird, ein bezüglicher Vermerk 
(Tub.) jeweils handschriftlich beizusetzen ist. 

Im Hinblick auf die seither mit der Desinfektion durch die Angehörigen 
des Kranken gemachten ungünstigen Erfahrungen ist nunmehr yorgeschrieben, 
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dass die Desinfektion dnrch den für die Gemeinde anfgestellten Desinfektor zn 
erfolgen hat, wobei jedoch eine Mitwirknng der Angehörigen des Kranken ans 
Gründen der Eostenerspamiss oder wegen der nach den Umstftnden des Falles 
gebotenen besonders scbonlichen Behandlnng des Mobiliars etc. nicht ansge- 
sohlossen sein soll. Im Hinblick hieranf wird der Bestellnng nnd Ansbildnng 
zaverlftssiger Desinfektoren künftighin seitens der Herren Bezirksärzte noch 
mehr Anfmerksamkeit znznwenden sein, als dies seither schon geschehen ist; 
insbesondere wird rechtzeitig für den Ersatz aasscheidender and für die Stell- 
yertretnng erkrankter Desinfektoren zn sorgen sein. 

In dem zu Folge des Erlasses vom 10. Jnni 1899 Nr. 15454, die Medizinal¬ 
statistik betreffend. Torgeschriebenen Fermnlar I über die Morbidität an an¬ 
zeigepflichtigen Krankheiten sind künftig anch die znr Anzeige gelangten Fälle 
Ton Langen- nnd Kehlkopfschwindsncht zn verzeichnen, zn welchem Zwecke 
eine besondere Spalte anznlegen ist; anch ist in Formnlar II der Vordmck 
der Spalte 15 (Lnngenschwindsncht) in Longen- and Kehlkopfschwindsncht 
zn ändern. 

Verordnnng. 

Anf Grand der §§. 85 and 87 a des Polizeistrafgesetzbachs wird verordnet, 
was folgt: 

§. 1. Die Leichenschaner sind verpflichtet, jeden Todesfall an 
Langen- oder Kehlkopfschwindsncht alsbald nach Vornahme der ersten Leichen- 
schaa dem Bezirksamt mittels der ihnen vom Bezirksarzte zn liefernden An¬ 
zeigekarten anznzeigen. 

§. 2. Die Aerzte haben jeden Fall, in welchem ein von ihnen be¬ 
handelter, an vorgeschrittener Langen- oder Kehlkopfschwindsncht Er¬ 
krankter seine Wohnnng wechselt, oder in Rücksicht anf seine Wohunngsver- 
hältnisse seine Umgebung hochgradig gefährdet, ferner jeden Fall von 
Erkrankung an Langen- oder Kehlkopfschwindsncht bei einer in einer Schale 
oder Erziehangsanstalt nnd den dazu gehörigen Räumlichkeiten wohnenden 
Person dem Bezirksamt mittels der ihnen vom Bezirksarzte zn liefernden An¬ 
zeigekarten alsbald anznzeigen. 

§. 3. Das Bezirksamt hat anf die erhaltene Anzeige hin bei Todes¬ 
fällen, sowie beim Wohnnngswechsel von Erkrankten die Desinfektion des 
Krankenzimmers, bei Todesfällen anch des von dem Kranken benützten Bettes, 
der Elleider, Leib- and Bettwäsche, sowie der Gebranchsgegenstände des Kranken 
nnd der Einrichtnngsgegenstände des Krankenzimmers anf Grand der §§. 85 
and 87 des Polizeistrafgesetzbaches nach Massgabe der angeschlossenen An- 
weisnng anznordnen and mit der Ueberwachnng das Bürgermeisteramt als Orts¬ 
polizeibehörde zn beaoftragen. 

Die Desinfektion hat durch den für die Gemeinde anfgestellten Des¬ 
infektor unter geeigneter Mitwirkung der Angehörigen des Kranken zu erfolgen. 

Beiden nach §. 2 anzeigepflichtigen Erkrankangsföllen ohne Wohnungs¬ 
wechsel hat das Bezirksamt die erforderlichen Vorkehrungen zur Verhütung 
einer Verbreitung der Krankheit im Benehmen mit dem Bezirksarzt za treffen, 
Belehrungen zu erlassen etc. Sofern sich nicht auf andere Weise Abhülfe 
treffen lässt, etwa durch Absonderung des Kranken etc., ist nöthigenfalls die 
Verbringung des Kranken in ein Krankenhaus herbeiznführen. 

§. 4. Die Desinfektion hat nach der anliegenden Anweisang zu ge¬ 
schehen, bei Todesfällen alsbald nach der Beerdigung bezw. der Ueberftthmng 
der Leiche in die Leichenhalle, bei ErkrankangsiäUen alsbald, nachdem der 
Kranke seine bisherige Wohnnng verlassen hat. 

§. 5. Die Desinfektion erfolgt anf Kosten der Gemeinde vorbehaltlich 
des Ersatzes dnrch die Betheiligten. 

§. 6. Der Vollzug der angeordneten Desinfektion ist von der Ortspolizei¬ 
behörde dem Bezirksamt zn beseitigen. 


Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmnnd, Reg.- n. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

J, C, C. Brunn H. S. Hof - Bochdrnckerel, Kindoii. 
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Medizinal • Gesetzgebung. 

Deatsobes Reiob. 

Besohäftigung von Arbeiterinnen und jngendliohen Arbeitern in 
Bohsuckerfabriken, ZnckerraMnerien nnd Melasseentsnekernngean- 
stalten. Bekanntmachung des Beicbskanslers (gei. in Vertretong: 
Graf y. Posadowsky) yom 5. Mkrn 1902. 

Anf Grand des §. 139 a Abs. 1 Ziffer 1 der Gewerbeordnung hat der 
Bandesrath die nachstehenden Bestimmangen, betreffend die Beschäftigung yon 
Arbeiterinnen and jugendlichen Arbeitern in Bohzackeriabriken, Zackerrafflne- 
rien und Melasseentzaokerangsanstalten, erlassen: 

I. Die Beschäftigung yon Arbeiterinnen and jugendlichen Arbeitern .in 
Bohzuckerfabriken, Zackerrafflnerien und lielasseentzackerongsanstalten unter¬ 
liegt folgenden Bescbränkangen: 

1. Arbeiterinnen and jagendliche Arbeiter dürfen zur Bedienung der 
Bübensohwemmen, der Bttbenwäschen and der Fahrstühle, sowie zam Transport 
der Büben und Bübenschnitzel in schwer za bewegenden Wagen nicht yer- 
wendet werden. 

2. Im Füllhaos, in den Zentrifagenräamen, den Erystallisationsräamen, 
den Trockenkammern, den Maischränmen, den Bäamen znm Dedcen des Brot- 
zackers, den Natschräamen, den Trockenanlagen der Strontianziegeleien, sowie 
an anderen Arbeitsstellen, an welchen eine anssergewöhnlich hohe Wärme 
herrscht, darf Arbeiterinnen and jugendlichen Arbeitern während der Dauer 
des Betriebs eine Beschäftigung nicht gewährt and der Aufenthalt nicht ge¬ 
stattet werden. 

8. In denjenigen Bäamen, in welchen Arbeiterinnen oder jagendlicbe 
Arbeiter beschäftigt werden, ist neben der nach §. 138 Abs. 2 der Gewerbe- 
ordnang aaszahängenden Tafel an geeigneter Stelle eine zweite Tafel anszu- 
hängen, welche in deatlicher Schrift die yorstehenden Bestimmangen wiederaiebt. 

II. Die yorstehenden Bestimmangen treten mit dem 1. April 1902 in 
Kraft and haben für die Dauer yon zehn Jahren Gültigkeit. 


B. Könls^reioli Prensmen. 

Apotheken - Betriebsordnnng nebst Anweisnng fttr die amtliche 
Besicbtignng der Apotheken. Banderlass des Ministers der n. s. w. 
Hedizinalangelegenheiten (gez.: Stadt) yom 18. Februar 1902 
— M. Nr. 5300— an sämmtliohe Königliche Begierangspräsidenten. 

Ew. Hoch wohlgeboren lasse ich beifolgend 1. die Apotheken-Betriebs- 
ordnang, 2. die Anweisung für die amtliche Besichtigung der Apotheken nebst 
2 dazu gehörigen Anlagen in je 16 Abdrucken für den dortigen Begierangs- 
nnd Medizinalrath, die Kreisärzte and die bevollmächtigten pharmazeatischen 
Bevisoren mit dem ergebensten Ersachen zngehen, gefUligst dafür Sorge za 
tragen, dass yom 1. März 1902 ab die Apothekenbesichtigongen nach Massgabe 
der neuen Bestimmangen aasgeführt werden. 

Die erforderlichen Exemplare der Anlage I za §. 14 der Anweisung sind 
zam Preise yon 26 M. für 100 Stück, Einzelpreis 35 Pf., und der Anlage n 
za §. 29 ebenda zam Preise yon 50 iff. für 10 Stück yon der Verlagsbaohhand- 
long J. G. Cotta Nachf., Zweigniederlassung Berlin SW. 12, Kochstrasse 68 
za beziehen. 

Die neuen Bestimmangen sind, soweit sie yon den bisherigen abweichen, 
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zur Yemeidang Ton Hftrten onter Bertteksicbtigong der VerhiltniBse der ein¬ 
zelnen Apotheken mit entsprechender Fristbewilligang zar Geltnng zn bringen. 

Ew. Hocbwohlgeboren wollen hiernach die dortigen Besichtigongs-BeToll- 
mftchtigten in geeigneter Weise gefälligst rerständigen. 

A]pothelcen-Betriehsordnung. 

A. Binriohtuiig. 

Eine Apotheke soll ans folgenden Bäumen bestehen: 

1. der in der Begel im Erdgeschoss befindlichen Offizin, 

2. dem Vorrathsranme fttr die trocken anfznbewahrenden Mittel, — Materiai- 
nnd Eränterkammer nebst Oiftkammer oder Giltverschlag,*) — 

8. dem Vorrathsranme znr Anfbewahrnng der kflhl zn haltenden Mittel — 
Arzneikeller (Gewölbe, Wandschrank etc.), — 

4. dem Laboratorinm, 

5. der Stosskammer. 

Sämmtliche Räumlichkeiten sollen Tersohliessbar sein and nach Grösse 
nnd Einrichtnng dem Geschäftsnmfang entsprechen. Ihre Zweckbestimmung 
muss Ton dem zuständigen Regierungspräsidenten genehmigt sein. Sie dfirfen 
ohne dessen Genehmigung weder zn anderen Zwecken benutzt, noch baulich 
wesentlich verändert werden und sind stets in gutem haulichen Zustande, sauber 
und ordentlich zu erhalten. 

§. 2. Der Apotheken-Vorstand (Besitzer, Verwalter) muss in demselben 
Hsuse wohnen, in welchem die Apotheke sich befindet. 

Ausnahmen sind mit Genehmigung des Regierungspräsidenten*) zulässig. 

Das Hans, in welchem eine Apotheke sich befindet, muss aussen mit der 
Bezeichnung „Apotheke" nnd neben dem Eingang mit einer ffir die Apotheke 
bestimmten Nachtglocke versehen sein. 

1. Die Offizin. 

§. 3. Die Offizin soll trocken, leicht Ififtbar, hell und heizbar, mit Re- 
zeptir- und Handverkaufstisch, sowie mit den erforderlichen Waarengestellen 
aasgestattet sein, deren oberer Theil offene Reihen ffir die Standgefässe bietet, 
während der untere Schränke oder Schiebekästen aus geruchlosem Holze ent¬ 
hält, welche letzteren in vollen Fällungen laufen oder Staubdeckel haben mttssen. 

Die Waarengestelle in den zu ebener Erde belogenen Räume sollen so 
eingerichtet sein, dass zwischen der letzten Kastenreihe nnd dem Fassboden 
sich eine LuftscUcht befindet. 

Die Offizin ist Abends durch künstliche Beleuchtung von oben, insbe¬ 
sondere am Rezeptirtische, gut zn erhellen. 

§. 4. Der Rezeptirtisch soll geräumig, mit einer leicht zu reinigenden 
Platte versehen, auch bei Tage gut beleuchtet, mindestens mit einer feinen 
Tarirwaage bis zu KKX) g Tragkraft, vier Handwagen, deren kleinste 5 g Trag¬ 
fähigkeit hat, sowie den zugehörigen Gewichten von 2(X) g abwärts und den 
erforderlichen Arbeitsgeräthen ausgestattet, vom Handverkanfstische räumUch oder 
in sonst geeigneter Weise*) getrennt nnd gegen das Publikum abgesperrt sein. 

§. 5. Der Handverkanfstisch, welcher eine Verlängerung des Rezeptir- 
tisches sein kann, ist mit eigenen Waagen und Gewichten, sowie mit be¬ 
sonderen Geräthen aaszustatten; derselbe soll ebenfalls eine leicht zu reinigende 
Platte haben. 

Fttr die Rezeptur sud mindestens folgende Geräthe erforderlich: 

ein Emulsionsmörser von Porzellan oder Marmor mit hölzernem Pistill, 

vier Porzellanmörser ausser den bczeichneten (Messingmörser sind daneben 
zulässig), 

zwei eiserne Pillenmörser, 

zwei Porzellan-Salbenmörser, 


Die Aenderungen im Vergleich zu den bisherigen Vorschriften vom 
16. Dezember 1893 sind in Kursivschrift gedruckt; ein Theil derselben war 
allerdings bereits durch Ministerialerlasse getroffen. 

V Vergl. §. 9 der Polizeiverordnung Über den Handel mit Giften vom 
24. August 1895. 

*) Bisher bedurfte es der Genehmigung des Ministers. 

*) Statt „durch eine Zwischenwand n. s. w." 
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je ein bezeichneter PonellanmOrser für Gifte, Morphinum, Jodoforminm, 
eine eiserne und eine ans Holz, Hartgammi oder Horn bergestellte Pillen¬ 
maschine, letztere, fflr die Mittel der Tab. B. des Arzneibuches bestimmt, 
mit „Gift“ bezeichnet, 

eine Vorrichtung zur Herstellung von zusammengepresslen Arzneizubereitungen 
(Tabletten), 

ein Handdampfkocher mit je einer Infnndirbflcbse von Zinn und Porzellan 
nnd den erforderlichen Eoliryorrichtnngen, 
ausserdem Pulrerschiffchen von Horn oder Hartgummi, Spatel, LOffel von 
Horn, Holz, Hartgammi oder edlem Metall, darunter bezeichnete LQffel, je 
einer fflr Gifte, Morphinum und Jodoforminm, 
endlich die erforderlichen Gefässe, Kästchen etc. zur A ufnah me der zube- 
reiteten Arzneien in ausreichender Zahl. 

Die Ausstattung mit Ger Athen, sowie mit Waagen und Gtowi«diten (§. 4) 
richtet sich nach dem Umfange des Geschäftsbetriebes. 

§. 7. In der Offizin oder in einem an dieselbe anstossenden Nebenranm 
ist eine Beioigungs (Spfll-) Vorrichtung, wenn möglich mit fiiessendem Wasser, 
anznbringen. 

§. 8. Die Arzneimittel sind in Behältnissen von Glas, Porzellan. Stein¬ 
gut, yerzinntem Blech, geruchlosem Holz oder sonst geeignetem Material anf- 
znbewahren. 

Die Ar«M«t'behkltnisse sind in den durch den Ministerial-Erlass yom 
22. Juni 1896 (Min. Bl. f. d. innere Verw. S. 128) bestimmten Farben nach der 
Nomenklatur des Arzneibuches inhaltsgemäss in dauerhafter Schrift deutlich zu 
bezeichnen; lackirte Papierschilder mit Druck- oder deutlicher Schrift sind zulässig. 

Fflr die Standgefässe der Säuren und Langen, sowie des Bromum und 
Jodum ist radirte Schrift statthaft. 

Sämmtliehe Behältnisse und Bezeichnungen sind in gutem Zustande 
zu erhalten. 

§. 9. Jedes Arzneibehä).tniss darf nur das der äusseren Bezeichnung ent¬ 
sprechende Arzneimittel enthalten; in getheilten Kästen oder in Kästen mit 
einzeln bezeichneten Einsatzgefässen yon geeignetem Material kann derselbe 
Stoff in yerschiedener Form (ganz und zerkleinert) anfbewahrt werden. 

Papierbeutel als Einlagen in Kästen sind unstatthaft. Auf Arzneimittel, 
welche zur schnellen Abgabe verpackt in ordnungsmässigen Behältnissen aufbe¬ 
währt werden, findet diese Vorschrift keine Anwendung. 

Arzneispezialitäten dürfen nur dann gemeinsam in Schränken oder Schiebe- 
kästen aufbewährt werden, wenn sie in abgeschlossenen Packungen sich befinden, 
einzeln bezeichnt, sowie ordnungsmässig und übersichtlich aufgestellt sind. Eine 
äussere Bezeichnung der Schränke oder Schiebekästen ist in diesem Fälle nicht 
erforderlich. 

§. 10. Die sehr yorsichtig aufzubewahrenden Mittel (Tab. B. des Arznei¬ 
buches), sowie alle dort nicht yerzeichneten Mittel yon gleicher Wirkung, mit 
Ausnahme des Phosphors, welcher in den Arzneikeller gebOrt, dflrfen in der 
Offizin oder in einem geeigneten Nebenraum in kleinen *) Mengen in einem be¬ 
sonderen, äusserlich mit „Gift“ oder „Tab. B“ oder „Venena“ bezeichneten Be- 
hältniss yorräthig gehalten werden. Hinter der äusseren Thflr desselben, 
welche ausser der Zeit der Benutzung stets yerschlossen zn halten ist, mflssen 
drei oder yier ebenfalls yerschliessbare Abtheilnngen (Schränkchen oder zum 
Verscbliessen eingerichtete Schubfächer), je eine zur Aufnahme der Alkaloide, 
bei welchen auch die Cjanyerbindongen anfbewahrt werden kOnnen, Arsenicalia 
und Mercurialia sich befinden. Die Tbflren dieser Abtheilnngen sind mit ent¬ 
sprechender dauerhafter Bezeichnung zu yersehen. 

In diesem Giftbehältniss oder in einem besonderen Kästchen mflssen sich 
die mit „Gift“ oder „Tab. B“ oder „Venena“ bezeichneten Geräthe, mindestens: 
1 Waage, 1 Lflffel, 1 Mflrser ebenfalls befinden; dieselben sind stets fflr die 
Verabfolgung und Verarbeitung jener Stoffe zu benutzen nnd nach dem Ge¬ 
brauch sorgfältigst zu reinigen. 

Der Schlflssd zum Giftbehältniss ist znyerlässig anfznbewahren. 

§. 11. Die yorsichtig aufzubewahrenden Mittel Ö^ab. C des Arzneibuches), 
sowie alle dort nicht yerzeichneten Mittel yon gleicher Wirkung sind in be- 


*) Hier sind die Worte „zur Bezeptnr erforderlichen“ gestrichen. 
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sonderen nur für diese Mittel bestimmten Abtheilongen der Waarengestelle 
anterznbringen. 

§. 12. Morphinnm und dessen Salze, sowie ffir die Bezeptor yerräthige 
Zabereitnngen derselben (Verreibungen, Losungen) sind in der Offizin in einem 
besonderen, lediglich ffir diesen Zweck bestimmten, verschliessbaren mit 
„Tab. C“ bezeichneten Schränkchen, welches aber von dem sonstigen Auf- 
stellungsplatz der Mittel der „Tab. G.“ entfernt angebracht sein muss, auf- 
znbewahren. 

Als Zubereitungen des Morphinnm und seiner Salze für die Rezeptur sind 
allein zulässig: 

1. eine Verreibung von 1 Theil des Morphinnm hydrochloricum oder eines 
anderen Morphinnm-Salzes mit 9 Theifen Zucker; 

2. Losungen von 1 Theil dieser Salze in 49 Theilen: 

a) Aqua destillata, 

b) Aqua amygdalarnm amararum. 

Als Standge^se für Morphinnm, dessen Salze und die vorbezeichneten 
Zubereitungen sind dreieckige Gläser zu verwenden, welche an einer Seite 
die vorschriftsmässige Bezeichnung des Inhalts in eingebrannter rother Schrift 
auf weissem Schilde tragen. 

Der Innenranm des Schränkchens muss ans zwei Abtheilungen bestehen, 
deren eine, mit yerschliessbarer Thür versehen, für die unvermischten Mor¬ 
phinnm-Präparate bestimmt ist, während in der anderen offenen die Losungen 
und Mischungen anfznbewahren sind. 

Bs ist verboten, abgetheilte Pulver von Morphinnm oder dessen Salzen, 
sowie von Hydrargyrum cUoratnm oder — <tbgesehen von Aba. 2 Nr. 1 dieses 
Faragraphen — Verreibungen dieser Mittel mit anderen Stoffen vorräthig zu halten. 

§. 13. Losungen von Extrakten mit Ausnahme der narkotischen, abge¬ 
theilte Pulver für die Rezeptur, zuaammengepresste Arzneizubereitungen, welche 
Arzneistoffe der Tabelle B oder C des Arzneibuches erdhalten, mit Ausnahme 
der Santoninum bis 0,05 g oder Coffeinum bis 0,01 g enthaltenden, fertige Ab¬ 
kochungen, Anfgttsse, mit Ausnahme der in das Arzneibuch anfgenommenen, 
dürfen nicht vorräthig gehalten werden. 

Salzlösungen vorräthig za halten, ist gestattet, wenn die gelöste Substanz 
nicht zersetzbar und die LOsung haltbar ist; das LOsungsverhältniss ist auf der 
Sig^iiatnr des Standgefässes in gleicher Weise wie die Bezeichnung des Inhalts 
zu vermerken. Die Lösungen sind ordnungamäsaig^) anfzahewahren. 

§. 14. Diejenigen Mittel, welche durch Lichteinfluss leiden, sind in 
schwarzen oder gelben Gläsern oder sonst nach Vorschrift des Arzneibuches, 
alle übrigen Mittel so anfznbewahren, dass sie in tadellosem Zustande 
bleiben; narkotische und aromatische Pflanzentheile sollen in gut schliessenden 
Behältnissen, Jodoformium mit den bezeichneten Dispensirgerätben in einem 
besonderen Schrank oder Kasten nntergebraoht werden. Eine bezeichnete Waage 
für Jodoformium ist auaaerhalb dieses BehäUniases gesondert aufzubewahren. 

§. 15. Die Standgefässe und Schiebekästen sind in Gruppen alphabetisch 
übersichtlich zu ordnen. 

2. Die Material- und Kräuterkammer. 

Vorrathsraum für die trocken aufzubewahrenden Mittel, mit der Giftkammer 

oder dem Giftverschlag. 

§. 16. Dieser Vorrathsranm, welcher zur Aufnahme aller trocken anf- 
zubewahrenden Mittel dient, soll bell, trocken, leicht lüftbar und mit einfachen, 
dauerhaft*) gestrichenen Waarengestellen, sowie den erforderlichen Waagen und 
Gewichten ansgestattet sein. Schiebekäaten müssen aus geruchlosem Holz ge- 
ferligt sein, in vollen Fülluitgen laufen oder Staubdeckel haben. 

Ist für grossere Vorräthe ein besonderer Raum, z. B. eine besondere 
Kräuterkammer vorhanden, so ist derselbe entsprechend ausznstatten. 

§. 17. Die Giftkammer soll sieh in dem Vorratbsranme (§. 16) befinden 
und eine durchbrochene oder feste Umwehrung haben, welche ausser der 2ieit 
der Benutzung stets verschlossen zu halten ist. Sie muss durch Tageslicht gut 
erhellt und so geräumig sein, dass ein erwachsener Mensch sich zum Abwägen 


*) Statt „an gleicher Stelle wie die gelosten Substanzen“. 
*) Statt „aber mindestens mit Oelfarbe“. 
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der Gifte frei darin bewegen kann. Die Bingangsthttr ist an der AnasenflSehe 
anf Bchwaraem Grande hi weisser Sohrift mit der Bezeiehnnng »Gift* oder 
„Tab. B" oder „Venena" an yeraehen. 

In der Giftkammer ist der mit dem erforderliehen Arbeitatiaehe (Dia* 
penairplatte) yeraehene Giftachrank anfanatellen, deaaen Thür in gleicher Weiae, 
wie die Eingangathttr zur Giftkammer, za bezeichnen nnd aaaaer der Zeit der 
Benatzang ateta yeraehloaaen za halten iat. In dem Giftachranke müaaen aich 
die im §. 10 erwähnten drei oder yier yeraohloaaenen and an den Thflren ent* 
aprechend bezeichneten Abtheilangen für die Vorräthe der aehr yoraiehtig anf- 
zabewahrenden Mittel befinden. Die im §. 10 bezeichneten Geräthe^) müaaen aneh 
hier yorhanden aein. 

Wo die Verhältniaae die Anlage der Giftkammer in dem Vorratharaome 
nicht gestatten, darf ein anderer, aicher and wenn mOglich neben dem Vorratha- 
ranme belegener, yon den Wohnränmen and Wirthachaftagelaaaen yOllig ge¬ 
trennter Banm daza benatzt werden. 

Sollten yorübergehend grSaaere Mengen znbereiteter Gifte gebrancht 
werden, so kOnnen dieaelben in dichten and feat yerachloaaenen Behältniaaen 
aach aoaaerhalb dea Schrankea in der Giftkammer mit den zor Heratellong 
aolcher Giftmiachongen dienenden GeBlaaen etc. anfgestellt werden. 

Der Schlüaael zom Giftschrank iat zayerläaaig aafzabewahren. 

Ist der Bedarf an Gift so gering, dass der gesammte Vorrath in dem 
GiftbehäUniss der Offizin aufbetoahrt werden kann, so ist eine besondere Gift¬ 
kammer nicht erforderlich.*) 

Der Handel mit Giften ist durch die Polizeiverordnungen vom 24. August 
1895 und 16. Oktober 1901 geregelt. 

§. 18. Bin etwa yorhandener Trockenhoden soll fngendicht and aanber 
gehalten aein. 

3. Der Arzneikeller. 

Vorratharanm für die kühl ao&abewahrenden Mittel. 

§. 19. Die kühl za bewahrenden Arzneimittel-Vorräthe gehören in den 
Arzneikeller, welcher gepfiaatert oder zementirt oder aaphaltirt oder gedielt, 
möglichat hell, loftig and trocken aein aoll. 

An gleicher Stelle ist auch, vor Licht geschützt, der thierische Impfstoff 
aufzubewahren. Der Verkehr mit Impfstoff unterliegt den Vorschriftm d^ Er¬ 
lasses vom 28. Februar 1900. 

Der Arzneikeller iat in ähnlicher Weiae, wie die Materialkammer, einzn- 
richten, jedoch ist eine Waage nicht erforderlich. 

Falls ein Keller wegen Grandwasaers oder ans sonstigen triftigen 
Gründen nicht branchbar ist, so kann an seiner Stelle ein Gewölbe oder ein 
grosser Wandschrank im Brdgeschosa benatzt werden. Dieser Baom darf so 
wen^ wie der Arzneikeller mit Wirthschaftsräamen oder dem Laboratoriom in 
unmittelbarer Verbindong stehen. 

Der Phosphor maas im Arzneikeller and zwar anter Wasser, in einer 
mit Glasstöpsel verschlossenen, bezeichneten Flasche, welche in Sand oder Asbest 
in einer anssen lackirten, bezeichneten Eiaenblechkapael steht, anfbewahrt and 
nebst allen Phosphorzabereitangen in einer Manernische, welche mittelst einer 
eisernen oder mit Eisenblech beschlagenen, bezeichneten Thür yeischlosaen ist, 
oder in einem eisernen Schranke oder in einer anderen, gleich feuersicheren 
Weise unter Verschlass anfgestellt werden. 

§. 20. Wenn besondere Räume zur Aufnahme überschiessender Vorräthe, 
welche in den yorhandenen Standgefösaen nicht ontergebracht werden können, 
eingerichtet sind, so müssen dieselben unter Berücksichtigung der Vorschriften 
über die Absonderung der yorsichtig aofzabewahrenden Mittel bei deutlicher 
Bezeichnong der BehUtnisse ordentlich gehalten werden. 

Mittel der Tab. B. des Arzneibuches dürfen hier niemals Platz finden. 


0 Hier sind die Worte: „Die Gifte dürfen aber yon Anssen nicht er¬ 
reichbar sein“, fortgefallen. 

*) Hier sind die Worte „nebst den erforderlichen Gewichten“ fortge¬ 
fallen; demnach sind solche weder im Giftschränkchen der Offizin, noch im 
Giftschrank anf der Giftkammer erforderlich. 
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4. Das Laboratoritim. 

§. 21. Daa Laboratorinm soll nach GrOase und Aaaatattnng dam Ga- 
aebftftabetriebe entaprechen, hell and leicht Iflfibar, feaaraioher, am Faasboden 
waaaerdicht und mit faaerfeater Decke versehen sein. 

Dasselbe soll mindestens mit einer kleinen Dampfkoch- and Dampf¬ 
destillations • Vorriohtang nebst erforderlichen Aasrttstangsgegenständen, einer 
Binrichtang für freie Feaerang and einem Trockenschrank, sowie mit den 
erforderlichen Waagen and Gewichten aasgestattet sein. 

Mit Genehmigang des BegierangsprSsidenten kann der Trockensdurank 
aaeh an einem anderen Orte aafgestellt werden, moss dann aber verschliessbar 
sein and den sonstigen Vorschriften entsprechen. 

Eine Presse mit Zinn- oder verzinnten Einsfttzen (Platten), sowie ein mit 
LoftlSohem versehenes Schränkchen zor Aofbewahrong der Eolir- and Press- 
tttcher ist hier oder an einem benachbarten anderen Orte sacbgemäss aafznstellen. 
Die Eolir- and Presstücher (Beatei) sind, soweit erforderlich, za bezeichnen. 

Die in dem Arzneibache vorgeschriebenen Beagentien and massanalyti- 
sehen LOsongen nebst den daza gehörigen Geräthen, nämlich mindestens: 
ein Eolben za 1 1, 
ein „ „ 500 g, 

ein , „ 100 g Inhalt mit engem Hals and einer Marke, 

vier Vollpi^etten von 5, 10, 20, 25 ccm, 

zwei Messpipetten za 5 and 10 ccm Inhalt, in Vi. ccm abgeriieilt, 
zwei Büretten za 25 bis 50 ccm Inhalt, in Vio ccm abgetheilt, mit Glasver- 
schloss versehen, nebst Stativ, 
ferner: 

ein Seheidetriehter, 

ein Glaszylinder zn 100 com Inhalt mit Glasstöpsel, ohne Tülle, in 1 ccm 
abgetheilt, 

zwei ührgläser mit Elemme, 

eine Waage zor Bestimmnng des spezifischen Gewichtes and für feinere 
Wägungen (z. B. eine Mohr'sehe oder Westphal’sche Waage), 
ein Exsikkator, 
ein Luftbad, 
ein Siedethermometer, 
mehrere KapülarrShrehen, 

mehrere SiedekOlbchen, Bechergläser and Beagirzylinder, 
ein Mikroskop, 
ein Perkolator 

mnd vorrätbig za halten and sachgemäss in den Geschäftsräumen anfznbewabren. 

Für diejenigen Beagentien, welche in einem anderen Raum der ApoOtdee 
in gebrauehafähigem Zustande vorräthig gehalten oder welche bei Bedarf herge- 
sUlU werden, sind besondere Gefäsae nicht erforderlich. 

5. Die Stosskammer. 

§. 22. Zum Zerkleinern der Arzneimittel dient ein. besonderer, heller 
Baum, in welchem ausser einem Arbeitstische die erforderlichen Werkzenge 
(MetidlmOrser, Wiege-, Schneide- oder Stampfmesser mit Brett oder Easten 
und dergl.) ihren Platz finden. 

Die im Arzneibache geforderten Siebe sind, mit den vorgeschriebenen 
Nammern versehen, an geeignetem Platze, gegen Veranreinigang geschützt, 
aafzabewahren. 

Siebe für stark wirkende and stark riechende Mittel sind entsprechend 
za bezeichnen. 

§. 23. Alle Nebenränme, mit Ausnahme der in den §§. 18 und 20 er¬ 
wähnten, sind mit einem Arbeitstisch aasznstatten; sie sind ausser der Zeit der 
Benutzung thanlichst verschlossen za halten. 

§. 24. Sämmtliche Waagen in der OMzin, wie in den Nebenränmen, von 
1 kg Tragfähigkeit abwärts müssen ebenso wie sämmtliche Gewichte von 500 g 
abwärts präzisirt sein and den Bestimmungen der Aichordnung für das Deutsche 
Beich vom 27. Dezember 1884, der Bekanntmachung vom 27. Jali 1885 
(Beichs - Gesetzbl. 1886 S. 14 and 263) and der Behanntmachung über die 
Früfung der Waagen und Gewichte in den Apotheken vom 10. Juli 1895 ent¬ 
sprechen. 
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MU zwei Jahre sind sämmtliche in der Offizin und den Nebenräumen 
in Gebrauch befindlichen Waagen und Gewichte dem näehstliegenden KSniglichen 
Aiehungsamt zur Prüfung vorzulegen, Handelswaagen und Handelsgewichte 
dürfen auch dem näehstliegenden Gemeinde-Aiehungsamt zur Naehaichung vor- 
gelegt werden. 

Damit die Frist von zwei Jahren möglichst innegehaltin wird, soll die 
Vorlegung alle zwei Jahre in demselben Halbjahre stättfinden, in welchem die 
erste Vorlegung stattgefunden hat. 

Der Nachweis der erfolgten Verlegung wird durch die darüber von dem 
Aichungsamte auszustellende Bescheinigung geführt. 

§. 25. Oie Vorsohriften der §§. 8. 9, 11, 13, 14 and 15 gelten nach fttr 
die yorrathsräome. Ausgenommen sind die im §. 14 für Jodoformium getrof¬ 
fenen Bestimmungen. 

§. 26. In jeder Apotheke müssen Torhanden sein; 

das Arsneibneh für das Deutsche Reich, 

. die Arzneitaze, 

die reiohs- and landesgesetzlichen, sowie die reglementarischen Bestimmongen 
über das Apothekenwesen, 

die in einem .^^tenheit vereinigten auf die Apotheke bezüglichen behördlichen 
Verfügungen in Drackezemplaren oder Originalen nach dem Datum ge¬ 
ordnet and der Bescheid über die letzte amtliche Besichtigong, 

ein Qiftverkaafsbach nebst Belägen (Qütseheinen), 

wissenschaftliche Bücher für die Fortbildnng der Oehülfen und zur Aoshildung 
von Lehrlingen, 

eine Fflanzensammlong oder ein Werk mit guten Abbildungen von Pflanzen 
und Pflanzentheilen. 

Vorstdiend bezeichnete Bücher etc. und die Urkunden über die Befähi¬ 
gung, Betriebs- und Besitzberechtignng, sowie das Arbeits-Tagebuch (Elabo- 
rationsbuch), *) das Buch mit den Eintragungen über den Empfang und die Ab- 
gabe von thierischem Impfstoff und die vorhandenen Rezepte sind bei Besichti¬ 
gungen auf Erfordern vorznlegen. 

B. Betrieb. 

§. 27. In jeder Apotheke müssen die im Arzneiverzeichniss (Series 
Medicaminum) mit einem (*) bezeichneten Mittel stets vorräthig und alle vor¬ 
handenen Mittel von vorsemriftsmässiger Beschaffenheit sein. ■ 

Dieselben Waaren in verschiedener Güte zu führen, ist dem Apotheker 
nicht gestattet. 

Ausgenommen hiervon sind die lediglich zu technischen Zwecken dienenden, 
als solche unzweideutig bezeichneten Waaren. 

§. 28. Der Apotheken - Vorstand ist für die Güte aller IDttel verant- 
wortlich, gleichviel, ob er dieselben bezogen oder selbst bergestellt hat; die 
Herstellung darf nur nach Vorschrift des Arzneibuches stattfinden. 

Die selbstbereiteten Mittel sind in ein Arbeits-Tagebuch einzutragen, 
die gekauften Mittel dagegen nach den Bestimmungen des Arzneibuches vor 
Ingebrauchnahme auf Echtheit und Reinheit sorgföltig zu prüfen. 

§. 29. Der Apothekenvorstand bat fortlaufend^) die Arzneistoffe, insbe¬ 
sondere die dem Verderben oder der Zersetzung unterliegenden, sorgfältig zu 
prüfen, und erforderlichen Falles durch einwandfreie Waaren zu ersetzen. 

§. 30. Aerztliche Verordnungen (Rezepte) sind unter Beobachtung grösster 
Sauberkeit und Sorgfalt ohne Verzag auszufütaren; vom Arzte als „eifig" be¬ 
zeichnete gehen anderen Verordnungen vor. Die einzelnen Bestandtheile dürfen 
nicht abgemessen, sondern müssen abgewogen werden. 

Die zur Verarbeitung von Giften und von stark riechenden Mitteln be¬ 
stimmten Geräthe dürfen anderweitig nicht benutzt werden. 

Aerztliche Verordnungen dürfen von Lehrlingen nur unter Aufsicht des 
Vorstandes oder eines Geholfen, unter deren Verantwortlichkeit, angefertigt 
werden. 

Für die Farbe der Signataren und die Wiederholung stark wirkender 

*) Bin Waarenprüfungsbuch braucht jetzt nicht mehr vorhanden 
zu sein. 

*) Statt „mehrmals jährlich“. 
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Arzneimittel sind die Bestimmongen des Ministerialerlasses Tom 22. Juui 1896 
massgebend. 

§. 81. Die Signatar moss in deutscher Sprache deatlieb and leserlich 
enthalten: 

a. die Bezeicknung der verabfolgenden Äpoth^, 

b. den Tag der Herstellung der Arznei, 
e. die Gebrauchsanweisung. 

Gebrauchsanweisungen in fremder Sprache sind daneben zulässig. Ausser¬ 
dem müssen die verordneten Bestandtheile der Arznei und, wenn aus der Ver- 
ordnung ersichtlich, auch der Name des Kranken auf der Signatur vermerkt sein, 

§. 82. Aaf der ärstlichen Verordnang ist soglt-.ich nach der Anfertigung 
der aasgesohriebene Name des Anfertigers and baldigst^) die Taxe leserlich 
za yermerken. 

Auf ärztlichen Verordnangen, welche aas Öffentlichen oder Krankenkassen 
(Krankenversichernngsgesetz in der Fassong yom 10. April 1892, Beichs-Oesetz- 
blatt S. 879) bezahlt werden, ist die Taxe ftkr die Mittel, Arbeiten, Gefäsee etc. 
nach den Einzelpreisen anszawerfen. 

§.’ 83. Wenn der Apotheker in einer ärztlichen Verordnnng einen .Yer- 
stoss gegen die bestehenden Vorschriften oder einen Irrtham za uiden glaubt, 
so moss er darttber den verordnenden Arzt mfindlich oder in einem ver¬ 
schlossenen Briefe verständigen. Besteht der Arzt aof Anfertigung seiner 
Verordnung, so kann der Apotheker dieselbe zwar anf dessen Verantwortnng 
anfertigen, ist aber verpflichtet, dem Kreisarzt sogleich Anzeige zu machen, 
oder wenn dieser die Arznei verordnet haben sollte, die Verordnung dem Re- 
Begierungspräsidenten *) zur Prüfung durch den Regierungs- und Medizinalrath 
einznsenden. 

Ist der verordnende Arzt nicht zu erreichen, so ist bei üeberscbreitang 
der Maximaidosen die vorgesohriebene Grenze herzastellen and dem Arzte 
thonlichst bald Eenntniss davon za geben. 

Unleserlich geschriebene Verordnangen dürfen ohne Aafklärong durch 
den Arzt nicht angefertigt werden. 

Es ist nicht gestattet, für ein verschriebenes Arzneimittel ein anderes 
za verwenden. 

§. 34. Arzneien, welche nicht von approbirten Aerzten verschrieben sind, 
dürfen nar dann angefertigt werden, wenn dieselben lediglich ans solchen 
Mitteln bestehen,- welche aach im Handverkanf abgegeben werden dürfen (Min.- 
Erlass vom 22. Juni 1896.) 

§. 35. Die in den Apotheken beflndlichen ärztlichen Verordnangen dürfen 
anderen Personen, als dem verordnenden Arzte, dem Kranken and dessen 
Beanftragten oder Vertreter weder gezeigt, noch in Ur- oder Abschrift verab¬ 
folgt werden. 

§. 36. Der Verkehr mit Geheimmitteln regelt sich nach den hierüber be¬ 
stehenden Bestimmungen. *) 

§. 37. Die Ausübang der Heilknnst ist den Apothekern untersagt. Bei 
lebensgefährlichen Verletzungen, Vergiftungen oder besonders eiligen Notbföllen 
ist es dem Apotheker ansnahmsweise gestattet, Mangels rechtzeitiger ärztlicher 
Hülfe, die von ihm für zutreffend erachteten Mittel abzngeben. Er hat aber 
dafür za sorgen, dass beim Eintreffen eines Arztes diesem sofort genane IQt- 
theilong davon gemacht werde. 

Einfache, die Anwendung eines Mittels erläuternde, kurze Anweisung zu 
geben, ist gestattet. 

§. 38. Es ist den Apothekern untersagt, mit Aerzten oder anderen Per¬ 
sonen, welche sich mit der Behandlang von Krankheiten befassen, über die 
Zuwendung von Arzneiverordnangen Verträge za schliessen oder denselben dafür 


0 Statt „sogleich". 

*) Statt: „Provinzial-Medizinalkolleginm". 

') Dieselben sind noch nicht erlassen. Da nach §. 54 die Vorschriften 
vom 16. Dezember 1893 mit dem 1. März 1901 aasser Kraft getreten sind, so 
sind die daselbst über den Verkehr mit Geheimmittel nicht mehr in Geltnng 
and demgemäss z. Z. über diesen Verkehr keine gesetzlichen Be¬ 
stimmungen vorhanden. 
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Vortheile zu gew&hren, oder Arzneien anznfertigen, deren Beetandtheile durch 
erdichtete, unverständliche Ausdrücke bezeichnet sind. V 

§. 89. Nebengesohftfte dürfen Apotheker nnr mit Oenehmignng des Be- 
giernngspräsidenten, nnd zwar in besonderen, von den Apotbekenränmen ge> 
trennten and mit eigenem Eingang rersehenen Gelassen treiben. 

§. 40. Apothekern, welche ihre Apotheke ohne Gehülfen betreiben, kann 
auf ihren Antrag durch den Regierungspräsidenten widerruflich gestattet werden, 
während bestimmter Stunden sich aus der Apoth^ zu entfernen, wenn Für¬ 
sorge getroffen ist, dass im Bedarfsfälle der Apotheker innerhalb einer Stunde 
zurückgerufen werden kann. 

In Orten mit zwei oder mtkreren Apotheken, kann nach Vereinbarung 
unter den Apotheken - Vorständen mit Zustimmung des Regierungspräsidenten an 
den Sonntagen und Feiertagen abwechselnd ein Tlml der Apotheken geschlossen 
werden. 

Durch öffentliche Bekanntmachung am Ort und Aushang in der Apotheke 
ist die ertheilte Oen^migung zur allgemeinen Kenntniss zu bringen. 

§. 41. Der Apotheken - Vorstand ist verpflichtet, jede Behinderung in der 
Leitung der Apotheke, wenn sie die Dauer von 3 Tagen Übersteigt, unter Be¬ 
nennung des Vertreters dem Kreisarzt rechtzeitig anzumelden. 

Bei Abwesenheit oder Behinderung des Vorstandes bis zu 14 Tagen kann 
die Vertretung durch einen Gehülfen, bei längerer Dauer muss sie durch einen 
approbirten Apotheker ausgeübt werden. 

Kein Apotheken- Vorstand darf ohne Genehmigung des Regierungspräsi¬ 
denten länger als 3 Monate im Zusammenhang und während eines Jahres nicht 
mehr als 4 Monate in der Leitung der Apotheke vertreten werden. 

O. Personal. 

§. 42. Jeder Apotheken-Vorstand kann so viel Lehrlinge, als er Ge- 
hülfen hSlt, zur Ansbildnng annehmen. 

Wer keinen Gehülfen hält, kann einen Lehrling ansbilden, bedarf aber 
zur jedesmaligen Annahme eines solchen der Brlanbniss des Begiemngs- 
präsidenten, welche widerroflich ist. 

In Zweigapotheken dürfen Lehrlinge nicht ansgebildet oder beschäftigt 
werden. 

§. 43. Wer als Lehrling in eine Apotheke eintreten wül, hat vorher 
ein von dem znständigen Kreisarzt anf Gmnd 

1. des Zengnisses über die in Gemässheit der Bekanntmacbnng des Beiohs- 
kanslers vom 6. März 1875 §. 4 Nr. 1 erforderiiehe wissenschaftliche 
Vorbildung, 

2. des Beraccinationsscheines, 

8. des selbstgeschriebenen Lebenslaufes 

ausgestelltes Zalassnngszeugniss dem Apotheken-Vorstande yorzulegen. Ans 
dem Zengniss muss auch der Tag des Eintritts in die Apotheke ersichtlich sein. 

Ohne dieses Zengniss darf kein Apotheken-Vorstand 
einen Lehrling annehmen. 

§. 44. Der Apotheken • Vorstand ist für die saebgemässe Ansbildnng des 
Lehrlings verantwortlich. Er hat für die erforderlichen Lehrmittel zu sorgen, 
dem Lehrling hinreichend geschäftsfreie Zeit znm Stndinm, im Sommer zum 
Sammeln von Pflanzen, za gewähren, die Anlegung nnd Ordnung der Pflanzen- 
sammlnng za überwachen, sowie selbst oder durch einen Gehülfen den Lehrling 
in den praktischen Arbeiten za nnterweisen nnd für die Eintragung des Ver¬ 
laufes dieser Arbeiten in das Arbeitsbach Sorge za tragen. 

§. 45. Einem Apotheken-Vorstand, welcher seine Pflichten als Lehrberr 
nicht erfüllt oder sich anderweitig in sachlicher oder sittlicher Beziehnng unzu¬ 
verlässig erweist, kann die Befagniss, Lehrlinge ansznbilden, durch den Be- 
gierangspräsidenten anf Zeit oder dauernd entzogen werden. 

§. 46. Die Aosbildang des Lehrlings untersteht der Anfbicht des zn¬ 
ständigen Kreisarztes, welcher alljährlich gelegentlich der vorgesebriebenen 
Apothekenmasterung sich von den Kenntnissen nnd Fortschritten der Lehrlinge 
zu überzeugen hat. Zn dem Zwecke hat er auch die Pflanzensammlnng, sowie 


Statt: „deren Inhalt durch für Sachverständige nnverztändliehe Aus¬ 
drücke, Zeichen n. s. w. angegeben ist." 
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das Arbeitsbuch derselben na besichtigen und die Handschriften aal ihre Deut¬ 
lichkeit zu prüfen. 

Die über den gesammten Vorgang aufzunehmende Verhandlung wird von 
dem Kreisarzt und dem Lehrherrn unterschrieben, bei günstigem Ergebniss der 
kreisärztlichen Registratur einverleibt, im entgegengesetzten Falle aber dem 
Regierungspräsidenten eingereicht. 

§. 47. Ueber die Prüfung als Gehttlfe und die weitere Ausbildung zum 
Apotheker enthalten die Bekanntmachungen des Reichskanzlers vom 5. März 
und 13. Norember 1875 (Zentralblatt für das Deutsche Reich 1875 S. 167 und 
761) die näheren Bestimmungen. 

Apothekergehttlfen, welche diesen Bestimmungen nicht genügt haben, 
dürfen in Apotheken nicht thätig sein. Ausnahmen sind in Gemässheit der 
Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 12. Februar 1902 (Zentralblatt für das 
Deu sehe Reich, 1902, S. 23) zulässig. 

§. 48. Der Apotheken - Vorstand ist verpflichtet, jeden Eintritt und Aus¬ 
tritt eines Lehrlings, sowie den Eintritt und den Abgang jedes Gehttlfen unter 
Beifügung des Gehttlfenzeugnisses oder der Approbation, und bei der Entlassung 
des Butlassuagszeugnisses behufs amtlicher Beglaubigung desselben, dem Kreis¬ 
arzt binnen 8 Tagen nach dem Eintritt oder beim Abgang anzuzeigen. Das 
Entlassungszeugniss muss eine entsprechende Erklärung enthalten, wenn die Be¬ 
schäftigung des Gehülfen in der Apotheke nur eine aushülfsweise, auf Tage oder 
Stunden beschränkte, war. 

Anderes, als das bei dem Kreisarzt angemeldete Personal darf in den 
Apotheken nicht beschäftigt werden. 

D. Zweig-, Krankenhaus- und ftrztliohe Haus-Apotheken. 

§. 49. Für eine Zweig-, wie für eine Krankenhaus-Apotheke genügt 
eine vorschriftsmässig, entsprechend den Örtlichen Verhältnissen eingerichtete 
Offizin mit einem Vorrathsraum, in welchem auch kleinere Arbeiten vorge¬ 
nommen werden können. 

§. 50. Sämmtliche Arzneimittel einer Zweigapotheke müssen aus der 
Stammapotheke bezogen werden, deren Vorstand für die Beschaffenheit und 
Güte der Arzneimittel der Zweigapotheke verantwortlich bleibt. 

Für Krankenhaus-Apotheken, in welchen kein approbirter Apotheker 
thätig ist, sowie für die ärztlichen Hausapotheken müssen sämmtliche Arznei¬ 
mittel aus einer Apotheke im Deutschen Reich entnommen werden. 

§. 51. Für ärztliche Hausapotheken ist in einem besonderen tageshellen, 
nur für diesen Zweck zu verwendenden Raume ein versehliessbarer Schrank mit 
Fächern und Schiebekästen aufzustellen, welche die vorschriftsmässige Absonde¬ 
rung der sehr vorsichtig aufzubewahrenden Mittel ermöglichen; ausserdem 
müssen sich hier befinden: das erforderliche Arbeitsgeräth an präzisirten Waagen 
und Gewichten, Mörsern etc., ein Arbeitstisch mit Schiebekästen, sowie ein 
Handdampfkocher mit Zinn- und Porzellan-Infundirbüchse. 

Ebenso müssen das Arzneibuch, die Arzneitaxe, die Bestimmungen über 
Hausapotheken, das Belagbach über den Einkauf der Arzneimittel und ein 
Tagebuch zum Einträgen der Verordnungen nebst deren Taxpreisen, sowie die 
Genehmigung zum Halten einer Hausapotheke und die Apotheken-Betriebs¬ 
ordnung vorhanden sein. 

Die Genehmigung zur Einrichtung einer Krankenhaus-Apotheke, sowie 
zum Halten einer ärztlichen Hausapotheke wird von dem Regierungspräsidenten 
auf Antrag nach Prüfung der Verhältnisse widerruflich ertheilt; derselbe stellt 
nach Anhörung des Regierangs- und Medizinalraths das Verzeichniss der für 
eine ärztliche Hausapotheke zulässigen Arzneimittel fest. Die Entscheidung 
über die in einer Krankenhaus-Apotheke vorräthig zu haltenden Arzneimittel 
ist dem Vorstande des Krankenhauses Überlassen. 

B. Homöopathlsobie Apotheken und Arntlicli homöopathisclie 

Hausapotheken. 

§. 52. Wenn in Verbindung mit einer Apotheke homöopathische Mittel 
in einem Schrank vorräthig gehalten werden, so ist derselbe in einem besonderen, 
gut belichteten Baume ai^zuBtellen. 
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Handelt es sieh nach dem Brmessen des Begiernngspräsidenten um eine 
vollständige homöopathische Apotheke, so mnss dieselbe in einem nar für 
diesen Zweck za verwendenden hellen Banme ordnnngsmässig eingerichtet sein. 

Die ürstoffe and Urtinktnren, sowie Verreibangen and Yerdünnougen 
bis einschliesslich der dritten Dezimal-Votmz müssen nach Masgabe der Be- 
stimmangen des Arzneibaches über milde and vorsichtig anfzabewahrende Mittel 
(Tab. C) von einander getrennt aafgestellt, die Gifte (Tab. £) mit Giftwaage 
and Löffel in einem verschlossen za haltenden, als solches bezeichneten Gift- 
behältniss verwahrt werden; aach mnss ein mit der Aafschrift „Gift“ oder 
„Tab. B“ oder „Venena“ bezeichneter Mörser vorhanden sein. Die Bezeichnong 
der Staadgefässe onterUegt den Bestimmongen des Ministerial - Erlasses vom 
22. Juni 1896, 

Ein Arbeitstisch, Dispensirgeräthe and ein homöopathisches Arzneibuch 
müssen vorhanden sein. 

Die ärztlichen homöopathischen Haasapotheken müssen ebenfalls in 
einem lediglich diesem Zwecke dienenden, gnt belichteten Baome aafgestellt 
sein. Ein homöopathisches Arzneibach, die Arzneitaxe and die gesetzlichen 
Bestimmongen über homöopathische Haasapotheken, sowie die ärztliche Appro¬ 
bation and die Genehmigung znm Halten einer homöopathischen Hausapotheke 
müssen vorhanden sein. Der Arzt hat in seinem Branken-Tagebach ent¬ 
sprechende Vermerke über Menge, Inhalt and Taxpreise der abgegebenen Mittel 
zu machen. 

SoUttssbestlminnngeii. 

§. 53. Die Befognisse, welche in diesen Vorschriften dem Begierongs- 
präsidenten zngewiesen sind, werden innerhalb des der Zuständigkeit des Poli¬ 
zeipräsidenten za Berlin anterstellten Bezirks von dem Letzteren aasgeübt. 

§. 54. Die vorstehende Betriebsordnung tritt mit dem 1. März 1902 in 
Kraft. Mit demselben Tage treten die Vorschriften über Einrichtung und Be¬ 
trieb der Apotheken, Zweig- (Filial-) Apotheken, Krankenhaus - Apotheken, 
(Dispensiranstalten) und ärztlichen Hausapotheken, sowie die Anweisung zur 
amtlichen Besichtigung der Apotheken vom 16. Dezember 1893 ausser Kraft. 

Anweisung für die amtliolie Besichtigung der Apotheken. 

Allgemeines. 

§. 1. Jede Apotheke, Zweig-, Elrankenhans- wie ärztliche Hausapotheke 
ist innerhalb dreier Jahre mindestens einer amtlichen, vorher geheim za 
haltenden Besichtigung in unregelmässigen Zwischenfristen, jede neu er¬ 
richtete Apotheke vor, jede verlegte nach der Eröffnung des Betriebes möglichst 
bald, nachdem die Fertigstellung der Einrichtung dem Begiernngspräsidenten 
angezeigt ist, einer amtlichen Besichtigung za unterziehen. 

§. 2. Die Besichtigung wird von Bevollmächtigten des Begierongsprä- 
sidenten, nämlich dem zuständigen Begiernngs- and Medizinalrathe, welcher 
ausnahmsweise durch einen Kreisarzt vertreten werden kann, and mindestens 
einem für diesen Zweck and anf die Geheimhaltung des Besichtignngs- 
termins. verpflichteten Apothekenbesitzers ansgeführt. 

§. 3. Beim Aasscheiden eines der zar Zeit thätigen pharmazeutischen 
Bevollmächtigten fordert der Begiernngspräsident den Vorstand der Apotheker¬ 
kammer auf, nach Anhörung der Apothekenbesitzer des Regierungsbezirkes, 
drei bis fünf Apotheker des Bezirkes zar Aaswahl eines oder mehrerer phar¬ 
mazeutischen Bevollmächtigten binnen einer Ausschlnssfrist in Vorschlag za 
bringen. Werden sämmtliche Vorschläge beanstandet, so ist die Anffordemng 
zn wiederholen; werden auch die neuen Vorschläge verworfen, so bestimmt der 
Begierangspräsident nach Anhörung des Begiernngs- und Medizinalraths die 
Bevollmächtigten. ‘) 

Als pharmazeatische Bevollmächtigte sind nur Apothekenbesitzer zaza- 
ziehen, deren Apotheke sich daaernd in gutem Zustande befindet. 

Mit Genehmigong des Ministers der Medizinalangelegenheiten kann 


*) Die frühere Bestimmnng, wonach der bei dem Provinzial-Medizinal- 
kollegiam angestellte pharmazeatische Assessor ex officio pharmazeutischer 
Bevollmächtigter für den betreffenden Begierungsbezirk war, ist fortgefallen. 
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nanahmtwelae ein frflherer Apothekenbesitier ala pharaazentiseher BeTollmloh- 
tigter bernfen werden. 

§. 4. Die Berollmiehtigten bilden eine Kommiaaion and bandeln ge- 
meinaehafflieh onter gleicher Verantwortlichkeit für jeden Einzelbefnnd. 

|. 5. Bin Beaiohtigangaplan fttr daa Jahr wird nicht Torweg anf- 
geatellt. 

Der Begierangepräaident ertheilt dem Begiemnga« and Medizinalrath 
sor Vornahme der Apothekenbeaichtigangen eine aohriltliehe Brmbchtigong für 
den dreijährigen oder einen längeren Zeitranm. Der Begieranga- and Medi- 
linalrath iat für die Erledigung aller Beaichtigangen innerhalb dreier Jahre 
Terantwortlioh. 

Nahe bei einander gelegene Apotheken dürfen nicht in nnmittelbarer 
Beihenfolge beeiebtigt werden. 

§. 6. Der Kreisarzt and der Apothekenbeaitaer dürfen an ihrem Wohn¬ 
ort keine Beaichtigang anafübren, nur in Städten mit mehr ala 100000 
Einwohnern kOnnen die Beaichtigangen dem Ereiaarzt übertragen werden; 
nach darf ein dort anaäaaiger Apothekenbeaitaer ala pharmaaeatiacher Beroll- 
mäobtigter mitwirken, jedoch nicht bei der Beaichtigang der aeiner eigenen 
Apotheke aanächat belegenen Apotheke. 

§. 7. Za jeder Beaichtigang ist der anatändige rertranlich 

einanladen; er hat, falla nicht triftige Gründe ihn hindern, an eracheinen, wenn 
eine Apotheke an aeinem Wohnorte beaichtigt wird.*) 

Die Beaichtigang. 

§. 8. Die Beaichtigang aoU in der Begel bei Tagealicht nicht Tor 8 Uhr 
Vormittage atattfinden and mit einem knreen Bandgsnge durch aämmtliche 
Geaebäftsräame beginnen, damit die BeTollmäcbtigten Gelegenheit haben, an- 
näebat einen allgemeinen Ueberbliok über die Geachäftafübrong in den ein¬ 
zelnen Bäumen, inabeaondere betrefia der Ordnung und Sauberkeit an gewinnen 
and etwaige Betriebaunregelmäaaigkeiten feataoatellen. 

§. 9. In demjenigen Banme, in welchem beim Bnndgange Vorachrifta- 
widrigkeiten bemerkt worden aind, beginnt nach beendetem Bandgange die 
eingehende Beaichtigang, aonat in der Offiain. 

Hier, wie in allen Vorratbaränmen müaaen die Arzneimittel, welche 
einer chemiai'hen oder phyaikaliacben Prüfung nicht unterliegen, genau nach 
ihrem ainnlich wahrnehmbaren Bigenachaften auf ihre Güte und Brauchbarkeit 
geprüft, die unbrauchbaren auageachieden, and, aoweit aie nicht durch Umar¬ 
beiten wieder brauchbar gemacht werden kOnnen, unter Znatimmung dea Apo¬ 
theken-Voratandea aofort in Gegenwart der BeyoUmächtigten yemichtet 
werden. 

Falle der Apotheken-Voratand Einepmeh gegen die Beanatandnng einer 
Waare erhebt, iat dieaelbe onter Dienataiegel dea beyollmäcbtigten Eediainal- 
beamten’) und Priyataiegel dea Apotheken-Voratandea dem Begierongapräaidenten 
zar Entacheidung zu überreichen. 

Mit yorachriftawidrig yorräthig gehaltenen Araneizubereitungen iat in 
gleicher Weiae zu yerfabren. 

§. 10. Daa Umarbeitea von Arzneimitteln, welche wieder branchbar 
gemacht werden kOnnen, iat thunlichat während der Anweaenheit der BeyoU- 
mächtigten yorzunehmen. 

Wenn aioh daa aofortige Umarbeiten ala nicht anaführbar erweiat, ao iat 
Vorsorge zu treffen, dasa ein Verkauf oder Verbrauch der als anbranchbar 
aasgeschiedenen Waaren auageschloasen wird. 

Minderwerthige Waaren dürfen, abgesehen yon den lediglich za tech¬ 
nischen Zwecken dienenden, nicht geduldet werden. 

§. 11. Die Beaichtigang erfolgt nach Masagabe der Vorschriften der 
Apotheken-Betriebsordnung; dabei ist aber in jedem Falle den besonderen') 
Verhältnissen entsprediend Beohnong za tragen. 


') Die früher yorgesohriebene Benachriebtigung der Ortspolizei- 
behürde n. s. w. iat nicht mehr nöthig. 

*) Statt „beamteten BeyoUmächtigten“. 

^ Statt „örtUchen“. 
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|. 12. ln jeder Apotheke mttesen') gefordert werden: 
tadellose Armeimittel, 

Ordnung nnd Sauberkeit. 

§. 18. Besondere Anfmerksamkeit ist den nur Aufbewahrung Ton flber- 
sohiessenden Vorrftthen bestimmten Bäumen nnd Behältnissen an widmen; aneh 
diese müssen ordentlich gehalten sein. 

14. Der bevollmächtigte Medizinalbeamte prüft die Bescheinigungen 
über die Biehtigkeit der Waagen nnd Gewichte, die Taxirung von mindestens 
zehn herausgegriffenen ärztlichen Verordnungen, die Personalien des Apotheken* 
Vorstandes, der Gehülfen nnd der Lehrlinge und nimmt die Verhandlong über 
die Besichtigung nach dem beigefflgten Muster (Anlage I) auf, welchem weitere 
Bemerkungen der Bevollmächtigten, soweit erforderlich, binznznfügen sinÄ 

Der pharmazeutische Bevollmächtigte führt die chemische nnd pbysika* 
lisehe Prüfung der dazu geeigneten, im Arzneiverzeichniss mit einem Stern 
bezeiehneten, sowie auch anderer yorräthiger, namentlich solcher Mittel, welche 
erfahrnngsmässig oft geftlscht werden oder yerderben, nach Vorschrift des 
Arzneibuches ans. 

Beanstandungen werden in die Verhandlungen eingetragen. 

§. 15. Der Apotheken-Vorstand hat folgende Bücher nnd Papiere auf 
Erfordern yorzulegen: 

1. das Arzneibuch für das Deutsche Beieh, 

2. die Arznei-Taxe nnd die yorhandenen ärztlichen Verordnungen des lau¬ 
fenden Jahres, 

8. die reichs' und landesgesetzlichen, sowie die reglementarischen Bestim¬ 
mungen über das Apothekenwesen, 

4. die in einem Aktenhefte yereinigten, auf die Apotheke bezüglichen behörd¬ 
lichen Verfügungen in Drnckexemplaren oder (Originalen nach dem Datum 
geordnet nnd den Beseheid über die letzte amtliche Besichtigung, 

5. die aiehamtlichen Bescheinigungen über die Nachprüfung der Waagen und 
Gewichte, 

6. die Urkunden über die Betriebs- nnd Besitzberechtignng, 

7. die Approbation nnd den Vereidignngsnaohweis, 

8. das Arbeite-Tagebuch, 

9. das Gift-Verkanfsbnch nebst den Belägen (Giftecheine), 

10. da» über den Empfang und die Abgabe von fhierischem Impfstoff geführte 
Buch, 

11. die yorhandenen Unterrichtsmittel, einschliesslich einer Pflanzensammlnng 
oder guter Abbildnngen yon Pflanzen. 

§. 16. Approbirte Gehülfen haben ihre Approbation, nicht approbirte 
ihr Gehülfen- und sonstigen Zeugnisse, Lehrlinge ihr amtsärztliches Znlassnngs- 
zengniss nebst den Nachweis über die yorgeschriebene wissenschaftliche Vor¬ 
bildung (Bekanntmachung des Beichskanzlers yom 5. März 1875, g. 4, Ziff. 1, 
eine selbst zusammengestellte Pflanzensammlnng *), das Arbeitsbuch nnd die 
eigenen wissenschaftlichen Bücher yorzulegen. 

Lehrlinge sind in der Botanik, Chemie, Physik, Pharmakognosie nnd 
(Jesetzesknnde der Dauer der Lehrzeit entsprechend zn prüfen und, falls sie 
eine undeutliche Handschrift haben, auf die Veryollkommnnng derselben auf¬ 
merksam zn machen. 

§. 17. Der Apotheken-Vorstand und dessen Geschäftspersonal sind yer- 
pflichtet, den Bevollmä« htigten bereitwillig entgegen zn kommen und berech¬ 
tigten Forderungen derselben zn entsprechen. 

§. 18. Die Verhandlung (§. 14) ist nach Vor- oder Dnrchlesnng yon den 
Beyollmächtigten nnd dem Apotheken - Vorstand, sowie yon dem etwa anwe¬ 
senden Kreisarzt zu yollziehen.*) 

Einwendungen des Apotheken-Vorstandes gegen Inhalt oder Wortlaut 
der Verhandlung sind nebst der Begründung yor der Vollziehung yon den Be- 
yollmächtisten anfzunebmen. 

§. 19. Bin Verzeichniss der beanstandeten Arzneimittel ist dem Apo- 


*) Hier ist das Wort „unnachsichtlieh" gestrichen. 

*) Ein eigenes Arzneibuch braucht der Lehrling nicht mehr yorzulegen. 
Die früher yorgeschriebene Mitwirkung der Ortspolizeibehürde ist ent¬ 
sprechend §. 7 in Fortf^ gekommen. 
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theken* Vorstand mit der Weisung zu hinterlassen, die nnbranchbaren Waaren 
nnyerzQglich ans dem Geschäft zn entfernen. 

Handelt es sich um unwesentliche Mängel, welche bereits während der 
Besichtigung beseitigt sind, so ist die Erledigung in der Verhandlung zu yer- 
meiken. 

§. 20. Der Begierungspräsident erlässt auf Grund der Verhandlung mit 
thualichster Beschleunigung einen Bescheid und ertheilt dem oder den phar¬ 
mazeutischen Beyollmächtigten Abschrift desselben. Soweit es sich um die 
Abstellung yorgefundener Mängel handelt, ist diese innerhalb einer bestimmten 
Frist dem Apothekenyorstande aufzugeben. 

§. 21. Die Vorstände der betheiligteu Apotheken haben nach Ablauf 
der gestellten Frist über die Erledigung jeder einzelnen Beanstandung an 
den Begierungspräsidenten durch Vermittlung des Kreisarztes zn berichten. 

Die Erledigung der Bescheide ist yon dem zuständigen Kreisarzt, und 
zwar für Apotheken seines Wohnortes alsbald, für die übrigen Apotheken des 
Bezirks gelegentlich anderweiter dienstlicher Thätigkeit an dem betreffenden 
Ort oder bei der Jahresmnsterung (§. 28) zn überwachen. 

§. 22. Im Allgemeinen ist jede Besichtigung an einem Tage mit acht 
Arbeitsstunden anszuführen. Für die Besichtigung grosser Apotheken und beim 
Vorliegen zahlreicher oder grober Unregelmässigkeiten sind zwei Tage zulässig. 

§. 23. Bei groben Unregelmässigkeiten können yom Begiemngspräsi- 
denten Nachbesichtigungen auf Kosten des Apotheken-Vorstandes so lange an¬ 
geordnet werden, bis der ordnnngsmässige Zustand hergestellt ist. 

Ueber die Nachbesichtigung*) ist eine yollständige Verhandlung aufzu- 
nehmen, ans welcher heryorgehien muss, dass auch diese neben der Abstellung 
der bei der ersten Besichtigung erhobenen Beanstandungen den Gesammtbetrieb 
im Auge gehabt hat. 

Nachbesichtignngen müssen in der Begel drei Monate nach Erlass des 
Bescheides ausgefttbrt werden. 

§. 24. Die Kosten für die Besichtigung fallen der Staatskasse zur Last; 
die für Nachbesichtignngen im Falle des §. 23 erwachsenden Kosten trägt der 
Apotheken - Vorstand. 

Wenn der mangelhafte Zustand einer Apotheke nicht auf die Nachlässig¬ 
keit des Vorstandes, sondern nur auf ungünstige Verhältnisse, z. B. längere 
Krankheit, Mittellosigkeit, zurückznführen ist, so sind die Kosten für die Nach* 
besichtignng auf die Staatskasse zn übernehmen. 

§. 25. Für die Besichtignng der Krankenhaus- und ärztlichen Hausapo¬ 
theken sind die §§. 49 bis 51 der Apotheken - Betriebsordnung massgebend. 

Die Bevollmächtigten müssen die Genehmignngsurkunde, die Approbation 
oder den Befähigungsnachweis des Betriebsleiters, das Kranken - Tagebuch und 
das Beiagbnch über die Herkunft der Arzneimittel, sowie das Deutsche Arznei¬ 
buch und die Arzneitaxe, diese jedoch nur in ärztlichen Hausapotheken, ein- 
sehen und prüfen, ob in letzteren die Bestimmungen über Abgabe und Preise 
der Arzneimittel innegehalten sind. 

Auf Zweigapotheken finden die Bestimmungen über die Apotheken ent¬ 
sprechende Anwendung. 

§. 26. Homöopathische Abtheilungen in Apotheken, sowie ärztliche ho¬ 
möopathische Hausapotoeken werden auf Grund der bestehenden Vorschriften 
und gemäss §. 52 der Apotheken-Betriebs-Ordnung besichtigt. 

§. 27. Soweit möglich, haben die Bevollmächtigten auch Drogenhand- 
Inngen, welche an demselben Ort sich befinden, wie die besichtigten Apotheken, 
nach den darüber bestehenden Vorschriften zn besichtigen. 

§. 28. Der Kreisarzt bat alle Apotheken seines Bezirks einmal jährlich, 
soweit thnnlich gelegentlich anderweiter Dienstreisen, ausserordentlich und 
unangemeldet zu besuchen und namentlich hinsichtlich der Ordnung und der 
Sauberkeit in den Bäumen, wie an und in den Arzneibehältnissen und Arbeits- 
geräthen, aber nur im Allgemeinen zn mustern, ungünstige Befunde 
sowie zn seiner Kenntniss gelangende Unregelmässigkeiten im Geschäftsbetriebe 
dem Begierungspräsidenten anznzeigen. 


*) Die Bestimmung, wonach jede Nacbbesichtigung von zwei, und zwar 
einem beamteten und einem pharmazeutischen Bevollmächtigten yorznnehmen 
war, ist als überflüssig nicht wieder anfgenommen worden. 
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Bei dieser Mnstemng sind etwa vorhandene Lehrlinge nach Vorschrift 
ZQ prüfen. 

§. 29. Bis 31. Januar des folgenden Jahres erstattet der Regierangs- 
und Medizinalrath einen eingehenden Bericht Uber die Ergebnisse der im Vor¬ 
jahre bewirkten Besichtigungen an den Begiernngspräsidenten, welcher den¬ 
selben in beglaubigter Abschrift mit einem VerzeicLniss der besichtigten Apo¬ 
theken und Drogenhandlangen nach beigehendem Master (Anlage II) kurzer 
Hand, eventuell mittels fieischrift dem Ministerder Medizinal-Angelegenheiten 
spätestens bis zum 1. März einreicht; die Verhandlungen werden dem Berichte 
nur auf Erfordern beigefUgt. 

Nach Ablauf des dreijährigen Umlaufs hat der Begierungs- und Medi¬ 
zinalrath in dem Jahresberichte die Erklärung abzugeben, dass sämmtliche 
Apotheken des Begierungsbezirks besichtigt worden sind; dabei ist das etwaige 
Unterbleiben einzelner Besichtigungen näher zu begründen. 

Schiassbestimmungen. 

§. 30. Zuwiderhandlungen der Apotheker gegen vorstehende Anweisung 
werden nach den bestehenden Bestimmungen bestraft. 

Im Uebrigen hat der Begierungspräsident seine Anordnungen erforder¬ 
lichenfalls gemäss §. 132 ff. des Landesverwaltnngs - Geretzes vom 30. Juli 1883 
(Gtesetz-S. S. 228) im Zwangswege zur Durchführung zu bringen. 

§. 31. Dia Befugnisse^ welche in dieser Anweisung dem Begierungsprä- 
sidenten zugewiesen sind, werden innerhalb des der Zuständigkeit des Polizei¬ 
präsidenten zu Berlin unterstellten Bezirks von dem Letzteren aasgeübt. 


Kreis: 

Besichtigung 

der.’schen Apotheke 


zum. 

Strasse Nr. . . 

Verfügung vom . . 

. . . . 190 . 

Als Bevollmächtigte sind 

anwesend: 

Begierungs- und 

Dr.. 

Apothekenbesitzer . 

Medizinalrath 


ausserdem: 

Kreisarzt: . . , Dr. 


Anlage I 

SU §. 14 der Anweisung. 
Verhandelt 

.am . . ten . . . . 190. 

von . . Uhr . . . Mittags ab. 


L Allgemeines. 

1. Betriebsberechtigang eto. 

Die Apotheke ist auf Grund de.. 

d. d. . . ten. 

. . . . crtheilten und vorgelegten 
Privilegium — Konzession — ange¬ 
legt und laut Kaufvertrag vom .. ten 

.gegenwärtig 

im Besitze. 


Anmerkung. Nicht zutreffende 
Worte und Sätze sind zu streichen. 


Die Genehmigung zum Eortbetriebe 

ist unter dem . . ten. 

ertheilt worden. 

Herr. ist 

unter uem . . ten. 

als Apotheker approbirt und am . . ten 
.vereidet worden, be¬ 
kleidet das Amt eines. 


%. Gesohäftsbttoher, Xiebr- und Unterriohtsmlttel. 
Bezepttaxe etc. 

Die revidirte Apothekerordnung^), das geltende Arzneibuch für das Deutsche 
Beich und die geltende Arzneitaxe, die auf die Apotheke bezüglichen, ordnungs- 


Statt "Funktionen“. 

*) Das Medizinaledikt braucht nicht mehr vorgelegt zu werden. 
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mässig gehefteten neuesten behördlichen 'Verfflgnngen nebst den Besichtignngs- 
bescheiden, das mit nnmmerirten Qiftscheinen belegte, TorschriftBrnSssig einge¬ 
richtete and gefflhrte Oiftbuch, das Bach Ober Taberkniinverkanf, der Nach¬ 
weis über Empfang und Abgabe von thierischem Impfstoff and das Arbeits- 
Tagebaob‘), sowie eine Pflanzensammlong and mehrere zar Fortbildung von Ge¬ 
holfen and Lehrlingen geeignete fachwissenscbaftliche Werke werden yorge- 

legt. Za erinnern ist:. 

Die letzte, am . . ten.190 . aosgefhhrte Besichti- 

gang hatte ein.Brgebniss^). 

.Die Hftngel sind: . . 


Die vorhandenen Bezepte finden sich. 

richtig.taxirt and waren stets mit dem aasgeschriebenen Namen 

des Btfzeptarios bezeichnet. Laxasgefässe sind vorschriftswidrig. 

.abgegeben. Vorschriftswidrige Abgabe oder Wiederholungen stark 

wirkender Arzneien (Uinisteried-Erlass vom 22. Juni 1896. Min.-Blatt fttr die 

innere Verwaltung S. 128) fanden sich. 

. . . vor. 

Als Nebengesch&ft wird mit Genehmigung des Begierongsprfisidenten 

— Polizeipräsidenten — vom . . ten. • 

.betrieben. 

8. Das Personal der Apotheke 

besteht aas . . Gehtllfen und . . Lehrlingen. 


a. Geholfen. 

1. Der Apotheker.legt 

seine Approbation d. d.den . . ten 

.vor, ist am.vereidigt. 

2. Der Apotheker .legt 

seine Approbation d. d.den . . ten 

.vor, ist am.vereidigt. 

1. Der GebOlfe. 

. . Jahre alt, hat die GehOlfenprflfang za. 


2. Der GehOlfe 


. . Jahre alt, hat die GehOlfenprOfang vor der PrOfongsbehOrde za... . 
.unter dem . . ten.bestanden.*) 

3. Der GehOlfe. 

. . Jahre alt, hat die GehOlfenprOfang vor der PrOfongsbehOrde zu ... 
.unter dem . . ten.bestanden.*) 

b. Lehrlinge. 

Die Genehmigung zur Ansbildnng eines Lehrlings ohne Annahme eines 
Geholfen ist unter dem . . ten.ertheilt. 

1. Der Lehrling. 

. . Jahre alt, fOhrte den Nachweis der vorgesohriebenen wissenschaftlichen 
Beffthigang durch Vorlegung des Abgangszeugnisses nach . . . jährigem Besuche 

der Sekunda de.nach Haasgabe der 

Bestimmung des §. 4, Ziff. 1 der Bekanntmachung vom 6. März 1875, betr. 
die Prüfung der Apotheker, zur Entlassung für den einjährigen Dienst berech¬ 
tigten .zu.. auf Grund dessen er von 

dem Kreisarzt .. Dr..unter dem 

.als Apothekerlehrling zagelassen und seit 

deiU . . ten.190 . in hiesiger Apotheke dauernd thätig 

gewesen ist. 


0 Ein WaarenprOfungsbuoh ist nicht mehr erforderlich. 

*) Das Ergebniss ist nur im Allgemeinen anzugeben, ebenso die Beseiti¬ 
gung der Mängel, falls nicht einzelne derselben unerledigt geblieben sind. 

*) Fortgefallen ist hier der frühere Zusatz Ober die Zeit des Eintritts 
in die jetzige Stelle. 
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Derselbe besitat ein Arbeits-Tagebnch') and Anfinge eines Ton ibm ge¬ 
sammelten Herbarinm, welche nach Inhalt and Umfang der Daner der Lehrzeit 
entsprechen. Zu erinnern ist. 


Br zeigt in der pharmazeatischen Chemie nnd Physik., 

in der Botanik nnd Waarenkonde.Kenntnisse. 


Seine Handschrift ist . . . leserlich; dorch den Kreisarzt hat inzwischen 
am . . ten.eine Ptttfang stattgefonden. 

2. Der Lehrling... 

. . Jahre alt, führte den Nachweis der yorgeschriebenen wissenschaftlichen 
Beflhigang darch Vorlegung des Abgangszeugnisses nach . . jährigem Besuche 
der Sekunda de . nach Massg^abe der Bestimmang des §. 4, Ziff. 1 der Bekannt¬ 
macbang vom 5. März 1875, betr. die Prüfung der Apotheker, zur Entlassung 

für den einjährigen Dienst berechtigten. 

zu.. auf Orund dessen er von dem Kreisarzt .... Dr. 

.unter dem . ..als Apotheker¬ 
lehrling zagelassen und seit dem . . ten.190 . in hiesiger 

Apotheke thätig ist. Derselbe besitzt ein Arbeite-Tagebuch') nnd Anfänge 
eines von ihm gesammelten Herbarium, welche nach Inhalt und Umfang der 
Dauer der Lehrzeit entsprechen. 

Zu erinnern ist:. 


Er zeigt in der pharmazeutischen Chemie und in der Physik 


in der Botanik und Waarenkunde.Kenntnisse . . . . 

..Seine Handschrift ist.leserlich; 

durch den Kreisarzt fand inzwischen eine Prüfung am.190. 

statt. 


II. Die Apotheken-Bänmliolikeiteii. 

1. Die Offizin 

ist baulich seit der letzten Besichtigung nicht verändert, zu ebener Erde ge¬ 
legen, unmittelbar von der Strasse — vom Hausflur zugängig — mit Expedi¬ 
tionsfenster versehen, . . . m lang, . . . m breit, . . . m hoch*), mit 

.Wänden versehen, wird durch . . Fenster und eine 

Qlasscheibenthür erleuchtet, ist heizbar. 

trocken, unterkellert, mit Nachtglocke und Uhr aasgestattet. 

Der Bezeptirtisch steht am Fenster, ist. 

beleuchtet, vom Handverkaufstisch durch. 

getrennt. Seine mit Wachstuch überzogene, polirte. 

. . . . lange Platte — ans Marmor —. 

.ist gegen den für das Publikum bestimmten 

Warteraum durch eine.Ein¬ 

fassung bewehrt, welche zur Aufnahme der bei der Bezeptur gangbarsten 

Mittel eingerichtet ist. Auf der Platte stehen . .. 

.... Tarir Waagen nebst vorschriftsmässigen Gewichten bis auf 0,01 herab. 

Daneben hängen . 

feine Handwaagen mit Schalen von Horn, Hartgummi, Silber, Porzellan . . . 

.Ausserdem sind noch 

Tarir- nnd Handwaagen für den Handverkauf sowie . . . bezeichnete 
Waagen für die sehr vorsichtig anfznbewahrenden Mittel, Tab. B des Arznei¬ 
buchs, für Morphinum, Jodoformium. 

.vorhanden. 

Sämmtliche Waagen und Gewichte der Offlzin nnd der Nebenränme sind 
innerhalb zweijähriger Fristen durch das Königliche Aichnngeamt in ... . 
.der vorgeschriebenen Nachprüfung unterzogen. Die Prüfungs- 


') Eigenes Arzneibuch nicht mehr erforderlich. 

*) Masse sind nur bei Neueinrichtungen und nach baulichen Aenderungen 
anzngeben. 
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Mheiae sowie Naehweisuig Aber die Neabesehaibuig tob . . 

.Waagen and. 

.Gewichten werden Torgelegt. 

Za erinnern ist. 


Ein Spttlapparat mit fliessendem Wasser ist in der Nähe des Bezeptirsisches 
vorhanden. 

Vorschriftswidrige Salz- oder BxtraktlOsongen, Abkochnngen, Aofgtlsse 
etc., abgetheilte Paiver für die Rezeptur, insbesondere von Eorphinnm oder 
Calomel, zosammengepresste Arzneimittel, welche Arzneistofle der Tabelle B 
oder C des Arzneibnohs enthalten, aasgenommen solche mit einem Gehalt von 


.üofte'inam oder.Santoninom fanden 

sieh vor . . . and worden vemiehtet.OJ 

Die Waarengestelle 

nebst etwa vorhandenen Schranken sind von.Beschaffenheit, mit 

Foomirang and Schnitzerei versehen. 

.Oel- 


farbe gestrichen und in zwei AbtheUnngen getheilt, deren nntere mehrere 
Beihen Schiebekasten — Schränke — enthält, während die obere offene Gtestelle 
fflr die Standgefässe bildet. 

Die Schiebekasten haben Stanbdeckel sind von einander doreh feste 
Zwischenwände and Böden getrennt —, znm Theil mit Blecheinsätzen versehen 
—, dienen zur Aufnahme von Vegetabilien, rohen Drogen and Pflastern and 
führen nur die auf ihren Schilden bezeichneten Waaren. 

Die Standgefässe bestehen 

1. fttr flüssige Kittel ans weissen — farbigen — Gläsern mit eingeriebenen 
Glasstöpseln, 

2. fflr Chemikalien ebenso, ans Milchglas, 

3. fttr Pflanzenpolver wie za 2 — ans.Holz. 

4. fttr Säfte wie za 2 — aas offenen weissen Gläsern mit Glasglockenver- 
schioss — welche in Porzellanbttchsen stehen, 

5. fttr Stdben 1 aas Porzellanbflchsen mit gefalzten — flbergreifenden — 

6. fflr Extrakte / Deckeln. 

Aafbewahrnng and Sonderung der Arzneimittel. 

Die licbtschenen Mittel befanden sich theils in dunkeln farbigen Gläsern, 
theils in Porzellangefftesen, theils in Schränken vor Lieht geschätzt bis auf 

Die stark riechenden Arzneimittel Jodoforminm and Moschus werden in 
besonderen Blechkasten*) — in einem Schränkchen — anfbewahrt. Die bezeich- 
nete Jodoformwaage ist gesondert nntergebracht. 

Die vorsichtig aafzabewabrenden Arzneimittel (Tab. C des 
Arzneibachs) stehen von den übrigen Mitteln getrennt in offenen Gestellen — 
in geschlossenen Abtheilangen — Schränken — bis anf. 


Morpbinam and seine Präparate sind in dreikantigen*) Gläsern mit . . . 
Verschlass and vorschriftsmässiger Bezeichnang in einem bezeichneten Schränk¬ 
chen, welches eine verschlossene Abtheilong fttr die an vermischten Präparate 
hat and entfernt von den Mitteln der Tab. C. angebracht ist, aafgestellt; za 
erinnern ist. 


Die sehr vorsichtig aafzabewabrenden Mittel (Tab. B des 
Arzneibnehs), Gifte, befinden sieh in geringen, znr Bezeptor erforderlichen 

Mengen in der Offizin — in dem neben der Offizin gelegenen . 

in einem verschlossenen, auf der Äueeenthür mit Gift — Venena — Tabula B 
— bezeichneten Schranke — Behältniss — and zwar Abaloida, Arsenicalia 
and Mercarialia (Cyanata) in besonderen verschlossenen Abtheilangen, deren 
Thttren, wie diejenige des ganzen Behältnisses an der äusseren Fläche ihrem 
Inhalt entsprechend bezeichnet sind. Die Gifte werden in Glas-, Porzellan-, 


*) Das Wort „beschlagnahmt“ ist gestrichen. 

*) Die Worte „mit bezeichnetem Dispensirgeräth“ sind gestrichen. 
') Das Wort „weissen“ ist gestrichen. 
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Milobgla8gefl8i«n mit VerBcblnas soi dem gleioben Hsteriel ufbewabrt niid 
befladen äch die Torgeschriebenen besonderen Dispensirgerätbe, MOrser, LOffel 
einschliesslieb der erwähnten Wangen and Gewiebte hier Tor. 

Za erinnern ist.*.. 


Die Beaeiobnangen sind an den Sobiebekasten aof Eisen-Emaille — Porsellan- 
Schilden — wie an den Glas- and PorzellangeGtesen in eingebrannter Sobrift 
and swar bei den gewOhnlicben Mitteln in schwarser Farbej bei den Torsicbtig 
aofsabewahrenden Mitteln (Tab. C) in rotber Farbe auf weissen Schilden, . . 

.bei den Säuren in radirter Schrift, bei den 

sehr yursichtig aafsabewahrenden Mitteln (Tab. B) in weisser Schrift aof 
schwarzen Schilden deatlicb and richtig hergestellt bis aof. 


Die Vorschriften des Ministerial-Erlasses vom 22, Juni 1896, betr. den 
Verkehr mit starkwirkenden Anneimittdin, sind erfüllt bis anP). 


Die Nommiklator entspricht dem Arsneibaehe für das Dentscbe Beich; 
die Arsneibehältnisse sind gmppenweise zweckmässig and übersichtlich alpha¬ 
betisch geordnet. 

^ Dispensirgeräthen sind ansser den erwähnten Waagen vorhanden: 
Mensuren von englischem Zinn and Porzellan, Palverschiffcben von Eom, Hart- 
gammi, Spatel, Löffel von Horn, Silber; Schachteln, Eonvolnte, Signaturen in 

genügender Auswahl and ........ Anzahl. 

.... eiserne Pillmaschinen, 1 bezeicbnete hölzerne für die Gifte (Tab. B) 

.Emalsionsmörser mit hölzernem 

Pistill.Porzellanmörser . . . 

.eiserne Pillenmörser and Schalen, darunter 

bezeicbnete ausser den im Giftsohrank anfbewahrten Giftmörsem für: 
Camphora, Jodoformiam, Jodam, Morphinom, Moschus, Opium, Stibium sulfu- 

ratum aurantiacum *).... 

bezeicbnete Löffel für. 

ferner noch mehrere Salbenmörser von Porzellan. 

eine Mutterkommühle, eine Vorrichtung für die Herstellung zueammengepresster 

Arzneimitetl .. . . . Handdampfkocher 

mit je einer InfundirbOchse von Zinn und Porzellan und Eolirvorrichtnngen. 

Neben der Offizin befindet sich ein Geschäftszimmer, in welchem . . . 


Ordnung und Beinlichkeit 


S. Die Materialkammer, 
mit welcher der Kräuterboden vereinigt ist, liegt . . 


wird durch . . . Fenster erleuchtet, ist.trocken, mit einem 

Tische und einer Waage nebst Gewichten zum Binfassen versehen, verschliess- 
bar, in.baulichem Zustande. 

Die Waarengestelle sind. dauerhaft gestrichen —.lackirt. 

Die Vorräthe befinden sich theils in.' . . . 

Kästen, Tonnen, Blechbüchsen, welche.Schluss haben, 

theils in StandgeGtesen. Die Chemikalien sind in Gläsern mit Glasstöpseln, in 

Steingut-Thongefässen.die 

Pflanzenpulver ebenso .. 

.die Extrakte in Pörzellanbüchsen mit Porzellandeckel aufbewabrt. 

Die vorsichtig anfznbewahrenden Mittel (Tab. C) sind vorschriftsmässig 
gesondert in einem Gestell — in einem besonderen Baume neben der Material¬ 
kammer —.nntergebracht. 


*) Der Zusatz, wonach die trocknen narkotischen Extrakte den Zusatz 
„sumatur duplex“ auf dem Schilde zu tragen haben, ist fortgefallen. 

*) Die hier anfgeführten Mörser entsprechen nur den häufigeren Befunden, 
sind nicht verbindlich. 
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Die lichteohenen Mittel sind gegen Lichteinflnss gesehtltzt bis snf .... 
Die Beschildernngen sind — wie in dei Ofilzin ToncbriltBmäsBig hergestelit 


Ordnnng nnd Reinlichkeit. 


8. Die Giftkanuner, 

liegt. 

wird dnroh einen nach allen Seiten fest abgeschlossenen hOlsemen — Latten — 

Verschlag gebildet, ist bezeichnet,. 

beleuchtet nnd fand sich verschlossen, nnverschlossen, weil. 


Der Giftschrank befindet sich in der Giftkammer — in dem Verschlag — 

.trägt an der äusseren Fläche der 

verschlossenen änsseren Thür in weisaer Schrift auf $ehwarzem Grunde die 

Bezeichnung Gift — Tabula B — Venena —. 

nnd hat drei — vier — gleichfalls verschlossene nnd an ihrer Thflr dem Inhalt 
entsprechend bezeichnete Abtheilnngen fttr Alcaloide, Arsenicalis, Cyanata, 
Mercnrialia; die vorgeschriebenen Dispensirgeräthe finden sich vor bis auf . . 

Tabercnlinnm Eochi wird . ..gehalten nnd ist vor* 

schriftsmässig anfbewahrt nebst dem Abgabebnch. 

Ein Tisch — Dispensirplatte — znm Einfassen ist vorhanden. Die Gifte sind 
in Glas-, Porzellan-, Milchglas-Gefässen mit Verschluss ans gleichem Material 


. . . . anfbewahrt, die Beschilderungen in vorschriftsmässigen Lackfarben 
hergestellt, eingebrannt. 

4. Der Kr&uterboden 


(falls Oberhaupt vorhanden) liegt. 

ist verschliessbar.wird dnrch. 

Fenster.erleuchtet hat. . . Decke ist.. 

trocken, ist.Die Vorräthe befinden sich 

in Kästen, Tonnen, Blechbüchsen. 

mit ....... Verschloss. 

Die vorsichtig anfznbewahrenden Mittel (Tab. G). 

Die Beschildernngen sind. 


Ordnnng nnd Reinlichkeit. 


5. Der Arzneikeller 

liegt.ist gepfiastert.. . 

vom Laboratorium nnd den Wirthschaftskellern vollständig getrennt, hat den 

Zugang.ist verschliessbar, wird dnrch 

.Fenster erleuchtet, ist hObl nnd. 

trocken.mit einem Arbeitstische versehen. 

Auf mit dauerhaft .Oelfarbe gestrichenen Holz¬ 
gestellen stehen die Standgefässe.nnd erfolgt die 

Auf bewahrnng derflOssigenMittelin halbweissen Gläsern mit eingeriebenen 
Glasstöpseln; ...... der Säfte ebenso, in kleinen Gläsern, in offenen 

Gläsern mit Glockenverschlnss; 

der rohen Sänren \ r»#«»:- 

der S a 1 b e n | wie in der Offizin. 

Die lichtschenen Mittel, einschliesslich der ätherischen Oele, sind in den 

dunklen Gläsern, in Schränken.. gegen Lichteinfinss geschfitzt. 

Die vorsichtig anfznbewahrenden Mittel (Tab. C des Arzneibuchs) nnd 
die Mineralsänren sind von den übrigen Mitteln getrennt anfgestellt. 

Der Phosphor befindet sich in einem starken Glase mit Glasstöpsel-Ver¬ 
schluss unter Wasser in einer Blechbüchse von allen übrigen Mitteln gesondert 
in einem Manerschränkcken mit verschlossener eisener Thür.. 
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In der Blechbüchse ist Sand enthalten. 

Die Besohildernngen sind wie in der Offizin ansgefUhrt. 

.an den Kästen anf Uckirten Blechschilden, anf den Stand* 

gefässen in unmittelbar eingebrannter weisser, schwarzer, rother Schrift anf 


I .SchiLlen hergestelit ....... 

.deutlich und vorschriftsmässig bis anf:. 

. Thierischer Impfstoff wird gehalten 

und . aufbewahrt. 


Ordnung und Reinlichkeit: 


6. Das liaboratOTium 

liegt.ist verschliessbar, wird durch 

.Fenster erhellt, hat eine gewOlbte Decke . . 

.Fassboden, erscheint fcnerfest, ist ausgerüstet mit einem 

Beindorff’schen Apparat, einem Dampfentwickeler, Dampfdestillirblase von 
Kupfer, deren Helm, Einsatzzylinder und Kttblrohre von Zinn und Küblfass von 

.Dampfkochapparat mit Abdampfkessel und 

.Infundirbüchsen, darnnter. 

von Porzellan, Kapellenofen, Windofen, Koohheerd mit eisernen Scblnssringen, 
Digestorium mit vorschriftsmässigen Trockenschrank. 

Arbeitstisch mit Fächern ist.vorhanden 

An Geräthschaften finden sich vor, ein Perkolator von. 

Kessel von Knpfer, Zinn, Bisen, Porzellan, Schalen von Porzellan, Steingut, email- 
lirtem Eisen, hessische Tiegel, Bechergläser, Kolben, Retorten, Spatel, Pfiaster* 
bretter.*) 

Die Kolatorien und Presstücher werden in einem mit Luftlöchern ver¬ 
sehenen Schränkchen anfbewahrt, sind ans Leinewand, Colirtnch und Flanell 
hergestellt und nach Erforderniss bezeichnet. 

Die.Presse hat Zineinsätze, 

wie vorgeschrieben;. 

Die durch das Arzneibuch vorgeschriebenen Reagentien einschliesslich 
der volumetrischen Lösungen sind vollzählig, in dinem Schränkchen*) ordentlich 
aufgestellt. 

Hier oder.. finden sich vor: eine 

Mohr- (Westphal-)’dche Waage, Aräometerbesteck, Löthrohr, chemische Waage, 

ein Mifooskop, ein Polarisationsappparat. 

.sowie die vorgeschriebenen für die 

Untersuchung der Arzneimittel erforderlichen massanalytischen und sonstigen 
Geräthe bis anf. 

7. Die StoBskammer 

liegt. 

ist verschliessbar; mit Arbeitstisch versehen; in derselben befinden sich . . . 

.grosse Standmörser von Eisen 

. . . . ..Kräuter- und 

Wurzel-Schneidemesser nebst Schneidebrettern (1 Stampfmesser nebst Stampf- 
kasten)... 


Die Siebe hängen an Pfiöcken längs den Wänden — sind in einem ver¬ 
schlossenen Schrank, hinter einem Vorhang — gegen Staub geschützt, nach 
Vorschrift des Arzneibuchs eingerichtet, in 6 Nummern beziffert, vorhanden. . . 


Für Cantharides, Metallica, Narcotica*) 


*) .Tenakel“, „Agitakel" und „Strohkränze“ sind hier fortgefallen. 

*) Dasselbe braucht jetzt nicht mehr „verschlossen“ zu sein. 

*) Die bezeichneten Siebe sind nicht verbindlich; dem Ermessen der Be¬ 
vollmächtigen ist es überlassen, nach Bedürfniss und Geschäftsumfang die 
Forderungen zu stellen. 
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.finden sieb bezeichnete Siebe vor; 

sämmtliche Siebe sind von guter Beschaffenheit. 

8. Die homOopathisolie Krankenapotheke 
(falis Torhanden) befindet sich in. 


Die Arzneistoffe sind in.. 

.aufbewahrt; 

die Beschilderungen. ' 

.hergestellt. 

Ein Dispensirtisch und besondere Dispensirgerätbe sind vorhanden. 

In der dritten Verreibung oder Verdttnnung sind die Grundstoffe zu 
erkennen. 

9. Bin Nebenranm 

für fiberschttssige Vorrithe (falls vorhanden) befindet sich. 

.ist sauber und ordentlich 

gehalten; die Vorrfithe stehen geordnet in deutlich bezeichneten Gefässen etc., 
die vorsichtig aufzubewahrenden Mittel (Tab. C) von den übrigen gesondert. 

Gifte Tab. B) finden sieh.vor. 

Zu erinnern ist: .. 


10. Der Trockenboden 


(falls vorhanden) befindet sich 


. ..ist fugendicht gegen Staub 

geschlitzt, mit Hürden aasgestattet, verschliessbar, sauber, ordentlich und wird 
zu anderen Zwecken nicht gebraucht. 


lU. Prftftmg der Annelmltel. 

Die nach den Vorschriften des Arzneibuchs für das Deutsche Beich und 
der Anweisung für die amtliche Besichtigung der Apotheken vom 18. Fd>ruar 

1902 . 

angestellte Prüfung der Arzneimittel, Reagentien und volumetrisdum Lösungen 
hatte das beiliegende') Ergebniss: . 

Die Menge der vorräthigen Arzneimittel entspricht dem Geschäftsumfang; 

von den für alle Apotheken verbindlichen Mitteln. 

.fehlen. 

Waaren verschiedener Güte werden. 

und zwar folgende:. 

Bemerknngen. 

Folgende Ausstellungen hat sich der Unterzeichnete Apotheken-Vorstand 
hehufs baldigster Abstellung schriftlich bemerkt:. 


Die Besichtigung wurde beendet am.um 

. . . Uhr. 

Selbst- vorgelesen, genehmigt und unterschrieben. 

Der Apothekenbesitzer: 


Deijr Kreisarzt. 


Geschlossen. 

Die Bevollmächtigten: 


.. den . ten.190 . 

Vorstehende Verhandlung mit Anlage überreicht gehorsamst 

An den Herrn . 

Begierungs—Polizei—Präsidenten Begierungs- und Medizmalrath. 


Hier 


*) Statt „nachstehende“. 
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Begieraogsbesdrk 


Anlage XL 
zu §. 29 der AnweiwiBg. 


ITaohwelsimg 

ttber Bcsiohtigong von Apotheken n. s. w. 190 . 


3= 

Tag und 
Jahr der i 
yorletzten 
Besichti¬ 
gung 

Tag der 
diesjäh¬ 
rigen 
Besichti- 
gong 

Priyi- 

legirt 

oder 

konzessio- 

nirt 

Kreis, 0 
Seelei 
Apothe 
ft 

den 

Kreis 

rtschaft, 

izahl, 

kenzahl 

Ir 

die Ort¬ 
schaft 

Namen des 
Apotheken-Vor- 
standes, der 
Besitzerin, der 
Kinder nach Ab¬ 
leben des In¬ 
habers 

Zahl 

Og- 

hfilfen 

. der 

Lehr¬ 

linge 











i 

der 

Offizin 

Befand 
m Allgemeinen 

in den 

Vorratbs-I Arbeits- 
Räumen 

Be¬ 
schaffen¬ 
heit der 
Arznei¬ 
mittel im 
AUge- 
meinen 

Sind 

Strafen 

oder 

Nachreyi- 

sionen 

yerhängt 

Besondere Bemerkungen, 

z. B. ReTision zammtlioher Apotheken 
in den letzten 3 Jahrnn. Yermehrnng 
der Apotheken im Berlohtzjahre. 
BesitzweohzeL 

Yerkanfspreis nebst vorherigem Eauf- 
preis im Jahre? und dergl. mehr. 







Die zur Ueberfähriing yon Leichen erforderlichen Leichenpftaae. 
Polizeirerordnnng des Regierangspräsidenten in Schleswig 
Tom 4. Februar 1902. 

§. 1. Die üeberfOhmng von Leichen ttber die Grenzen des Kirchspiels 
hinaas darf fortan nar auf Grand eines yon der zastttndigen Behörde nach dem 
unten angegebenen Master aasgefertigten Leichenpasses erfolgdn. 

Ausgenommen von dieser Bestimmung sind Leichenttberfttbmngen, welche 
in eine Gemeinde eines unmittelbar angrenzenden Kirchspiels gehen, soweit die 
üeberftthrang nicht aaf der Eisenbahn erfolgt. 

§. 2. Jedem Qesache um Gewährung der Erlaubniss zu einer Ijeichen* 
ttberftthrung muss ein Auszug aus dem Sterberegister und eine von dem Kreis* 
arzte oder einer anderen dazu befugten Medizinalperson ausgestellte Bescheini¬ 
gung ttber die Todesursache sowie darttber, dass seiner XJeberzeagung nach der 
Beförderung der Leiche gesundheitliche Bedenken nicht entgegenstehen, beige- 
Ittgt werden. 

Ist der Verstorbene in der tttdtlich gewordenen Krankheit yon einem 
Arzte behandelt worden, so hat letzteren der Kreisarzt yor der Ausstellung 
der Bescheinigung betreffs der Todesursache anzuhOren. 

§. 3. Jede passpflichtige Leiche muss in einem gut yerpichten Sarge, 
der ausserdem noch in einen möglichst luftdichten Kasten eingesetzt ist, oder 
in einem dichtyerschlossenen Metallsarge, der mit einer Httlie aus Holz um¬ 
geben ist, eingeschlossen sein. 

Der üeberftthrang selbst muss in der Regel ein zuyerlässiger Begleiter 
mitgegeben werden, welcher dabin zu yerpflichten ist, dass die Leiche unter¬ 
wegs yon dem Wagen, auf welchem sie gefahren wird, ohne Noth nicht abge¬ 
laden und der Wagen auf etwaigen Stationen womöglich auf einem abgeson¬ 
derten Platze im Freien anfgestellt und an dem Beerdigungsorte selbst unmit¬ 
telbar zur Begräbnissstätte geföhrt werde. 

Hinsichtlich der Leichenttberftthmng auf Eisenbahnen wird auf die Be¬ 
stimmungen Aber die Beförderung yon Leichen auf Eisenbahnen und die Ver- 
kehrsordnung fttr die Eisenbahnen Deutschlands yom 15. Noyember 1892 (R.- 
G.-BL S. 928) yerwiesen. 

§. 4. Werden bereits beerdigte Leichen zum Zwecke der üeberftthrang 
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wieder aasgegraben, so muss der Sarg mit der Leiche an der Aasgrabestelle 
selbst sofort in die in §. 3 vorgeschriebene doppelte Umhüllung gestellt werden. 

§. 5. Uebertretnngen dieser Polizeiverordnnng werden mit Geldstrafe 
bis zn 30 Mark oder mit entsprechender Haft bestraft. 

§. 6. Diese PolizeiverordDang tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung 
in Kraft. 

Leiehenpass. 

Die nach Vorschrift eingesargte Leiche de.am . . ten. 

19 . . zu.(Ort) an (Todesursache) verstorbenen (Alter) jfthrigen 

(Stand, Vor- und Zuname des Verstorbenen, bei Kindern Stand der Eltern) soll 

mittelst Eisenbahn.über.nach. 

zur Bestattung gebracht werden. 

Nachdem zu dieser üeberffihmng dem Begleiter der Leiche (Stand und 
Name) die Genehmigung ertheiit worden ist, werden sämmtliche Behörden, 
deren Bezirke durch diese LeichenOberfOhrung berührt werden, ersucht, dieselbe 
ungehindert und ohne Aufenthalt weiter gehen zu lassen. 

Schleswig, den . . ten.19 . . 

Der Begierungspräsident. 
gez. 

Aasgefertigt., den . . ten.19 . . 

Königlicher Landrath des Kreises. 

Polizeiverwaltung zu. 

gez. (L. S.) 


O. Könlc^eioli ’Wtkirt'teinbex*^. 

Zeitweise Schliessung der Apotheken. Erlass des Ministeriums 
des Innern vom 10. Februar 1902 an das Königl. Medisinalkolleginm; 
sftmmtlichen Kreisregiemngen, Oberämtern und Oberamtsärzten, sowie dem 
pharmazeutischen Landesverein in Abschrift mitgetheilt. 

Auf den Bericht vom 4. Dezember 1901 wird dem KOnigl. Medizinal- 
kollegium eröffnet, dass das Ministerium dem gestellten Antrag gemäss von der 
in der Eingabe des Ausschusses des pharmazeutischen Landesvereins vom 
19. September v. J. angeregten Abänderung des §. 18 der Min.-Verfügung vom 
1. Juli 1885, betreffend die Einrichtung und den Betrieb der Apotheken vorerst 
abgesehen und dagegen das KOnigl. MedizinalkoUegium ermächtigt haben will, 
einzelnen Apothekenvorständen, welche keine Gehülfen halten, auf Ansudien 
nach Vernehmung des Oberamts und Oberamtspbysikats in Abweichung von der 
obengenannten Vorschrift für ihre Person und in stets widerruflicher Weise zn 
gestatten, an Sonn- nnd Festtagen ihre Apotheken auf einige Stunden zu 
schliessen. Hierbei ist davon auszugehen, dass an Orten mit mehreren Apotheken, 
in welchen keine Gehülfen beschäftigt werden, immer eine derselben auch an 
Sonn- und Festtagen den ganzen Tag über offen gehalten werden muss. Im 
üebrigen ist das Ministerium damit einverstanden, wenn die Ertheilung ein¬ 
gehender Vorschriften bezüglich der Zahl der Sonn* und Festtage und der Zahl 
der Stunden, an welchen die Apotheken geschlossen werden dürfen, sowie be¬ 
züglich der Öffentlichen Ankündigung der Massnahme, bezüglich des etwaigen 
Uebereinkommens mit dem Ortsarzt wegen der Entnahme der ohne Verzag 
nOthigen Arzneimittel ans der Apotheke u. s. w. unterlassen wird, soweit nicht 
besondere Verhältnisse Snlche Vorschriften nothwendig erscheinen lassen. Jedoch 
ist den betreffenden Apothekenvorständen anfzuerlegen, ein ganzes Verzeichniss 
über die Tage und Standen, an welchen die Apotheke geschlossen wurde, zu 
führen und solches auf Erfordern den zuständigen Behörden, sowie den Apo¬ 
thekenvisitatoren zur Einsichtnahme vorzulegen. 

Ueber die mit der getroffenen Einrichtung gemachten Erfahrungen ist 
nach Ablauf von zwei Jahren Bericht hierher zu erstatten. 


Verantwortl. Bedakteur: Dr. Bapmund, Beg.- n. Geh. Med.-Bath in Minden i. W. 

J. C. 0. Bram, H. S, Hof* Baohdrodkarol, lUadea. 
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Rechtsprechimg und Hedizmal 

Gresetzgebnng. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal -Beamte. 


Nr. 8. 15. April. 1902. 

Rechtsprechung. 

Ankfindignng von Czillags Haarmittel als Mittel gegen Haaraus¬ 
fall ist nur dann strafbar, wenn es als Mittel gegen den anf Krank¬ 
heit beruhenden Haarausfall anzusehen ist. Urtheil des prenssisohes 
Kammergerichts vom 10. März 1902. 

Nach der Poiizeiverordnang der Oberpräsidenten der Prorioz Branden¬ 
burg vom 23. Oktober 1895 dürfen Geheimmittel, welche zur Verhütung und 
Heilung menschlicher Krankheiten bestimmt sind, öffentlich nicht angepriesen 
werden. Die fragliche Pomade, welche als Geheimmittel angesehen wurde, 
war als einziges Mittel gegen Haarausfall angepriesen worden. N. bestritt, 
dass Haarausf^ als eine Krankheit angesehen werden könne. Das Landgericht 
gelangte aber nach Anhörung eines Sachverständigen zu der üeberzeugung, 
dass Haarausfall als Krankheit angesehen werden müsse und dass der AngeUagte 
sich strafbar gemacht habe, indem er ein Gebeimmittel zur Verhütung o d ^r 
Heilung einer Krankheit öffentlich angepriesen habe. Anf die Revision des 
Angeklagten hob jedoch das Kammergericht die Vorentscheidung anf und sprach 
den Angeklagten frei. Die Pomade sei gegen Haarausfall öffentlich ange¬ 
priesen worden. Haarausfall könne auf einer Krankheit beruhen, aber auch 
ohne eine Krankheit eintreten. Es sei aber nicht ersichtlich, dass die frag¬ 
liche Pomade gegen den Haarausfall angepriesen, welcher als Krankheit an- 
znsehen sei. 


Geheimmittelhandel in Apotheken. Urtheil des Oberlandes¬ 
gerichts in Darmstadt vom 7. März 1902. 

Der Apotheker 0. in Worms war wegen unbefugten Verkaufs von Ge¬ 
heimmitteln angeklagt worden, weil er einen von ihm hergestellten „Brust- und 
Lungenthee" ohne Bekanntgabe der einzelnen Bestandtheile verkauft hatte. 
Das Schöffengericht hatte den Angeklagten freigesprochen. Die Strafkammer 
in Mainz hob jedoch dieses Urtheil anf und vernrtheilte den Angeklagten zu 
Strafe, da der Verkauf von Heilmitteln allgemein ohne Bekanntgabe der Be¬ 
standtheile verboten sei, wenn das Mittel nicht vom Arzte für einen bestimmten 
Fall verordnet sei. Anf die vom Angeklagten eingelegte Revision hat das 
Oberlandesgericht das Urtheil der Mainzer Strafkammer aufgehoben und den 
Angeklagten freigesprocben, indem es annahm, dass es genüge, wenn die Zu¬ 
sammensetzung des Mittels den Apothekern bekannt, die einzelnen Bostandtheile 
freigegeben und der Preis kein zu hoher sei. 


Medzinal - Gesetzgebung. 

A« Deatmolies Reioh. 

Beschäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in 
Glashütten, Glasschleifereien und Glasbeizereien, sowie Sandhläsereien. 
Bekanntmachung des Reichskanzlers (gez. in Vertr.: Graf v. Posa- 
dowsky) vom 5. März 1902. 

Anf Grund der §§. 120 e, 139 a der Gewerbeordnung hat der Bundesrath 
die nachstehenden Bestimmungen, betreffend die Beschäftigung von Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeitern in Glashütten, Glasschleifereien und Glasbeizereien, 
sowie Sandhläsereien, erlassen: 

I. Die Beschäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in 
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Olashtttten, Olasschleifereien und Qlasbeizereien, sowie Sandbläsereien unterliegt 
folgenden Beschränkungen: 

1. In solchen Bäumen, in denen yor dem Ofen (Schmelz-, Etthl-, Glüh-, 
Streckofen) gearbeitet wird, und in solchen Bäumen, in denen eine ausser- 
gewöhnlich hohe Wärme herrscht (Häfeukammern und dergleichen), darf 
Arbeiterinnen und Knaben unter vierzehn Jahren eine Beschäftigung nicht 
gewährt und der Aufenthalt nicht gestattet werden. Ausnahmen hiervon kann 
der Bundesrath zulassen. 

2. In solchen Bäumen, in denen Bohstoffe oder Glasabfälle zerkleinert 
oder gemischt werden, oder in denen mit flüssigem Fluorwasserstoff gearbeitet 
wird, darf Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern eine Beschäftigung nicht 
gewährt und der Aufenthalt nicht gestattet werden. 

3. Mit Arbeiten am Sandstrahlgebläse dürfen Arbeiterinnen und jugend¬ 
liche Arbeiter nicht beschäftigt werden. 

4. Mit Schleifarbeiten dürfen Knaben unter vierzehn Jahren und jugend¬ 
liche Arbeiterinnen nicht beschäftigt werden. Mit denjenigen Schleifarbeiten, 
bei weichen die Qlaswaaren trocken geschliffen werden oder das Schleifrad nicht 
durch mechanische Kraft angetrieben wird, dürfen auch erwachsene Arbeite¬ 
rinnen nicht beschäftigt werden. Ausnahmen von ihrer Verwendung beim 
Trockenschleifen kann die höhere Verwaltnngsbehörde auf Antrag des Arbeit¬ 
gebers gestatten, sofern durch zweckentsprechende Betriebsanlagen für eine 
ständige wirksame Absaugung des entstehenden Staubes gesorgt ist. 

6. Junge Leute männlichen Geschlechts dürfen, soweit deren Beschäfti¬ 
gung nach diesen Bestimmungen zulässig ist, nur beschäftigt werden, wenn 
durch ein Zeugniss eines von der höheren Verwaltungsbehörde zur Ausstellung 
solcher Zeugnisse ermächtigten Arztes dargethan wird, dass die körperliche 
Entwickelung des Arbeiters eine Beschäftigung ohne Gefahr für die Gesund¬ 
heit zulässt. 

Das ärztliche Zeugniss ist vor Beginn der Beschäftigung dem Arbeitgeber 
auszuhändigen, welcher damit wie mit dem Arbeitsbuche (§. 107 der Gewerbe¬ 
ordnung) zu verfahren hat. 

U. In Glashütten, in denen die Glasmasse gleichzeitig geschmolzen und 
verarbeitet wird — abgesehen von denjenigen Spiegelglashütten, welche ge¬ 
walztes Glas herstellen —, dürfen für die Beschäftigung junger Leute männ¬ 
lichen Geschlechts bei den Arbeiten vor dem Oien (Schmelz-, Kühl-, Glüh-, 
Streckofeu) die Bestimmungen des §. 186 der Gewerbeordnung mit folgenden 
Massgaben ausser Anwendung bleiben: 

1. Die Arbeitsschicht darf einschliesslich der Pansen nicht länger als 
zwölf Stunden, ausschliesslich der Pansen nicht länger als zehn Stunden dauern. 

Die Gesammtdaner der Beschäftigung darf innerhalb einer Woche aus¬ 
schliesslich der Pausen secbszig Stunden nicht überschreiten. 

Die Arbeit muss in jeder Schicht durch eine oder mehrere Pansen in der 
Gesammtdaner von mindestens einer Stunde unterbrochen sein. Unterbrechungen 
der Arbeit von weniger als einer Viertelstunde kommen auf die Pansen in der 
Begel nicht in Anrechnung. Eine der Unterbrechungen muss mindestens eine 
halbe Stunde dauern. 

Die höhere Verwaltnngsbehörde kann jedoch solchen Betrieben, in welchen 
die jungen Leute in achtstündigen oder kürzeren Schichten beschäftigt werden 
und in denen die Beschäftigung der jungen Leute so wenig anstrengend und 
naturgemäss mit so zahlreichen, hinlängliche Buhe gewährenden Arbeitsnnter- 
brechungen verbunden ist, dass schon hierdurch eine Gefährdung ihrer Gesund¬ 
heit ausgeschlossen ist, auf Antrag unter Vorbehalt des jederzeitigen Wider¬ 
rufs gestatten, diese Arbeitsunterbrechnngen auf die einstündige Gesammtdauer 
der Pausen auch dann in Anrechnung zu bringen, wenn die einzelnen Unter¬ 
brechungen von kürzerer als einviertelstttndiger Dauer sind; eine der Unter¬ 
brechungen muss jedoch auch in diesen Fällen stets mindestens eine halbe 
Stunde dauern. Diese Erlanbniss darf nur ertheilt werden, wenn die Dauer 
der den jungen Leuten zwischen je zwei Arbeitsschichten gewährten Buhezeit 
in Tafelglashütten mindestens viemndzwanzig Stunden, in Hohlglashütten 
mindestens sechszehn Stunden beträgt. 

2. Bei Tag- und Nachtbetrieb mura wöchentlich Schichtenwechsel ein- 
treten. Diese Bestimmung flndet auf diejenigen Glashütten keine Anwendung, 
in denen die Beschäftigung so geregelt ist, dass für die jungen Leute zwischen 
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je zwei Arbeitssehichten eine Ruhezeit von mindestens yierandzwanzig 
Standen liegt. 

3. Während der Pausen für die Erwachsenen dOrlen junge Leute nicht 
beschäftigt werden. 

4. Zwischen je zwei Arbeitsschichten muss eine Ruhezeit yon mindestens 
zwölf Standen liegen. 

5. An Sonn- und Festtagen darf die Beschäftigung nicht in die Zeit 
von sechs Uhr Morgens bis sechs Uhr Abends fallen. Die Vorschrift findet, 
wenn mehrere Festtage auf einander folgen, nur auf den ersten Festtag An- 
wendumr. 

m. In Glashütten, in denen die Schmelzschicht und die Verarbeitnngs- 
schicht mit einander wechseln, dürfen für die Beschäftigung junger Leute 
männlichen Geschlechts bei den Arbeiten vor dem Ofen (Schmelz-, Kühl-, Glüh-, 
Streckofen) die Bestimmungen des §. 135 Abs. 3, §. 136 der Gewerbeordnung 
mit folgenden Massgaben ausser Anwendung bleiben: 

1) Die Gesammtdauer der Beschäftigung darf innerhalb einer Woche 
ausschliesslich der Pausen nicht mehr als sechzig Stunden betragen. 

Innerhalb zweier Wochen darf von der Gesanuntdauer der Beschäftigung 
in die Zeit yon sechs Uhr Abends bis sechs Uhr Morgens nicht mehr als die 
Hälfte fallen. 

Die Dauer der Pausen muss für Schichten von höchstens zehn Arbeits¬ 
stunden mindestens eine Stande, für Schichten mit längerer Arbeitszeit mindestens 
eine und eine halbe Stunde betragen. Unterbrechungen der Arbeit yon weniger 
als einer Viertelstunde Dauer werden auf die Pausen nicht in Anrechnung 
gebracht; eine der Pausen muss mindestens eine halbe Stande dauern. 

2) In der Zeit von sechs Uhr Abends bis sechs Uhr Morgens darf die 
Beschäftigung ausschliesslich der Pausen die Dauer von zehn Standen nicht 
überschreiten. 

3) Während der Pausen für die Erwachsenen dürfen junge Leute nicht 
beschäftigt werden. 

4) Zwischen je zwei Arbeitsschichten muss eine Ruhezeit liegen, welche 
mindestens die Dauer der zuletzt beendigten Schicht erreicht. Innerhalb der 
Ruhezeit ist eine Beschäftigung mit Nebenarbeiten gestattet, wenn die jungen 
Leute vor Beginn oder nach dem Ende dieser Beschäftigung noch für eine 
Zeit von der Dauer der zuletzt beendigten Schicht ohne jede Beschäftigung 
bleiben. Die Dauer der Beschäftigung mit Nebenarbeiten kommt auf die 
Gesammtdauer der wöchentlichen Arbeitszeit in Anrechnung. 

5) An Sonntagen darf die Beschäftigung nur einmal innerhalb zweier 
Wochen in die Zeit von sechs Uhr Morgens bis sechs Uhr Abends fallen. 

IV. Für Glashütten, welche von den unter n und m nachgelassenen 
Ausnahmen Gebrauch machen, finden die Bestimmungen des §. 138 Abs. 2 Satz 3 
der Gewerbeordnung mit folgenden Massgaben Anwendung: 

1) Das in den Fabrikräumen auszuhängende Verzeichniss der jungen 
Leute ist in der Weise aufzustellen, dass die in derselben Schicht Beschäftigen 
je eine Abtheilung bilden. 

2) Das Verzeichniss braucht in Glashütten der unter III bezeichneten 
Art für die bei Arbeiten vor dem Ofen beschäftigten jungen Leute eine Angabe 
über die Arbeitstage, die Arbeitszeit und die Pausen nicht zu enthalten. Statt 
dessen ist dem Verzeichniss eine Tabelle nach dem anliegenden Master (An¬ 
lage A) beizuffigen, in welche während oder unmittelbar nach jeder Arbeits- 
schicht die vorgesehenen Eintragungen bewirkt werden. 

Die Tabelle muss mindestens über die letzten vierzehn Verarbeitungs- 
Schichten Auskunft geben. Der Name desjenigen, welcher die Eintragungen 
bewirkt, muss daraus zu ersehen sein. 

Von der Führung der Tabelle können einzelne Hütten durch die höhere 
Verwaltungsbehörde auf Antrag unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs 
für solche im Einzelnen namhaft zu machende Arbeiten entbunden werden, bei 
denen für die jungen Leute nach der Art dieser Arbeiten in dem betreffenden 
Betriebe regelmässig mindestens Pausen von der unter III Ziffer 1 bestimmten 
Dauer eintreten. üeber diejenigen Hütten, welche hiernach von der Tabellen- 
führung entbunden sind, hat die höhere Verwaltungsbehörde nach dem an¬ 
liegenden Master (Anlage B.) ein Verzeichniss zu führen. Ein Auszug aus 
diesem Verzeichnisse, der das abgelaufene Ealenderjdir umfasst, ist bis zum 
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1. Februar jedes Jahres durch die Landes-Zentralbehörde dem Reichskanzler 
Torzulegen. 

V. In Glashütten, Glasschleifereien und Glasbeizereien sowie in Sand- 
bUsereien muss an einer in die Augen fallenden Stelle eine Tafel ansgehingt 
werden, welche in deutlicher Schrift die Bestimmungen unter I widergiebt. 

In denjenigen Glashütten, welche von den unter U nachgelassenen Aus¬ 
nahmen Gebrauch machen, muss diese Tafel ausserdem die Bestimmungen unter 
n und IV Ziffer 1, in denjenigen Glashütten, welche von den unter in nach¬ 
gelassenen Ausnahmen Gebrauch machen, die Bestimmungen unter m und IV 
Ziffer 2 enthalten. 

Die Vorschriften im §. 138 Abs. 2 Satz 4 der Gewerbeordnung und 
unter Ziffer 6 Abs. 2 der Bekanntmachung vom 13. Juli 1900 (Reichs-Gesetzbl. 
S. 566) bleiben unberührt. 

VI. Die vorstehenden Bestimmungen treten am 1. April 1902 in Kraft 
und haben für zehn Jahre Gültigkeit. 


Anlage A. 

Glashütte. 

Tabelle 


über Beginn der Arbeitsseiten und der Pansen für junge Leute 


1. 

Nummer 

der 

Schicht. 

2. 

Beginn 
der Schicht. 

3- 

Pausen. 

4. 

Ende 

der Schicht. 

5. 

Name 
desjenigen, 
welcher 
die Ein¬ 
tragungen 
bewirkt. 

Datum. 


Datum. 

Tageszeit. 

Dauer in 
Minuten. 

Datum. 

Tageszeit 

1. Schicht. 

2. Jan. 


2./1. 

2‘/» bis 

15 

2./1. 

11 ühr 






5V» bis 6 



Nachm. 






9 bis 9 V 4 

15 





Anlage B. 

.-Bezirk . . . . 


Verzeichn iss 

derjenigen Glashütten, die von der Führung der Tabelle 
über die Pansen der jungen Leute entbunden sind. 
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Einriehtang und Betrieb von Steinbrttchen and Steinhanereien 
(Steinmetsbetrieben). Bekanntmachnng des Beichskanzlers Tom 
20. März 1902. 

Anf Grand des §. 120 e der Gewerbeordnang hat der Bnodesrath die 
nachstehenden Bestimmangen ttber die Einrichtung and den Betrieb von Stein* 
brflchen and Steinhanereien (Steinmetzbetrieben) erlassen: 

Allgemeine Bestimmangen. 

§. 1. In solchen Steinbrttchen and Steinhanereien, in denen regelmässig 
fünf oder mehr Arbeiter beschäftigt werden, mttssen fttr die im Freien beschäf¬ 
tigten Arbeiter znr ünterkanft während der Arbeitspausen ansreichend grosse 
and wetterdiohte Bänme vorhanden sein, welche genttgend erhellt, mit einem 
dichten Fassboden versehen nnd bei kalter Witterang geheizt sind; sie mttssen 
fttr jeden danernd beschäftigten Arbeiter einen Sitzplatz enthalten. Auch 
mttssen Vorrichlnngen znm Wärmen der Speisen vorhanden sein. 

Die ünterknnftsränme sind täglich zn reinigen; sie dttrfen nicht als 
Lager- oder Anfbewahrangsränme benntzt werden. 

§. 2. In den im §. 1 bezeichneten Betrieben mttssen den Anforderungen 
der Gesundheitspflege nnd des Anstandes entsprechende Bedttrfnissanstalten in 
ausreichender Zahl vorhanden sein. 

§. 3. Fttr solche Steinbrttche nnd Steinhanereien, in denen regelmässig 
weniger als fttnf Arbeiter beschäftigt werden, behält es bei der Befngniss der 
zuständigen Behörden, im Wege der Verfttgnng oder Anordnung oder durch 
Polizeiverordnnngen (§§. 120 d, 120 e der Gewerbeordnung) Einrichtungen der in 
§§. 1, 2 bezeichneten Art vorznschreihen, sein Bewenden. 

§. 4. Fttr die im Freien arbeitenden Steinhaner mttssen znm Schutze 
gegen die Unbilden der Witterung entweder Schutzdächer ttber den Werk- 
stttcken oder Arbeitsbaden errichtet werden. Die Arbeitsbnden mttssen nach 
drei Seiten hin, insbesondere nach derjenigen der Hauptwindrichtung, geschlossen 
werden können. 

§. 5. In Steinbrttchen und Steinhanereien sind fttr die Arbeiter gesundes 
Trinkwasser oder andere geeignete Getränke vom Arbeitgeber in ausreichender 
Menge zur Verfttgnng zu stellen. 

Die im §. 3 bezeichneten Behörden können anordnen, dass die Arbeit¬ 
geber den Arbeitern nicht gestatten dttrfen, Branntwein in den Betrieb ein- 
zubringen. 

Besondere Bestimmangen fttr Sandsteinarbeiter. 

§. 6. In Steinbrttchen und Steinhanereien mttssen die Arbeiter bei dem 
Bossiren oder der weiteren Bearbeitung von Sandstein mindestens zwei Meter 
von einander entfernt sein. 

§. 7. Zur thnnlichsten Vermeidung der Staubentwickelung mttssen in 
Steinhanereien bei der Sandsteinbearbeitung, sofern dies nicht aus technisoben 
Bttcksichten unzulässig ist, die Werkstttcke und bei warmer und trockener 
Witterung auch die Arbeitsplätze und die Fassböden der Arbeitsbuden nnd 
Werkstätten feucht gehalten werden. 

Die Arbeitsbaden und Werkstätten sind täglich von Abfall und Schutt, 
ihre Fassböden ebenso unter ausreichender Anfeuchtung von Staub zu reinigen. 

Das erforderliche Wasser ist vom Arbeitgeber zur Verfügung zu stellen. 

§. 8. Den im §. 3 bezeichneten Behörden bleibt es überlassen, gleiche 
Bestimmungen wie die hinsichtlich der Sandsteinarbeiter vorgesehenen auch fttr 
Arbeiter zu treffen, welche bei der Gewinnung von Dolerit oder ähnlichen Ge¬ 
steinsarten, die scharfkantigen Staub entwickeln, beschäftigt werden. 

Beschäftigung erwachsener Arbeiter. 

§; 9. In Steinbrttchen dttrfen Arbeiter, die bei der Steingewinnung (dem 
Brechen, dem ünterschrämen, dem Eohlmachen, dem Herstellen nnd Besetzen 
von Bohrlöchern, dem Sprengen nnd dergleichen) verwendet werden, nicht länger 
als zehn Stunden täglich beschäftigt werden. 

In Steinbrttchen und Steinhanereien dttrfen Arbeiter, die bei dem Bossiren 
oder der weiteren Bearbeitung von Sandstein verwendet werden, nicht länger 
als neun Stunden täglich beschäftigt werden. 

Ausnahmen von den vorstehenden Bestimmangen können von der unteren 
Verwaltungsbehörde zugelassen werden fttr Arbeiten, welche in Nothfällen oder 
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im Öffentlichen Interesse nnversflglioh Torgenommen werden mttssen. Die Er- 
lanbniss darf nicht fttr mehr als zwei Standen tftglich and höchstens aiuf die 
Daaer yon vierzehn Tagen ertheilt werden. 

Besch&ftigang yon Arbeiterinnen and jagendlichen Arbeitern. 

§. 10. In Steinbrtlchen dürfen Arbeiterinnen and jngendliche Arbeiter 
nicht bei der Steingewinnong (§. 9 Abs. 1) oder der Rohaofarbeitang yon Steinen 
beschäftigt werden. 

In Steinhanereien dürfen jngendliche Arbeiter nicht bei der trockenen 
Bearbeitang von Sandstein, Arbeiterinnen auch nicht mit anderen Arbeiten be¬ 
schäftigt werden, bei denen sie der Einwirkung von Steinstaub aasgesetzt sind. 

Ausserdem dürfen in Steinbrüchen nnd Steinhanereien Arbeiterinnen and 
jugendliche Arbeiter nicht beim Transport oder Verladen von Steinen be¬ 
schäftigt werden. Für Schieferbrüche kann die höhere Verwaltungsbehörde 
Ausnahmen dahin zolassen, dass jugendliche Arbeiter beim Transport oder 
Verladen yon Steinen mit ihren Kräften angemessenen Arbeiten beschäftigt 
werden dürfen. 

Schlassbestimmnngen. 

§. 11. Als Steinhanereien gelten im Sinne der vorstehenden Bestimmungen 
auch solche Betriebe, in welchen die über die Bohaafarbeitung hinausgehende 
Bearbeitang der Werkstücke im Steinbrach erfolgt. 

Die Bestimmungen der §§. 1, 2, 12 finden auf solche Fälle keine An¬ 
wendung, in welchen Steinhauer ausserhalb einer regelmässigen Betriebsstätte, 
zum Beispiel auf Bauten, vorübergehend beschäftigt werden. 

§. 12. ln Steinbrüchen und Steinhanereien ist an einer in die Augen 
fallenden Stelle eine Tafel aaszuhängen, welche in deutlicher Schrift die Be¬ 
stimmungen der §§. 1 bis 6, 9 bis 11 wieder^ebt 

In solchen Steinbrüchen und Steinhauereien, in denen Sandstein gewonnen 
oder bearbeitet wird, muss die Tafel (Abs. 1) ausserdem die Bestimmungen 
der §§. 6, 7 wiedergeben. 

§. 18. Die die Beschäftigung von Arbeiterinnen regelnden Bestimmungen 
des §. 10 treten* mit dem 1. Oktober 1903, die übrigen Bestimmungen dieser 
Bekanntmachung mit dem 1. Oktober 1902 in Kraft. 

Die weitere Benutzung solcher bereits bestehenden ünterkunftsränme 
und Bedürfnissanstalten, welche den allgemeinen Bestimmungen dieser Bekannt¬ 
machung nicht genügen, kann yon der höheren Verwaltungsbehörde ausnahms¬ 
weise bis zum 1. Oktober 1903 gestattet werden. 

Auf jugendliche Arbeiter, die bei Verkündung dieser Bekanntmachung 
in Steinbrüchen und Steinhanereien bereits beschäftigt sind, finden die Be¬ 
stimmungen des §. 10 keine Anwendung. 


Schutz des Genfer Neutralitätszeichens. Gesetz vom 22. März 
190 2. 

§. 1. Das in der Genfer Konvention zum Neutralitätszeichen erklärte 
Rothe Kreuz auf weissem Grunde, sowie die Worte „Rothes Kreuz" dürfen, 
unbeschadet der Verwendung für Zwecke des militärisches Sanitätsdienstes, zu 
geschäftlichen Zwecken, sowie zur Bezeichnung von Vereinen oder Gesell¬ 
schaften oder zur Kennzeichnung ihrer Thätigkeit nur auf Grund einer Brlaub- 
niss gebraucht werden. 

Die Erlaubniss wird yon den Landes - Zentralbehörden nach den vom 
Buniesrath festzuatellenden Grundsätzen für das Gebiet des Reichs ertheilt. 
Die Erlaubniss darf Vereinen oder Gesellschaften, welche sich im Deutschen 
Reiche der Krankenpflege widmen und für den Kriegsfall zur Unterstützung 
des militärischen Sanitätsdienstes zagelassen sind, nicht versagt werden. 

Die von dem Bandesrath festgestellten Grundsätze sind dem Reichstage 
alsbald zur Kenntnissnahme mitzutheilen. 

§. 2. Wer den Vorschriften dieses Gesetzes zuwider das Rothe Kreuz 
gebraucht, wird mit Geldstrafe bis zu einhundertfün&ig Hark oder mit Hitit 
bestraft. 

§. 3. Die Anwendung der Vorschriften dieses Gesetzes wird durch Ab¬ 
weichungen nicht ausgeschlossen, mit denen das im §. 1 erwähnte Zeichen 
wiedergegeben wird, sofern ungeachtet dieser Abweichungen die Gefahr einer 
Verwechselung vorliegt. 
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§. 4. Dieses Gesetz tritt am 1. Joli 1903 in Kraft. 

|. 6. Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine Anwendung auf den 
Vertrieb der bei der Verkündung des Gesetzes mit dem Rothen Kreuz bezeich- 
neten Waaren, sofern die Waaren oder deren Verpackung oder Umhüllung nach 
näherer Bestimmung des Reichskanzlers mit einem amtlichen Stempelabdruck 
versehen werden. 

§. 6. Bis zum 1. Juli 1906 darf das Rothe Kreuz fortgeftthrt werden: 

1. in Waarenzeichen, die auf Grund einer vor dem 1. Juli 1901 erfolgten 
Anmeldung in die Zeichenrolle eingetragen worden sind; 

2. in Firmen, die auf Grund einer vor dem 1. Juli 1901 erfolgten An¬ 
meldung in das Handels- oder Genossenschaftsregister eingetragen worden sind; 

8. im Namen rechtsfähiger Vereine, sofern die Vereine nach ihren 
Satzungen bereits vor dem 1. Juli 1901 das Rothe Kreuz in ihren Namen ge¬ 
führt haben. 

Aendernngen, die sich in Folge dieses Gesetzes an den unter Nr. 2, 8 
bezeichneten Firmen und Vereinsnamen erforderlich machen, werden gebühren¬ 
frei in das Handelsregister und das Vereinsregister eingetragen, sofern sie vor 
dem 1. Juli 1906 zur Eintragung angemeldet werden. 

§. 7. Waarenzeichen, welche das Rothe Kreuz enthalten, sind von der 
Verkündung des Gesetzes ab von der Eintragung in die Zeichenrolle ausge¬ 
schlossen, sofern nicht die Anmeldung vor dem 1. Juli 1901 erfolgt ist. 


B. Köni|sx*eiolK PrenssexiL. 

Verbot des Haltens von Vorträgen seitens sogenannter Natnr- 
ärate in Räumen der Eisenbahnverwaltnng. Rnnderlass des Mi¬ 
nisters der öffentlichen Arbeiten vom 6. März 1902 an die König¬ 
lichen Eisenbahndirektionen. 

Wie zu meiner Kenntniss gekommen, ist in mehreren Eisenbahndirek- 
tionsbezirken, insbesondere von Vorständen der Werkstätteninspektionen, aber 
auch von anderen Stellen sogenannten „Naturärzten“ und deren Agenten ge¬ 
stattet worden, in Räumen der Verwaltung Vorträge zu halten und Schriften 
zu vertreiben. Auch sind von Inspektionsvorständen und Dienststellenvorstehem 
anerkennende Zengnisse über die gehaltenen Vorträge ansgestellt und ist dabei 
den Bedientesten deren Besuch sowie der Ankauf von Schriften über Naturheil- 
kunde empfohlen worden. 

Ein solches amtliches Eintreten für nichtapprobirte Aerzte muss ich 
ernstlich missbilligen. Vorträge solcher Personen über Gesundheitspfiege oder 
wissenschaftliche Fragen ans dem ärztlichen Gebiete sind in Räumen der Eisen¬ 
bahnverwaltung grundsätzlich nicht znznlassen. Auch ist von Dienstvorstehern 
streng zu vermeiden, den Eisenbahnbediensteten die Behandlung durch soge¬ 
nannte Naturärzte oder andere zur Ausübung der Heilkunde nichtapprobirte 
Personen oder den Ankauf der von diesen herausgegebenen Schriften über Heil¬ 
kunde und Natnrhcilmethoden zu empfehlen. Vorträge über Gesundheitspflege 
sind in den Räumen der Staatseisenbahnverwaltnng nur den Bahnärzten oder 
im Benehmen mit letzteren anderen approbirten Aerzten (§. 29 der Reichs 
gewerbeordnung) zu gestatten. _ 


Umlagerecht der Aerztekammern. Erlass des Ministers der 
n. s. w. Medizinalangelegenheiten vom 14. März 1902 an den 
Königlichen Oberpräsidenten in Potsdam. 

Es kann zweifelhaft sein, ob die Erhebung einer Grundgebühr von 10 M. 
und ausserdem von den Einkommen über 5000 Mark eines Zuschlags von 5 Proz. 
des Staatseinkommenstenerbetrages zur Deckung des Kostenbedarfs der Aerzte- 
kammer sich im Rahmen des Gesetzes vom 25. November 1899 bewegt. Mit 
Rücksicht aber auf die Neuheit der Einrichtung und bei dem Mangel an Er¬ 
fahrung einerseits und bei der freieren Stellung der Aerztekammern anderseits 
erscheint es mir nicht angezeigt, dem erneut festzusetzenden Beitragsfuss die 
Genehmigung zu versagen und damit von Aufsichtswegen in die Entwickelung 
der Organisationen einzugreifen. Dagegen lässt sich nicht verkennen, dass so¬ 
wohl die Höhe des Beitrages wie die Art der Festsetzung zu gewissen Unzu- 
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träglicbkeiten fflhren, die sich in den Bezirken der anderen Kammern nicht 
oder nicht in dem gleichen Masse zeigen. Dies gilt namentlich von der in 
gleicher Höhe erfolgten Heranziehnng derjenigen Aerzte, welche die Praxis 
niedergelegt haben. Es sprechen alle Gründe dafür, diese Aerzte mit geringeren 
Beiträgen zn den Umlagen heranznziehen nnd in geeigneten Fällen davon über¬ 
haupt abznsehen. Eine ermässigte Heranziehung der beamteten Aerzte wird 
gleichfalls als der Billigkeit entsprechend in Erwägung zn ziehen sein." 


Vorschriften über das Abfiillen von Bier in Flaschen. Polizei¬ 
verordnung des Königlichen Begiernngspräsidenten zn Trier 
vem 3. Februar 1902. 

§. 1. Das Abfüllen von Bier in Flaschen und andere Gefässe (Kannen, 
Krüge, Syphons n. dergl.) zum Verkaufe darf nur in reinlich gehaltenen, gut 
gelüfteten nnd derart hell beleuchteten Bäumen geschehen, dass die Flaschen 
nnd alle zur Benutzung kommenden Geräthe auf ihre Beinheit ohne Schwierigkeit 
geprüft werden können. 

§. 2. Die Abfdllränme müssen zementirte oder geplättete Fnssböden, mit 
heller Kalkfarbe getünchte oder in Oel gestrichene, oder zementirte oder mit 
glasirten Plättchen versehene Wände nnd mit heller Kalkfarbe getünchte 
Decken haben. Ausnahmsweise kann der Landrath bezw. in Städten mit mehr 
als 10000 Einwohnern die Ortspolizeibehörde genehmigen, dass die vorgeschrie¬ 
bene Zementirung oder Plättung des Fnssbodens unterbleiben darf. 

§. 3. Die Flaschen nnd Gefässe sind unmittelbar vor dem Abfüllen sorg¬ 
fältig mit Bürsten oder vermittels Sandspülapparaten so lange zu reinigen, bis 
das zum Nachspülen zu benutzende reine frische Trinkwasser vollkommen klar 
ablänft. 

Der Landrath bezw. in Städten mit mehr als 10000 Einwohnern die 
Ortspolizeibehörde ist befugt, auch ein anderes Spülverfahren zu genehmigen, 
wenn dessen Zweckmässigkeit und ausreichende Wirksamkeit nMhgewiesen wird. 

Bleischrot darf bei der Beinigung nicht zur Verwendung kommen. 
Syphons sind vor ihrer Beinigung auseinander zn nehmen. 

§. 4. In gleicher Weise, wie die Flaschen selbst, sind auch alle wieder¬ 
holt zn verwendenden Verschlnsstheile, wie Porzellanstöpsel, Gummiringe, 
Gnmmischeiben n. s. w. einer gründlichen Beinigung zn unterziehen. Kork¬ 
pfropfen sind vor dem Gebrauche in heissem Wasser gründlich abznbrühen. 

Die beim Abfüllen benutzten Geräthe, wie Erahnen, Schläuche, Böhren 
n. 8. w. müssen, insoweit sie mit dem abzufüllenden Biere in Berührung 
gekommen sind, ebenfalls sorgfältig gereinigt, mit Ausnahme der Schläuche, 
getrocknet nnd alsdann an einem luftigen, vor Beschmutzung geschützten sau¬ 
beren Orte anfbewahrt werden. Bevor sie später wieder benutzt werden, ist 
diese Beinigung zu wiederholen. 

§. 5. Die zum Schwenken nnd Beinigen bestimmten Werkzeuge dürfen 
nur zn diesem Zwecke allein gebraucht, müssen reinlich anfbewahrt nnd vor 
dem Gebrauche gereinigt werden. 

§. 6. Es ist verboten, die zum Abfüllen dienenden Schläuche zum An¬ 
ziehen des Bieres in den Mund zn nehmen. 

' §. 7. Schon einmal gebrauchte Korkpfropfen, sowie nicht mehr in gutem 
Zustande befindliche Gummiringe und Scheiben dürfen nicht zum Verschluss 
der Flaschen verwandt werden. 

§. 8. Abgefüllte Flaschen nnd GeBtese müssen bis zum Verkaufe in rein¬ 
lichen Bäumen aufbewahrt werden; die Aufbewahrung in Wohnränmen und 
Schaufenstern ist den Verkänfem untersagt. 

§. 9. Der Abfüll- nnd Spülraum sowie der Aufbewabrnngsranm müssen 
den Polizeibeamten jederzeit zugänglich sein. 

§. 10. Zuwiderhandlungen gegen diese Polizeiverordnung werden, soweit 
nach Massgabe anderer Bestimmungen eine höhere Strafe eintritt, mit Geld¬ 
strafen bis zu 60 Mark, im ünvermögensfalle mit entsprechender Haft geahndet. 

§. 11. Die Polizeiverordnnng tritt am 1. April 1902 in Kraft. 


Verautwortl.Bedakteur: Dr. Bapmund, Beg.- u. Geh. Med.-Bath in Minden i. W. 

0, C. Bmiifl, H. S. n. F. Sch.-L. Hof-Baohdrnokerei, Minden, 
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Nr. 9. 1. Mai. 1902. 

Rechtsprechung. 

Art der Würdigung des Beweismsterials. Gebrauch des Ans« 
dmokes „Wunderdoktor“ auf einen Kollegen. Beschlnss des ärzt¬ 
lichen Bhrengerichtshofes für Prenssen vom 18. Mai 1901. 

Die Beschwerde des Angesohnldigten erscheint begründet. Bei Würdi¬ 
gung des Beweismaterials scheidet zunächst die Aussage des B. ohne Weiteres 
ans, da dieser Zeuge lediglich ein Gerede dritter bei dem Vorfall nicht be- 
theiligter Personen bekundet. Die Zeugin F. ferner belastet den Ange- 
schuldigten nicht, im Gegentheil spricht die Aussage, dass sie nichts von 
„Wunderdoktor“ gehört habe, zu seinen Gunsten. Was schliesslich den Zeugen 
F. anbetrifft, welcher 1\} Jahre nach der Zeit, zu welcher sich nach seiner 
Angabe der Vorfall zngetragen hat, bekundet, es sei ihm so, als ob der An¬ 
geschuldigte ein Wort wie Wundermann oder Wunderdoktor gebraucht habe, 
so giebt er selbst zugleich an, er sei nicht in der Lage, etwas Bestimmtes ans- 
znsagen. Auf diese Zeugenaussagen lässt sich hiernach eine thatsächliche Fest- 
steUnng nicht gründen. Auch die sonst noch von der Vorinstanz hervoige- 
hobenen Momente, dass der Angeschnldigte mit Dr. G. verfeindet sei und dass 
nidit zu erklären sei, wie die Zeugen auf den Ansdmck „Wunderdoktor“ oder 
„Wundermann“ hätten verfallen sollen, genügen nicht, die Mängel des Beweises 
zu ergänzen. Vielmehr ist nach Lage der Saäe nicht als erwiesen zu erachten, 
dass der Angeschnldigte in Bezug auf einen Kollegen den Ausdruck „Wunder¬ 
doktor“ oder einen ähnlichen gebraucht hat, und war daher der Angeschnldigte 
unter Aufhebung des Beschinsses des Ehrengerichtes freiznsprechen. 


Es ist unzulässig, lediglich wegen angeblich nicht zutreffender 
Begründung gegen eine Entscheidung, welche selbst nicht angefochten 
wird, ein Rechtsmittel einzulegen. Beschlnss des ärztlichen Ehren- 
gerichtshofes für Prenssen vom 14. Oktober 1901. 

.... Die Beschwerde ist frist- und formgerecht eingel^t, gleich¬ 
wohl musste sie als unzulässig verworfen werden. Denn sie richtet sich 
nach der ansdrücklichen Erklärung des Angesohnldigten nicht gegen die Ent¬ 
scheidung selbst, die nicht weiter bemängelt wird, sondern lediglich gegen 
deren Begründung. Es ist aber nicht zulässig, lediglich wegen angeblich ni<^t 
zutreffender Begründung gegen eine Entscheidung, die selbst nicht angefochten 
wird, ein Bechtsmittel einznlegen._ 

Oertliche Zuständigkeit des Ehrengerichts bei dem Vorhanden¬ 
sein eines mehrfachen Wohnsitzes des Angesohnldigten. Beschluss 
des ärztlichen Ehrengerichtshofes für Prenssen vom 26. März 
1901. 

Der praktische Arzt Dr. N. in A. ist Inhaber einer Lichtheilanstalt in 
Hamburg. Von dort ans hat er Anfangs November 1900 an die Hebammen von 
Hamburg und A. ein Zirkular versandt, in dem er ein Mittel zur Erleichterung 
der Entbindung empfiehlt. Dieserhalb hat das ärztliche Ehrengericht der 
Provinz Schleswig - Holstein im förmlichen ehrengerichtlichen Verfahren durch 
Beschluss vom 6. Januar 1901 die Voruntersuchung gegen ihn eröffnet. 

Der Angeschnldigte hat gegen diesen ihm am 14. Januar 1901 zuge¬ 
stellten Beschluss unter dem 27. Januar 1901 Beschwerde erhoben und zu 
deren Begründung angeführt, das ärztliche Ehrengericht der Provinz Schleswig* 
Holstein sei zur Eröffnung des Verfahrens örtlich unzuständig. Er habe im 
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Juni 1900 die Lichtheilanstalt in Hamborg übernommen und sich in die Matrikel 
der Hamburger Aerzte eintragen lassen. Er nnterstehe daher nicht der Kompe« 
tenz des ärztlichen Ehrengerichts der Provinz Schleswig-Holstein. Seine 
Privatwohnnng habe er in A. beibehalten. Die Hambnrgisohe Aerztekammer 
habe wegen der snr üntersnohong gezogenen That gleichfalls ein Verfahren 
gegen ihn eingeleitet. 

Die Vorinstanz hat festgestellt, dass der Angescholdigte noch unter dem 
16. Dezember 1900 an den Ereispbysikus in A. die Torgeschriebene Anzeige 
über das Vorkommen von Infektionskrankheiten erstattet hat. Ferner ist fest¬ 
gestellt, dass die Hambnrgische Aerztekammer das gegen den Angeschuldigten 
wegen der in Frage stehenden That eingeleitete Verfahren bis zur Ent¬ 
scheidung des ärztUchen Ehrengerichts der Provinz Schleswig-Holstein aus¬ 
gesetzt hat. 

Die Beschwerde des Angeschuldigten ist frist- und formgerecht eingelegt 
und, soweit sie sich auf die Einrede der Unzuständigkeit der Vorinstanz 
gründet, nach §. 23 des Glesetzes vom 25. November 1899 zulässig. 

Sachlich ist diese Einrede unbegründet. Nach §. 6 des Gesetzes vom 
26. November 1899 ist das Ehrengericht derjenigen Kammer zuständig, in deren 
Bezirk der Arzt snr Zeit der Erhebung der Klage seinen Wohnsitz oder in 
Ermangelung desselben seinen Aufenthalt hatte. Da der Angeschuldigte zu 
der angegebenen Zeit in A. seinen Wohnsitz hatte, so ist hiernach die Zu¬ 
ständigkeit des Ehrengerichts der Provinz Schleswig-Holstein begründet. Ob 
auch in Hamburg ein Wohnsitz für den Angeschuldigten vorliegt, kann dahin 
gestelit bleiben. Die Beschwerde gegen den Beschluss der Vorinstanz, soweit 
sie sich darauf stützt, dass auch die Hambnrgische Aerztekammer wegen der 
zur Untersuchung gezogenen That ein Verfahren gegen ihn eingeleitet habe, 
ist nach §. 23 des Gesetzes vom 26. November 1899 nicht zulässig. 


Die Anwendung des Ehrengerichtsgesetzes ist von der An- besw. 
Abmeldung eines Arztes bei dem zuständigen Kreisärzte unabhängig; 
die durch die Approbation bedingte Zugehörigkeit zu dem ärztlichen 
Stande kann weder durch die Anmeldung bei dem Kreisärzte be¬ 
gründet, noch auch durch die Abmeldung beseitigt werden. Beschluss 
des ärztlichen Ehrengerichtshofes für Prenssen vom 29. No¬ 
vember 1901. 

Der Angeschuldigte bestreitet die Zuständigkeit des Ehrengerichts, weil er; 

1. eine ärztliche Berufsthätigkeit nicht mehr ansübe, 

2. sich ans der Liste der praktischen Aerzte — geführt vom zuständigen 
Kreisarzt — habe streichen lassen. 

Zn dem ersten Einwand ist zu bemerken, dass etc. (es wird näher aus- 
geführt, dass der Einwand nicht zutreffe, da die dem Angeschuldigten nach 
seiner eigenen Angabe übertragene Thätigkeit sich als eine ärztliche Bemfs- 
thätigkeit darstelle). 

Was den zweiten Einwand betrifft, so unterstehen nach §. 2 des Gesetzes 
vom 26. November 1899 der Zuständigkeit des ärztlichen Ehrengerichts — ab¬ 
gesehen von den dort aufgeftthrten, vorliegend nicht in Betracht kommenden 
Ausnahmen — die approbirten Aerzte des Kammerbezirks. Dass der 
Angeschuldigte approbirter Arzt ist, ist zweifellos, ebenso, dass er als solcher 
der Gerichtsbarkeit des Ehrengerichts desjenigen Bezirks, in welchem er seinen 
Wohnsitz hat, an sich unterstellt ist. Durch die nachträglich bei dem zu¬ 
ständigen Kreisärzte angeblich bewirkte Streichung ans der Liste der pmkti- 
sehen Aerzte ist der Angeschuldigte der Eigenschaft eines approbirten Arztes 
nicht verlustig gegangen. Den approbirten Aerzten, welche die Heilkunde in 
Prenssen ansüben wollen, ist die Verpflichtung auferlegt, vor Beginn der Be- 
mfsthätigkeit unter Vorlegung der Approbation (§. 29 der Beichs-Gewerbe¬ 
ordnung) und der Angabe der Wohnung sich bei dem zuständigen Kreisarzt 
zu melden und ihm die erforderlichen Personalnotizen mitzutheilen. Die Er¬ 
füllung dieser lediglich im medizinalpolizeilichen Interesse und ans Gründen 
der äusseren Ordnung eingeführten Meldepflicht steht mit den Voraussetzungen, 
welche die Anwendung des Ehrengerichtsgesetzes begründen, in keinem Zu¬ 
sammenhänge. Die Thatsache der Approbation bezw. die durch diese bedingte 
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ZogehSrigkeit zu dem &rztlichen Statade kann weder dnrcb die Anmeldung bei 
dem Kreisärzte begründet, noch auch durch die Abmeldung beseitifft werden. 

Hiernach war der Beschwerde des Angeschuldigten, wie gescmeheD, der 
Erfolg zu versagen. _ 

In dem nicht förmlichen ehrengerichtlichen Verfahren kann anf 
Veröffentlichung der ehrengerichtlichen Entscheidung nicht erkannt 
werden. Beschluss des ärztlichen Ehrengerichtshofes für 
Preussen vom 1. Juli 1901. _ 

Der Gebrauch des Ausdrucks „Beschwerde** ist nicht Vorans- 
setnnng der legalen Einlegung der Beschwerde. Verletzung der Stan> 
despflichten durch einen die kränkende Absicht klar erkennen lassenden 
Ton und Inhalt eines Schreibens. Beschluss des ärztliche Ehren* 
gerichtshofes für Preussen vom 29. September 1900. 

.... Der Gebrauch des Ausdrucks Beschwerdeinder Besohwerdeschrift 
ist nicht Voraussetzung der legaien Einlegung der Beschwerde, vielmehr genügt 
jeder Ausdruck der Unzufriedenheit mit der erstrichterliehen Entscheidung in 
Verbindung mit der zum Ausdruck gebrachten Absicht, die Angelegenheit einer 
nochmaligen Prüfung und Entscheidung des höheren Richters unterbreitet 
zu sehen. 

... In materieller Beziehung muss den thatsächlichen Feststellungen des 
ärztlichen Ehrengerichts, dass der Ton nnd Inhalt der von dem Angeschuldigten 
an den Dr. E. gerichteten Schreiben vom 28. und 28. Dezember 1899 die Ab¬ 
sicht verletzender Kränkung klar erkennen lasse, sowie der daraus gezogenen 
Folgerung, dass der Angeschnldigte sich einer groben Verletzung der ihm 
einem Berufsgenossen gegenüber obliegenden kollegialen Pflicht säuldig ge¬ 
macht habe, vollständig beigepflichtet werden. 

Die von dem Ehrengerichte festgesetzte Strafe eines Verweises kann 
insbesondere gegenüber dem Umstande, dass das Verhalten des Angeschuldigten 
gegenüber dem Dr. K. schon früher eine Missbilligung seitens des Standes¬ 
gerichts des Vereins der Aerzte des Regierungsbezirks Bieslau erfahren hat, 
nur als eine gelinde, keineswegs aber als eine zu harte Strafe angesehen werden. 

Der Beschwerde war hiernach lediglich der Erfolg zu versagen. 

Das Ehrengericht urtheilt nach §. 37, Abs. 2 des Ehrengerichts¬ 
gesetzes nach seiner freien Ueberzengnng. Dasselbe ist auch an die 
Ergebnisse der thatsächlichen Feststellung eines voranfgegangenen 
yemrtheilendeu Erkenntnisses des ordentlichen Strafirichters nicht 
gebunden. Urtheil des ärztlichen Ehrengerichtshofes für 
Preussen vom 1. Juli 1901. 

Der Angeschuldigte ist durch Urtheil der Strafkammer des Königlichen 
Landgerichts vom 2. März 1900 zu zwei Monaten Gefängniss vernrtheilt worden, 

weil er für überführt erachtet wurde, zu.am 19. Oktober 1899 als Arzt 

ein unrichtiges Zeugniss über den Gesundheitszustand eines Menschen zum Ge¬ 
brauch bei einer Behörde wider besseres Wissen ausgestellt zu haben. Die 
von dem Angeschuldigten eingelegte Revision gegen dieses Urtheil ist vom 
Reichsgericht als unbegründet zurückgewiesen. Die erkannte Strafe ist noch 
nicht vollstreckt. 

Wegen derselben That ist durch Beschluss vom 12. Juli 1900 das ehren¬ 
gerichtliche Verfahren gegen den Angeschuldigten eingeleitet. Das Ehrengericht 
ist nach erneuter Prttfung des Thatbestandes zu der Ueberzeugung gelangt, 
dass der Nachweis nicht vorliege, dass der Angeschuldigte ein unrichtiges 
Zeugniss wider besseres Wissen ansgesteUt habe. Vielmehr könne nur 
festgestellt werden, dfiss der Angeschnldigte in diesem Zeugniss fahrlässig eine 
unrichtige Angabe gemacht habe. Dieserhalb hat das Ehrengericht unter Be¬ 
rücksichtigung des Umstandes, dass die Verfehlung des Angeschuldigten keine 
sehr erhebliche gewesen sei, nnd der Unbescholtenheit des ^geschuldigten nur 
anf eine Warnung erkannt. 

In der Rechtfertigung der Berufung der Anklagebehörde wird dem 
gegenüber geltend gemacht, das Ehrengericht habe sich an die im rechts- 
krtitigen Strafnrtheil getroffene thatsäohliche Feststellung zu halten, auch 
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führe die yon der Vorinstamz erneat yorgenommene PrUfong dieser bereits 
festgestellten Thatsschen za unrichtigen Sgebnissen und jedenfalls sei die 
erkannte Strafe zn milde. 

Der Ehrengerichtshof erachtet den Einwand, dass die atrafrichterliche 
Feststelinng massgebend sein müsse für das ehrengerichtliche Verfahren, nicht 
für begründet. Wie die Vorinstanz schon heryorgehoben, hat das Ehrengericht 
gemäss §. 37 des Ehrengerichtsgesetzes bei derEntscheidong nach seiner freien 
Ueberzeagnng zn artheilen. Eine gesetzliche Beweisregel, welche das Gericht an 
die Ergebnisse einer im ordentlichen Beechtswege erfolgten thatsächlichen Fest* 
Stellung bindet, besteht nicht. Anderseits ist es selbstyerständlich, dass das 
Gtewioht einer solchen Feststellung in der Kegel aasreichen wird, die Ueber* 
zeugang des Ehrengerichts yon der Wahrheit der festgestellten Thatsache zu 
begründen, and deshalb wird auch in der Kegel das Ehrengericht keine Ver¬ 
anlassung haben, in eine nochmalige Nachprüfung des Thatbestandes einzn- 
treten, und entsprechenden Anträgen gegenüber unter Hinweis auf die richter¬ 
liche Feststellung sich ablehnend verhalten. Das schliesst aber nicht aus, dass 
in besonders gearteten Fällen, namentlich wenn Nova sich ergeben haben, das 
Ehrengericht ausnahmsweise den strafrichterlich festgestellten Thatbestand einer 
erneuten Prüfung und Würdigung unterzieht. Solche Nova lagen hier — abge¬ 
sehen yon den Aussagen der von dem Strafrichter nicht gehörten Zeugen N. N. 
namentlich in dem vom 17. September 1900 in dem Verfahren gegen die 
Arbeiterfrau B. wegen fahrlässigen Meineids gefällten ürtheil der Strafkammer 
des Landgerichts in N. vor. Denn dieses Urtheil weicht in der thatsächlichen 
Feststellung desselben Vorganges erheblich von dem gegen den Angeschuldigten 
gefällten Erkenntniss ab. Während nämlich in dem Verfahren gegen den An- 
geschuldigten festgestellt worden ist, dass die Angabe seines Attesten, der 
Katharina B. sei die Haut buchstäblich durchgeschlagen worden, unrichtig sei, 
ist in dem Verfahren gegen die Frau B. eine Feststelinng getroffen, welche 
diese Angabe des Attesten als richtig erscheinen lässt. Der Ehren gerichtshof 
ist in eine erneute thatsächliche Prüfung der Sachlage eingetreten und dabei 
in Uebereinstimmnng mit der Vorinstanz zn dem Ergebniss gelangt, dass der 
Nachweis nicht erbracht ist, dass der Angeschnldigte wider besseres 
Wissen ein unrichtiges Attest ansgestellt habe. Allerdings ist es nicht recht 
begreiflich, wie nach dem Befunde der Angeschnldigte sich dazu entschliessen 
konnte, in dem Atteste zn bekunden, dass es sich um schwere Hautverletzungen 
handle, welche nach Wochen heilen und auf Jahre hin Zeichen hinterlassen 
würden. Indessen spricht gegen die Annahme, dass diese unrichtige Bekundung 
wider besseres Wissen abgegeben sei, ausser den yon der Vorinstanz hervor- 
gehobenen Gründen auch die Erwägung, dass es sich hier um Angaben handelt, 
deren Unrichtigkeit in kürzester Frist und noch ehe das Strafverfahren gegen 
den Lehrer G. seinen Abschluss finden konnte, völlig evident sein musste. Bei 
dieser Lage der Sache kann nur angenommen werden, dass der Angeschnldigte 
seine unrichtigen Angaben fahrlässig abgegeben hat. Es handelt sich hierbei 
allerdings um eine grobe und schwere Fahrlässigkeit, die nahe an der Grenze 
der wissentlich unrichtigen Aussage liegt. Möglicherweise hat der Ange- 
schuldigte durch das Mitgefühl, das er als Mensch über die grobe Misshandlung 
der Katharina B. empfand, die ruhige Ueberlegung verloren und die sachliche 
Beurtheilnng, die er als Arzt anzuwenden verpflichtet war, ausser Acht gelassen. 
Hiernach aber kann bei der groben Pflichtwidrigkeit, die sich der Angeschuldigte 
hat zu Schulden kommen lassen, die niedrigste Strafe einer Warnung nicht 
als genügende Sühne seiner That angesehen werden,- vielmehr erschien die be¬ 
kannte Strafe eines Verweises und einer Geldstrafe von 100 Mark angemessen. 

], Die vor dem Beginn der Berufungsfrist eingelegte Berufung 
ist rechtswirksam eingelegt. 

2. Die Ahndung von Verfehlungen, welche Vor dem Inkrafttreten 
des Ehrengerichtsgesetzes liegen, aber unter die Verordnung vom 
25. Mai 1887 fallen, erfolgt, sofern nicht schon ein Verfahren nach dem 
früheren Rechte eingeleitet war, statt in den Formen des §. 5 der 
genannten Verordnung in den Formen des Ehrengerichtsgesetzes. 

3. Die von einzelnen Aerztekammem erlassenen „Standesord- 
nnngen“ haben für den ärztlichen Ehrenrichter keine verbindliche 
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Kraft, ürtheildes ftrztlichen Ehrengeriohtshofes fttr Prenssen 
Tom 29. November 1901. 

„... Mit Altmsnn (Anm. 4, Abs. 8 za g. 39 des Giesetzes vom 25. Not. 
1899) ist anzanehmen, dass die Binlegnng der Berafang vor dem Beginn der 
in dem §. 39 des Gesetzes festgesetzten Berofangsfrist rechtswirksam ist, znmal 
in dem vorliegenden Falle die Entscheidnng in Anwesenheit des Angesdinldigten 
verkündet ist. Das bei den Akten befindliche Schriftstück vom 6. Jnni 1901 
kommt, weil ohne Unterschrift, als Berofnngseinlegang nicht in Betracht. 

In der Sache selbst stellt die erste Instanz thatsftchlich fest, dass der 

Angeschnldigte in Bezog anf einen Kollegen, Dr.. welcher ihm lüs 

Konknrrenzarzt lästig war, Thatsachen behauptet, welche dessen Bernfsehre 
za verletzen geeignet sind. 

Charakteristisch für die Persönlichkeit des Angeschaldigten ist, dass er 
nach den Bekandangen der Zeugen mehrfach in tmäenem Zustande sich zu 
hitzigen Wortstreiten, die in einem Falle zu seiner Hinausweisung aus einer 
Wirthschaft führten, hat hinreissen lassen, und dass er mit einer verwittweten 
Wirthschaftsbesitzerin ein unziemliches Verhältniss unterhalten hat." 

Nachdem dann darauf hingewiesen ist, dass das erstinstanzliche Ver> 
fahren an formellen Mängeln leidet, als bei zwei Zeugen die Vereidigung unter¬ 
blieben, während andere im Voruntersuchnngsverfahren vor statt nach ihrer 
Vernehmung vereidigt sind, heisst es weiter: 

„1. In rechtlicher Beziehung hat der Angeschnldigte zunächst geltend 
gemacht, dass das Gesetz vom 25. November 1899 zu Unrecht zur Anwendung 
gebracht sei, da die inkriminirten Handlungen ausnahmslos vor dem 1. April 
1900, also in eine Zeit fiel, wo das Gesetz noch nicht in Kraft getreten war. 
Der Einwand ist nicht begründet: Bereits zur Zeit der Begelmng der vor¬ 
liegenden Handlungen war anf Grund des §. 5 der Verordnung vom 25. Mai 
1887 die Möglichkeit gegeben, die Verfehlungen durdi Entziehung des Wahl¬ 
rechts zur Aerztekammer zu ahnden. 

Diese Möglichkeit aber ist durch das Ehrengerichtsgesetz nicht beseitigt, 
vielmehr beschränkt sich die Neuerung, welche dieses Gesetz eingefübrt hat 
lediglich darauf, dass die Ahndung, sofern nicht schon nach dem früheren 
Bechtszustande ein Verfahren eingeleitet war (§. 57 des Gesetzes), statt in den 
Formen der gedachten Verordnung in den Formen des Ehrengerichtsgesetzes 
zu erfolgen h^at. Von diesem Grundsätze, welchen der Ehrengeriohtshof schon 
in wiederholten Entscheidungen aufgestelllt nnd begründet hat, abzugehen, 
liegt keine Veranlassung vor. 

2. Die von dem Angeschuldigten ferner gerügte unzulässige Beschränkung 
der Vertheidigung liegt nicht vor. Nach seiner eigenen Angabe hat er 14 Tage 
vor dem Hanptverhandlungstermin Kenntniss von der Anklageschrift erhalten. 
Er hatte mithin ausreichend Zeit, Beweisanträge zwecks seiner Entlastiug 
zu stellen. 

3. Die im Einzelnen von dem Angeschaldigten gegen die erstinstanzliche 
Feststellung nnd Beweiswürdigung erhobenen Bedenken endlich sind gleichfalls 
nicht gerechtfertigt. Es kann dahin gestellt bleiben, ob die Zeugen Dr. H. 
und N., ersterer die ihm angeblich vom Angeschuldigten gemachten Mitthei- 
lungen, letzterer dem Angeschuldigten „günstigere Nebennmstände" — welcher 
Art dieselben sein sollen, verschweigt der Angeschnldigte — auf Befragen be¬ 
kunden würden. 

An der Gesammtbeurtheilung des vom ersten Bichter durchans zutreffend 
eharakterisirten, auf Grund des Ergebnisses einer ausreichenden Beweisaufnahme 
festgestellten, ehrenrührigen und verwerflichen Verhaltens des Angeschuldigten 
könnte hierdurch ebensowenig etwas geändert werden, wie durch die vom An¬ 
geschuldigten vorgetragene Thatsache, dass sich B. als Verfasser, gewisser 
gegen den Angeschuldigten gerichteter Schmähartikel bekannt habe. 

Nach alledem sind die erstinstanzlichen Feststellungen in thatsächlicher 
Hinsicht einwandsfrei. 

Die Ausführung des ersten Urtheils jedoch, dass die festgestellten That- 
saehen einen Verstoss gegen die Standesordnnng für die Aerzte der Provinz 

.enthalten und deshalb der ehrengerichtlichen Ahndung unterliegen, 

ist irrthttmlich. Entgegen dieser Auffassung ist darauf hinzuweisen, dass das 
Ehrengericht bezw. der Ehrengerichtshof nach §. 37, Abs. 2 des Ehrengerichts- 
gesetzes nach freier Ueberzeugung nrtheilen und daher bei der Prüfung 
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der Frage, ob ein Arzt sich eines standeswidrigen Verhaltens schnldig gemacht 
hat, auch nicht durch Festsetzongen der Standesordnnngen, welche die Aerzte- 
kammem für die ihrem Bezirke angehbrigen Aerzte erlassen haben, beschränkt 
werden können. 

Dergleichen Standesordnnngen mOgen für die Benrtheilnng der Verhält¬ 
nisse, insbesondere fflr die Feststellung der in den ärztlichen Kreisen eines 
bestimmten Bezirks herrschenden Anffassnngen und Standessitten werthyolle 
Fingerzeige an die Hand geben, aber die Bedeutung einer die freie Benrthei- 
Inng des Ehrenrichters einschränkenden yerbindlichen Bechtsnorm kann ihnen 
nicht beigelegt werden. In dem vorliegenden Falle wird die sich ans dem 
festgestellten Sachverhalt schlOssig ergebende Bndfeststellnng, dass der Ange- 
schnldigte sich gegen den §. 8 des Ehrengerichtsgesetzes vergangen habe, 
durch die dargethane Unrichtigkeit der rechtlichen Begründung jedoch nicht 
berührt. 

Da ferner die erkannte Strafe im Hinblick auf die von dem Angeschnl- 
digten an den Tag gelegte niedrige Gesinnung keineswegs zu hoch bemessen 
ist, so war, wie geschehen, der Berufung des Angeschnldigten der Erfolg zu 
versagen. _ 

In dem ehrengerichtlichen Verfahren ist hei dem Vorliegen meh¬ 
rerer selbstständiger Verfehlungen (Annahme von Erankenkassenarzt- 
stellen unter Uebergehung der Aerztekommission; Beziehungen zu 
Naturheilvereinen n. s. w.) nicht jede Verfehlung mit besonderer Strafe 
zu belegen, sondern unter einheitlicher Würdigung des Verhaltens 
des Angeschuldigten stets auf eine Gesammtstrafe zu erkennen, ür- 
theil des ärztlichen Ehrengerichts.hofes für Prenssen vom 
14. Oktober 1901. 

In der Sache selbst ist Folgendes zu bemerken. Der Angeschnldigte be¬ 
streitet zunächst gegenüber den Feststellungen des Beschlusses vom 18. August 
1900, Mitglied des Naturheilvereins gewesen zu sein. Seine Beziehungen, so 
führt er aus, zu dem genannten Verein hätten lediglich darin bestanden, dass der 
Vorstand des Vereins ihm die Leitung des Franenturnvereins angeboten habe, 
worauf er eingegangen sei. Auf Befragen hat der Angeschnldigte ferner noch 
zugegeben, dass er schon vor seiner Niederlassung mit dem genannten Verein 
in Korrespondenz gestanden habe. 

Nach der ganzen Sachlage, wie sie sich ans den Feststellungen des ersten 
Biehters ergiebt, kann es keinem Zweifel unterliegen, dass der Angeschnldigte 
zu dem Natnrheilverein als solchem in besonderen Beziehungen stand, dass er 
als Arzt dieses Vereins angesehen wurde und auch thatsächlich fnngirte. 
Ferner steht fest, dass der Vorsitzende dieses Vereins die in dem ersten Br- 
kenntniss mitgetheihe schwere öffentliche Beleidigung gegen die Kollegen des 
Angeschnldigten sich hat zu Schulden kommen lassen, und dass der Angeschnl¬ 
digte sich diesem Vorkommniss gegenüber völlig passiv verhalten und in seinen 
Beziehungen zu dem Verein keine Aendemng hat eintreten lassen. Hiernach 
aber erscheint der Vorwurf unkollegialen Verhaltens gegen ihn begründet und 
die Feststellung des ersten Biehters, dass der Angeschnldigte sich gegen §. 3 
des Ehrengerichtsgesetzes vergangen habe, gerechtfertigt. 

Was sodann den in dem Urtheil vom 19. Januar 1901 behandelten That- 
bestand anbetrifft, so kommen hier zwei Handlungen des Angeschnldigten in 
Betracht: 

1. In der Aerzteversammlung vom 10. März 1900 hat der Angeschnldigte, 
vor die Alternative gestellt, ob er seine Beziehungen zum Natnrheilverein lösen 
oder auf seine Anstellung als Arzt der Krankenkasse verzichten wolle, sich für 
Letzteres entschieden, nnd als eine entsprechend schriftliche Erklärung von ihm 
verlangt wurde, erwidert, dass sei nicht nöthig, wenn er das mündlich erklärt 
habe, so sei das ebensogut, als ob er sein Ehrenwort abgegeben habe. Dem¬ 
zufolge hat dann der Angeschnldigte am 11. März seine Meldung als Kassen¬ 
arzt zurückgezogen. Wie sich nun ans der Aussage des Zeugen P. ergiebt, 
ist später auf Anregung von Mitgliedern der Krankenkasse erneut über 
die Bestellung des Angeschnldigten als Kassenarzt verhandelt worden nnd vön 
der Generalversummlnng ein dem Angeklagten günstiger Beschluss gefasst nnd 
darauf dem Angeschnldigten durch Schreiben vom 26. Mai mitgetheilt worden. 
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dass der Vontand der Kasse ihn in seiner Sitsnng Tom 25. Mai als Kassenant 
angestellt habe. Der Angeschnldigte hat die Anstellnng angenommen und der 
Aerztekommission davon Mittbeilnng gemacht. Der Ehrengerichtshof geht nicht 
soweit, dieses Verhalten als förmlichen Wortbrach anznsehen. 

Diese Anffassnug würde begründet sein, wenn der Angeschnldigte seiner¬ 
seits Schritte gethan hätte, nm seine Anstellnng als Kassenarzt herbeiznführen, 
sei es durch Meldung bei dem Vorstände oder durch Beeinflussung von Mit¬ 
gliedern der Kasse, die ihn dazu in Vorschlag bringen sollten. In dieser Be¬ 
ziehung liegt indess kein belastendes Materifd vor. Anderseits aber ist dem 
ersten Richter insoweit beizutreten, als es im Hinblick auf die zwischen den 
übrigen Aerzten und dem Angeschnldigten am 10. März getroffene Verabredung 
Pflicht des Angeschnldigten gewesen wäre, nach Empfang des Schreibens des 
Kassenvorstandes vom 26. Mai zunächst der Aerztekommission davon Mittheilung 
zu machen, dass er beabsichtige, die Offerte anznnehmen und, nachdem er so 
der Kommission Gelegenheit gegeben, Stellung zu nehmen, seine Erklärung der 
Kasse gegenüber abzugeben. Indem der Angeschnldigte dies nnterliess und 
ohne Rücksicht auf das, was mit ihm am 10. März verhandelt war, alsbald die 
Bestellung als Kassenarzt annahm, hat er nukollegialisch gehandelt und gegen 
§. 3 des Ehrengerichtsgesetzes verstossen. 

2. Was sodann die von dem Angeschnldigten in den öffentlichen Blättern 
abgegebenen Erklärungen anbetrifft, so wird den Angeschnldigten die That- 
sache allein, dass er den Standpunkt vertreten hat, dass die Kasse und nicht 
der Aerzteverein das Recht der Anstellnng und • der Veröffentlichung der An¬ 
stellnng habe, nicht belasten können. Aber darin ist er zu weit gegangen, 
dass er der Aerztekommission vorgeworfen hat, sie habe sich ein ihr nicht zn- 
stehendes Recht „angemasst" bezw. „es bleibt . . . die Anmassung der 
Aerztekommission bestehen." Anderseits ist aber auch die Aerztekommission 
durch das Inserat „das Verhalten des praktischen Arztes . . . gekennzeichnet 
durch den . . . gegen uns erhobenen Angriff, untersteht in Bezug auf Wahrheit 
and Form der Beurtheilung des . . . Ehrengerichts" über die Grenzen erlaubter 
Abwehr hinausgegangen. Immerhin aber trifft den Angeschnldigten der Vor- 
vnirf, dass er zuerst durch die Beschuldigung* der Anmassung in der Form 
seiner Vertheidigung zu weit gegangen ist, und dies fällt um so schwerer in’s 
Gewicht, als es sich um eine in der Oeffentlichkeit -geführte Polemik gegen 
ein zur Wahrung der ärztlichen Standesinteressen in N. besonders beruenes 
Organ handelt. 

Im GTebrigen hat der ärztliche Ebrengerichtshof nicht für festgestellt 
erachtet, dass hinsichtlich der Nothwendigkeit der Zustimmung der Aerzte¬ 
kommission zur Anstellung des Kassenarztes und hinsichtlich der Publikation 
durch die Aerztekommission ein Gewohnheitsrecht bestehe. Abgesehen 
davon, dass, wie aus der Aussage des Zeugen P. gefolgert werden muss, an¬ 
scheinend nur in einem Falle die Publikation der Anstellnng nicht von dem 
Kassenvorstande, sondern von der Aerztekommission ausgegangen ist, fehlen 
hier auch im üebrigen die Erfordernisse eines Dritte bindenden Gewohnheits¬ 
rechts, vielmehr handelt es sich lediglich um eine zwischen der Kasse und der 
Aerztekommission bestehende Usance, die nicht ohne Weiteres auch Dritte 
verpflichtet. • 

Wie sich aus dem Vorstehenden ergiebt, ist der Ehrengerichtshof den 
angefochtenen Entscheidungen darin beigetreten, dass in allen drei Punkten 
eine Verfehlung des Angeschnldigten gegen §. 8 des Gesetzes vom 25. November 
1899 vorliegt. Bei der Strafzumessung geht indess der Ehrengerichtshof davon 
aus, dass nicht eine jede dieser drei Handlungen mit besonderer Strafe zu be¬ 
legen, vielmehr das gesammte Verhalten des Angeschnldigten in seinem Streite 
mit der Aerzteschaft von M. einheitlich zu würdigen ist. Strafschärfend kommt 
in Betracht, dass der hngeschuldigte, wie auch seine Vertheidigung vor dem 
Ehrengerichte ergab, keinerlei Werth auf die Pflege guter kollegialer Bezie¬ 
hungen zu legen scheint. Anderseits war in Betracht zu ziehen, dass in der 
Beurtheilung der That selbst, wie bereits hervorgehoben, der Ehrengerichtshof 
zu einer milderen Auffassung gelangt ist, als die erste Instanz. Hiernach er¬ 
schien die erkannte Strafe eines Verweises und einer Geldstrafe von 100 Mark 
für angemessen. Von der Veröffentlichung des Erkenntnisses, welche der Ver¬ 
treter der Anklage in zweiter Instanz beantragt hat, musste abgesehen werden, 
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weil darin eine VersohtrfnDg der in erster Instanz erkannten Strafe liegen 
wtkrde, die nicht angängig ist, da lediglich der Angeschnldigte Bemfnng ein¬ 
gelegt hat. _ 


Beziehungen der Aerzte zu Kurpfuschern. Förderung ärzte¬ 
feindlicher Bestrebungen. Beschluss des ärztlichen Ehrengerichts- 
hofes fttr Preussen Tom 29. Noyember 1901. 

In der Sache selbst stellt die erste Entscheidung thatsächlich fest, dass 

der Angeschnldigte am.in einer von dem „Weltbünde zur 

Bekämpfung der Vivisektion“ veranstalteten Versammlung in den Festsälen 
Benthstrasse 20 zu Berlin einen Vortrag gehalten hat, trotzdem, wie ihm be¬ 
kannt war, der Enrpfasoher K. im Vorstande des Vereins war, and dass er am 
Schlüsse seines Vortrages, sich gegen die Chirurgie im Allgemeinen wendend, 
die Aenssemng gethan hat, seine Kollegen Hessen den Kranken erst die Bein^ 
abfaulen, ehe sie sie abnähmen. 

Es kann dahin gestellt bleiben, ob die von dem Angeschuldigten be¬ 
strittene letztgedachte Aenssemng gefallen ist. Der Ehrengerichtshof sieht 
allein schon in der Thatsache, dass der Angeschnldigte in einem von einem 
Kurpfnscher geleiteten Vereine, dessen agressive ärztefeindlichen Tendenzen 
sich ans der in der fraglichen Versammlnng znr Vertheilung gelangten Bro¬ 
schüre: „Was in den Hospitälern und am Krankenbette ge¬ 
schieht.“ Zur Aufklärung des Volkesl zur Genüge ergeben, einen 
Vortrag gehalten hat, eine hinreichende Grundlage für die Feststellnng eines 
gröblichen Verstosses gegen die ärztliche Standesebre. Wenn der Angeschnldigte 
unter Beweisantritt behauptet, dass er den Vortrag erst übernommen habe, 
nachdem er die Versichernng erhalten, der Kurpfuscher K. habe mit dem Ver¬ 
eine nichts mehr zu thnn, wenn auch vielleicht der formelle Aus¬ 
tritt noch nicht erfolgt wäre, so ergiebt sich die Unerheblichkeit der 
Behauptung schon aus der, der angeblichen Versicherung beigefügten Eim 
Schränkung. Im üebrigen musste sich der Angeschnldigte sagen, dass durch 
die wenn auch vorläufig nur faktische Trennung des K. von dem Vereine die 
an ein zu übereilter Kritik leicht geneigtes Laienpublikum sich wendende 
Bichtang des „Weltbundes zur Bekämpfung der Vivisektion“ in kemer Weise 
eine Veränderung erfuhr. Indem der i^geschuldigte als Arzt sich dazu herbei- 
liess, derartige Bestrebungen durch Abhaltung eines Vortr^es in dem in Bede 
stehenden Verein zu unterstützen, hat er sich einer erheblichen Verletzung der 
Pflichten, welche ihm die Zugehörigkeit zu dem ärztlichen Stande anferlegt, 
schuldig gemacht, §. 3 des Gesetzes vom 25. November 1899. 

Da auch die in erster Instanz erkannte Strafe angemessen erscheint, so 
war, wie geschehen, der Beschwerde der Erfolg zu versagen. 


Die Veranlassung öffentlicher Danksagungen wegen angeblicher 
Heilerfolge yerstösst wider die ärztliche Standesehre. Beschluss des 
ärztlichen Ehrengerichtshofes für Preussen vom 29. Nov. 1901. 

Ob der Ausdruck „Haut-Uriniren“, wie die Vorinstanz meint, schlechthin 
als „wissenschaftlicher Unsinn“ zu bezeichnen ist, mag dahin gestellt bleiben. 
Jedenfalls ist der Ausdruck mit Absicht gewählt und darauf berechnet, der 
Sensation nnd Reklame zu dienen. Es ist daher dem ersten Richter darin bei- 
zutreten, dass der Angeschuldigte sich mit derartiger Reklame gegen die 
ärztliche Standesehre vergangen hat. Dasselbe gilt, und zwar in erhöhtem 
Masse, von der Veröffentlichung der Danksagung des Apothenbesitzers B. in der 
. . ... . . - Zeitung. Dieses zur Hinweisung des Publikums auf angeblich einzig 
dastehende Heilerfolge des Angeschuldigten angewandte Mittel muss als eines 
Arztes durchaus unwürdig bezeichnet werden. Die von dem Angeschuldigten 
in seiner Beschwerdeschrift, auf welche verwiesen wird, angeführten That- 
sachen sind nicht geeignet, die erstinstanzliche Schlussfeststellung zu erschüttern, 
anderseits sind sie bei der Strafabmessung bereits von der Vorinstanz aus¬ 
reichend berücksichtigt worden. Der Beschwerde war daher, wie geschehen, 
der Erfolg zu versagen. 


Verfügungen der Ehrengerichte, welche die Zurückweisnng von 
Denunziationen gegen Aerzte zum Gegenstand haben, können mit 
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J&6cht—tiitriB sieht «agtfoelKtM w«r«mi. BeabkUas d»« ktitliake« 
Bkzesgeyicbtaheiea fttr Pvasaaett Tem 18. Mai 

Der Fabrikbentier H. in N. hat des prakMaohen h.iat Dr. F. n N. bei 
dem kmtUohen Bkrengeriebt fflr die Proyisa Brandeabnrg tmd dea Stadtkieii 
Berlia wegen nnriebtiger and naABgeiaeaaeiiar Qebttbrealiqoidation angeaaigt. 

Daa Bbrengeficbt hat die Anaeige dnreh Beaehloaa Tom 12. Deaembef 
1900 als nnbegrOndet znrttckgewiesen. Gegen diesen ihm am 7. Januar 1901 
angeatellten Besehlass ist H. in einer am 16. Januar 1901 bei der Vorinstana 
eiagegangenen, als Berafiug bezeiehneten Eingabe yoratellig geworden. Auf 
den bdialt der Eingabe wird Bezug genommen. In dem Gesetz, betreffend die 
ftrztlioben Ehrengerichte pp., vom November 1899 sind Bechtsmittel gegen 
VerfSgungen der Ehrengerichte, welche die Zurhekweisung von Denunziationen 
gegen Aerzte zum Gegenstände haben, nicht vorgesehen. Der Beschwerde des 
H. war daher ohne materielle Prüfung der Sachu^e wegen Unznlässigkeit des 
Bechtsmittels der Erfolg zu versagen. 


Ueber die Frage, unter welchen Vorauaaetanngen daa Annenniaen 
einea Aratea fir atandeswidrig zu erachten ist, lassen sieh hestinuot 
dennnlirte Grundsätze nicht aufstellen; hierüber bat Tielmebr daa 
Ehrengericht von Fall zu Fall unter Berücksichtigung der besonderen 
Terhältnisae der Sachlage nach freier Ueberzeugung au entscheiden. 
Besehlnss des ärztlichen Ehrengeriehtshofes für Prenssan vom 
29. November 1901. 

Es ist durchaus unbedenklich, wenn die erste Instanz dem Angeschnldigten 
daraus einen Yorworf macht, dass er die standesnawürdige GesehäftsverhindnBg 
mit N., dessen marktsohreierisohe Annoncen auch dem Aageschuldigten Patienten 
znfilhren, anfreoht erhalte und anderseits auch daraus, dass er, offenbar be' 
stimmt durch die ihm hieraus erwachsenden pekuniären Vortheile, der ärst* 
Beben Standessitte, schriftliche ärztliche Anordnungen in einer für jeden 
Saehverständigen verständlichen Form abzufassen, zuwider gebandelt habe. 
Gegenüber der von dem ersten Biehter hierbei zum Ansdrnek gebrachten Auf¬ 
fassung, es könne einem Arzt nur gestattet werden, seine Niederlassung und 
seine Bückkebr nach längerer Beise drei Mal zu annonziren, ist jedoch zu 
betonen, dass sich darüber, unter welchen Voraussetzungen das Annonziren 
eines Arztes standeswidrig ist oder nicht, derart bestimmt formnlirte Grund¬ 
sätze nicht aufstellen lassen. Hierüber bat vielmehr das Ehrengericht v(« 
Fall zu Fall unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse der Sachlage 
nach freier Ueberzeugung zu entscheiden. Durch die irrige Begründung wird 
Jndess die Nachricht der von der ersten Instanz getroffenen Schlnssfeststellnng, 
dass sich der Angeschnldigte auch durch seine Verbindung mit N. im Hinbli^ 
.auf dessen oben gekennzeichnetes Annonziren gegen §. 3 des Gesetzes vom 
26. November 1899 vergangen hat, nicht berührt. Da ferner auch Art und 
Hohe der erkannten Strafe mit Büeksiebt auf das vom ersten Biehter zutreffend 
erwogene Motiv der Gewinnsucht angemessen erscheint, so war, wie geschehen, 
.die Beschwerde als unbegründet znrückznweisen und die Entscheidung der Vor- 
instanz lediglich zu bestätigeiK_ 


Medzinal - Geietzgebung. 

A.. Könlfifxreiola Psreazisexu 
Lelchennchzngebühren sind nicht als amtsärztliche im Sinne des 
f. S, Abs. 2 des Ereisarztgesetzes anznsehen und demgemäss anch nicht 
in das Gebührenverzeichniss der nicht Tollbesoldeten Kreisärzte anf- 
znnehmen. Erlass des Ministers der n. s. w. Medizinalange- 
'legenheiten (gez. im Auftr.: FOrster) vom 19. März 1902 an den 
Königlichen Begiemngspräsidenten in Frankfurt a. 0., sämmtlicben übrigen 
Königlichen Begiemngspräsidenten zur Kenntnissnahme mitgetheilt. 

Ew. Hochwohlgeboren erwidere ich auf den gefälligen Bericht vom 
18. Febraar d. J. — 1. A 1084/02 ergebenst, dass die Voraussetzni^en, 
wri^ dazu geführt haben, die Obduktionsgebühren — §. 3 Nr. 4 und 6 des 
Gesetzes vom 9. März 1872 — als amtsärztliche Gebühren im Sinne des §. 3 
Abs. 8 des Gesetzes vom 16. SeptemW 1899 anzusehen, für die Leiohensohan- 
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febUhreo:-^ §. 8 Nr. 2 and S- des Qesetnes Tom 9. Mtn 1872' — nidit satr^en. 
Wfthrend bei 4en Obduktionen die Znziehnng eines beamteten Arstes, des Ge- 
riditsantes, nach §.87 der Straf-Prozess-Ordnnng Torgeschrieben kann in 
der riohterlichen Leichenschau auch jeder nicht beamtete Arzt herangezogen 
wreden. Die Leichenschaagebllhren sind deshalb in die nach §§. 119 und 1^ 
der Dienstanweisong für dm Kreisftrate zu fOhrenden OebtUueuTerseiehnisse 
nicht aufznnehmen. 


Bei auswärtigen gebtthrenpflichtigen Verrichtungen medininal- 
nnd sanitätspoliseilicher Art kOuhen von den Tagegeldern soviel im 
das Gebührenverzeichniss anfgenommen werden, als die Gebfthr ent¬ 
spricht, die nach §. 5 des Gesetzes vom 9. März 1872 wahlweise hätte 
berechnet werden können. Erlass des Ministers der u. a w. Me¬ 
dizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: Förster) vom 14. März 1902 
an sämmtliche Königlichen Regierungspräsidenten. 

Nach dem Randerlasse vom 30. Juli v. J. — M. 2849 — haben die voll¬ 
besoldeten Kreisärzte, falls sie in einer Entfernung von nicht weniger als zwei 
Kilometern von ihrem Wohnorte eine gerichtliche Leichenöffnung vornehmen, 
von den hierbei zur Erhebung gelangenden Geböhren nur den über die Höhe 
des ihnen zostehenden Tagegeldes — 9 M. — hinausgehenden Betrag an die 
Staatskasse abzuführen. In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn von einem 
vollbesoldeten Kreisärzte auf einer Dienstreise gebührenpflichtige Verrichtungen 
medizinal- oder sanitätspolizeilicher Art vorgenommen werden. 

Die nicht voUbesoldeten Kreisärzte sind, wie ich im Einverständniss mit 
dem Herrn Finanzminister bestimme, bis zu einer anderweitigen gesetzlichen 
Regelung des Gebührenwesens der Medizinalbeamten berechtigt, bei Wahr¬ 
nehmung von Dienstgeschäften ausserhalb ihres Wohnortes von den erhobenen 
Tagegeldern so viel in das nach §. 119 der Dienstanweisung zu führende Ge- 
bührenverzeiohniss aufzunehmen, als der Gebühr entspricht, welche sie wahl¬ 
weise nach §. 5 des Gesetzes vom 9. März 1872 bezw. der Verordnung vom 
17. September 1876 hätten beanspruchen können. 


Vorschriften über die Prüfung und Beaufsichtigung der Heil- 
gehülfen, Masseure, Krankenwärter u. s. w. Erlass des Ministers 
der u. 8. w. Medizinalangelegenheiten (gez.: Stadt) vom 8. März 
1902 an sämmtliche Königlichen Regierungspräsidenten. 

In den §§. 61—66 der Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 23. März 
1900 (M. Bl. f. Med. u. s. w. Angelegenheiten, S. 2) sind allgemeine Vorschriften 
über die Prüfung und Beaufsichtigung der Heilgehülfen, Masseure, Kranken¬ 
wärter und des sonstigen niederen Heilpersonals, sowie über die Entziehung 
des Prüfnugszengnisses gegeben. Insbesondere ist vorgesehen, dass der Kreis¬ 
arzt diese Personen nach den darüber erlassenen Bestimmungen einer Prüfung 
zu unterziehen habe. 

Nach den auf den Erlass vom 6. Juli v. J. — M. 2666 — eingereichten 
Berichten zeigen die das Prüfnngswesen und die sonstigen Verhältnisse der 
genannten niederen Heilpersonen regelnden Vorschriften in den einzelnen Be¬ 
zirken so erhebliche Verschiedenheiten, dass eine Regelung nach einheitlichen 
Grundsätzen erforderlich erscheint. 

Zu diesem Zwecke bestimme ich Folgendes: 

1. Zur Beilegung der Bezeichnung „staatlich geprüfter Heilgehfilfe und 
Masseur“ sind nur Personen berechtigt, welche ein Befähigungszengniss des für 
ihren Wohnsitz zuständigen Regierungspräsidenten, in dem Landespolizeibezirk 
Berlin des Polizeipräsidenten in Berlin, erlangt haben. 

Personen, welche auf Grund des Randerlasses vom 27. Dezember 1869 
das Recht erworben haben, sic^ „geprüfte Heildiener“ zu bezeichnen, sind 
berechtigt, sich in Zukunft die Bezeichnung „staatlich geprüfter Heilgehttlfe“ 
beizulegen. 

2. Das Befähigungszeugniss wird auf Grund einer vor dem zuständigen 
Kreisärzte abgelegten Prüfung ausgestellt, welchem die Bewerber ihr Zulassungs- 
gesuoh einzareichen haben. Dem Gesuche sind nachstehende Bescheinigungen 
beizufügen: 

a. Bescheinigung der Ortspoliseibehörde über die Unbescholtenheit und dein 
Wohnsitz des Bewerbers. 
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b; Beaebeiaigmig des leiteBden Axztes einer Krankenanstalt mit mindesteiu 
50 Betten, dass der Bewerber wenigstens 6 Woehen lang in der Elranlnn- 
pflege, Badepflege und Dienstleistnng bei Operationen mit Erfolg ansge¬ 
bildet worden ist. An Stelle dieser Beseheinignng kann aneh eine solche 
Uber die erfolgreiche Theilnahme an einem mit Genehmigung des Begie- 
mngspr&Bidenten (Poliseipr&sidenten in Berlin) unter hrstlidier Leitung 
yeranstalteten Kurse sur Ausbildung yon Heilgehttlfen n. s. w. von 
mindestens sechswöchiger Dauer als ausreichend erachtet werden, 
e. Bescheinigung über die erfolgreiche Theilnahme an einem unter ftrstlicher 
Leitung yeranstalteten sechswöchigen Kursus in der Massage, einscUiess- 
lieh der Mas^e innerhalb des Bades. 

Die Bescheinigungen zu b) und c) können sich auf die gleic he Zeit 
besiehen. 

Bei der Meldung sur Prüfung sind die tarifm&ssigen Prüfungsgebühren 
SU entrichten. 

3. Die Prüfung erstreckt sich auf die gesammte Krankenpflege, Bade¬ 
pflege und Dienstleistung bei Operationen, insbesondere auf SchrOpten, Ansetsen 
yon Blutegeln, Klystiergeben, Messen der Körpertemperatur, Zahnziehen, Kathe- 
terisiren, Anlegen yon Bandagen, Bereitung und Anlegung yon Umschlägen 
oder Einwickelungen, Zubereitung und Anwendung yon Bädern, Handhabung 
der Donche, Ausführung yon Uebergiessnngen und Abreibungen, Ausführung 
des Desinfektionsyerfahrens, Massage, erste Hülfe bei Unglücksfällen bis zur 
Ankunft des Arztes und Wiederbelebungsyersuche bei Scheintodten. 

Ausserdem hat der Bewerber die für seinen Beruf erforderlichen Kennt¬ 
nisse des Baues des menschlichen KOrpers nachznweisen. 

4. Die Prüfung ist in der Begel in einer geeigneten Heilanstalt ab- 
znhalten. 

Die Verhandlungen über die Prüfung sind dem Begiemngspräsidentmi 
(Polizeipräsidenten in Berlin) binnen acht Tagen einznreichen. 

5. Personen, welche die Prüfung bestanden haben, erhalten ein Befähi- 
gnngszeugniss als „staatlich geprüfter Heilgehülfe und Masseur" nach an- 
Uegendem Muster. 

6. Eine Wiederholung der nicht bestandenen Prüfung ist nur einmal 
zulässig und kann frühestens nach Ablauf eines halben Jahres stattfinden. 

7. Die Bestimmungen zu 1 bis 6 finden auch auf Personen weiblichen 
Geschlechts Anwendung. Diese erhalten ein Befähigungszengniss .als „staatlich 
geprüfte Heilgehttlfin und Masseuse". 

8. Sanitätsmannschaften, welche ein Zengniss des nächstyorgesetzten 
Stabs- oder Oberstabsarztes üW eine einwandfreie fünfjährige aktiye Dienst¬ 
zeit im Sanitätsdienst und über ihre Fertigkeit in der Ausübung der Massage 
besitzen, erhalten auf ihren Antrag das Beföhigungszeugniss ohne Prüfung. 

9. Die „staatlich geprüften Heilgehülfen und Masseure (Heilgehülfinnen 
und Masseusen)" unterstehen der Aufsicht des Kreisarztes, bei dem sie sich yor 
Beginn ihrer Bemfsthätigkeit unter Vorlegung ihres Befähigungsmngnisses zu 
melden und dem sie jeden Wohnungswechsel, sowie die Aufgabe ihres Berufes 
mündlich oder schriftlich anznzeigen haben. 

10. Bei der Ausübung ihres Berufs haben die yorgenannten Personen 
sich streng innerhalb der Grenzen der ihnen bescheinigten Befähigung zu halten. 

11. Bei Ueberschreitung dieser Grenzen durch einen Heilgehülfen hat 
der Kreisarzt die Entziehung des BefäMgnngszengnisses bei dem Begierungs* 
piAsidenten (Polizeipräsidenten in Berlin) in Ijitrag zu bringen. Dasselbe hat 
aneh zu geschehen bei Verletzung der nachstehenden Bestimmungen. 

12. Die „staatlich geprüften Heilgehülfen n. s. w." sind yerpflichtet, 
auf Anordnung des Arztes diejenigen Verrichtungen yorzunehmen, auf welche 
ihr BefiUiigungszeugniss lautet; sie haben hierbei den Weisungen des Arztes 
unbedingt Folge zu leisten. 

13. Es ist ihnen untersagt, selbstständig Kuren yorzunehmen oder anzu¬ 
preisen, Arzneien oder schmerzstillende narkotische Mittel abzugeben, selbst- 
stfin^ anznwenden oder anzupreisen, an der Bemfsthätigkeit eines Arztes 
Kritik zu üben^ einen Arzt yor den anderen yorznschlagen oder in anderer 
Weise Kranke in der Wahl des Arztes zu beeinflussen. 

14. Sie haben ein Tagebuch zu führen, aus welchem Name und Wohnung 
derjenigen Personen, denen sie Hülfe geleistet haben, Veranlassung zur Dienst- 
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snblMn sind. 

16. Anoh haben sie die «rfofderlkliMi Instnimeate, 6eiliihadnlten nnd 
die den Httifesndienden mgängliohsn Bioine ihrer Wohnnng stets in sanberein 
Zustande zn halten nnd sich anf Verlangen des Kreisarates jeder Zeit einer 
Berision betBglkh der genannten Qegenstftnde nnd Bänine zn nntorwerfen. 
Desinibktionsmittel haben sie TorsohriftsmBssig zn halten nnd voNiehtig anf- 
znbewahren. 

16. Für ihre bemfsmKsdgMi Leistnngen stehen dem ^staatUeh gepittften 
HeilgehtQfen n. s. w.*‘ Gtebtthren naoh Massgabe einer von dem Begiemngs- 
prdsidenten (Polizeipräsidenten in Berlin) zn erlassenden QebOhrenordnnng zn. 

Ew. HoGhwohlgeboren wollen nach Massgabe der nnter 1—16 ange* 
ftthrten Gesichtspunkte eine Heilgehtllfenordnnng nebst einer Gebtthrenorduneg 
nnter Beradtsichtignng der Verhältnisse des Bez&kes entwerfen nnd mir binnen 
8 Monaten zur Prüfung nnd Genehmigung yorlegen. 

Zugleich ersuche ich ergebenst, die in dem dortigen Bezirke bestehenden 
Vorsohriften ttber die Meldepflicht der in den §§. 45, 46 der Bienstanwrarang 
tat die Kreisärzte erwähnten Personen, insbesondere anch der HeilgehtUfen 
n. B. w. einer Prüfung zn unterziehen nnd erforderlichenfalls durch eine ent¬ 
sprechende Polizeiverordnung zu ergänzen. 

Ich bemerke noch, dass das unbefugte Führen der Bezeichnung »staat¬ 
lich geprüfter Heilgehülfe nnd Masseur“ bereits nach §. 860 ZbBOer 6 des Str. 
G. B. strafbar ist. 

BeffthlffnngBzeagnisa. 


hat in der vorgeschriebenen Prüfung die Befähigimg für die Krankenpflege, 
Badepflege und Dienstleistung bei Operationen, insbesondere für die naä- 
stehenden, auf ärztliche Vorschrift ausznführenden Verrichtungen in aus¬ 
reichender Weise dargethan: 

Schrüpfen, Ansetzen yon Blutegeln, Klystiergeben, Messen der Kürper- 
temperatnr, Zahnziehen, Katheterisiren, Anlegen yon Bandagen, Bereitung und 
Anlegung yon Umschlägen oder Einwickelungen, Zubereitung und Anwendung 
yon Bädern, Handhabung der Douche, Ausführung yon Uebergiessungen und 
Abreibungen, Ausführung des Desinfektionsyerfahrens, Manage, erste Hülfe hei 
UnglücksMien bis zur Ankunft des Arztes und Wiederbelebungsyeranche bei 
Scheintodten. 

D . . . selbe hat hierdurch das Beeht erworben, sieh als »staatlieh ge¬ 
prüfter . . Heilgehülf . . . nnd Massen . . .“ zn bezeitÄnen. Es wird indessen 

hierbei yorausgesetzt, dass.sich bei Ausübung .... 

Berufs streng innerhalb der Grenzen der ... . bescheinigen Befähigung haltern 
werde, und ausdrücklich bemerkt, dan bei üeberschreitnng yorstehendes Ote- 
fthigungszeugniss nnd damit das Becht, sieh als »staatlich geprüfte . . HeU- 
gehtüf . . . und Massen . . .“ zu bezeidmen, aberkannt werden kann. 

.. den . . ten.19 . . 

(L. S.) Der Be^erungs- (Polizei-) Präsident. 


Vernichtung der PestlSichen durch Feuer. Erlass des Mini¬ 
sters der u. 8. w. Medizinalangelegenheiten ^ez.: Stadt) yem 
6. März 1902 — G. I. Nr. 197 M. — an den Herrn Oberpräsidenten in 
Potsdam und sämmtlichen Herren Oberpräsidenten zur Kenntnissnahme mit- 
getheilt. 

Euerer Exellenz erwidere ich auf den gefälligen Bericht yom 20. Januar 
j. — 0. P. 848 —, die Vernichtung der Pestleichen durch Feuer betreffend, 
bei Bückgabe der eingereiohten Zeichnung ergebenst, dass dem diesbezüglichen 
Anträge der Aerztekammer für die Proyinz Brandenburg und den Stadtkreis 
Berlin yom 18. Januar d. J. — A. Ae. K. 5.02. — nicht stattgegeben werden kann. 

Der Antrag der Aerztekammer geht von der Annahme aus, dass das 
Erdbegräbniss yon Pestleichen mit grSsseren Gefahren für die Gesundheit der 
Allgemeinheit yerbunden sei, als die Verbrennung solcher Leichen. Diese An¬ 
nahme trifft jedoch nach dem übereinstimmenden Gutachten der erfahrensten 
Hygieniker nicht zu, da die Pestbakterimi im Innern yon Leichen in wenigen 
Tagen zu^Grimde gehen.'WEine Vetbreitnng dieser Seuche von Gräbern ans 
ist daher gänriioh ausgeschlossen. 
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FeiUialten und Verkauf von Tnberoalinnm Kochi. Brlass dea 
Ministers der n. s. w. Medizinalangelei^enheiten (ges. L Vertr.: 
Wever) vom 24. März 1902 — M. Nr. 5931 U. L — an sftnuntliche 
Königliche Regierangspräsidenten. 

Nach dem Arzneibach für das Deatsche Reich — Vierte Aasgabe, S. 895 
— onterliegt das Tabercalinnm Kochi der staatlichen Aoisicht, welche sich aaf 
seinen gleichbleibenden Gehalt an spezifischem Toxin bezieht and wird in amt¬ 
lich plombirten Fläschchen geliefert; aach darf das Tnberkalin gemäss der 
Kaiserlichen Verordnung vom 22. Oktober 1901 nor in den Apotheken abge¬ 
geben werden. 

Mit der Prttfang des Taberkalins habe ich das Institut ffir experimentelle 
Therapie in Fnmkfart a. M. beauftragt. 

Die kontrolirten Fläschchen sind am Stopfen mit Papier ttberbunden 
(tektirt) und plombirt. Auf dem von dem Plombenverschluss gesicherten Deek- 
papier tragen dieselben das Datum der Prttfang und die Kontrolnummer; ai^ 
der einen Seite der Plombe befindet sich als Zeichen der Prttfangsstelle ein 
Adler. Ausserdem mttssen die Fläschchen mit einer Angabe ttber den Ort and 
die Fabrikationsstätte der Herstellung versehen sein. 

Vom 1. Juli 1902 ab dürfen nur noch mit dem staatlichen Prttfangs- 
zengniss versehene Fläschchen feUgehalten and verkauft werden. 


Verfahren bei Verpackung und Kennseichnnng der Diphtherie- 
Heilserum-Fläschchen. Erlass des Ministers der u. s. w. Medi¬ 
zinalangelegenheiten (gez. i. Vertr.: Wever) vom 11. März 1902 
— M. Nr. 5557 ü. I. — an sämmtliche Königliche Regieran^räsidenten. 

Es ist vielfach als üebelstand empfanden worden, dass seitens der Fa¬ 
brikationsstätten von Diphtherieheilserum bei der Verpackung und Kennzeidi- 
nong der Serumfläschchen nicht gleichmässig verfahren wird. 

Im Einverständniss mit dem Herrn Reichskanzler (Reichsamt des Innern) 
bestimme ich daher, dass von jetzt ab der Inhalt der Fläschchen in Kabikzen- 
timetem and in Immunisirungseinheiten auf der Umbttllung der Fläschchen 
aafzadracken und als Farbe der ümbttUong bezw. des Etiqaetts za w^en 
ist bei 200— 599 Immonisirangseinheiten gelb 


600— 999 „ grün 

1000—1499 weiss 

1500—1990 , roth 

2000—2999 „ violett 

3000 and mehr „ blaa. 


Die Apotheken sind mit entsprechender Weisung za versehen. 


S. Köuigx*eiola 'Wtkirt'teinberg;'. 

Vollsng des Wassergesetzes. Verfügung des Ministeriums 
des Innern vom 16. November 1901. 

Zu Art. 3—5, §. 3, Abs. 2. Ein Entzug des einer Gemeinde unent¬ 
behrlichen Trink- oder Nutzwassers (Art. 3, Abs. 2, Satz 2) kann nicht 
bloss dadurch stattfinden, dass die Menge des von der Gemeinde bezogenen Wassers 
eine entsprechende Verminderung erfährt, sondern auch dadurch, dass die Be¬ 
schaffenheit dieses Wassers in Folge der Veränderung des bestehenden Zu¬ 
standes (Art. 3, Abs. 2, Satz 1) für den Gebrauch nngeeignet wird. Bei Be¬ 
messung der unentbehrlichen Bedarfsmenge ist eine auch für Zeiten der Trocken¬ 
heit zur Befriedigung des Bedürfnisses ausreichende Wasserversorgiug der 
Gemeinde zu Grande zu legen; auch ist eine für eine nähere Zukimft in Aus¬ 
sicht zu nehmende Vergrösserung der Gemeinde in Rechnung zu ziehen. 

§. 12, Abs. 1. Als öffentlich benutzte Heilquellen (Art. 4) sind alle die¬ 
jenigen Heilquellen anzusehen, deren Benutzung einem unbeschränkten Pei> 
sonenkreis, wenn auch nur eines Geschlechtes, gegen Entgelt oder unentgelt¬ 
lich gestattet ist, auch wenn sie im Eigenthum von Privatpersonen stehen. 

Zu Art. 17. §.24. Zuständig zur Ertheilnng der Erlaubniss in den 
Fällen des Art. 17 ist diejenige Ortspolizeibehörde (Ortsvorsteher), in deren 


*) Es sind hier nur die Bestimmungen mitgetheilt, welche für die öffent¬ 
liche Gesundheitspflege in Betracht kommen. 
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Bezirk die Vorrichttuig' gani oder nun grösseren Theil liegt. Wenn ein Theil 
der VorrichtuDg in dem Bezirk anderer Ortspolizeibehörden liegt oder wenn 
anznnehmen ist, dass durch die Vorrichtnng oder ihre Benntznng die Verhüt- 
nisse des öffentlichen Gewässers in anderen Bezirken nachtbeilig beeinflnsst 
werden, so ist vor der Brtheilong der Erlanbniss mit den betheiligten Orts¬ 
polizeibehörden Rttcksprache zn nehmen. Anch ist ihnen von der ertheilten 
Brlanbniss Mittheilnng zn machen. 

§. 25. Die polizeiliche Brlanbniss im Sinne des Art. 17 ist sowohl ftlr 
die Vorrichtnng, als iOr die an dieselbe sieh anschliessende Benntznng erforder¬ 
lich. Bbenso bedürfen anch wesentliche Aendernngen in der Vorriditnng nnd 
in der Benntznngaweise, wenn z. B. eine Badevorrichtnng zum Waschen benutzt 
werden will, der polizeilichen Brlanbniss. 

§. 26. Die mittelst bleibender, wenn anch leicht zn beseitigender Vor¬ 
richtungen erfolgende Entnahme von Wasser ans öffentlichen Gewässern kann 
nicht im Wege der polizeilichen Brlanbniss nach Art. 17 gestattet werden, 
sondern bedarf der Verleihung nnd polizeilichen Genehmigung (zn vgl. Art. 31). 

§. 27. In FäUen, in welchen es zweifelhaft ist, ob es sich nm einfache 
unter Art 17, Abs. 1 fallende Bad- nnd Waschvorrichtnngen nnd ähnliche 
jederzeit leicht zn beseitigende Einrichtungen oder nm grössere nach Art. 81 
Abs. 2, Ziff. 8 der Verleihung durch die Ereisregiernng oder nach Art. 29, Abs. 
2 n. 3 der Erlanbniss der Ereisregiernng bezw. des Oberamts bedürfenden An¬ 
lagen handelt, hat die Ortspolizeibehörde eine Entscbliessnng der Vorgesetzten 
Btaaüichen Behörde (Oberamt bezw. Ereisregiernng) über die Zuständigkeit 
herbeiznftthren. Die von der Ortspolizeibehörde nnznständigerweise ertheilte 
Brlanbniss ist ungültig nnd unwirksam. 

Zn Art. 18. §. 31. Zuständig zur Ertheilnng der Erlanbniss ist die¬ 
jenige Ortspolizeibehörde, in deren Bezirk die Entnahme stattfindet. Ist anzn¬ 
nehmen, dass durch die letztere die Verhältnisse des öffentlichen Gewässers in 
dem Bezirk anderer Ortspolizeibehörden nachtheilig beeinfinsst werden, so ist 
vor der Ertheilnng der Erlanbniss mit den betheiligten Ortspolizeibehörden 
Rücksprache zn nehmen. Anch ist ihnen von der erüieilten Erlaubniss Uit- 
theilnng zn machen. 

§. 32. Anch in den Fällen des Art. 18 hat die Ortspolizeibehörde nach 
der Vorschrift in §. 28, Abs. 1 zn verfahren. Weiter ist Art. 8 des Fischerei¬ 
gesetzes vom 27. November 1865 (Reg.-Bl. S. 499) zn beachten. Anch ist bei 
der Erlanbnissertheilnng darauf hinznweisen, dass die Entnahme nur innerhalb 
der üferlinie (Art. 7, Abs. 3) stattfinden darf. 

Die in Art. 18, Abs. 1, Satz 2 vorgeschriebene Einholung der Zustim¬ 
mung der znständigen Staatsbehörde hat durch Vermittlung des Oberamts statt- 
znfinden. Die Bedingungen, an welche die Staatsbehörde ihre Zustimmung 
knüpft, sind unter die polizeilichen Bedingungen der Erlanbniss anfznnehmen. 

Zn Art. 22. §. 40. Unter Unrath im Sinne des Art. 22 sind namentlich 
häusliche oder gewerbliche Abfälle, Eehricht, fester Dünger u. dg], verstanden. 

Zn den von der Verbringung in öffentliche Gewässer ausgeschlossenen 
andern festen, das Wasser erheblich vemnreinigenden oder den Lauf desselben 
störenden Gegenständen gehören insbesondere anch feste Gifte nnd andere 
sshädliche feste Stoffe, insbesondere anch Stoffe, die, wenngleich eie im Wasser 
löslich sind, in demselben in Zersetzung übergehen, z. B. anch Sägemehl. Auch 
die Belassnng von Leichen von znm Zweck der Ertränknng eingebrachten 
Thieren in dem Gewässer ist dnrch Art. 22 ansgesehlossen. 

§. 41. Zuständig zur Gestattung von Ausnahmen ist dasjenige Oberamt, 
in dessen Bezirk die Einbringung erfolgt. Ist anznnehmen, dass die Einbrin¬ 
gung der in Art. 22 genannten Gegenstände die Verhältnisse des öffentlichen 
^wässers in anderen Oberamtsbezirken nachtbeilig beeinfinsst, so ist vor der 
Ertheilnng der Erlanbniss mit den betheiligten Oberämtem Rücksprache zn 
nehmen. Anch ist ihnen von der ertheilten Brlanbniss Ifittbeilnng zn machen. 

Staatliche Flnssbanbehörde im Sinne des Art. 22, Satz 2 ist die Strassen- 
baninspektion. Ausser dieser ist in der Regel die Ortspolizeibehörde nnd in 
den geeigneten Fällen anch der Oberamtsarzt zn vernehmen. 

Bei Handhabung des Art. 22 ist anch die Vorschrift in §. 13 des Fischerei¬ 
gesetzes vom 27. November 1865 zn beachten. 

Zn Art. 23. §. 42. Zn den Flüssigkeiten im Sinne des Art. 23, Abs. 1 
gehören insbesondere menschliche Auswurfstoffe, sowie Flüssigkeiten, welche 
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zwar noch nicht hei der Binleitnng, aber später in Folge von Zersetzung An> 
lass zu fiblen Oerflohen gehen. 

In Betreff des gewöhnlichen Hanshaltungs wassere and des weniger 
BchädUohen Theils des Abwassers des Kleingewerbes ist davon aaszagehen, 
dass es in der Regel nicht anter Art. 28, Abs. 1 fällt, vielmehr nach Art. 16, 
Abs. 2 verglichen mit Art. 19 a. 20 za behandeln ist. 

In welcher Weise die Einleitung der in Art. 23, Abs. 1 bezeiehneten 
Flflssigkeiten erfolgt, ist gleichgültig. Neben der Einfflhrang fester Einrieh* 
tongen (Kanäle, Oräben, Böhren, Rinnen a. dgl.) kommt auch die Binbringong 
durch Schütten and Giessen in Betracht. 

§. 43. Za den Sammelkanälen im Sinne des Art. 23, Abs. 2 gehören nicht 
ohne Weiteres alle das Abwasser einer Mehrzahl von Gebäuden abführenden 
Kanäle, vielmehr können nach Lage der Sache solche Kanäle, wenn sie nach 
ihrem XTmfang und den örtlichen Verhältnissen nnr einer beschränkten Anzahl 
von baulichen Einrichtungen zugänglich sind, noch unter Art. 16, Abs. 2 ge¬ 
stellt werden. Wo die Grenze zu ziehen ist, kann nur im einzelnen Fall ent¬ 
schieden werden. 

§. 44. Durch das Wassergesetz ist von Art. 11 der neuen allgemeinen Bau¬ 
ordnung nur der letzte Satz des zweiten Absatzes ausser Kraft gesetzt worden 
(zu vgl. Art. 121, Abs. 3 des Wassergesetzes). Die übrigen Bestimmungen des 
Art. 11 sind dagegen unberührt geblieben. 

Um die Kreisregierangen über diejenigen Einleitungen in Sammelkanäle 
(Art. 23, Abs. 2), welche für die Beschaffenheit des Abwassers in letzteren be¬ 
sonders nachtheilig sind, möglichst auf den Laufenden zu erhalten und sie in 
den Stand zu setzen, einer unzulässigen Verunreinigung der öffentlichen Ge¬ 
wässer durch das Abwasser aus Sammelkanälen rechtzeitig und sachgemäss 
entgegentreten zu können, haben die Banpolizeibehörden, sobald von ihnen über 
die Herstellnng oder Veränderung baulicher Anlagen zur Einleitung von Flüssig¬ 
keiten der in Art. 23, Abs. 1 bezeiehneten Art in die Sammelkanäle erkannt 
oder verfügt worden ist (Art. 79 und 81 der Bauordnung), der Kreisregierung 
von dem Brkenntniss oder der Verfügung Mittheilung zu machen. Die An¬ 
wendung dieser Bestimmung wird dadurch nicht ansgeschlossen, dass die 
Flüssigkeiten vor ihrer Einleitung in die Sammelkanäle einem Verdünnnngs-, 
Klärungs- oder Reinigungsverfahren unterworfen werden. In wichtigeren Fdlen 
hat eine Mittheilung über das in Behandlung der Baupolizeihehörde stehende 
Bauwesen schon vor dem Brkenntniss bezw. der Verfügung stattzuflnden. Ist 
die Mittheilung von der Gemeindebehörde zu machen, so hat sie die Vermitt¬ 
lung des Oberamts in Anspruch zu nehmen. 

Weiter haben die Banpolizeibehörden, wenn es sich um das Erkenntniss 
oder die Verfügung über die Herstellnng oder Veränderung baulicher Anlagen 
zur unmittelbaren, d. b. nicht durch Sammelkanäle (Art. 23, Abs. 2) vermit¬ 
telten Einleitung von Flüssigkeiten der unter Art. 23, Abs. 1 fallenden Art in 
öffentliche Gewässer handelt, dem Oheramt Mittheilung zu machen, damit dieses 
wegen der Einleitung des flusspolizeilichen Verfahrens das Erforderliche wahr- 
netunen kann. 

§. 45. Bei der Entscheidung über die Einleitung von Flüssigkeiten in 
öffentliche Gewässer in den Fällen des Art. 23—27 hat die Kreisregierung und, 
soweit die Ertheilnng der Erlaubniss gemäss Art. 23, Abs. 6 dem Oberamt 
übertragen ist, dieses letztere das Augenmerk in erster Linie darauf zu richten, 
die sich widerstreitenden Interessen der Betheiligten, welche einerseits die Be¬ 
nutzung der Wasserläufe zur Abführung der namentlich in der Industrie sich 
ergebenden schädlichen Abwasser und anderseits die möglichste Reinhaltung 
der öffentlichen Gewässer für den Gemeingebrauch und die Fischerei (wegen 
der letzteren zu vgl. Art. 30 des Gesetzes) erheischen, womöglich dadurch aus- 
zugleichen, dass die Unschädlichmachung der einzuleitenden Flüssigkeiten auf 
dem Wege der Verdünnung, Klärung oder Reinigung vorgeschrieben wird. 
Können aber die ans der Einleitung sich ergebenden Missstände nach Lage der 
thatsächlichen Verhältnisse durch schützende Vorschriften nicht oder nnr mit 
unverbältnissmässigen Schwierigkeiten oder Kosten abgewendet werden und ist 
eine Schädigung der menschlichen Gesundheit nicht zu besorgen, so ist 
auch der bei einem Widerstreit der auf die Wasserbenntznng angewiesenen Inter¬ 
essen nach dem Gesetz allgemein massgebende Grundsatz der vorzugsweisen Be¬ 
rücksichtigung des im einzelnen Fall ni^ der gesammten Sachlage gemeinwirth- 
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sehaftlieh wichtigeren Intereesee in dem Sinn anznwenden, daes, wenn die mit 
der Binleitnng yerbnndenen nnd durch schlitzende Vorschriften nicht abwend¬ 
baren Nachtheile im Vergleich mit dem nachweisbaren gemeinwirthsehaftlichen 
Nutzen des Unternehmens, dessen Zwecken die Einleitung dient, von entschieden 
untergeordneter Bedeutung sind, die Einleitung trotz der mit derselben ver¬ 
bundenen Nschtheile gestattet wird. Darüber, welche Gesichtspunkte bei der 
Abwägnng des gemeinwirthsehaftlichen Nutzens der Anlage in Betracht zu 
ziehen sind, giebt insbesondere Art. 68, ZifF. 2 des Gesetzes n&here Anhaltspunkte. 

Ausser den Fällen, in welchen von der Einleitung eine Schädigung der 
menschlichen Gesundheit zu erwarten ist, ist die Einleitung zu versagen, wenn 
ihr besondere Nutzungsrechte (Art. 31 nnd Art. 1, Abs. 3) entgegenstehen, es 
sei denn, dass dieselben auf dem Wege des Art. 63 beseitigt werden. 

§. 46, Die nach Art. 23, Abs. 3 zu ertheilenden Vorschriften können 
insbesondere bestimmen, welchen Gehalt an einzelnen Stoffen das Abwasser 
haben, in welcher täglichen Menge es eingeleitet werden darf u. dgl. Soweit, 
wie dies häufig zutreffen wird, die Einhaltung der Vorschriften einer perio¬ 
dischen Eontrole zu unterwerfen ist, sind in den Vorschriften dem Unternehmer 
der Einleitung die Kosten der Eontrole znzuscheiden. 

§. 47. Lässt sich bei Ertheilnng der Erlanbniss ein sicheres Urtheil 
über die Folgen der Einleitung nicht gewinnen, so empfiehlt es sieb, wegen 
des Widerruf oder der Ertheilnng weiterer Vorschriften die geeigneten Vor¬ 
behalte zn machen. 

§. 48. Von der Ermächtigung des Art. 23, Abs. 5 haben die Ereisregie- 
mngen nur in ganz besonderen Fällen Gebrauch zu machen. Solche besonderen 
Fälle können ak vorliegend namentlich dann erachtet werden, wenn an einem 
bestimmten Gewässer eine grössere Zahl von kleinen Betrieben mit schädlichen 
Abwassern besteht und zunächst eine unzulässige Häufung der Einleitungen 
nicht zn erwarten, insbesondere eine erhebliche weitere Schädigung des Gemein¬ 
gebrauchs nicht zn befürchten nnd für das nöthige Trinkwasser für Menschen 
und Vieh gesorgt ist. Auf die Erlanbniss der Einleitung von Sammelkanälen 
in die öffentlichen Gewässer bezieht sich Art. 23, Abs. 5 nicht. Auch wird es 
sich in der Begel empfehlen, von der dem Oberamt zu ertheilenden Ermächti¬ 
gung grössere Anlagen ansznnehmen. Auf die Ertheilnng der Erlaubniss zur 
Büileitnng von Flüssigkeiten der in Art. 23, Abs. 1 bezeichneten Art, welche 
vom lästigen Anisen (§. 16 der Gew.-Ordn.) stammen, ist die oberamtliche 
Zuständigkeit keinenfalls anszudehnen. 

§. 54. Der Antrag auf Ertheilnng der Erlanbniss zur Einleitung ist bei 
dem Oberamt anzubringen, in dessen Bezirk die Einleitung in das öffentlidie 
Gewässer ganz oder zum grösseren Theil stattfindet. 

Dient die Einleitung den Zwecken einer unter §. 16 der Gew.-Ordnnng 
fallenden Anlage, so ist der Antrag bei demjenigen Oberamt anzubringen, 
welchem die Vorbehandlung eines Antrags auf Genehmigung der Errichtung 
oder Aendemng dieser Anlage zukommt. 

Trifft mit dem Antrag ein Bangesuch zusammen, über welches die Ereis- 
regiemng gleichfalls zn erkennen hat (Art. 82 der Bauordnung), so ist von dem 
Oberamt ini Vorverfahren auch über das Bangesuch zu verhandeln. 

§. 55. Aus dem Antrag muss der vollständige Name, der Stand nnd 
Wohnort des Unternehmers ersichtlich sein. 

Dem Antrag sind vorbehältlich der in §. 57 z^elassenen Erleichterungen 
in doppelter, vollständig übereinstimmender Ausfertigung beizufflgen: 

A. Bei einfachen Anlagen: 

1. eine Beschreibung des Unternehmens, 

2. ein zur Erläuterung ausreichender Plan der Leitnngsanlage. 

B. Bei anderen Anlagen: 

1. eine Beschreibung des Unternehmens, 

2. ein Lageplan und bei grösserer Ausdehnung der Leitnngsanlagen ein 
Uebersichtsplan. Soweit die Benrtheilung des Unternehmens nicht wesentlich 
erschwert wird, kann der Uebersichtsplan ganz oder theilweise an die Stelle 
des Lageplans treten. 

3. soweit im einzelnen Falle zur Benrtheilung des Unternehmens er¬ 
forderlich, 

a) ein Bauplan Uber die Einleitnngsanlagen nnd über die etwaigen 
Beinignngsanlagen, 
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b) Längen- und Querproflle des Öffentlichen Gewässers in genOgender 
Ausdehnung flussauf- und flussabwärts. 

Die Pläne und Profile (Abs. 2B, Ziff. 2 und 3) mflssen Ton hierzu be¬ 
fähigten Sachverständigen gefertigt sein. 

§. 66. Ans den Vorlagen (§. 55, Abs. 2 und 3) muss das zur Benrtheilnng 
des Antrags Erforderliche hervorgehen. Insbesondere müssen dieselben enthalten: 

1. in den Fällen des Art. 23 Abs. 1: 

a) die Bezeichnung der Grundstücke, innerhalb welcher der die Flüssig¬ 
keit erzeugende Betrieb, sowie die Einleitnngs- bezw. Beinigungsanlagen siä 
befinden, unter Angabe ihrer Parzellennummem und der Kamen ihrer Bigen- 
thümer; 

b) die Bezeichnung der Grundstücke, welche unmittelbar an die unter a 
erwähnten Grundstücke angrenzen, ferner der Ufergrundstüoke bei und gegen¬ 
über der Einleitungsstelle, unter Angabe der Namen der Eigenthümer dieser 
Grundstücke; 

c) die Öffentlichen Wege und Eisenbahnen in der Nähe der Binleitungs- 
anlagen, insbesondere der Einleitungsstelle, sowie die Wasserbenutzungsanlagen 
in der Nähe der letzteren; 

d) die Art und Menge der Flüssigkeit, die Zeit der Einleitung, die Ein¬ 
wirkung der Einleitung auf den Zustand und das Verhalten des Öffentlichen 
Gewässers, insbesondere hinsichtlich des Gemeingebrauchs und bestehender 
Wassernutznngsrechte und Wasserbenutzungsanlagen, ferner die Einwirkung 
auf die Ufergrundstücke; 

e) bei Fabrikwässem; die Art und Weise der Entstehung der Flüssig¬ 
keit in dem Betrieb, die erste Beschaffenheit, erforderlichenfalls unter Angabe 
der chemischen Zusammensetzung, die Fortleitung und etwaige Veränderung, 
insbesondere Beinigung und Verdünnung, zwischen dem Entstebungsort und der 
Einleitunesstelle. 

2. in den Fällen des Art. 23, Abs. 2: 

a) die Begrenzung und GrOsse des Gebiets, ans welchem das Abwasser 
herrührt, sowie des Niederschlagsgebiets, die Begrenzung der Grundstücke 
(Strassen), innerhalb deren der Sammelkanal bezw. die Beinigungsanlagen sich 
befinden, unter Angabe der Parzellennummem und der Namen ihrer Eigenthümer; 

b) die Bezeichnung der Grundstücke in der Umgebung der Beinignngs- 
anlagen, ferner der Grundstücke bei und gegenüber der Einleitungsstelle; 

c) die Öffentlichen Wege und Eisenbahnen einschliesslich der Brücken 
sowie die Wasserbenutzungsanlagen in der Nähe der Einleitung ssteUe; 

d) die Beschaffenheit und Menge des Abwassers, die zur Beinigung vor¬ 
gesehenen Vorkehrungen, die sekundliche Wassermenge, welche das Öffentliche 
Gewässer bei niederstem Wasserstand und in der Begel führt, die Einwirkung 
der Einleitung auf den Zustand und das Verhalten des Öffentlichen Gewässers, 
insbesondere hinsichtlich des Gemeingebrauchs und bestehender Wassemutznngs- 
rechte und Wasserbenutzungsanlagen, ferner die Einwirkung auf die Ufer- 
gmndstücke; 

e) die Örtlichen Vorschriften über die Behandlung des in den Sammel¬ 
kanal gelangenden häuslichen und gewerblichen Abwassers. 

8. in den Fällen des Art. 25: 

a) die Begrenzung und GrOsse der Grundstücke, welche zu der zu ent¬ 
wässernden Fläche geboren oder innerhalb deren die Wasserabfühmngsanlagen 
sieh befinden, unter Angabe der Parzellennummem und der Namen der Eigen¬ 
thümer; 

b) die Bezeichnung der Grundstücke, welche an die Grundstücke, ^ 
denen die Abftthrungsanlagen sich befinden, unmittelbar angrenzen, ferner die 
Bezeichnung der Ufergrundstücke bei und gegenüber der Einleitungsstelle, sowie 
die Namen der Eigenthümer dieser Grundstücke; 

c) die unter Ziffer Ic vorgeschriebenen Angaben; 

d) die Beschaffenheit des abznführenden Wassers unter gewöhnlichen 
Verhältnissen, die Menge desselben unter diesen, sowie unter ausserordentlichen 
Verhältnissen, die sekundliche Wassermenge, welche das Öffentliche Gewässer 
bei Nieder-, Mittel- und Hochwasser führt, die Einwirkung der Abführung auf 
den Zustand und das Verhalten des Öffentlichen Gewässers, insbesondere hin¬ 
sichtlich des Gemeingebrauchs und bestehender Wassernntznngsrecbte und 
Wasserbenutzungsanlagen, ferner die Einwirkung auf die Ufergrundstücke. 
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§. 57. Von dem Verlangen der Vorlage von Zeichnnngen (§. 55) kann 
das Oberamt vorbehältlich der Befagniss der Kreisregiemng, erforderlichenfalls 
ein solehes Verlangen nachträglich zu stellen, ganz oder theilweise vorläofig 
Abstand nehmen, sofern dies nach den Umständen des Falls nnbedenklioh er¬ 
scheint. In zweifelhaften Fällen ist anf Ansnchen des Unternehmers oder von 
Amtswegen die Entscheidung der Ereisregiemng einznholen. 

§. 58. Erstreckt sich die Einleitang oder ihre nachtheilige Wirkung 
Aber den Oberamtsbezirk hinaas, so hat das Oberamt, bei welchem der Antrag 
gemäss §. 54 anzabringen ist, die öffentliche Bekanntmachung des Antrags aacE 
in den Bezirksamtsblättem der Übrigen betheiligten Oberamtsbezirke za er¬ 
lassen, sowie die Oemeinderäthe der betheiligten Gemeinden dieser Oberamts¬ 
bezirke dareh Vermittelung ihres Vorgesetzten Oberamts za vernehmen and das 
letztere selbst um eine Aeassernng za ersnchen. 

§. 59. Die öffentliche Bekanntmachung des Antrags kann von der Kreis¬ 
regierang nachgelassen werden, sofern der Unternehmer darum nachsucht und 
die Unterlassung der Bekanntmachung nach den besonderen Umständen des 
Falles unbedenklich erscheint. Als unbedenklich kann die Unterlassung erachtet 
werden, wenn klar zu Tage liegt, dass die Einleitung fttr das öffentliche Inter¬ 
esse oder einzelne Dritte keine Nachtheile bringt oder dass die nachtheiligen 
Wirkungen nur auf wenige bestimmte Betheiligte sich erstrecken. Unterbleibt 
im letzteren Falle die öffentliche Bekanntmachung, so ist den Betheiligten das¬ 
jenige, was andernfalls in die öffentliche Bekanntmachung anfzunehmen gewesen 
wäre, besonders zu eröffnen. 

§. 60. Die Kreisregierang hat, bevor sie ihre Entscheidung trifft, soweit 
erforderlich die betheiligten Fachbehörden, namentlich das Medizinalkolleginm, 
dieses insbesondere im Falle der Einleitung menschlicher Auswurfstoffe, die 
Hinisterialabtheilung fttr den Strassen- und Wasserbau und die Zentralstellen 
fttr Gewerbe und Handel und fttr die Landwirthschaft, zu hören. 

§. €5. Auf das Verfahren in den Fällen des Art. 23, Abs. 5 finden die 
Vorsch^ten fttr das Verfahren in den Fällen des Art. 23, Abs. 1 bis 3 und 
Art. 25 mit folgenden Massnahmen entsprechende Anwendung. 

Das Oberamt tritt hinsichtlich der Zuständigkeiten im Vorverfahren und 
betreffiai der Entscheidung an die Stelle der Kreisregierang. Als technische 
Behörden, welche geeigneten Falls zu hören sind, kommen an Stelle der Mini- 
sterialabtheilung fttr den Strassen- und Wasserbau und des Medizinalkolle- 
giams die Strassenbaninspektion bezw. das Oberamtsphysikat in Betracht. 

Zu Art. 31. §. 77. Unter den Bade- und Waschanstalten, auf welche 
sieh Art. 31, Abs. 2, Ziff. 3 bezieht, sind nur grössere und bedeutendere, im 
Wasser selbst bleibend befestigte Anlagen zu Bade- oder Waschzwecken ver¬ 
standen. Einfache Badehänschen oder Waschvorrichtungen, welche einen nennens- 
werthen Einfiuss anf den Wasserlauf nicht austtben, fallen, soweit nicht fttr sie 
eine besondere Stauanlage gestellt werden soll, anter Art. 17 des Gesetzes. 

Zu Art. 60. §. 162. Bei Abwägung der mit Ftthrung einer Abwasser- 
einleitung im Sinne des Art. 23 fttr ein fremdes Grundstttck verbundenen Nach- 
theUe ist insbesondere auch die Möglichkeit einer Infektion des Bodens 
und einer sonstigen Schädigung des Gmndeigenthttmers in Folge Versickerung 
des vereinigten Abwassers und dergl. in Betracht zu ziehen. 


O. Hensog^lznin 

Aerntliche Standesordnung fttr das Herzogthum Anhalt. Erlass 
des Staatsministeriums vom 23. November 1901. 

Auf Grund des §. 2, Abs. 2 des Anhaitischen Gesetzes vom 22. März 1900 
hat die Anhaitische Aerztekammer unter dem 16. November d. J. die nach¬ 
stehende „Aerztliche Standesordnung fttr das Herzogthum Anhalt“ beschlossen: 

§. 1. Jeder Arzt ist verpflichtet, seinen Bei^ gewissenhaft anszuttben, 
und durch sein Verhalten in der Berufsthätigkeit, wie ansserhsdb derselben die 
Ehre und das Ansehen des ärztlichen Standes zu wahren. 

§. 2. Jede öffentliche Anpreisung (Reklame) in irgend welcher Form ist 
dem Arzte, als der Standeswflrde nicht entsprechend, untersagt, ebenso das 
private mfindliche oder schriftliche Anerbieten ärztlicher Httlfe ohne ent¬ 
sprechende Aufforderung. 

Ausnahmen sind mit Genehmigui^ des Kreisvereins oder Landesvereins 
gestattet. Der Landesverein tritt da ein, wo kein Kreisverein besteht. 
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§. 3. Unter öffentlicher Ankflndigong ist namentlich an verstehen: 

1. Das daaemde Anerbieten krztlicher Hälfe in öffentlichen Bl&ttem oder 
dnreh Plakate. 

2. Das anl Erzielnng von Praxis oder sonstiger Vortheile gerichtete An* 
erbieten nnentgeltlicher ärztlicher HtUie in öffentlichen Blättern. 

8. Das Anzeigen privater Polikliniken, sowie nnentgeltlicher Sprechstunden 
in öffentlichen Blättern oder durch Strassenanschläge. 

4. Die Empfehlung besonderer eigener Heilmethoden in öffentlichen Blät* 
tem oder durch öffentliche Vorträge, durch Flugschriften u. s. w. 

6. Das Berichten ttber Eraiäengeschichten oder Operationen in anderen 
als faohwissenschaftlichen Blättern. 

6. Die Veranlassung öffentlicher Danksagungen und der Beklame die¬ 
nender Zeitungsartikel. 

§. 4. (bestattet ist dem Arzte eine dreimalige Bekanntmachung seiner 
Niederlassung, eine zweimalige des Umzuges, des Beginnes oder der Beendigung 
einer Beise oder der Wiederaufnahme der Praxis nach längerem Buhen derselben. 

Diese Bestimmung gilt auch ftkr die Privatkliniken der Chirurgen, Gynä¬ 
kologen, Ophthalmologen u. s. w. Dagegen sind Wasserheilanstalten, Sana¬ 
torien, Nervenheilanstalten, mediko - mechanischen Instituten und ähnlichen An¬ 
stalten öffentliche Anzeigen und Anpreisungen in anständigen Grenzen gestattet. 

§. 5. Betreibt ein Arzt ein Spezialfach, so kann er dies dem Pnbliknm 
zur Anzeige bringen, wenn er nach absolvirtem Staatsexamen nachweislich in 
diesem Fach ansschliesslich mindestens 2 Jahre an einer Hochschule gearbeitet 
oder als Assistent ebenso lange ausschliesslich anderswo spezialistische Ausbil¬ 
dung genossen hat. 

Beabsichtigt ein Spezialarzt gleichzeitig allgemeine Praxis zu treiben, so 
muss er die Bezeichnung „Spezialarzt“ aufgeben, dem zuständigen Aerzteverein 
resp. der Aerztekammer dies bekannt machen und sich praktischer Arzt nennen. 

Bei etwa auftauchendem Zweifel- ttber genttgende spezialistische Ansbil- 
dnng ist die Aerztekammer zu hören. 

§. 6. Kranke gewohnheitsmässig nur brieflich oder ohne Untersuchung 
zu behandeln, ist unzulässig. 

§. 7. Es steht dem Arzte zwar frei, unbemittelten Kranken das Honorar 
ganz oder theilweise zu erlassen, dagegen ist es der Stellung des Arztes nicht 
wttrdig, zahlungsfähigen Personen — von Standesgenossen und deren Ange¬ 
hörigen und ihm nahe Befreundeten abgesehen — in der Aussicht oder zu dem 
Zwecke, sich damit anderweite Vortheile zu verschaffen, das Honorar zu erlassen 
und die Honorarforderang unter die Minimalsätze der Gebtthrentaxe fttr ärzt¬ 
liche Privatpraxis herabzusetzen. 

§. 8. Das Anbieten oder Gewähren von Vortheil irgend welcher Art 
an dritte Personen, um sich dadurch Praxis zu verschaffen, ist unstatthaft. 

§. 9. Verträge mit öffentlichen oder privaten Korporationen, insbeson¬ 
dere mit Versicherungs-Gesellschaften und -Anstalten, sovrie mit Kranken-, 
Unfall-, Invaliditäts- und sonstigen Kassen sind der Aerztekammer vor ihrem 
endgültigen Abschlüsse zur Gienehmigang vorzulegen. 

Unterbietungen jeder Art bei dem Abschlnsse obiger Verträge sind als 
standesnnwttrdig verboten. 

§. 10. Es ist unwOrdig, sich in die Praxis eines anderen Arztes einzn- 
drängen. 

Wird ein Arzt zu einem Kranken gerufen, der schon ärztlich behandelt 
wird, so soll er eine gemeinschaftliche Behandlung (consilium) herbeizuftthren 
suchen; wird dies vom Kranken oder dessen Angehörigen abgelehnt, oder sprechen 
persönliche Grttnde dagegen, so hat er dafttr zu sorgen, dass dem anderen Arzt 
in angemessener Weise Mittheilung gemacht wird, event. hat er das selbst zu 
thun. Keinesfalls ist es erlaubt, hinter dem Bttcken des anderen Arztes den 
Kranken zu berathen. Wird ein Arzt in Nothfällen bei vorübergehender Ab¬ 
wesenheit und Behinderung des behandelnden Arztes gerufen, so hat seine 
Thätigkeit nur als Vertretung zu gelten. Berathangen in der Sprechstunde seitens 
eines anderen Arztes sollen nicht verboten sein, jedoch ist auch hier die mög¬ 
lichste Zurttckhaltnng und Wahrung des kollegialen Einvernehmen zu empfehlen. 

§. 11. Wird ein Arzt ttber Land gerufen und erfährt er erst dort, .dass 
der betreffende Kranke schon in Behandlung eines anderen Arztes steht, so soll 
es ihm gestattet sein, den Kranken zn untersuchen und auch etwas zu ver- 
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ordnen, jedoch mnss er den bisherigen Arzt nmgehend davon benachrichtigen. 
Dassel!^ soll auch bei Nachtbesnchen in der Stadt erlaubt sein. 

§. 12. Von Kontrolbesachen jeder Art, mit Ausnahme der aaf amtliche 
Requisitionen erfolgenden, ist der behandelnde Arzt von dem kontrolirenden 
Kollegen mit Angabe der Zeit des beabsichtigten Besuches zu benachrichtigen. 
Eine dauernde Eontroltbätigkeit im Interesse einer Versicherungsanstalt, Be* 
ru&genossenschaft oder Krankenkasse darf nur mit Genehmigung des Vorstandes 
der Aerztekammer ttbernommen werden. 

§. 13. Es ist verboten, Atteste über Ghheimmittel, Medikamente, In¬ 
strumente u. di^l. zu Beklamezwecken auszustellen, mit Nicht-Aerzten Kranke 
zu behandeln, sich durch Nicht-Aerzte vertreten zu lassen, sowie Nicht-Aerzte 
zu vertreten, die Atteste von Nicht-Aerzten mit seinen Namen zu decken oder 
Nicht&rzte in irgend welcher Form zn unterstützen. 

Auf Narkosen bei Zahnoperationen, sobald der Arzt vom Patienten um die 
Narkose ersucht wird, finden die vorstehenden Bestimmungen keine Anwendung. 

§. 14. Ein Arzt darf dem anderen in dringenden Füllen die von ihm 
erbetene Assistenz nicht verweigern. 

§. 15. Es ist nnznlässig, die Behandlungsweise eines anderen Arztes 
Laien gegenüber abfällig zu benrtheilen. 

§. 16. In Abwesenheit oder im Erkrankungsfalle eines Arztes ist dem¬ 
selben bereitwilligst von den Aerzten seines Wohnortes Aashülfe zu leisten. 
Nach seiner Rückkehr oder Genesung werden demselben die Kranken wieder 
übergeben. Die Regelung der Honorarfrage bleibt den Betheiligten überlassen. 

Bei Kassen mit freier Aerztewahl findet ohne anderweitige, ausdrückliche Ab¬ 
machung eine Vertretung nur für die bereits in Behandlung befiadlichen Fälle statt. 

§. 18. Die von einem Kranken oder dessen Angehörigen gewünschte Zu¬ 
ziehung eines zweiten Arztes zu gemeinschaftlicher Rerathnng (consilium) darf 
vom behandelnden Arzte nicht abgelehnt werden. 

Derselbe muss aber dem Patienten oder den Angehörigen zur Bedingung 
machen, dass die Wahl des berathenden Arztes nur mit seiner Uebereinstim- 
mung erfolgt. 

Wenn angängig, hat der behandelnde Arzt den zur Berathang ge¬ 
wünschten Arzt zu benachrichtigen. 

Der zur Theilnahme an der Berathang anfgeforderte Arzt ist zur Ab¬ 
lehnung berechtigt, zur Annahme nur dann, wenn er weiss, dass der behandelnde 
Arzt vorher benachrichtigt ist. 

§. 19. In der Berathung sind Diagnose, Prognose und Kurplan durch 
gemeinschaftliche Besprechung festzustellen. Die Besprechung hat ohne Gegen¬ 
wart des Patienten und der Angehörigen stattznfinden. 

Der berathende Arzt darf sich wiederholt nur znziehen lassen, wenn er 
sich davon überzeugt bat, dass der Patient, resp. dessen Angehörige mit dem 
behandelnden Arzte darüber übereingekommen sind. Der Consiiiarius darf 
ohne Wissen des behandelnden Arztes den Patienten nicht allein besuchen. 

Bei verabredeter Zeit hat jeder der beiden Aerzte 15 Minuten auf den 
anderen zn warten. Trifft der Erwartete dann nicht ein, so kann der hinzu¬ 
gezogene Consiiiarius den Patienten untersuchen. Die gemeinschaftliche Fest¬ 
stellung von Diagnose, Prognose und Kurplann ist sodann schriftlich oder münd- 
lidi möglichst an demselben Tage nachzuholen. 

§. 20. Nur in Nothfällen kann der Consiliarias ohne Abwarten des be¬ 
handelnden Arztes Verordnungen treffen. 

Welcher der beiden Aerzte den Angehörigen das Resultat der Besprechmig 
mittheilt, bleibt der freien Vereinbarung der Aerzte überlassen. 

Bei Zuziehung eines Spezialarztes als Consiliarins hängt es von der per¬ 
sönlichen Uebereinknnft zwischen den beiden Aerzten ab, welcher von beiden 
die Behandlung weiter leiten soll. 

Hiervon abgesehen darf der hinzugezogene Arzt die alleinige Behandlung 
des Patienten nicht übernehmen. 

§. 21. Können sich die berathenden Aerzte nicht einigen, so hat der behan¬ 
delnde Arzt dem Kranken oder seinen Angehörigen von dieser Meinungsverschie¬ 
denheit Kenntniss zn geben, und muss dem Kranken, bezw. dessen Angehörigen 
die Entscheidung überlassen bleiben, welchem Arzt er sich weiter anvertranen will 
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sich dies nach den allgemeinen Ornndeätzen über den Auftrag ganz von selbst 
▼ersteht; da nun das Gesetz im Abs. 3 ansdrflcklich bestimmt, dass gegenüber 
den Gemeinden „das Gleiche gilt", wie für die durch ein Privatinteresse ver- 
anlasste Th&tigkeit der Medisinalbeamten, so führt schon die wörtliche Aus¬ 
legung des §. 1 zu dem Ergebniss, dass die Gemeinden ganz nnabhängig davon, 
von wem die Thätigkeit der Medizinalbeamten veranlasst ist, diesen unter allen 
Umstünden eine Vergütung zu gewähren haben, falls es sich nm ein ortspoli- 
liohes Interesse handelt, dessen Befriedigung den Gemeinden gesetzlich obliegt. 
Die Entscheidung des Prozesses hän^ also zunächst lediglich von der Beant¬ 
wortung der Frage ab, ob die Thätigkeit des Klägers ein solches ortspolizei¬ 
liches Interesse bedarf. 

Sedes materiae für die Beantwortung dieser Frage ist das Polizeiver- 
waltnngsgesetz vom 11. März 1850 (G. S. S. 267), das im §.3 zwar den Grund¬ 
satz des §. 167 der Städteordnung von 1808, wonach die Kosten der örtlichen 
Polizeiverwaltnng unter allen Umständen den Stadtgemeinden zur Last fielen, 
wiederholt, aber die Einschränkung binzuittgt, dass die Gehälter der von der 
Staatsregierung im Falle der Anwendung des §. 2 angestellten besonderen Be¬ 
amten von den Gemeinden nicht zu tragen sind. Im §. 6 desselben Gesetzes 
wird sodann der Kreis der zu den Gegenständen der ortspolizeilichen Begelnng 
gehörigen Materien aufgezählt, wobei sich unter F. „die Sorge für Leben und 
Qosnndheit" anfgelührt findet. 

Darnach kann es keinem Zweifel unterliegen, dass an und für sich die 
Thätigkeit auf dem Gebiete der Gesundheitspolizei zu den ortspolizeilichen 
Interessen gehört, deren Befriedigung den Gemeinden gesetzlich obliegt. 

Hieran vermag auch der Umstand nichts zu ändern, dass in Cöln auf 
Grund des §. 2 des Gesetzes vom 11. März 1850 die örtliche Polizeiverwaltnng 
nicht von der Stadtobrigkeit, sondern von einer besonderen Königlichen Behörde, 
dem Polizeipräsidenten, an^eübt wird; denn nach dem Wortlaut des 
§. 1 des Gesetzes vom 9. März 1872 kommt es nicht darauf an, 
wer die Polizeigewalt handhabt, sondern nur darauf, für 
welche „Interessen" die Thätigkeit des Medizinalbeamten 
in Anspruch genommen wird. 

Auch der Umstand, dass die Gehälter der von der Staatsregierung in 
Cöln angestellten besonderen Poliseibeamten nicht von der Gemeinde, sondern 
vom Staate zu tragen sind, ist für die Auslegung des §. 1 des Gesetzes vom 
9. März 1872 ohne Belang, denn selbst wenn man dem §. 2 des Gesetzes vom 
11. März 1850 die übrigens durchaus nicht unangefochten gebliebene Auslegung 
geben will, die er durch den Plenarbeschluss des vormaligen Obertribnnals vom 
8 .April 1861 erfahren hat, so handelt es sich hier doch zweifellos nicht nm 
die Gewährung eines Gehaltes, sondern nm die Bezahlung einer besonderen 
Gebühr, die zu den „sächlichen" Ausgaben der Polizeiverwaltung zu rechnen 
und darum selbst nach jener Plenarentscheidung auch in den Städten mit 
Königlicher Polizeiverwaltnng von den Gemeinden zu tragen ist, wie denn auch 
das Obertribnnal gerade mit Bezog auf die Stadt Cöln in seinem Urtheil vom 
11. November 1856 die direkte Haftung der Stadt für die durch die Unter¬ 
suchung prostituirter Dirnen seitens des Bezirkspbysikns diesem erwachsenen 
Gebühren ausgesprochen hat, obwohl diese Untersuchung durch die Königliche 
Polizeibehörde veranlasst war. 

Dass insbesondere auch in den Städten mit Königlicher Polizeiverwaltnng 
Gebühren, wie die hier fraglichen, nach §. 1 des Gesetzes vom 9. März 1872 
stets von den Gemeinden zu tragen sind, darüber lässt die Entstehungsgeschichte 
des Gesetzes vollends keine Zweifel. So heisst es in der amtlichen Be¬ 
gründung zu §. 1: 

„Die Anwendbarkeit des Alin. 3 hatte das Abgeordnetenhaus bei der 
letzten Berathung des Gegenstandes auf solche Gemeinden einzuschränken be¬ 
schlossen, in welchen eine Königliche Polizei nicht besteht. Gegen diese Ab¬ 
änderung sind bei der Berathung im Herrenhanse Bedenken geänssert, welche 
die Staatsregierung für begründet erachtet. Die Kosten der örtlichen Polizei¬ 
verwaltung sind nach §. 3 des Gesetzes vom 11. März 1850 von den Gemeinden 
zu tragen. Hieraus folgt, dass die Medizinaibeamten, denen die Besorgung 
lokalpolizeilicher Geschäfte von Amtswegen nicht obliegt, für die Besorgung 
solcher Geschäfte, wenn sie ihnen anfgetragen werden, von den Gemeinden zu 
remuneriren sind ..." 
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Die Begiernng hat also bei der ementen Vorlage des Qesetsentwurfes 
die bei der firflheren Berathong von dem Abgeordnetenhaose beschlossene Be- 
sohränknng der Vorschrift des Abs. 8 des §. 1 des Gesetzes auf solche Städte, 
in denen eine Königliche Polizeiverwaltong nicht besteht, in der neuen Gesetz¬ 
vorlage nicht anfgenonunen. Daraus erhellt mit voller Deutlichkeit, dass der 
Gesetzgeber die den Medizinalbeamten durch §. 1, Abs. 8 des. Gesetzes zuge¬ 
sicherten Gebühren diesen unter allen Umständen und insbesondere auch dann 
znwenden wollte, wenn die Polizei durch eine Königliche Behörde ver¬ 
waltet wurde. 

Dieser Bechtszustand hat auf alle Fälle bis zum Erlass des Gesetzes vom 
20. April 1892 bestanden und zwar derart, dass, wie gerade der in der Ent- 
Mheidung des Obertribnnals vom 11. November 1856 erörterte Fall zeigt, die 
Mediräalbeamten einen direkten Anspruch gegen die Stadtgemeinden selbst 
dann erwwtben, wenn sie mit Wahrnehmung ihrer Geschäfte durch eine König¬ 
liche Polizeibebäcde beauftragt waren. 

Es bleibt also nur noch zu prüfen, ob und inwiefern dieser Bechtszustand 
durch das Gesetz, betreffend die Kosten der Königlichen Polizeiverwaltnngen 
in Stadtgemeinden, vom 30. April 1892 (Ges.-Samml. S. 67) eine Aendemng 
erlitten hat. 

Durch dieses Gesetz ist dem Staate die Bestreitung aller durch die 
örtliche Polizeiverwaltung in diesen Städten entstehenden Kosten, wozu nach 
§. 2 des Gesetzes auch die Ausgaben im Interesse der örtlichen Polizeiverwaltnng 
gehören, auferlegt werden, wogegen die betreffenden Städte die Verpflichtn^ 
haben, zu diesen Ausgaben des Staates nach Massgabe der Kopfzahl der Zivil¬ 
bevölkerung, in Cöln je 1 Mark 50 P^. für jeden Kopf der Bevölkerung bei¬ 
zutragen. 

Schon hieraus ergiebt sich, dass das Gesetz an dem bis dahin geltenden 
Beehtszustande, soweit er die Bezüge der Medizinalbeamten auf &nnd des 
Gesetzes vom 9. März 1872 betrifft, nichts hat ändern wollen, und, abgesehen 
von einem unten zu erörternden Punkte, auch nichts geändert hat, da es neh 
lediglich damit befasste, die durch die Polizeiverwaltung in Städten mit König¬ 
licher Polizeiverwaltnng entstehenden Kosten in anderer Weise, als dies bisher 
der Fall, zwischen dem Staat und den Gemeinden zu vertheilen, wie denn auch 
im Laufe der Berathnng des Gesetzes vom 20. April 1892 jener Bezüge der 
Medizinalbeamten gar keine Erwähnung geschehen ist. 

Zu dem gleichen Ergebniss führt die Entstehungsgeschichte des Gesetzes. 
Dieses bezweckte nicht etwa, die Lasten der Stadtgemeinde mit Königlicher 
Polizeiverwaltnng zu verringern, sondern umgekehrt, eie „im Interesse der ans¬ 
gleichenden Gerechtigkeit“ zu vermehren, da man es als unbillig empfand, 
dass diese Städte gegenüber allen anderen Städten, die die gesammten Polizei- 
kosten (i. h. sowohl die persönlichen, wie die sächUchen) zu tragen hatten, in 
g^anz erheblicher Weise bevorzugt waren. 

So bezeichnete denn auch bei der Berathnng des Gesetzes der Vertreter 
der Staatsregiemng, Minister Herrfnrth, es lüs einen der Zwecke des Ge¬ 
setzes, über dessen Erzielung bei allen gesetzgebenden Faktoren Ueberein- 
stimmnng herrsche: „die stärkere Heranziehung der Städte mit Königlicher 
Polizeiverwaltung zu den Kosten derselben.“ 

Hätte man die Absicht gehabt, die Gebühren der Medizinalbemnten für 
ihre in §. 1, Abs. 3 des Gesetzes vom 9. März 1872 erwähnte Thätigkeit zu 
beseitigen, so würde dies lediglich eine Verminderung der Kosten der Orts¬ 
polizeiverwaltung zur Folge gehabt haben, die aber gar nicht beabsichtigt war, 
da man vielmehr nur bezweäte, die hierdurch entstehenden Kosten in anderer 
Weise, als bisher zwischen dem Staate und den Gemeinden zu Gunsten des 
ersteren zu vertheilen. 

Eine indirekte Folge des Gesetzes vom 20. April 1892 und somit die 
einzige Aenderung, die in der bis dahin vorhandenen Becbtslage eingetreten 
ist, ist nur die, dass in Folge der anderweiten Vertheilung der Kosten der 
Polizeiverwaltnng in den Städten mit Königlicher Polizei der Staat zwar zu¬ 
nächst die gesammten Kosten der Polizeiverwaltnng und zwar sowohl die per¬ 
sönlichen, wie die sächlichen zu verauslagen hat, dass er aber einen grossen 
Theil dieser Kosten durch die von den Städten anfznbringende Kopfsteuer 
erstattet erhält. Nur dadurch kommt es, dass zwar der Medizinalbeamte für 
die in §. 1, Abs. 8 des Gesetzes vom 9. März 1872 erwähnte Thätigkeit vor wie 
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nach in allen Gemeinden, die in Abs. 2 daselbst erwähnten Gebühren bean- 
sprachen kann, dass aber jetzt in den Städten mit Königlicher Polizeiverwaltung 
gemäss Gesetzes vom 20. April 1892 der Fiskus, wie alle sonstigen Kosten der 
sächlichen Polizeiverwaltung, so auch diese zunächst zu tragen hat, während 
er sie in Form der von diesen Städten zu entrichtenden Kopfsteuer zurüokerlangt. 

Daraus ergiebt sich also für die Medizinalbeamten eine gegen die frühere 
nur insofern veränderte Bechtslage, als sie in Städten mit Königlicher Polizei- 
verwaltnng bei einer Thätigkeit, wie sie im §. 1 Abs. 3 des Gesetzes vom 
9. März 1872 vorgesehen ist, einen direkten Anspruch auf Zahlung der ihnen 
gesetzlich zustehenden Gebühr gegen den Fiskus erworben haben, wUirend sie 
früher direkt die Stadt in Anspruch nehmen konnten. 

Wenn der Beklagte sich dem gegenüber auf die Entscheidung des Ober* 
Verwaltungsgerichts vom 20. Januar 1899 und vom 1. Dezember 1899 beruft, 
in denen ausgeftthrt ist, dass den Medizinalbeamten seit Erlass des Gesetzes vom 
20. April 1892 ein Anspruch auf Grund des §. 1 Abs. 8 des Gesetzes vom 9. März 
1872 in Städten mit Onigl. Polizeiverwaltung nicht mehr anstreben, so ist 
diesen Ansfübmngen aus den oben entwickelten Gründen nicht beizupfliohten. 

Wenn nämlich das Oberverwsltnngsgericht in seinen Entscheidungen 
davon ansgeht, das Gesetz vom 9. März 1872 habe bei seiner Unterscheidung 
zwischen Verrichtungen „im allgemeinen staatlichen Interesse" und solchen „im 
ortspolizeilichen Interesse" nur darauf Bedacht genommen, ob „Träger" der 
Polizeilast im Einzelfalle der Staat oder die Gemeinde sei, so dass jetzt in 
Städten mit Königlicher Polizeiverwaltung die Unterscheidung zwischen den 
Fällen des Abs. 1 und des Abs. 3 des §. 1 des Gesetzes bedeutungslos geworden, 
da der Staat sämmtliche Polizeikosten zu tragen habe, so steht dieser Auf¬ 
fassung und Schlussfolgerung sowohl die oben geschilderte geschichtliche Ent¬ 
wickelung, wie auch der jetzige Bechtszustand entgegen. In letzterer Einsicht 
mag darauf hingewiesen werden, dass „Träger" der Polizeikosten sowohl vor, 
wie nach dem Gesetze vom 20. April 1892 in Städten mit KönigL Polizeiverwal- 
ung theils der Staat, theils die Gemeinde ist und dass insbesondere die Gemeinde¬ 
lasten in dieser Hinsicht nicht verringert, sondern sogar vermehrt sind, da 
das Gesetz vom 20. April 1892 lediglich einen anderen Vertheilungsmassstab für 
die Vertheiiung der Polizeikosten zwischen Staat und Gemeinden angeführt hat. 

Die AuffMsnng des Oberverwaltungsgerichts würde über dies zu den 
ganz inkonsequenten und sachlich durch nichts gerechtfertigten Ergebniss führen, 
dass die Medizinalbeamten in Städten mit Königlicher Polizeiverwaltung, also 
meist gerade in ^össeren Städten, in denen ihre Thätigkeit im Interesse der 
Gesundheitspolizei besonders stark in Anspruch genommen wird, schlechter ge¬ 
stellt wären, als in solchen ohne eine derartige Verwaltung, in denen ihnen 
unzweifelhaft auch nach der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts die Ge¬ 
bühren gemäss §. 1, Abs. 3 des Gesetzes vom 9. März 1872 zustehen. Dieses 
Ergebniss muss aber geradezu als ein unerträgliches bezeichnet werden, zumal 
wenn man erwägt, dass die Staatsregiernng jeder Zeit gemäss §. 2 des Gesetzes 
vom 11. März 1850 in der Lage ist, eine bestehende Königliche Polizeiverwaltung 
aufznheben, oder da, wo sie nicht besteht, einzuftthren, und dass sie überdies 
gemäss §. 6 des Gesetzes vom 20. April 1892 sogar in der L^e ist, einzelne 
Zweige der Wohlfahrtspolizei den Städten mit Königlicher Polizeiver- 
waltung zu eigener Verwaltung zu übertragen. Dass es sich hier nicht etwa 
blos um eine theoretische Möglichkeit handelt, beweist gerade der vorliegende 
Fäll. Denn wie der in den Entscheidungen des Oberverwaltungsgerichts vom 
20. Januar 1899 und 1. Dezember 1899 festgestellte Sachverhalt ergiebt, ist 
gerade in den Rechnungsjahren vom 1. April 1899 bis dahin 1900, die Gesnnd- 
heitspolizei der Stadt Cöin dieser gemäss §. 6 des Gesetzes vom 20. April 1892 
zu eigener Verwaltung übertragen worden. 

Somit war wenigstens in diesen Jahren die Stadt Göln auch unmittelbare 
Trägerin der Kosten der Verwaltung der Gesundheitspolizei, so dass auch vom 
Standpunkt jener Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts ans der Kläger, 
falls ihm in diesen Jahren ein Auftrag, der hier fraglichen Art ertheilt worden 
wäre, die ihm nach §. 1 des Gesetzes vom 9. März 1872 zustehende Gebühr 
hätte liqnidiren können. Der hier fragliche Auftrag ist im September 
1898 ertheiit; es steht nun nicht fest, ist aber in hohem Grade wahrscheinlich, 
dass die Stadt Cöin auch im Rechnungsjahr 1898(99 die Gesundheitspolizei 
selbst verwaltet hat, so dass sie auch Trägerin aller hierdurch entstandenen 
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Kosten war. Aber selbst, wenn dies nicht der Fall gewesen, so liegt doeh auf 
der Hand, dass ein den Medizinalbeamten gesetzlich gewährleistetes Becht anf 
den Bezng bestimmter GebOhren nicht dadnrch in Frage gestellt werden kann, 
dass derStaat nnd die Gemeinde anfGrnnd des§. 6desGesetzes 
Yom 20. April 1892 besondere Abmachungen darüber treffen, in 
welcherWeise die Polizeiverwaltung nnd deren Kosten zwischen 
ihnen getheilt werden sollen: es würde den elementarsten 
Beehtsgrnndsätzen widersprechen, wenn eine derartige „res 
inter alios acta" anf das gesetzlich feststehende Gebührenbe- 
zngsrecht eines Dritten, desKlägers, yonSinflnss sein konnte. 

Hatte aber im Jahre 1898 die Stadt COln selbst die Gesnndheitspolizei 
zn verwalten, so kann der Kläger gleichwohl sich wegen seiner Gebühren direkt 
an den Beklagten, als seinen Auftraggeber halten, da der direkte rechtliche 
Nexus, welcher anf Grund des §. 1, Abs. 8 des Gesetzes vom 9. März 
1872 auch den Gemeinden mit Königlicher Polizeiverwaltung gegenüber bestand, 
durch das Gesetz vom 20. April 1892 beseitigt ist, indem im Verhältniss zu 
Dritten der Staat Kraft Gesetzes als alleiniger Träger der Kosten der Polizei- 
Verwaltung erscheint. Dem Kläger aber, dem ein Auftrag seitens des Beklagten 
ertheilt ist, kann nicht zngemuthet werden, sich zwecks Befriedigung seiner 
Ansprüche an die Stadt Göln zn halten, da er von der zwischen dieser nnd der 
Königlichen Regierung getroffenen Abmachung keine Kenntniss zn haben braucht 
nnd regelmässig nicht einmal haben kann. Eine andere hier nicht zu erörternde 
Frage ist aber die, ob nicht der Beklagte die in Wahrnehmung der Gesnnd¬ 
heitspolizei dem Kläger bereits gewährten nnd auf Grund dieses ürtheils zu 
gewUirendeu Beträge seinerseits gemäss der zwischen ihm nnd der Stadt COln 
bestehenden Vereinbarung von dieser erstattet verlangen kann. 

Demnach war in tlebereinstimmung mit dem von dem Beichsgerieht in 
der Entscheidung vom 6. Januar 1899 eingenommenen Standpunkt, welchen 
dieses auch bei wiederholter Prüfung und unter Berücksichtigung der oben 
erwähnten Entscheidungen des Oberverwaltnngsgerichts in der Entscheidung 
vom 3. Dezember 1900 festgehalten hat, der seiner Hohe nach nicht bemängelte 
Anspruch des Klägers für begründet zn erachten nnd deshalb die Berufung des 
Beklagten znrüd^weisen. 


Trunkenheit als Ehescheidungsgrnnd. Urtheil des Beichs- 
gerichts (I. Ziv.-Sen.) vom 18. November 1901. 

Zn Unrecht macht die Bevisionsklägerin geltend, dass Trunkenheit vom 
Standpunkt des Bürgerl. Ges.-B. kein Ehescheidungsgrnnd sei. Die Schei- 
dnngsgründe des §. 1568 des Bürgerl. Ges.-B. begreifen nicht blos ein Verhalten, 
welches zufolge Verletzung der in dem ehelichen Verhältnisse begründeten 
Bechtspflichten die Zerrüttung der Ehe herbeizuführen geeignet ist. Auch 
ehrloses und unsittliches Verhalten zählt hierher, und hiezu ist un¬ 
bedenklich ein Verhalten zu rechnen, welches im Widerspruche mit den sittlichen 
Anforderungen der Ehe gegen den anderen Ehegatten Büohsichtslosigkeit an den 
Tag legt nnd in ihm physischen und moralischen Ekel hervorzumfen geeignet 
ist. Dass die Trunkenheit eine unverbesserliche nnd unheilbare sei, 
ist nicht erfordert, wie die Bevision vermeint. Es reicht zur Erfüllung des 
unsittlichen Verhaltens auch m Sinne des §. 1568 cit. ans, wenn die Trunkenheit 
sich als beharrliche bethätigt. Die Scheidungsklage ist weiter begründet, wenn 
dieser Zustand als zur Zeit der Klage vorhanden nachgewiesen ist. Nicht erforder¬ 
lich ist es, dass die Trunksucht auch noch im Laufe des Prozesses andauert. 
Der Eia wand der Beklagten, dass sie demnächst in der Borsdorfer Anstalt Heilung 
gefunden, ist sonach zn Becht vom Bemfüngsgericht als unbeachtlich verworfen. 


Aufkratzen einer dnreh Insektenstich verursachten Pustel in der 
Nase als Unfall nach den Bedingungen der Privat-Unfallversicherung. 
Urtheil des Beichsgerichts (Vn. Ziv.-Sen.) yom 21. Januar 1901. 

Es ist zunächst völlig bedenkenfrei, wenn das B. G. einer Verletzung der 
^nt nicht deshalb die Eigenschaft einer äusseren Verletzung abspricht, weil 
sie vom Verletzten mit eigener Hand bewirkt worden ist; denn eine Verletzung 
der Anssenseite des KOrpers wird dadnrch nicht zn einer inneren, weil sie 
anf eine Entschliessung des Verletzten znrückznfflhren ist. Es kam also nur 
darauf an, ob der Abs. 2 des §. 1 Versicherungsbedingnngen hier Platz greift 
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wonach die Leistung der Beklagten von der Bedingung abhängig gemacht ist, 
dass die versicherte Person die äussere Gewalt nicht absichtlich oder durch grobe 
Fahrlässigkeit herbeigeftthrt hat. Absichtliches Handeln setzt voraus, dass der 
Thäter sein Thun als ein körperverletzendes erkennt; ein solches Erkennen ver¬ 
neint aber der B. B., wenn er von der Annahme ausgeht, dass B. durch das 
Jacken der Haut oder um den Eiter abzuwischen, zum Kratzen veranlasst worden 
sei, und hierin kann ein Irrthnm nicht gefunden werden, da derartige Hand¬ 
langen mit einem Erkennen der daraus folgenden Hantverletznng nicht ver¬ 
banden zu seiu pflegen. Aus demselben Grande ist auch das Vorliegen einer 
groben Fahrlässigkeit mit Becht verneint worden. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A., Deutsol&es Reloli. 

Statistische Erhebungen über die Heilanstalten. Beschluss des 
Bandesraths vom 12. Dezember 1901 und Bnndschreiben des 
Beichskanzlers vom 19. Februar 1902 an sämmtliche Bundesre¬ 
gierungen. 

Der Bandesrath hat in der Sitzung vom 12. Dezember 1901 (§. 665 der 
Protokolle) eine Ausdehnung der alljährlichen statistischen Erhebungen 
über die Heilanstalten unter besonderer Berücksichtigung der Anstalten 
fttr üniversitätslehrzwecke beschlossen und die nachstehenden neuen Formulare 
ftlr diese Erhebungen festgestelit. 

Mittels Bandschreibens vom 19. Februar 1902 hat der Beiohskanzler 
(Beichsamt des Innern) die Bundesregierungen und den Statthalter von 
Lothringen ersucht, die zur Ausführung des Bundesrathsbeschlnsses in dem be¬ 
treffenden Landesgebiet erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Erhebungsformular L 

Allgemeines Krankenhaus 


zu. 

Kreis. Begiernngsbezirk. 

Staat.. 

im Jahre 19. 

I. Allgemeine Angaben. 

Benennung der Anstalt oder Name des Besitzers t . 

Zahl der Krankenbetten:. 

Zahl der im Jahre 19. f männlichen Kranken. \ d. h. Anfangsbestand 

verpflegten \ weiblichen Kranken ./ und Zugang. 

Zahl der Verpflegungstage im Jahre 19.fttr { “^he® SaSke 

n. Besondere Angaben. 



Namen der Krankheiten. 

Bestand 
am 1. Januar 

Zugang 
im Jahre 

Abgang im Jahre 

Bestand 
am 31. Dezbr. 

überhaupt 

davon durch Tod 

an der in 
Spulte 2 ge¬ 
nannten 
Krankheit 

an einer 
anderen 
Krankheit u. 
an welcher? 

^1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

1. 

2. 

3. 

4. 

1. Entwickelungskrankheiten. 
Angeborene Lebensschwäche im 

1. Monate). 

Angeborene Missbildungen .... 

Altersschwäche. 

Andere Entwickelungskrankheiten . 

Summe I 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 
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1. 

Namen der Krankheiten. 

Bestand 
am 1. Janaar 

Zagang 
im Jahre 

Abfi 

'ang im Jahre 


flberhanpt 

davon dareh Tod 

Bestand 

1 

CO 

§ 

•9S>si 

•"SSS 

a|.«ö 

«lil 

gSS^ 

ÖS 

2. 

3 

, 

4 


5. 

6 

1 , 

7. 

8. 

5. 

6. 

7. 

8. 
9. 

10. 

11. 

12. 

13. 

14. 

15. 

16. 

17. 

18. 

19. 

20. 
21. 
22. 

23. 

24. 

25. 

26. 

27. 

28. 

29. 

30. 

31. 

32. 

33. 

34. 

35. 

36. 

37. 

38. 

39. 

40. 

41. 

42. 

43. 

44. 

45. 

46. 

47. 

48. 

49. 

11. Infektions- und parasitäre 
Krankheiten. 

Pocken .. 

Varizellen. 

Scharlach. 

Masern and BOtheln. 

Diphtherie and Gronp. 

Kenchhasten. 

Mnmps (Parotitis epidemica) . . . 

Flecktyphas. 

Rttckfallfieber. 

XTaterleibstyphos. 

Genickstarre. 

Bose (Erysipel). 

Trismos and Tetanas 

Pyämie, Septichämie, Hospitalbrand. 

Kindbettfieber. 

Lepra. 

Skrofolose. 

Taberkalose der Longen .... 
Taberknlose anderer Organe . . . 
Langenentzündang (cronpSse) . . . 

Infiaenza (Grippe). 

Akater Gelenbheamatismos . . . 

Malaria. 

Asiatische Cholera. 

Brechdnrohfall (Cholera nostras) . . 

Bohr (Dysenterie). 

Gonorrhoe. 

Weicher .Schanker. 

Syphilis.. 

Milzbrand. 

Botzkrankheit. 

Tollwath. 

Trichinose. 

Handwarm. 

Andere Infektions- and parasitäre 
Krankheiten — aosschl. Krätze . 

Samme n 

ni. Sonstige allgemeine 
Krankheiten. 

Bleichsacht and Blatarmath (Chlorose 

and Anämie). 

Leokämie and Pseadoleokämie . . 
Bachitis and Osteomalazie .... 

Zackermhr. 

Gicht. 

Skorbat. 

Alkoholismns and Säolerwahnsinn . 

Andere Veigiftongen. 

Hitzsohlag. 

Andere allgemeine Krankheiten . . 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 
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Namen der Krankheiten. 


^ _ 

Anhang: 

Neubildungen u. Geschwülste*) 

50. Karzinom. 

51. Andere bösartige Neubildungen . . 

52. Gutartige Neubildungen und Ge¬ 

schwülste (ausschl. 79) ... . 

Summe III 

IV. Oertliche Krankheiten. 

A. Krankheiten des Nervensystems. 

53. Geisteskrankheiten. 

54. Gehirn- und Hirnhautentzündung 

(ausschl. 15, 23). 

55. Gehirnschlag. 

56. Andere Krankheiten des Gehirns. . 

57. Epilepsie. 

58. Eklampsie. 

59. Chorea. 

60. Tabes. 

61. Andere Eückenmarkskrankheiten . . 

62. Andere Krankheiten des Nerven¬ 

systems überhaupt. 

zusammen A 

B. Krankheiten der Athmnngsorgane. 

63. Krankheiten der Nase u. der Adnexa 

64. Kehlkopfskrankheiten (ausschl. 9, 23) 

65. Akuter Katarrh der Luftröhre und 

der Bronchien. 

66. Chronischer Katarrh der Luftröhre 

u. der Bronchien, sowie Emphysem 

67. Lungenentzündung (ausschl. 24) . . 

68. Brustfellentzündung. 

69. And. Krankheiten d. Athmnngsorgane 

zusammen B 

C. Krankheiten der Kreislauforgane. 

70. Herz- und Herzbeutelentzündung . 

71. Klappenfehler und andere Herzkrank¬ 

heiten . 

72. Pnlsadergeschwulst. 

73. Arteriosklerose und Brand der Alten 

74. Krampfadern und Venenentzündung 

75. Lymphgefäss- und Lymphdrüsenent¬ 

zündung (ausschl. der zu 21, 31, 

32, 33 gehörigen). 

zusammen C 



*) Abgesehen von der unter Nr. 52 bezeichneten Ausnahme (79) sind alle 
Neubildungen und Geschwülste nicht bei den Organen, sondern unter Nr. 60 bis 
52 aufzuführen. 


Bestand 
am 31. Dezbr. 
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1. 


76. 

77. 

78. 

79. 

80. 

81. 

82. 

83. 

84. 

86 . 


86 . 

87. 

88 . 


89. 

90. 

91. 

92. 

93. 

94. 


95. 

96. 

97. 


98. 

99. 

100 . 


Namen der Erankkeiten. 
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4. 


Abgang im Jahre 
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5. 


davon durch Tod 
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D. Krankheiten der Verdaiiungs- 
Organe. 


m. 


Krankheiten der Zähne und der Or¬ 
gane der Mundhöhle. 

Mandel- und Eachenentzündung 

(aueschl. 9). 

Krankheiten der Speiseröhre . . . 
Krankheiten der Schiiddrüse (ausschl. 

50, 51). 

Akuter Magen- und Darmkatarrh, so¬ 
wie Atrophie der Kinder (ausschl. 23) 

MagengeschwOr. 

Andere chronische Magen^nkheiten 
Chronische Darmkrankheiten . . . 
Banchfellentzttndnng (Peritonitis und 

Perityphlitis). 

BrOche (Hernien): 

a) eingekiemmte. 

b) nicht eingeklemmte. 

Innerer Darmverschlnss. 

Leberzirrhose. 

Andere Krankheiten der Leber und 

ihrer Ansführnngsgänge.... 

zusammen D 


E. Krankheiten der Ham- und Ge¬ 
schlechtsorgane (ausschl. 31, 32, 33). 

Krankheiten der Nieren. 

Krankheiten der Blase. 

Steinkrankheit. 

Krankheiten der männlichen Ge¬ 
schlechtsorgane .. 

Krankheiten der Gebärmutter . . 
Krankheiten der anderen weiblichen 

Geschlechtsorgane. 

zusammen E 

F. Krankheiten der äusseren 
Bedeckungen. 

Krätze. 

Hautausschläge (ausschl. 5—8,12,16) 
Zellgewebsentzündung (einschl. Pana- 
ritinm), Furunkel und Karbunkel 

(ausscM. 34).: 

Andere Krankheiten der äusseren Be¬ 
deckungen . 

zusammen F 
G. Krankheiten der Bewegungsorgane. 
Krankheiten der Knochen und der 
Knochenhaut (ausschl. 23) . . . 
Krankheiten der Gelenke (ausschl. 23, 
26, 44).. 
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1 . 


101 . 

102 . 


103. 

104. 

105. 


106. 

107. 


108. 

109. 

110 . 

111 . 

112 . 

113. 

114. 
116. 
116. 

117. 

118. 

119. 

120 . 
121 . 
122 . 


Namen der Krankheiten. 
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3. 


6 . 


7. 


Krankheiten der Muskeln, Sehnen u. 

Schleimbentel.. . 

Mnskelrheumatismos ...... 

zusammen Q 


H. Krankheiten des Ohres. 
Krankheiten des äusseren Ohres . .- 
Krankheiten des Mitteluhres . . . 
Krankheiten des inneren Ohres . . 

zusammen E 

I. Krankheiten der Augen. 
Ansteckende Angenkrankheiten . . 
Andere Angenkrankheiten .... 

zusammen I 
K. Verletzungen. 

Quetschungen und Zerreissnngen . . 
Knochenbrüche des Schädels . . . 
Knochenbrüche des Schulterblatts und 

Schlüsselbeins . 

Knochenbrüche der Wirbelsäule . . 
Knochenbrüche der Rippen .... 
Knochenbrüche des Beckens . . . 
Knochenbrüche d. oberen Gliedmassen 
Knochenbrücbe d. unteren Gliedmassen 

Verstauchungen. 

Verrenkungen an den oberen Glied¬ 
massen . 

Verrenkungen an den unteren Glied¬ 
massen . 

Sonstige Verrenkungen. 

Wunden (Hieb-, Stich-, Schuss-n. s. w.) 

Verbrennung. 

Erfrierung.. 

zusammen K 

Summe IV 

V. Anderweitige Krankheiten und 
unbestimmte Diagnosen .... 
IV. Oertliche Krankheiten .... 
in. Sonstige allgem. Krankheiten mit 
Anh.: Neubildungen u. Geschwülste 
I. Infektions- n. parasitäre Krank¬ 
heiten . 

UL Entwickelungskrankheiten . . 

Hauptsnmme 

Ausserdem: Nichtkranke Personen 
(wegen Krankheitsverdachts, zur 
Beobachtung aufgenommene Per¬ 
sonen, Begleitpersonal n. s. w.) . 


am 31. Dezbr. 
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Bemerkungen. 

1. Fttr jedes Erankenhaas einschliesslich der Erankenbäaeer für Uni- 
Tersitätszwecke ist jährlich ein solches Furmolar anszofüllen. Als Kranken- 
hänser gelten anch die Heilanstalten iür Brosikranke (Langenheilstätten). 

2. Jeder Kranke, der in einer Anstalt aafgenommen wird, ist hier als Zugang 
anznschreiben, auch wenn er dahin aus einer anderen Anstalt tibergegangen, 
sowie auch wenn er im Kalenderjahre schon einmal in dieser Anstalt gewesen ist. 
Dagegen sind Kranke, welche ans Anstalten mit öffentlichem oder privatem Cha* 
rakter in solche fttr Universitätslehrzwecke verlegt und in erstere zurttckverlegt 
werden, in den Erhebungsformularen fttr die erstbezeicbneten Anstalten nur 
einmal in Zugang zu bringen. Die Einträge in die Erhebangsfoimnlare fttr Kran* 
kenhäuser, die Universitätslehrzwecken dienen, werden dadurch nicht bertthrt. 

8. Wenn der Bestand zu Anfang des Jahres mit dem früher angegebenen 
Schlussbestande des Vorjahres nicht ttbereinstimmt, z. B. in Folge von Diagnosen- 
änderung, Bechenfehlern, oder wenn sich sonst zwischen den Ziffern des Vor¬ 
jahres und denjenigen des Berichtsjahres auffallende Verschiedenheiten zeigen, 
z. B. ein plötzliches Anwachsen einzelner Krankheiten, ist dies zu erläutern. 

4. Jeder verpflegte Kranke ist nur bei derjenigen KranÜeit, welche 
von dem behandelnden Arzte als die Hauptkrankheit betrachtet wird, in Be¬ 
stand, Zugang und Abgang zu zählen. Die Nebenkrankbeiten bleiben unberttck- 
sichtigt. Warden in unmittelbarer Aufeinanderfolge mehrere Krankheiten nach 
einander durchgemacht, so soll der Verpflegte doch nur bei der als Hanpt- 
krankheit zu betrachtenden Krankheit gezählt werden. Tritt der Tod in Folge 
einer anderen als der Hauptkrankheit ein, so wird dies dadurch kenntlich ge¬ 
macht, dass der Abgang nicht in der Spalte 6, sondern in der Spalte 7 ver¬ 
merkt wird und zwar in der Weise, dass rechts neben der eingetragenen Ziffer, 
durch Komma getrennt, die ans Spalte 1 ersichtliche Nummer derjenigen 
Krankheit, die zum Tode geführt, beigefttgt wird. Eine Einrechnnng dieser Fälle 
bei denjenigen Krankheiten, die zum Tode geführt haben, hat behufs Vermeidung 
von Doppelzählungen zu unterbleiben. Ist z. B. von 4 unter Nr. 44 (Gicht) wegen 
Todes in Abgang zu bringenden Kranken 1 an Gehimschlag (Nr. 55) und 1 an 
Lnngenentzttndung (Nr. 67) gestorben, so hat der Eintrag, wie folgt, zu geschehen: 


1 . 


Namen der Krankheiten. 


2 . 






m. 

w. 

|in. 

w. 

m. 

W. 

m. 

W. 

m. 

w. 

44. 

Gicht. 

1 

— 

6 

1 

5 

1 

2 

1 

1,55 

1,67 

— 



Die Einrechnung der Todesfälle an Gehimschlag und Lnngenentzttndung 
bei diesen beiden Krankheiten (Nr. 55 und 67) hat zu unterbleiben. 


5. In dem Abschnitt „I. Allgemeine Angaben“ sind bei dem Einträge der 
Zahl der Verpflegungstage diejenigen fttr Wärter, Pfründner, Hospitaliten und 
dergl., soweit diese Personen nicht zu den Kranken zu zählen waren, sowie die¬ 
jenigen fttr andere nichtkranke Personen (wegen Krankheitsverdachts, zur Beob¬ 
achtung, als Begleitpersonal etc. aufgenommene Personen) nicht mitzurechnen. 


Erhebnngsformnlar ü. 

Anstalt für Geisteskranke, Epileptiker, Idioten, 
Sdraraohsinnlge nnd Nervenkranke. 

(Nicht Zutreffendes zu streichen) 

zu. 

Kreis. Begierungsbezirk. 

Staat.:. 

im Jahre 19. 
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1. Allgemeine Angaben. 

Benenanng der Anstalt oder Name des Besitzers:... 

Zahl der Krankenbetten: . 

Zahl der im Jahre 19.. ( männlichen Kranken.1 d. h. Anfangsbestand 

verpflegten \ weiblichen Kmnken./ nnd Zugang. 

Zahl der Yerpflegnngstage im Jahre 19.für | ™eiblkhe* Kruke 

_ II. Besondere Angaben. 


Krankheitsformen. 


2 . 





1. ISinfsche Seelensti^ng. . . 

2. Paral^ische Seelenstörnng . 

8. Bnbezillität (angeborene), Idi¬ 
otie nnd Kretinismns. . . 

4. Epilepsie mit nnd ohne Seelen- 

stOrnng. 

6. Hysterie. 

6. Neurasthenie. 

7. Chorea. 

8. Tabes. 

9. Andere Krankheiten <de8 Ner¬ 

vensystems . 

10. Alkcdiolismus. 

11. Morphinismus und andere nar¬ 

kotische Vergiftung^ . . 

12. Andrae Krankheiten . . . . 

Summe 

Ausserdem: Nichtkianke Per¬ 
sonen (Pensionäre, zur Beob¬ 
achtung anfgenommene Per¬ 
sonen, Begleitpersonal etc.) 



Bemerkungen. 

1. Fflr jede in der üeberschrift bezeichnete Anstalt einschliesslich der 
Anstalten ittr Universitätslehrzwecke ist jährlich ein solches Formular auszu- 
fflllen. TTeber die Krankheiten in den Heilanstalten für Nervenkranke ein¬ 
schliesslich der Kaltwasserheilanstalten, der Anstalten fflr Moiphiumsflehtige 
und fflr Trunksüchtige und dergleichen ist ein Formular nur dann auszufttUen, 
wenn die Krankenbehandlung durch approbirte Aerzte stattfindet. 

2. Jeder Kranke, der in eine Anstalt anfgenommen wird, ist hier ak Zu¬ 
gang anzuschreiben, auch wenn er dahin ans einer anderen Anstalt flbergegangen, 
sowie auch wenn er im Kalenderjahre schon einmal in dieser Anstalt gewesen 
ist. Dagegen sind Kranke, welche ans Anstalten mit öffentlichem oder privatem 
Charakter in solche fflr Universitätslehrzwecke verlegt nnd in erstere anrflek- 
verlegt werdra, in den Srhebungaformularen iflr die erstbezeichneten Anstalten 
nur ein Mal in Zugang an hriageu. Die Einträge in die Erhebnngsformnlare 
fflr Anstalten, die zu Universitätslehrzwecken dienen, werden dadurch nicht 
berührt. 

3. Wenn der Bestand uu Anfang des Jahres mit dem frflher angegebenen 
Schlussbestande des Vorjahres nicht flbereinstimmt, z. B. in Folge von Dia- 
gniosenänderung, Bechenfehlem, oder wenn sick sonst zwischen den Ziffern des 
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Voijahres und denjenigen des Berichtsjahrs anffallende Versehiedenheiten neigen, 
s. B. ein plötzliches Anwachsen einzelner Krankheiten, ist dies m erlftntom. 

4. In dem Abschnitt ,1. Allgemeine Angaben“ sind bei dem Einträgen 
der Zahl der Verpflegnngstage diejenigen für Wärter, sowie Ittr andere nicht- 
kranke Personen (Pensionäre, znr Beobachtong anfgenommene Personen, Begleit¬ 
personal n. 8. w.) nicht mitznrechnen. 


Brhehnngsformnlar HI. 

Angen - Heilanstalt 


zu. 

Kreis. Begiemngsbezirk .... 

Staat. 

im Jahre 19. 

1. Allgemeine Angaben. 

Benennung der Anstalt oder Name des Besitzers: . 

Zahl der Krankenbetten:. 


Zahl der im Jahre 19. ( männlichen Kranken. 

verpflegten \ weiblichen Kranken. 

Zahl der Verpflegnngstage im Jahre 19.fOr | 


. 1 d. b. Anfangshestand 

. f nnd Zngang 

männliche Kranke. 

weibliche Kranke. 


n. Besondere Angaben. 



Krankheiten. 

Bestand 
am 1. Jan. 

Zugang 
im Jahre 

Abgang 
im Jahre 

Bestand 
am 1. Dez. 


2. 

8 

L 

4 


5. 

( 


1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 

11. 

12. 

18. 

14. 

16. 

16. 

17. 

19. 

1 

Erkrankungen der Augenlider. 
Erkrankungen der Thränenor- 

gane. 

Erkrankungen der Orbitalgehilde 

Trachom. 

Andere Erkrankungen der 

Bindehaut . 

Erkrankungen der Hornhaut . 
Erkrankungen der Iris . . . 
Erkrankungen der Chorioidea 
und des Ziliarkörpers . . . 

Glaukom. 

Erkrankungen der Betina nnd 

des Sehnerven . 

Erkrankungen des Linsenqr- 

stems. 

Erkrankungen des Glaskörpers 
Erkrankungen der Augenmus¬ 
keln . 

Neubildungen des Augapfels . 
Verletzungen des Augapfels 
Befraktions- und ./^omoda- 

tiionsanomalien. 

Sonstige Augenkrankheiten. . 

Summe 

Ausserdem: Nicht angenkranke 
Personen. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 



' 

1 









1 i 

i 1 






Bemerkungen. 

1. Ftlr jede A^en-Heilanstalt, einschliesslich derjenigen ffir Universitäts- 
lehrzwecke, ist jährlich ein solches Formular anszufflllen. 

2. Jeder Kranke, der in eine Anstalt anfgenommen wird, ist hier als 



































126 


Beohtspreohang und Medirinsl’Oesetzgebniig. 


Zugang anansohreibm, anoh wenn er dahin ans einer anderen Anstalt ttber- 
gegangen, sowie anch wenn er im Kalenderjahre schon einmal in dieser Anstalt 
gewesen ist. Dagegen sind Kranke, welche ans Anstalten mit fiffenUichem oder 
privatem Charakter in solche fhr Universitätslehrzwecke verlegt nnd in erstere 
znrttckverlegt werden, in den Erhebnngsformnlaren fOr die erstbezeichneten 
Anstalten nnr einmal in Zugang zu bringen. Die Einträge in die Erbehnngs- 
formnlare für Anstalten, die zu üniversitätslehrzwecken dienen, werden dadurch 
nicht berührt. 

3. Wenn der Bestand zu Anfang des Jahres mit dem früher angegebenen 
Scblnssbestande des Vorjahres nicht übereinstimmt, z. B. in Folge von Dia- 
gnosenändemng, Rechenfehlern, oder wenn sich sonst zwischen den Ziffern des 
Vorjahres nnd denjenigen des Berichtsjahres auffallende Verschiedenheiten zeigen, 
z. B. ein plützliches Anwachsen einzelner Krankheiten, ist dies zn erläntem. 

4. In dem Abschnitt ,L Allgemeine Angaben" sind bei dem Einträgen 
der Zahl der Verpflegnngstage diejenigen für das Pflegepersonal, sowie für 
andere nicht angenkranke Personen nicht mitznrechnen. 


Erhebnngsformnlar FV. 


Kreis 


zn. 


Staat 


Entbindungsanstalt 


Begiemngsbezirk 


im Jahre 19. 


Allgemeine nnd besondere Angaben. 

Benennung der Anstalt oder Name des Besitzers:. 

Zahl der Betten für Schwangere nnd Entbundene:. 

Zahl der im Jahre.Entbundenen: . 

davon erkrankt an Kindbettfieber: . 

davon gestorben an Kindbettfieber: . 

Zahl der mittelst gebnrtshülflicher Operation Entbundenen: . 

davon gestorben:. 

Zahl der Neugeborenen:. 

davon todtgeboren: . 

davon gestorben:. 

Zahl der nnzeitigen Geburten (vor Ablauf der 28. Schwangerschaftswoche):. 
Zahl der Verpflegnngstage im Jahre 19. 


Bemerkungen. 

1. Für jede Entbindungsanstalt einschliesslich derjenigen für Universitäts* 
zwecke ist jährlich ein solches Formular ansznfüllen. 

2. Jede Schwangere oder Entbundene, welche in eine Entbindungsanstalt 
angenommen wird, ist hier als Zugang anznschreiben, anch wenn sie dahin ans 
einer anderen Anstalt übergegangen ist. Dagegen sind Schwangere nnd Ent¬ 
bundene, welche ans Anstalten mit öffentlichem oder privatem Charakter in 
solche für üniversitätslehrzwecke verlegt und in erstere znrückverlegt werden, 
in dem Erhebnngsformnlare für die erstbezeichneten Anstalten nnr einmal in 
Zngrang zn bringen. Die Einträge in die Erhebnngsformnlare für Anstalten, die 
zn üniversitätslehrzwecken dienen, werden dadurch nicht berührt. 

8. Bei dem Einträge der Zahl der Verpflegnngstage sind diejenigen für 
das Pflegepersonal nicht mitznrechnen. 


Znsammenstellnngsformnlar V. 


Staat bezw. Provinz (in Prenssen) 


Heilanstslts- Statistik 
für das Jahr 19.. 
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ZnBammenstellangsformnlar V a. 


Uebersloht über die allgemeinen Krankenhäuser 

a) mit öffentlichem Charakter (ansser c), 

b) mit privatem Charakter (ansser c), soweit sie 11 and mehr Betten haben, 
o) zn Universitfttslehrzwecken 

im Jahre 19. 

Staat . Eegierungsbezirk. 


I. Allgemeine Angaben. 


1. Zahl der Krankenhäuser. 

2. Zahl der Krankenbetten. 

3. Zahl der verpflegten Kranken flberhanpt. 

4. Zahl der verpflegten männlichen Kranken. 

5. Zahl der verpflegten weiblichen Kranken. 

6. Zahl der Verpflegongstage der Kranken Überhaupt 

7. Zahl der Verpflegnngstage männlicher Kranken . . . 

8. Zahl der Verpflegnngstage weiblicher Kranken . . . 

9. Auf je 1 verpflegten Kranken überhaupt kommen Ver- 

pflegnngstage. 


Kra 

a. 

nkenhäi 

b. 

iser, 

c. 





n. Besondere Angaben. 


Namen der Krankheiten. 



Krankenhänser a. 


Bestand 
am 1. Januar 

Zugang 
im Jahre 

Abgang im Jahr 

Bestand 
am 31. Dezbr. 

Überhaupt 

davon durch Tod 

an der ln 
Spalte 2 ge¬ 
nannten 
Krankheit 

an einer 
anderen 
Krankheit u. 
an welcher? 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

m.| w« 

m.| w. 

m.| w. 

m, w. 

m, 1 w. 

m.| w. 


Der Text der Spalten 1 und 2 ist mit 
demjenigen der Spalten 1 nnd 2 der 
Erhebnngsformnlare für die allge¬ 
meinen Krankenhänser gleichlantend. 



Wenn der Bestand zn Anfang des Jahres mit dem früher angegebenen 
Schlnssbestande des Vorjahres nicht übereinstimmt, z. B. in Folge von Dia- 
gnosenverändernng, Bechenfeblern oder wenn sich sonst zwischen den Ziffern 
des Vorjahrs and denjenigen des Berichtsjahrs auffallende Verschiedenheiten 
zeigen, z. B. ein plötzliches Anwachsen einzelner Krankheiten, ist dies zn er¬ 
läutern. 
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ZagammenateUnngsfonniilar Vb. 

Uebersloht ttber die Anstalten für Qelsteskranke. BpileptUter, 
Idioten, Sob-BTSohslnnlge und NerrenkranlLe 

a) mit öffentlichem Charakter (ausser c), 

b) mit privatem Charakter (ausser c), soweit eie 11 und mehr Betten haben 

c) an üniversitätslehrsweeken 

im Jahre 19. 

Staat. Begierungsbeairk. 


I. Allgemeine Angaben. 


1. Zahl der Anstalten. 

2. Zahl der Krankenbetten. 

davon in Anstalten fttr Geisteskranke. 

3. Zahl der verpflegten Kranken Überhaupt. 

davon in Anstalten fflr Geisteskranke. 

4. Zahl der verpflegten männlichen Kranken. 

davon in Anstalten fflr Geisteskranke. 

5. Zahl der verpflegten weiblichen Kranken. 

davon in Anstalten fOr Geisteskranke. 

6. Zahl der Verpflegungstage der Kranken tlberhanpt 

davon in Anstalten fflr Geisteskranke. 

8. Zahl der Verpflegungstage der männlichen Kranken . 
davon in Anstalten fflr Geisteskranke. 

8. Zahl der Verpflegungstage der weiblichen Kranken 

davon in Anstalten fflr Geisteskranke. 

9. Auf je 1 verpflegten Kranken flberhaupt kommen Ver- 

pflegnngstage.. . . . 


a. 


Anstalten, 
b. 


n. Besondere Angaben. 



Kranheitsformen. 

Bestand 
am 1. Januar 

Zugang im Jahre 


Bestand | 

am 31. Dezbr. | 

flberhaupt 

davon 

e { 
0^ 

s 

'S fl 

iJii 
21"^ 

~ S 0 

2ä| 

III 

ar 

flber¬ 

haupt 

davon 
durch Tod 

1. 

2. 

8. 

1 

■ 

6. 

6 


7 


8 

L 

9. 

10. 


a) öffentl. Anstalten ausser c). 
Der Text der Spalten 1 u. 2 ist 
mit demjenigen der Spalte 1 n. 

2 der Erbebungsformnlare 
gleichlautend. 

b) Privatanstalten (ausser c). 
Der Text der Spalten 1 und 2 

wie oben. 

c) Anstalten zu Universitäts- 

zwecken. 

Der Text der Spalten 1 und 2 
wie oben. 

Gesammtsnmme der Kranken 
unter a, b und e 
Gesammtsnmme der niehtkran- 
ken Personen unter a, b. u. o 

m. 

w. 

m. 

w. 

BU 

w. 

m« 

w. 

m. 

1 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 
















1 


i 




1 






i 





Bemerkung. 

Wenn der Bestand zu Anfang des Jahres mit dem frflher angegebenen 
Schlnssbestande des Vorjahrs nicht flbereinstimmt, z. B. in Folge von Diagnosen- 
verändernng, Bechenfeblem, oder wenn sich sonst zwischen den Ziffern des Vor¬ 
jahrs und denjenigen des Berichtsjahrs auffallende Verschiedenheiten «eigen, 
z. B. ein plötzliches Anwachsen einzelner Krankheiten, ist dies zu erläutern. 
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ZoBammenateUnnggformnlar V c. 

Ueberslolit llber die Aagenbellanstalteii. 

a) mit öffentlichem Charakter (ansser o), 

b) mit privatem Charakter (aaeeer c), soweit sie 11 nnd mehr Betten haben, 

c) zu üniTersitätslehrzweeken 

im Jahre 19. 

Staat . Regierungsbezirk . 

I. Allgemeine Angaben. Anstalten 

a. b. c. _ 

1. Zahl der Anstalten. 

2. Zahl der Krankenbetten. 

3. Zahl der verpflegten Kranken überhaupt. 

4. Zahl der verpflegten männlichen Kranken. 

5. Zahl der verpflegten weiblichen Kranken. 

6. Zahl der Verpflegungstage der Kranken flberhanpt. . 

7. Zahl der Verpflegungstage der männlichen Kranken . 

8. Znhl der Verpflegungstage der weiblichen Kranken 

9. Auf je 1 verpflegten Kranken überhaupt kommen Ver- 

pflegungstage. 

n. Besondere Krankheiten. 


Anstalten a. 

Krank- 'S! ^>1 gO 

tait«. 1^ 

n| «a 

" C8 


2. 3. 4. 6. 6. 


Anstalten b. 


|l g>l ll 

S flS <0 <98 09 • 

I- g": rz 15 

«I N.I ◄S 


8. 9. 


Anstalten c. 


uS 

epS 


s-s 



& 

•PN 

< e 

•PN 

12. 

13. 

m.| w. 

m. w. 



^ , m. w« m. w. m. w, m, w m. w. m. w. m. w. m, w. m. w. m. wJ m. w. m. w. 

Der Text der- 

Spelten 1 u. 2 
Ist mit dem¬ 
jenigen der 
Spelten 1 n. 

2 der Erhe- 
bnngsformu- 
lere gleioh- 
leotend. 

Bemerkung (wie vorher). 
Zusammenatellnngsformular Vd. 

TTebersiolit über die Bntbindungsanstalten 

a) mit öffentlichem Charakter (ausser o). 

b) mit privatem Charakter (ansser c), soweit sie 11 nnd mehr Betten haben, 

c) zu Universitätslekrzwecken 

im Jahre. 

Staat. 


n. Allgemeine nnd besondere Angaben. 

Anstalten 
a. b. c. 

1. Zahl der Anstalten. 

2. Zahl der Betten für Schwangere nnd Entbundene . . 

3. Zahl der Entbundenen überhaupt. 

davon erkrankt an Kindbettfleber. 

davon gestorben an Kindbettfleber. 

4. Zahl der mittelst gebnrtshülfl. Operation Entbundenen 

davon gestorben. 

6. Zahl der Neugeborenen. 

davon todtgeboren. 

davon gestorben. 

6. Zahl der unzeitigen Geburten. 

7. Zahl der Verpflegungstage. 
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Bemerkang. 

Schwangere oder Entbnndene^ weiche ans Anstalten mit Öffentlichem 
Charakter in solche für üniversitfttslehrswecke rertagt nnd in erstere znrflckTerlegt 
werden, sind in dem Erhebnngsformnlare fUr die erstbeaekh&eten Anstalten nnr 
einmal in Zugang an bringen; ihre Zkhlnng unter c dieses FHwmlars wird 
dadurch nicht berührt. 


B. Könlfl^relolt Prenmmen« 

Mitwirkung der Medisinalbeamten bei Verbesnernng der Trink- 
wasnerverhältnisne. Erlass der Minister dern. s. w. Medizinal* 
angelegenheiten (gez. i. Anftr.: Förster) nnd für Land wirthschaft 
(gez. i. Anftr.: Hermes) rom 16. Februar 1902 — M. d. g. A.M. Nr. 14291, 
M. f. L. L C b Nr. 9044 — an sämmtliohe Königliche Regiemngspräsidenten. 

Im Interesse der Verbesserung der Trinkwasserverhältnissc bestimmen 
wir, dass im Falle der Gewährung von Beihälfen, insbesondere auch ans den 
westlichen Meliorationsfonds, zur Herstellung yon Wasseryersorgnngsanlagen 
für landwirthscbaftliohe Zwecke, sofern dabei eine Verwendung des Wassers 
als Trinkwasser in Aussicht genommen wird, die Mitwirkung des Kreisarztes 
in Gemässheit der Bestimmungen des §. 74 der Dienstanweisung für die Kreis¬ 
ärzte Yom 23. März 1901, sowie des Begiernngs* nnd Medizinalraths zu erfolgen ' 
hat, damit rechtzeitig bei der Projektaufstellnng nnd Bearbeitung auf eine 
Gestaltung dieser Anlagen Bedacht genommen wird, welche sie unbedenklich 
auch für Trink wasserzwecke geeignet macht. 


Verkauf von Tnbercnlinnm Koch! in Apotheken. Bund-Erlass 
des Ministers der n.8. w. Medizinalangelegenheiten (gez. L Vertr.: 
Weyer) — M. Nr. 899 11, ü I Nr. 6054 — vom 7. April 1902 an sämmt¬ 
liohe Königlichen Begiemngspräsidenten. 

Gemäss Erlass vom 1. März 1891 —> M. Nr. 889 II, tJ. I. Nr. 6051 — darf 
Tnberculinnm Koohi in den Apotheken nur in den unversehrten Original- 
Fläschchen nnd nnr gegen schrittliche Anweisung eines approbirten Arztes an 
diesen selbst oder eine von ihm beauftragte Person abgegeben werden. Die 
zur Anwendung des Tuberkulins erforderli<äen Verdünnungen können einwand¬ 
frei nnr vermittelst sterilisirter Messzylinder und Pipetten hergestellt werden, 
die nicht im Besitz eines jeden Arztes, wohl aber in den Apotheken vorhanden 
zu sein pflegen; seitens der ietzteren soll deshalb das Tuberkulin fortan auch 
in verdünntem Zustande abgegeben werden dürfen. Da aber das Tuberkulin 
in Verdünnungen schnell verdirbt, wenn zur Verdünnung nicht ein entwicke¬ 
lungshemmendes Mittel, am besten eine schwache Karbolsänrelösung verwendet 
wird, so bestimme ich, dass die Verdünnungen nnr mit 0,6<*/o Karbolsänrelösung 
geschehen, in der Begel erst kurz vor Anwendung des Mittels vorgenommen 
und nicht länger als vier Wochen vorräthig gehalten werden dürfen. Die zur 
Herstellung der Verdünnungen bestimmten Messzylinder nnd Pipetten, sowie die 
zur Anfnahme der Verdünnungen bestimmten Arzneigläser — sechseckige Gläser 
mit weitem Halse nnd eingeschliffenem Glasstöpsel — sind unmittelbar vor der 
Herstellung im Trockenschrank bei 160 ** C. zu sterilisiren. Zunächst wird durch 
Vermischung von einem Banmtheil Tnbercnlinnm Kochi mit nenn Baumtheilen 
einer 0,6 "/o Karbolsänrelösung eine 10*/o Tnberknlinlösnng hergestellt, welche 
als Stammlösnng für weitere Verdünnungen dienen kann. Das Aufnabmegeftss 
ist mit dem Gehalt der Lösung an Tuberkulin und dem Tage der HersteUnng 
zu ^niren. Die Stammlösnng darf jedoch nicht länger als vier Wochen vor¬ 
räthig gehalten werden. 

Die weiteren Verdünnungen sind so herznstellen, dass von der Stamm¬ 
lösnng ein Volumtheil mit nenn Theilen 0,6*>/o Karbolsänrelösung, und von der 
80 gewonnenen Lösung wieder ein Volumtheil mit nenn Theilen 0,5 */o Marbol- 
sänrelösnng vermischt wird n. s. w. 

Diese weiteren Verdünnungen dürfen jedooh immer nnr auf schriftliche 
Anweisung (Bezept) eines approbirten Arztes angefertigt nnd nnr an diesen 
selbst oder eine von ihm beauftragte Person abgegeben werden.*) 


*) Die gleiche Verfügung ist im Fürstenthnm Schaumbnrg-Lippe 
unter dem 1. Mai d. J. erlassen. 
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Ueberwachnng den Haltekinderwesena. Yerffigang des König¬ 
lichen Begiernngspiäsidenten sn Osnabrück vom 14. Februar 
1902 an s&mmtliche Herren Kreisärzte und Kreisarztassistenten (a) und Po¬ 
lizeibehörden (b). 

a. Durch §. 98 der Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 28. März 1901 
ist diesen eine wesentliche Mitwirkung bei der üeberwachung der Ealtekinder 
übertragen. Dem Ermessen der Herren Medizinalbeamten stelle ich anheim, 
wann und wie oft am Wohnsitze derselben die Kontrolle auszuüben ist, um 
einen wirksamen Schatz der Haltekinder zu gewährleisten. Bei auswärts unter- 
gebrachten Haltekindern ist diese Kontrolle bei gelegentlicher Anwesenheit 
nach Bedarf ausznüben. 

Das Haltekiuderwesen ist im Begierungsbezirk unter Beachtung der im 
Erlasse des Herrn Ministers des Innern und des Herrn Ministers der n. s. w. 
Medizinalangelegenheiten vom 25. August 1880 (cfr. Anh. z. D.-A. S. 247) auf¬ 
gestellten Gesichtspunkte durch die Polizeiverordnung vom 20. Oktober 1880 
(Amtsbl. f. d. Provinz Hannover, Stück 44, S. 247) geregelt. Mit Rücksicht 
auf die im §. 8 der Polizeiverordnung getroffenen Ausnahmebestimmungen 
untersteht nur die verhältnissmässig geringe Zahl der Kinder der Kontrolle, 
welche noch nicht 6 Jahr alt sind und gegen Entgelt bei fremden Frauen 
nntergebracht sind. Die Kontrolle der Kuder im Alter über 6 Jahren steht, 
da mit diesem Alter der Scbnlbesuch zu beginnen pflegt, den Lehrern zu, und 
nur diejenigen Kinder bedürfen noch der weiteren unmittelbaren Fürsorge von 
Seiten der Polizeiorgane, welche nach vollendetem 6. Lebensjahre wegen kör¬ 
perlicher oder geistiger Mängel vom Schulbesuche befreit sind und mithin, falls 
^e polizeiliche üeberwachung mit diesem Zeitpunkte aufhören sollte, dann 
einer behördlichen Aufsicht überhaupt entbehren würden. Die Polizeibehörden 
sind angewiesen. Ihnen jährlich bis zum 1. Januar jeden Jalbes ein Yerzeieh- 
niss der Haltekinder, sowie die im Laufe des Jahres eintretenden Yerändemngen 
mitzntheilen (§. 98, al. 2 d. D.-A.). 

Bei Ausübung der Kontrolle und der Berichterstattung über das Halte¬ 
kinderwesen unter Abschn. XI, 11 des nach §. 117 d. D.-A. jährlich zu erstat¬ 
tenden Sanitätsberichts sind folgende Punkte zu beachten und einzeln in dem 
Sanitätsbericht zu erörtern: 

1. Massgebende Gesichtspunkte bei Ertheilung der Erlaubniss zur An¬ 
nahme von Haltekindem, Lebensalter, gesundheitliche, intellektuelle und soziale 
Yerhältnisse der Pflegeeltern, sowie ob eigene Kinder mit verpflegt werden. 

2. Belegenheit und Beschaffenheit der Wohnung, insbesondere, ob die¬ 
selbe frei ist von Feuchtigkeit, ob sie genügend Luft und Liebt hat, ob die 
Beheizung ausreichend ist, und ob Reinlichkeit und Ordnung vorhanden ist. 

8 . Zustand der Ernährung und Pflege der Haltekinder. 

4. Zahl der in einer Familie zur Pflege untergebrachten Kinder. 

5. Höhe der gezahlten Yergütnng, und ob das Interesse an der Pflege 
durch Zuwendung besonderer Prämien, sei es von Behörden, Yereinen oder Pri¬ 
vaten, gehoben wird. 

6 . Art der Fürsorge in Krankheitsfällen durch rechtzeitige und aus¬ 
reichende ärztliche Hülfe bezw. Krankenhanspflege. 

' 7. Art der Kontrolle, und zwar von wem und wie oft sie erfolgt, und 
ob Gemeindeorgane, Aerzte, Geistliche, Krankenschwestern und Franenvereine 
hierbei mitwirken. 

8 . Betheiligung von Angehörigen bei der Pflege. 

9. Etwa erforderlich gewordenes polizeiliches oder gerichtliches Ein¬ 
schreiten oder Entziehung der Konzession. 

10. Todesursache bei den Gestorbenen, insbesondere auch, ob wiederholt 
bei denselben Pflegeeltem Pfleglinge gestorben sind. 

11. Etwaige sonstige Beobachtungen. 

Dem Sanitätsberi<£t ist eine ausgefüllte üebersicht nach dem beiliegenden 
Master beizufOgen.. 

b. Ich ersuche nach Massgabe des §. 98, al. 1 der Dienstanweisung für 
die Kreisärzte diesen jährlich bis zum 1. Januar ein Yerzeichniss der Halte¬ 
kinder, sowie die im Laufe des Jahres eintretenden Yeränderungen mitzntheilen. 
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Die Eostgeberinnen sind auf ihre Verpflichtung hinzuweisen, den Medi- 
zinalbeamten den Zutritt zu ihren Wohnungen zu gestatten, und auf alle die 
Pflege betreffenden Fragen Auskunft zu ertheilen. 

Von ailen auf Antrag der Medizinalbeamten oder von Anfsichtswegen 
im Interesse der einzelnen Pfleglinge getroffenen Massnahmen wollen Sie den 
Medizinalbeamten Eenntniss geben. 

Uebrigens bemerke ich, dass die Mitwirkung der Medizinalbeamten bei 
der Eontrolle der Haltekinder keineswegs die bisher geflbte polizeiliche Eon¬ 
trolle ttberflttssig macht. Die letztere ist vielmehr auch fernerhin in einer den 
-Schutz der Einder sicherstellenden Weise auszuüben. 


Uebersicht 

über die Eost- und Haltekinder während des Jahres 19 
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O« Herzosftlaum Sa-olisen • Sfeining’en. 

Verhalten der Hebammen bei Eindbettfleber. Verfügung des 
Staatsministeriums, Abth. des Innern, vom 9. Dezember 1901. 

1. Erkrankt eine Wöchnerin an Eindbettfleber, so hat die Hebamme, 
welche ihr Beistand geleistet hat, sofort jede Thätigkeit bei der erkrankten 
Wöchnerin, sowie bei anderen Schwangeren, Gebärenden oder Wöchnerinnen 
einzustellen und sich den Anordnungen des Physikus hinsichtlich ihrer Des¬ 
infektion zu unterwerfen. 

2. Der Physikus hat dafür zu sorgen, dass ohne Säumniss unter seiner 
Leitung die Hebamme sich selbst, ihre Beldeidnng, Instrumente und Geräth- 
schaften wirksam und gründlich desinflzirt. 

3. Die Hebamme ist erst nach erfolgter Desinfektion zur Wiederauf¬ 
nahme ihrer Thätigkeit befugt und verpflichtet; den Zeitpunkt der Wiederauf¬ 
nahme hat der Physikus zu bestimmen. Des Besuchs der erkrankten 
Wöchnerin hat sich die Hebamme auch nach der Desinfektion gänzlich zu 
enthalten. 

4. Die Eosten der Desinfektion hat die Gemeindekasse zu tragen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen unter 1 und die Anord¬ 
nungen des Physikus unter 2 und 3 werden, vorbehaltlich der Bestrafung nach 
dem allgemeinen Strafgesetz, nach Art. 90 des Gesetzes vom 11. März 1898, 
betreffend die Staatsbeamten, bestraft. 


Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- n. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

J. C. C. Bruni, H. S. u. F. Scb.^L. Hof-Bachdraokere! lo Minden. 
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etwa 120 Kranke entfallen wttrden. Idioten- and Privat-Irren and Nervenheil- 
Anstalten sind besonders sorgfältig daranf za prüfen, ob sie sich znr Annahme 
von Praktikanten eignen. In Öffentlichen Entbindongs-, sowie in Hebammen- 
Lehranstalten wird im Allgemeinen nicht mehr als ein Pri^tikant anzn- 
nehmen sein. 

Bei der Aaswahl der Anstalten ist die normalmässige Belegwgsziffer. za 
Grolle za legen, aosserdem aber besonders äof die ganze Einrichtong, die 
Lmt'ahg and den Betrieb der Anstalt Bücksicht za nehmen. 

Was die Leitang betrifft, so sind diejenigen Erankenhäoser zu bevor- 
zogen, deren Leiter nach ihrer wissenschaftlichen Stellang and ihrer Persön¬ 
lichkeit za der Erwartung berechtigen, dass sie es sich angelegen sein lassen 
werden, die Praktikanten nach Möglichkeit zn beschäftigen, za eigener Thätig- 
keit anznregen, zn regelmässiger Untersachong der Kranken and ihrer Se- und 
Ezkrete anzahalten, und mit den Aufgaben und Pflichten auch des praktischen 
Arztes eingehend vertrant zu machen. 

Was die Einrichtung der Anstalten betrifft, so verdienen diejenigen 
i den Vorzog, welche nach hygienischen Grundsätzen erbant und eingerichtet, 
mit den znr Dorchführang der Asepsis and Antisepsis erforderlichen Geräthen 
’ und Instrumenten aasgestattet sind and womöglich ein der Grösse der Anstalt 
entsprechendes Laboratorium znr Aasfflhrong einfacherer physiologisch-chemi- 
I scher, mikroskopischer und bakteriologischer üntersachungen zor Yerf^ang 
j haben. Aach wird vor anderen diejenige Krankenanstalt den Vorzug verdienen, 
i bei welcher eine wenn auch bescheidene medizinische Bibliothek mit Lesezimmer 
I vorhanden ist. 

Hinsichtlich des Betriebes ist zu bemerken, dass Anstalten, welche bei 
den regelmässigen and anvermatheten Bevisionen einen anordentlichen und 
ansaaberen Eindruck machen oder sonst zu Ansstellnngen Yeranlassong geben, 
von der Annahme von Praktikanten je nach Umständen dauernd oder zeitweise 
aaszuschliessen sein werden. 

Was die Bedingungen für die Annahme von Praktikanten be¬ 
trifft, so wird daran festzohalten sein, dass von den Praktikanten in der Begel 
weder eine Zahlung an die Anstalt, noch auch ein Honorar an den ärztlichen 
Leiter gefordert werden soll, um die Kosten des ärztlichen Studiums nicht 
unnOthig zn erhöhen. 

Dagegen wird denjenigen Krankenanstalten, ihre sonstige Geeignetheit 
voraasgesetzt, der Vorzug zu geben sein, welche den Praktikanten als Aequi- 
vident für die Unterstütznng, die sie der Anstalt and deren Aerzten in der 
Behandlung and Pflege der Kranken and in der Anleitung und Unterweisung 
des Wärterpersonais leisten, gewisse Erleichterungen in Gestalt von freier 
Wohnung, freien Bädern, Beköstigung gegen Vorzugspreise u. s. w. gewähren. 

die Krankenanstalten den Praktikanten auf diese Weise die Ab- 
leistang des praktischen Jahres erleichtern, erscheint nicht unbillig, da sie von 
diesen durch die Besorgung eines ärztlichen Wachtdienstes, die Führuni: der 
Krankenblätter, die Instruktion des Wärterpersonals and ähnliche Dienst¬ 
leistungen eine wesentiiche Erleichterung und Förderung des Dienstbetriebes 
der Anstalt erfahren. 

Bw. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, diese Gesichtspunkte bei der 
Beurtheilung der Anträge von Kruikenanstalten zn beachten. ^ 

Bei Einreichung der Sammlung der Anträge wollen Sie ein nenanfge- 
stelltes Verzeichniss nach dem in dem Erlass vom 26. Juli v. J. — M. 2916 U. I. 
— angegebenen Muster beifügen, ln demselben ist ausser der Normalkranken¬ 
zahl noch anzngeben: die vorhandene Bettenzahl, die niedrigste, die höchste 
und die gewöhnliche Durchschnitts-Krankenzahl. Unter ,Bemerkungen" wollen 
Sie Sich änssem über die Lehrbefähigung and wissenschaftliche Tüchtigkeit 
des ärztlichen Leiters, über die instmmentelle u. s. w. Einrichtung der Anstalt, 
sowie über die etwa zogestandenen pekuniären a. s. w. Erleichterungen für die 
Praktikanten. 

Ich darf voraossetzen, dass Sie dieser, nicht nar für die Fortbildung des 
ärztlichen Standes, sondern auch für die weitere Entwickelnng unseres Kranken- 
hauswesens bedeutsame Angelegenheit Ihr volles Interesse znwenden werden. 
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HeranjsiehiiBg nicht praktisircnder nnd dem äntliohen Ehren* 
gerichte nicht nnteretehender Aerzte zn den Umlagen für die Aerzte- 
kammern. Band-Erlass des Ministers der n. s. w. Medizinalange¬ 
legenheiten (gez. Stadt) vom 21. April 1902 — M. Nr. 621. ü. I. — 
an sftmmtliche Herren Oberpräsidenten. 

Im Laofe des vergangenen Jahres sind wiederholt Beschwerden zar Vor¬ 
lage gekommen, in denen approhirte Aerzte, welche eine praktische Thätigkeit 
nicht oder nicht mehr ansttben, Befreiong von den anf Grand des Gesetzes, 
betreffend die ärztlichen Ehrengerichte n. s. w. vom 25. November 1899 von 
ihnen geforderten Umlagen za den Kosten der Aerztekammem beantragt haben. 
Insbesondere ist von Mitgliedern mehrerer medizinischen Fakultäten eine grund¬ 
sätzliche Befreiung der an den Universitäten lediglich wissenschaftlich thätigen 
nicht praktizirenden Professoren nnd der an den nicht klinischen Instituten 
beschäftigten Assistenten nnd Volontäre gefordert, auch darauf hingewiesen, 
dass es jedenfalls nicht gerechtfertigt erscheine, diese approbirten Personen, 
welche nicht den ärztlichen Ehrengerichten, sondern einem anderweitig geord¬ 
neten staatlichen Disziplinarverfahren unterständen, und welche einen gesetz¬ 
lichen Anspruch auf Buhegehalt nnd Beliktenversorgnng hätten, za denjenigen 
Kosten der Aerztekammem heranzuziehen, welche dnrch die Organisation der 
ärztlichen Ehrengerichte oder durch die Fürsorge für bedürftige Aerzte nnd 
ihre Hinterbliebenen verursacht werden. 

Nach Anhörang der Oberpräsidenten nnd Einholung einer gutachtlichen 
Aeosserung des Aerztekammer-Ansschnses habe ich die Frage der Beitrags¬ 
pflicht der nicht praktizirenden Aerztes einer erneuten eingehenden Prüfung 
unterzogen, dabei aber keine Veranlassung finden können, von der Bechtsanf- 
fasBung, welcher ich bereits in dem Erlasse vom 12. Juni 1901, M. 1737 ^ 
Ausdrack gegeben habe, abzugehen. Kann hiernach der Anspruch der 
nicht praktizirenden Aerzte a^ Befreiung von der ärztlichen Umlage¬ 
pflicht, wie sie das Gesetz vom 25. November 1899 bestimmt hat, grand- 
sätzlich nicht anerkannt werden, so muss es doch anderseits nach dem 
Gesetze für zulässig erachtet werden, den BeitragsfuBS so zu normiren, dass der 
Beitrag nicht nur nach den Eikommensverhältnissen der Aerzte, sondern auch 
nach dem höheren oder geringeren Masse des Interesses und der Antheilnahme 
des Einzelnen an den Einrichtungen der ärztlichen Standesvertretung nnd Ehren¬ 
gerichtsbarkeit verschieden abgestuft werden kann. Und auch Gründe der 
Billigkeit sprechen dafür, solche Aerzte, welche die ärztliche Praxis nicht ans- 
üben, dieselbe niedergelegt oder sich sonst dem ärztlichen Berufsleben ent¬ 
fremdet haben, in Anbetracht ihres verminderten Interesses an den Einrichtungen 
der ärztlichen Standesvertretung nnd Ehrengerichtsbarkeit mit geringeren Bei¬ 
trägen, als die praktizirenden Aerzte, zu den Umlagen heranzuziehen. 

Um diesen Bücksichten der Billigkeit in ausreichendem Masse Bechnnng 
zn tragen, halte ich es für angezeigt, dass die Aerztekammem die nicht prak¬ 
tizirenden Aerzte höchstens mit der Hälfte derjenigen Beiträge heranziehen, 
welche von den inmitten der ärztlichen Praxis stehenden erhoben werden, den 
ersteren also eine Ermässigung von mindestens 50**/o gewähren. 

In geeigneten Fällen wird es sich auch empfehlen, von der Heranziehung 
dieser Personen überhaupt abzusehen bezw. im Einzelfalle eine vollständige Be¬ 
freiung eintreten zu lassen. 

Eine ermässigte Heranziehung auch derjenigen Aerzte, welche als Be¬ 
amte nicht den ärztlichen Ehrengerichten unterstehen, wird, wie dies z. B. in 
der Bheinprovinz schon jetzt geschieht, als der Billigkeit entsprechend gleich¬ 
falls in Erwägung zu nehmen sein nnd die Ermässigung anf etwa 10% des 
Umlagebetrage zn bestimmen sein. 

Zutreffenden FaUs hat sowohl die Ermässigung um 10% wie die um 
60% Platz zu greifen. 

Ew. Exzellenz ersuche ich ergebenst, die Aerztekammer der dortigen 
Provinz mit entsprechender Weisung zu versehen nnd bei der Ausübung des 
Genehmignngsrechts ans §. 49 des Gesetzes vom 25. November 1899 die vor¬ 
stehenden Gesichtspunkte in geeigneter Weise zu berücksichtigen. 


*) Siehe Nr. 15 der Zeitschrift für Medizinalbeamte; Jahrg. 1901, S. 562. 
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.VerweHdang der Hypnos« bei der Behandlung von Kranken 
seitens der nicht approhirten Heilpersonen. Bnnd-Erlass des Hi' 
nisters der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (ges. in Vertr.: 
Weyer) vom 5. April 1902 — M. Nr. 491 — an 8ftmmtli(£e EOniglit^en 
Begiernngspräsidenten. *) 

Es ist für mich von Interesse, darüber unterrichtet zn werden, in welchem 
Umfange die Hypnose bei der Behandlnng von Kranken seitens der nicht ap- 
probirten Heilpersonen in dem dortigen Bezirke Verwendung findet. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, dieser Frage Ihre besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken und die nachgeordneten Behörden, insbesondere 
die Kreisärzte und die Polizeibehörden gefälligst zn veranlassen, die Heil* 
behandlong mittelst Hypnose, sowie besonders Qesnndheitsbeschädignngen durch 
dieselbe, sofern diese Methode von Nichtärzten Anwendung findet, sorgfältig zn 
beachten, und zum Gegenstand einer besonderen Berichterstattung zn mailen. 

Einem Berichte über das Ergebniss des Veranlassten sehe ich nadi Ab¬ 
lauf eines Jahres entgegen. _ 


Berichterstattung über Heilquellen und Bäder. Bund-Erlass 
der Minister der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. im Auftr.: 
Förster) und des Innern (gez. im Auftr.: Peters) vom 15. April 1902 
— M. d. g. A. M. Nr. 5416, M. d. I. IB. Nr. 1304 — an sämmtliche König¬ 
lichen Begiernngspräsidenten (mit Ausnahme desjenigen in Köslin). 

Auf den gefälligen Bericht vom 30. Januar d. J. — Pr. ü. 669.1. 02 — 
erwidern wir Ew. Hochwohlgeboren eigebenst, dass die durch die Erlasse vom 
7. Juli 1870 — M. 3626 —, 16. April 1887 — M. d. g. A. M. 2675, M. d. I. 
I. A. 3354 — und 17. Februar 1896 — M. 1503 — angeordnete Bericht¬ 
erstattung über die Zustände, Veränderungen, Frequenz etc. der vorhandenen 
Heilquellen und Bäder wegfallen kann, nachdem durch §. 109 der Dienstan¬ 
weisung für die Kreisärzte vom 23. März 1901 in Verbindung mit Abschnitt XI 
des derselben als Anhang beigegebenen „Musters für den Jahresbericht“ (For¬ 
mular XI) bestimmt ist, dass der nach §. 117 der Dienstanweisung alljährlich 
einzureichende Jahresbericht der Kreisärzte über den betreffenden Gegenstand 
die nöthigen Angaben enthalten soll. Wir bemerken jedoch, dass bei dieser 
Berichterstattung, sowie bei der Erstattung des nach dem Erlasse vom 1. Ok¬ 
tober 1901 M. Nr. 474 einzureichenden Bezirksgesundheitsberichts des Begierungs- 
nnd Medizinalraths die in dem Erlass vom 7. Juli 1870 bezw. vom 17. Februar 
1896 aufgestellten Fragepnnkte Berücksichtigung zu finden haben. 


Herstellung etc. von Margarine und Margarinekäse. BundrErlass 
der Minister der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: 
Förster), für Landwirthschaft, Domänen und Forsten (gez. im 
Auftr.: Thiel), des Innern (gez. i. Auftr.: Peters) und für Handel und 
Gewerbe (gez. i. Vertr.: Lohmann) vom 14. April 1902 — M. d. g. A. 
M. Nr. 8468, M. f. L. etc. lA.a. Nr. 2039, M. d. I. Ha Nr. 2588, M. f. H. etc 
n b. Nr. 2345 — an sämmtliche Herren Oberpräsidenten. 

Nach §. 4 Abs. 1 des Gesetzes, betreffend den Verkehr mit Butter, Käse, 
Schmalz und deren Ersatzmitteln, vom 15. Juni 1897 — Beichs - Gesetzbl. S. 475 
— ist die Herstellung, Aufbewahrung, Verpackung oder das Feilhalten von 
Margarine oder Kunstspeisefett in Bäumen verboten, woselbst Butter oder 
Butterschmalz gewerbsmässig hergestellt, anfbewabrt, verpackt oder feilgehalten 
wird. Ebenso ist in Bäumen, woselbst Käse gewerbsmässig hergestellt eta 
wird, die Herstellung etc. von Margarinekäse untersagt. 

Diese Bestimmung findet nach Abs. 2 ebenda für Orte, welche nach dem 
Ergebniss der letztmaligen Volkszählung weniger als 50(X) Einwohner hätten, 
auf den Kleinhandel mit der dort näher angegebenen Einschränkung keine 
Anwendung. 

In Abs. 3 ist alsdann bestimmt, dass die nach Anordnung der Landes- 
Zentralbehörde zuständige Verwalttmgsstelle den Zeitpunkt festzustellen hat, 

*) Durch Erlass desselben Datums ist auch der Aerztekammerausschuss 
ersucht, nach Anhörung der Aerztekammem über diese Frage nach Jahresfrist 
zu berichten. 
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von welchem ab die Vorschrift des aweiten Absatzes für Orte, deren Einwohner¬ 
zahl erst nach dem endgültigen Ergebniss einer späteren Volkszäblnng die an¬ 
gegebene Grenze überschreitet, nicht mehr Anwendung finden soll. 

Die Befog^niss zur Feststellung dieses 2teitpnnktes übertragen wir hiermit 
den Herren Bc^ierungspräsidenten. 


Oeffentliche Ankündigung von Heilmitteln und Heilmethoden. 
Bekanntmachung des Königlichen Begierungspräsidenten 
in Schleswig vom 6. Hai 1902. 

§. 1. Oeffentliche Anzeigen yon Heilmitteln bezw. Heilmethoden seitens 
nicht approbirter Personen, welche sich mit der Ausübung der Heilkunde be¬ 
lassen, sind verboten, sofern sie über Vorbildung und Befähigung der genannten 
Personen zu täuschen geeignet sind, oder Versprechungen auf Erfolg der Be¬ 
handlung enthalten. 

§. 2. Zuwiderhandlungen werden, sofern nicht nach den bestehenden 
gesetzlichen Bestimmungen eine höhere Strafe verwirkt ist, mit einer Geld¬ 
strafe bis zu 60 M. und im Falle des Unvermögens an deren Stelle mit ent¬ 
sprechender Haft bestraft. 

§. 3. Diese Polizeiverordnung tritt 1 Monat nach ihrer Veröffentlichung 
in Kraft. 


B. Grzromsheirzog^tlziun Saoliseii - Weimar. 

Todesnrsachen-Statistik. Verordnung des Grossherzoglichen 
Staatsministerinms, Departement des Innern vom 21. Januar 
1902. 

1. Die Gemeindevorstände werden hierdurch angewiesen, zum Zwecke 
der Aufstellung einer Todesnrsachen-Statistik im Grossherzogthum bei jedem 
innerhalb ihres Gemeindebezirks eintretenden Sterbefalle die Todesursache zu 
ermitteln. Sie haben sich zu diesem Zwecke der Mitbülfe der Standesbeamten 
zu bedienen. 

2. Die von dem Standesbeamten bei der Anzeige des Sterbefalles an er¬ 
mittelnde Todesursache ist in der Begel dnrch eine ärztliche Bescheinigung zu 
belegen. 

3. Ueber die Todesursachen ist vom Gemeindevorstand ein Verzeichniss 
nach dem Muster der Anlage 1 zu führen, das am Schlüsse des Jahres abzn- 
schliessen und unverzüglich dem zuständigen Bezirksarzt zu überreichen ist. 

4. Die Bezirksärzte haben die Verzeichnisse zu prüfen, zu ergänzen, zu 
berichtigen und sie sodann nach dem Muster der Anlage n zusammenzustellen. 
Die Zusammenstellungen sind alljährlich bis zum 1. März dem Unterzeichneten 
Ministerialdepartement einzureichen. 

5. Die Todesursachen der im laufenden Jahre bei dem Standesbeamten 
bereits angezeigten Todesfälle sind tbnnlichst nachzntragen, soweit dies aber 
nicht mOgUch sein sollte, als «nicht angegeben“ zu führen. 

6 . Im üebrigen sind die Bestimmungen der Unterweisung (Anlage HI) 
zu beachten. 


Anlage I. 


Todesnrsachen-Statistik. 


Gemeindebezirk. Berichtsjahr. 


Zahl der Lebendgeborenen:. Zahl der Todtgeborenen: 


Lfde. Nr. | 

Tag des Todes. 

Vor- und Zunamen 
des (der) 
Verstorbenen. 

Lebensalter in 
Jahren. 

Todesursache 
(Hauptsäch¬ 
liches Leiden 
vgl. Unter¬ 
weisung 
Ziffer IV). 

Ordnungs- 
nummer der 
Todesursache 

(▼gl* 

Anlage 11). 
Vom Bezirl^ 
arzt 

anszufüllen. 

Bemerkungen 
(Name und 
Wohnort des 
behandelnden 
Arztes, soweit 
ein solcher 
vor¬ 
handen). 

1 

n 
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Anlage II. 

Todesnrsachen-Statistik. 

Arztbezirk. Berichtsjahr. 

Zahl der Lebendgeboreneu;. Zahl der Todtgeborenen: 


3 o 
3 S 
P Ss 
3 i 

OB OQ 

a H 
'S M 


Name der Todesursache. 


Zuhl der Gestorbenen 
(ausschl. Todtgeborenen). 




h4 








esamm 

zahl. 

unter 

Jahr 

§1 

** S 

«Ja 

s-s 

<=*2 


tH 

a> äO 

xs 

o 

CP 

CP g 


1 . 

2 . 

3. 

4. 

5. 

6 . 


6 a. 


7. 

8 . 

9. 

10 . 

11 . 

12 . 

13. 

14. 

15. 

16. 

17. 

18. 


Diphtherie und Croup. 

Keuchhusten. 

Scharlach... 

Masern. 

Typhus . 

Seltenere gemeingefährliche Ansteckungbkrank- 
heiten (P-, F-, Ch. as.-, R-. Vgl. Unterwei¬ 
sung Ziff. V). 

die übertragbaren Tbierkrankheiten W-, Mb-, 
R-, Tr-. Vgl. Unterweisung Ziff. V). . . 

Tuberkulose 

a) der Lungen (Lungenschwindsucht) . . . 

b) anderer Organe. 

Lungenentzündung (cronpüse). 

Sonstige entzündliche Krankheiten der Ath- 

mnngsorgane. 

Magen- und Darmkatarrh und Atrophie der 
Kinder. 

a) Kindbettfieber (vgl. Unterweisung unter V) 

b) Andere Folgen der Geburt (Fehlgeburt). . 

Neubildungen. 

Angeborene Lebensschwäche (im ersten Lebens- 

monat). 

Alterschwäche (im Alter von 60 Jahren und 

darüber) .. 

Verunglückung. 

Selbstmord (die Selbstmörder von 15—39 und 
40—59 Jahren sind gesondert zu zählen) . 

Sonstige benannte Krankheiten. 

Todesursache nicht angegeben .'. 


I 


Anlage HI. 

Unterweisung für die Erhebung der Todesnrsachen-Statistik. 

I. Die Todesursachen sind nach folgenden Gruppen zu trennen und an- 
zngeben: 

1. Diphtherie (einschl. Croup). 

2. Keuchhusten. 

3. Scharlach. 

4. Masern. 

5. Typhus. 

6 . Seltenere gemeingefährliche Anstecknngskrankheiten (P-, F-, Ch. as.-, 
R.; vgl. unter Ziffer V). 

6 a. die übertragbaren Thierkrankheiten (W-, Mb-, Rz-, Tr-; vgl. unter 
Ziffer V). 

7. Tuberkulose, 

a) der Lungen (Lungenschwindsucht), 

b) anderer Organe. 

8 . Lungenentzündung (cronpöse). 
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9. Sonstige entnttndliche Krankheiten der Athmangsorgane. 

10. Magen- und Darmkatarrh and Atrophie der Kinder. 

11a. Kindbettfieber, 

b. andere Folgen der Gebart (Fehlgebart) oder des Kindbetts. 

12. Neabildangen. 

13. Angeborene Lebenssohwäche. 

14. Altersschwäche. 

15. Vemnglttckang. 

16. Selbstmord. 

17. Sonstige benannte Krankheiten. 

18. Todesarsache nicht angegeben. 

n. Im Falle der Aoffindong todter Personen hat der Bezirksarzt oder dessen 
Stellrertreter dem Gemeindevorstand die Todesarsache der aafgefandenen Per¬ 
sonen za bezeichnen. 

III. Die Gestorbenen sind nach dem Alter in vier Klassen za sondern, 
nämlich 

1. Kinder nnter einem Jahre; 

2. Kinder nnter 15 Jahren, soweit sie nicht nnter Nr. 1 aofzoführen sind; 

3. Personen von 15 bis nnter 60 Jahren; 

4. Personen von 60 Jahren and darüber. 

Ist das Lebensalter einer als verstorben gemeldeten Person nicht festzn- 
stellen, so soll der Todesfall nach dem Ergebnisse einer von zoständiger Seite 
erfolgten Sehätznng des Alters eingetragen werden. 

IV. Ein Todesfall im Verlanfe einer Krankheit ist anch dann nnter 
dieser Todesarsache einzntragen, wenn der anmittelbare Anlass des tödtlichen 
Aasgangs einer begleitenden oder einer Folgekrankheit zngeschrieben wird. 
Erfolgt z. B. im Verlaufe einer Erkrankung an Diphtherie der Tod an einer 
Longenentzündang, so soll als Todesarsache die Diphtherie gelten, da diese als 
das flaaptleiden (primäre Leiden) anzasehen ist. ln gleicher Weise ist z. B. 
Bfickenmarksschwindsncht als Todesursache anzageben, auch dann, wenn im 
Verlaufe dieser Krankheit der Tod in Folge von DarchliegegeschwUren, Blasen- 
entzttndnng oder sonstigen Komplikationen erfolgte. 

V. Im üebrigen sind bei der Erhebnng folgende Gesichtspunkte betr. 
die einzelnen Todesursachen za beachten. 

Za 1. Diphtherie und Croup. Ebenso wie die Todesfälle an „Croup“ 
sind die Todesfälle an „Bräune“, „Halsbräune“ hier mitzozählen. Wenn aber aus¬ 
drücklich nicht diphtheritischer Croap oder nicht diphtheritische Bräune 
als Todesarsache angegeben wird, so ist der Todesfall nicht hier, sondern unter 
den „Sonstigen entzündlichen Krankheiten der Athmangsorgane“ zn zählen. 

Za 2. Keachhasten. Betreffs der Folgekrankheiten, durch welche 
der tüdtliche Aasgang bei Keachhasten in der Begel bedingt wird, vergl. diese 
Unterweisung, Ziff. IV. 

Za 3. Scharlach. Als wichtige Begleit- and Folgekrankheiten des 
Scharlach, welche hier mitzazählen sind, seien Scharlachdiphtherie and Schar¬ 
lachwassersacht besonders genannt. 

Za 4. Masern. Etwaige Todesfälle an Bbtheln sind als Masern- 
Todesfälle mitzazäklen. 

Za 5. Typhus. Unter der Bezeichnung T^has ist der Darmtyphas 
oder Unterleibstyphus verstanden. Etwaige Todesfälle an typhösem 
Fieber, Nervenfieber, gastrischem Fieber, Schleimfieber sind hier mitzazählen. 

Zn 6. Seltenere gemeingefährliche Ansteckangskrank- 
heiten. Die Zahl etwa^er Todesfälle an echten Pocken ist darch ein 
daneben gesetztes P, etwaiger Flecktyphus durch einF, etwaige Todesfälle 
an der epidemisch anftretenden asiatischen Cholera za Cholerazeiten durch 
ein Ch. as., etwaige Todesfälle an der epidemisch (endemisch) aoftretenden 
sogenannten bösartigen Bnhr durch ein B. za bezeichnen. 

Zu 6a. Uebertragene Thierkrankheiten. Etwaige Todesfälle 
an ToUwnth (W), Milzbrand (Mb), Botz (Bz), Trichinose (Tr.) sind hier ein- 
zatragen. 

Zn 7. Tuberkulose. Die TodesfiUle an „Tuberkulose“ — ohne nähere 
Bezeichnung des hauptsächlich erkrankten Organs — sind unter a aufzunehmen. 
Auch die Todesfälle an Lungenblutsturz, Kuthustcn sind als durch Lungen¬ 
schwindsucht bedingt anzasehen, mithin unter a zu führen. 
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Unter 7 b sind die durch Tuberkulose anderer Organe als Lungen — 
z. B. der Knochen, der Hirnhaut, des Kehlkopfs, des Darms — bedingten Todes¬ 
fälle einzureihen. Darmschwindsucht (tabes mesaraica) soll als gleichbedeutend 
mit Darmtuberkulose, Kehlkopfsschwindsucht gleichbedeutend mit Kehlkopfs- 
tnberknlose angesehen werden. 

Zn 8. Lungenentzündung (croupöse). Es kommt darauf an, haupt¬ 
sächlich die Zahl der Sterbefälle an der sogenannten croupOsen Lungenent¬ 
zündung, welche als selbstständige Krankheit auftritt, zu erfahren. Wo daher 
die Form der tödtlich verlaufenen Lungenentzündung angegeben ist, sind für 
diese Spalte nur die gedachten Fälle zu yerwerthen. Todesfölle an „Lungen¬ 
entzündung“ ohne nähere Bezeichnung sind hier zu zählen. 

Zu 9. Sonstige entzündliche Krankheiten der Athmungs- 
organe. Hierunter sind verstanden die entzündlichen Krankheiten des Kehl¬ 
kopfes, der Luftrühre, des Brustfells (Rippenfells) und der Lungen, ausschliess¬ 
lich der unter 8 und 7 a bereits aufgeführten Todesursachen. 

Zu 10. Magen- und Darmkatarrh: Atrophie der Kinder^ 
Todesfälle an Durchfall, Brechdurchfall, Brechruhr, einheimischer Cholera, sowie 
an der nicht epidemischen Ruhr sind hier mitzuzählen. 

Wird bei Kindern „Atrophie“ (Abzehrung) als Todesursache angegeben, 
so erfolgt ebenfalls die Eintragung unter Nr. 10, da dieses sehr häufig einge¬ 
tragene Leiden in der Regel durch Magen- und Darmkatarrhe verursacht wird. 

Zu 11a. Kindbettfieber, b. andereFolgen derGebnrt oder 
des Kindbetts. Die in Folge einer Fehlgeburt eintretenden Todesfölle 
sind den in Folge einer rechtzeitig erfolgten Geburt eingetretenen gleich zu 
achten und unter Nr. 11a bezw. b mitzuzählen. Die bisher alljährlich erstatteten 
gesonderten Berichte der Bezirksärzte betr. Todesfälle im Wochenbett kommen 
fortan in Wegfall. 

Zn 12. Neubildungen. Die Todesfälle in Folge von Neubildungen 
an inneren oder äusseren Körpertheilen, namentlich in Folge von Krebs oder 
krebsartigen Geschwülsten sind hier zu zählen. 

Zn 13. Angeborene Lebensschwäche. Nur solche Todesfälle 
schwächlicher Kinder sind hier zu zählen, welche im ersten Lebensmonate 
erfolgt sind. Auch die durch angeborene Bildungsfebler bedingten Todes¬ 
fälle sind als Folge einer Lebensschwäche zu erachten und gehören innerhalb 
der genannten Altersgrenze zu Nr. 13. 

Zu 14. Altersschwäche. Diese Todesursache darf nur bei Personen, 
welche das 60. Lebensjahr überschritten haben, eingetragen werden. 

Zu 15. Verunglückung. Hierzu gehören die TodesföUe nach einer 
schweren Verletzung (z. B. Ueberfahren, Fall aus der Höhe u. s. w.), selbst 
dann, wenn der Tod nicht unmittelbar darauf, sondern erst nach einiger Zeit 
eintrat, ferner die Todesfälle durch Ersticken, Ertrinken u. s. w. 

Zu 16. Selbstmord. Bestehen erhebliche Zweifel, ob Selbstmord vor¬ 
liegt, so ist der Sterbefall den Verunglückungen zuzurechnen. Selbstmordver¬ 
suche, welche nach einiger Zeit den Tod zur Folge haben, sind unter Nr. 16 
mitzuzählen. 

Zn 17. Sonstige benannte Krankheiten. Hierunter sind alle 
unter vorstehenden Nummern 1—16 nicht einzufOgenden Todesfölle zu zählen, 
deren Ursache angegeben ist. 

Zn 18. Nicht angegebene Todesursachen. Nur diejenigen 
Todesfälle, deren Ursache nicht bescheinigt ist oder vom Anmeldenden nicht 
bezeichnet werden kann, sind in diese letzte Spalte aufkunehmen. 


O- BEerasog^lmm Anhw.lt. 

Beaiifisiclitigiiii]i|; des Betriebes in den Kranken-Heilanstalten. 
Erlass der Herzog]. Regierung, Abtheilnng des Innern, vom 
22. Januar 1902 an die Vorstände sämmtlicher Kranken-Heilanstalten (a) 
und die Herren Kreisphysiker (b). 

a. Verschiedene im Krankenhauswesen bemängelte Einrichtungen, welche 
in der Reiehstagssitznng am 1. Februar v. J. zur Erörterung gebracht worden 
sind, lassen es nothwendig erscheinen, den Betrieb in den Kranken-He i lanstalten 
des Herzogthums sorgfältiger als bisher zu beaufsichtigen. Wir bestimm^ 
deshalb, dass neben den dnndi unsere Verfügung vom 1876 — — an die 

Herzoglichen &eisdirektionen angeordneten regelmässigen Revisionen der 



Reohtspradiiuig nad Mbdiabtal-Gtosetagebnag. 


141 


Kranken-Heilanstalten aasserordentliohe Besichtigungen derselben 
dnreh die Eersogliehen Ereisphysiker, welche gemSss ihrer Dienstanweisang die 
Ansicht Aber die Krankenhäuser und sonstigen Heilanstalten jeder Art zu itihren 
haben, yorgenommen werden. 

Bei diesen ausserordentlichen Besichtigungen ist neben der Beificksicb- 
tigung der hygienischen Zustände in der Anstalt die Aufmerksamkeit auf die 
zur Mege der Kranken getroffenen Einrichtungen und Anordnungen, besonders 
auf das dazu bestimmte Pflegepersonal zu richten. Die Herzoglichen Kreis¬ 
physiker haben wir angewiesen, diese ausserordentlichen Besichtigungen unver- 
muthet und ohne yorberige Anmeldung bei den Verwaltungen und leitenden 
Aezsten der Kranken-Heilanstalten yorzunehmen. 

b. Abschrift yorstehender Verfügung erhalten die pp. zur Kenntnissnahme 
und Naehachtung mit folgenden Ansführungsbestimmnngen. 

Eine ausserordentliche Besichtigung ist in jeder Kranken-Heilanstalt 
wenigstens ein Mal im Jahre yorzunehmen. Die Wiederholung derselben muss 
statlffnden, so oft dies im Öffentlichen gesundheitlichen Interesse nothwendig 
erscheint. Die ausserhalb der Kreisstädte gelegenen Krankenanstalten sind bei 
Gelegenheit anderweitiger Dienstreisen zu besichtigen. Vorherige Benachrich¬ 
tigung der Verwaltung oder des leitenden Arztes der Anstalt soll im Allge¬ 
meinen nicht stattfinden; eine Ausnahme ist davon zu machen in denjenigen 
Fällen, in welchen dies aus besonderen Gründen wflnschenswerth sein kann. 
Jedwede Einmischung in die ärztliche Behandlung der Kranken, welche ledig¬ 
lich Sache des leitenden Arztes ist, muss bei der Besichtigung sorgfältig ver¬ 
mieden werden. Bathschläge nach dieser Eichtung hin dürfen nur auf aus¬ 
drückliches Verlangen des leitenden Arztes ertheilt werden. 

Die Thätigkeit des zur Pflege der Kranken bestimmten Personals soll 
eingehend berücksichtigt werden. In dieser Beziehung ist bei den Besichtigungen 
festzustellen: 

1. wieviel zur Pflege der Kranken bestimmte Personen im Verhältniss 
zur Zahl der in der Anstalt verpflegten Kranken vorhanden sind; 

2. wieviel davon männliche und weibliche Pflegepersonen bezw. Schwestern 
sind, sowie wieviel Männer, Frauen und Kinder verpflegt werden; 

3. ob die zur Pflege bestimmten Personen vor ihrer Anstellung in der 
Anstalt eine Ausbildung erhalten haben, sowie auch, ob während der Thätig¬ 
keit dieser Personen in der Anstalt für deren weitere Ausbildung Sorge ge¬ 
tragen wird; 

4. ob ein häufiger Wechsel in dem Pflegepersonale stattfindet; 

6. welche Ausdehnung die Thätigkeit des Pflegepersonals im Tages- und 
Nachtdienste hat; 

6. wieviel freie Zeit dem Pflegepersonale zur Erholung gewährt wird 
und ob dasselbe Anspruch auf Urlaub oder Ferien hat; 

7. in welchen Wohn- und Schlafräumen das Pflegepersonal untergebracht 
ist und ob.diese Bäume als genügend anzusehen sind; 

8. welchen Mutterhäusern die in der Anstalt beschäftigten Schwestern 
angehüren, auf welchen Stationen, sowie in welcher Ausdehnung Schwesterpflege 
stattfindet und ob Bestimmungen getroffen sind, dass die Schwestern nicht zu 
Hülfeleistnngen herangezogen werden, welche deren Sittlichkeitsgefühl ver¬ 
letzen könnten. 

Ueber die im Laufe des Jahres vorgenommenen ausserordentlichen Be¬ 
sichtigungen der Kranken-Heilanstalten sind im Sanitätsberichte Angaben zu 
machen, die gefundenen Zustände zur Darstellung zu bringen und etwaige Vor¬ 
schläge über wünsehenswerthe Aendemngen beizufügen. In wichtigen Fällen, 
wenn schnelle Abhülfe nöthig erscheint, ist unmittelbar nach der Besichtigung 
eia besonderer Bericht an die zuständige Kteispolizeibehörde zu erstatten. 


I>. Freie Stadi: Kam'bnrg'. 

Niedeirez Heil- und Pflegepersonal. Verordnung des Senats 
vom 5. Mai 1902. 

Der Senat verordnet auf Grund der §§. 7 und 10 der Medizinal-Ordnnng 
vom 29. Dezember 1899 über die Zulassung, sowie über die Bechte und Pflichten 
dM unteren Heil- und Pflegepersonals, was folgt: 
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1. Allgemeine Bestimmungen. 

§. 1. Das geprüfte Heil- nnd Pflegepersonal, zu welchem 

1. die bis znm Erlass dieser Verordnung anf Grand des Beglements vom 
10. September 1869 geprüften Heildiener, 

2. die „geprüften Heilgehülfen and geprüften Masseure* und die „geprüften 
Heilgehülfinnen and geprüften Massenrinnen“, 

3. die „geprüften Krankenpfleger* und die „geprüften Krankenpflegerinnen* 

4. die „geprüften Wochenpflegerinnen* 

gehüren, steht unter Aofsicbt des Medizinal-Kollegiams, insbesondere des Ver- 
waltnngs - Pbysikos. 

§. 2. Die Bezeichnungen: „geprüfter Heilgehülfe and geprüfter Masseur*, 
„geprüfte Heilgehülfin and geprüfte Masseorin*, „geprüfter Slrankenpfleger*, 
„geprüfte^ Krankenpflegerin* and „geprüfte Wochenpflegerin* stehen im 
Hamhargischen Staate nnr solchen Personen za, welche von den gemäss §. 10 
der Medizinal-Ordnang vom Medizinal-Kolleginm ernannten Prüfangskommissionen 
oin Prüfungszeugniss erhalten haben, vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen 
der §§. 19 nnd 20. 

Wer zar Führung einer der im ersten Absatz erwähnten Bezeichnnngen 
nicht befugt ist, darf sich auch nicht eine ähnliche Bezeichnung beilegen, 
welche beim Publikum den Glauben zu erwecken geeignet ist, dass der Be¬ 
treffende zu dem geprüften Heil- und Pflegepersonal im Sinne dieser Verord¬ 
nung gehöre. 

§. 3. Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind an das Medizinal-Kolleginm 
zu richten, welches über die Zulassung entscheidet. 

Der Termin, bis zu welchem die Meldungen einzureichen sind, wird jedes 
Mal durch den Oeffentlichen Anzeiger bekannt gemacht. 

Dem Gesuche sind beizufügen: 

1. die Geburtsurkunde, 

2. ein Leumundszeugniss der Polizeibehörde des Geburtsortes, 

3. ein selbstgeschriebener Lebenslauf, 

. 4. bei weiblichen verheiratheten Bewerberinnen die Heirathsurkunde, 

5. ein amtsärztliches Gesxmdheitszeugniss. 

Zur Prüfung werden nur Personen zagelassen, welche das einundzwanzigste 
Lebensjahr vollendet haben. 

Ein Bewerber ist zurückzuweisen, wenn die Behörde auf Grund von 
Thatsachen die Ueberzeug^g gewinnt, dass der Bewerber die zu dem beab¬ 
sichtigten Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässigkeit, insbesondere in sittlicher 
Hinsicht, nicht besitzt. 

§. 4. Das ertheilte Prüfungszeugniss kann durch das Medizinal-KoUegium 
nur dann zurückgenommen werden, 

1. wenn die Unrichtigkeit der Nachweise dargethan wird, auf Grund deren 
das Prüfungszeugniss ertheilt ist, oder 

2. wenn aus Handlangen oder Unterlassungen des Inhabers der Mangel der¬ 
jenigen Eigenschaften klar erhellt, welche bei der Ertheilung des Prüfungs- 
zeugnisses nach den Bestimmungen dieser Verordnung vorausgesetzt werden 
mussten, oder 

3. wenn dem Inhaber des Prüfungszeugnisses die bürgerlichen Ehrenrechte 
aberkannt sind. 

Ein zurüokgenommenes Prüfungszeugniss kann vom Senat wieder ver¬ 
liehen werden. 

§. 6. Gegen die Zurückweisung eines Gesuchs um Zulassung zur Prüfung 
nnd gegen die Zurücknahme eines ertheilten Prüfungszeugnisses findet der Re¬ 
kurs statt. 

Für das Rekursverfahren gelten die Vorschriften der §§. 20, 21, 21 a und 
22 der Reiobsgewerbeordnung und der Bekanntmachung des Senats, betreffend 
das Rekursverfahren in Gewerbesachen, vom 19. Januar 1900. Ueber den Re¬ 
kurs entscheidet die Senatssektion für Gewerberekurssachen. 

§. 6. Das geprüfte untere Heil- nnd Pflegepersonal ist verpflichtet: 

1. sich bei der Ausübung seiner Berufsthätigkeit innerhalb der Grenzm des 
Heil- und Pflegedienstes zu halten, für welchen das Prüfungszeugniss er¬ 
theilt ist und die selbstständige Vornahme und Anpreisung von .Kuren, 
welche über seine Befugniss hinausgehen, zu unterlassen, 

2. seine Berufsthätigkeit gewissenhaft anszuüben und durch sein Verhalten 
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in Aosttbimg des Berufs, sowie ausserhalb des Berufs sich der Achtung 
würdig au aeigen, die der Beruf erfordert, 

3. am Körper, wie in der Kleidung sich der grössten Beinlichkeit an be> 
fleissigen, das Zusammentreffen nnd den Verkehr mit Personen, welche 
mit ansteckenden Krankheiten behaftet sind, soweit nicht der Bernf dazu 
zwingt, möglichst au vermeiden nnd nach Pflege oder Berührung von Per* 
sonen mit ansteckenden Krankheiten eine gründliche Waschung und Des¬ 
infektion der Hände nnd Arme, sowie der Kleidung und Wäsche nach der 
darüber zu erlassenden Instruktion des Medizinal-Kollegiums vorzunebmen, 

4. von dem Beginn der gewerblichen Thätigkeit und von der Wahl nnd jeder 
Veränderung der Wohnung dem Hedizinalamte innerhalb drei Tagen Mit¬ 
theilung zu machen, 

6. den Anweisungen der Aerzte, als deren HüUspersonal es thätig ist, bei 
Ausübung ihres Berufs unbedingt Folge zu leisten, eine Kritik an den 
Bernfshandinngen der Aerzte zu unterlassen und die Patienten nicht in 
unzulässiger Weise in der Wahl von Aerzten zu beeinflussen, 

6. die Abgabe und Anpreisung von Medikamenten zu nnterlassen. 

7. ein Tagebuch über seine Bern&thätigkeit nach Anweisung des Medizinal- 
Kollegiums au führen nnd auf Erfordern den Beauftragten des letzteren 
vorznlegen, 

8. Ladungen des Medizinalamtes Folge zu leisten, 

9. auf Verlangen den Beauftragten des Medizinal-Kollegiums die zu deren 
Geschäftsführung erforderliche Auskunft zu geben, insoweit dadurch nicht 
unbefugt Privatgeheimnisse offenbart werden (Strafgesetzbuch §. 300), 

10. sich den vom Medizinal-Kollegium angeordneten Nachprüfungen und Nach¬ 
kursen zu unterziehen. 

§. 7. Die Bezahlung des geprüften unteren Heil- nnd Pflegepersonals 
bleibt der Vereinbarung überlassen. In streitigen Fällen wird das Medizinal- 
KoUeginm auf Verlangen des Gerichts ein Gutachten über die Angemessenheit 
der geforderten Bezahlung abgeben. 

§. 8. Die besonderen Pflichten des von hiesigen Behörden angestellten 
unteren Heil- und Pflegepersonals werden nach Anhörung des Medizinal-Kolle¬ 
giums und unbeschadet der Anordnungen des letzteren über die allgemeinen 
Bemfspflichten von den Behörden festgesetzt, welche die Anstellung vornehmen. 

11. Besondere Bestimmungen für Heilgehülfen nnd Masseure, 

sowie für Heilgehülfinnen und Massenrinnen. 

§. 9. Die Befugnisse der geprüften Heilgehülfen nnd geprüften Masseure, 
sowie der geprüften Heilgehülflnnen nnd geprüften Masseurinnen umfassen: 

1. die Unterstützung der Aerzte bei Ausübung der Heilkunde durch chirurgi¬ 
sche nnd andere technische Hülfeleistnngen. Diese Thätigkeit darf nur 
auf ausdrückliche ärztliche Anordnung eintreten nnd sich nicht weiter er¬ 
strecken, als diese Anordnung lautet: 

2. die selbstständige Vornahme folgender Verrichtungen: 

a. Verbinden einfacher Wunden nnd Geschwüre, soweit es sich nicht um 
Geschlechtskrankheiten handelt, 

b. Anlegen einfacher Verbände nnd Bandagen, 

c. Ausziehen von Zähnen, 

d. Schneiden der Nägel, Behandlung der Leichdörner nnd eingewachsenen 
Nägel, mit Ausschluss blutiger Operationen, 

e. Setzen von Klystieren nnd Schröpfköpfen, Legen von Senfteigen nnd 
Blasenpflastem, 

f. Massage; 

3. die erste Hülfe in Erkranknngs- nnd sonstigen Nothfällen, insbesondere 

a. die Rettungsversuche bei Verunglückten, 

b. die Vornahme der in der Regel nur nach ärztlicher Anordnung zu¬ 
lässigen Hülfeleistnngen in Fällen, in welchen diese Hülfeleistnngen 
wegen Dringlichkeit der Umstände bis zum Eintreffen des Arztes ohne 
(Gefahr nicht verschoben werden können. 

Die unter vorstehenden Voraussetzungen gestattete Thätigkeit darf nicht 
über die Grenzen der Nothhülfe ausgedehnt werden nnd nicht länger als bis 
zum Eintreffen des Arztes, dessen schleunige Herbeimfnng von dem Heilgehülfen 
zu veranlassen ist, andanem. Die Verordnung innerer Arzneien soll der Heil- 
gehUlfe auch in den bezeichneten Nothfällen sich enthalten. 
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Der Heilgehttlfe hat die Betheiligten aosdrücklich darauf aufmerksam za 
machen, dass er znr selbststSndigen Httifeleistnng nnr heftig tist, bis die Binzasie- 
hong eines Arztes möglich ist. Er hat, wenn die Betheiligten einen -Arzt za rnfen 
sich weigern sollten, sich jeder weiteren selbstständigen Thätigkeit zn enthalten. 

§. 10. Zar Prüfung als HeilgehOlfe and Massear oder als Heilgehttlfin 
and Massearin sollen nur solche Personen zogelassen werden, welche an dem 
Lehrkorsos znr Aasbildang von HeUgebttlfen nnd Heilgehfllfinnen erfolgreieh 
theilgenommen haben and hierüber eine Bescheinigong des den-Eorsos ab¬ 
haltenden Arztes beibringen. 

Der Korsos wird nach Anordnung des Medizinal-Kollegiums abgehalten, 
sein Beginn wird im Oeffentlichen Anzeiger bekannt gegeben. 

Meldungen sind an das Medizinalamt za richten onter Betfflgong der im 
§. 3, Abs. 3 aofgezählten Papiere. 

Ueber die Art der Abhaltung and den Umfang des Korsas erlässt das 
Medizinal-Kollegium eine Anweisung. 

§. 11. Aus dem Militärdienst entlassene Sanitätsnnteroffiziere,: welche 
sich durch ein Zeugniss der zuständigen Militärärzte darüber aasweisen, dass 
sie 5 Jahre als Lazarethgehülfen „vorzüglich gut“ gedient haben, sowie Pfleger 
und Pflegerinnen der Staatskrankenhäuser, welche mindestens 5 Jahre im 
Krankenhause nach Zeugniss des Oberarztes und des Direktors „vorzüglich gut“ 
gedient haben, können ohne vorgängige Theilnahme an dem Lehrirarsau' zn der 
Prüfung zagelassen werden. Das Medizinal-Kollegium kann für die PrÜfting 
dieser Personen vereinfachte Bestimmungen treffen. 

in. Besondere Bestimmungen für Krankenpfleger nnd 
Krankenpflegerinnen. 

§. 12. Die geprüften Krankenpfleger und geprüften’ Krankenpflegerinnen 
sind zu keiner anderen Hüifeieistung bei Kranken berechtigt als zur ^ege. 

§. 13. Zur Prüfung als Krankenpfleger und Krankenpflegerin werden 
in der Begei nur solche Personen zogelassen, welche den Nachweis erbringen, 
dass sie mindestens ein Jahr lang praktische Eirankenpflege getrieben haben. 

§. 14. Pflegern und Pflegerinnen, welche an Pflegerkursen in einem 
Krankenhause erfolgreich theilgenommon haben, schriftliche hrztliche Zeugnisse 
darüber beibringen und mindestens ein Jahr lang praktische Krankenpflege 
getrieben haben, kann auf Grund der beigebrachten Bescheinigungen das Prüftugs- 
zeugniss ohne Abhaltung einer weiteren Prüfung er theilt werden. 

IV. Besondere Bestimmungen für Wochenpflegerinnen. 

§. 16. Die geprüften Wochenpflegerinnen sind zur Krankenpflege nur 
berechtigt, wenn sie auch die Prüfung als Krankenpflegerin bestanden haben. 

§. 16. Die geprüften Wochenpflegerinnen haben den Anweisungen der 
Hebammen, als deren Gehülfinnen sie thätig sind, bei Ausübung ihres Berufes 
unbedingt Folge zu leisten. 

§. 17. Zur Prüfung als Woehenpflegerin werden in der Begei nur solche 
Personen zogelassen, welche die Wochenpflege in der hiesigen Entbindunf^s- 
anstalt mindestens 3 Monate lang erfolgreich gelernt haben nnd darüber ein 
Zeugniss des Oberarztes der Entbindungsanstalt beibringen. 

V. Schlussbestimmungen. 

§. 18. Für die Theilnahme an dem Heilgehülfenkarsns sind 30 Mark, 
für jede Prüfung 10 Mark zu entrichten. 

§. 19. Das Beglement für Eeildiener vom 10. Sept. 1869 jirird aufgehoben. 

Personen, welche auf Grund jenes Beglements die Prüfung als Heildiener 
bestanden haben, sind berechtigt, sich als „geprüfte Heilgehülfen“ zu bezeichnen. 
Sie können sich innerhalb drei Jahren nach dem Erlass dieser Verordnung einer 
nachträglichen Prüfung in der Massage unterziehen, durch deren Bestehen sie 
das Becht erlangen, sich als „geprüfte Heilgehülfen nnd geprüfte Masseure“ za 
bezeichnen. Die Zulassung zu dieser Prüfung erfolgt auf Grund des von dem 
Bewerber zu erbringenden Nachweises, dass der Bewerber mindestens drei 
Monate lang in einem Krankenhause in der Massage erfolgreich ausgebildet ist. 

§. 20. Inwieweit Personen, welche in einem anderen deutschen Bundes¬ 
staate eine Prüfung für das untere Heil- nnd Pflegepersonal bestanden haben, 
berechtigt sind, das Gewerbe im Hamburgischen Staate unter einer der im §. 2 
erwähnten Bezeichnungen auszuttben, bestimmt das Medizinal-Kollegium. 

VerantwortL Bedakteur: Dr. Bapmund, Beg.- o. Geh. Med.-Bath inMinden LW. 

. 0. 0. Brnnii H. S. a. F. Seh..-L. Hof-Bnehdnieker6l, Mlidea» 
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Gresetzgehnng. 

Beilage zur Zeitsdirift für Medizinal - Beamte. 

Nr. 12. 15. Juni. 1902. 


Rechtsprechung. 

Schweisflfttsse sind an sich keine Krankheit, ürtheil des 
Eammergeriohts (Strafsenats) vom 5. Mai 1902. 

Auf Gnmd der Poliseiverordnimg des Oberpräsidenten der Provins 
Brandenburg and von Berlin vom 23. Oktober 1895, welche die öffentliche An- 
kflndignng nnd Anpreisung von Geheimmitteln untersagt, die dazu bestimmt 
sind, zur Verhütung und Heilung menschlicher Krankheit zu dienen, erging 
eine Strafverfügung gegen den Apotheker N. in Berlin. Er trug hiergegen 
auf richterliche Enscheidung an, worauf das Schöffengericht auf Freisprechung 
erkannte, während das Landgericht den Angeklagten zu einer Geldstn^e von 
20 M. mit folgender Begründung verurtheilte: 

„In der am 8. Juni 1901 erschienenen Nr. 24 des Kleinen Witzblattes 
hat der Angeklagte das Inserat „Schweissfttsse werden trocken und geruchlos“ 
0 . s. w. veröffentlicht. Er bezeichnet hierin als Heilmittel für Schweissfüsse 
das Mittel „Antihydorrhin“, ein vollständiges neues Mittel mit neuem Namen, 
dessen Bestandtheile in dem fraglichen Inserat und zur Zeit der Veröffentlichung, 
namentlich dem Publikum in seiner Allgemeinheit, nicht bekannt gewesen 
sind. Das Antihydorrhin ist deshalb als ein Geheimmittel im Sinne der Polizei- 
verordnung vom 23. Oktober 1895 anzusehen. Der Angeklagte bestreitet nun, 
dass es sich im vorliegenden Falle um ein Heilmittel handle, das zur Ver¬ 
hütung oder Heilung menschlicher Krankheitden bestimmt ist, da Schweissfüsse 
keine Krankheitserscbeinung seien, auch ans der Annonce erhelle, dass es sich 
•nur um ein kosmetisches Präparat handle, das zur Beseitigung eines üblen Geruchs 
diene. Der Sachverständige, Geh. Medizinalrath Prof. Dr. Liebreich, fasst unter 
„Krankheit“ nur solche abnormen körperlichen Zustände des Menschen auf, 
durch deren Beseitigung ein erstrebenswerther Gesundheitszustand des Menschen 
eintrete. Danach seien Schweissfüsse keine Krankheitserscheinung, da ihre 
Beseitigung mit den grössten Unzuträglichkeiten für den Körper verbanden 
sei, indem der Schweiss, wenn ihm der Weg aus dem Füssen verlegt werde, 
an anderer Stelle des Körpers hervorbrechen werde. Der Sachverständige 
Dr. Mittenzweig will zwar den Ausführungen des Dr. Liebreich im 
allgemeinen nicht widersprechen, weist aber darauf hin, dass das Publikum 
den Begriff des Schweissfusses nicht so eng wie die Wissenschaft fasse, sondern 
vielmehr darunter auch jene Erscheinungen verstehe, die in Folge nicht sorg¬ 
fältiger Behandlung des Schweissfusses stets einzutreten pflegen, wie insbe¬ 
sondere starke Entzündung der Haut, stinkender Geruch des Fusses in Folge 
des Zersetzens des Schweisses u. s. w. Dies seien aber Krankheitserscheinnngen 
und gegen diese richte sich die Anpreisung des Angeklagten. Letzterem Gut¬ 
achten hat sich das Berufungsgericht im Wesentlichen angeschlossen. Es ist 
angenommen worden, dass das Antihydorrhin auch gegen die mit dem Schweiss- 
fusse in Verbindung stehenden Folgezustände — nämlich das Entstehen des 
üblen Geruches und das Zersetzen und Wandwerden der Haut in Folge un¬ 
genügender Reinigung des Fasses — angepriesen wird. Es lehrt die Erfahrung, 
dass durch das Eintreten solcher Entzündungszustände der Haut die Gehfähig¬ 
keit — bei Soldaten die Marschfähigkeit — in erheblichem Grade beeinträchtigt 
wird. Danach müssen Schweissfüsse jedenfalls im Sinne der Auffassung des 
Publikums in seiner Allgemeinheit, dem ja das Mittel angepriesen wird, als 
eine Krankheitserscheinung bezeichnet werden. Das Publikum erwartet im 
vorliegenden Falle von dem angekanften Mittel eine Verhütung nnd eine Be¬ 
seitigung der oben benannten Krankeitszustände. Der Angeklagte hat als 
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Inserent das Mittel aaoh za diesem Zwecke angepriesen, indem er znsicherte, 
dass die Sohweissffisse doroh die Anwendong des Mittels trocken and gemchlos 
werden.“ 

Aaf die Revision des Angeklagten hat der Stra&enat des Kammergerichts 
das ürtheil des Landgerichts aafgehoben and aaf Freisprechong erkannt. Der 
Senat verneint, das Schweissfftsse sich als eine Krankheit im Sinne der P<dizei* 
verordnang vom 23. Oktober 1895 darstellen, da sie nicht als Ansfioss einer 
wesentlichen Störang der normalen Zustandes der Gewebszellen erscheinen. 
Gegen Erankheitsfo^en des Sditreissfosses sei aber das Antihyderrhin nicht 
•ageküiiffigt werden. Apotheker-Zeitaag 1902, Nr. 98. 


Begriff „flüssiges Gemisch*'; Kastaniengeist ist nicht als 
solches anznsehen. ürtheil des Kammergerichts (Strafsenats) 
vom 6. Mai 1902. 

In dem Inserat einer in Dfisseldorf erscheinenden Zeitong war „Kastanien- 
geist“ als ein seit Jahren mit Erfolg gegen verschiedene Elrankheiten an- 
gewendetes Mittel nnter dem Hinzafttgen angekOndigt worden, dass es aas 
einer bestimmten Apotheke bezogen werden könne. Anf Grand des Inhalts 
dieses Inserats wurde D. in Gemässheit der Polizeiverordnang vom 9. Mai 1888 
in Verbindung mit §. 367, Ziff. 3 des Reichsstrafgesetzbaches mit einem Straf¬ 
befehl belegt. Die Polizeiverordnang verbietet das öffentliche Ankündigen and 
Anpreisen von Heiimitteln, deren Verkauf gesetztlich beschränkt ist. D. trag 
gegen den Strafbefehl auf richterliches Gehör an, wurde aber in der Be- 
n&ngsinstanz vom dem Landgericht verurtheilt, das den Eastaniengeist als 
bin Gemisch im Sinne der Nr. 5 des Verzeichnisses A der Kaiserlichen Ver¬ 
ordnung vom 27. Januar 1900 ansah, und den Umstand, dass in der Annonce 
cdne Apotheke als Bezugsquelle fttr den Eastaniengeist angegeben war, für 
bedeutungslos erachtete. Gegen dessen ürtheil legte der Angeklagte Revision 
ein. Die Oberstaatsanwaltschaft beantragte in der Sitzung des Strafsenats des 
Kammergerichts vom 2. Mai 1902 die Aufhebung des Vorderartheils und die 
Zarhckverweisong der Sache an das Landgericht. Sie führte aas, dass der 
Begriff des Gemisches eine Vermengong gleichartiger Stoffe erfordere imd mit 
ihm da nicht za rechnen sei, wo feste mit flüssigen Bestandtheilen vermengt 
WtUrden. Der Senat hat dem Anträge der Oberstaatsanwaltschaft gemäss ei^ 
kannt. Br sprach aus, dass Eastaniengeist nicht ein flüssiges GPemisch Im 
Sinne der Nr. 5 des Verzeichnisses A der Kaiserlichen Verordnang, sondern 
eine durch Destillation gewonnene Flüssigkeit sei. Es müsse daher geprüft 
werden, ob das Mittel za den Auszügen in fester oder flüssiger Form im Sinne 
der Nr. 3 dieses Verzeichnisses gehöre. EveOtuell liege hier ein dem Verkehr 
freigegebenes DestUlat vor. Ibidem. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Köni^relobi Prevuimeii.. 

Anträge auf Entscheidung von Disziplinär • üntersnchongen in 
zweiter Instanz gegen Beamte. Randerlass der Minister der Fi¬ 
nanzen and des Innern vom 4. März 1902 — Fin.-Min. Nr. L 1033, 
n. 1637, M. d. Inn. Nr. I a. 3362 ‘) — an sämmtliche Königliche Oberpräsidenten, 
Regierungspräsidenten n. s. w. 

Die Königliche Regierung wird veranlasst, fortan jedem Anträge aaf 
Entscheidung von Disziplinär-üntersnchongen in zweiter Instanz eine Nach- 
Weisung über die persönlichen pp. Verhältnisse des Beamten nach dem beilie¬ 
genden Formular beizafügen. Die Ausfüllung der Spalten ist nach dem Stande 
vom Tage der Vorlegung zu bewirken. In Spalte 16 sind genaue Angaben 
darüber aufzunehmen, ob der Beamte vor seiner derzeitigen Anstellung das 
Recht zam Bezüge einer Zivil- oder Militär-Pension erworben hat, and be- 


0 Den dem Koltasministeriom anterstellten Behörden durch Randerlaii 
vom 10. April 1902 mitgetheilt. 
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jahenden Falls, ob diese Pension neben dem Diensteinkommen ans der jetzigen 
Stellung ganz oder mit einem, dann anzugebenden Theilbetrage fortgezahlt 
worden ist, oder ob ihre Zahlung rnht. An derselben Stelle ist auch in den¬ 
jenigen Fällen, wo die in Spalte 6 angegebenen Bewilligungen aus Militärfonds 
während der Anstellung in der jetzigen Stellung nicht oder nicht mit dem 
ToUen Betrage zur Zahlung gelangen, das Nähere hierüber genau zu vermerken. 

N ach Weisung 

über die Besoldungs-, Pensions- pp. Verhältnisse des zur Disziplinar-Ünter- 
suchung gezogenen.'.. 


nach dem Stande vom 


Laufende Nr. | 

Name 
(Vor- und 
Zuname, 
von 

mehreren 
Vor¬ 
namen 
ist der 
Rufname 
zu unter¬ 
streichen). 

Dienststellung. 

Amtlicher Wohnort. 

Das 
Bes 1- 
dungs- 
dienst- 
alter 
in der 
jetzi¬ 
gen 
Besol- 
dungs- 
klasse 
be¬ 
ginnt 
mit 
dem 

Gehalt und 
Wohnungsgeld¬ 
zuschuss. 

Ausserdem 
Bezüge aus 
Nebenämtern, 
dauernde 
oder zeitweise 
erfolgte 
Bewilligung 
aus Militär¬ 
fonds (Bezeich¬ 
nung und 
Jahresbetrag). 

An¬ 
gabe, 
ob mit 
der 
Stelle 
der 

Genuss 

einer 

Dienst¬ 

woh¬ 

nung 

ver¬ 

bunden 

ist 

oder 

nicht. 

Religion des Beamten und 
seiner Familie. 

Lebensalter. | 

Familienstand des Beamten 
(ob der Beamte verbeirathet, un- 
verheirathet oder Wittwer, Zahl 
der Kinder und wie viele davon 
versorgt sind, Geschlecht und Alter 
jedes der noch unversorgten Kinder). 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

7. 

8. 

9. 

10. 


1 1 



1 1 




1 











Ver¬ 
mögens¬ 
lage 
(ob der 
Beamte 
Ver¬ 
mögen be¬ 
sitzt oder 
Schulden 
hat). 

Dienstzeit 
bis zum. 

Betrag 
der am 

erdienten 

Pension. 

Mark. 

Auszeichnungen 
des Beamten 
(Orden, Ehren¬ 
zeichen pp. 

Nachweis der Bestrafungen, 
welche der Beamte erlitten hat. 

Bemerkungen. 

^ seit dem Eintritt in 

S* den Zivildienst 

CD 

Militärdienstzeit vor 
g. dem Eintritt in den 

S Zivildienst 

i 

i 

QQ 

0 

tS9 

Jahre 

Be¬ 

zeich¬ 

nung. 

Zeit¬ 
punkt der 
Ver¬ 
leihung. 

11. 

12. 

13. 

14. 

16. 

16. 







* 


davon bei der 
Pensionirung 
anrechnnngsfähig. 
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Errichtang und Betrieb von Geflttgelmästereien. Banderlass 
der Minister fttr Handel und Gewerbe (ges. i. Aaftr.: Neahans) 
der a.8. w. Medizinalangelegenheiten (gez.i. Anftr.: FOrster) nnd 
des Innern (gez. i. Vertr.: v. Bischolfshansen) vom 30. April 1902 
— M. Hin Nr. 2700 M. f. H., M. Nr. 6419 M. d. g. A., M. Ha Nr. 3172 M. d. I. — 
an sämmtiiche Königlichen Begiernngspräsidenten. 

Bei dem Betriebe von Geflttgelmästereien nnd •Schlächtereien nenerdin^ 
herrorgetretene Unznträgliohheiten haben nns Veranlassung gegeben, die mit 
dem Banderlass vom 25. Mai 1898 — (B. 4607 C. 1444 M. f H., M. 6512 M. d. g. A.) 
mitgethellten Grundsätze für Massnahmen der Polizeibehörden gegenüber der¬ 
artigen üntemehmongen einer Prüfung und Umarbeitung zu unterziehen. 

Die nachstehend beigefügten neuen Grundsätze übersenden wir Ihnen zur 
Eenntnissnahme und mit dem Ersuchen, sie den nachgeordneten Polizeibehörden 
zur Beachtung bei dem zur Beseitigung etwa hervorgetretener Uebelstände 
nöthigen Vorgehen zu empfehlen. 

Die Bestimmungen werden nöthigenfalls auch auf die im Nebenbetriebe 
Ton Delikatesswaaren-, Obst-, Gomttse- u. a. Händlern befindlichen Geflügel- 
Mästereien und Schlächtereien Anwendung zu finden haben. 

.... Abdrücke dieses Erlasses zur Vertheilang an die nachgeordneten 
Verwaltungsbehörden sind beigefügt. 

Grundsätze 

für die Einriohtang nnd den Betrieb von Geflttgelmästereien 

and Schlächtereien. 

A. Einrichtung von Geflttgelmästereien. 

1. Geflttgelmästereien dürfen nicht in Eellerränmen eingerichtet werden. 

2. Der Hofraum, auf dem das Geflügel eich bewegt, ist zu umfriedigen, 
mit dichtem, undurchlässigem Fassboden (zementirt, asphaltirt oder in Zement 
verlegte Klinkersteine) und starkem Gefälle und Abzugsrinnen nach der Kana¬ 
lisation oder nach Sammelgraben anzulegen; dasselbe gilt von Ställen nnd 
Buchten. Sofern das Geflügel auf Lattenrosten steht, ist zwischen Fussboden 
und Bost ein für bequeme i^inigung der ersteren genügender Baum zu lassen. 

3. Offene Buchten sind mit Schutzdach zu versehen. 

4. Sammelgraben dürfen nicht innerhalb der Arbeitsränme angelegt 
werden; sie dürfen nicht tiefer als 1 m sein, mttssen vollkommen wasserdicht 
hergestellt werden und sind mit dichtem Bohlenbelag abzudecken. 

Von den Arbeitsräumen sind die Sammelgraben durch Wasser- oder 
Schieberverschluss zu trennen. 

5. Jede Goflttgelmästerei muss an die Wasserleitung angeschlossen werden 
oder in der Nähe eine Wasserentnahmestelle haben. 

6. Von Brannen mttssen die Sammelgruben mindestens 10 m entfernt 

liegen. 

B. Einrichtung von Geflttgelsohlächtereien. 

7. Schlacht- und Bupfräume dürfen nicht in Kellerräomen eingerichtet 
werden, sie müssen mindestens 2,5 m hoch sein und eine Bodenfläohe von 
mindestens 3 X ^ besitzen. 

Sofern Schlachträume gleichzeitig als Bupfräume dienen, darf ihre Boden¬ 
fläche nicht weniger als 20 qm betragen. 

8. Die Bäume müssen gut gelüftet werden. 

Die Wände sind mindestens 2 m hoch mit glattem Zement zu versehen 
und ebenso hoch mit heller Oelfarbe zu streichen. 

9. Der Fussboden muss aus dichtem, undurchlässigem Material (vgl. A. 2) 
bestehen und im Sehlachtraum Geftlle nach der Kanalisation oder nach einer 
Sammelgrabe haben. 

10. Fenster und Thttren sind so einzurichten, dass das Schlachten mit von 
der Strasse ans beobachtet werden kann. 

11. Hinsichtlich der Sammelgraben, der Wasserversorgang und der 
Brunnen gelten die entsprechenden Bestimmnngen unter A. 4, 5 und 6. 
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C. Betrieb der GefiQgelmästereien and •Schlächtereien. 

12. Der Fossboden der Schlacht* nnd Bapfränme ist nach jedem Schlacht¬ 
tage, in den Mästereien mindestens wöchentlich einmal gründlich za reinigen. 

18. Blat, Eingeweide and sonstige feste Schlaehtabgänge sind im Sommer 
nach Beendigang des Schlaohtens täglich, im Winter zweimal wöchentlich za 
entfernen. 

14. Der Dang and sonstige Abgänge aas der Mästerei sind während der 
warmen Jahreszeit wöchentlich mindestens zweimal, im Winter wöchentlich 
einmal abzafahren. 

16. Die Abwässer aas den Sammelgraben des Schlacht- nnd Mästerei- 
raames sind im Sommer täglich, in Winter wöchentlich in geschlossenen, dichten 
Gewissen za beseitigen. Die Graben sind wöchentlich, aof Erfordern der 
Ortspolizei anch öfter za desinfiziren. 

16. Das Schlachten, Aasnehmen and Bnpfen der Sohlachthiere darf nor 
innerhalb der dazn bestimmten Bäame geschehen, das Bnpfen erst dann be¬ 
ginnen, wenn die Thiere vollständig abgetödtet sind. 

17. Znm Aasstopfen der aasgenommenen Thiere darf nor reines, nicht 
bedraoktes oder beschriebenes Papier verwendet werden. 


Beanfsichtignng der Geisteekranken, Epileptiachen and Idioten. 
Verftigang des Königlichen Begiernngspräsidenten zn^Lflne- 
I barg vom 3. Febraar 1902. 

I Unter Hinweis aof §. 104 and §. 106 der Dienstanweisnng fttr die Kreis- 

' ärzte bestimme ich bezüglich der Beanfsichtignng der Geisteeloranken, Epilep- 
. tischen and Idioten Folgendes: 

1. Die Herren Kreisärzte werden ersacht, bei den Ortsbesichtignngen 
oder anderen sich bietenden Gelegenheiten durch Erhnndigang bei den Ge¬ 
meinde - Vorständen, Geistlichen, Lehrer pp. festznstellen, ob in der betreffenden 
Gemeinde Geisteskranke, Epileptische oder Idioten ansserhalb von ansschliess- 
Üeh nur Aufnahme solcher Kranker bestimmten Anstalten and zwar 

a. in allgemeinen Krankenhäusern, Siechenhänsem, Armenhäusern und ähn¬ 
lichen Anstalten, 

b. in fremden Familien gegen Entgelt, 
e. in der eigenen Familie 

nntergebracht sind. 

Ueber die ermittelten Kranken ist ein Verzeichniss nach anliegendem 
Master anznlegen und anf dem Lanfenden za erhalten. 

E^ranke, welche von einer öffentlichen Irrenanstalt oder von der Privat¬ 
irrenanstalt in Uten in Familienpflege nntergebracht sind, sind in das Ver¬ 
zeichniss nicht anfznnehmen. 

2. Alle in das Verzeichniss aufgenommenen Kranken sind in geeigneter 
Weise zn überwachen nnd nach Bedarf zu besnchen 

Sofern dazu besondere Dienstreisen erforderlich sein sollten, ist zu den¬ 
selben meine Genehmigung einznholen. 

Bei den Besnchen ist festznstellen, ob die Art der Unterbringung, Be¬ 
handlung und Verpflegung mit Bücksicht anf den Charakter der Krankheit and 
die sonstigen Verhältnisse als zweckentsprechend anznsehen ist, eventuell, ob 
•im Interesse des Kranken oder im öffentlichen Interesse die Aufnahme in eine 
geeignete Anstalt erforderlich erscheint. 

Bei den unter 1 c genannten Kranken kann von einem Besuche von 
‘ vornherein abgesehen werden, sofern dies nach Lage der Verhältnisse zweck- 
^ mässig erscheint. 

I Dass bei allen derartigen Besuchen besonders vorsichtig und taktvoll 

^ verfahren wird, setze ich voraus. 

8. Von wahrgenommenen Missständen, welche der Abhülfe bedürfen, ins¬ 
besondere von der etwa sich ergebenden Nothwendigkeit, einen Kranken in einer 
Anstalt unterzubringen, ist der zuständigen Polizeibehörde zur weiteren Ver- 
' anlassnng Mittheilong za machen. 
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4. üeber jeden Besuch ist in dem unter 1 erwähnten Verzeiehniss ein 
entsprechender Vermerk zn machen. 

Oie gemachten Wahrnehmungen sind im Jahreshericht zu berOcksichtigen. 

Zugleich ersuche ich die Herren Kreisärzte, soweit sich ihnen bei ihrer 
Mitwirkung bei der Aufnahme Geisteskranker in die öffentlichen und Privat¬ 
irrenanstalten Gelegenheit dazu bietet, im Interesse der Kranken darauf hin¬ 
zuwirken, dass diese Aufnahmen thunlichst beschleunigt werden. 

Verzeichniss 

der Geisteskranken. Epileptischen und Idioten, welche ausserhalb von aus¬ 
schliesslich zur Aufnahme solcher Kranker besimmten Anstalten untergebracht 

sind. 
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Feststellung von Kindbettfleber durch Kreisärzte. Verfügung 
des Königlichen Begiernngspräsidenten in Stade vom 27. Fe¬ 
bruar 1902 an sämmtliche Herren Kreisärzte des Bezirks. 

Da die Berichte der einzelnen Kreisärzte nach Feststellung von Kindbett¬ 
fieber gemäss §. 67 der Dienstanweisung für die Kreisärzte nicht immer das 
für die Beurtheilung der ganzen Vorgänge, namentlich etwaiger Verschuldung 
der Hebamme, Wesentliche enthalten, ist hier, um Gleichmässigkeit in der Be¬ 
richterstattung herbeizuführen, ein besonderes Formular (Fragebogen) ausge¬ 
arbeitet worden. 

Indem ich Ihnen in der Anlage eine Anzahl solcher Formulare zugehen 
lasse, ersuche ich Sie, dieselben bei Fällen von Kindbettfieber zu benutzen, und 
zwar bestimme ich, dass in jedem Falle zwei Formulare gleichlautend auszu- 
füllen sind, von denen Sie das eine mir im Geschäftswege einzureichen, das 
andere aber zu Ihren Dienstakten zu nehmen haben. 

Nach Verbrauch des Vorraths werde ich Ihnen auf Antrag weitere 
Formulare zusenden. 


Feststellang der Vorgänge bei Elindbettfleber. 
(§. 57 der Dienstanweisung für Kreisärzte.) 
Kreisarztbezirk. Kreis. 


Verhandelt. 

1. Verhältnisse der Wöchnerin. 

a) Name und Wohnort der Wöch¬ 
nerin P 

b) Alter derselben? 

c) Wievielte Entbindung? 

d) Tag und Stunde der Entbindung ? 

e) Frühgeburt? 

f) Verlauf der Schwangerschaft? 

2. Verlauf der Entbindung. 

a) Beckenverhältnisse der Entbunde¬ 
nen und Grösse des Kindes? 


den . . ten.19 . . . 

b) Kindeslage? 

c) Dauer der Gebart? 

d) Ist Kunsthülfe geleistet worden? 
Welcher Art und durch wen? 
Besondere Ereignisse bei der¬ 
selben (etwaige Verletzungen in 
Folge derselben). 

e) Nachgebartsperiode. 

Künstliche Lösung der Nach¬ 
geburt? 

Welcher Art und durch wen ? 
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f) Wann irt der Ant eingetr<^nP 

3. TerhSltBisse der Hebamme. 

a) Allgemeine Zarerl&ssigkeit Und 
Beinlichkeit dereielbenP 

b) Znatand ihrer Gerätbschirftenf 

4. Verhalten der Hebamme wäh¬ 
rend nnd nach der Geburt. 

a) Wann ist dieselbe zur Entbindung 
erschienen? 

b) Ist anzunehmen, dass sie genau 
nach der Anweisung vom 22. No¬ 
vember 1888 gehandelt hat? (be¬ 
sonders mit Bezug auf Desin¬ 
fektion vor nnd nach jeder inneren 
Untersuchung, Reinigung der zu 
Entbindenden u. s. w.). 

o) Welches Desinfektions-Mittel hat 
sie benutzt? 

Worin geschah die Zubereitung? 

d) Hat sie der Schwangeren reine 
Leibwäsche angezogen nnd das 
Gebnrtslager mit reinen Bettbe¬ 
zügen nnd Unterlagen versehen? 

e) Wie oft hat sie innerlich unter¬ 
sucht? 

5. Verhalten der Hebamme wäh¬ 
rend des Wochenbettes. 

a) Hat sie die WOchnerin nach der 
Entbindung gereinigt und womit? 

b) Wurde das Wochenlager gewech¬ 
selt oder mit reiner Unterlage 
versehen ? 

Was diente als Vorlage vor die 
Gtoschlechtstheile ? 

c) Hat sie die ESrpertemperatnr 
regelmässig gemessen? 

6. Verlauf des Wochenbettes. 

a) Wann trat zuerst Fieber auf? 

(Hübe desselben, Frösteln, 
Schüttelfrost) ? 

b) Verhalten des Wochenflusses? 

c) Wann wurde der Arzt zugezogen? 

d) Hat derselbe geäussert, dass 
Wochenbettfleber oder Verdacht 
desselben vorläge? 


7. Etwaige Ursachen des Woehen¬ 
bettfiebers. 

a) Sind die von der Hebauime vor 
der Erkrankten entbundenen 
Frauen gesund geblieben? 

Wann waren die letzten Ent¬ 
bindungen? 

b) Ist in der Familie der Hebamme 
oder im Hanse der Wöchnerin 
Jemand an Scharlach, Diphtherie. 
Wundrose oder eiternden Wunden 
erirrankt? 

c) Leidet die Hebamme selbst an 
Eiterungen irgend welcher Art, 
besonders an den Fingern? 

d) Ist Gonorrhoe bei dw Wöchnerin 
anszuschliessen ? 

o) Ist eine Ursache des Wochenbett- 
flebers festznstellen oder zu muth- 
massen ? 

f) Ist der Hebamme ein Verschulden 
zur Last zu legen? 

8. Verhalten der Hebamme nadi 

der Erkrankung. 

a) Hat sie rechtzeitig die Zuziehung 
eines Arztes bei der Wöchnerin 
verlangt? 

b) Hat sie dem Kreisarzt die vor¬ 
geschriebene Anzeige erstattet? 

Zn welcher Zeit? 

c) Hat sie gleichzeitig mit der Er¬ 
krankten oder später noch Hülfe 
bei anderen Entbindungen (auch 
Fehlgeburten) geleistet oder 
Wochenbesnche gemacht? 

d) Sind hier Erkrankungen jorge- 
kommen ? 

9. H assregeln gegen Uebor- 

tragnug der Krankheit. 

a) Art der Desinfektion der Heb¬ 
amme, ihre EJeider nnd Geräth- 
schaften ? 

b) Untersagung der Bemfsthätig- 
keit? (§. 59 der Dienstanweisung). 

c) Desinfektion bei der Wöchnerin? 

10. Besondere Bemerkungen. 


Der Kreisarzt: 


B. Heirzo|gtfa.iun A.nlia.l't. 

Verfahren bei der ansteckenden Angenkrankheit (Kömerkrank- 
hdit, Trachom) fremdländischer Arbeiter. Verfügung der Herzogi. 
Regierung, Abth. des Innern, vom 12. Februar 1902 ansämmtliche 
Herzogflichen Kreisphysikate. 

Auf Anordnung des Herzoglichen Staatsministeriums werden die in 
unseren Verfügungen vom 28. April und 18. Juli v. J. — 44251 nnd 71141 — 
getroffenen Bestimmungen bezüglich der ärztlichen Untersuchungen von aus¬ 
wärtigen landwirthschaftlichen Arbeitern auf kontagiöse Angenkrankheit in 
folgender Weise abgeändert: 

1. Die -reichsansländischen Arbeiter -sind binnen 48 Stunden nach ihrem 
Eintreffen auf das Vorhandensein der ansteckenden Angenkrankheit (Trachom) 
ärztlich zu untersuchen. Wiederholungen dieser Untersuchung haben nur dann 
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atattsnfinden, wenn bei der ersten üntersnehnng Arbeiter mit anstedcender 
Angenkrankheit behaftet gefunden sind, nnd trotz der getroffenen sanitätspoli- 
leilichen Anordnnngen der begründete Verdacht einer Weiterverbreitong der 
Krankheit herrortritt. Die Kosten der ersten üntersnehnng, sowie der noth- 
wendigen Nachrevisionen sind yon den Arbeitgebern an tragen. Zur Sicher- 
steilnng ist yon den Letzteren, beyor yon der Kreispolizeibehörde die nach der 
Begiernngs-Verfügung yom 29. März 1892 — Nr. 43131 — erforderliche Be- 
schäftigongs-Genebmigong ertheilt wird, ein entsprechender Verpflicbtnngsschein 
zn fordern. 

2. Bei reiehsangehörigen — ans den östlichen Proyinzen Prenssens zn- 
gezogenen — landwirthschaitlichen Arbeitern haben die Ortspolizeibehörden, 
and zwar gleichfalls binnen 48 Standen nach der Ankunft, eine ärztliche ünter¬ 
snehnng der Arbeiter auf das etwaige Vorhandensein der ansteckenden Angen¬ 
krankheit herbeizuführen. Eine Nachreyision hat auch bei diesen Arbeitern 
nur dann stattzuünden, wenn dieselbe Veranlassung dazu yorhanden ist, wie 
bei den reichsausländischen Arbeitern (sub 1) angegeben worden ist. Die Kosten 
für die üntersuchnngen und Nachreyisionen der reiehsangehörigen Arbeiter sind 
als ortspolizeiliche Aufwendungen zu betrachten und auf die Polizei- bezw. 
Amtskasse zu übernehmen. 

Sämmtliche üntersuchnngen der reichsausltodischen und reiehsangehörigen 
landwirthschaftlichen Arbeiter auf das Vorhandensein yon ansteckender Angen- 
krankheit sind yon den Ereisphysikern auszuftthren. Die Ortspolizeibehörden 
haben den Letzteren zu diesem Zwecke in allen Fällen yon dem Eintreffen 
auswärtiger landwirthschaftlicher Arbeiter rechtzeitig Mittheilung zu machen. 

Au Grund des Ergebnisses der ärztlichen üntersuchnngen bestimmen die 
Kreisphysiker die ihnen nothwendig erscheinenden sanitätspolizeilichen Mass¬ 
nahmen und geben den Ortspolizeibehörden hieryon Kenntniss. Diese haben 
für die gehörige Duchführung der yon den Ereisphysikern bezeichneten An¬ 
ordnungen 8orge zu tragen. Auch haben die Kreisphysiker selbst in geeigneter 
Weise die Befolgung dieser Anordnungen mit zu überwachen. 

Werden Arbeiter mit der Augenkrankheit behaftet gefunden, so ist yor 
Allem darauf hinzuwirken, dass 

a) die erkrankten Personen getrennt yon den gesunden untergebracht 
and dass ihnen besondere Bettzenge, Waschgefässe and B[andtüoher znge- 
wiesen werden, 

b) die Kranken sich der näheren Gemeinschaft mit Anderen nnd insbe¬ 
sondere des Besuches öffentlicher Orte enthalten and dass sie die Waschbecken, 
Hand-, Kopf- and Taschentücher der Gesunden unter keinen ümständen mit 
benutzen. 

Die Behandlung in einem Elrankenhanse wird in allen schweren Fällen— 
namentlich bei Kranken mil starker Lichtscheu und starker granulöser 8chwellang 
der Lidbindehaut — herbeizuführen sein. 

Den Arbeitgebern, welche auswärtige Arbeiter beschäftigen, ist auch 
dann, wenn die letzteren bei der ersten ärztlichen üntersachung frei yon an¬ 
steckenden Augenkrankheiten befanden sind, anfzngeben, dem Kreisphysikns 
sofort Anzeige zu erstatten, wenn einer ihrer Arbeiter yon der Kranldieit be¬ 
fallen wird. 

üeber das Ergebniss der yorgenommenen üntersnehnngen und Nach¬ 
reyisionen, sowie über die angeordneten 8chatzma88regeln haben die Kreis- 
physiker an uns Bericht zu erstatten. 

Die Vergütungen, welche Letztere für Vornahme der Augen-ünter- 
suchongen zu beansprueWn haben, sind nach den Bestimmungen in §. 1, Abs. 2 
and §. 10 des Gesetzes Nr. 416 yom 3. Februar 1876 zu bemessen. Die betr. 
Liquidationen werden yon den Ereisphysikern bei den Ortspolizeibehörden ein¬ 
gereicht und yon diesen aus der Polizei- bezw. Amtskasse beglichen. Handelt 
es sich um reichsaasländische Arbeiter, so werden die Kosten yom Arbeitgeber 
wieder eingezogen. 

Zu 1: Die Polizeibehörden sind hiernach mit Weisung zu yersehen. 


VerantwortL Bedakteur: Dr. Bapmund, Beg.- o. Geh. Med.-Bath in Minden L W. 

J. 0. C. Bmnf, H. 8. n. F. Soh..-L. Hof-Buolidraekerel, lOMdm» 
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Eechtsprechiuig und Medizinal 

Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 13. 1. Juli. 1902. 


Rechtsprechung. 

Die Genehmigung zur Errichtung einer Privst-Kranken-(Irren)- 
Anstalt kann auch wegen deren örtlichen Lage (Nähe von lärmenden 
Betrieben) versagt werden, desgleichen wegen erheblicher, den Nach- 
bargrundstücken durch die Anstaltserrichtung zugehender Vermögens- 
schädignngen. Entscheidung des preuss. Oberverwaltungs* 
gericikts (UL Sen.) vom 30. September 1901. 

Der Kläger hat in Abrede gesteUt, dass bei der PrSfung seines Gesuchs 
die ffir die Anstalt gewählte örtliche Lage in Betracht gezogen werden 
dürfe. Es folgert dies ans der Bestimmung des §. 30, Abs. 1 unter b der B.- 
G.'Ordn. 

Dieser Einwand ist rechtsirrthümlich. Es geht bereits ans der Ent¬ 
scheidung des Gerichtshofs vom 1. April 1897 hervor, dass der Ausdruck 
des Gesetzes „die baulichen und sonstigen technischen Einrichtungen" nicht 
bloss die Beschaffenheit und Einrichtung der Anstaltsgebäude begreift, und es 
ist nnfraglich, dass das Beichsgesetz bezüglich der „baulichen" Einrichtungen 
nicht bloss diejenige Prüfung hat anordnen woUen, welche schon nach allge¬ 
meinen polizeilichen Grundsätzen — für Freussen §. 10, Tit. 17, Theil U des 
Allg. Landrechts — Aufgabe der Polizeibehörde ist und vor Ertheilnng der 
neben der gewerbepolizeilichen Genehmigung erforderlichen Bauerlanbniss ohne¬ 
hin stattfindet, da alsdann die in Bede stehende Bestimmung des §. 30 a. a. 0. 
in diesem Punkte überflüssig wäre. Der Sinn der letzteren geht vielmehr dabin, 
dass die ganze Anstalt, w o und wie sie errichtet werden soU, vom Standpunkte 
der Gesnndheitspolizei darauf geprüft wird, ob dem Gesundheitsinteresse der 
später in der Anstalt unterzubringenden Kranken durch die Anstaltseinrich¬ 
tungen genügt wird. Von dieser ^üfung diejenige der Lage der Anstalt zu 
den gesundheitsschädlichen Faktoren ihrer Umgebung anszuschliessen, ist un¬ 
möglich; denn das würde nichts anderes bedeuten, als in vielen Fällen auf die 
Möglichkeit der Erreichung des gesundheitspolizeilichen Zieles, auf welches hin 
im Uebrigen die Einrichtungen der Anstalt in baulicher und sonstiger tech¬ 
nischer Hinsicht geprüft werden, von vornherein zu verzichten. Es hätte keinen 
Zweck, dem Unternehmer in Bezug auf geeigneten Baugrund, Licht, Luft, Bein- 
lichkeit n. s. w. Bedingungen zu stellen, wenn es ihm freigestellt wäre, seine 
Anstalt so zu legen, dass das Ziel aller behördlichen Prüfung, Bewahrung der 
Kranken vor schädlichen äusseren Einflüssen während des Aufenthalts in der 
Anstalt, vereitelt wird; und es würde ferner ein innerer Widerspruch in der 
Auffassung der Beichsgesetzgebnng von den dem Kranken zu gewährenden 
Schutze hineingetragen werden, wenn es nach Inhalt der §§. 27, 18 B.-G.-0. 
zwar Pflicht der Behörden sein soll, zu prüfen, ob eine mit ungewöhnlichem 
Geräusche verbundene gewerbliche Anlage mit Bücksicht auf das Vorhanden¬ 
sein benachbarter Krankenhäuser oder Heilanstalten nicht zu genehmigen, zu 
untersagen oder nur unter Bedingungen zu gestatten sei,' anderseits aber nach 
§. 30, Abs. 1 unter b es zulässig wäre, Kra^enhäuser oder Heilanstalten ohne 
Schranke neben derartigen gewerblichen Anlagen zu errichten. Der dnrch eine 
solche Lage der Gesetzgebung hervorgerufene Schade wäre unheilbar; denn es 
könnte die Polizeibehörde, wenn einmal die gewerbepolizeiliche Genehmigung 
ertbeilt ist, wegen der zu befürchtenden Schädigung der Kranken weder die 
baupolizeiliche Genehmigung versagen, noch die Aufnahme von Kranken in die 
innerhalb der Konzessionsbedingungen betriebene Anstalt verbieten. Ans allem 
Vorstehenden ergiebt sich, dass die örtliche Lage der Anstalt zu den 
gesundheitsschäSichen Faktoren der Umgebung gewissermassen als die Grund- 
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bedingang der Anstalt, auf welcher sich alles üebrige anfbant, ansnsehen und 
als solche bei der Prflfnng der Anstaltseinriehtnngen zn berfick- 
tigen ist. Einer Schmälerang des so erreichten Schutzes der Anstaltskranken 
durch spätere Errichtung schädlicher Anlagen neben der Anstalt wird bei den 
einer gewerbepolizeilichen Genehmigung bedürfenden Anlagen durch bezfiglicbe 
Genehmigungsbeding^ngen, bei anderen Anlagen durch Anwendung des §. 27 
B.<G.*0. und des §. 10, Tit 17, Th. U des Allg. Landr. nach Möglichkeit be> 
gegnet werden können. 

Einen mittelbaren Anhalt fär die Bichtigkeit dieser Becbtsanffassung 
geben die Materialien zu §. 80, Abs. 1 unter b. Der Berichterstatter Abg. 
Ackermann theilte in der Beichstagssitzung vom 7. Jnli 1879 mit, dass in 
der Kommission des Reichstags beantragt worden sei, die in Bede stehende 
(später zum Gesetz gewordene) Bestimmung des Entwurfs mit der Vorschrift 
im §. 83 B.'G.*0. in Einklang zu bringen, nach welcher die Konzession ver¬ 
sagt werden kann, wenn das gewählte Lokal nsich seiner Beschaffenheit oder 
«Lage** den polizeilichen Anforderungen nicht gentigt, dass die Aufnahme einer 
solchen Bestimmung aber nicht ausreichend erschienen sei, weil dann das 
ganze Schwergewicht nur auf die örtlichen Verhältnisse der Anstalt gelegt 
wäre, und die sonstigen „technischen Einrichtungen“, die nicht ohne Weiteres 
mit der Oertlichkeit Zusammenhängen, gar nicht einer besonderen Prüfung unter¬ 
stellt werden könnten. Daraus geht hervor, dass nach Ansicht der Kommission 
Alles, was ohne Weiteres mit der Oertlichkeit zusammenhängt, insbesondere 
die L^e der Anstalt geprtlft und auch davon, ob die letztere den gesundheits- 
polizeilichen Anforderungen entspricht, die Genehmigung abhängig gemacht 
werden soU. 

Besteht hiernach der §. 1, Nr. 1 der Bekanntmachung des Regierungs¬ 
präsidenten, gegen deren Gültigkeit im Allgemeinen sonst keine Bedenken vor¬ 
liegen, zu Becht, so durfte der Bezirksausschuss seine Entscheidung auf diese 
Bekanntmachung stützen, und die ergangene Entscheidung ist, da es keinem 
Zweifel unterliegt, dass zum Mindesten ein bei der vom lOäger beabsichtigten 
Irrenanstalt stattfindender Eisenbahnbetrieb zu dem im §. 1, Nr. 1 a. 0. ge¬ 
meinten, den Zweck einer solchen Anstalt beeinträchtigenden Betrieben gehören 
kann, mit der Revision nicht angreifbar, wenn die vom Vorderrichter getrof¬ 
fene Feststellung, dass der vorhandene Eisenbahnbetrieb wegen seiner Nähe 
thatsächlich die Anstaltskranken schädigen würde, ohne wesentlichen Mangel 
des Verfahrens — §. 94, Nr. 2 des Landesverwaltungsgesetzes — getroffen 
worden ist. Diese Feststellung des Vorderrichters erscheint allerdings mit 
Rücksicht darauf, dass das Gutachten des von ihm hinzngezogenen Sachver¬ 
ständigen allgemein gehalten ist, und schliesslich nur die Genehmigung der 
Anlage nicht empfiehlt, von dem Kläger aber ein umfangreicher Gegenbeweis 
angetoeten worden war, nicht bedenkenfrei. Einer weiteren Prüfung dieses 
Punktes bedarf es jedoch seitens des Revisionsrichters nicht, weil die Entschei¬ 
dung des Vorderrichters durch den zweiten selbstständigen, aus §. 30 unter d 
R.-G.-0. entnommenen Grund getragen wird. 

Der Kläger hat hiergegen eingewendet, dass nach den Reichstagsver- 
handlungen über den §. 80 unter d Belästigungen der Nachbarn durch die An¬ 
stalt einen gesetzlichen Grund für die Versagung der Genehmigung nicht bilden 
sollen, und hierin hat der Kläger Recht. Allein um „Belästigungen“ handelt 
es sich nach den Ausführungen des Vorderrichters nicht, sondern um „erheb¬ 
liche Nachtheile“, welche darin liegen, dass den Nachbarn ein Vermögens¬ 
verlast durch Verminderung des Werthes ihrer Grundstücke und ihrer Untet- 
nehmungen auf denselben entsteht, weil die allgemeine Auffassung von den 
Belästigungen und Gefahren, welche für die nächste Umgebung von dem Be¬ 
triebe der Irrenanstalt zu besorgen seien, den Werth der benachbarten Grund¬ 
stücke herabdrücke. Dass aber Vermögensnachtheile der benach¬ 
barten Besitzer und Bewohner als Versagungsgrund durch die 
Bestimmung d des §. 80 eingefUhrt werden sollten, ergebt sich 
unmittelbar aus den Materialien zu diesem Gesetze. Es wurde bei der Be- 
rathnng des Entwurfs in der Kommission des Reichstags seitens der Kommissare 
der verbündeten Regierungen hervorgehoben, dass der damals vorhandene Zu¬ 
stand der Abänderung dringend bedürfe, weil u. A. „durch die Anlage solcher 
Anstalten der Werth der angrenzenden Gebäude und Grundstücke sehr verrin- 
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gert wtirde“, nnd diesem Theile der AnsfiUmugen der Kommissare ist Ton 
keiner Seite entgegengetreten worden. 

Ein Bevisionsgrand würde deshalb nur dann vorliegen, wenn die Fest¬ 
stellung des Bezirksansschnsses ron dem Vorhandensein der oben bezeichneten 
allgemeinen Auffassung und eines von ihr zu besorgenden Freisdmckes auf die 
Nachbargrnndstflcke auf einem wesentlichen Mangel des Verfahrens beruhte, 
was verneint wird. Es ist der Bezirksausschuss, auch vermöge seiner Zusam¬ 
mensetzung in der Lage, die örtlichen Verhältnisse von M. selbstständig zu be- 
urtheilen, und es kann seine fragliche Feststellung nicht als gegen die klare 
Lage der Sache verstossend angesehen werden, wenn man erwägt, dass das 
Publikum, welches in eine Villenkolonie zn ziehen pflegt, im Allgemeinen nicht 
die Neigung haben wird, sich neben einer mit etwa 110, zum grösseren Theile 
anheilbaren Geisteskranken belegten Anstalt niederzniassen, und dass der ge¬ 
setzliche Versagungsgrund aus §. 80 unter d der B.-G.-0. bereits vorhanden 
ist, wenn dieAmitalt erhebliche Nachtheile für die Nachbarn hervormfenkann. 


Versagong der Konzession znr Errichtung einer Anstalt für 
männliche Epileptische wegen erheblicher Nachtheile nnd Werthyer- 
ringemngderNachbargrnndstttcke. Erkenntniss des Oberverwal¬ 
tungsgerichts vom 17. April 1902. 

Im Oktober 1900 suchte die Ehefrau des Klägers bei dem Bezirksaus¬ 
schüsse zu.die Konzession znr Errichtung einer Anstalt für männ¬ 

liche Epileptiker anf dem Grundstücke .... in N. N. nach. Am 19. Dezember 
1900 beschloss der Bezirksausschuss, ihr die Erlaubniss unter gewissen Bedin¬ 
gungen zu ertheilen. Bevor die Konzessionsurkunde ausgefertigt worden war, 
beantragten sie und der Kläger, ihnen beiden die Konzession zn geben. Kurz 
darauf starb jedoch die Ehefrau des Klägers, und dieser suchte nunmehr für 
sich allein um die Konzessionirnng nach. Nachdem der Amts- und Gemeinde¬ 
vorsteher au . . . gehört worden war und dabei einen Beschluss der Gemeinde¬ 
vertretung zn . . . vorgelegt, ferner sich der Hans- nnd Grundbesitzer-Verein 
daselbst znr Sache geäussert hatte, fasste der Bezirksausschuss am 19. No¬ 
vember 1901 den Beschluss, dass dem Kläger die nachgesuchte Genehmigung 
zn versagen sei. Gegen diesen Beschluss trug der Kläger anf mündliche Ver¬ 
handlung im Verwaltungsstreitverfahren an. Es wurden darauf die Oertliohkeit 
besichtig nnd der Begiernngs- nnd Geheime Medizinalrath Dr. ... als Sach- 
verstän^ger vernommen, sodann aber durch Urtheil vom 3. Dezember 1901 der 
KU^er mit seiner Klage abgewiesen. 

Auf das hiergegen unter der Bezeichnung „Beknrs resp. Bevision (Be- 
mfting)" eingelegte, als Bevision (§§. 115, 118 des Zuständigkeitsgesetzes vom 
1. An^t 1888), zn behandelnde Bechtsmittel war, wie geschehen, zn erkennen. 

Der Bezirksausschuss hat in erster Linie dem Kläger ^e beantragte 
Genehmigung versagt, weil bei Ausführung des Projekts in der vorgelegten 
Form die Anstalt für die Umgebung erhebliche Nachtheile hervorrufen würde, 
wie ohne weiteres ans den überzeugenden Darlegungen des gehörten Sachver¬ 
ständigen hervorgehe, ln zweiter Linie, d. h. selbst wenn £e von dem Sach¬ 
verständigen vorgeschlagenen Abänderungen des Projekts vorgenommen nnd 
gewisse weitere Sichernngsmassregeln getroffen würden, ist die Versagung er¬ 
folgt, weil auch dann immer noch die Frage einer erheblichen Benachtheilignng 
der Besitzer oder Bewohner der benachbarten Grundstücke zn bejahen wäre 
nnd die Lage der Anstalt, möge man auch bemüht sein, sie von der Anssen- 
welt abznschliessen, von dem Gesichtspunkte der Interessen der Umgebung 
bloss die Besitzer oder Bewohner der benachbarten Grundstücke zu verstehen 
sein, die nach dem §. 30 unter d der Beichsgewerbeordnnng allein zn berück¬ 
sichtigen sind. Dennoch reicht weder jene, noch diese Beg^ründung aus, um die 
Vorentscheidung zn tragen. Es ist nicht zn ersehen, worin die angenommenen 
erheblichen Nachtheile bestehen sollen, und deshalb nicht ausgeschlossen, dass 
der Begriff der erheblichen Nachtheile im Sinne des §. 80 unter d verkannt 
worden ist. Auch ans dem in Bezug genommenen Gutachten des Sachverständigen 
Dr. ... ist keine geeignete Ergänzung der Ausführungen des Vorderrichters 
zu entnehmen. Denn der Sachverständige spricht immer blos von Belästigungen 
der Nachbarschaft nnd flndet eine solche schliesslich auch nur für die sich im 
Garten des Grundstücks anfhaltenden Personen, nnd zwar darin, dass von den 
Fenstern an der Ostseite der Anstalt ein voller Einblick in den Garten möglich 
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sei. Blosse Belästigungen aber stehen, wie das OberTerwaltnngsgericht bereits 
in dem ürtheile yom 30. September 1901 ausgesprochen hat, den erheblichen 
Nachtheilen noch nicht gleich. Ebenso wenig lässt sich die Vorentscheidung 
nach der in Bede stehenden Richtung hin ausreichend aus den Erklärungen 
ergänzen, die im Beschlussverfahren von dem Amts- und Gemeindevorsteher, 
der Gemeindevertretung und dem Haus- und Gmndbesitzerverein in ... zu 
den Akten abgegeben worden sind, und von denen zwar nicht die letztere, 
wohl aber die beiden ersteren vom Vorderrichter bei den an zweiter Stelle 
gegebenen Erörterungen ausdrücklich herangezogen worden sind. Allerdings 
ist in ihnen auch davon die Bede, dass, wenn die Irrenanstalt eingerichtet 
werde, die sich westlich und östlich anschliessenden bebauten Grundstücke an 
Werth erheblich verlieren würden, weil die Nachbarschaft einer Irrenanstalt, 
selbst wenn die grössten Vorkehrungen getroffen würden, um die Nachbarschaft 
möglichst wenig zu belästigen, doch nicht zu den Annehmlichkeiten gehöre, und 
eine solche Werthverminderung kann nach dem bereits erwähnten ürtheile vom 
30. Septbr. 1901‘) unter die erheblichen Nachtheile des §.30 unter d fallen. Es 
werden darin aber noch weitere Gründe für eine Versagung der erbetenen Kon¬ 
zession geltend gemacht, die zweifellos nicht zu diesen erheblichen Nachtheilen 
oder den ebenda genannten Gefahren gehören und deshalb ganz unberücksichtigt 
bleiben müssen, so die allgemeine, mithin nicht blos für die Besitzer oder Be¬ 
wohner der benachbarten Grundstücke bestehende Möglichkeit, dass durch das nicht 
zu vermeidende Schreien n. s. w. der Irren, nervenschwache Personen, welche 
in der Nähe der Anstalt sich der Erhohlung wegen im Freien bewegen, in 
gesundheitlicher Beziehung schwer geschädigt werden und dass die Entwicklung 
von .... als Luftkurort leiden, der Zuzug von Sommergästen nachlassen werde. 
Hiernach bleibt unklar, ob der Vorderrichter das entscheidende Gewicht auf die 
zu erwartende Werthverringerung der benachbarten Grundstücke gelegt und 
sie für feststehend und beträchtlich genug gehalten hat, um ihretwegen als 
wegen erheblicher Nachtheile für die Besitzer der benachbarten Grundstücke 
die Konzession zu versagen, oder ob und inwieweit er etwa den nicht zu¬ 
lässigen Gründen Rechnung getragen hat. 

Demgemäss musste die Vorentscheidung aufgehoben und die Sache als 
nicht spruchreif an den Bezirksausschuss zurückgewiesen werden. Es ist zu¬ 
nächst anderweit zu prüfen, ob der Versagungsgrund des §. 30 unter d der 
Reichsgewerbeordnung vorliegt, und bejahendenfalls darznlegen, worin die er¬ 
heblichen Nachtheile oder die Gefahren bestehen. Soweit danach eine Werth- 
verringerung der benachbarten Grundstücke in Betracht kommt, ist zwar zu 
berücksichtigen, dass für sie die landhausmässige Bebauung vorgeschrieben ist; 
eine weitere Bedeutung bat dies jedoch nicht. Im verneinenden Falle bleibt 
noch zu untersuchen, ob den unter a und b des §. 30 zum Ausdrucke gebrachten 
Erfordernissen genügt ist. _ 


Fttr den Thatbestand der fahrlässigen Tödtnng kommt es nicht 
darauf an, dass erfahrungsgemäss der tödtliche Erfolg nur bei Per¬ 
sonen von bestimmter Körperbeschaffenheit einzutreten pflegt und eine 
Person getödtet wurde, die diese bestimmte Körperbeschaffenheit nicht 
hatte. Urtheil des Reichsgerichts (I. Str.-Sen.) vom 20. Februar 1902 
Der grosse Hund des Angeklagten rannte am 28. Mai 1901 ein Kind auf 
der Strasse mit solchem Ungestüm za Boden, dass es einen Schädelbruch mit 
Arterienzerreissung erlitt und noch am nämlichen Tage starb. 

Es ist festgestellt, dass der Angeklagte die Untugend des Hundes, beim 
Verlassen des Hauses wie toll hemmzurasen und Menschen anznrennen, so dass 
sie amfallen konnten, wohl kannte, aber keine geeigneten Vorkehrungen traf, 
dies zu verhüten, wie es zur Vermeidung rechtsverletzender Folgen seine 
Pflicht gewesen wäre, und obgleich er voraussehen konnte, dass ein Erwach¬ 
sener durch solchen Fall einen Schädelbmch und den Tod erleiden könne. 

.... Dass die Handlung des Angeklagten also den Tod eines Menschen 
verursachen konnte, war ihm erkennbar, und dass sie den Tod eines Menschen 
verursachte, ist festgestellt. Das genügt, ihn der fahrlässigen Verursachung 
dieses Todes fttr schuldig zu erklären; denn ob die verursachende Handlung 
einen Menschen mit mehr oder mit weniger elastischen Körpertheilen traf, war 
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nicht in der Natar der Handlang begrttndet, der Angeklagte hatte ihr keine 
bestimmte Bichtang gegeben, der tOdtliohe Erfolg konnte ebenso leicht ein- 
treten, wie unterbleiben. Daraas ergiebt sich, dass auf die Voraassehbarkeit 
des zufälligen Zwischengliedes im Eansalyerlanle, d. i. der Biehtong anf einen 
Menschen von bestimmter Beschaffenheit, nichts ankommen kann. 


Abgabe yon bestimmten Heilmitteln in der Apotheke ist keine 
unbefugte Ausübung der Heilkunde. Urtheil des Eammergerichts 
(Str.-Sen.) vom 29. Mai 1902. 

Der Apotheker T. in Frankfurt a. M. war in Strafe genommen worden, 
weil er unbefugt die HeUkunde durch Anfertigong von Arzneimitteln ohne 
Bezept au^ettbt habe, indem er Erätzsalbe angefertigt und an Personen ans 
dem Publikum verkauft habe. T. bestritt, sich strafbar gemacht zu haben, 
und wurde auch vom Landgericht in Frankfurt a. M. freigesprochen, da der An¬ 
geklagte nicht die ärztliche Praxis ansgettbt, sondern nur auf Verlangen Erätze- 
salbe nach einer bestimmten Formel angefertigt und verabreicht habe; dass 
der Angeklagte auch ärztlichen Bath ertheilt habe, sei nicht erwiesen. Gegen 
diese Entscheidung legte die Staatsanwaltschaft Revision beim Eammergericht 
in Berlin ein und beantragte, unter Aufhebung der Vorentscheidung den Ange¬ 
klagten zu einer Geldstrafe verurtheilen zu wollen, da T. durch Anfertigung 
und Verabreichung von Erätzesalbe an Personen aus dem Publikum ohne ein 
ärztliches Attest mindestens mittelbar ärztlichen Bath ertheilt und die Heil¬ 
kunde ausgefibt habe. Der Strafsenat des Eammergerichts wies die Revision 
der Staatsanwaltschaft als unbegrttndet zurück, da die Entscheidung der Straf¬ 
kammer in Frankfurt a. M. ohne Reohtsirrthum ergangen sei. Insbesondere 
habe der Vorderrichter §. 867 (5) des Strafgesetzbuches nicht verletzt, wenn er 
angenommen habe, dass der Angeklagte durch Anfertigung und Verabfolgung 
von Erätzesalbe nach einer bestimmten Formel ärzüichen Bath nicnt er¬ 
theilt habe. Pharmaz. Zeitung; 1902, Nr. 45. 


Begriff Geheimmittel. Präparirtes Rossmark ist als Geheimmittel 
anzusehen. Urtheil des Eammergerichts (Str.-Sen.) vom 9. Juni 1902 
Der Vorderrichter hat zutreffend angenommen, dass der Angeklagte nicht 
ein Hausmittel, sondern ein Geheimmittel, präparirtes Bossmark, gegen mensch¬ 
liche Erankheiten (Sommersprossen, Gesichtspickeln, Gliederreissen, EahlkSpfig- 
keit und Schwindsucht) angepriesen hat. Unter Qeheimmittel versteht man 
ein zur Verhütung oder Heilung von Leiden empfohlenes Mittel, dessen Natur, 
Zusammensetzung und etwaigen Bestandtheile nicht bekannt sind oder spätetens 
bei der Ankündigung bekannt gegeben werden. Hieraus folgt, dass bei zu¬ 
sammengesetzten Mitteln, deren Bestandtheile dem Publikum nicht schon vorher 
bekannt gegeben sind, diese Bestandtheile bei der Ankündigung in einer Weise 
angegeben werden müssen, dass sie dadurch dem Publikum bekannt werden, 
also mit ihrem im Verkehr und in der Litleratur gebräuchlichen Namen. Es 
sei auch nicht Bossmark schlechthin, sondern präparirtes Bossmark angepriesen 
worden. _ Ibidem; Nr. 49. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. DeutsoMeis Reich. 

Beschäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in 
Walz- und Hammerwerken. Bekanntmachung des Beichskanzlers 
(gez. i. Vertr.: Graf von Posadowsky) vom 27. Mai 1902. 

Auf Grund des §. 139 a der Gewerbeordnung hat der Bandesrath die 
nachstehenden 

Bestimmungen, betreffend die Beschäftigung von'Arbeiterinnen und jugend¬ 
lichen Arbeitern in Walz- und Hammerwerken, 
erlassen; 

I. Die Beschäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in 
Metall-Walz- und Wasserwerken, welche mit ununterbrochenem Feuer betrieben 
werden, unterliegt folgenden Beschränkungen: 

1) Arbeiterinnen dürfen bei dem unmittelbaren Betriebe der Werke 
nicht beschäftigt werden; 
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2) Kinder unter yierzehn Jahren dtkrfen in den Werken ttberhanpt nicht 
beschäftigt werden. 

n. In Walz- nnd Hammerwerken, welche Eisen oder Stahl mit nn- 
nnterbrochenem Fener verarbeiten, dürfen für die Beschäftigung der jungen 
Leute männlichen Geschlechts bei dem unmittelbaren Betriebe der Werke die 
Beschränkungen des §. 136 der Gewerbeordnung mit folgenden Massgaben 
ausser Anwendung bleiben: 

1) Vor Beginn der Beschäftigung ist dem Arbeitgeber fUr jeden jugend¬ 
lichen Arbeiter das von einem Arzt, der von der hSheren Verwaltungsbehörde 
zur Ausstellung solcher Zeugnisse ermächtigt ist, anszustellende Zeugniss ein¬ 
zuhändigen, nach welchem die körperliche Entwicklung des Arbeiters eine Be¬ 
schäftigung in dem Werke ohne Gefahr für die Gesundheit znlässt. Der 
Arbeitgeber hat mit dem Zeugniss in gleicher Weise wie mit dem Ajrbeitsbuche 
(§. 107 der Gewerbeordnung) zu verfahren. 

2) Die Arbeitsschioht darf einschliesslich der Pausen nicht länger als 
zwölf Stunden, ausschliesslich der Pansen nicht länger als zehn Stunden dauern. 
Die Arbeit muss in jeder Schicht durch Pausen in der Gesammtdaner von 
mindestens einer Stunde unterbrochen sein. 

Unterbrechungen der Arbeit von weniger als einer Viertelstunde kommen 
auf die Pansen in der Begel nicht in Anrechnung. Ist jedoch in einem Betriebe 
die Beschäftigung der jugendlichen Arbeiter so wenig anstrengend und natnr- 
gemäss mit so zahlreichen, hinlängliche Buhe gewährenden Arbeitsunter- 
brechnngen verbunden, dass schon hierdurch eine Gefährdung ihrer Gesundheit 
ausgeschlossen erscheint, so kann die höhere Verwaltungsbehörde einen solchen 
Betrieb auf Antrag unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs gestatten, 
diese Arbeitsunterbrechungen auch dann auf die einstttndige Gesammtdaner 
in Anrechnung zu bringen, wenn die einzelnen Unterbrechungen von kürzerer 
als einviertelstttndiger Dauer sind. Werden die jugendlichen Arbeiter in 
längeren als achtstündigen Schichten beschäftigt, so muss eine der Pansen 
stete mindestens eine halbe Stunde dauern nnd zwischen das Ende der vierten 
nnd den Anfang der achten Arbeitsstunde fallen. 

Die Gesammtdaner der Beschäftigung darf innerhalb einer Woche aus¬ 
schliesslich der Pansen sechzig Stunden nicht überschreiten. 

Bei Tag- nnd Nachtbetrieb muss wöchentlich Schichtwechsel eintreten 
Bei Betrieben mit täglich zwei Schichten darf für junge Leute die Zahl der 
in die Zeit von achteinhalb Uhr Abends bis fünfeinhalb Uhr Morgens fallenden 
Schichten (Nachtschichten) wöchentlich nicht mehr als sechs betragen. 

8) Zwischen zwei Arbeitsschichten muss eine Buhezeit von mindestens 
zwölf Stunden liegen. Innerhalb dieser Buhezeit ist eine Beschäftigung mit 
Nebenarbeiten nicht gestattet. 

4) An Sonn- nnd Festtagen darf die Beschäfti^ng nicht in die Zeit von 
sechs Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends fallen. In die Stunden vor oder nach 
dieser Zeit darf an Sonntagen die Beschäftigung nur dann fallen, wenn vor Be¬ 
ginn oder nach Abschluss der Arbeitsschicht den jungen Leuten eine ununter¬ 
brochene Buhezeit von mindestens viernndzwanzig Stunden gesichert bleibt. 

5) Während der Pansen für die Erwachsenen dürfen junge Leute nicht 
beschäftigt werden. 

ni. Für Walz- und Hammerwerke, welche von den unter U nach¬ 
gelassenen Ausnahmen Gebrauch machen, findet die Bestimmung des §. 138 
Abs. 2 Satz 3 der Gewerbeordnung mit folgenden Massgaben Anwendung: 

Das in den Fabrikräumen auszuhängende Verzeichniss der jugendlichen 
Arbeiter ist in der Weise aufzustellen, dass die in derselben Schicht Be¬ 
schäftigten je eine AbtheUung bilden. 

2) Werden den jugendlichen Arbeitern regelmässige Pansen gewährt, so 
ist der ^ginn nnd Ende derselben für jede Abtheilnng besonders in das Ver- 
zeichniss einzutragen. 

3) Werden regelmässige Pansen nicht gewährt, so braucht das Ver¬ 
zeichniss eine Angabe über die Pansen nicht zu enthalten. Statt dessen ist 
dem Verzeichniss eine Tabelle beiznfUgen, in die während oder unmittelbar 
nach jeder Arbeitsschicht Anfang und Ende der darin gewährten Pansen ein¬ 
getragen werden. Die Tabelle muss bei zweischichtigem Betriebe mindestens 
über die letzten vierzehn Arbeitsschichten, bei dreischichtigem Betriebe 
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mindestens Uber die leisten zwansig Arbeitssehiehten Auskunft geben. Der 
Name desje^en, welcher Eintragungen bewirkt, muss daraus sn ersehen sein. 

4) Die Tabelle (8) braucht ni<ät geführt zu werden fUr jugendUehe Ar¬ 
beiter, deren Beschäftigung ausschliesslich in Walsenstrassen stattfindet, die 
nur mit einem nicht kontinuirlichen Ofen arbeiten, sofern dieser innerhalb 
Tiemndzwanzig Stunden mindestens acht Chargen macht und während der 
Arbeit an den Walzenstrassen nicht nachchargirt wird. 

5) Im Uebrigen kann die hOhere Verwaltungsbehörde einzelne Betriebe 
auf Antrag unter Vorbehalt des jederseitigen Widerrufs von der Ffihmng der 
Tabelle für solche im einzelnen namhaft zu machende Arbeiten entbinden, bei 
denen für die jugendlichen Arbeiter nach der Art dieser Arbeiten in dem be¬ 
treffenden Betriebe regelmässig mindestens Arbeitsunterbrechungen von der 
unter ü, 2 bestimmten Dauer eintreten. 

Die höhere Verwaltungsbehörde hat über die Betriebe, die auf Grund 
der Bestimmung im Abs. 1 yor der Tabellenftthmng entbunden worden sind, 
nach dem anliegenden Muster ein Verseichniss zu führen. Ein Auszug aus 
diesem Verzeichnisse, der das abgelaufene Kalenderjahr umfasst, ist bis zum 
ersten Februar jedes Jahres durch die Landes-Zentralbehörde dem Reichskanzler 
Torzulegen. 

IV. In Metall-Wals- und Hammerwerken, welche mit ununterhrochenem 
Feuer betrieben werden, muss an einer in die Augen fallenden Stelle eine 
Tafel ausgehängt werden, welche in deutlicher Schrift die Bestimmungen unter 
I wiedergiebt. 

In deujenigen Wala- und Hammerwerken, welche von den unter n nach¬ 
gelassenen Ausnahmen Gebrauch machen, muss die Tafel ausserdem die Be¬ 
stimmungen unter n und IQ enthalten. 

Die Vorschrift im §. 188 Abs. 2 Satz 4 der Gewerbeordnung bleibt 
unberührt. 

V. Die yorstehenden Bestimmungen treten am 1. Juni 1902 in Kraft 
und haben für zehn Jahre Gültigkeit. 

.-Bezirk. 

Verzeichniss 

derjenigen Walz- und Hammerwerke, die yon der Führung der Tabelle 
über die Pansen der jugendlichen Arbeiter entbunden sind. 



Ausffihmngsbestimmungen zu dem Gesetze, betr. die Scblacbt- 
vieb- und Fleiscbbesebau, vom 3. Juni 1900. Bekanntmachung des 
Reichskanzlers (gez. i. Vertr.: Graf y. Posadowsky) yom 80. Mai 1902. 
A. Unteranoliang und gesundbeitspollzeiliohe Behandlung des 
. SohlschtTlehs und Fleisches bei Schlachtungen im Inlande. 

I. Anmeldung zur Soblaobtrleh- und Flelsobbesobsn. 

§. 1. Wer Rindvieh, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde, Esel, Maulthiere, 
Maulesel oder Hunde schlachtet oder sohlachten lassen wUl, bat dies nach 
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näherer Anordnnng der Landenegiernng znm Zwecke der SchlaohtTieh* und 
Fleieohbesohan anznmelden, wenn das Fleisch znm Genüsse für Menschen yer- 
wendet werden soll und nicht einer der Ansnahmefälle des §. 2 yorliegt. 

§. 2. Die Anmeldung zur Untersuchung yor dem Schlachten (Schlacht- 
yiehbeschau) darf unterbleiben 

1. bei Nothschlaohtungen (vergl. §. 1, Abs. 3 des Gesetzes); 

Der Fall der Nothschlachtung liegt dann yor, wenn zu befürchten steht, 
dass das Thier bis zur Ankunft des zuständigen Beschauers verenden oder das 
Fleisch durch Verschlimmerung des krankhaften Zustandes wesentlich an Werth 
verlieren werde oder wenn das Thier in Folge eines Unglttcksfalls sofort ge- 
tOdtet werden muss. 

Die Anmeldung zur Untersuchung nach dem Schlachten (Fleischbeschau) 
hat sofort nach der Nothschlachtung zu erfolgen. Sie hat auch dann und zwar 
sofort nach der Ausweidung zu erfolgen, wenn das Fleisch von Thieren, deren 
Tod durch Schädel- oder Halswirbelbruch, Ersehiessen in Nothfällen, Blitzschlag, 
Verblutung oder Erstickung in Folge eines Unglttcksfalls oder durch ähnlidie 
äussere Einwirkungen ohne vorherige Krankheit plötzlich eingetreten ist (vergl. 
§. 38, Abs. 2), znm Gunnsse fttr Menschen verwendet werden soll; 

2. — unbeschadet landesrechtlicher Vorschriften über die Anmddepflicbt 
bei Hansschlachtnngen (§. 24, Nr. 1 des Gesetzes) — bei Schlachtthieren, deren 
Fleisch ausschliesslich im eigenen Haushalte des Besitzers (vergl. §. 2, Abs. 3 
des Gesetzes) verwendet werden soll, sofern sie keine Merkmale einer die Ge- 
nusstanglichkeit des Fleisches ausschliessenden Erkrankung (vergl. §. 33) zeigen. 

In diesem Falle ist eine Anmeldung zur Untersuchung nach dem 
Schlachten nur erforderlich, wenn sich bei der Schlachtung Merkmale einer die 
Gennsstauglichkoit des Fleisches ausschliessenden Erkrankung (vergl. §§. 33, 
84) zeigen. 

11. Besohanbezirfce. Besohaoer. 

§. 3. (1) Die Bildung der Beschaubezirke und die Bestellung von Be* 
schauem erfolgt nach §. 5 des Gesetzes durch die Landesbehörden. 

(2) Zu Beschauern sind entweder approbirte Tbierärzte oder solche Per¬ 
sonen zu bestellen, die nach Massgabe der hierüber ergehenden besonderen 
Anweisung genügende Kenntnisse nachgewiesen haben. 

(3) Die letztgenannten Personen dürfen jedoch vorbehaltlich weiter¬ 
gehender landesrechtlicher Einschränkungen (vergl. §. 24, Nr. 2 des Gesetzes) 
die Schlachtvieh- und Fleischbeschau nur insoweit ansüben, als sie nicht im 
Gesetze (§. 18, Abs. 1) und io dieser Ansfflhmngsanweisung approbirten Tbier- 
ärzten ausschliesslich angewiesen ist. 

(4) Fttr Beschaubezirke, in denen nicht die gesammte Schlachtvieh- und 
Fleischbeschau approbirten Thierärzten übertragen ist, müssen daher auch 
solche Thierärzte als Beschauer fttr die ihnen vorbehaltenen Zweige der Schlacht¬ 
vieh- und Fleischbeschau bestellt werden. 

§. 4. (1) Der Beschauer hat allen in ordnnngsmässiger Weise an ihn 
ergehenden Anfforderangen zur Ausübung seines Amtes alsbald Folge zu leisten 
und hierbei den Wünschen der Antragsteller in Bezug auf Zeit und Ort der 
Untersuchung thnnlicbst zu entsprechen. Die bei ihm eingehenden Anträge 
hat er binnen einer Frist von 24 Stunden in dem Tagebnche (vergl. §. 47, An¬ 
lage 1) zu vermerken. 

(2) Die Beschanzeit kann nach näherer Anordnnng der Landesregierung 
auf bestimmte Tagesstunden beschränkt werden. 

§. 5. Besitzt der Beschauer nicht die Approbation als Thierarzt, so hat 
er die Vornahme der Schlachtvieh- und Fleischbeschau abznlehnen und die bei 
ihm eingehenden Anträge ohne Weiteres an den zum Beschauer bestellten 
Thierarzt zu verweisen: 

1. bei Pferden, Eseln, Manlthieren, Mauleseln; 

2. wenn aus den Angaben des Antragstellers hervorgeht, dass das Sohlacht¬ 
thier mit einer E^rankheit behaftet ist, deren Beurtheilung dem thierärzt¬ 
lichen Beschauer Vorbehalten ist (vergl. §. 11). 

111. Sohlaohtvlehbesoltan. « 

Allgemeine Bestimmungen. 

§. 6. (1) Die Schlachtviehbeschau hat möglichst kurz vor der Schlachtung 
zu geschehen (vergl. auch §. 11, Abs. 8). Sie ist zu wiederholen, wenn die 
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Schlachtong nicht spKtestens swei Tage nach Ertheilnng der Genehmigong 
erfolgt (re^l. §. 7 des Gesetzes). 

(2) Darch die üntersnchang des lebenden Tbieres ist festzostellen: 

a. ob es Erdcheinangen einer Krankheit zeigt, welche von Einfluss auf die 
Gennsstanglichkeit des Fleisches ist; 

b. ob es mit einer Seuche behaftet ist, die nach den seuchenpolizeilichen 
Bestimmungen der Anzeigepflicht unterliegt, oder ob es Erscheinungen 
zeigt, welche den Ausbruch einer solchen Seuche befürchten lassen. 

Anweisung für die Untersuchung. 

§. 7. (1) Bei der Schlachtviehbeschau sind die Thiergattung und das 
Geschlecht, bei kranken und krankbeitsverdächtigen Thieren auch das Alter, 
die Farbe und sonstige Kennzeichen festzustellen. Es ist zu prüfen, ob die 
Thiere einen gesunden Eindruck machen; liegende Thiere sind aufzutreiben, 
lahme vorzuführen. Das Augenmerk ist besonders zu richten auf: 

1. den Emährungszustand; 

2. die Körperhaltung, den Stand und Gang, den Blick und die Aufmerksam¬ 
keit auf die Umgebung; 

3. die Körperoberfläehe (Haut, Haar, äussere Körperwärme, besondere Ver¬ 
änderungen); 

4. die Verdauungsorgane (Lippen, Nasenspiegel, Nahrungsaufnahme, Wieder¬ 
käuen, Hinterleib — Füllung, Pansenbewegungen —, Beschaffenheit des 
Kothes); 

5. die Scham, die Scheide und das Euter; 

6. die Athmungsorgane (Nasenöffnungen, Athmung). 

(2) Zeigen sich bei Kindvieh, ausgenommen Kälber, oder bei Pferden, 
oder anderen Einhufern Störungen des Allgemeinbeflndens, so ist die innere 
Körperwärme mit einem amtli<£ geprüften ärztlichen Thermometer zu messen. 

(3) Bei den einzelnen Schlachttbiergattnngen sind mit besonderer Sorg¬ 
falt diejenigen Körpertheile zu untersuchen, an welchen diesen Thiergattungen 
eigenthümliche, in gesundheits- und seuchenpolizeilicher Hinsicht wichtige Er¬ 
krankungen Vorkommen. 

§. 8. Bei den einzelnen Thiergattungen ist namentlich zu achten, 
und zwar 

bei Bindern auf Milzbrand, Bauschbrand, Bindersenche, Maul- und 
Klauenseuche, sowie auf fleberhafte AUgemeinerkrankungen, die sich an Er¬ 
krankungen des Euters und der Geburtswege, des Darmes, der Gelenke und 
der Klanen anschliessen, 

bei Kälbern auf Diphtherie, Bahr und Nabelerkrankungen mit an¬ 
schliessenden Gelenkanschwellungen oder fieberhaften Allgemeinleiden, 

bei Pferden auf Botz, Bände und fieberhafte AUgemeinerkrankungen 
in Folge örtlicher Erkrankungen, insbesondere der Gelenke, Sehnenscheiden 
und Hufe, 

bei Schweinen auf Maul- und Klaaenseache, Bothlanf, Schweineseuche 
und Schweinepest, 

bei Schafen und Ziegen auf Bände, Milzbrand, Drehkrankheit, 
Wassersucht, 

bei Hunden auf ToUwuth. 

Verfahren nach der Untersuchung. 

§. 9. Die Schlachtung ist zu verbieten, wenn bei dem Thiere Milzbrand, 
Banschbrand, Bindersenche, ToUwuth, Botz, Binderpest oder der Verdacht einer 
dieser Seuchen festgestellt ist. 

§. 10. In allen anderen Fällen hat der Beschauer, faUs er approbirter 
Thierarzt ist, die Schlachtung zu gestatten (vergl. jedoch §. 11, Abs. 4, §. 15). 

§. 11. (1) Ist der Beschauer nicht approbirter Thierarzt, so hat er die 
Erlaubniss zur Schlachtung nur dann zu ertheilen, wenn das Schlachtthier Er¬ 
scheinungen einer Krankheit überhaupt nicht oder lediglich von solchen Krank¬ 
heiten anfweist, welche nur unerheblich sind und das Allgemeinbefinden nicht 
wesentlich stören, ferner bei Knochenbrüchen und sonstigen schweren Ver¬ 
letzungen, bei Vorfall der Gebärmutter, sofern derselbe im unmittelbaren An¬ 
schluss an die Gebart eingetreten ist, Gebartshindernissen, Aufblähen nach Auf¬ 
nahme von Grünfutter oder bei drohender Erstickung, in diesen FäUen jedoch 
nur dann, wenn nach dem Eintreten des Schadens höchstens 12 Standen ver- 
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strichen sind, and nnx unter der Bedingung, dass die Schlachtung sofort 
Yorgenonunen wird. 

(2) In allen anderen Fällen hat er die Schlachtung vorläufig au ver¬ 
bieten (vergl. jedoch Abs. 3) und den Besitzer an den thierärztlicben Beschauer 
zu verweisen. Letzterem hat er das Ergebniss der Scblachtviehbeschan mitzu- 
theilen. Die Verweisung an den thierärztlichen Beschauer hat insbesondere 
dann zu geschehen, wenn bei der Scblachtviehbeschan festgestellt werden: 

1. Krankheiten in Folge der Geburt mit Störungen des Allgemeinbefindens; 

2. krankhafte, namentlich blutige oder mit Fieber verbundene Durchfälle; 

8. mit Störung des Allgemeinbefindens einhergehende Enterentzfindungen; 

4. Nabelerkranknngen junger Thiere, sofern sich Gelenkanschwellnngen oder 
fieberhafte Allgemeinleiden anschliessen; 

5. an Wunden und Geschwtlre sich anschliessende Allgemeinerkrankungen. 

(3) Ist in den Fällen des Abs. 2 zu befürchten, dass sich der Zustand 
des Schlachtthiers bis zum Erscheinen des thierärztlichen Beschauers erheblich 
verschlechtert wird, so hat der Beschauer die Genehmigung zur sofortigen 
Schlachtung zu ertheilen, im Uebrigen dafür zu sorgen, dass die Ergebnisse der 
Scblachtviehbeschan bei der nachfolgenden Fleischbeschau geprüft werden. 

(4) Der gemäss Abs. 2 zugezogene tbierärztliche Beschauer hat nach 
Aufnahme des Befundes bei dem erkrankten Thiere die Schlachtung, sofern 
nicht die Voraussetzungen des §. 9 vorliegen, zu gestatten, jedoch nur unter 
der Bedingung, dass sie alsbald nach der Schlachtviehbeschau ansgeführt wird. 

§. 12. Verzichtet der Besitzer in den Fällen des §. 11, Abs. 2 auf die 
Verwendung des Schlachtthiers als Nahrungsmittel für Menschen, so hat die 
weitere Beschau zu unterbleiben. 

§. 13. Das Ergebniss der Untersuchung und die auf Grund derselben zu 
treffenden Massnahmen sind den Besitzern der Schlachtthiere mitzntheilen. In 
öffentlichen Schlachthöfen, in denen die Vornahme der Schlachtvieh- und Fleisch¬ 
beschau durch geeignete Massnahmen gesichert ist, darf diese ausdrückliche 
Mittheilung unterbleiben, sofern ein Grund zur Beanstandung sich nicht er¬ 
geben hat. 

§. 14. (1) Die Beschauer sind nach §. 9 des Gesetzes vom 23. Juni 1880 
und 1. Mai 1894 (Beichs-Gesetzbl. 1894, S. 409) verpfiichtet, sobaid sie eine 
Seuche, die der Anzeigepfiicht unterliegt, oder Erscheinungen ermitteln, die den 
Ausbruch einer solchen Seuche befürchten lassen, sofort der Polizeibehörde da¬ 
von Anzeige zu erstatten. 

(2) Zugieich soll der Beschauer den Besitzer der kranken oder verdäch¬ 
tigen Thiere auf seine im §. 9 a. a. 0. vorgeschriebenen Verpfiichtung, die 
Thiere von Orten fern zu halten, an denen die Gefahr der Ansteckung fremder 
Thiere besteht, aufmerksam machen. 

§. 15. Ist das Schlachtthier mit einer der nachstehenden Seuchen: 

Maul- und Elanenseuche, Lungenseuche des Bindviehs, Pockenseuche der 
Schafe, Beschälseuche der Pferde, Esel, Maulthiere, Maulesel und Schafe, 
Schweineseuche, Schweinepest und Bothlauf der Schweine 
oder mit Erscheinungen behaftet, welche den Verdacht des Ausbruchs einer 
dieser Seuchen begründen, so ist die Schlachtung unter Beachtung der Vor¬ 
schriften im §. 11 der gegenwärtigen Ausfühmngsbestimmungen zu gestatten. 
Sofern jedoch eine Feststellung der Seuchen im Sinne der §§. 12 ff. des Gesetzes 
vom 23. Juni 1880 und 1. Mai 1894 (Beichs-Gesetzbl. 1894, S. 409) durch den 
beamteten Thierarzt stattzufinden hat, ist anznordnen, dass die vom Beschauer 
zu bezeichnenden, für die Feststellung der Seuche erforderlichen Theile zur 
Verfügung des beamteten Thierarztes unter sicherem Verschluss in einem ge¬ 
eigneten Baume aufbewahrt werden. 

§. 16. Ist der Beschauer mit Thieren in Berührung gekommen, welche 
mit einer übertragbaren Erankheit behaftet waren, so hat er Hände und Arme, 
sowie beim Vorhandensein von Maul- und Elanenseuche Kleidung und Schnh- 
werk vor dem Verlassen des Senchengehöfts gründlich zu reinigen und darf in 
diesem Falle, bevor er Kleidung und Schnhwerk gewechselt bat, andere Ställe 
nicht betreten. 

IV. Fleisohbesohan. 

Allgemeine Bestimmungen. 

§. 17. (1) Die Fleischbeschau hat möglichst im Anschluss an die 
Schlachtung zu erfolgen und ist — abgesehen von öffentlichen Schlachthöfen — 
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thnnlichst von denuielben Beschauer (§. 3, Abs. 5) auszufflhren, welcher die 
Schlaohtyiehbeschaa Torgenommen hatte. 

(2) Vor der Besichtigung durch den Beschauer ist eine Zerlegung des 
geschlachteten Thieres nicht gestattet; doch darf das Thier dergestait ent' 
häutet werden, dass die Haut noch an einer Stelle mit dem Körper zusammen¬ 
hängt, auch dürfen Bauch-, Becken- und Biusteingeweide, bei Schweinen, 
Schafen und Ziegen auch die Zunge im natflrlichen Zusammenhänge mit den 
Halsorganen und den Organen der Brusthöhle heransgenommen werden. Ferner 
darf das Thier in der Längsrichtung zertheilt sein; Kopf und Unterffisse dürfen 
bei Bindvieh, ausgenommen Kälber, sowie bei Schafen, Ziegen und Pferden 
aus ihren Verbindungen mit dem Thierkörper gelöst werden. Weitere Aus¬ 
nahmen können für öffentliche Sohlaehthöfe yon der Landesbehörde zugelassen 
werden. 

(8) Werden gleichzeitig mehrere Tbiere derselben Art geschlachtet, so 
sind die herausgenommenen Eingeweide in der Nähe der Thierkörper derart zu 
verwahren, dass ihre Zugehörigkeit zu den einzelnen Körpern ausser 
Zweifel steht. 

(4) Vor der Untersuchung dürfen Theile eines geschlachteten Thieres 
weder entfernt, noch einer weiteren Behandiung unterzogen werden. Schweine 
dürfen gebrüht werden. 

§. 15. Sind vor der Beschau bereits einzelne für die Beurtheilung der 
Oenusstanglichkeit des Fleisches wichtige Körpertheile entfernt worden, so darf 
die Fleischbeschau nur von dem thierärztlichen Beschauer vorgenommen werden. 
Das Fleisch darf nur dann für gennsstauglich oder bedingt tauglich erklärt 
werden, wenn die Beschau der vorhandenen Fleischtheile in Verbindung mit 
den Ergebnissen der Schlachtviehbeschau und den sonst eingezogenen Erkundi¬ 
gungen ein sicheres ürtheil ermöglicht. 

§. 19. Bei der Untersuchung geschlachteter Thiere soll der Beschauer 
mindestens zwei geeignete Messer zur Hand haben, welche in sauberem Zu¬ 
stande zu erhalten sind. Durch Krankheitsstoffe verunreinigte Messer dürfen 
ohne vorherige Reinigung und Desinfektion zum Anschneiden gesunder Körper- 
theile nicht benutzt werden. 

§. 20. Sofern besondere Hülfeleistnngen bei der Fleischnntersuchung 
erforderlich sind und der Besitzer oder dessen Vertreter eine geeignete Hülfs- 
kraft auf Ansuchen des Beschauers nicht stellt, ist der Beschauer berechtigt, 
die weitere Untersuchung abzulehnen, bis dem Ansuchen entsprochen wird. 

Anweisung für die Untersuchung. 

§. 21. (1) Der Beschauer soll die zur Untersucdiung in das Fleisch oder 
die Organe anzulegenden Schnitte nicht in grösserer Anzahl oder in grösserem 
Umfang ausftthren, als zur Erreichung des Zweckes nöthig ist und in den 
§§. 21 bis 29 vorgeschrieben ist. 

(2) Beim Anschneiden kranker Theile ist eine Verunreinigung des 
Fleisches, des Fussbodens, der Hände n. s. w. mit Krankheitsstoffen thnnlichst 
zu vermeiden. 

(3) Sobald der nicht als Thierarzt approbirte Beschauer erkennt, dass er 
zur Entscheidung nicht zuständig ist (§§. 30 und 31), hat er die Untersuchung 
zu unterbrechen; die Zuziehung des thierärztlichen Beschauers erfolgt nach 
näherer Anordnung der Landesregierung. 

§. 12. (1) Die Untersuchung der einzelnen Theile des Thierkörpers hat 
nach den in §§. 23 bis 29 angegebenen Grundsätzen zu erfolgen und soll in der 
Regel in der dort angegebenen Reihenfolge geschehen. 

(2) Die in Betracht kommenden Körpertheile sind zu besichtigen, die 
Lungen, die Leber, die Milz, die Gebärmutter, das Euter und die Zunge auch 
zu durchtasten. Das Blut ist auf seine Farbe, färbende Kraft, Gerinnungs- 
föhigkeit und auf die Beimengung fremder Bestandtheile zu prüfen. Bei den¬ 
jenigen Theilen, bei denen die Besichtigung oder Durchtastung zur Ermittelung 
von Erankheitsznständen nicht ansreicht, sind die tieferen Schichten durch 
Einschnitte und Zerlegungen gemäss den nachfolgenden Vorschriften freiznlegen 
und zu untersuchen. Die zu untersuchenden Lymphdrüsen sind der Länge nach 
zu durchschneiden. Liegen krankhafte Veränderungen vor, deren Erkennung 
eine weitergehende Untersuchung erforderlich macht, so ist eine solche ent¬ 
sprechend der Lage des Falles vorzunehmen (vergl. auch §. 29); nöthigenfalls 
sind verdächtige oder erkrankte Theile anzuschneiden. 
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§. 23. Bei dei Beechan sind im Allgemeinen zu berttcksichtigen: 

1. das Blot; 

2. der Kopf und die oberen Hals« and Eehlgangslymphdrttsen (Lösong der 
Zange so weit, dass die Maal* and Bachensohleimhant in ihrem ganzen 
Umfange za sehen ist); 

3. die Langen, sowie die Lymphdrüsen an der Langenworzel and im Mittel¬ 
fell (Anlegung eines Qaers^nitts im unteren Drittel der Langen); 

4. der Herzbentel and das Herz (Anlegimg eines Längssohnitts, durch den 
beide Kammern geOffliet werden and die Scheidewand der Kammer durch¬ 
schnitten wird); 

5. das Zwerchfell; 

6. die Leber and die Lymphdrttsen an der Leberpforte; 

7. der Magen and der Darmkanal, das Gekröse, die Gekrösdrttsen und das Netz; 

8. die MUz; 

9. die Nieren mit ihren Lymphdrttsen sowie die Harnblase; 

10. die Gebärmatter mit Scheide und Scham (besonders sorgfältig bei Thieren, 
welche karz vor der Schlachtang geboren haben oder Scheidenausfloss oder 
krankhafte Veränderangen der Gebärmatteroberfläche zeigen); 

11. das Enter and dessen Lymphdrttsen; 

12. das Maskelfleisch, einscl^esslich des zugehörigen Fett- und Bindegewebes, 
der Knochen, der Gelenke, des Brust- and Bauchfells, ln Yerdachtsfällen 
sind die Lymphdrttsen am Brnsteingange, die Bog-, Lenden-, Darmbein-, 
Kniefalten- und Schamdrttsen za nntersnchen. 

§. 24. Bei Bindern sind ausserdem die Zunge, das Herz, die äusseren 
and inneren Kaumaskeln, letztere unter Anlegung ergiebiger, parallel mit dem 
Unterkiefer verlaufender Schnitte, sowie die bei der Schlachtung za Tage 
tretenden Fleischtheile auf Finnen zu untersuchen. Besteht der Verdacht, dass 
Leberegel vorhanden sind, so ist an der Leber je ein Schnitt senkrecht zu der 
Magenfläche, quer durch die HauptgaUengänge, sowie neben dem Spiegelschen 
Lappen bis auf die Gallengänge anzulegen; den Landesregierungen bleibt Vor¬ 
behalten, anzuordnsn, dass diese Leberuntersachong regelmässig stattfindet. 
Die Nieren sind ans ihrer Fettkapsel za lösen. Bei Kttben ist die Gebärmutter 
durch einen Querschnitt zu öffnen. 

§. 25. Bei Kälbern sind auch der Nabel and die Gelenke za besichtigen 
and im Verdachtsfall anzuschneiden. Die Untersachang auf Finnen erfolgt wie 
bei Bindern, sie fällt aber fttr Kälber onter sechs Wochen weg. Die Unter¬ 
sachang des Kopfes mit seinen Drttsen, soweit sie nicht zur Finnennntersuchnng 
nothwendig ist, sowie die Untersuchung der Nieren darf bei Kälber jeden 
Alters unterbleiben, sofern nicht der Verdacht einer Erkrankung vorliegt. 

§. 26. Bei Pferden ist auch die Schleimhaut der Luftröhre, des Kehl¬ 
kopfs, der Nasenhöhle und ihrer Nebenhöhlen zu untersuchen, nachdem der 
Kopf in der Längsrichtang neben der Mittellinie darchgesägt oder durchgebauen 
und die Nasenscheidewand herausgenommen ist. 

§.27. Schweine, ausgenommen Spanferkel, sind vor der Untersachang 
duch Spalten der Wirbelsäale and des Kopfes in Hälften za zerlegen, die 
Liesen (Flohmen, Lttnte, Schmer, Wammenfett) sind zu lösen. Die za Tage 
tretenden Fleischtheile, insbesondere an den Hinterschenkeln, am Bauche, am 
Zwerchfell, an den Zwischenrippenmuskeln, am Nacken, am Herzen, an der 
Zange und am Kehlkopfe sind auf Finnen za antersachen. Wenn aaf andere 
Weise ausreichend sichergestellt ist, dass Finnen nicht vorhanden sind, so darf 
auf Antrag des Besitzers von der Spaltung der Wirbelsäale und des Kopfes 
abgesehen werden. 

§. 28. Bei Schafen und Ziegen ist die Leber stets za antersachen 
nnd^ zwar in der im §. 24 bezeicbneten Weise. Das Anschneiden des Herzens, 
sowie der Lymphdrttsen am Kopfe und an den Langen, ist nur im Falle des 
Verdachts einer Erkrankung erforderlich. 

§. 29. Liegt eine Nothschlachtung oder einer der anderen, im §. 2, Nr. 1 
bezeichneten Fälle vor, so ist die Untersachang aller Organe einschliesslich der 
Lymphdrttsen besonders sorgfältig vorzunehmen. Namentlich ist festznstellen, 
ob eine ordnungsmässige Schlachtang oder etwa eine Tödtung im Verenden 
begriffener Thiere oder eine scheinbare Schlachtung bereits verendeter Thiere 
vorliegt, sowie ob in den Fällen des §. 2, Nr. 1 die Aasweidang unmittelbar 
nach dem Tode der Thiere erfolgt ist (vergl. §. 33, Abs. 2). 
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Verfahren nach der Untersnclinng. 

§. 30. Beschaner, welche nicht im Besitze der Approbation als Thierarzt 
sind, dürfen die selbstständige Benrtbeilang des Fleisches nnr in folgenden 
Fällen and nur dann übernehmen, wenn yor der üntersachnng wichtige TheUe 
nicht entfernt sind: 

1. wenn bei der üntersachnng alle Theile des Schlachtthiers gesond befanden 
werden oder nnr folgende Mängel am Fleische festgestellt sind: 

a. thierische Schmarotzer, aasgenommen jedoch die gesondheitsschädlichen 
Finnen (beim Binde Cysticercus inermis, beim Schweine, Schafe, Hände 
and bei der Ziege Cysticercns cellalosae); 

b. bindegewebige Verwachsnngen von Organen ohne Eiternng and ohne 
übelriechende wässerige Ergüsse, sowie yollstängig abgehapselte 
Eiterherde; 

c. Entzündangen der Hant ohne aasgebreitete Bildang von Eiter oder 
Jaache; 

d. örtlich begrenzte Geschwülste; 

e. örtliche Strahlenpilzkrankheit; 

f. Taberkolose eines Organs oder Taberknlose, die nicht aof ein Organ 
beschränkt ist, in letzterem Falle jedoch nnr dann, wenn die Krank¬ 
heit nicht ausgedehnt, die Verbreitung derselben nicht auf dem Wege 
des grossen Blutkreislaufs erfolgt ist, hochgradige Abmagerung nicht 
Torliegt, ausgedehnte Erweichungsherde fehlen und die veränderten 
Theile (vergl. §. 85, Nr. 4) leicht und sicher entfernbar sind; 

g. Nesselfieber (Backsteinblattern), leichte Formen von Maul- und Klauen¬ 
seuche oder von Bothlauf der Schweine, ferner Bläschenaasschlag an 
den Geschlechtstheilen; 

h. Schwand von Organen oder einzelnen Muskeln; 

i. Missbildungen, wenn eine Störung des Allgemeinbefindens oder eine 
Veränderung der Fleischbeschaffenheit damit nicht verbanden ist; 

k. einfache Knochenbrüche, auf mechanischem Wege entstandene Blut¬ 
ergüsse, Farbstoflablagerungen, Verhärtungen und Verkalkungen in 
einzelnen Organen und Körpertheilen; 

l. Vorhandensein von Mageninhalt oder sonstigen Verunreinigungen in 
den Langen oder im Blate; 

m. Beschmutzung und Veronreinigong des Fleisches durch Insekten, Ver¬ 
schimmeln u. 8. w., sowie Veränderung desselben durch Aalblasen; 

2. in den im §. 33, Abs. 1, Nr. 12, 13, 16, 17 und Abs. 2 bezeichneten Fällen 
der Genussuntauglichkeit des Fleisches, sowie in allen anderen Fällen, in 
welchen der Besitzer oder dessen Vertreter mit der unschädlichen Be¬ 
seitigung des von dem Beschauer für genussuntaaglich erachteten Fleisches 
einverstanden ist. 

§. 31. In allen im §. 30 nicht aufgeführten Fällen bleibt die Entscheidung 
dem zuständigen thierärztlichen Beschauer Vorbehalten. 

§. 32. Stellt der Beschauer eine Seuche fest, für welche die Anzeige¬ 
pflicht besteht, so finden die Bestimmungen der §§. 14 und 16 sinngemässe 
Anwendung. 

Grundsätze für die Beartheilang der Genasstanglichkeit 

des Fleisches. 

§. 33. (1) Als nntaaglich zum Genüsse für Menschen ist der ganze 
Thierkörper (Fleisch mit Wochen, Fett, Eingeweiden and den zam Genüsse 
für Menschen geeigneten Tbeilen der Haut, sowie das Blut) anzasehen, wenn 
einer der nachstehend anfgeftthrten Mängel festgestellt worden ist; 

1. Milzbrand; 

2. Bauschbrand; 

3. Bindersenche; 

4. Tollwuth; 

5. Botz (Warm); 

6. Binderpest; 

7. eitrige oder jauchige Blatvergiftnng, wie sie sich anschliesst namentlich 

an eitrige oder brandige Wanden, Entzündungen des Euters, der Gebär¬ 
mutter, der Gelenke, der Sehnenscheiden, der Klauen und der Hufe, des 
Nabels, der Langen, des Brust- and Bauchfells, des Darmes; ^ 



166 Beohtaprechnng und Mediziiial-0«setigebiiiig. 

8. Taberknlose, wenn das Thier in Folge der Erkranknng hochgradig abge* 
magert ist; 

9. Bo^anf der Schweine, wenn eine erhebliche VerSndemng des Hnskel- 
fleisehes oder des Fettgewebes besteht; 

10. Schweinesenehe and Schweinepest, wenn erhebliche Abmagerang oder eine 
schwere Aligemeinerkrankang eingetreten ist; 

11. Starrkrampf, wenn die Aasblatang mangelhaft ist and sinnföUige Ver- 
änderangen des Uoskelfleisches bestehen; 

12. Oelbsacht, wenn s&mmtliche Eörpertheile aach nach Ablanf Ton 24 Standen 
noch stark gelb oder gelbgrttn geförbt, oder wenn die Thiere abgemagert sind; 

18. hochgradige allgemeine Wassersnoht; 

14. Geschwttlste, wenn solche an zahlreichen Stellen des Uoskelfleisches, der 
Knochen oder Fleischlymphdrflsen vorhanden sind; 

15. Finnen (Cysticercas cellolosae) oder Trichinen bei Händen; 

16. hochgradiger Ham- oder Geschlechtsgemch, widerlicher Oerach oder Ge¬ 
schmack des Fleisches nach Arzneimitteln, Desinfektionsmitteln and dergl., 
aach nach der Kochprobe and dem Erkalten; 

17. YoUstftndige Abmagerong des Thieres in Folge einer Krankheit; 

18. vorgeschrittene Fäalniss- and ähnliche Zersetzongsvorgänge. 

(2) Den im Abs. 1 aofgeführten Mängeln ist gleich za achten, wenn das 
Thier in den im §. 2, Nr. 1 bezeichneten plSt^chen Todesfällen nicht unmittelbar 
nach dem Tode aasgeweidet ist, ferner wenn es, abgesehen von diesen Fällen, 
eines natflrliohen Todes gestorben, oder im Verenden getödtet, oder wenn es 
todtgeboren oder angeboren ist 

§. 34. Als antaaglich sam Genosse fflr Menschen ist der ganze 
ThierkOrper (vergl. §. 33), ausgenommen Fett (vergl. §.37 unter 1), anza- 
sehen, wenn einer der nachstehend aofgeftthrten Mängel festgestellt ist: 

1. Taberkalose ohne hochgradige Abmagerong, wenn Erscheinungen einer 
frischen Blatinfektion vorhanden sind and £ese sich nicht auf die Einge¬ 
weide and das Eater beschränken; 

2. gesundheitsschädliche Finnen (bei Bindern Cysticercas inermis, bei Schweinen, 
Schafen und Ziegen Cysticercas cellolosae), wenn das Fleisch wässerig oder 
verfärbt ist, oder wenn die Schmarotzer, lebend oder abgestorben, auf einer 
grösseren Anzahl der ergiebig and thanUchst in Handtellergrösse, besonders 
auch an den Lieblingssitzen der Finnen (§§. 24, 27) anznlegenden Mnskel- 
schnitte verhältnissmässig häoflg za Tage treten. Dies ist in der Begel 
anzanehmen, wenn in der Mehrzahl der angelegten Mnskelschnittflächen 
mehr als je eine Finne gefunden wird. 

Die flnnenfreien Eingeweide dürfen, falls andere Mängel nicht vor¬ 
liegen, dem freien Verkehr überlassen werden; 

3. Mieschersche Schläuche, wenn das Fleisch dadurch wässerig geworden oder 
auffallend verfärbt ist; 

4. Trichinen bei Schweinen. 

§. 85. Als antaaglich zam Genüsse für Menschen sind nur die ver¬ 
änderten Fleischtheile anzasehen, wenn einer der nachstehenden Mängel 
festgestellt ist: 

1. Thierische Schmarotzer in den Eingeweiden (Leberegel, Bandwürmer, 
Finnen, Hülsenwürmer, Gehimblasenwürmer, Bandwürmer, Mieschersche 
Schläuche o. dergl.) — abgesehen von den Fällen des §. 34 —; 

wenn die Zahl oder Vertheilang der Schmarotzer deren Endliche Ent- 
feraong nicht gestattet, sind die ganzen Organe zu vernichten, andern¬ 
falls sind die Schmarotzer aasznschneiden and die Organe freizageben; 
Organe mit gesundheitsschädlichen Finnen sind stets za vernichten; 

2. Geschwülste, wenn dieselben örtlidi begrenzt sind ; 

3. Longenseache, wenn das Thier nicht abgemagert ist; 

4. Taberkalose, abgesehen von den Fällen des §. 33 Nr. 8 und des §. 84 Nr. 1. 

Ein Organ ist auch dann als tuberkulös anzasehen, wenn nur die zu¬ 
gehörigen Lymphdrüsen taberkolöse Veränderongen aofweisen; das 
Gleiche gilt von Fleischstücken, sofern sie sich nicht bei genauer ünter- 
sochong als frei von Taberkalose erweisen; 

5. Strahlenpilzkrankheit and Traabenpilzkrankheit (Botryomycose); 

6. Starr^mpf, sofern nicht §. 33 Nr. 11 Anwendung findet; 

7. Maul- and äauenseache ohne Begleitkrankheit. Unschädlich za beseitigen 
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sind nur die erkrankten Stellen sowie die werthlosen Theile (Klanen). 
Kopf und Zange sind freüsngeben, wenn sie unter amtlicher AnMcht in 
kochendem Wasser gebrüht worden; 

8. Bntzündnngskrankheiten, soweit sie nicht schon genannt sind, ferner ab> 
gekapselte Eiter- oder Jancheheerde, wenn das Allgemeinbefinden des 
Thieres knrz vor der Schlachtnng nicht gestört war, insbesondere wenn 
Anzeichen von Blntvergiftnng nicht vorhanden sind; 

9. Verletzungen (Wanden, Qaetschangen,Enochenbrttche,yerbrennnngen u.dgl.) 
wenn sie von einem fieberhaften Allgemeinleiden nicht begleitet gewesen sind; 

10. Nesselfieber (Backsteinblattern); 

11. Bothlauf der Schweine, sofern nicht §. 83 Nr. 9 Anwendung findet (vergl. 
jedoch §. 87 unter m Nr. 2). Blut und AbMle sind stets zu vernichten; 

12. Schweineseuche und Schweinepest, sofern nicht §. 83 Nr. 10 Anwendung 
findet (vergl. jedoch §. 87 unter III Nr. 3) ; 

18. Missbildungen, wenn eine Störung des Allgemeinbefindens oder Veränderung 
der Fleischbeschaffenheit damit nicht verbunden ist; ' 

14. Schwand von Organen oder einzelnen Muskeln; 

15. blutige oder wässerige Durchtränkung, Kalk- oder Farbstoffablagerang 
(Schwarzfärbung, Braunfärbung, Gelbfärbung) in einzelnen Organen und 
Körpertheilen; 

16. oberfiächliche Fänlniss, Schimmelbildung u. drgl. an einzelnen Körpertheilen; 

17. Verunreinigung des Fleisches mit Eiter, Jauche und Entzündungsprodukten; 

18. Vorhandensein von Mageninhalt oder Brühwasser oder sonstigen Verun¬ 
reinigungen in den Langen oder im Blute; 

19. Veränderungen des Fleisches durch Aufblasen sowie derartige Beschmutzung 
des Fleisches, dass eine gründliche Beinigung der beschmutzten Thiere 
nicht ausführbar ist. 

. §. 36. Hundedärme sind stets als untauglich zum Genosse für 
Menschen anzusehen. 

§. 87. Als bedingt tauglich sind anzusehen: 

I. das Fett in den Fällen des §. 84, ferner 

n. das ganze Fleischviertel, in welchem eine tuberkulös veränderte Lymph- 
drüse sich befindet, soweit es nicht nach §. 35 Nr. 4 als untauglich 
anzusehen ist, endlich 

m. der ganze Thierkörper (vergl. §. 33) mit Ausnahme der nach §. 36 
etwa als untauglich zu erachtenden Theile, wenn einer der nach¬ 
stehenden Mängel festgestellt worden ist: 

1. Tnberkulose, die nicht auf ein Organ beschränkt ist, sofern hochgradige 
Abmagerung nicht vorliegt und entweder 

a) ansgedehnte Erweichungsherde vorhanden sind oder 

b) Erscheinungen einer frischen Blutinfektion, jedoch nur in den Ein- 
geweiden oder im Euter vorliegen; 

2. Bothlauf der Schweine, falls nicht die Bestimmung im §. 33 Nr. 9 An¬ 
wendung zn finden hat; 

3. Schweineseuche und Schweinepest, falls nicht die Bestimmung im §. 33 
Nr. 10 Anwendung zu finden hat; 

4. gesundheitsschädliche Finnen im Sinne des §. 84 Nr. 2 bei Bindvieh, 
Schweinen, Schafen und Ziegen, faUs nicht die Bestimmung daselbst An¬ 
wendung zu finden hat; jedoch mit Ausnahme des Falles, dass sich nur 
eine Finne vorgefunden hat, auch nachdem eine Durchsuchung des ganzen 
Körpers nach Zerlegung des Fleisches in Stücke von unge^r 2Vi Kilo¬ 
gramm Gewicht vorgenommen ist (vergl. §. 40 Nr. 2). 

Leber, Milz, Nieren, Magen und Darm der finnigen Thiere und das 
Fett der finnigen Binder sind als gennsstanglich zu behandeln, sofern sie 
bei sorgfältiger Untersuchung finnenfrei betroffen sind. 

§. 38. (1) Das als bedingt tauglich erkannte Fleisch ist zum Genüsse 
für Menschen brauchbar gemacht, wenn es der nachstehend vorgeschriebenen 
Behandlung (vergl. auch §. 39) unterworfen worden ist: 

I. das Fett durch Ausschmelzen: 

in den Fällen zu §. 34; 

n. das Fleisch und das Fett 

a) durch Kochen oder Dämpfen: 

bei Tuberkulose in den Fällen zu §. 37 unter II und III Nr. 1; 
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b) durch Eochen, D&mpfen oder Pökeln: 

1. bei Bothlanf der Sehweine in den Fftllen zn §. 37 nnter m Nr. 2, 

2. bei Schweinesenche und Schweinepest in den Fftllen sn §. 37 
unter m Nr. 3, 

3. bei Finnen der Schweine, Schafe und Ziegen in den Fftllen zn 
§. 37 nnter m Nr. 4 mit der dort angegebenen Einschrftnkung 
bei einfinnigen Thieren; 

c) durch Kochen, Dämpfen oder Durchkfihlen: 

bei Finnen des RindviehB in den Fftllen zu §. 37 nnter IQ Nr. 4 
mit der dort angegebenen Einschrftnkung bei einfinnigen Thieren. 

(2) An Stelle des Kochens oder Pökelns kann fttr Fett das Ausschmelzen 

treten. 

§. 39. Die Behandlung des Fleisches behufs Brauchbarmachung zum 
Genüsse fttr Menschen (§. 38) hat nach folgenden Vorschriften zn geschehen: 

1. Das Ausschmelzen des Fettes ist nur dann als genttgend anznsehen, wenn es 
entweder in offenen Kesseln vollkommen verflttssigt oder in Dampfapparaten 
vor dem Ablassen nachweisslich auf mindestens 100 ** C. erwärmt worden ist. 

2. Das Kochen des mit thierischen Schmarotzern durchsetzten Fleisches in 
Wasser ist nur dann als genttgend anznsehen, wenn es nnter der Ein¬ 
wirkung der Hitze in den innersten Schichten grau (Rindfleisch) oder grau- 
weiss (Schweinefleisch) verfärbt und wenn der von frischen Schnittfläschen 
abfliessende Saft eine röthliche Farbe nicht mehr besitzt. Das Fleisch 
von Thieren, welche mit pflanzlichen Schmarotzern (Infektionskeimen) 
behaftet sind, ist in Stttcken von nicht Aber 15 Zentimeter mindestens 
2Vt Standen in kochendem Wasser zu halten. 

3. Das Dämpfen des Fleisches (in Dampfkochapparaten) ist als ausreichend 
nur dann anznsehen, wenn das Fleisch, auch in den innersten Schichten, 
nachweislich 10 Minuten lang einer Hitze von 80** C. aasgesetzt gewesen 
ist, oder wenn das in nicht Aber 15 Zentimeter dicke Stttcke zerlegte 
Fleisch bei V* Atmosphäre üeberdruck mindestens 2 Standen lang ge¬ 
dämpft und auch in den innersten Schichten grau (Rindfleisch) oder grau- 
weise (Schweinefleisch) verfärbt ist und wenn der von frischen Schnittflächen 
abfliessende Saft eine röthliche Farbe nicht mehr besitzt. 

4. Behufs Pökelung ist das Fleisch in Stttcke von nicht Aber 2Vt Kilogr. Schwere 
zu zerlegen. Diese Stttcke sind in Kochsalz zu verpacken oder in eine Lake 
von mindestens 25 Gewichtstheilen Kochsalz auf 100 Gewichtstheile 
Wasser zu legen. Diese Pökelung hat mindestens drei Wochen zu dauern. 

Wenn die Pökellake mittelst Lakespritzen eingespritzt wird, genttgt 
ein 14 tägiges Auf bewahren des so behandelnden Fleisches unter polizei¬ 
licher Kontrolle. 

5. Die Dnrchktthlung des Fleisches zum Zwecke der Abtödtung der Rinder¬ 
finnen hat 21 Tage in Ktthl- oder Gefrierrftumen zu erfolgen, welche eine 
tadellose Frischerhaltung des Fleisches ermöglichen. 

Weitere Behandlung und Kennzeichnung des Fleisches. 

§. 40. Der Beschauer hat Fleisch, welches einen Anlass zur Beanstandung 
auf Grund der Bestimmungen in den §§. 33 bis 37 nicht giebt, als tauglich 
zum Genüsse fttr Menschen zu erklären. Jedoch ist das taugliche Fleisch als 
in seinem Nahrangs- und Genusswerth erheblich herabgesetzt zu erklären, un¬ 
beschadet der den landesrechtlichen Vorschriften im §. 24 des Gesetzes vor¬ 
behaltenen Regelung des Vertriebs und der Verwendung solchen Fleisches, 
wenn einer der nachstehenden Mängel festgestellt ist: 

1. Tuberkulose, die nicht auf ein Organ beschränkt ist, wenn hochgradige 
Abmagerung nicht vorliegt, auch ausgedehnte Erweichungsherde nidit vor¬ 
handen sind und entweder 

a) die tuberkulösen Veränderungen sich nicht blos in den Eingeweiden 
und im Euter vorfinden, jedoch fbrscheinungen einer frischen Blut- 
infektion fehlen oder 

b) die Krankheit sonst an den veränderten Organen eine grosse Aus¬ 
dehnung eriangt hat; 

2. Vorhandensein nur einer gesundheitsschädlichen Finne im Sinne des §.34 
Nr. 2 bei Rindvieh, Schweinen, Schafen und Ziegen, wenn sich weitere Finnen 
nicht vorfinden, auch nachdem eine Durchsnchung des ganzen Körpers nach Zer¬ 
legung des Fleisches in Stttcke von etwa 2 Vt Kilogr. Gewicht yorgenommen ist; 
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3. fidohiger oder thraniger Geruch oder Geschmack, ferner sonstige mftssige Ab* 
weiohnng in Bezug auf Geruch und Geschmack sowie solche Abweichungen 
in Bezug auf Farbe, Zusammensetzung und Haltbarkeit namentlich 

oberflächliche Zersetzung, mässiger unangenehmer Harngerucb, Ge- 
schlechtsgernch, Geruch nach Arznei* oder Desinfektionsmitteln und 
dergl., mässige Wässerigkeit, mässige Gelbfärbung in Folge von Gelb* 
sucht, mässige Dnrchsetzung mit Blutungen, Miescherschen Schläuchen 
(vergl. jedoch §. 84 Nr. 3, §. 35 Nr. 1) oder Ealkablagerungen; 

4. vollständige Abmagerung, wenn nicht der Fall des §. 33 Nr. 17 yorliegt; 

5. Unreife oder nicht geuttgende Entwicklung der Kälber; 

6. unvollkommenes Ausbluten, insbesondere bei nothgeschlachteten Thieren 
und in den im §. 2 Nr. 1 bezeichneten plötzlichen Todesfällen, sofern 
nicht Veränderungen vorliegen, welche eine Behandlung des Fleisches nach 
llassgabe der Bestimmungen in den §§. 33 und 84 erforderlich machen. 

§. 41. (1) Beanstandetes Fleisch ist vom Beschauer vorläufig zu be¬ 
schlagnahmen. Der Beschauer hat hiervon dem Besitzer oder dessen Vertreter 
sowie der Polizeibehörde unter Angabe des Beanstandungsgrnndes sofort Hit* 
theilung zu machen. 

(2) Die Polizeibehörde hat Aber die weitere Behandlung des beanstandeten 
Fleisches gemäss §§. 33, 39 und 45 Entscheidnng zu treffen und hiervon sofort 
den Besitzer oder dessen Vertreter zu benachrichtigen. 

§. 42. (1) Der Beschauer hat das untersuchte Fleisch alsbald zu kenn* 
zeichnen. Nur wenn der Besitzer des beanstandeten Fleisches oder sein Ver¬ 
treter sofort erklärt, dass er sich bei der Entscheidnng nicht beruhigen werde, 
ist das Fleisch vorläufig mit einem Erkennungszeichen, dass leicht wieder 
entfernt werden kann, zu versehen. Die Landesbehörden können gestatten, 
dass in öffentlichen Schlachthöfen von der Anbringung des Erkennungszeichens 
an einzelnen Organen oder Fleischtheilen abgesehen wird, wenn dieselben sofort 
unter amtlichen Verschluss gebracht werden. 

(2) Vorläufig mit einem Erkennungszeichen versehenes Fleisch ist zu 
kennzeichnen, sobald das Ergebniss der Untersuchung endgültig feststeht. 

(3) ln den Fällen der §§. 35,36 darf die Kennzeichnung der einzelnen Stücke 
unterbleiben, wenn die unschädliche Beseitigung anderweit sicher gestellt ist. 

^4) Die am Fleische nach §. 43, 44 angebrachten Kennzeichen sind zu 
berichtigen, wenn die Entscheidung des ersten Beschauers in Folge eingelegter 
Beschwerde (§. 46) oder von Aufsichtswegen abgeändert worden ist. 

§. 43. (1) Die Kennzeichnung des Fleisches erfolgt mittelst Farbstempels 
mit nicht gesundheitsschädlicher, haltbarer blauer Farbe oder mittelst Brand¬ 
stempels. 

(2) Jeder Stempel trägt als Aufschrift den Namen oder das Zeichen des 
Schaubezirkes. Thierärzten ist es gestattet, einen Stempel mit ihrem Namen 
zu verwenden, wenn sie ausserhalb ihres gewöhnlichen Schaubezirkes abzu¬ 
stempeln haben. 

(3) Die Stempel, ausgenommen die für Fleisch von Einhufern und 
Hunden bestimmten, sind für das bei der Untersuchung tauglich befundene 
Fleisch von kreisrunder Form bei mindestens 8,5 Zentimeter Durchmesser; für 
das im Nahrungs- und Genusswerth erheblich herabgesetzte (minderwerthige) 
Fleisch von gleicher Form, jedoch umschlossen von einem gleichseitigen Vierecke; 
für das bei der Untersuchung als zum Genuss untauglich befundene und un¬ 
schädlich zu beseitigende Fleisch von dreieckiger Form bei mindestens 5 Zenti¬ 
meter Seitenlänge; für das zum Genüsse bedingt taugliche Fleisch von vier¬ 
eckiger Form mit mindestens 4 Zentimenter Seitenlänge. 


TaugUoh. Ünf-Slict- Bedingt tauglich. 
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(4) Das taoglioh befände Fleisch von Pferden and anderen Sinhalem ist 
mit einem rechteckigen Stempel von mindestens 5 and 2 Zentimeter Seiten* 
länge za versehen. Derselbe trägt ansser den Namen des Beschanbezirkes die 
Aalschrift „Pferd“. 

von Einhufern. 


Pferd. 

Sohaubezirk. 


(5) Für das taaglich befoudene Handefleisch ist ein rechteckiger Stempel 
von mindestens 5 and 2 cm Seitenlänge za verwenden, welcher ansser dem 
Namen des Beschanbezirkes die Aafschrift „Hand“ trägt. 

Hundefleisch. 


Hund. 

Schaubezirk. 


(6) An jedem Stempel müssen die Schriitzeichen and die Ränder scharf 
ansgeprägt sein. 

§. 44. (1) ^ Die Stempelabdrttcke sind an jeder EOrperhälfte mindestens 
an den nachverzeichneten EOrperstellen anznbringen and zwar: 

I. Bei Bindern and Pferden, Eseln, Manlthieren ondHanl- 
eseln: 

1. anf der Seitenfläche des Halses, 

2. an der hinteren Yorarmfläche, 

3. anf der Schalter, 

4. anf dem Bücken in der Nierengegend, 

5. aaf der inneren and 

6. anf der änsseren Fläche des Hinterschenkels, 

7. an der Zange and am Eopfe. 

n. Bei Eälbern, erforderlichenfalls nach Lostrennnng der Hant an den 
betreffenden Stellen: 

1. anf der Schalter oder an der hinteren Vorarmfläche, 

2. neben dem Nierenfett oder anf dem Bücken, 

3. aal der Brost, 

4. anf der Eeole, am Becken oder am Unterschenkel. 

III. Bei Schweinen: 

1. am Eopfe, 

2. aaf der Seitenfläche des Halses, 

3. anf der Schalter, 

4. aal dem Bücken, 

5. anf dem Banche, 

6. aal der Aossenfläche des Hinterschenkels. 

IV. Bei Schafen, Ziegen and Händen, erforderlichenfalls nach Los* 
trennnng der Haut an den betreffenden Stellen: 

1. anf dem Halse, 

2. anf der Schalter, 

3. aaf dem Bücken, 

4. an der inneren Fläche des Hinterschenkels. 

Bei nicht enthänteten Lämmern genügt die Stempelung in der Nähe 
des Schaalelknorpels and neben dem Nierenlette. 

(2) Ausserdem ist der Beschauer verpflichtet, auf Wunsch des ]^sitzers 
die Stempelabdrflcke noch an weiteren Stellen des Thierkörpers anznbringen. 

(3) Im Falle des §. 40, Nr. 2 ist jedes einzelne Fleisdistück zn stempeln. 
Unschädliche Beseitigung des beanstandeten Fleisches. 

§. 45. (1) Die ni)schädliche Beseitigung des Fleisches bat zn erfolgen 
entweder durch höhere Hitzegrade (Eochen oder Dämpfen bis zom Zerfalle der 
Weichtheile, trockene Destillation, Verbrennen) oder anf chemischem Wege bis 
zar Aaflösnng der Weichtheile. Die hierdurch gewonnenen Erzeugnisse können 
technisch verwendet werden. 

(2) Wo ein derartiges Verfahren nnthanlich ist, erfolgt die Beseitigung 
durch Vergraben thnnlicbst an Stellen, welchevon Thieren nicht betreten 
werden. Vor dem Vergraben ist das Fleisch mit tiefen Einschnitten za ver* 
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sehen und mit Kalk oder feinem trockenen Sande za beetreaen, oder mit Theer, 
rohen Steinkohlentheeröleh (Earboleäare, Eresol) oder Alpha'Naphthylamin in 
fOnl^rozentiger Lösung za fibergiessen. Die Qraben sind so tief anzolegen, 
dass die Oberfl&ohe des Fleisches von einer mindestens 1 m starken Erdschicht 
bedeckt ist. Der Beichskanzler ist ermächtigt, weitere als die Torstehend be- 
zeicbneten Mittel zar nnschädlichen Beseitigung zuzulassen. 

(3) Auch kann nach näherer Anordnung der Landesregierung im Einzel* 
falle die unschädliche Beseitigung auf andere Weise zngelassen werden, jedoch 
nur mit der Massgabe, dass die unschädliche Beseitigung polizeilich fiberwacht 
wird. Mit thierischen Schmarotzern durchsetzte Fleischtheile sind jedoch stets 
nach Vorschrift der Abs. 1 und 2, trichinöses Fleisch nur nach Massgabe des 
Abs. 1 unschädlich zu machen. 

BechtsmitteL 

§. 46. Gegen die Entscheidungen der Beschauer und der Polizeibehörde 
kann yon dem Besitzer Beschwerde eingelegt werden. Die näheren Be* 
Stimmungen sind yon den Landesregierungen mit der Massgabe zu erlassen, 
dass im Falle der Beanstandung durch einen thierärztlich nicht yorgebildeten 
Beschauer das Gutachten eines approbirten Thierarztes eingeholt werden muss 
und im Falle der Beanstandung durch einen approbirten Thierarzt mindestens 
noch ein weiterer geeigneter Sachverständiger anzuhören ist. 

Beschaubficher. 

§. 47. (1) Jeder Beschauer hat ein Tagebuch nach Anlage 1 *) zu ffihren, 
in welches sämmtliche zur Beschau angemeldeten Thiere, die Ergebnisse der 
Beschau und die hierauf getroffenen Anordnungen einzutragen sind. 

(2) Ausserdem hat er alljährlich eine statistische Zasammenstellung der 
Jahresergebnisse der Beschau nach einem vom Bundesrathe festzustellenden 
Formulare bei der von der Landesregierung zu bestimmenden Stelle einzureichen. 

(3) An Stelle des Tagebuchformulars nach Anlage 1 dürfen in Landes- 
theilen, in denen für die Beschauer schon jetzt andere Formulare vorgeschrieben 
sind, diese in Gebrauch befindlichen Formulare auf Anordnung der Landes* 
regierang noch bis zum 31. Dezember 1909 zur Verwendung gelangen, sofern 
sie derart eingerichtet sind, dass darin die erforderlichen Angaben nach An¬ 
lage 1 enthalten sind. 

(4) Die Landesregierungen können anordnen, dass an Orten, wo mehrere 
Beschauer angestellt sind (z. B. in Schlachthöfen), die Bücher gemeinsam ge¬ 
führt werden. 

(5) Der Beichskanzler ist ermächtigt, anznordnen, dass die statistischen 
Zosammenstellangen oder Auszüge daraus von den Landesregierungen an eine 
von ihm zu bezeichnende Stelle eingereicht werden. 

(6) Auf Verlangen hat der Beschauer eine besondere Bescheinigung über 
die erfolgte Untersuchung nach Anlage 2*) ansznstellen. 

(7) Die Bücher der Beschauer dürfen nicht eher als drei Jahre nach der 
letzten Eintragung vemichtet werden. 

Beaufsichtigung der Fleischbeschau. 

§. 48. Die gesammte Thätigkeit der Beschauer ist nach Mas^abe der 
von den Landesregierungen zu erlassenden Vorschriften dergestalt einer fach¬ 
männischen Eontrole zu unterwerfen^ dass in jedem Fleischbeschaubezirke 
mindestens alle zwei Jahre eine Berision stattfindet. 

B. PrttfangsTOTSCliriften für die Fleischbesolianer. 

§. 1. Zur Ausübung der Fleischbeschau dürfen ausser approbirten Thier¬ 
ärzten nur solche Personen amtlich verwendet werden, welche durch das Be¬ 
stehen der vorgeschriebenen Prüfung genügende Eenntnisse nacbgewiesen haben. 

Die Vorschriften über die Prüfung und Anstellnng yon Personen zur 
amtlichen Ausübung der Trichinenschau werden hierdurch nicht berührt. 

§. 2. Die Prüfung ist vor der von der Landesregierung zu bezeichnenden 
Prüfungskommission für Fleischbeschaner abzulegen. 

Die Prüfungskommission ist in der Weise zu bilden, dass ihr mindestens 
zwei Thierärste, Gunter jedenfalls ein in amtlicher Stellung befindlicher, wo¬ 
möglich höherer beamteter Thierarzt, angehören. 


*) Von einem Abdruck desselben ist hier Abstand genommen. 
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§ 8. Zar Prflfang dürfen nor zagelassen werden Bewerber mftnnlichen 
Geschlechts, die 

1. das 23. Lebensjahr vollendet and das 50. Lebensjahr noch nicht über¬ 
schritten haben; 

2. körperlich taaglich, insbesondere im Vollbesitz ihrer Sinne sind; 

8. mindestens vier Wochen lang einen regelmässigen theoretisdien and prak¬ 
tischen Unterricht in der Schlachtvieh- and Fleischbeschan in einem Öffent¬ 
lichen Schlachthofe unter Leitung eines die Fleischbeschau dort amtlich 
ausübenden Tbierarztes genossen haben. 

Die Landesregierung bezeichnet die SchlachthOfe, bei denen die Aus¬ 
bildung erfolgen darf, sowie die Leiter des Unterrichts. 

Ausnahmsweise dürfen Bewerber zagelassen werden, die das 23. Lebens¬ 
jahr noch nicht vollendet, oder das 50. Lebensjahr bereits überschritten haben. 

Die Zulassung zur Prüfung ist zu versagen, wenn Thatsachen vorliegen, 
welche die Unzuverlässigkeit des Nachsuchenden in Bezug auf die Ausübung 
des Berufs als Fleischbeschauer darthun. 

Ueber die Zulassung zur Prüfung entscheidet der Vorsitzende der 
Prüfungskommission. Gegen die Versagung kann von dem Zurückgewiesenen 
Beschwerde eingelegt werden. Die näheren Bestimmungen hierüber sind von 
den Landesregierungen zu erlassen. 

§. 4. Dem Gesuche um Zulassung zur Prüfung sind ausser einem Alters- 
nashweise (§. 3, Abs. 1, Nr. 1), einem ärztlichen Zeugniss über die erforderliche 
KOrperbeschaffenheit (§. 8, Abs. 1, Nr. 2) und einer Bescheinigung über die vor¬ 
geschriebene Ausbildung (§. 8, Abs. 1, Nr. 3), ein kurzer selbstgeschriebener 
Lebenslauf und ein amtliches Führungszengniss beizufügen. 

§. 5. Durch die Prüfung ist festzustellen, ob der Prüfling diejenigen 
Kenntnisse und Fertigkeiten besitzt, welche für Personen, die nicht die Appro¬ 
bation als Thierarzt besitzen, zur Ausübung der Schlachtvieh- und Fleisch¬ 
beschau nach Massgabe des Gesetzes, sowie der zugehörigen Ausführnngsbe- 
stimmungen erforderlich sind. 

Die Prüfung zerfällt in einen theoretischen nnd in einen praktischen Theil. 

§. 6. Im theoretischen Theile der Prüfung soll der Prüfling die er¬ 
forderlichen Kenntnisse auf nachstehenden Gebieten nachweisen: 

1. Hauptkennzeichen der Gesundheit an lebenden Thieren; 

2. Benennung und regelrechte Beschaffenheit der einzelnen Organe nnd 
sonstigen KOrpertheile der geschlachteten Thiere; 

8. Grundzüge der Lehre vom Blutkreislauf und vom Lymphstrom in Be¬ 
ziehung auf die Verbreitung von Krankheitserregern im ThierkOrper; 

4. hauptsächliche Schlachtmethoden und gewerbsmässige Ausführung der 
Schlachtungen; 

5. Wesen nnd Merkmale der für die Fleischbeschan vornehmlich in Betracht 
kommenden Thierkrankheiten und fehlerhaften Zustände des Fleisches; 

6. wesentliche Bestimmungen über die Schlachtvieh- nnd Fleischbeschau im 
Inlande; 

7. wichtigste Bestimmungen über die Bekämpfung der Viehseuchen, nament¬ 
lich in Bezug auf die Anzeigepflioht, Massnahmen vor polizeilichem Ein¬ 
schreiten und Sehlachtverbote; 

8. Führung der Dienstbücher und Erstattung kurzer schriftlicher Berichte. 

§. 7. Im praktischen Theile der Prüfung hat der Prüfling innerhalb 
einer angemessenen Zeit folgende Arbeiten auszufübren: 

1. Aufnahme der Erkennungsmerkmale, sowie Untersuchung nnd Benrtheilnng 
eines lebenden Schlachtthieres mit Rücksicht auf die Genusstauglichkeit 
des Fleisches gemäss den Ausftthrungsbestimmungen zu dem Gesetze; 

2. vollständige Untersuchung und Beurtheilung eines geschlachteten Rindes, 
eines Schweines nnd eines anderen Stückes Kleinvieh (Kalb, Schaf oder 
Ziege) nach Vorschrift der einschlägigen Bestimmungen; 

3. Bestimmung der Thierart, von welcher ein vorgelegtes Organ herstammt; 

4. Bestimmung nnd Erläuterung mehrerer veränderter KOrpertheile von 
Schlachtthieren mit Rücksicht auf die Fleischbeschan. 

§. 8. Das Scblnssergebniss der Prüfung wird in gemeinsamer Berathang 
der Mitglieder der Prüfungskommission festgestellt. 

Die Prüfung gilt als bestanden, wenn die Mehrheit der Mitglieder^ 
darunter der Vorsitzende, dies erklärt. Gehören der Konunission nur zwei Mit¬ 
glieder an, so ist Stimmeinheit erforderlich. 
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Wer die Prflfnng besteht, erhält einen von dem Vorsitzenden der 
PrUfangskommission nadi anliegendem Master aosznfertigenden Befthigongs- 
aosweis*). 

Im Falle Nichtbestehens der Prflfang hat der Vorsitzende einen ent¬ 
sprechenden Vermerk in die Bescheinigang ttber die genossene Aasbildnng (§. 3, 
Abs. 1, Nr. 8) einzatragen. 

Die Wiederholong der Prttfnng ohne Wiederholong der Ansbildang (§. 3, 
Abs. 1, Nr. 8) darf nor vor derjenigen PrfifOngskommission erfolgen, welche die 
erste Prtkfong abgenommen hat, und zwar frühestens vier Wochen nach der 
▼orangegangenen Prfifnng and höchstens zwei Mal. Hat der Prüfling so mangel¬ 
hafte Kenntnisse and Fertigkeiten gezeigt, dass eine Wiederholung der Aas- 
bildang Tor erneuter Zulassung zur Prüfung erforderlich erscheint, so ist ihm 
dies bei Mittheilnng des Aasfalls der Prüfung zu eröffnen. 

§. 9. Die Fleischbeschaaer haben sich, sofern sie weiter amtlich thätig 
za sein wünschen, alle drei Jahre einer Nachprüfung vor einem hiermit beauf¬ 
tragten beamteten Thierarzte za unterziehen. Hierbei ist unter sinngemässer 
Anwendung der Bestimmungen der §§. 6 und 7 festzuhalten, ob der Prüfling in 
theoretischer and praktischer Hinsicht die behufs zaverlässiger Ausübung der 
Schlachtyieh- und Fleischbeschaa erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten 
noch besitzt. Der Ausfall der Nachprüfung ist aaf dem Befähigangsausweise 
von dem prüfenden Thierarzte zu vermerken. 

Der Befähigungsaasweis erlischt 

1. wenn der Fleischbeschaaer die Nachprüfung nicht bestanden hat; dies gilt 
auch dann, wenn er sich etwa der Nachprüfung schon vor Ablauf von 
drei Jahren unterzogen hat; 

2. wenn sich der Fleischbeschauer nieht vor Ablauf von drei Jahren zur 
Nachprüfung gemeldet hat; 

3. wenn der Inhaber des Befähigungsaasweises zwei Jahre hindurch weder 
iJs Fleischbeschaaer amtlich thätig gewesen ist, noch während dieser Zeit 
einen Beruf aasgeübt, welcher ihn dauernd mit den für die Ausübung der 
Fleischbeschau in Betracht kommenden Verhältnissen in nahe Beziehungen 
brachte. 

Der Beföhigungsausweis kann wiedergewonnen werden 
im Falle unter 1 durch Bestehen der wiederholten Nachprüfung innerhalb 
sechs Monaten, 

im Falle unter 2 durch Bestehen der Nachprüfung, falls sich der Prüfling 
vor Ablauf von fünf Jahren seit dem Bestehen der ersten Prüfung 
meldet; erfolgt die Meldung später, so kann der Befähigungsaasweis 
nur durch Ablegung der Prüfung vor der Prüfungskommission im 
vollen Umfange der §§. 5 bis 7 wieder erworben werden, 
im Falle unter 3 nur durch Wiederholung der Prüfung vor der Prüfungs¬ 
kommission im vollen Umfange der §§. 5 bis 7. 

§. 10. Personen, welche zur Zeit des Inkrafttretens des Gesetzes die 
Befähigung zur Ausübung der Fleischbeschau auf Grund eines staatlich aner¬ 
kannten Befähigungsansweises bereits besitzen, sind von der Ablegung der 
Prüfung befreit, sofern die Erwerbung dieses Befähigungsansweises unter Vor¬ 
aussetzungen und Bedingungen erfolgte, welche hinsichtlich des geforderten 
Masses der Kenntnisse und Fertigkeiten den vorstehenden Prüfnngsvorschriften 
im Wesentlichen entsprechen. Der Bundesrath bestimmt, welche bisher geltenden 
landesrechtlichen Vorschriften über die Ertheilnng von Befähigungsansweisen 
als diesen Anforderungen entsprechend anzusehen sind. 

Personen, welche einen Befähigungsaasweis zwar nicht nach Massgabe 
des Abs. 1, aber doch auf Grund einer staatlich geordneten Prüfung erworben 
haben oder zur Zeit des Inkrafttretens des Gesetzes bereits ein Jahr lang bei 
einer öffentlichen Fleischbeschaa als Fleischbeschaaer amtlich thätig gewesen 
sind, dürfen bei tadelloser Dienstführnng auf Empfehlung ihrer Anstellungs- 
behörden ohne Beibringung des Nachweises über die vorgeschriebene Ansbildang 
(§. 3, Abs. 1, Nr. 3) zur weiteren Ausübung der Fleischbeschau zagelassen 
werden, wenn sie sich innerhalb sechs Monaten nach dem Inkrafttreten des 
Gesetzes eine Prüfung vor einem von der Landesregierung zu bezeichnenden 
beamteten Thierarzte bestehen. Diese Prüfung, zu welcher auch Personen zu 
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gelassen werden dttrfen, die das fUn&igste Lebensjahr fibersebritten haben, hat 
sich nor anf den praktischen Theil der im §. 9 yorgeschriebenen Nacbprttfnng 
za erstrecken. 

Die in Abs. 1 and 2 genannten Fleisohbeschaner haben sich der Nach* 
prttfong nach Massgabe der Bestimmongen im §. 9 zam ersten Male spätestens 
drei Jahre nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zu unterziehen. 

§. 11. Personen, welche, ohne als Thierarzt approbirt za sein, sich ge* 
werbsmässig mit der Anstthnng der Thierheilkonde beschäftigen, oder weldie 
das Fleischer* oder Abdeckereigewerbe, den Fleisch* oder Viehhandei betreiben 
oder Agenten eines Viehrersicherangsonternehmens sind, dürfen als Fleisch* 
beschaaer nicht angestellt werden. 

Anweisung für die Untersuchung des Fleisches auf Trichinen 

und Finnen. 

§. 1. Die Untersnchnng des Fleisches auf Trichinen hat mit einem Mi* 
kroskop stattzofinden, welches eine 30* bis 40>fache and ansserdem eine etwa 
100*fache Vergrbsserung ermöglicht and die Objekte klar and deutlich er* 
kennen lässt. 

Als Objektträger sind Eompressorien ans zwei durch Schrauben g^en 
einander drückbaren Gläsern za verwenden, von welchen das eine in gleiche 
Felder getheilt ist. 

Ansser dem Mikroskop and zwei Eompressorien mnss der Trischinen* 
schauer zur Hand haben: 1 kleine krnmme Scheere, 2 Präparirnadeln, 1 Pincette, 
1 Messer zam Probenaasschneiden, eine Anzahl nnmmerirter kleiner Blech* 
bttchsen zur Aufnahme der Proben, 1 Tropfpipette, je ein Gläschen mit Essig* 
säure and Ealilange. 

§. 2. Anf die mikroskopische üntersnchang der Proben eines Schweines 
einschliesslich der Eerstellang der Präparate, jedoch ansschliesslich der für die 
Probenentnahme anfgewendeten Zeit, sind mindestens 18 Minuten, anf die 
mikroskopische üntersnchang eines einzelnen Stückes Speck mindestens 9 Mi* 
nuten, auf die Üntersnchang sonstiger einzelner Fleischtheile mindestens 
14 Mihaten za verwenden. 

§. 3. Die zar üntersnchang bestimmten Fleischproben hat der Trichinen- 
schaaer persönlich za entnehmen, und zwar bei frischem Fleische vor dem 
Zerlegen des Schweinekörpers; es kann jedoch die Probenentnahme durch be* 
sonders hierzu verpflichtete Probenentnehmer erfolgen. Wenn ans mehreren 
Schweinen oder Fleischstückchen zugleich Proben entnommen werden, sind za 
ihrer Aufbewahrung and ünterscheidang Blechbüchsen mit eingestanzten 
Nummern za verwenden. Die einzelnen Schweine oder Fleischstücke, von denen 
die Proben entnommen werden, sind übereinstimmend mit den zugehörigen 
Proben za nammeriren. 

§. 4. Die Proben sind in der Grösse einer Bohne oder Haselnuss za 
entnehmen, and zwar bei ganzen Schweinen auf folgenden Eörperstellen: 

a) aas den Zwerchfellpfeilern (Nierenzapfen), 

b) dem Bippentheile des Zwerchfells C&onfleisch), 

c) den Eehlkopfmnskeln, 

d) den Zangenmnskeln. 

In Fällen, in denen die unter c und d genannten Fleischtheile etwa ab¬ 
handen gekommen sind, sind je eine weitere Probe aus den unter a und b 
genannten Eörperstellen oder 2 Proben ans den Bauchmuskeln zu entnehmen. 

Von znbereitetem Fleische (Ptftelfleisch, Schinken und Speckseiten) sind 
von jedem einzelnen Stücke 3 fettarme Proben von verschiedenen Stellen und 
womöglich aus der Nähe von Enochen oder Sehnen zu entnehmen. 

§. 5. Von jeder der vorstehend bezeichneten Fleischproben hat der 
Beschaaer bei Speck 4, mithin im Ganzen 12, im üebrigen 6, mithin bei ganzen 
Schweinen 24, bei einzelnen Fleischstücken 18 haferkomgrosse Stückchen aas* 
zaschneiden und zwischen den Gläsern des Eompressoriums so zn quetschen, 
dass durch die Präparate gewöhnliche Druckschrift deutlich gelesen werden, 
kann. Ist das Fleisch der za untersuchenden Stücke trocken und alt, so sind 
die Präparate vor dem Qaetschen 10 bis 20 Minuten mittelst Ealilange zn 
erweichen, welche etwa mit der doppelten Menge Wasser verdünnt ist. 

§. 6. Die mikroskopische üntersnchang hat in der Weise zu erfolgen, 
dass jedes Präparat bei 30- bis höchstens 40-facher Vergrössernng langsam und 
sorgfältig dorchmostert wird. 
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Bei zweifelhaftem Befand ist die Untersnchnng an einer weiteren Zahl 
TOB Fleisehprobea and Pr&paraten, nStÜgenfalls mit Hülfe stärkerer Aofklärong 
fortiasetzen. 

§. 7. Entdeckt der Trichinenschaaer in den antersaohten Fleischproben 
^ohinen oder Gebilde, deren Nator ihm zweifelhaft oder nnbekannt ist, so 
sind die betreffenden Präparate nnd Proben mit genauer Bezeichnung des 
Ortes, Datums und der Fundstelle zu yersehen nnd dem zuständigen Thierarzte 
zur Prüfung zu übergeben. 

Enthalten die Präparate oder Proben nach Angabe des Trichinenschaners 
Trischinen, so hat der Thierarzt den Befand unverzüglich, nöthigenfalls unter 
Entnahme neuer Proben, nachzuprttfen. 

§. 8. Falls der Thierarzt die Untersuchung auf Finnen nicht bereits 
Yorgenommen hat, sind von dem Tricbinenscbauer unmittelbar vor der Ent¬ 
nahme der Fleischproben beim einzelnen Fleischstücke die Oberflächen, beim 
ganzen Thierkörper die nach der Schlachtung und Zerlegung in Längsbälften 
sowie nach Lösung der Liesen (Baucbfett) zu Tage tretenden Fleischtheile, 
insbesondere an den Hinterschenkeln, am Bauche, am Zwerchfell, an den 
Zwischenrippenmuskeln, am Nacken sowie das Herz, die Zunge nnd die Eehl- 
kopfmuskeln auf das Vorhandensein von Finnen zu untersuchen. Das Ergebniss 
dieser Untersuehung ist dem Thierarzte mitzntheilen. 

§. 9. Im Allgemeinen dürfen von einem Trischinen schauer an einem 
Tage nicht mehr lös 20 Schweine, 40 Speck- oder 26 sonstige Fleischstücke 
nntersueht werden. Ausnahmsweise dü^en jedoch an einem Tage bis zu 
25 Schweine, 50 Speck- oder 82 sonstige Fleischstücke untersucht werden. 

§. 10. Von den Trichinensohanern sind Schaubücher nach beifolgendem 
Muster*) zu führen, in welche die Untersuchungen auf Trichinen nnd deren 
Ergebnisse einzutragen und durch die Unterschrift des Beschauers zu be- 
glaulngen sind. 

Wo das Bedürfniss besteht, können für frisches nnd znbereitetes Fleisch 
besondere Schaubücher geführt werden. 

Die Schaubücher sind für jedes Kalenderjahr neu anzulegen; die ab¬ 
geschlossenen sind zehn Jahre lang aufzubewahren. 

Prttfangn-Vorschriften für Trichinenschauer. 

§. 1. Zur Untersuchung des ausländischen Fleisches auf Trichinen nnd 
zur Unterstützung der thierärztlichen Sachverständigen bei der Finnenschan 
dürfen nur solche Personen amtlich verwendet werden, welche die vorge¬ 
schriebene Prüfung bestanden haben. 

§. 2. Die Prüfung ist vor einer von der Landesregierung zu be¬ 
stimmenden thierärztlichen Amtsstelle (Zentralstelle, beamteter Thieiärzte etc.) 
abzulegen. 

§. 3. Dem Gesuch um Zulassung sind beizufügen: 

1. ein kurzer Lebenslauf, 

2. der Nachweis, dass der Bewerber das 21. Lebensjahr vollendet hat, 

3. ein amtliches Führungszengniss, 

4. der Nachweis, dass der Bewerber mindestens vierzehn Tage lang einen 
regelmässigen theoretischen und praktischen Unterricht in der Trichinen- 
und Finnenschau auf einem öffentlichen Schlachthof unter Leitung eines 
die Fleischbeschau dort amtlich ausübenden Thierarztes mit Erfolg ge¬ 
nossen hat. 

Die Ausbildung bei einer von der Landesregierung hierzu ermächtigten, 
mit den erforderlichen Einrichtungen versehenen Zoll- oder Steuerstelle, 
bei wcdcher die Untersuchung von Fleisch durch einen amtlich die Fleisch¬ 
beschau ausübenden Thierarzt stattfindet, oder auf einem mit einer Hoch¬ 
schule in VerMndung stehenden thierärztlichen Institute kann der Aus¬ 
bildung auf einem Schlachthofe gleich geachtet werden. 

Die Zulassung zur Prüfung ist zu versagen, wenn Thatsachen vorliegen, 
welche die Unzuverlässigkeit des Nachsuchenden in Bezug auf die Ausübung 
des Berufe als Trichinenschaaer darthnn. 

§. 4. Durch die Prüfung ist festzustellen, ob der Prüfling alle für eine 
zuverlässige Ausübung der Trichinenschau und eine zuverlässige Mitwirkung 
bei der Finnenschan erforderlichen Kenntnisse und Fertigkeiten besitzt. 


*) Vön einem Abdruck desselben ist hier Abstand genommen. 
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Die Prttfong zeif&llt in einen theoretischen and in einen praktischen Theil. 

§. 5. Im theoretischen Theile der Prflfnng soll der FrOfling die erforder¬ 
lichen Kenntnisse nachweisen: 

1. über die Naturgeschichte der Trichinen und Finnen, nnd zwar insbesondere 

a. die Eigenthttmlichkeiten des Banes der Trichine and der beim Schweine 
und Binde vorkommenden Finnen; 

b. die Entwickelang and Uebertragnng der Trichinen nnd Finnen anf 
Menschen nnd Thiere; 

2. Uber die Verändernngen, welche diese Parasiten in der Mnsknlatnr hervor- 
roten and erleiden; 

3. Aber die Gebilde, welche mit Trichinen and Finnen verwechselt werden 
können; 

4. über die Gmndzttge der Lehre vom Bane des Körpers des Schweines, sowie 
der Lehre vom feineren Bane der Mnsknlatnr; 

5. Aber die Einrichtung und den Gebrauch des Trichinenmikroskops, sowie 
Aber die Anwendang der fAr die Trichinenschan erforderlichen GerAthe 
und Zasatzflttssigkeiten; 

6. Aber die aaf die Trichinenschau bezAglichen gesetzlichen Vorschriften nnd 
Verordnungen. 

§. 6. Im praktischen Theile der PrAfung hat der PrAfling folgende 
Arbeiten innerhalb einer angemessenen Zeit ansznfÄhren: 

a. bei einem Schweine Entnahme der vorgescbriebenen Proben, Anfertigung 
der vorgescbriebenen Präparate und Dntersuobung derselben anf Trichinen; 

b. Untersuchung frischen und geräucherten trichinösen Fleisches and Be¬ 
stimmung der darin enthaltenen Trichinen; 

c. Erklärung eines mikroskopischen Präparats mit den bei der Trichinen¬ 
schau hauptsächlich in Betracht kommenden Verunreinigungen, trichinen¬ 
ähnlichen Gebilden, sowie mit den wichtigsten Geweben in der Masknlatur; 

d. Untersuchung eines Schweines auf Finnen, sowie Erkennung der in einem 
Fleischtheil enthaltenen Finnen. 

§. 7. Besteht der PrAfling die PrAfung, so erhält er ein Zeugniss Aber 
seine Befähigung zur Trichinenschau nach anliegendem Muster.*) 

§. 8. Falls die Prüfung nicht bestanden ist, darf sie frAhestens nach 
vierzehn Tagen und höchstens zwei Mal wiederholt werden. Bei Mittheilnng 
des Ausfalls der Prüfung ist dem Prüflinge zn eröffnen, ob auch die praktische 
Ausbildung zu wiederholen ist. 

§. 9. Die Trichinenschauer haben sich, sofern sie als öffentliche Tricbinen- 
schauer weiterhin thätig zn sein wünschen, alle drei Jahre einer Nachprüfung 
vor einem hiermit beauftragten beamteten Thierarzte zu unterziehen. Hierbei 
ist unter sinngemässer Anwendung der Bestimmungen in den §§. 4 bis 6 fest- 
zustellen, ob der PrAfling in theoretischer nnd praktischer Hinsicht die behnfs 
zuverlässiger Ausübung der Trichinen- und Finnenschau erforderlichen Kennt¬ 
nisse und Fertigkeiten besitzt. 

Die Nachprüfung ist bereits nach zwei Jahren erforderlich und bat im 
volien Umfange der §§. 4 bis 6 stattzuflnden, wenn der Inhaber des Befähigungs¬ 
aasweises inzwischen als Trichinenschauer amtlich nicht thätig gewesen ist. 

Der Ausfall der Nachprüfung ist auf dem Befähigungsausweise von dem 
prüfenden Thierarzte zu vermerken. 

§. 10. Die Gebühren für die Prüfung, sowie für jede Wiederholung 
derselben betragen sechs Mark. 

Die Gebühren für jede Nachprüfung betragen vier Mark, im Falle des 
§. 9, Abs. 2 sechs Mark. 

Die Gebühren sind vor der Zulassung zur Prüfung oder Nachprüfung 
einznzahlen. 

§. 11. Approbirte Aerzte nnd Thierärzte sind zur AusAbung der Trichinen¬ 
schau ohne besondere Prüfung zuzulassen. 

Personen, welche zur Zeit des Erlasses dieser Vorschriften bereits ein 
Jahr lang an einem öffentlichen Schlachthofe, bei welchem die Fleischbeschau 
unter thierärztlicher Leitung steht, oder bei einer öffentlichen Fleischbeschau 
für eingeführtes Fleisch als Trichinenschaner amtlich thätig gewesen sind, 
können bei tadelloser Dienstfühmng den Answeis als Trichinenschaner ohne 


*) Von einem Abdruck desselben ist hier Abstand genommen. 
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PrQAmg erhalten, wenn sie ror Ablauf eines Jahres nach Veröffentlichung dieser 
Vorschriften bei der anständigen Behörde einen entsprechenden Antrag stellen. 
Von den Nachprüfungen sind sie dadurch nicht entbunden. 

§. 12. Personen, welche das Fleischeigewerbe, den Fleisch- oder Vieh¬ 
handel betreiben, dürfen als Trichinenschaner nicht angestellt werden. 


B. Eönlipreloli Preuoiseit« 

Fennionirang der nicht yollbesoldeten Kreisärzte. Bunderlass 
des Ministers der u. s. w. Hedizinalangelegenheiten (gez. i. Anftr.: 
Förster) Tom 23. April 1902 — M. Nr. 894 — an sänuntliche Königlichen 
Begiemngspräsidenten. 

Bei der Pensionirung der nicht vollbesolldeten Kreisärzte werden neben 
der Besoldung und den persönlichen pensionsfähigen Zulagen als pensionsfähiges 
Diensteinkommen auch die amtsärztlichen Gebühren in Anrechnung gebracht, 
welche nach §. 3 des Gesetzes, betreffend die Dienststellung des Kreisarztes pp., 
▼om 16. September 1899 (G. S. S. 172) and den dazu erlassenen Ansführnngs- 
bestimmnngen ron den Tollbesoldeten Kreisärzten zur Staatskasse abznführen, 
bezw. nicht mehr aus der Staatskasse zu erheben sind. Als Gebühren im Sinne 
des §. 3, Abs. 3 des gedachten Gesetzes sind gemäss §. 24, Nr. 1 Abs. 4 der 
Dienstanweisung für die Kreisärzte die Gebühren ans der gerichtsärztlichen 
Thätigkeit, abgesehen yon den Obduktionsgebühren — §. 3, Ziffer 4 und 5 des 
Gesetzes vom 9. März 1872, G. S. S. 265 — nicht anzusehen. Angerechnet 
werden die Gebühren naoh ihrem durchschnittlichen Betrage während der drei 
letzten Etatsjahre vor dem Btatsjahre, in welchem die Pension festgesetzt 
wird, mit der Massgabe, dass das hiernach der Pension zu Grande zu legende 
Diensteinkommen nicht das pensionsfähige Diensteinkommen eines vollbesoldeten 
Kreisarztes yon gleichem pensionsfähigen Dienstalter übersteigen darf. 

Damit die Höhe der Gebühreneinnahme zum Zwecke der Berechnung der 
Pension, bezw. im Falle des Ablebens des Kreisarztes für die Festsetzung des 
Wittwen- und Waisengeldes der Hinterbliebenen ohne Weiteres feststeht, sind 
die nicht yollbesoldeten Kreisärzte nach §. 119 der Dienstanweisung gehalten, 
über die von ihnen erhobenen amtsärztlichen Gebühren ein genaues Verzeichniss 
na^ dem yorgeschriebenen Formular zu führen. Während demgemäss für die 
Zeit nach dem Inkrafttreten des Kreisarztgesetzes Nachweise Ober die Em- 
künfte yon amtsärztlichen Gebühren jederzeit vorhanden sind, fehlt es zumeist 
an solchen für die vor dem 1. April 1901 liegende Zeit. Dadurch, dass es den 
Hinterbliebenen verstorbener Kreisärzte nicht möglich war, zuverlässige Unter¬ 
lagen über die Höhe der Einnahmen an pensionsfähigen Gebühren ans der Zeit 
vor dem 1. April 1901 beizubringen, ist die Festsetzung des Wittwen- und 
Waisengeldes wiederholt auf Schwierigkeiten gestossen. 

Zur Vermeidung derartiger ünzuträglichkeiten ersuche ich Ew. Hoch- 
woh^eboren ergebenst, von sämmtlichen nicht vollbesolldeten Kreisärzten und 
Gerichtsärzten Ihres Bezirkes, welche bereits vor dem 1. April 1901 im_ Medi¬ 
zinalbeamtendienste angestellt waren, Sich Nachweisungen über die in den 
Etatsjahren 1899 und 1900 von ihnen bezogenen amtsärztlichen Gebühren ein- 
reiohen und unter Beachtung der ergangenen Bestimmungen insbesondere der 
Erlasse vom 29. August und 16. September v. Js. — Min.-Blatt der u. s. w. 
Medizinalangelegenheiten S. 234/5 — und vom 14. März d. Js. — Min.-Blatt 
der u. s. w. Medizinalangelegenheiten S. 105 — einer Prüfung unterziehen zu 
lassen. Die Jahresbeträge der Gebühren sind dort zu vermerken und die Nach- 
weisungen demnächst den Kreisärzten zurückzugeben, welche sie zu ihren 
Akten zu nehmen haben. 

Bei dieser Gelegenheit bringe ich zugleich die in letzter Zeit mehrfach 
ausser Acht gelassene Vorschrift in Erinnerung, dass in den Vorschlags-Nach- 
weisungen für die Bewilligung von Pensionen oder von Wittwen- und Waisen¬ 
geld bei den Angaben Ober die pensionsfähige Dienstzeit des Beamten stets 
der Tag der Vereidigung oder falls der Eintritt in den Staatsdienst ansnabms- 
weise bereits vor der Ableistung des Diensteides stattgefunden hat, unter Bei¬ 
fügung des Nachweises hierüber der Zeitpunkt des Dienstantrittes ersichtlich 
zu machen ist. Als pensionsfähige Dienstzeit ist, wie ich zur Begegnung her¬ 
vorgetretener Zweifel bemerke, auch die Dienstzeit als Kreiswandarzt an- 
znsehen. 
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Beeidignng der Kreisärzte als gerichtliche Sachyerständige. Band* 
erlass des Justizministers(gez. i. Vertr.: Etlntzel) yom 29. Härz 
1902 — J.-M. I. Nr. 1939 — an den Herrn Oberlandesgeriohtspräsidenten in 
Marienwerder. 

Ew. Hochwohlgeboren Ansftthrnngen trete ich im Allgemeinen bei. Der 
Gerichtarzt, auch der als solcher regelmässig fungirende Kreisarzt (§. 9 des 
Gesetzes vom 16. September 1899, Gesetz-Samml. S. 172) ist Kraft seines Amtes 
ein zur Erstattung medizinisch-gerichtlicher Gutachten in straf- und zivilrecht¬ 
lichen Angelegenheiten öffentlich bestellter Sachverständiger im Sinne der 
§. 73, 75, 87 der Strafprozessordnung und der §§. 404, 407 der Zivilprozesss- 
ordnung — Begründung zum Entwürfe des angeführten Gesetzes, Drucksachen 
des Abgeordnetenhauses 19. Legislaturper. I. Sess. 1899 — Nr. 136 S. 10,25 —. 

Der von ihm in seiner Eigenschaft als Staatsbeamter zu leistende 
Diensteid deckt auch die von ihm innerhalb seiner amtlichen Zuständigkeit ab- 
zugebenden Gutachten — vergl. Entscheidung des Beichsgerichts in Strafsachen 
Bd. 3, S. 321; Bd. 8, S. 357; Bd. 28, S. 4 —. 

Demnach ist für eine allgemeine Beeidigung der Gerichtsärzte kein 
Baum, soweit sieh ihre begutachtende Thätigkeit auf den Bereich ihrer Zu¬ 
ständigkeit beschränkt. Diese Zuständigkeit erstreckt sich nur auf dem Amts¬ 
bezirk (§. 9, Abs. 1 des angef. Gesetzes), bei den Kreisärzten also regelmässig 
auf den Kreis (§. 4 a. a. 0.). 

Soweit es aber angemessen erscheint, einen Gerichtsarzt über Fragen pp. 
zu vernehmen, die seinen Amtsbezirk nicht berühren — ein Fall, der allerdings 
nach §. 73, Abs. 2 der Strafprozessordnung und §. 404, Abs. 2 der Zivilprozess¬ 
ordnung nur unter besonderen Umständen eintreten kann — so kommt der 
Gerichtsarzt nur in seiner Eigenschaft als Arzt (nicht als Beamter) in Betracht, 
es ist also seine Beeidigung erforderlich. Für solche Fälle würde auch eine 
allgemeine Beeidigung nach §. 79, Abs. 2 der Strafprozessordnung und §. 410, 
Abs. 2 der Zivilprozessordnung möglich sein, auf die dann §. 86 des Aus- 
führungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetze und die Allgemeine Yerfügrmg 
vom 5. Februar 1900 (Justiz-Min-Bl. S. 48) Anwendung finden. Doch wird 
eine Anhörung der Aerztekammer (§. 2, Abs. 2 der Allgemeinen Verfügung) 
durch den Umstand ausgeschlossen, dass nach §. 2, Abs. 1 Nr. 1, verb. mit 
§. 5 des Gesetzes vom 25. November 1899 (Gesestz-Samml. S. 565) die Kreis¬ 
ärzte (Gerichtsärzte) der Disziplin der ans den Aerztekammern gebildeten 
Ehrengerichte nicht unterstehen, vielmehr über ihre Qualifikation nnd ihre 
Leistungen nur die Vorgesetzte Dienstbehörde zur Abgabe eines Urtheils 
berufen ist. 

Ew. Hochwoblgeboren ersuche ich, die Landesgerichtspräsidenten Ihres 
Bezirkes in diesem Sinne mit Weisung zu versehen. 


Errichtung öffentlicher, ausschliesslich zu benutzender Schlacht¬ 
häuser. Gesetz vom 29. Mai 1902. 

Der §. 1, Abs. 1 des Gesetzes, betreffend die Errichtung öffentlicher, aus¬ 
schliesslich zu benutzender Schlachthäuser, vom 18. März 1868 erhält folgende 
Fassung: 

„In denjenigen Gemeinden, für welche eine Gemeindeanstalt zum Schlachten 
von Vieh (öffentliches Schlachthaus) errichtet ist, kann durch Gemeindebeschluss 
angeordnet werden, dass innerhalb des ganzen Gemeindebezirks zum Schlachten 
sämmtlicher oder einzelner Gattungen von Vieh, sowie gewisse mit dem Schlachten 
in unmittelbarem Zusammenhänge stehende, bestimmt zu bezeichnende Ver¬ 
richtungen ausschliesslich in dem öffentlichen Schlachthause vorgenommen 
werden dürfen.“ 

§. 2. Dieses Gesetz tritt sofort in Kraft. 


Handhabung der Vorschriften des Fleischbescbangesetzes in Bezug 
auf das verbotswidrig eingefnhrte Fleisch. Bunderlass des Mi¬ 
nisters der u. 8. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Vert.: 
Förster) nnd des Innern (gez. i. Vertr.: von Bischoffshansen) vom 
15. April 1902 — M. d. g. A. M. Nr. 5299, M. d. Inn. Ha Nr. 2295 — 
an sämmtliche Herren Begierungspräaidenten. 

Ew. Hodiwohlgeboren übersenden wir beifolgend Abschrift der unter 
dem 19. Dezember v. Js. — HI 15637 — von dem Herrn Finanz'minister 
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an die ProTinzialstener-Direktion pp. eilassenen Veifügiing, betreffend die Hand- 
habong der Vorschriften im §. 12, Abs. 1 des Fleischbeschatigesetzes znr gefl. 
weiteren Veranlassung bezilglich der yon den Polizeibehörden zu ergreifenden 
Massnahmen in Fällen, in denen das entgegen dem Verbote des §. 12, Abs. 1 
a. a. 0. eingefBhrte Fleisch zu gesundheitspolizeilichen Bedenken Anlass giebt. 


Bei der Handhabung der Vorschrift im §. 12, Abs. 1 des Gesetzes, be> 
treffend die Schlachtvieh- und Fleischbeschau, vom 3. Juni 1900 sind Meinnngs- 
yersehiedenheiten dartlber heryorgetreten, was mit Fleisch, das entgegen der 
bezeichneten Gesetzesvorschrift eingeffihrt worden ist, in denjenigen Fällen zu 
geschehen hat, in denen die Verfolgung oder Vernrtheilung einer bestimmten 
Person auf Grund der §§. 26 und 27 a. a. 0. nicht ausführbar ist. 

Die Einziehung solchen Fleisches auf Grund des §. 28, Abs. 2 ist nur 
zulässig, wenn feststeht, dass Jemand das Einfuhrverbot wissentlich oder fahr¬ 
lässig verletzt hat. Dies entspricht der Auslegung, welche von der Becht- 
sprewung (zu vergl. Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen Bd. 7 
S. 428) im Anschluss an den §. 42 des Strafgesetzbuches, dem §. 15, Abs. 2 
des Gesetzes, betreffend den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genussmitteln 
und Gebranchsgegenständen vom 14. Mai 1879 gegeben worden ist. Der letzteren 
Bestimmung ist aber der §. 28, Abs. 2 des Gesetzes vom 3. Juni 1900 ebenso 
nachgebildet, wie die wörtlich gleichlautenden Vorschriften im §. 6, Abs. 2 
des Gesetzes, betreffend den Verkehr mit blei- und zinkhaltigen Gegenständen, 
vom 25. Juni 1887, §. 13, Abs. 2 des Gesetzes, betreffend die Verwendung 
gesundheitsschädlicher Farben pp. vom 5. Juli 1887, §. 19, Abs. 2 des Getetzes, 
betreffend den Verkehr mit Butter pp., vom 15. Juni 1897. Ob im einzelnen 
Fidle die selbstständige Einziehung der im §. 12, Abs. 1 bezeichneten Gegen¬ 
stände herbeizuffihren sei, würde dem Ermessen der znr Strafverfolgung be¬ 
rufenen Behörde obliegen, während das Gericht den Antrag der Staatsanwalt- 
s^aft nicht aus Zweckmässigkeitsgründen, sondern nur dann ablehnen darf, 
wenn nach seiner Ansicht die gesetzlichen Voranssetznngen für die Zulässigkeit 
der Einziehung nicht vorliegen (zu vergl. Entscheidungen des Reichsgerichts 
in Strafsachen Bd. 28 S. 122). 

Insoweit die Voraussetzungen des §. 28 des Fleischbeschangesetzes nicht 
und daher auf Grund dieser Bestimmung die Einziehung der Waare nicht er¬ 
folgt, wird aber, sofern nicht aus gesnndheitspolizeilichen Gründen, namentlich 
wegen Verdorbenseins der Waare ein polizeiliches Eingreifen geboten ist, nichts 
erübrigen, als die Zurttckschaffung der Waare in das Ausland (§. 139 des 
Vereinszollgesetzes). 

Demgemäss wird in den Eingangs bezeichneten Fällen nach folgenden 
GmndiAtzen zu verfahren sein: 

1. Besteht der Verdacht, dass bei der Fleischeinfnhr wissentlich oder 
fahrlässig den Vorschriften im §. 12, Abs. 1 des Fleischbeschangesetzes zu- 
widergehandelt worden ist, so ist seitens der Zollbehörde die Staatsanwaltschaft 
behufs Herbeiführung der Einziehung des Fleisches auf Grund der §§. 26, 27 
und 28 a. a. 0. zu benachrichtigen. 

2. Liegen die Voraussetzngen unter Ziffer 1 nicht vor oder wird die 
Einziehung der Waare von der Staatsanwaltschaft nicht beantragt oder vom 
Gericht abgelehnt, so ist, falls die Waare zu gesundheitspolizeilichen Bedenken 
Anlass giebt, insbesondere, falls sie verdorben ist, die Polizeibehörde behufs 
Ergreifung der erforderlichen Vorsichtsmassregeln zu benachrichtigen; in allen 
übrigen Fällen hat die Zurückschaffnng der Waare in das Ausland zu erfolgen. 


Eine Nachnntersnckung des von auswärts eingefnhrten, bereits 
untersuchten Fleisches kann nur für feilgehaltenes Fleisch angeordnet 
werden. Bunderlass der Minister des Innern (gez. i. Vertr.: 
von Bisehoffshansen) und für Handel und Gewerbe (gez. i. Vertr.: 
Lohmann) vom 6. Juni 1902 — M. d. 1. Ua Nr. 2011, M. f. H. n. G. lila 
Nr. 2334 — an den Herrn Regierungspräsidenten in Wiesbaden und sämmt- 
liohen Königlichen Re^emngspräsidenten znr Eenntnissnahme mitgetbeilt. 

Der Magistrat in Homburg v. d. H. hat einen Antrag der Intendantur 
des 18. Armeekorps in Frankfurt a. M., das für die l'rnppen von auswärts 
nach Homburg y. d. B. eingeführte amtlich bereits untersuchte Fleisch von 
einer zweiten Untersuchung im dortigen Schlachthause rä befreien, unter Hin- 
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weis auf die Vorschrift des Begnlativs fOi die Untersnchnng des in den Stadt¬ 
bezirk Hombnrg v. d. H. znm Verkauf oder zur Znbereitnng in Ghkst- oder 
Speisewirthschaften eingeftthrten frischen Fleisches yom 10. Januar und 
30. März 1899, wonach alles von auswärts eingeftlhrtes Fleisch, 
gleichviel ob es schon untersucht ist, nach der Einbringung zur üntersudiaDg 
Torgelegt werden muss, abgelehnt. 

Sie wollen den Magistrat darauf hinweisen, dass diese Bestimmung in 
dem Schlachthausgesetze eine Bechtsgrundlage nicht finde. Da die militärischen 
Oekonomieeinrichtungen — abgesehen von den hier in Betracht kommenden 
Casinos und Kantinen — als Gast- und Speisewirthschaften im Sinne des §. 2 
Ziffer 8 des Gesetzes nicht angesehen werden, so würde das Verlangen nach 
einer nochmaligen Untersuchung berechtigt sein, wenn das Einführen des für 
die Trnppenküche bestimmten Fleisches als ein Feilbieten im Sinne des §. 2 
des Schlachthausgesetzes angesehen werden könnte. Dies ist jedoch nicht der 
Fall. Denn wie auch das Kammergericht in einer Entscheidung vom 2. No¬ 
vember 1899 (Jahrbuch Bd. XIX S. 337) ausgesprochen hat, ist das von einem 
auswärtigen Schlächter auf Grund fester Bestellung gelieferte Fleisch als ein 
von ihm feilgebotenes nicht anzusehen; es unterliegt daher auch nicht dem 
Untersuchungszwange. 

Hiernach müssen wir Werth darauf legen, dass die erwähnte Vorschrift 
des Begnlativs fortan nur auf feilgebotenes Fleisch angewendet werde. 
Sie wollen dem Magistrate das Erforderliche eröffnen und ihn veranlassen, 
dass dem Begulative eine den gesetzlichen Vorschriften entsprechende Fassung 
gegeben werde. Für den Bezirksanssschnss ist ein Abdruck beigefügt. 


Verwendung von Bittermandeloel und Nitrobenzol bei der Mar- 
zipanbereitnng. Banderlass der Minister der u. s. w. Medizinal- 
angelegenheiten (gez. i. Anftr.: Förster), des Innern (gez. i. Vertr.: 
Peters) n. für Handel n. Gewerbe (gez. i. Vertr.: Lohmann) vom 
16. Mai 1902 — M. d. g. A. M. Nr.6288, M.d. I.Ha.Nr.3592, M.f.H.u.G. 
Ub Nr. 3361 — an sämmtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Untersuchungen, welche gelegentlich einer Anregung von Interessenten 
vorgenommen worden sind, haben ergeben, dass bei dem Verkehr mit Marzipan- 
waaren gesundheitsschädliche Stoffe gelegentlich zur Verwendung kommen, 
welehe es angezeigt erscheinen lassen, die Aufmerksamkeit der Organe der 
Nahrungsmittel-Ueberwachung auf jene Waaren zu lenken. Indem wir Ew. 
Hochwohlgeboren die weitere Veranlassung anheimgeben, bemerken wir, dass die 
kontrollirenden Behörden besonders auf die Möglichkeit der Verwendung voh 
Bittermandeloel und von Nitrobenzol bei der Marzipanbereitung zu achten 
haben werden. 

Bittermandeloel, wie es sich im Handel findet, ist zum Theil blausäure- 
haltig und dadurch unter Umständen gesundheitsschädlich. Es seil zur Ver¬ 
besserung des mangelnden Aroma ebenso wie Nitrobenzol dienen, welches einen 
dem Bittermandel ähnlichen Geruch und Geschmack besitzt und dabei giftig 
wirkt. 


Bissverletzungen von Menschen durch tolle oder tollwuthver- 
dächtige Thiere im Jahre 1901. Randerlass der Minister der n. s. w. 
Medizinalangelegenheiten (gez. i. Vertr.: Wever) vom 16. Mai 
1902 — M. Nr. 11313 U. I. — an sämmtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Ans den im Verfolg der Erlasse vom 12. Oktober 1897 M. Nr. 12558' 
und vom 1. März 1899 M. Nr. 10393 U. I. eingereichten Verzeichnissen ergiebt 
sich, dass die Bissverletzungen durch tolle oder toUwnthverdächtige Thiere im 
Jahre 1900 im prenssischen Staate im Ganzen 233 (nicht 230, wie im Erlasse 
vom 14. Mai 1901 M. Nr. 11836 U. 1. angegeben) betragen hat. 

Aus dem Jahre 1901 sind bis jetzt 187 Bissverletzungen von Menschen 
amtlich gemeldet worden, von denen 123 das männliche, 64 das weibliche Ge¬ 
schlecht betreffen. 

Von diesen standen im Alter von: 

1— 2 Jahren ... 1 Person, 5—^10 Jahre ... 40 Personen, 

2— 3 _ ... 2 Personen, 10—15 „ ... 31 „ 

3— 6 „ ... 15 , 15-20 , ... 27 , 
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20—26 Jahren ... 11 Personen, 40—50 Jahre ... 18 Personen, 
26—30 „ ... 8 „ 50—60 „ ... 14 „ 

30—40 , ... 16 „ 60—70 „ ... 2 , 

während bei 2 Personen das Lebensalter nicht angegeben ist. 

Die Verletzungen wurden von 121 Thieren, nämlich von 110 Hunden, 6 
Katzen, 4 Kindern und 1 Pferde hervorgebracht; bei 77 Thieren wurde theils 
durch Obduktion, theils auch durch Impfung von Kaninchen die ToUwnth fest¬ 
gestellt. 12 Thiere entzogen sich der Feststellung durch Entlaufen. 

Von den Verletzungen hätten ihren Sitz an dem Kopf 12, dem Kumpf 
2, den oberen Gliedmassen 92, den unteren Gliedmassen 61. Bei 25 Verletzten 
ist der Sitz der Verletzung in den Berichten nicht angegeben. Bei 5 Ver¬ 
letzten soll nUr das Kleidungsstück zerrissen, nicht aber ein Körpertheil verletzt 
worden sein. 

Die Verletzungen kamen in 7 Provinzen vor, nämlich in Ostpreussen 60, 
Schlesien 55, Westprenssen 34, Posen 19, Brandenburg 8, Pommern 8, Sachsen 3. 

Von den Kegierungsbezirken waren 14 betheiligt, nämlich: Gumbinnen 
39, Marienwerder 29, Oppeln 29, Breslau 26, Königsberg 21, Posen 11, Brom¬ 
berg 8, Stettin 6, Danzig 5, Frankfurt 5, Merseburg 3, Berlin 2, Öslin 2, 
Potsdam 1. 

Auf die einzelnen Monate vertheilen sich die Verletzungen in folgender 
Weise: Januar 28, Februar 26, März 15, April 15, Mai 22, Juni 25, J^i 21, 
August 6, September 6, Oktober 9, November 3, Dezember 11. 

Von den 187 Verletzten unterwarfen eich 146, davon 1 in Wien, die 
übrigen im Institut für Infektionskrankheiten in Berlin, der Schutzimpfung 
nach Pasteur. Von sämmtlichen durch tollwuthverdächtige Thiere gebissenen 
Personen liessen sich, auf das Hundert berechnet, impfen im Jahre 1898 : 29,0, 
1899 : 80,5, 1900: 82,3, 1901: 78,1. 

Von den 41 Personen, welche sich im Jahre 1901 nicht impfen liessen, 
blieben ohne jede ärztliche Behandlung 12; bei den übrigen 29 bestand die 
ärztliche Behandlung seitens des Arztes im Ausschneiden der Wunden 1 mal, 
Ausbreniien 2 mal, Ansbeizen 7 mal, während bei 19 Verletzten die Art der 
Behandlung nicht angegeben worden ist. 

Die Zahl der Bissverletznngen durch tolle oder tollwuthverdächtige 
Thiere hat im Jahre 1901 erfreulicher Weise abgenommen. Die Schutzimpfung 
aber scheint im Berichtjahr an Volksthümlichkeit etwas verloren zu haben. 
Dies ist bedauerlich, da die Wirkung derselben, wenn auch keine absolut 
sichere, so doch eine ^osse ist. Dies bat sich auch im Berichtsjahr gezeigt, 
indem von den 144 geimpften Personen keine, von den 41 nicht geimpften aber 
eine an ToUwuth gestorben ist. 

Im Anschluss an die Ausführungen meines Erlasses vom 14. Mai 1901 
11336 U. 1. ersuche ich daher Ew. Hoohwohlgeboren erneut, in geeigneter 
Weise auf die Bevölkerung aufklärend zu wirken und sie darauf hinzuweisen, 
dass jeder, anscheinend auch noch so leichte Kiss oder Biss durch Hunde oder 
Katzen lebensgefährlich werden kann und daher, sofern nur der geringste 
ToUwnthverdacht besteht, baldmöglichst der Behandlung durch einen Arzt und 
der Schutzimpfung zugeftthrt werden sollte. 

Ans den Berichten geht ferner hervor, dass die Feststellung der Toll- 
wnth durch Verimpfung des verlängerten Markes der getödteten Thiere nur 
in einem Bmchtheile der Fälle möglich war, — theils, weil entgegen den Be¬ 
stimmungen des Erlasses vom 22. Juli 1898 M. d. g. A. M. 11846 ü. I, M. f. 
L. I. H. 5358, M. d. J. II. 11433 — die Einsendung des Kopfes der Thiere 
an das Institut für Infektionskrankheiten Oberhaupt unterlassen worden, theils, 
weil dies so spät geschehen ist, dass es verwest dort ankam, so dass die Impfung 
von Versuchstbieren nicht mehr möglich war. Ew. Hochwohlgeboren ersuche 
ich, auf diesen Punkt die nachgeordneten Behörden nachdrücklich hinzuweisen. 

Die Angabe über die Art und den Sitz der Verletzung sind auch in dem 
Berichte über das Jahr 1901 ziemlich lückenhaft. Bei 25 Verletzten fehlt jede 
Angabe, bei 54 ist nicht angegeben, welche Körperhälfte von der Verletzung 
betroffen war. Ich ersuche, die betreffenden Kubriken in den Verzeichnissen 
möglichst sorgfältig ansfüllen zu lassen. 

Der erwähnte Todesfall an Wuth hat sich in einem Dorfe des Kreises 
Katibor ereignet. Der betreffende Hund machte nicht den Eindruck der Toll- 
wutlu Das verletzte junge Mädchen blieb daher anfänglich ohne Behandlung. 
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Ala sie nach 8 Tagen zain Arzt geführt wnrdei weil dia Wände nicht heilen 
wollte, nnterliess man es, diesem von der Entstehung der Verletzung durch 
den Biss eines Hunde» Mittheilong zu machen. So kam es,'dass der Arzt eine 
ungenügende Behandlung — Verband mit Ichthyol — einleitete. Am 42. Tage 
nach der Verletzung starb die Verletzte an Wnth. 


Vertrieb des Diptherie-Heilserums in Fl&scbchen nnd Glasam« 
pullen. Erlass des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegen- 
heiten (gez. i. Vertr.: Wever) vom 10. Mai 1902. 

Nach Anhörung des Herrn Direktors des Königlichen Instituts für expe> 
rimentelle Therapie in Frankfurt a. M., Geh. Medizinalraths Prof. Dr. Ehrlich, 
erkläre ich mich damit einverstanden, dass fortan das Diptherie-Heilserum so¬ 
wohl, wie bisher, in Fläschchen, welche mit Eorkstopfen verschlossen sind, als 
auch in zugeschmolzenen Glasampullen, deren Hals sich an einer eingefeuten 
Marke leicht abbrechen lässt, in den Handel gebracht werden darf. 

Die Glasampnllen müssen ebenso wie die Fläschchen vor Füllung 
durch trockene Hitze von ISO** C. keimfrei gemacht werden, auch ist durim 
vorsichtiges EinfüUen des Serums in die Ampullen zu verhüten, dass eine 
Gerinnung von Serum beim Zoschmelzen der Ampullen erfolgt. 

Der Hals der Ampullen muss an der mit Feilstrich versehenen Bruch¬ 
stelle so weit sein, dass er die Einführung der Spritzenkanüle behufs Aus¬ 
saugung des Serums mittels der Spritze bequem gestattet. Die beste Art der 
Serumentnahme muss auf einer, den Ampullen beiznfOgenden Gebrauohsanweisung 
deutlich beschrieben sein. 

Die durch Bnnderlass vom 25. Februar 1895 vorgesohriebene Sicherung 
der im Institut für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M. kontrolirten 
Fläschchen durch Plombenverschluss ist bei dem in Ampullen abgefOllten Serum 
an der Verpackungshülse anzubringen. 

Wegen der Verpackung nnd Kenzeichnung des in Glasampullen ab¬ 
gefüllten Serums hat mein Erlass vom 11. März d. Js. — 5557 ü. I. — Be¬ 
achtung zu finden. ' _ 


Wissenschaftliche Vorbildung weiblicher Apothekerlehrlinge. 
Bekanntmachung des Ministers der u. s. w. Medizinalsnge- 
legenheiten vom 5. Mai 1902. 

Nach Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 5. März 1902 — 
Zentr.-Bl. für das Deutsche Reich, S. 167 — ist der Nachweis der wissenschaft¬ 
lichen Befähigung für den Apothekerbernf durch Beibringung des wissenschaft¬ 
lichen Befähigungszeugnisses für den einjährig-freiwilligen Militärdienst zu 
führen, welches von einer als berechtigt anerkannten Schiüe, auf Wjalcher das 
Latein obligatorischer Lehrgegenstand ist, ausgestellt ist. 

Nach dem Beschlüsse des Bundesraths vom 20. April 1899 ist dem 
wissenschaftlichen Befähignngszeugnisse für den einjährigen-freiwilligen Mili¬ 
tärdienst das Zeugniss einer als berechtigt anerkannten Schule über den Er¬ 
werb der entsprechenden wissenschaftlichen Vorbildung gleich zu achten. Ein 
solches Zeugniss können aber auch Frauen erwerben; sie werden dies am 
einfachsten bewirken, indem sie an einem Progymnasinm oder Realprogym- 
nasinm die Reifeprüfung als Extranerinnen ablegen. Die Absolvimng des 
Lehrkursus einer höheren Töchterschule ist als hinreichende wissen¬ 
schaftliche Vorbildung für den Eintritt in den Apothekerbernf auch dann nicht 
anzusehen, wenn von der Bewerberin gleichzeitig der Nachweis über das Vor¬ 
handensein genügender Kenntnisse in der lateinischen Sprache erbracht wird. 


Prüfung von Rezepten. Erlass des Ministers der u. & w. Me¬ 
dizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: Förster) vom(5. Mai 1902 — 
M. Nr. 6301 — an sämmtliche Königlichen Regierungspräsidenten. 

Die nach dem Erlasse vom 26. April 1901 — M. 809 — mit der Prüfung 
der Rezepte nnd Rechnungen über die an Staatsanstalten gelieferten Arzneien 
betrauten pbarmazeutischen Revisoren sind in der Lage, gleichzeitig Verstösse 
gegen die gebotene Sparsamkeit durch Verwendung nnnötüger thenerer Arznei¬ 
mittel wie Antipyrin, Salipyrin, Dermatol nnd andere, deren Namen geschützt 
ist, an üWwachen. Zur Vereinfachung des Geschäftsbetriebes haben daher die 
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mit dar Prttfong der Arzneireohnnngen betrauten pharmazeutischen Bevisoren 
in der Folge diese IJeberwachnng auszuüben and die revidirten Bechnnngen 
mit einem entsprechenden PrüfungsTermerk zu versehen. 


Erg&nznngsblatt 8 znm Hebammen - Lehrbuch, Seite 80. Band* 
Erlass des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegenheiten 
vom 21. Mai 1902. 

Auf Seite 80 ist hinter der Ziffer 3 des §. 107 unter dem ErgSnzungs- 
blatt 8 einzusohieben: 

„An Stelle des Lysols kann auch die Eresolseife <Liquor Cresoli saponatns) 
Verwendung finden. Die Flasche muss die deutliche und haltbare Aufschrift 
tragen: „VorsichtI jffresolseifeI Nor gehörig verdünnt und nur änsserlich zu 
gebrauchen." Zum Abmessen ist ein Glasgefäss mit Marken, für je 5, 10 und 
20 Gramm erforderlich. 

In allen Fällen, in denen das Lehrbuch dreiprozentiges Karbolwasser 
vorsehreibt (§§. 71, 113, 237, 238, 296, 802, 303, 312) darf einprozentiges 
Kresolseifenwasser und da, wo das Lehrbuch ein* bis z weiprozentiges Karbol¬ 
wasser verlangt (§§. 245, 246, 310) einhalb-(*/>-) prozentiges Kresolseifen¬ 
wasser gebraucht werden. 

Das Kresolseifenwasser wird bereitet, indem zu einem Liter lauwarmen 
'Wassers in einer reinen Schüssel oder Flasche unter beständigem ümrübren 
oder ümschüttelu 10 Gramm Kresolseife behufs Herstellung von einprozentigen 
Kresolseifenwasser oder 5 Gramm zur Gewinnung von einhalbprozentigen Kresol¬ 
seifenwasser zugeschüttet werden. Niemals darf die Hebamme die Mischung 
der Kresolseife und des Wassers in der Spülkanne vornehmen. 


O. Grosslaeirzog^lziiiii Baden. 

Verkehr mit Milch. Verordnung des Staatsministeriums 
des Innern vom 10. Mai 1902. 

Auf Grund der §§. 87 a und 94 des P.-Str.G.-B. sowie mit Bezug auf 
§. 367 Ziffer 7 B.-Str.-G.-B. und §§. 10 ff. des Beichsgesetzes vom 14. Mai 1879, 
den Verkehr mit Nahrungsmitteln, Genussmitteln und Gebrauchsgegenständen 
betreffend (Beichs-Gesetzblatt S. 145), wird unter Aufhebung der diesseitigen 
Verordnung vom 17. Juni 1884 (Gesetz-und Verordnungsblatt S. 230) verordnet, 
was folgt: 

§. 1. Der Verkehr mit Kuhmilch unterliegt der gesundheitspolizeilichen 
Ueberwachung nach Massgabe dieser Verordnung. 

§. 2. Frische (süsse) Milch darf nur als Vollmilch (ganze Milch) oder 
als Magermilch (abgerahmte Milch) verkauft oder feilgehalten werden. 

Als Vollmilch darf nur Milch verkauft und feilgehalten werden, welche 
in keiner Weise entrahmt oder sonst verändert ist. 

Ais Magermilch, entrahmte Milch, gilt jede Milch, welche auch nur 
theilweise abgerahmt ist, insbesondere auch jedes Gemisch von VoUmildi mit 
abgerahmter Milch. 

Die Magermilch darf nur in Gefässen aufbewahrt, feilgehalten und ab¬ 
gegeben werden, welche in deutlicher, nicht abnehmbarer Schrift die Bezeich¬ 
nung „Magermilch" tragen. 

§. 3. Verboten ist das Feilhalten und Verkaufen von ganzer oder ab¬ 
gerahmter Milch, 

1. welche fremdartige Stoffe wie Bis, chemische Konservinngsmittel 
oder Zusätze von Wasser enthält; 

2. welche zwei Tage vor dem Abkalben und bis zu dem sechsten Tage 
nach dem Abkalben abgemolken ist; 

8. welche in ihrer Farbe, in ihrem Gerüche oder Geschmacke, in ihrer 
Konsistenz oder in ihren Bestandteilen von der normalen ^Ich abweicht, eineriei, 
wie die Veränderung entstanden ist (blau, roth oder gelb gefärbte, mit Schimmel¬ 
pilzen besetzte, wässerige, sandige, schleimige, Sut oder Blutgerinsel ent¬ 
haltende, faulig oder nach Kampfer, Aether, Chloroform, Terpentinöl oder 
Karbol riechende, stark salzig, bitter oder scharf schmeckende Milch, insbesondere 
solche, welche von Kühen stammt, die an Gelbsucht, Blutharnen, Wassersucht 
und nicht infektiösen Zehrkrankheiten leiden); 

4. welche von Kühen stammt, die mit giftigen Arzneimitteln, welche in 
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die Milch Übergehen (Arsen, Brechweinstein, Nieswnrz, Opium, Jod, Erotonöl 
Aloe, Eserin, Pilokarpin nnd anderen Alkaloiden behandelt werden. 

5. welche von Ktthen stammt, die an EntertnberknloBe, an mit starker 
Abmagerung oder Dnrohfällen verbundener Tuberkulose, an Milzbrand, Lnngen- 
senehe, Tollwnth, Pocken, Enterentzündnngen, Blntvergiftung, namenuich 
Pyämie nnd Septikämie, fauliger Gebärmntterentzündnng, Bnhr, infektiöser 
Darmentzllndang oder anderen fieberhaften Erkrankungen leiden, oder die des 
Milzbrands oder der Tollwnth verdächtig sind, sowie von Etthen, bei denen die 
Nachgebart nicht abgegangen ist, oder bei denen kranÜiafter Ansflnss ans den 
Geschlechtstheilen besteht. 

Die Thierärzte sind verpflichtet, die sie in Anspruch nehmenden Thier- 
besitzer anf das Vorhandensein der Yoransseünngen der Ziffern 4 nnd 5 be¬ 
sonders aufmerksam zu machen. 

§. 4. Milch von Kühen, welche an Maul- nnd Klanensenohe oder an 
Tnberknlose leiden, soweit letzterenfalls nicht §. 8 Ziffer 5 Anwendung zu 
finden hat, darf nnr abgekocht oder sterilisirt in Verkehr gebracht werden. 

Gleiches gilt für die Milch ans Gehöften, Ortschaften oder Gemarlnugen 
sowie ans Sammelmolkereien, für welche wegen des Ausbruchs der Manl- nnd 
Klanensenohe oder wegen Senchengefabr das Weggeben nicht abgekochter Milch 
von der Polizeibehörde verboten ist. 

Als abgekocht gilt diejenige Milch, welche bis anf 1(X)^ C. erhitzt oder 
einer Temperatnr von 90 ** C. durch mindestens 15 Minuten ansgesetzt worden ist. 

§. 5. Gefässe ans Knpfer, Messing, Zink, gebranntem Thon mit schlechter 
oder schadhafter Glasur, Blei, verbleitem Eisenblech, Eisen mit bleihaltigem, 
rissigem oder brüchigem Email, oder verrostete Gefösse dürfen weder zur Auf¬ 
nahme, noch zum Ausmessen der Milch verwendet werden. 

Sämmtliche zur Aufnahme und zum Ausmessen von Milch dienenden 
Gefässo sind sorfältig rein zu halten nnd dürfen niolit verwendet werden zur 
Aufbewahrnng von anderen Gegenständen, welche den Geschmack der Milch 
beeinträchtigen könnten, insbesondere von Spülicht. 

§. 6. Die Bäume, in denen für den Verkauf bestimmte Milch anfbewahrt 
wird, sollen sorgfältig rein nnd möglichst stanbfrei sein, nnd Üblich an^iebig 
gelüftet werden. In Bänmlichkeiten, die znm Schlafen oder zur ünterbringnng 
von Kranken benutzt werden, soll für den Verkauf bestimmte Milch nicht anf- 
bewahrt werden. 

§. 7. Personen, welche an ansteckenden Krankheiten oder an Hantans- 
schlägen leiden, oder welche mit der Pflege von an ansteckenden Krankheiten 
erkrankten Personen befasst sind, sollen weder die Wartung oder das Melken 
der Kühe besorgen, noch sonst mit der Behandlung oder dem Vertrieb der 
Milch irgendwie nnmittelbar sich befassen. 

§. 8. Treten in dem Hause oder der Familie eines Milchhändlers oder 
Milchproduzenten Erkrankungen an Scharlach, Diphtherie, Krapp, Typhns, Poeken, 
Cholera oder Puerperalfieber auf, so kann das Bezirksamt den Verkauf von 
Milch während der Dauer der Krankheit und bis nach erfolgter Desinfizimng 
der von den Kranken benutzten Bäume untersagen. Das Verbot ist jedenfalls 
aufznheben, sobald der betreffende Kranke ans dem Hanse entfernt nnd dieses 
entsprechend den amtlichen Anordnungen desinfizirt ist. 

§. 9. Durch bezirks- oder ortspolizeiliche Vorschriften können Bestim¬ 
mungen über die Einrichtung der polizeilichen Mildikontrolle getroffen werden, 
insbesondere über: 

1. die Besichtigung der Milch nnd die Ermittelung des spezifischen Ge¬ 
wichts derselben durch Polizeibeamte, 

2. die chemische Untersuchung der Milch durch eine amtliche Nahrnngs- 
mittel-Prüfungsanstalt oder durch einen zu amtlichen üntersnchnngen ermäch¬ 
tigten Sachverständigen. 

8. die in zweifelhaften Fällen vorzunehmende Stallprobe. 

§. 10. Ausserdem können durch bezirks- oder ortspolizeiliche Vorschriften 
weitere Bestimmungen über den Verkehr mit Milch getroffen werden, insbesondere 
über den Mindestgehalt an Fett bezw. Trockensubstanz, sowie das spezifisdie 
Gewicht der Vollmilch und der Magermilch, über die Gewinnnng der sogenannten 
Kur- und Kindermilch, über die Ansdehnnng der vorstehenden Vorschriften anf 
den Verkehr mit Ziegenmilch etc. 

Verantwortl. Bedaktenr: Dr. Bapmnnd, Beg.- o. Geh. Med.-Bath in Minden i. W. 

J, C. €• BninS) H. S. u. F. Sch..«L. Hof-Bnohdrackerei, Minden. 
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A.. l>eiitsolkeis Reloli. 

BefSrderang von Leichen auf der Eisenbahn. B ekanntmaohnng 
des Beichskanzlers (ges.: Graf von Bülow) vom 18. Juni 1902. 

Anf Grand des Artikel 45 der Beichsverfassong hat der Bandesrath 
folgende Aenderangen der Eisenbahn-Verkehrsordnong beschlossen: 

l. Der Abs. 3 im §. 42 erh&lt folgende Fassong: 

3) Die BefOrderong erfolgt mit Aasnahme der im Abs. 8 aafgeftUirten 
Fälle mit Personenzflgen; Beförderang in Sohnellzligen kann nicht verlangt 
werden. Die Leiche mass, vorbehaltlich der nachstehenden Bestimmnngen, 
von einer Person begleitet sein, die eine Fahrkarte za lösen and denselben 
Zag za benatzen hat, mit dem die Leiche befördert wird. Einer Begleitong 
bedarf es nicht, wenn als Bestimmangsort eine Eisenbahnstation bezeichnet 
ist, and der Absender bei der Anfgabestation das schriftliche oder tele¬ 
graphische Versprechen des Empfängers hinterlegt, dass dieser die Sendung 
sofort nach Empfang der bahnseitigen Benachrichtigung von ihrem Eintreffen 
abholen lassen werde. Bei Sendungen an Leichenverbrennnngsanstalten and 
an Beerdigungsinstitute genügt es, wenn diese eine derartige Verpflichtang 
gegenüber der Eisenbahn in allgemeiner Form übernommen haben. 

II. Die Abs. 1 and 2 im §. 43 erhalten folgende Fassung: 

1) Die Abfertigung der Leichen erfolgt nach der Vorschrift des Tarifs 
entweder auf Grund von Befördemngsscheinen, welche die Eisenbahn aus- 
zufertigen und dem Absender auszuhändigen hat, oder auf Grund von Fradit- 
briefen (§. 51), die andere Gegenstände nicht umfassen dürfen. Das Auf- 
laden ist durch den Absender, das Abladen durch den Empfänger zu bewirken. 

2) Von dem Eintreffen einer Leiche auf der Bestimmungsstation ist 
der Empfänger auf seine Kosten ohne Verzag telegraphisch oder telephonisch 
oder durch besonderen Boten zu benachrichtigen. War ein Befördernngsschein 
ausgestellt, so erfolgt die Auslieferung der Leiche gegen dessen Büi^abe. 

m. Die neuen Bestimmungen treten am 1. Oktober 1902 in Kraft. 


B. Könlfl^eloli Frenmaieii. 

Formular fttr die Sammelforschnng ftber die in den Lungenheil¬ 
stätten erzielten Erfolge. Erlass des Ministers der u. s. w. Medi¬ 
zinalangelegenheiten (gez. i. Vertr.: Wever) vom 21. April 1902 — 
M. Nr. 10^9 IT. I. — an die Herren Oberpräsidenten und den Herrn Begie- 
rungspräsidenten in Sigmaringen (A), sowie Bericht des Präsidenten des 
Kaiserlichen Gesundheitsamts (gez.: Köhler) vom 27. Dezember 
1901 — Nr. 9982 — an den Herrn Staatssekretär des Innern (B). 

A. 

Im Anschluss an meinen Erlass vom 7. November 1899 — M. 12241. 
U. I. — theUe ich Ew. EzceÜenz ergebenst mit, dass sich für die Sammel¬ 
forschnng über die in den Lungenheilstätten erzielten Erfolge das Bedürfniss 
einer Abänderung des bisher im Gebrauch befindlichen Formulars ergeben hat. 
Wie aus dem abschriftlich beifolgenden Berichte des Kaiserlichen Gesundheits¬ 
amtes vom 27. Dezember v. J. — Nr. 9982 — hervorgeht, ist nach eingehenden 
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Verhandlangen ein neaes Formular aulgestellt worden, das in je einem Ezem* 
plar für mftnnliche (weiss) und weibliche (roth) Kranke nebst einer Anweisung 
angesohlossen ist. 

Ew. Ezcellenz ersuche ich ergebenst, die in Ihrem Bezirk vorhandenen 
bezw. noch zu begründenden Lungenheilstätten, soweit sich dieselben zur Be- 
theüiging sai der Sammelfcnrschnng bereit finden lassen, zu veranlassen, dass 
das neue Formular vom laufenden Jahre ab in Gebrauch genommen werde. 

Gleichzeitig ersuche ich Sie, auf eine thunlichst weitgehende Einführung 
von Maohnntersuchnngen der Heilstättenpfleglinge, sowie auf eine regelmässige 
B e n ae hrMbt i g an g des Qes ua dhe it s a m t e s von dem Ergebnisse hinzuwiiken. 

Die Formulare zu den Zählkarten werden, wie bisher, von dem Gesund¬ 
heitsamte den Heilstätten unmittelbar oder, soweit entsprechende Wünsche 
kundgegeben werden, durdi Vermittelung der die Heilstätten unterhaltenden 
Landes-Versicherungsanstalten zugängig gemacht werden. 

Einer Mittheilung, welche Anstalten an der Sammelforschung im laufenden 
Jahre Mch zu bethefligen gedenken, sehe ich zum 1. Oktober d. J. ergebenst 
entgegen. 

B. 

Im Fortgänge der in meinem Berichte vom 7. Juni 1899 (6639/99) er¬ 
wähnten Sammelforschung, betreffend die in den LnngendieilBtättea erzielten 
Btfo^e, hatte sich die Nothwendigkeit ergeben, die bish» dabei verwendeten 
Zähl^teitformulare einer Prüfung und Umarbeitung zu unterwerfen. Zn diesem 
Zwecke ist unter Zuziehung dra Königlich preussischen Geheimen Medizinal- 
räUhe Professoren DrDr. Gerhardt und Koch am 29. Juni d. J. im Gesund- 
heitsamte eine Besprechung abgehalten und der Entwurf einer neuen Zäfalkarte 
für LnngenkraiÜEe anfgestdlt worden. Dieser Entwurf ist anlässlich der von 
dem Herrn Vorsitzenden des Präsidiums vom Zentral-Komitee zur Errichtung 
von Heilstätten für Lungenkranke am 24. Oktober d. J. einbernfenen Ver¬ 
sammlung dw Heilstättenärzte Gegenstand einer eingehenden Berathung gewesen 
nnd alsdann einer besonderen Kommission zur Fertigstellung auf Grund des 
Ergebnisses der gepfl(^enen Verhandlungen überwiesen worden. In der am 
16. Dezember d. J. durch den Herrn Vorsitzenden des bezeichneten Zentral- 
Kbmitees anberaumten Kommissions-Sitzung ist die Zählkarte für Lungenkranke 
endgültig festgestellt worden. Ew. Excellenz bitte ich unter Bezugnahme auf 
meinen Eingangs erwähnten Bericht gehorsamst, den Bundesregierungen das 
neue Zählkartenformniar nebst der zugehörigen Anweisung mit dem Ersuchen 
um Einführung in die Lungenheilstätten zu übersenden. Es wird vor Allem 
darauf ankommen, dass noch für eine weitere Beihe von Jahren die bei der 
hygienisch-diätetischen Kur erzielten Heilerfolge an einem möglichst grossen 
Beobachtnngsmaterial einwandsfrei zur Anschauung gebracht werden. 

Um die Dauer nnd Nachhaltigkeit des Heilerfolges zu ermitteln, kann 
eine blosse Feststellung der Erwerbsfähigkeit als ausreichend nicht betrachtet 
werden. Bei den Verhandlungen über die Aendernngen des bisherigen Zähl- 
kartenformnlars hat sich ergeben, dass der Begriff der Erwerbsfäbigkeit in der 
Statistik des Beichs-Versichernngsamts ausschliesslich in dem — vom Stand¬ 
punkte der Invaliditätsversicherung durchaus vertretbaren — Sinne des §. 5, 
Abs. 4 des Invalidenversicherungsgesetzes vom 18. Juli 1899 bezw. des §. 9, 
Abs. 3 des früheren Gesetzes vom 22. Juni 1889 anfgefasst worden ist, d. h. 
knrz gesagt, ak erwerbsfähig gilt jeder noch Versicherungspflichtige. Nach 
den augeftthrtmi Bestimmungen hört aber die Versicherungspflicht erst dann 
auf, wenn £e Erwerbsfälugkeit in Folge von Alter, Krankheit oder anderen 
Gebrechen dauernd auf weniger als ein Drittel herabgesetzt ist. Mithin ist 
bisher jeder noch zu '/g Vollerwerbsfähige als „erwerbsfähig“ schlechthin an¬ 
gesehen nnd die nüt der Errmchnng oder Erhaltung dieser BrwerbsBlhigfceit 
bewirkte Abwendung des Bentenbezugs als voller Erfolg der Heilstättenbehand- 
Inng bezeichnet worden. Es liegt auf der Hand, dass damit nicht der Kem- 
ptmkt der Sache getroffen wkd, lass vielmehr einer solchen Statistik entgegen- 
gehalten werden könnte, sie sei au günstig anfgebaut. Ein voller Heilerfolg 
kn wirthschaftlichen Sinne ist — abgesehen vom versichernngstecbnischen 
Standpunkte — nur dann anznnehmen, wenn anc^ die volle Erwerbsfähigkeit 
wieder hergestellt ist. Deshalb haben auch die Vertreter der Landesversicbe- 
irongsanstalten in der Berathung am 16. d. Mts. befürwortet, künftig die Frage 
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nach dem wirthBchaftliohen Beartheilen des Heilerfolges aodi darauf n riehten, 
ob „volle Erwerbsfthigkeit* erreicht ist. Aach dann wird das ürtheil tbw 
den Heilerfolg ein dnrdians sicheres noch nicht sein, weil der Staad der 
werbsfthigkeit in Beginn der Heilbehandlnng bisher and — wie diesseits 
anerkannt wird — ans Zweckmässigkeitsgründen anoh künftig nicht ermittdt 
wird. Es fehlt mithin der Vergleichsmassstab nnd kuin in Folge dessen ven 
ungünstigen Benrtheilem der Heilstätten eingewendet werden, dass die nach 
all diesen Einschränkungen verbleibenden wirthscbaftlicben Heilerfolge anoh 
ohne Heilstättenbehandlnng dnrch ünterbringnng in Erholnngsheimen oder aneh 
nur dnrch Wechsel des Berufs hätten erreioht werden kOnnen, s» dass der 
grosse Kostenaufwand für die Heilstätten in einem erheblichen Theüe ver< 
meidbar erscheine, 

üm so wichtiger ist es, durch luverlässige äntliohe Untersuchungen bei 
den einzelnen Heilstättenpfleglingen das Vorhandensein und den Stand der 
tuberkulösen Lnngenerkrankung bei der Aufnahme und bei der Entlassung, 
sowie bei möglichst Vielen auch noch eine Beihe von Jahren nach der Ent> 
lasBung festznstellen. Ist Tuberkulose nicht vorhanden, so wird der Pflegling 
durch seine Aufnahme in die Heilstätte geradezu geföhrdet, umsomehr, wenn 
er eine Krankheit überstanden hat, welche, wie Brustfdl- oder Luftröhrenent- 
Zündungen, den Körper für eine Ansteckung besondes empfänglich machen.*) 
Die Sicherung der Diagnose „Tuberkulose" ist daher in dem neuen For¬ 
mular eindringtieh zur Pflicht gemacht (vergl. 1, m, n auf der Bückseite der 
Karte). 

Zur Feststrilnng des Standes der tubcAiflöBen Lmgenerknmkwg waren 
bisher auf der Bückseite der Zählkarten Bilder des mensdi^lkdien Brustkorbes 
abgedmckt, in welche die vom Arzte beobachteten Erscheinungen mit be¬ 
stimmten Farben nnd Schrafflmngen eingezeichnet werden sollten. Es hat sich 
herausgestellt, dass diese Art der Darstellung in vielen Fällen unterlassen, in 
anderen Fällen aber so undeutlich ausgefallen ist, dass ein erheblicher T%eil 
des Materials nicht verwerthet werden konnte. In dem neuen Formutikr wird 
deshalb eine Unterscheidung nach 3 Abstufungen vorgeschlagen, welche jedem 
Arzte leicht verständlich sind und dnrch gesonderte Berücksichtigung der 
rechten nnd der linken Lunge ausreichend objektive Anhaltspunkte bieten, um 
dem Fachmann ein Urtheil über den Fall nnd auch einen Verglddianassstab 
für spätere Untersuchungen an die Hand zu geben. 

Diese Nachnntersnehungen stoesen vielfach auf unüberwindbare 
Hindernisse in Folge des Fluktnirens der Arbeiterbevölkernng nnd der unter 
Umständen erheblichen Kosten. Aneh haben sie nur dann einen Werth, wenn 
sie von Aerzten ausgeführt werden, welche mit der Technik zur Feststellung 
der Lungenbefünde mittelst Auskultation nnd Perkussion gut vertrant sind. 
Es ist aber im Interesse der grossen, meiner Ueberiengnng 
nach mit Becht mächtig geförderten Heilstättenbewegnng 
durchaus zu wünschen, dass überall, wo es angängig ist, die 
entgegenstehenden Hindernisse überwunden und Nachnnter- 
suohnngen auf diesem ode’r jenem Wege ermöglicht und ihre 
Ergebnisse dem Gesnndheitsamte zngänglichgemacht werden, 
damit wenigstens ein möglichst umfangreiches, gleichmässiges Material zur 
Gewinnung eines sachgemässen UrtheUs zusammengebracht und veröffent- 
lieht wird. 

Für diejenigen Heilstätten, deren P^glinge unfern dieser Anstalten 
ihren Wohnsitz haben, lässt sich eine solche Nachuntersuchung ohne allzu grosse 
Kosten durchführen. Hat sich doch schon jetzt in einzelnen Heilstätten der 
Brauch eingebürgert, dass die ehemaligen Pfleglinge in treuer Anhänglichkeit 
an den Heilstättenarzt sich von Zeit zu Zeit vorstellen nnd der Nachunter¬ 
suchung unterziehen. Anders liegen die Verhältnisse da, wo die räumliche Ent- 
femupg des Wohnsitzes der Versicherten von der Heilstätte eine grössere ist. 
In diesen Fällen dürften bald die Vertrauensärzte der Landesversicherungs- 
anstalten in Anspruch zu nehmen sein, wie es bereits in den Hansestädten ge- 


*) Engelmann: Die Erfolge der Frefluftbehand lung bei Lungen¬ 
schwindsucht in „Arbeiten aus dem Gesundheitsamt"; Bd. KVin, S. 162. 
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Beheben ist, bald wird die Binrichtang getroffen werden kOnnen, dass die 
Krankenkassen&rzte mit der Naehantersachnng betraut werden, wie es einige 
Krankenkassen in Berlin und Leipzig eingefttbrt haben. Es wird Sache der 
n&heren Erwägung sein, ob es si^ empfiehlt, in besonderen Fällen beamtete 
Aerzte heranzuziehen. Bestimmte Vorschläge nach dieser Bichtang hin zu 
machen, möchte ich mich enthidten, da es Sache der einzelnen Bnndesregie* 
rangen, bezw. derjenigen Stellen, welche das Heilyerfabren veranlasst oder 
geleitet haben, unter Umständen auch der Heilstättenyerwaltnngen selbst sein 
wird, das Weitere bezüglich der Nachantersachungen vorzubereiten. 

Ew. Excellenz bitte ich, hochgeneigtest auf die Nothwendigkeit der ärzt¬ 
lichen Nachantersachungen der aus den Lungenheilstätten Entlassenen die Auf¬ 
merksamkeit der Bundesregierungen lenken und dahin wirken zu wollen, dass 
solche üntersuohungen in weiterem Umfange als bisher und, wo es irgend an¬ 
geht, etwa alle Ja£re regelmässig vorgenommen werden. 

Z&hUcarte fffr Lungenkranke 
(nur ffir Tuberkulöse). 

(Zählkarten auf weissem Papier sind für männliche Kranke, auf rothem Papier 
für weibliche Kranke zu verwenden.) 

Nr. des Krankenbuohs: . . . . 
Name der Anstalt:. Jahrgang 190 .. . 


1. Vor- und Zunamen: 


2. Wohnort:.Strasse Nr. . . . 

3. Geboren am:.zu. 


4. Beruf, Art der Beschäftigung im Beruf:. 

6. Welche Stelle trägt die Kosten des Heilverfahrens 


6. Ist der eigenen Erkrankung Tuberkulose bei Familienmitgliedern voran¬ 
gegangen P . 

Wer waren diese (Verwandtschaftsverhältniss)?. 

7. Sonstige Angaben fiber ttber Entstehung der Krankheit:. 

8. Beginn der Krankheit:. 

Wann?. 

Wie?. 

9. Frühere Kuren: Wann? .. 


Zu 0 (folgende Seite). 

Stand der tuberkulösen Lungen- 
erkrankung: 

B. (rechts) und L. (links). 

I. Leichte, nur auf kleine ^zirke 
eines Lappens beschränkte, ins¬ 
besondere an der Lungenspitze 
nicht ttber das Sohlflsselbein oder 
die Schalterblattgräte hinunter- 
reichende Erkrankung, mit oder 
ohne kleinblasige, nicht klin¬ 
gelnde Basselgeiäusche. 

U. Ueber die örtliche Grenze von 
I hinausgehende, aber hinter 
ni zurttckbleibende tuberkulöse 
Lungenerkrankong. 
m. VerAiehtang eines ganzen oder 
mehrerer ganzer Lappen oder 
Zeichen vmi HOhlenbildung. 


WoP. 

Durch wenP . 

Unterschrift des dirigirenden Arztes: 


Wenden. 
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Jahrgang 190 . . . 

Bei der 
Aufnahme 

Bei der 
Bntlassnng 

Nach der Bnt 
1. 1 2. 

assnng 

8. 

a. Datum dar Untersuchung . . . 

b. KOrpergrSsse. 

c. Brustumfang bei tiefster Bin* 

und Ansathmung. 

d. Körpergewicht. 
















e. Allgemeinbefinden. 

Brnährnngsznstand. 

f. Fieberte der Eiranke leicht, 

mittel, hoch?. 

Nachtschweisse P. 

Wurde er fieberfrei P. 

Wann nach der Ankunft P . . 

g. Herzthätigkeit (Puls). 

h. Art der Athmnng. 

i. Husten. 

k. Beschaffenheit und Menge des 

Auswnrfs . 

L Tnberkelbazillen.. . 

m. Tuberkulinreaktion. 

n. Wodurch ist sonst die Dia* 
gnose Tuberkulose gesichert P 

0 . Stand der tuberkulösen Lungen* 
erkranknng. 












. 



















(Anweisung umseitig). 

p. Liegen noch Mit* oder Neben- 

kn^heiten vor, insbesondere 
an Kehlkopf, Brustfell, Darm, 
Nieren P Welche P. 

q. Welche Mittel sind ausser der 
hygienisch * diätetischen Kur 
noch angewendet worden P . . 

r. Benrtheilnng des Heilerfolges 

1. hinsichtlich der tuberkulöse 
erkrankung: geheilt, gebesi 
bessert, yerscUechtertP . . 
Wenn gestorben; Todestag: 

2. hinsiohuich der BrwerbsfUü 
a.Voll erwerbsAbig mit 

auf Dauer des Erfolges, 
ß. Nicht voll, aber noch ei 
im Sinne des §. 6 Absat: 
▼alidenTersichemngsgeset 
19. Jnli 1899 und zwar 
sicht auf Dauer des Brfo 
Y* Vorttbergehend oder weni 
ß erwerbsDUiig. 

8. Brwerbsunföhig. 











in Lungen* 
wrt, nnge* 

igkeit: 
i Aussicht 

werbsfähig 
s 4 des In* 
zes vom 
' mit Ans* 
Iges. 

ger als bei 






JLnveiaang sur AuafttUnng der Z&hllLsrte fdr liU&genkrsnlLe. 

Die Zählkarte ist nur fOr Lnngeokranke ansaiutelleii, bei welchen Tnbei* 
knlose besteht. 

Die weissen Formnlare sind Iflr männliche, die rothen fttr weibliche 
Kranke bestimmt. 

Bemerkungen zur Vorderseite der Zählkarte. 

Zn Ziffer 1. Vor* und Zunamen sind nicht in Anfangsbuchstaben anzngeben, 
sondern anssusohreiben. Die Namen sind nicht zur Veröffentlichung bestimmt. 

Zn Ziffer 7. Hier sind Angaben ttber vorang^e^gene Krankheiten oder 
sonstige schwächende Binflässe, ttber gewerbliche ^Wirkungen (Stanbeinath* 
mung, sitzende Lebensweise in engen Bäumen etc.) und dergl. zu machen. 
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Zn Ziffer 8. Die Angaben, sollen znr Brs^nning des auf der Bflokseite 
der Zählkarte m sefaildemden ErankheitsbUdes dienen nnd sind so einsnrichten, 
dass sie möglichst deutlich erkennen lassen, ob der Eranke rechtzeitig Auf¬ 
nahme in dis Heilstätte gefunden hat. 

Zu Ziffer 9. Auch die durch Eurpfuscher unternommenen EurTersuobe 
sind hier zu berücksichtigen. 

Bemerkungen zur Bttokseite der Zählkarte. 

Auf die möglichst vollständige Beantwortung der Fragen fflr die in den ein- 
. zelnen Längsspalten bezeichneten üntersnohungen ist Werth zu legen. 

Zn a. Ist das Heilverfahren vorzeitig abgebrochen worden, so ist dies 
unter kurzer Angabe des Grundes in der Längsspalte „Bei der Entlassung" zu 
vermerken. 

Zn b. Zum Zweck möglichst genauer Feststellung der Eöipergrösse 
wird der Eranke Stiefel oder l^hnhe abznlegen haben. 

Zn c. Die Messung des Brustumfanges wird mittels eines in om abge- 
theilten, nicht dehnbaren Messbandes vorgenommen und zwar sowohl bei tiefster 
Binathmung wie Ansathmung; das Messband ist bei seitwärts wagereeht ans¬ 
gestreckten Armen dicht unter den unteren Schnlterblattwinkeln nnd dicht 
unter den Brustwarzen (bei Frauen über den Brustwarzen) anzulegen. 

Zu d. Die Wägungen des Eranken haben jedes Mal^ in derselben oder 
einer gleichartigen Eleidnng nnd zu derselben Tageszeit stattzufinden. 

Zu e. Das Allgemeinbefinden wird als „günstig", „mittelmässig" 
oder „ungünstig", der Ernährungszustand als „gut", „mässig" oder , 
„schlecht" nnd dergl. zu bezeichnen sein. 

Zn f. Die Benrtheilnng, ob Fieber besteht, ist voiznnehmen, nachdem 
der Eranke sich von den Anstrengungen der Bdse erholt hat. üeber die 
Höhe des Fiebers sind Zahlenangaben nicht au machen, sondern UrAeäe, ob 
das Fieber leicht „leicht", „mittel" oder „hoch" ist, in den beteeffenden Läogs- 
spalten abzngeben. 

Zn g. Zahlenangaben sind hier nicht zu machen, ^elmehr nt ein ür- 
theil abzngeben, ob die Herzthätigkeit kräftig, schwach u. s. w., der Puls 
regelmässig oder unregelmässig, beschleunigt oder verlangsamt, voll oder 
weich ist. 

Zu h. Es ist hier die Art der Athmnng zu bezeichnen (ob angestrengt? 
oberflächlich? beschleunigt? ruhig? u. s. w.); Angaben über die'Zahl der 
Athemzüge sind nicht zu machen. 

Zn k. In Bezug auf die Menge des Auswurfs genügen Bezdehnungen 
wie „reichlich", „spärlich", „fehlt". Angaben nach ccm braudien nickt ge¬ 
macht zu werden. 

Zn 1. In Bezug auf die Menge der Tdmrkelbazillen sind die Bezeich¬ 
nungen „reichlich", „spärlich", „fehlen" zu wählen. 

Zu m. Die Anwendung der Tuberkulinprobe kommt nur in Betracht, 
wenn im Answnrf Tnberkelbazillen fehlen. Betreffb der Fieberreaktion sind 
Zahlenangaben nicht zu machen; die Beaktion ist als „vorhanden" oder als 
„nicht vorhanden" zu bezeichnen. 

Zu 0 . Da die Erhebungen den Zweck haben, den Einfluss des Heilver¬ 
fahrens auf die tuberkulöse Lungenerkranknng festzusteUen nnd zwar in einer 
solchen Weise, dass thnnlichst sichere objektive Grundlagen fflr Vergleiche bei 
späteren Untersuchungen gewonnen werden, so ist hier nur die genaimte Er¬ 
krankung zu berücksichtigen, diese aber so zuverlässig als nur möglich festzu¬ 
stellen, z. B. durch B I, oder B n und LI, B m und L ü. 

Zu p. Hier sind auch begleitende Eatarrhe, Albuminprie und dergl. 
einzntragen. 

Zu q. Unter hygienisch - diätetischer Eur ist eine solche zu verstehen, 
bei welcher von ausgiebigem Genuss frischer Luft, guter Ernährung, hygieni¬ 
scher Erziehung und hydriatischer Pflege Gebrauch gemacht wird. Die i^age 
nach den Mitteln, welche ausser dieser Eur noch angewendet sind, bezieht sich 
nicht auf die aus besonderem Anlass gelegentlich verordneten, sondern aus 
planmässig zur Beseitigung der Tuberkulose in Gebrauch gezogene Mittel (wie 
Ereosot, Zimmtsäure u. s. w.). 

Zu r. 1. Von der Bezeichnung „Heilung" ist hu Allgemeinen nur ein 
sparsamer nnd vorsichtiger Gebrauch zu machen. 

Ob «ine Besserung oder Verschlechterung bei oder nadi der EntiaMfong 
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Tozliegt, ist durch Yergleieh mit dem zvletit auf der Z&hlkarte Teneichneten 
Befunde feetnetelleB. 

Zar. 2 a. Ale voll erwerbefAhig ist derjenige annnedien, welcher erwetbe- 
fttdg wie eine gesnnde Person des bisherigen Berufes des Kranken oder wenig¬ 
stens wie eine gesnnde Person eines anderen naoh Ausbildung und bisheriger 
ThAtigkeit den KrAften und PAhigkeiten des Kranken entsprechenden Berufs ist. 

Zn r. 2 ß. Als erwerbsfAhig im Sinne des §. 6, Abs. 4 des Invalidenver- 
sichemng^eseties vom 19. Juli 1899 wird angesehen, wer nodi im Stande ist, 
durch eine seinmt KrAften und PAhigkeiten entsprechende ThAtigkeit, die ihm 
unter billiger Berttoksichtignng seiner Ausbildung und seines bisherigen Berufs 
ingemuthet werden kann, ein Drittel desjenigen zu erwerben, was körperlich 
und geistig gesnnde Personen derselben Art mit Ähnlichen Ausbildung in der¬ 
selben Qegend durch Arbeit in verdienen pflegen. 


Ge8nndheit8|i;efalir in den Werkstätten der Tapenierer. Bnnd- 
erlass des Ministers für Handel und Gewerbe (gez. i. Auftr.: 
Nenhaun) vom 2. Mai 1902 — M. f. H. n. G. inaNr.8961 —ansAmmt- 
liehe Herren RegiemngsprAsidenten. 

Der Vorstand der Zentral-Kranken- und Sterbekasse der Tapezierer und 
verwandten Bemfsgenossen Deutschlands in Hamburg hat in einer an das 
Kniserliche Grsundheitsamt gerichteten Eingabe über die Gesundheitsgefahr 
Klage geführt, welcher ihre ^tglieder in den WerstAtten der Tapezierer und 
der verwandten Berufe ansgesetzt seien. Nach einer Aufstellung der Kasse 
für das Jahr 1900 sollen von 2517 Erkrankten 252 oder 10**/o an Lungenkrank- 
heiten und 255 oder etwa 10,1 **/o an Rheumatismus gelitten haben, und von 
178 in den Jahren 1896 bis einschliesslich 1900 verstoßenen Eassenmitgliedem 
87 oder 48,8 **/« an Lungenleiden gestorben sein. 

Die Ursache dieser ungünstigen GksundheitsverhAltnisse findet der 
Kassenvorstand theils in der BeschAftigung mit stauberzengenden Arbeiten, 
theUs aber auch, und zwar ganz besonders in Beschaffenheit der WerkstAtten, 
von denen eine erhebliche Zahl, in einzelnen Orten bis zu 25%, in Keller- 
rAumen untergebracht sei. Diese KellerwerkstAtten seien zum Theil in Polge 
ihrer tiefen Lage unter dem sie umgebenden Erdboden feucht und schlecht 
ventilirbar, auch der Belichtung durch Sonnenlicht entrückt. Der Vorstand der 
Krankenkasse bittet um Prüfung der Verhältnisse und gesetzliche Abhülfe. 

Um ein ürtheil über die Berechtigung dieser Klagen sowie darüber zu 
gewinnen, ob die Bekämpfung der vorhandenen MissstAnde den Polizeibehörden 
gemäss §. 120 d der Gewerbeordnung überlassen werden kann, oder ob ein 
Vorgehen auf Grund des §. 120 e daselbst erforderlich ist, ersuche ich Sie, mir 
bis zum 1. November d. J. zu berichten, welche Bedeutung diesen Angaben 
für den dortigen Regiemngspolizeibezirk beiznmessen ist. Vor Hirer Bericht¬ 
erstattung wollen Sie die Gewerbeaufsichtsbeamten gutaohtUch hfeen. Ob 
auch sonstige SachvemtAndige oder Vertreter der Betheiligten sohm jetzt zu 
hören sind, überlasse ieh zimAefast Ihrem Ermessen. 


LOsungsverhältnin bei Apothekenverordnnngen. Re scheid des 
Ministers der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: 
Förster) vom 28. Mai 1902, an den H. Apothekenbesitzer N. N. zu N.; 
sAmmtlichen Herrn Regierungspräsidenten zur Kenntnissnahme mitgetheilt. 

Auf die an die technische Kommission für pharmazeutische Angelegra- 
heiten gerichtete, und mir vorgelegte Eingabe vom 5. März d. J. erwidere ieh 
naß Anhörung der Kommission, dass das Arzneibuch für das Deutsche Reich 
(IV. Ausgabe) auf S. 19 unter 2 Anweisung giebt, wie ein durch Bindestriche 
bezeichnetes LösungsverhAltniss aufzufassen ist. Seitdem ist es in den Apo¬ 
theken ein allgemeiner Gebrauch geworden,~alle Angaben, betreffend das Lösungs- 
verhAltniss, möge dasselbe durch Doppelpunkte, Bindestriche, Bruchstriche oder 
Üammem bezeichnet sein, ebenso aufzufassen. Es ist daher ein Rezept Solutio 
acid. borici 10 : 500 so anszuführen, dass 10 g. Borsäure in 490 g. Wasser 
gelegt werden, und ist dementspreeßnd dasselbe zu berechnen. Bei Verord¬ 
nungen, nuf wdohen nicht ausführbare LOsungsverhAltniase angegeben sind, ist 
Rüßsprache mit dem Arzt zu nehmmi. 
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Bewilligung von Baracken seitens des Zentralkomitees des 
Prenssischen Landesvereins vom Bothen Krens snr danemden Ver- 
fttgnng der Provinsialvereine. Erlass des Ministers der n. s. w. 
Medizinalangelegenheiten (ges. im Anftr.: Fdrster) vom 5. Jnni 
1902 — M. Nr. 5995 — an sämm^ohe Herren Begiemngsprisidenten (mit 
Ansnahme Ton Köln nnd Erfurt). 

Im Anschluss an den Bnnderlass yom 23. Januar d. J. — M. Nr. 10571 
— theile ich in Fo^e mehrfacher Anfragen nach Benehmen mit dem Zentral¬ 
komitee des Prenssischen Landesyereines yom Bothen Kreuze Bw. Hochwohl¬ 
geboren ergebenst mit, dass das Zentralkomitee in der Lage sein würde, die 
Bewill^ung yon Baracken snr dauernden Verfügung der Provinzialyereine für 
Gemeindezwecke etwa in nachstehender Weise zu regeln: 

1. Für je eine Baracke mit oder ohne Theilnng würden an das Zentral¬ 
komitee jährlich 800 Mark zu entrichten sein; für je eine Baracke mit Ein¬ 
richtung nach dem beiliegenden Verzeichniss (12 Betten etc. für Kranke, 
1 Bett etc. für den Wärter) 1350 Mark. 

2. Es ist Sache des Vorstandes des Proyinzialyereins, die Hübe der Bei¬ 
träge der Gemeinden, welche als Mitglieder den Vereinen yom Bothen Krens 
beitreten, mit den zuständigen staatlichen Behörden zu yereinbaren. Der Bei¬ 
trag wird um so geringer werden, je mehr Gemeinden als Mitglieder beitreten. 

3. Die Gemeinden müssen sich yerpflichten, den einmal festgesetzten 
Jahresbeitrag mindestens 10 Jahre hindurch zu entrichten, d. h. Mitglieder der 
Vereine yom Bothen Kreuz zu bleiben. 

4. Die Beiträge der Gemeinden sind an den Vorstand des Proyinzial¬ 
yereins zu entrichten und yon da dem Zentralkomitee znznftthren. 

5. Nach 10 Jahren kann eine theilweise Erneuerung des Barackenbestandes 
erforderlich werden. 

Dies bleibt weiterer Vereinbarung yorbehalten. 

6. Im Fall eines Krieges kann der Proyinzialyerein diese Baracken in 
erster Linie für die nothwendig werdende Unterbringung yon yerwnndeten nnd 
erkrankten Soldaten yerwenden. 

Gleichseitig bemerke ich, dass das Zentralkomitee bei Nothständen, wo 
die dem Proyinzialyerein zur Verfügung stehenden Baracken nicht ausreichen, 
bereit sein wird, wenn es die augenblicklichen Verhältnisse znlassen, wie bisher 
mit seinen im Zentraldepot in Nen-Babelsberg lagernden Beständen an Baracken 
und Ansrttstungsgegenständen ansznhelfen. 


Verzeichniss der Einrichtungsgegenstände für Döcker’sche 

Baracken. 


1. Bettstellen yon Bisen, 

2. Bosshaarmatratzen, dreitheilig, 

3. Bosshaarkopfpolster, 

4. Matratzenschoner, 

5. Strohmatten als Bettyorlage, 

6. Decken, wollene, 

7. Deckenbezüge, 

8. Kissenbezüge, 

9. Bettlaken, 

10. Hemden ans Kalikot, 

11. Handtücher, 

12. Seryietten, 

13. Leibbinden, 

14. Unteijacken, 

15. Halstücher, 

16. Wollene Socken, 

17. Lederpantoffeln, 

18. Unterlagen ans Mosetigbattist, 

19. Nachtwaschtische mit Umhängen, 

20. Waschbecken, 


21. Seifennäpfe, 

22. Wasserkannen, 

23. Trinkwasserkannen, 

24. Trinkbecher, 

25. Nachtgeschirre, 

26. Stechbecken, 

27. Aborteimer, 

28. Feldstühle, klappbare, 

29. Uringläser, 

30. Handspeibecher, 

31. Wasserspncknäpfe, 

32. Badewannen ans Zinkblech, 

33. Badethermometer, 

34. Zimmerthermometer, 

35. Fassabtreter, 

36. Wärterschürzen, 

37. Gartentische, klappbare, 

38. Gartenstahle mit Armlehnen, 

39. Normal-Belenchtnngskisten. 


Verantwortl. Bedaktenr: Dr.Bapmnnd, Beg.-n.Geh.Med.-Bath in Minden i.W. 
ft C. 0. Bnuifi H. S, o. F« 8eli«.-L. Hof-Biiehdniek6r«l| Mladen* 
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Rechtsprechung. 

. Anzeigepflicht und Bernfsgeheimniss des Arztea. ürtheil des 
Oberlandesgerichts za Earlsrahe vom 16. Mai 1902. 

1. „Mit dem Landgericht nimmt auch das BeTisionsgericht an, dass die 
in Ziffer 3 der Verordnung yom 11. Dezember 1883 enthaltenen Anfangsworte: 
„nach Masisgabe der Verordnungen des Ministeriums des Innern“ sich nicht nur 
auf die „Anzeige epidemischer Krankheiten“, sondern auch auf die den Aerzten 
auferlegte Verpflichtung, die für die Medizinalstatistik erforderlichen Angaben 
zu machen“ beziehen, dass also die Aerzte auch verpflichtet sind, nach Mass- 
gabe der erlassenen Verordnungen die fttr die Medizinalstatistik 
erforderliche Angabe zu machen. Andernfalls wäre die Art der Erstattung 
dieser Angaben lediglich in das Ermessen jedes einzelnen Arztes gestellt, was 
schon im Interesse der Einheitlichkeit der Medizinalstatistik nicht beabsichtigt 
gewesen sein kann. 

Dagegen kann das Bevisionsgericht der Ansicht des Landgerichts nicht 
beipflichten, wonach der an die Bezirksärzte ergangene Ministerialerlass 
yom 23. Juni 1887 einer Verordnung im Sinne der Ziffer 3 der Verordnung 
yom 11. Dezember 1883 gleich zu erachten ist; es stimmt in dieser Beziehung 
vielmehr den Ausführungen der Revisionsbegründung zu. Da die Verordnung 
vom 11. Dezember 1883 auf Grund des §. 134 P. St. G. B. ergangen ist und 
eine Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften dieser Verordnung ans §. 134 
P. St. G. B. zu bestrafen ist, kann der Ausdruck „Verordnung“ in jener 
Verordnung nur in dem Sinne verstanden werden, in welchem das badische 
Polizeistrafgesetzbach denselben gebraucht. Nach den §§. 23 und 27 
P. St. G. B. sind aber „Verordnungen“ nur diejenigen Anordnungen, welche 
„von dem Grossherzog oder dem zuständigen Ministerium erlassen, als solche 
bezeichnet und in dem Gesetzes- und Verordnungsblatt veröffentlicht sind.“ Der 
an die Bezirksärzte ergangene, nicht publizirte Ministerialerlass vom 23. Juni 
1887 ist daher keine „Verordnung“ im obigen Sinne und nicht mit einer 
solchen auf gleiche Stufe zu stellen; eine Bestrafung der Aerzte wegen Nicht¬ 
beachtung dieses Ministerialerlasses auf Grund der Ziffer 3 der Verordnting 
vom 11. Dezember 1883 und des §. 134 P. St. G. B. ist daher ausgeschlossen, 
auch ganz abgesehen davon, dass dieser Ministerialerlass seiner ganzen Fassung 
n^ch — er ist an die Bezirksärzte gerichtet und veranlasst sie, die Aerzte 
ihres Bezirks zu ersuchen, soweit thunlich die Virchow'sehe Nomen¬ 
klatur bei Angabe der Todesursachen anzuwenden — eine bindende Ver¬ 
pflichtung der Aerzte, sich dieser Nomenklatur zu bedienen, flberhaupt 
nicht enthält. 

Eine Bestrafung des Angeklagten auf Grund der Ziffer 3 der Verordnung 
vom 11. Dezember 1883 und des §. 134 P. St. G. B. ist daher nur dang möglich,, 
wenn eine Verordnung im obigen Sinne ezistirt, welche ihm eine genauere 
Bezeichnung der Todesursache vorschreibt, als er dieselbe in den Sterbescheinen 
des J. D. und B. G. angegeben hat. Eine solche Verordnung ezistirt nun aber 
auch thatsächlicb. 

Die Verordnung Grossherzoglichen Ministeriums des Innern vom 7. Januar 
1870, den Vollzug und die Ueberwachung der Leichenschau und die statistischen 
Erhebungen aus den Standesbücbern betreffend, bestimmt nämlich in §. 3, dass 
„die St er bescheine und Leichenschauscheine und die Erlaubnissscheine zur 
Vornahme einer Beerdigung nach den anliegenden Formularien I, 11 und lEE 
anszufertigen sind“, und die Verordnung des gleichen Ministeriums vom 16. De-, 
zenibef 1876, die sanitätspolizeilichen Massregeln in Bezug auf Leichen- und 
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Begräbnisastättea betreffend, welche an die Stelle der §§. 1 bis 15 der Ver¬ 
ordnung gleichen Betreffs yom 7. Januar 1870 getreten ist, bestinunt in ihrem 
§.4 ebenfalls, dass „der Sterbeschein nach Formular I der Verordnung 
vom 7. Januar 1870 unter Weglassung der letzten beiden Zeiien auszufertigen 
ist“. Demnach ist im Verordnungswege yorgeschrieben, dass die Sterbe¬ 
scheine nach Massgabe des Formular I der Verordnung yom 7. Januar 1870 
(Gesetzes- und Verordnungsblatt, S. 59) auszufttllen sind. 

Dieses Formuiar, welches auch bei den Todesfällen des J. D. und B. G. 
Anwendung fand, enthält nun unter Ziffer 11 die Bubrik: „ELrankheit oder 
sonstige Todesart“, unter Ziffer 12 die Bubrik: „Dauer der Krankheit“, unter 
Ziffer 13 die Bubrik: „Namen und Wohnort des behandelnden Arztes“, unter 
Ziffer 16 die Bubrik: „Unterschrift des behandelnden Arztes mit dem Zusatz: 
(fttr Ziffer 11, 12, 18). 

Hieraus ergiebt sich, dass der behandelnde Arzt die Bubriken 11, 
12 und 13 anszuftOlen und mit seiner Unterschrift zu yersehen hat, wie dies 
in den beiden hier yorliegenden Fällen auch thatsächlich seitens des praktischen 
Arztes Dr. G. geschehen ist. 

Es wirft sich daher die Frage auf, ob derselbe hierbei die Ziffer 11 der 
Sterbesoheine im Sinne jener Verordnungen in genügender Weise ans- 
gefäUt hat, indem er zur Bezeichnung der Krankheiten sich der generellen 
Ausdrücken: „Neryenleiden“ und „Leberleiden“ bedient hat, und diese Frage 
ist nach Ansicht des Beyisionsgerichts zu yerneinen. Bei der Beantwortung 
derselben ist einerseits der gegenwärtige Stand der medizinischen Wissenschaft 
mit Bezug auf die Krankheitskunde, anderseits der Zweck zu berttcksichtigen, 
zu welchem die Angabe der Krankheit yom behandelnden Arzte yerlangt wird. 
In letzterer Beziehung ist allgemein bekannt und ergiebt sich auch aus den 
eingehenden Erhebungen, welche ttber die Morbidität und Mortalität im Deut¬ 
schen Beiche yeranstaltet werden, wie eifrig man an massgebender Stelle be¬ 
müht ist, eine möglichst genaue Uebersicht über die Art und Zahl der Er¬ 
krankungen und Todesfälle im Deutschen Beiche zu erlangen; dass aber diesem 
Zwecke durch ganz generelle Krankheitsangaben, wie „Neryenleiden“, „Leber¬ 
leiden“ in den Sterbscheinen nicht genügt wird, liegt auf der Hand. Anderseits 
ist in der medizinischen Wissenschaft anerkannt und ergiebt sich auch axu dem 
yon Vir oho w aufgestellten „System der Todesursachen“, dass jene allgemeinen 
Ausdrücke keine Bezeichnungen fttr bestimmte Krankheiten sind, yiel- 
mehr nur Sammelbegriffe fttr gewisse Erkranknngsarten derselben, unter welche 
eine ganzeBeihe yon speziellen Krankheiten zu snbsnmiren sind. Das 
Beyisionsgericht zieht hieraus den Schluss, dass, wenn durch jene Verordnungen 
die Bezeichnung der „Krankheit“ yon den behandelnden Aerzten in Ziffer 11 
des Sterbescheins yerlangt wird, diesem Verlangen nicht durch allgemeine Be¬ 
zeichnungen, wie „Leberleiden“, „Neryenleiden“ genügt wird, sondern dass der 
Arzt, soweit er hierzu im Stande, die spezielle Krankheit zu bezeichnen 
hat, welche den Tod herbeigeftthrt hat. 

Dass Dr. G. in den beiden yorliegenden Fällen zu einer solchen genauen 
Angabe im Stande war, hat er selbst nicht in Abrede gestellt, yielmehr bezüg¬ 
lich des einen Sterbefalles in der Bernfungsyerhandlnng selbst angegeben, dass 
Delirium tremens die Todesursache war. Derselbe hat daher, indem er die 
Sterbescheine in der angegebenen ungenttgenden Weise ausfttllte, dem g. 3 Ver¬ 
ordnung yom 7. Januar 1870 und §. 4 Verordnung yom 16. Dezember 1875 
znwidergehandelt und es somit der Ziffer 8 der Verordnung yom 11. Dezember 
1883, die Bernfspflichten der Aerzte betreffend, entgegen unterlassen, die 
„nach Massgabe jener Verordnungen fttr die Medizinalstatistik er¬ 
forderlichen Angaben ttber die Todesursachen des J. D. und B. G. zu machen“. 
Br ist daW yom Landgericht mit Becht ans §. 134 P. St. G. B. bestraft, wenn 
andi dessen Begründung, wie sich ans obigen Ausführungen ergiebt, nicht 
durchweg beigetreten werden kann. Ein Bedenken gegen die Bestätigung des 
landgerichtlichen Urtheils ergab sich hieraus nicht, da es sich weder um eine 
andereThat, noch um die Anwendung eines anderen Strafgesetzes gegen 
den Angeklagten handelt, yielmehr der yom Landgericht angewandte §. 184 
P. St. G. B. in Verbindung mit Ziffer 8 Verordnung yom 11. Dezember 1888 
auch diesseits fttr zutreffend erachtet wird, und das Beyisionsgericht die Ver¬ 
letzung dieser Vorschriften nur in dem Znydderhandeln des Angeklagten gegen 
andere als die yom Landgericht fttr massgebend erachteten Bestinunnngen des 
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IfinisteriiimB des Innern erblickt; Endlich ist noch nn bemerken, dass der An- 
gekla^rte hinsichtlich der nngentigenden Erankheitsangabe auch nicht durch den 
§. 69 R. St. G. B. entschuldigt erscheint; denn, wenn er sich auch in der irrigen 
Heinung befanden haben sollte, dass er durch Ausfttllung der Spalte 11 der 
Sterbescheine mit den Worten: „Nervenleiden“ und „Leberleiden“ dieselben in 
einer dem Gesetze besw. der ergangenen Hinisterialverordnung genügenden 
Weise ausfttlle, so wflrde er damit sich nicht in ünkenntniss Ober zum geseta- 
liehen Thatbestande gehörende Thatnmst&nde befunden haben, sondern viel* 
mehr in einem ihn nicht entschuldigenden Bechtsirrthnm Ober den Begriff, 
welchen jene Verordnungen mit dem Ausdruck „Krankheit“ in Ziffer 11 des 
Sterbescheinformulars verbinden. 

2. Hiernach erObrigt nur noch die Frage, ob der Angeklagte, wie er 
schon frOher geltend machte und in der Revisionsinstans wiederholt hat, durch 
§. 300 St. G. B. ezkulpirt erscheint. Dies hat aber das Landgericht mit Recht 
verneint. Es kann dahingestellt bleiben, ob in der Bezeichnung der Krankheit 
eines Verstorbenen in einem doch nur zur Benutzung von Beamten (Leichen- 
schauer, Standesbeamten, Bezirksarzt) bestimmten Sterbeschein Oberhaupt ein 
„Offenbaren von Privatgeheimnissen“ im Sinne des §. 300 gefunden werden 
könnte; denn die Bezeichnung der Krankheit in den Sterbescheinen durch den 
Angeklagten war jedenfalls keine „unbefugte“, nachdem den Aerzten durch 
die oben erwähnten Ministerialverordnnngen die Bezeichnung der Krankheit der 
Verstorbenen im Sterbeschein im öffentlichen Interesse ausdrOcklich vor- 
gesohrleben ist. Wann das Offenbaren eines Privatgeheimnisses „unbe¬ 
fugt“ geschieht, ist in §. 300 St. G. B. nicht gesagt, sondern ergiebt sich 
einerseits aus der allgemeinen moralischen Pflicht der in §. 300 genannten Per¬ 
sonen zur Verschwiegenheit Ober ihnen amtlich anvertraute Geheimnisse, ander¬ 
seits ans den besonderen Umständen des einzelnen Falles. Wenn nun auch im 
Allgemeinen das Bekanntgeben solcher Privatgeheimnisse gegen den Willen 
des Anvertranenden und nach seinem Tode gegen den Willen seiner Ange¬ 
hörigen als „unbefugt“ erscheinen wird, so fällt diese Pflicht zur Verschwiegen¬ 
heit doch dann hinweg, wenn eine zur Erlassung diesbezOglicber Anordnungen 
zuständige Behörde im öffentlichen Interesse die Mittbeilung eines 
solchen Privatgeheimnisses gebietet. Dies hat nun im vorliegenden Falle das 
für die Regelung der Berufspflichten der Aerzte zuständige Ministerinm des 
Innern durch die oben zitirten Verordnungen gethan, und damit in zulässiger 
Weise den Aerzten die Verpflichtung auferlegt, die Krankheit der von 
ihnen behandelten Personen im Sterbescheine zu bezeichnen; damit hat aber 
fOr den Angeklagten diese Angabe, falls er sich anders zu derselben nicht für 
befugt erachtete, aufgehört, eine „unbefugte“ zu sein, nachdem ihm im 
höher stehenden öffenWchen Interesse die Reätspflicht zu dieser Angabe anf- 
erlegt war. 

Der §. 300 St. G. B. stand sonach der Pflicht des Angeklagten zur An¬ 
gabe der Krankheit der beiden Verstorbenen in den Sterbescbeinen nicht ent¬ 
gegen, und es könnte sich nur noch fragen, ob dem Angeklagten, wenn er sich 
&otz dieser Vorschriften mit Unrecht zu dieser Angabe nicht fOr befugt 
erachtete, der Schutz des §. 69 St. G. B. zu Statten käme. Aber auch dies ist 
zu verneinen. Denn, wenn er trotz der obigen Hinisterialverordnungen, welche 
er kennen musste, und des denselben beigegebenen Formulars fOr Sterbescheine, 
welches der Angeklagte kannte, da er ja selbst regelmässig die Ziffer 11 bis 
13 der Sterbescheine ausfOllte, der Meinung war, die Bezeichnung der Krank¬ 
heit der Verstorbenen in denselben sei „unbefugt“, so gelangte er zu dieser 
irrigen Ansicht nicht auf Grund der Ünkenntniss von Thatumständen, 
welche zum gesetzlichen Thatbestand gehören, sondern auf Grund der unrich¬ 
tigen rechtlichen Auffassung, als sei die Mittheilung der Krankheit „unbe¬ 
fugt“, obgleich dieselbe von der zuständigen Behörde angeordnet war, also 
aiff Grund einer unrichtigen Auslegung des Ausdrucks „unbefugt“ in §.300 
B. St. G. B., welche, weil auf einem Beehtsirrthum beruhend, ihn nicht 
st raflos machen kann. 

‘’^’^Seine Revision war daher unter Eostenfolge (§. 606 St, P. 0.) als nnbe' 
grttndet zu verwerfen. 
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Al., Dentisolieis Reioh. 

Weitere Inkraftsetzung des Gesetzes, betreffend die Schlachtyieh- 
und Fleischbescban, vom 3. Juni 1900. Verordnung vom 7. Juli 1902. 

Das Gesetz, betreffend die Schlachtvieh- und Fleischbeschan, vom 8. Juni 
1900 tritt, insoweit nicht fttr einzelne Vorschriften ein frtlherer ^itpunkt be¬ 
stimmt ist, am 1. April 1903 in Kraft. 


Ausführnug des Gesetzes über die Schlachtvieh- und Fleisch¬ 
beschau vom 3. Juni 1900. Bekanntmachung des Beichskanzlers 
(gez. i. Vertr.: Graf von Posadowsky) vom 10. Juli 1902. 

Auf Grnnd der Bestimmungen im §. 1 Abs. 1, §. 12 Abs. 2, Nr. 1, §.14 
Abs. 1, §. 15, §. 18 Abs. 5 des Gesetzes, betreffend die Scblacbtvieb und Fleisch- 
besohan, vom 3. Juni 1900 hat der Bnndesrath Nachstehendes beschlossep: 

1. Der amtlichen Untersuchung vor nnd nach der Schlachtnng (§. 1 Abs. 1 
des Gesetzes) unterliegen auch Esel, Manlthiere und Maulesel. Die Be¬ 
stimmungen im §. 18 des Gesetzes finden auch auf Esel, Manlthiere nnd Maul¬ 
esel Anwendung. 

2. Bei der Einfuhr frischen Fleisches müssen ausser den im §. 12 4i>8‘ ^ 
Nr. 1 des Gesetzes bezeichneten Organen in natürlichem Ensammenhange mit 
den Thierkörpern verbunden sein: 

bei Bindvieh, ausgenommen Kälber, der Kopf oder der Unterkiefer 
mit den Kaumuskeln; Gebirn nnd Augen dürfen fehlen. Auch darf der 
Kopf getrennt von dem Thierkörper beigebracht werden, sofern er nnd der 
Thierkörper derart mit Zeichen oder Nummern versehen sind, dass die 
Zusammengehörigkeit ohne Weiteres erkennbar ist; 

bei Schweinen der Kopf mit Zunge und Kehlkopf; fSehim nnd Augen 
dürfen fehlen; 

bei Pferden, Eseln, Manlthieren, Mauleseln nnd anderen Thieren des 
Einhnfergescblechts der Kopf, der Kehlkopf und die Luftröhre, sowie die 
ganze Haut; bei letzterer genügt die Verbindung an einer Stelle. 

3. Die Bestimmungen in §§. 12, 13 des Gesetzes finden auch auf Benn- 
thiere und Wildschweine mit der Massgabe Anwendung, dass erstere dem 
Bindvieh, letztere den Schweinen gleichgestellt werden. 

4. Die Einfuhr von Hundefieisch, sowie von zubereitetem Fleische, da« 
von Pferden, Eseln, Manlthieren, Mauleseln oder anderen Thieren des Einhufer¬ 
geschlechts herrührt, ist verboten. 


B. Könifl^ireloli. Preumsen« 

Ausführung des Schlachtvieh- und Fleischbeschangesetzes. Ge¬ 
setz vom 28. Juni 1902. 

§. 1. Schweine und Wildschweine, deren Fleisch zum Genüsse für 
Menschen verwendet werden soll, unterliegen einer amtlichen Untersuchung 
auf Trichinen. 

Bei Schweinen, deren Fleisch ausschliesslich im eigenen Haushalt des 
Besitzers verwendet werden soll, darf die Untersuchung unterbleiben, soweit 
nicht durch Polizeiverordnung etwas Anderes bestimmt ist oder wird. 

Eine gewerbsmässige Verwendung von Fleisch, bei welchem auf Grund 
des Abs. 2 die Untersuchung unterbleibt, ist verboten. 

Als eigener Haushalt im Sinne des Abs. 2 ist der Haushalt der Kasernen, 
Krankenhäuser, Erziehungsanstalten, Speiseanstalten, Gefangenenanstalten? 
Armenhäuser und ähnlicher Anstalten, sowie der Haushalt der Schlächter» 
Fleischhändler, Gast-, Schank- nnd Speisewirthe nicht anznsehen. 

§. 2. Bohes oder znbereitetes Fleisch von Schweinen und Wildschweinen, 
dos ans einem anderen deutschen Bundesstaat eingeftthrt wird, ist amtlich auf 
Trichinen zu untersuchen, sofern es zum Genüsse für Menschen verwendet 
werden soll und nicht bereits einer amtlichen Trichinenschau unterlegen hat. 
Ausgenommen hiervon sind ausgeschmolzenes Fett und das zum Beiseverbrauch 
mitgeführte Fleisch. 

§. 8. Die amtliche Untersuchung auf Trichinen (§§. 1 und 2) findet in 
den Hohenzollemschen Landen nur statt, soweit es durch Polizeiverordnung 
bestimmt wird. So lange hiernach eine Trichinenschau nicht allgemein erfolgt. 
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findet die Vonchrift des §. 2 anoh auf das ans den HohensoUernsehen Landen 
eingefflhrte Fleisch von Schweinen nnd Wildschweinen Anwendong. 

§. 4. In Gemeinden mit Schlachthansswang nnterliegen alle in das 
Öffentliche Sohlaehthans gelangenden Schlaohtthiere vor nnd nach der Schlachtung 
einer amtlichen üntersnchnng, anch insoweit nach dem Beichsgesetz nnd den Ans« 
fflhmngsbestimmnngen des Bandesraths ein üntersnchnngszwang nicht besteht. 

§. 5. Frisches Fleisch, welches einer amtlichen üntersnchnng dardi 
approbirte Thierftrzte nach Massgabe der §§. 8 bis 16 des Reichsgesetzes unter¬ 
legen hat, darf einer abermaligen amtlichen üntersnchnng anch in Giemeinden 
mit Schlachthansswang nnr zn dem Zwecke unterworfen werden, am festsn- 
stellen, ob das Fleisch inzwischen verdorben ist oder sonst eine gesnndheits* 
sch&dliche Verindernng seiner Beschaffenheit erlitten hat. 

Eine doppelte üntersnchnng anf Trichinen ist in allen Fällen ansge« 
schlossen. 

§. 6. In Gemeinden mit Scblachthanszwang darf die Schlachtvieh- nnd 
Fleischbeschau im Öffentlichen Schlachtbanse nur durch approbirte Thierärzte 
ansgetlbt werden. Jedoch können zur Ansfährnng der Trichinenschan nnd zur 
üntersttttznng bei der Finnenschan anch andere Personen, die nach den hier- 
llber ergehenden besonderen Vorschriften genllgende Kenntnisse nachgewiesen 
haben, zn Besehanern bestellt werden. Anch darf in Gemeinden mit weniger 
als 10000 Einwohnern Personen, die nicht die Approbation als Thierarzt be¬ 
sitzen, aber die Beföhignng als Fleischbescbaner nach Massgabe der Ansftthmngs- 
bestimmnngen erlangt haben, mit Genehmignng der Landes-Polizeibehörde ans- 
nahmsweise die Schlachtvieh- nnd Fleischbescban in den Öffentlichen Schlacht- 
hänsem übertragen werden, soweit sie nicht nach dem Beichsgesetz und den 
AnsfOhrnngsbestimmongen des Bandesraths den approbirten Thierärzten Vor¬ 
behalten ist. 

Im üebrigen ist die Landes-Polizeibehörde befugt, in Gemeinden mit 
mehr als 10000 Einwohnern anznordnen, dass die üntersnchnng vor nnd nach 
der Schlachtnng auch in anderen als den im Beichsgesetz nnd in den Ans- 
fühmngsbestimmnngen des Bnndesraths vorgesehenen Fällen nnr durch appro¬ 
bierte Thierärzte erfolgen darf. 

§. 7. Anf den Vertrieb von Fleisch, das zwar zum Genüsse für Menschen 
tanglicb, jedoch in seinem Nahrangs- und Gennsswerth erheblich herabgesetzt 
ist, findet die Vorschrift des §. 11, Abs. 1 des Beichsgesetzes entsprechende 
Anwendung. 

Für den Vertrieb und die Verwendung solchen Fleisches kOnnen Be- 
Schränkungen der im §. 11, Abs. 2 and 3 des Beichsgesetzes gedachten Art 
durch die Landes-PolizeibehOrde angeordnet werden. 

§. 8. Gemeinden mit Scblachthanszwang haben für bedingt tangliches 
Fleisch, das znm Gennsse für Menschen brauchbar gemacht ist, sowie für 
Fleisch der im §. 7 bezeicbneten Art besondere Verkaufsstellen (Freibänke) 
einznrichten. Ausnahmen kOnnen für Gemeinden mit weniger als 5000 Ein¬ 
wohnern von der Landes-PolizeibehOrde sagelassen werden. Im üebrigen 
kann die Einrichtung von Freibänken durch Gemeindebesehlnss oder nach An- 
hOmng der Gemeindebehörde durch die Landes-PolizeibehOrde angeordnet 
werden. 

Durch Beschlüsse nachbarlich belegener Gemeinden kann vereinbart oder 
anf Antrag einer Gemeinde durch die Landes-PolizeibehOrde bestimmt werden, 
dass Freibänke nnr in einer dieser Gemeinden anch für die anderen einzn- 
richten sind. 

§. 9. In Gemeinden, für die Freibänke eingerichtet sind, darf bedingt 
taugliches Fleisch, sowie Fleisch der im §. 7 bezeicbneten Art nur anf der 
Freibank feilgehalten oder verkauft werden. Der Verkauf darf nur znm Ver¬ 
brauch im eigenen Haushalte des Erwerbers oder an solche Gast-, Schank- oder 
Speisewirtbe erfolgen, denen eine Genehmignng nach Massgabe des §. 11 Abs. 2 
des Beichsgesetzes ertheilt ist. Ferner kann durch Beschluss der Gemeinden, 
in denen Freibänke eingerichtet sind, oder nach Anhörung der Gemeindebehörde 
durch die Landes-PolizeibehOrde vorgeschrieben werden, dass auf der Freibank 
Fleisch nur in Stücken von bestimmtem Höchstgewicht nnd an einen Käufer 
an einem nnd demselben Tage nnr bis zn einem Höchstgewicht verkauft 
werden darf. 

§. 10. Die Gemeinden, in denen Freibänke eingerichtet sind, kOnnen für 
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die ledntiMg die Brbebiufir toq OebtUures nur Deckoog der Eeetea beaoUieirai 
Qnd haben den Betoidb dnreh Gemeindebesehlnes zn regeln. 

§. 11. Die in den §§. 8 bis 10 beseichneten Gemeindebescbltlsse bedürfen 
bei Gemeinde mit Sohlachthanezwang der Genehmigung nach den für Be« 
eehlflaee über den Sohlaehthauszwsag geltenden Vorechrilten. Im üebrigen 
ist für diese Besehlfisse bei Stadtgemeinden oder, wenn im Falle des §. 8 Abs. 8 
^ne Stadtgemeinde oder eine Gemeinde mit Schladtthansswang betheiligt ist, 
die Genehmignng des Bezirks‘Aasschasses, bei Landgemeinden £e Genehnugung 
des Ereisausschnsses erforderlich. 

§. 12. Die Bestimmungen der §§. 8 bis 11 finden auf selbstetSadige 
CHitsbesirke entsprechende Anwendung. 

§. 13. Die nach §. 24 des Beichsgesetzes zulässigen landesrechtlioben 
VtHseh^ten können, soweit das gegenwärtige Gesetz nicht anders hestimmt, 
durch Polizeiverordnung erlassen werden. 

Wo dnreh PoUzeiverordnung weitergehende Bestinunnngen im Sinne des 
§. 24, Nr. 1 des Beichsgesetzes bereits getroffen sind, finden iw das V^ahren 
bei und nach der Untersuchung die Grundsätze des Beichsgesetzes and der 
dazu erlassenen Anafäfarungsbestimmnngen Anwendung. 

§. 14. Hinsichtlioli der Befngniss der Gemeinden mit Schlaehthaoszwang, 
Bhr die Untersuchung von Schlachtvieh und Fleisch Gebtthren zu erbeben, be¬ 
wendet es bei den besonderen gesetzlichen Bestimmungen. Jedoch dürfen für 
die nach §. 5 zulässige Untersuchung frischen Fleisches, welches bereits von 
einem approbirten Thierarzt untersucht worden ist, Gebühren nicht erhoben 
werden. Die Eosten der Untersuchung der in das öffentliche Schlachthaus 
gelangenden Schlachtthiere vor und nach der Schlachtung fallen der Schlacht- 
hansgememde zur Last. Dasselbe gilt von den Eosten der Untersuchung des 
nicht im öffentlichen Schlachthaus aasgeschlachteten frischen Fleisches, falls 
die Untersuchung durch Gemeindebeschluss angeordnet ist. 

Im Üebrigen gelten die Eosten der Schlachtvieh- and Fleischbeschau, 
einschliesslich der Triehinenschau and der Kennzeichnung des Fleisches, als 
Kosten der örtlichen Polizeiverwaltung. Zur Deckung der Kosten können Y<m 
den Besitzern der Schlachtthiere und des Fleisches Gebühren erhoben werden. 
Die Gebührentarife sind von der Landes-Polizeibehörde festzusetzen. 

§. 16. Die Gemeinden und selbstständigen Gatsbezirke haben ohne Ver¬ 
gütung einen geeigneten Baum zu überweisen, in dem die nnsdiädliche Be¬ 
seitigung des beanstandeten Fleisches vorgenommen werden kann, wenn dem 
Besitzer des Fleisches ein geeigneter Ort dazu fehlt. 

Im Üebrigen fallen der Polizeibehörde gegenüber die sächlichen Kosten 
der Behandlung beanstandeten Fleisches dem Besitzer zur Last. 

§. 16. Die Beitreibung der auf Grund des Beichsgesetzes und des gegen- 
wftrtigen Gesetzes zu entrichtenden Gebühren und Kosten erfolgt im Ver- 
waltangszwangsverfahren. 

§. 17. Soweit das gegenwärtige Gesetz nicht anders bestimmt, weiden 
die im Beiohsgesetze den Polizeibehörden überwiesenen Obliegenheiten von den 
Orts-Polizeibehörden wahrgenommen. 

Im Wege der Auslührangsbestimmung können Befügnisse der Polizei¬ 
behörden anderen Behörden oder Beamten übertragen werden. 

18. Gegen polizeiliche Verfügungen, die auf Grund des Beidisgesetzes, 
des gegenwärtigen Gesetzes und der zu beiden Gesetzen erlassenen Ausführungs- 
bestimmungen ergeben, ist mit Ausschluss der Klage im Verwaltungsstieii- 
verfahren lediglich das Bechtsmittel der Beschwerde zulässig. Die auf idie 
Beschwerde ergehende Entscheidung ist endgültig. Die Kosten einer onbe- 
gründeten Beschwerde fallen dem Beschwerdeführer zur Last. 

Im Üebrigen ist das Beschwerdeverfahren, einschliesslich der Zuständig¬ 
keit der Behörden, durch Ausführungsbestimmnng zu regeln. 

§. 19. Alle weiteren zur Ausführung des Beidisgesetzes und die zur 
Ausführung des gegenwärtigen Gesetzes erforderlichen Vorschriften werden 
V(m den zuständigen Ministem erlassen. 

§. 20. Die zuständigen Minister sind befugt, Bestimmungen darüber m 
tv^en, unter welchen Voraussetzungen Personen, die, ohne die Approbation als 
Thierarzt zu besitzen, zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes in öffentlichen 
Schlachthäusern als Beschauer bestellt sind, die Schlachtvieh- und Fleiachbescban 
4ort ungeaohtet der VorBebrift in §. 6, Abs. 1 weiter ansüben dürfen. 
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^81. PiaM8 OhmU tritln spweit ea nek nv di« so ssinsr Pafcl)fBb]rQi)f 
forderliohen Ifassnahmso bandelt, sofort, im Uebrigen sogleich mit §. 1 des Bmol^ 
gMStiflS io Kraft. Per §. 5, Abs. 1 tritt jedoch erst am 1. Oktober 19(M io Kraft. 


Kontrole der DweMühniBg des Beiehsgeaetzes ttbw de* Verkdir 
mit Wein. Erlass der Minister der o. s. w. Hedisiaalaogelegen* 
faeiten (ges. im Aoftr.: Förster), fttr Landwlrthschaft (ges. in Vertr.: 
Sternberg), des Innern (ges. in Vertr.: Ton Bisohoffshansen) nnd 
fdr Handel nnd Gewerbe (ges. im Aoftr.: t. d. Hagen) — M. d. g. A. 
M. 6767, M. f. L. 1 Aa. 2776H, M. d. I. Hb. 2281., M. f. H. «. 0. Ub. 3917 ^ 
an simmtliohe Herren Begierongspr&sidenten. 

In dem Bonderlass rom 28. Jannar d. J. — M. d. g. A. M. 882811 — 
M. 1 L. I. A. 84951 — M. d. I. Ub. 216 — M. f. H. pp. Ub. 494 — (Min«* 
Bl.. f. d. Med. pp. Angeleg. S. 46) ist empfohlen worden, in den weinhaop 
treibenden Distrikten yor der Answabl der für die Kontrole der Pnrchführong 
des Beiobagesetsoe, betreffend den Verkehr mit Wein pp. Tom 24. Mai 1901 
hestinunten Persönlichkeiten die Landwirthsohaftskammem so Vorschllgao 
anfsnfordem. 

ln gleicher Weise wie diese als Vertreter der Weinprodoktion sind anch 
die Handdskammem als Vertreter des Weinhandels bei der Aosvahl der KoO' 
trolbeamten interessirt. 

In Brgänsong der yorgedaehten Bestimmong ersnoben wir Ew. HocbwoU* 
geboren daher, ebenso wie die Landwirtbschaftokammerh anch die Handels- 
knmmern bei den so treffenden Einricbtnngen geftlligst so betheiligen. 


Anzeigepflicht der Knrpfoscher nnd Verbot der prnhlwisehen 
Ankttndignngen dMselben. Bonderlass des Ministers der n. s. w. 
Medisinalangelegenheiten (ges.: Stodi) yom 26. Joni 1902 an 
sMmmtliehe Herren Begierongsprüsidenten. 

Die Vorschrift des §. 46 der Dienstanweisnng für die Kreisärzte yom 
38. Märs 1901 yerpfliohtet die Kreisürste, besondets aof diejenigen Personen 
so aehten, die, ohne approbirt so sein, die Heilkonde gewerbsmüssig ansüben, 
nnd über sie nnter Beihülfe der Ortspolizeibehörden nnd der Aerste des Bezirke« 
ein Verseichniss so führen, das Mittheilnngen über Vorleben, Beruf, Heilyerfahren 
nnd etwaige Bestrafungen enthält. Zur Sicherung der Ansführnng der yorste- 
henden Bestimmong erscheint die allgemeine Einführung der Meldepflicht 
der nicht approbirten Heilpersonen angezeigt. Da die Anzeigepfliobt 
ans §. 14 der B.>Qew.-0. znfolge der Vorschrift im §. 6, Abs. 1 anf die Ausübung 
der Heilkunde keine Anwendung findet, empfiehlt es sich, diu Meldepflicht im 
Polizeiyerordnnngswege einznführen. Mit Büoksicht anf die empfind* 
liehen Sebädigangen, welche den Menschen durch das Treiben der Kurpfuscher 
an .Gesundheit und Vermögen yielfach sngefügt werden, ist es weiter ange¬ 
bracht, der marktschreierischen öffentlichen Anpreisung der Be- 
rnfsthätigkeit der Kurpfuscher in gleicher Weise entgegenzntre'ten. 
Idb ersuche hiernach, für den Bezirk eine Polizeiyerordnnng nachstehenden 
Inhalts au erlassen oder etwa bereits bestehende Polizeiyerordnungen ent¬ 
sprechend abznändem: 

1) Personen, welehe ohne approbirt zu sein, die Heilkunde ^ewerbsmlasig 
ansüben wollen, haben dies yor Beginn des Gewerbebetriebes demjenigen Kreie- 
arzte, in dessen Amtsbezirk der Ort der Niederlassung liegt, unter Angabe 
ihrer Wohnung zu melden nnd gleichzeitig diesem die erforderlichen Angaben 
über ihre persönlichen Verhältnisse zu machen. Personen, die bereits zur Zeit 
die Heilkunde ausüben, haben diese Meldung und Angabe binnen 14 Tagen 
nach dem Inkrafttreten dieser Polizeiyerordnnng zu bewirken. 

2) Die in Nr. 1 bezeiohneten Personen haben dem zuständigen Kreisärzte 
auch einen Wohnungswechsel innerhalb 14 Tagen nach dem Eintritt desselben 
sowie die Aufgabe der Ausübung der Heilkunde nnd den Wegzug ans dem 
Bezirke zu melden. 

3) Oeffentliche Anzeigen von nicht approbirten Personen, welche 
die Heilkunde gewerbsmässig ansüben, sind yerboten, sofern sie über Vor¬ 
bildung, Befähigung oder Erfolge dieser Personen zu täuschen geeignet 
sind oder prahlerische Versprechungen enthalten. 

4) Die öffentliche Ankündigung yon Gegenständen, Vorrichtniigen, Ver- 
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fahren oder Mitteln, die nar Verhfltnng, Linderang oder Heilong Ton Menaehen* 
oder Thierkrankheiten bestimmt sind, ist verboten, wenn 

a. den Gegenst&nden, Vorriehtongen, Verfahren oder Mitteln besondere, 
über ihren wahren Werth hinansgehende Wirkangen beigeleg 
werden oder die Leate dnroh die Art ihrer Anpreisong irregeffihrt oder 
belkstigt werden, oder wenn 

b. die Gegenstände, Vorriehtongen, Verfahren oder Mittel ihrer Beschaf« 
fenheit nach geeignet sind, Gesnndheitsbesohädignngen hervorsomfen. 

5) Znwiderhandlnngen gegen die vorstehenden Vorschriften werden, soweit 
in den bestehenden Gesetsen nicht eine höhere Strafe vorgesehen ist, mit Gtold« 
strafe bis so 60 Mark oder mit entsprechender Haft bestraft. 

üeber die Aasftthrong des vorstehenden Erlasses will ich einem Berichte 
nach drei Monaten, sowie der gleichzeitigen Einreichnng der Nommer des 
Amtsblattes, in dem die Poliseiverordnong veröffentlicht ist, entg^ensehen.. 


Ansttbang gebartshiilflicher Thfttigkeit durch Nichthebammen. 
Polizeiverordnnng des Königlichen Begiernngspräsidenten in 
Oppeln vom 11. Juni 1902. 

§. 1. Die Ansttbang der gebortshttlfliohen Thätigkeit ist, anch wenn sie 
nicht gewerbsmässig geschieht, solchen Personen, welche sich nicht im Besitze 
eines Hebammenprttfnngszeognisses (§. 30 der Beichsgewerbeordnang vom 
21. Jani 1869 — L. G. Bl. S. 245 in der Fassang des Beichsgesetzes vom 
1. Joli 1883 — B. G. Bl. 177 —) befinden, untersagt. 

Fälle der Noth sind von diesem Verbote ausgenommen. Bin Nothfoll 
ist nar dann vorhanden, wenn es nicht möglich ist, rechtzeitig eine Hebamme 
herbeiznsehaffen. 

§. 2. Wird eine Nichthebamme zor Ansttbang gebnrtshttlflicher Thätigkeit 
bei einer Ereissenden zogezogen (§. 1, Abs. 2), so hat sie sofort nach ihrer An- 
kauft bei der letzteren eine Hebamme berbeiznholen oder herbeibolen za lassen 
und bei deren Eintreffen ihre eigene Thätigkeit bei der Gebärenden einznstellen. 
Innere üntersnehnngen nnd Eingriffe sind ihr unter allen Umständen nntersi^ 
• §. 3. Zawiderhandlnngen gegen die vorstehenden Bestimmnngen werden, 
sofern nicht nach den bestehenden G^etzen eine härtere Strafe verwirkt ist, 
mit Geldstrafe bis zam Betrage von 60 (sechszig) Mark oder mit entsprechender 
Haft bestraft. 

§. 4. Diese Polizeiverordnnng tritt mit dem Tage ihrer VerOffentliehnng 
in Kraft 


Stempelpflichtigkeit des Fähigkeits* und Prftfnngsnengnisses für 
Hebammen. Erlass der Minister der n. s. w. Medizinalangelegen* 
heiten (gez. i. Anftr.: FOrster) nnd der Finanzen (gez. i. Anftr.: 
Dr. Fehre) vom 12. Juni 1902 — M. d. g. A. M. Nr. €560, Fin.-Min. 
m. 7412 — an sämmtliohe Herren Begiernngspräsidenten. 

Der in dem Berichte vertretenen Anffassnng, dass das von dem Kreis¬ 
ärzte behufs Theilnabme an einem Hebammenlehrkarsns gemäss §. 60 der 
Dienstanweisung fttr die Kreisärzte anszastellende Fähigkeitszengniss nach der 
Tarifstelle 77 a zam Stempelsteaergesetze von der Stempelabgabe befreit sei, 
weil auf Grand desselben ein anderes amtliches Zengniss and zwar das 
Hebammenprttfangszeagniss aasgestellt werde, vermögen wir nicht heizalreten. 
Das Hebammenprttfangszeagniss wird nicht auf Grand des bezeichneten Fähig- 
keitkzeognisses fttr die Zalassang zam Hebammenberufe, sondern auf Grund 
der später bestandenen Prttfnng ansgefertigt. 

Beide Zengnisse, sowohl das Fähigkeitszengniss fttr die Zulassung inm 
Eebammenberafe wie das Zengniss ttber die bestandene Prttfnng sind naä der 
Tarifstelle 77 zam Stempelstenergesetz stempelpflichtig. 


Auf der Signatur der Arzneien sind nicht nur die Bezeichnungen, 
sondern anch die Gewichtsmengen der verordneten Bestandtheile an- 
zngeben. Bescheid des Ministers der n. s. w. Medizinalange¬ 
legenheiten vom 14. Juli 1902 — M. Nr. 7209 — an die Aerztekammer 
der Provinz Schleswig-Holstein; sämmtlichen Herren Begiernngspräsidenten 
zur Eenntnissnahme mitgetheilt. 

Auf die Eingabe vom 30. Jani d. J. erwidere ich, dass die Bestimmnngen 
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de9 leM^p Ab^fttses des §. 31 der Apotheker-Betriebsordnung vom 18. Febr. 
1902 dabin ausznlegen ist, dass auf der Signatur nicht nnr die Beseich- 
nnngen, sondern anck die Gewicbtsmengen der verordneten Bestandtbeile der 
Arzneien zu vermerken sind. Ein Anlass, die Bestimmung durch Aufnahme 
der Worte „und Gewichtsmenge“ zu ergänzen, kann hiernach als vorliegend 
nicht erachtet werden. _ 

Bereehnnng einer Dispensationsgebnhr ist bei Abgabe von Dipb- 
therieheilserum nicht zulässig. Bescheid des Ministers der n. s. w. 
Medizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: Förster) vom 80. Mai 1902. 

Aul die an die Technische Kommission fflr pharmazeutische Angelegen- 
heiteu gerichtete, mir vorgelegte Eingabe vom 14. Febrnar d. J. erwidere ich 
nach Anhörung der gedachten Kommission, dass eine Dispensationsgebtthr bei 
Berechnung von Serum nicht zu erheben ist. Die die Dispensation betreffende Be¬ 
stimmung auf Seite 74 der preussiseben Arzneitaxe für 1902, wonach die Entschä¬ 
digung för Dispensation ein Entgelt fttr Kork, Tectnr und Signatur oder den etwa 
erforderlichen Fapierbeutel sein soll, findet hierbei sinngemässe Anwendung. 

Anlage von Brunnen. Verfügung des Königlichen Begie- 
rnngspräsidenten zu Lüneburg vom 7. Juni 1902 an sämmtliche 
Herren Landräthe, Kreisärzte und Kreisbanbeamten des Bezirks. 

Nach mehrfach gemachten Beobachtungen lassen die Brunnen in den 
ländlichen Ortschaften des Bezirks nach Lage und Beschaffenheit Vieles zu 
wünschen übrig und geben vielfach zur Verbreitung des Unterleibstyphus Ver¬ 
anlassung. Es erscheint daher erforderlich, der Anlage neuer Brunnen sowie 
der Beschaffenheit der bestehenden Brunnen und Trinkwasseranlagen auf dem 
Lande besondere Aufmerksamkeit zuznwenden. 

Die zur Zeit massgebenden Bestimmungen finden sich in den $§. 26, 5 
n. 6 und 27 der Bauordnung vom 25. September 1897 n. 25. März 1899. Hier 
ist angeordnet, dass Abortsgruben, Ställe mit durchlässigem Boden, Vieh- qnd 
Schweinebuchten, Senk-, Sammel-, Müllgruben und Dungstätten von Brunnen 
mindestens 10 m entfernt bleiben müssen, dass offene Brunnen mit einer min¬ 
destens 75 cm hohen, genügend sicheren Einfriedigung versehen werden müssen 
und endlich, dass die Anlage offener Brunnen in stadtähnlich gebauten Ort¬ 
schaften ganz untersagt werden kann. 

Dass neu anznlegende Brunnen auch 10 m von Abortsgrnben pp. entfernt 
bleiben müssen, ist zwar nicht ausdrücklich verordnet, versteht sich aber 
von selbst. 

Ueber die an bestehende Brunnen zu stellenden Anforderungen enthält 
die Bauordnung keine Bestimmung. 

Eine Ergänzung der Bauordnung beabsichtige ich zwar zur Zeit noch 
nicht vorzunebmen, ich habe indess in Nachstehendem Grundsätze über die an 
Trinkwasseranlagen auf dem Lande zu stellenden Anforderungen zusammen¬ 
gestellt und ersuche die Herren Landräthe pp. diese Grundsätze neben den 
erwähnten Bestimmungen der Bauordnung bei der Prüfung von Bananzeigen 
über die Nenanlage und den Umbau von Brunnen, wie sie in §. 1 der Bauord¬ 
nung vorgeschrieben sind, zur Bichtschnnr zu nehmen. 

Zugleich ersuche ich, darauf zu halten, dass diese Vorschrift des §. 1 der 
Bauordnung beachtet wird. 

1. Trinkwasseranlagen dürfen nnr in einer Entfernung von wenigstens 
10 m von Viehställen, Vieh- und Schweinebnehten, Düngerstätten, Jauche- 
gruben, Aborten, Abortsgruben und Schmutzwasserleitnngen hergestellt werden. 

Diese Entfernung kann bei Böhrenbmnnen von mehr {Js 15 m Tiefe 
welchen überall der Vorzug zu geben ist, auf 5 m herabgesetzt werden. 

Für die Entfernung neu anzulegender Viehställe, Düngerstätten pp. gilt 
Vorstehendes analog. 

2. Kessslbrunnen sind bis zu einer Tiefe von 3 Metern unter der Erd¬ 
oberfläche wasserdicht herznstellen und entweder durch Manerwerk, Steine oder 
Eisen wasserdicht abzndecken, so dass kein Zufluss von oben hinein gelangen 
kann, oder so anzulegen, dass die wasserdichte Wandung bis zu einer Höhe von 
75 cm über die Oberfläche hervorragt. Auch im letzteren Falle ist der Brunnen 
dicht zu bedecken. Pnmpbmnnen sind überall Schöpfbrunnen vorzuziehen. 

3. Spül- und Ablaufwässer dürfen nicht in der Höhe des Brunnens ver- 
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Biekeni, sondern sind mindestena 10 m weit mittelst einer platt gepflasterten 
Sinne oder dergleichen fortznleiten. 

SchmntzwSsser jeder Art dürfen 'nicht in einer Entfemnng Ton weniger 
als 10 m vom Bronnen Tersiokem. 

An bestehende Anlagen sind im Allgemeinen die gleichen Anfordemngen 
zn stellen. Sind yorhandene Bronnen weniger als 10 m von Viehställen, Vieh- 
ond Schweinebochten, Dttngerst&tten, Jaochegrnben, Aborten, Abortsgmben 
oder Schmotswasserleitongen entfernt, so sind die Anlagen im Bereich Ton 
10 m nndnrchlässig herzosteilen. Ob and inwieweit es angeseigt erscheint, 
aof eine entsprechende Aenderong der bestehenden Anlagen hinsnwirken hesw. 
daraof zo dringen, überlasse ich dem Ermessen der Herren Landrftthepp. Ein 
poliseilicher Zwang wird anf jeden Fall nor dann anzowenden sein, wenn die 
Gesondheit onmittelbar gefllhrdet erscheint. 

Im empfehle in dieser Angelegenheit stets nach Benehmen mit den so- 
stSndigen Ereisftrsten, welche ebenso wie die Ereishanbeamten Abschrift dieser 
Verfü^ng erhalten haben, vorsogehen. 

Bis zom 1. Oktober 1903 ersoche ich mir zo berichten, wie sich die 
mitgetheilten Gmndsfttze in ihrer Anwendnng bewährt haben nnd ob ent¬ 
sprechende Ergänzung der Baoordnong zweckmässig erscheint. 


O. Könligretola Saolamen. 

Abänderung der Standesordnnng nnd der Ehrengeriebtsordnnng 
fttr die ärztlichen Bezirksverelne. 'Ferordnung des Ministeriums 
des Innern vom 5. Juni 1902. 

Die aof Grand von §. 5 des Gesetzes vom 23. März 1896 erlassene, 
dnrch 'Ferordnong vom 14. März 1899 (G.- und *7.-Bl.; 1899, S. 76 ff.) bekannt¬ 
gegebene Standes- nnd Ehrengeriehtsordnung für die ärztlidien Bezkksyereine 
wird in nachstehender Weise abgeändert. 

I. Die Standesordnnng betreffend. 

a. Der letzte Absatz des §. 8 hat künftig zu lauten: 

«Wegen etwaiger Aasnahmen ist in jedem Falle das Gutachten des 
Bezirksrereins einzuholen.^ 

b. dem §. 11 sind folgende Zusätze anznfügen: 

«Ferner ist es nnzolässig, Sprechstunden ausserhalb des eigenen 
Wohnortes in einer Ortschaft abzohalten, in welcher bereits ein oder 
mehrere Aerzte wohnen und Praxis aasüben. Desgleichen ist es nnzolässig, 
im eigenen Wohnorte an yerschiedenen Stellen Sprechstunden abzohalten. 

Wegen etwaiger Ausnahme yon letzterenden beiden 'Verboten ist das 
Ghitachten des zuständigen Bezirksyereins bezw. nach Gehür des sonst noch 
in Betracht kommenden benachbarten Bezirksyereins einzoholen.** 
e. In §. 15 sind die Worte «zur Genehmigung" mit den Worten «zur gutacht- 
achtlichen Anssprache" zu yertauschen. 

n. Die Ehrengeriehtsordnung betr. In §. 6, Abs. 2 sind die Worte «an die 
Sanitätsdire^on* mit den Worten «an das Eriegsministerium" zu yertauschen. 


Aufhebung der mit Apothekengerechtigkeiten verbundenen Ver- 
hietnngsrechte. Gesetz yom 24. Juni 1902. 

§. 1. Die mit Apothekengerechtigkeiten yerbundenen Verbietnngsreohte 
gegen die Errichtung weiterer Apotiieken in einem bestimmten Örtlichen Be¬ 
reich werden aufgehoben. 

§. 2. Für die Aufhebung ist Entschädigung zu gewähren. 

Ist bei Begründung des Rechtes dessen Wiederanftebung oder Mindemng 
yorbehalten, so wird Entschädigung nur gewährt, soweit die Errichtung der 
neuen Apotheke vor dem 1. Juli 1907 erfolgt. 

Diese zeitliche Beschränkung findet nicht statt, wenn die Wiederauf- 
hebung des Rechtes nur für einen besonderen Fall yorbehalten ist. Bis zum 
Eintritt dieses Falles steht ein solches Recht einem unwiderruflichen gleich. 
Tritt dieser Fall yor Errichtung einer neuen Apotheke in dem Bereiche des 
Verbietongsrechtes ein, so wird Entschädigung nicht gewährt. 

§. 3. Die Entschädigung wird gewährt, so oft in dem Bereiche des 'Ver- 
bietungsredttes eine oder mehrere Apotheken neu erridhtet werden. 

§. 4. Die Entschädigung wird bezahlt: 
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a. im Falle des §. 2, Abs. 2 Ton demjenigen, welcher Eonzession inr Brrieh- 
tnng einer Apotheke im Bereiche des Verbietnngsrechtes erhält; 

b. in dien Übrigen Fällen ans der Staatskasse. 

§. 5. Die Bntschädignng wird durch Zahlung eines Eapitalbetrages 
gewährt und nach dem Minderertrage bemessen, den die Errichtung der neuen 
Apotheken für die Apotheke des Berechtigten zur Folge hat. Bei der Ermitte* 
Inng des Minderertrages wird der Handverkauf von Medizinalwaaren, welche 
nur in Apotheken verkauft werden dürfen, mit, der in der Apotheke betriebene 
Handel mit anderen Waaren aber und der Betrieb sonstiger Nebengeschäfte 
nicht in Betracht gezogen. Das Entsehädigungskapital beträgt: 

a. im Falle des §. 2, Abs. 2 das Zehnfache, 

b. in den übrigen Fällen das Zwanzigfache des ermittelten jährlichen Minder¬ 
ertrages. 

Der festgestellte Eapitalbetrag wird von dem Ende deqenigen Ealender- 
vierteljahres, in dem der Betrieb der neuen Apotheke eröffnet worden ist, bis 
zur Auszahlung mit jährlich vier vom Hundert verzinst. 

§. 6. Neben dem Inhaber der Apothekengerechtigkeit gelten als Be¬ 
theiligte (Nebenberechtigte): 

1. diejenigen, zu deren Gunsten die Apothekengerechtigkeit oder das 
Grundstück, auf dessen Grnndbuchblatt die Apothekengerechtigkeit mit ein¬ 
getragen ist, in der Weise belastet ist, dass daraus an sie eine Geldsumme zu 
zahlen oder zu entrichten ist (Bürgerliches Gesetzbuch §§. 1113, 1191, 1199 und 
1105), soweit nicht durch die Kreishauptmannschaft festgestellt wird, dass die 
Errichtung der neuen Apotheke für sie unschädlich ist; gegen den Beschluss, 
durch den die Unschädlichkeit festgestellt wird, ist Beknrs oder Besebwerde 
nicht zulässig; 

2. diejenigen, denen an der Apothekengerechtigkeit ein dringliches oder 
persönliches Gebrauchs-oder Nutzungsrecht zusteht; diese können jedoch weder 
eine besondere Entschädigung, noch die Ueberlassnng des Entschädigungskapitals, 
sondern nur die Ueberlassnng des Zinsgenusses des Entschädigungskapitals auf 
die Dauer ihres Bechtes oder die entsprechende Herabsetzung der von ihnen 
an gewährenden Gegenleistung beanspruchen. 

§. 7. Die Entschädigung wird nur auf Antrag gewährt. Der Antrag 
kann von dem Inhaber der Apothekengerechtigkeit und von jedem Nebenberech- 
tigten gestellt werden. Nach Ablauf von zwei Jahren seit dem Schlüsse des¬ 
jenigen Kalenderjahres, in dem die neue Apotheke eröffnet worden ist, kann 
der Antrag nicht mehr gestellt werden. 

§. 8. Der Antrag ist bei der unteren Verwaltungsbehörde (Amtshaupt¬ 
mannschaft, Stadtrath) zu stellen. Diese ersucht, wenn die Apothekengerech- 
tigkeit in einem Grundbuch eingetragen ist, das Grundbuchamt um die Be¬ 
zeichnung der ans dem Grundbuch ersichtliwen Nebenberechtigten und stellt 
unter Zuziehung der Nebenberechtigten und eines Vertreters des Staatsfiskus 
die erforderlichen Ermittelungen an. Sie beraumt zu diesem Zwecke einen 
Termin an, zu dem die bekannten Nebenberechtigten durch schriftliche Ver¬ 
fügung, die etwaigen unbekannten Nebenberechtigten durch öffentliche Be¬ 
kanntmachung unter der Verwarnung vorgeladen werden, dass im Falle ihres 
Ausbleibens die Entschädigung ohne ihre weitere Zuziehung festgesetzt und 
angenommen werden würde, sie erhöben im Entschädigungsverfabren auf die 
Entschädigung und die zu gewährenden Zinsen keinen Anspruch. Die Ent¬ 
scheidung, der gemäss §. 37, Abs. 1 und 2 des Enteignungsgesetzes vom 24. Juni 
1902 die Vernehmung von Sachverständigen vorauszugehen hat, erfolgt durch 
Bescheid der Ereishauptmannschaft. Haben sich in dem Verfahren auf Grund 
von §. 6 Nr. 1 Nebenberechtigte gemeldet, für die nach der Ansicht der Ereis¬ 
hauptmannschaft die Errichtung der neuen Apotheke unschädlich ist, so wird 
dies in dem Bescheide mit festgestellt. Insoweit unterliegt der Bescheid keiner 
Anfechtung. 

Im Uebrigen steht gegen den Bescheid dem Staatsfiskus und im Falle 
des §. 4 unter a dem Konzessionär, dem Inhaber der Apothekengerechtigkeit 
und den Nebenberechtigten, die sich nicht am Verfahren versäumt haben und 
bezüglich deren keine Unscbädlicbkeitsfeststellnng vorliegt, gemäss §. 32, Abs. 2 
des Enteignungsgesetzes vom 24. Juni 1902 Bekurs an das Ministerium des 
Innern zu. 

Entsprechend §. 38 des Enteignungsgesetzes findet ausserdem die Be- 
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seliTeitiing des ßeohtsweges statt, wobei dasjenige, was beztlglicb des Unter- 
nehmers bestimmt ist, fOr nnd gegen den Staatsfiskns und im Falle des §. 4 
unter a fttr und gegen den Konzessionär gilt. Anssohliesslich zuständig ist das 
Gericht, in dessen Bezirk die Apotheke liegt, mit der das Yerbietuhgsreoht 
Terbunden war. 

§. 9. Hat die Staatskasse die Entschädigung zu tragen, so ist der 
Staatsfiskns ermächtigt, in den übrigen Fällen der Erwerber der neuen Eon> 
Zession unbehindert, mit dem Inhaber der Apothekengerechtigkeit über die zu 
gewährende Entschädigung eine Vereinbarung abznschiiessen, bei der von ddn 
Vorschriften in §. 4 und §. 5, sowie in §. 6, Nr. 2 abgewichen werden kann. 
Die Vereinbarung ist, wenn die Entschädigung dem Erwerber der neuen Kon¬ 
zession zur Last fällt, von diesem bei der Kreishanptmannschaft in gerichtlich 
oder notariell beglaubigter Form einznreichen. Zu einer solchen Vereinbarung 
ist die Zustimmung der in §. 8, Abs. 2 bezeichneten Nebenberechtigten erforder¬ 
lich. Die Zustimmung gilt als ertheilt, wenn nicht innerhalb 14 Tagen, nach¬ 
dem der Nebenberechtigte vom Inhalte der Vereinbarung durch die Kreisfaaupt- 
mannschaft in Kenntniss gesetzt worden ist, bei dieser Widerspruch erhoben 
wird. Die Ausführung der Vereinbarung bleibt den Betheiligten überlassen. 

§. 10. Liegt der Fall des §. 4 unter a vor, so hat der neue Erwerber 
für die zu leistende Entschädigung sammt Zinsen bis zum voraussichtlichen 
Auszahlungstage vor Ertheilung der Konzession zur Errichtung der neuen 
Apotheke mündelmässige Sicherheit zu bestellen, er wiese denn nach, dass der 
Berechtigte nnd die Nebenberechtigten auf Entschädigung oder auf Sicherheits¬ 
leistung verzichten, oder dass er dieselben auf Grund getroffener Vereinbarung 
entschädigt hat. Die Sicherheit ist von der Kreishanptmannschaft nach freier 
Schätzung des Minderertrages der Apotheke des Berechtigten (§. 5) ausznwerfen. 

§. 11. Ist eine Vereinbarung nach §. 9 nicht zu Stande gekommen nnd 
sind Nebenberechtigte der in §. 8, Abs. 2 bezeichneten Art nicht vorhanden, so 
wird die Entschädigung auf Grund der im Verwaltnngsverfahren getroffenen 
Feststellung an dem Inhaber der Apothekengerechtigkeit ansgezahlt. 

Sind derartige Nebenberechtigte vorhanden, so sucht die untere Ver¬ 
waltungsbehörde zmschen diesen und dem Inhaber der Apothekengerechtigkeit 
eine Binigung zu vermitteln. Gelingt die Einigung, so wird auf Grund dieser 
die Entschädigung ansgezahlt. 

Gelingt die Einigung nicht, so Bllit die Beschlussfassung darüber, wie 
das Eatschädignngskapital nnd dessen Zinsen zwischen dem Inhaber der Apo- 
thekengerechtigkeit nnd den Nebenberechtigten zu vertheiien sei, dem Amts¬ 
gerichte des in §. 8 Abs. 3 bezeichneten Bezirks zu. Die VertheUnng erfolgt 
gemäss §. 6, Nr. 2 nnd im üebrigen nach den im Falle der Zwangsversteige¬ 
rung für die Vertheilnng des Erlöses massgebenden Grundsätzen. Soweit ein 
Besdglänbiger befriedigt wird, verfügt das Amtsgericht zugleich, dass sein 
Becht zu löschen ist. Soweit nach §. 6, Nr. 2 die Zinsen des Entschädignngs- 
kapitals noch fernerhin einem Gebrauchs- oder Nutzungsberechtigten gebühren, 
verfügt das Amtsgericht, dass das Kapital nach den für die Anlegung vofi 
Mündelgeld geltenden Vorschriften verzinslich anzulegen nnd gleichzeitig dem 
Zinsenberechtigten der Niessbranch zu bestellen ist. 

Auf das Verfahren des Amtsgerichts finden die Vorschriften der §§. 873 
bis 877 der Zivilprozessordnung entsprechende Anwendung. 

Soweit gegen den Theilungsplan des Amtsgerichts Widerspruch nicht 
erhoben und nicht eine Verfügung gemäss dem Schlusssätze von_ Abs. 1 ge¬ 
troffen wird, erfolgt die Auszahlung auf Grund des Planes nnd die nach der 
Auszahlung erforderliche Löschung im Grnndbnche auf Ersuchen des Amts¬ 
gerichts. Im üebrigen werden die Entschädigungsbeträge bei dem Vertheilungs¬ 
gerichte hinterlegt; mit der Hinterlegung hört die in §. 5, Schlusssatz vorge¬ 
schriebene Verzinsung auf. Die Erledigung der erhobenen Widersprüche nnd 
die Auszahlung der von den Widersprüchen betroffenen Beträge erfolgt nach 
den Vorschriften der §§. 878 bis 882 der Zivilprozessordnung. 

§. 12. Das Verfahren vor den Verwaltungsbehörden ist kosten- uüd 
stempelfrei. 

§. 13. Mit Ausführung dieses Gesetzes werden Unsere Ministerien dM 
Innern nnd der Finanzen beauftragt. _ 

Verantwortl. Bedakteur: Dr. Rapmnnd, Beg.- n. Geh. Med.-Rath in Minden L W« 

J. 0. 0. Brom, H. S. o. F. Sch.-L. Hof-Boohdnioker«i, MIodeii. 
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Die za e and d genannten Bezugsberechtigten dttxfen Sttssstoff oder onter 
Verwendong von Sttssstoff hergestellte Nahrangs- oder Qenossmittel nur inner¬ 
halb der Anstalt (za c) oder des Orts (za d) abgeben. 

§. 6. Die vom Bandesrath zur Aasftthrang der Vorschriften in den 
§§. 8, 4 and 5 za erlassenden Bestinunongen sind dem Reichstage bis zam 
1. April 1903 vorzalegen. Sie sind ausser Kraft za setzen, soweit der Reichs¬ 
tag dies verlangt. 

§. 7. Wer der Vorschrift des §. 2 vorsätzlich zawiderhandelt, wird, so¬ 
weit nicht die Bcstimmangen des Vereinszollgesetzes Platz greifen, mit 6e- 
fängniss bis za sechs Monaten und mit Geldstrafe bis za eintaasendfttnfhandert 
Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

Ist die Handlang aas Fahrlässigkeit begangen worden, so tritt Geld¬ 
strafe bis za einhandertfttnfzig Mark oder Haft ein. 

§. 8. Der Strafe des §. 7, Abs. 1 unterliegen auch diejenigen, in deren 
Besitz oder Gewahrsam Sttssstoff in Mengen von mehr als 50 g vorgefanden 
wird, sofern sie nicht den Nachweis erbringen, dass sie den Sttssstoff nach In¬ 
krafttreten dieses Gesetzes von einer znr Abgabe befugten Person bezogen haben. 

Ist in solchen Fällen den Umständen nach anzanehmen, dass der Vorge¬ 
fundene Sttssstoff nicht verbotswidrig hergestellt oder eingeftthrt worden ist, 
BO tritt statt der Straffe des §. 7, Abs. 1 diejenige des Abs. 2 daselbst ein. 

§. 9. In den Fällen des §. 7 and §. 8 ist neben der Straffe auf Ein- 
ziehong der Gegenstände za erkennen, mit Bezug auf welche die Zawiderhand- 
lang begangen worden ist. 

Ist die Verfolgung oder Verartheilong einer bestimmten Person nicht 
aosftthrbar, so kann aaf die Binziehang selbstständig erkamnt werden. 

§. 10. Zawiderhandlangen gegen die aof Grand dieses Gesetzes erlassenen 
and öffentlich oder den Betheiligten besonders bekannt gemachten Verwaltongs- 
yorschriften werden mit einer Ordnungsstrafe von einer bis za dreihundert 
Mark geahndet. 

§. 11. Den Inhabern der Sttssstofffabriken, die als solche bereits vor'dem 
1. Janaar 1901 betrieben worden sind and diese Fabrikation auch innerhalb 
der Zeit vom 1. April 1901 bis 1. April 1902 fortgesetzt haben, wird eine vom 
Bandesrath unter Aasschiass des Rechtsweges festzostellende Entschädigung 
gewährt. 

Die Entschädigung soll daw Sechsfache eines Jahresgewinnes nach dem 
Durchschnitt der Betriebsjahre 1898/99, 1899/1900, 1900/1901 unter Annathme 
der Gewinnhöhe von vier Mark fttr jedes Kilogramm des innerhalb dieser Zeit 
hergestellten chemisch-reinen Sttssstofies betragen. 

Wird der Inhaber einer Sttssstofffabrik gemäss §. 3 zar Hersteliong 
von Sttssstoff fttr eigene Rechnang ermächtigt, so tritt eine entsprechende Ver¬ 
minderung der Entschädigung ein; wird die Ermächtigung widerrufen, so ist 
die Bntschädigang entsprechend nachzavergttten. 

Die Inhaber der Fabriken sind verpflichtet, von der ihnen gewährten 
Bntschädigang ihren Beamten und Arbeitern, die in Folge des Verbots ans ihrer 
Beschäftigang entlassen werden, eine Entschädigung za gewähren, die bei 
Arbeitern dem von ihnen in den letzten drei Monaten vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bezogenen darchscbnittlichen Arbeitsverdienste, bei Beamiten 
dem von ihnen in den letzten sechs Monaten vor dem Inkrafttreten dieses Ge¬ 
setzes bezogenen Gehalt entspricht. 

Streitigkeiten zwischen den Inhabern der Fabriken einerseits und den 
Beamten oder Arbeitern anderseits werden von der fttr Lohnstreitigkeiten zu¬ 
ständigen Instanz entschieden. 

§. 12. Der Reichskanzler ist befugt, von dem Tage der Pablikation 
dieses Gesetzes ab, den einzelnen Fabriken den von ihnen herzasteilenden 
Höchstbetrag von Sttssstoff vorzaschreiben. 

§. 13. Dieses Gesetz tritt mit dem 1. April 1903 in Kraft. Mit diesem 
Zeitpunkt tritt das Gesetz, betreffend den Verkehr mit kttnstlichen Sttssstoffen, 
vom 6. Juli 1898 (Reichs-Gesetzbl. S. 919) ausser Kraft. 


Wechselseitige Benachrichtignng der Militär- und Polizeibehörden 
über das Auftreten übertragbarer Krankheiten. Bekanntmachung 
des Reicbskanzlers (gez. in Vertr.: Graf von Posadowsky) vom 
22. Juli 1902. 
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Auf Grand des §. 89, Abs. 8 des Gesetzes, betreffend die Bekftmpfnng' 
gemeingeföhrlicher Krankheiten, vom 80. Jnni 1900 (Kelchs-GesetzbL S. 806) 
hat der Bandesrath Nachstehendes bestimmt: 

A. Mittheilnngen der Polizeibehörden an dieUilitSrbehörden. 

1. Zar Mittheilnng der in ihrem Verwaltangsbezirke Torkommenden 
Erkranknngen an die Militörbebörden sind verpflichtet: 

die von den Landesregierangen za beseichnenden Behörden oder Beamten 
der Garnisonorte nnd derjenigen Orte, welche im Umkreise von 20 km von 
Garnisonorten oder im Gelände für militärische üebnngen gelegen sind. 

^ 2. Die Mittbeilnngen haben alsbald nach erlangter Eenntniss za erfdgen 
and sich zn erstrecken anf: 

a. jede Erkranknng an Anssatz nnd ünterleibstyphns, sowie jeden Pall, 
welcher den Verdacht einer dieser Krankheiten erweckt, ferner jede Erkranknng 
an Eopfgenickstarre (Meningitis cerebrospinalis) oder an Kückfallfleber; 

b. jeden ersten Fall von Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest, Pocken, 
sowie das erste Auftreten des Verdachts einer dieser Krankheiten in dem Ito- 
treffenden Orte; 

c. jedes gehäufte (epidemische) Auftreten der Kahr (Dysenterie), der 
Diphtherie, des Scharlachs, sowie jedes neae Vorkommen von Massenerkranknngen 
an der Körnerkrankheit (Trachom). 

Ueber den weiteren Verlauf der unter b anfgeföhrten Krankheiten nnd 
der Kahr (Dysenterie) sind wöchentlich Zahlenfibersichten der neu festgestellten 
Brkrankangs- nnd TodesMle einznsenden. Ferner ist eine Mittheilnng za 
machen, sobald Diphtherie, Scharlach, sowie Körnerkrankheit (Trachom) erloschen 
sind oder nnr noch vereinzelt anftreten. 

Jeder Mittheilnng betreffs der unter a nnd b bezeichneten Krankheiten 
sind Angaben Aber die Wohnungen und die Gebäude, in welchen die Br* 
krankangen oder der Verdacht anfgetreten sind, beiznffigen. 

8. Die Mittbeilnngen sind für Garnisonorte nnd ffir die in ihrem Um¬ 
kreise von 20 km gelegenen Orte an den Kommandanten oder, wo ein solcher 
nicht vorhanden ist, an den Garnisonältesten, ffir Orte im militärischen Uebnngs- 
gelände an das General-Kommando za richten. 

B. Mittbeilnngen der Militärbehörden an die Polizeibehörden. 

1. Zar Mittheilnng der in ihrem Dienstbereiche vorkommenden Br- 
kranknngen an die Polizeibehörden sind verpflichtet die Kommandanten oder, 
wo solche nicht vorhanden sind, die Garnisonältesten der Garnisonorte, ferner 
die Kommandohehörden der im Uebnngsgelände sieh befindenden Troppentheile. 

2. Die Mittbeilnngen haben alsbald nach erlangter Kenntniss zn erfolgen 
and sich zu erstrecken anf: 

a. jede Erkrankung an Ünterleibstyphns, sowie jeden Fall, welcher den 
Verdacht dieser Krankheit erweckt, ferner jede Erkrankung an Eopfgenick¬ 
starre (Meningitis cerebrospinalis) oder an Kfickfallfieber; 

b. jede Erkranknng und jeden Todesfall an Anssatz, Cholera, Fleckfieber, 
Gelbfieber, Pest, Pocken, sowie jedes Auftreten des Verdachts einer dieser 
Krankheiten; 

0 . jedes gehäufte (epidemische) Auftreten der Kahr (Dysenterie), der 
Diphtherie, des Scharlachs nnd der Körnerkrankheit (Trachom). 

Ueber den weiteren Verlauf der Rnbr (Dysenterie) sind wöchentlich 
Zahlenfibersichten der nen festgestellten Erkranknngs- und Todesffllle einzn- 
senden. Aach ist eine Mittheilnng zn machen, sobald Diphtherie, Scharlach, 
sowie Körnerkrankheit (Trachom) erloschen sind oder nur noch vereinzelt 
anftreten. 

Jeder Mittheilnng betreffs der unter a nnd b bezeichneten Krankheiten 
sind Angaben fiber das Militärgebände oder die Wohnungen, in welchen die 
Erkrankungen oder der Verdacht anfgetreten ist, beiznffigen. 

8. Die Mittbeilnngen sind an die ffir den Anfenthaltsort des Erkrankten 
zuständige, von den Landesregierungen zn bezeichnende Behörde zn richten. 

4. Von dem Ansbrach und dem späteren Verlaufe der unter 2 b bezeich¬ 
neten Krankheiten ist das ^aiseriiche Gesundheitsamt sofort anf kürzestem 
Wege zn benachrichtigen, 
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S. KöiiLig(x*eIoliL Preussext. 

Berichterstattung über die Privat-Kranken- nnd Entbindnngs- 
Anstalten. Bnnderlass des Ministers der n. s. w. Hedizinalan- 
Gelegenheiten (gez. i. Anftr.: Pistor) vom 28. Jnni 1902 — M. Nr. 
5351 — an sämmtliche Herren Begiemngspräsidenten. 

In dem Banderlass vom 2. März 1900 — M. Nr. 5397 — ist bestimmt 
worden, dass die nach dem Erlass vom 7. März 1892 — M. Nr. 1525 — vor- 
geschriebene Berichterstattang Ober die Privat-Kranken- nnd Entbindungs¬ 
anstalten nicht mehr einjährig, sondern dreijährig nnd zwar znerst bis znm 
1. März 1903 ttber die Jahre 1900, 1901, 1902 za erfolgen habe. Entgegen 
dieser Anordnung ist ans mehreren Bezirken gleichwohl noch in der friUteren 
Weise berichtet worden. Dies veranlasst mich, den Banderlass vom 2. März 
1900 — M. Nr. 5397 — ernent in Brinnernng zn bringen, indem ich zugleich 
ersnche, dem zum 1. März 1903 za erstattenden Bericht eine Zasammenstellang 
über alle in dem dortigen Bezirke am 1. Jannar 1903 vorhandenen öffentlichen 
nnd privaten Heilanstalten, einscbl. der Lungenheilstätten, Sanatorien, Unfall¬ 
stationen, Bettangswachen, Lichtheilanstalten n. s. w. unter Angabe des Ortes, 
des Eigenthttmers, der Zahl der Betten nnd der Pflegepersonen anzafttgen. 


Veröffentlichnngen des Vereins fttr Volkshygiene über gesund¬ 
heitliche nnd hygienische Fragen. Bnnderlass des Ministers des 
Innern (gez. in Vertr.: von Bischoffshansen) vom 2. Juli 1902 — 
IIc Br. 1721 — an sämmtliche Herren Kegiernngspräsidenten. 

Der Deutsche Verein für Volkshygiene hat beschlossen, znr systematischen 
Aufklärung der weniger gebildeten Kreise, besonders der Handwerker nnd 
Arbeiter, ttber gesundheitliche und hygienische Fragen jährlich 4—6 Ver¬ 
öffentlichungen heranszugeben, welche in allgemein verständlicher, ttbersicht- 
licher und erschöpfender Weise je ein Thema ans dem Gebiet der Gesundheits¬ 
pflege behandeln werden. Der Preis des einzelnen Heftchens wird sich auf 
ca. 30 Pfg. im Einzelbeznge stellen und bei grösserer Abnahme eine ent¬ 
sprechende Ermässigung erfahren. 

Das erste Heft, welches die Verhtttnng der Tuberkulose (Schwindsucht) 
behandelt, ein Vortrag des Geheimraths Professor Dr. E. von Leyden, ist 
bereits in diesen Tagen erschienen. Das einzelne Exemplar kostet 80 Pfg.. 
beim Bezüge von 100 Exemplaren ab 25 Pfg., von 200 Exemplaren ab 20 Pfg., 
von 500 Exemplaren ab 18 Pfg., von KXX) Exemplaren ab 15 Pfg., und von 
5000 Exemplaren ab 12 Pfg. 

Als Themata fttr die nächsten Hefte sind in Aussicht genommen: 

Die Wohnungsbygiene, von Geheimrath Professor Dr. Bnbner-Berlin. 
— Der Alkoholismns, von Professor Dr. Fränkel-Halle. — Erste Hilfe bei 
Verletzungen, von Professor Dr. Feszler-Mttnchen. — Körperliche Anlage 
nnd Berufswahl, von Professor Dr. Hahn-Mönchen unter Mitwirkung mehrerer 
Spezialärzte. — Kochkunst nnd Wobnang^pflege, von Frau Heyl-Berlin. — 
Die Nahrangs- und Gennssmittel, von Dr. K. Beerwald-Berlin. 

Bei der grossen Wichtigkeit, die dieses Unternehmen in seiner Fort- 
ftthrnng fttr die gesundheitlichen Verhältnisse des Volkes haben dttrfte, ersuche 
ich E«v. Hochwohlgeboren ergebenst, das Bestreben des Vereins, diese Ver¬ 
öffentlichungen thatsächlich auch in die dafür bestimmten Kreise zu bringen, 
in geeigneter Weise zu unterstützen. Insbesondere wird ein wiederholter 
Hinweis anf die Vorträge nnd ihren Inhalt auch in der kleineren Lokalpresse 
und die Anschi^nng der Hefte fttr Volksbibliotheken in Frage kommen. 

Bedingungen für die Zulassung snr zahnärztlichen Prflfang« Er¬ 
lass des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. 
im Auftr.: AlthofO vom 5. Juli 1902 — M. Nr. 2099. U. I. U 11 — an die 
Herren Vorsitzenden der ärztlichen Prflfnngskommissionen in Königsberg, Berlin, 
Greifswald, Breslau, Halle, Kiel, Göttingen nnd Marburg. 

Die Zulassung zur zahnärztlichen Prüfung ist nach §. 4, Abs. 1, Nr. 1 
der diese Prüfung betreffenden Bekanntmachung des Herrn Iteichskanzlers vom 
5. Juli 1889 u. A. bedingt durch den Nachweis der Beife fttr die Prima eines 
deutschen Gymnasiums oder Bealgymnasiums. Auf diese Bestimmung ist die 
Erweiterung der Berechtigungen der lateinlosen höheren Lehranstalten ohne 
Einfluss geblieben. Es genttgt daher die Beife fttr die Prima einer Oberreal- 
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schale fttr die Zolassnng snr zahnftrstliehen Prttfang nicht, and es haben die 
mit einem solchen Bildangsnachweise aasgestatteten jangen Lente, wenn eie 
aaf Zaiassnng za dieser Prüfang rechnen wollen, die Beife im Lateinischen ffir 
die Prima eines Gymnasinms oder Bealgymnasinms darch eine besondere 
Prttfang an einer derartigen Anstalt and zwar in der Begel Tor Eintritt in die 
berafliche Vorbildang darzolegen._ 

Pflegepersonal in Krankenanstalten. Banderlass des Mi¬ 
nisters der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez.: Stadt) vom 
11. Jalil902 — M.Nr.7617/00 — ansämmtlicheHerrenBegiernngsprttsidenten. 

Die Verhältnisse des Megepersonals der Krankenanstalten sind in den 
letzten Jahren in der Presse nnd in parlamentarischen Verhandlungen wiederholt 
znm Gegenstände lebhafter Klagen gemacht worden. Neben mangelnder Beffthi- 
gnng nnd nnznreichender Vor- nnd Ansbildnng bei einem grossen Tbeile der Wärter 
nnd Wärterinnen werden besonders die Ueberanstrengnng im Pflegedienste, der 
Mangel einer angemessenen Erbolnng, einer geeigneten Fortbildung, einer zu¬ 
reichenden Besoldung nnd Verpflegung sowie eine nnznlängliche Versorgung im 
Falle der durch Alter, Krankheit oder Invalidität eingetretenen Dienstunfähigkeit 
als die hauptsächlichsten Missstände der Krankenbsnspflege bezeichnet. 

Wenngleich nach dem Ergebniss der von mir angeordneten Erhebungen 
diese Klagen znm Theil unrichtig, zum Theil auch als übertrieben sich beraas- 
gestellt haben, so nehme ich doch Veranlassung, die Verhältnisse der Kranken¬ 
anstalten des dortigen Bezirks (§. 100 der Dienstanweisung fttr die Kreisärzte) 
Ihrer besonderen Aufmerksamkeit nnd Fürsorge mit dem Ersuchen ergebenst 
anznempfehlen, falls sich Missstände nach der angedenteten Bichtnng in den 
Anstalten etwa vorfinden sollten, auf deren baldige Beseitigung ernstlich Be¬ 
dacht zu nehmen. Auch ersuche ich, die Kreisärzte anznweisen, bei der in 
Gemässheit des §. 100 der Dienstanweisung für die Kreisärzte vorznnebmenden 
jährlichen Besichtigungen der Krankenanstalten auf Mängel der bezeicbneten 
Art besonders zu achten, indem ich zugleich bestimme, dass in die Besichtigungs- 
Verhandlung zugleich Angaben über die Besoldung nnd die Zahl der täglichen 
Dienststnnden des Pflegepersonals anfzunebmen sind. 

Handelt es sich um Missstände, welche auf eine unzureichende Bethei- 
ligung des ärztlichen Elements bei der Begelung der Krankenbansangelegen¬ 
heiten zurttckzuführen sind, so wollen Ew. Hochwohlgeboren es sich angelegen 
sein lassen, auf eine Stärkung des ärztlichen Einflusses in geeigneter Weise 
bei den Betheiligten hinznwirken._ 

Verbtttnng des Rttcktritts unreiner Flttsgigkeiten in die Rein- 
waszerleitnng. Polizeiverordnnng nnd Bekanntmachung des 
Königlichen Polizeipräsidenten in Berlin vom 14. Jnni 1902. 

§. 1. Spülabtritte, Badewannen, Wasch- nnd Spülbecken und sonstige 
ans einer Wasserleitung gespülte oder gespeiste Anlagen, sowie Gmndablässe 
(Haupthähne mit Entleerung) sind derart einzuriebten, dass aus ihnen ein 
Bückfliessen oder Bücksaugen von Flüssigkeiten oder anderen Stoffen in die 
Beinwasserleitung unter keinen Umständen eintreten kann. 

Die zu diesem Behnfe gewählte Vorrichtung ist für die Beaufsichtigung 
zugänglich anznordnen und muss auch bei längerem Gebrauch ein Zurttcktreten 
irgend welcher Stoffe in die Leitung sicher verhüten. 

Ihre Anbringung bedarf in jedem einzelnen Falle der Genehmigung der 
überwachenden Behörde. 

Der Polizeipräsident wird diejenigen Anlagen, welche obigen Anforde¬ 
rungen in ausreichendem Masse genügen, öffentlich bekannt geben. 

§. 2. Anlagen, die den Anforderungen des §. 1 nicht genügen, müssen spä¬ 
testens 6 Wochen nach ergangener Aufforderung entsprechend geändert werden. 

§. 3. Uebertretnngen der vorstehenden Bestimmungen werden mit einer 
Geldstrafe bis za 60 Mark oder im Unvermögensfalle mit verhältnissmässiger 
Haft bestraft. 

§. 4. Diese Verordnung tritt sofort in Kraft. 

Bekanntmachung. 

Der Polizeiverdnung kann bei Spülabtritten, welche nicht durch Spül¬ 
behälter, sondern daroh direkte Verbindung mit der Wasserleitung gespült 
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werden, durch ünterbreohung der Zuflnssleitung iwisohen Abuperrhabn und 
Kloset Genüge geleistet werden, so dass beim Sdüiessen des Hahnes oder bei 
Entleerung der Was^ierleitnnsr Luft ein tritt. 

Die so entstehende Oeffnnng in der Znflossleitung muss gegen Verun¬ 
reinigung geschützt werden; sie muss mindestens 20 cm über der Oberkante 
des Elosetbeckens liegen, und zwar auch dann, wenn auf die Oeffnnng ein 
Luftrobr aufgesetzt oder die Oeffnnng während des Spülens durch ein Ventil 
geschlossen wird. Der Gesammtqnerschnitt der Luftwege muss mindestens 
gleich dem Querschnitt der Zuflussleitung zwischen Hahn und Becken sein und 
darf an keiner Stelle eine geringere Weite als 4 mm haben. 

Die Unterbrechung ist durch einen gut und dauerhaft gearbeiteten 
Apparat herznstellen. Weicbmetall, rostendes Metall oder Blech darf weder 
für den Apparat noch für die Luftröhre oder die Ventile verwandt werden. 

Die Konstruktion und Anordnung der Ventile müssen besonders ge¬ 
nehmigt sein. 

Die Apparate müssen eine genügende Spülung gewährleisten. 


Revision der Molkereien durch die Kreisärzte. Verfügung des 
Küniglichen Regierungspräsidenten zu Hindenvom 26. Juni 1901 
an sämmtliche Herren Kreisärzte. 

Ans Anlass eines Spezialfalles in St., wo durch Unregelmässigkeiten 
im Betriebe der dort vorhandenen Meierei eine Typbnsepidemie vemrsacht sein 
sollte, hatte mir der Herr Vorsitzende der Landwirtbscbaftskammer ein Ver- 
seichniss der dem Meiereiverbande für Westfalen, Lippe und Waldeck nicht 
angeschlossenen Sammelmolkereien mit dem Ersuchen um.Kontrole dieser 
Molkerei betriebe übersandt. Ich habe ihm darauf erwidert, dass nach §. 79 
der Dienstanweisung für die Kreisärzte der Ereisazt bereits in Gemeinschaft mit 
dem beamteten Thierarzt den Verkehr mit Milch zu beaufsichtigen und dabei 
besonders auch die Sammelmolkereien zu kontrolliren habe. Ich habe gleich¬ 
zeitig angeregt, dass der der Landwirthschaftsbammer unterstellte Molkerei- 
Instruktor möglichst Hand in Hand mit den staatlichen Organen Vorgehen möge. 

Darauf hat mir der Herr Vorsitzende der Kammer mitgetheilt, dass er 
den Molkereiinstruktor beauftragen werde, über Mängel in bygienissher Hin¬ 
sicht mir nuverzügUch Kenntniss zu geben. Ferner wird der Instruktor den 
betreffenden Kreisärzten von seinen beabsichtigten Revisionen Kenntniss geben. 

Abschrift eines Formulars, nach welchem der Instruktor seinen Revi¬ 
sionsbericht erstattet, füge ich bei. 

Ich ersuche Si«*, sich möglichst bei der Revision durch den Instruktor zu 
betheiligen, was selbstverständlich nicht ansschliessen soll, dass Sie auch allein 
unvermuthet, soweit Sie hierzu Anlass zu haben glauben, die Molkereibetriebe 
revidiren. 

Ueber die mir mitgetheilten, vom Instruktor Vorgefundenen Missstände 
in hygienischer Hinsicht werde ich den zuständigen Herrn Kreisarzt eventuell 
sofort benachrichtigen. 

Was die zu beachtenden Bestimmungen anlangt, so verweise ich auf 
meine Zirkularverfügungen vom 15. März 1892 — I. K. S. P. 1901 — und 
vom 13. Oktober 1900 — I. M. P. S. V. 1731 —, auf die landespolizeiliehe 
Anordnung, betreffend Vernichtung des Zentrifugenscblammes — Amtsbl. 1898, 
Stück 7, Nr. 134 — auf die betreffenden Bestimmungen im Viehsenchengesetz 
vom 23. Juni 1887 u. 1. Mai 1894 und die hierzu erlassene Bnndesrathsinstmk 
tion vom 27. Juni 1894 (R.-G.-Bl. S. 357), besonders §§. 8 u. 61, sowie endlich 
auf §§. 3 und 14 der Anweisung zur Desinfektion, Anlage A zur vorgenannten 
Bnndesrathsinstmktion. 

Ich ersuche hiernach, wie dem Verkehr mit Milch überhaupt, so beson¬ 
ders dem Betrieb der Sammelmolkereien Ihre volle Aufmerksamkeit znznwenden 
und bei den letzteren auch auf Aufbewahrung und Beseitigung der Abwässer 
der Abfallstoffe auf den Grundstücken zu achten. 

Bericht 

über die Betriebsrevision der Molkerei in. 

Gebäude. Fnssboden, Wände, Decke, Fenster, Thüren; Kanalisation 
nnd Ventilation; Gemauerte Wasserbassins; Unfallverhtttnngsvorkehmngen 
Eiskeller; Umgebung der Molkerei und Wasserverhältnisse. 
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Masohinelle Binrichtang. Dampfkessel, Wannwasserbassin (Speise- 
wasseryorwärmer), SpeiseTorichtnng, Anwendung von Wärmescbntsmasse; Dampf¬ 
maschine (Wasserrad); Transmission (Vorgelege); Rohrleitungen, Hähne und 
Ventile; Wasserpumpe(Kaltwasserbassins);Entrahmnngsmaschinen; Vorwärmer, 
Pastenrisirapparate, Milch- und Rahm-Hebevorrichtungen, Käsewannen u.drgl.; 
Butterfass und Butterkneter. 

Geräthe und Httlfsstoff e. Milchwagen, Milchksuinen, Waage resp. 
Messeimer, Sammelbassins, Rahmgefässe, Milchkühler und sonstige Geräthe im 
Milchannahme-, Entrahmnngs-, Bntternngsraume, in der Rahmkammer und im 
Butterkeller; Geräthe in der Käserei und den Reifnngsränmen; Bedarfsstoffe. 

Betriebsftthrnng. Reinlichkeit; Arbeitseintheilung; Wartung von 
Kessel und Dampfmaschinen; MUchannahme, Entrahmung, Milch- und Pro- 
duktenverkauf; Behandlung des Säureweckers, Rahmbehandlnng (Kühlung, 
Säuerung), Buttern, Kneten, Verpackung der Butter; Käsebereitung, Käsebe- 
handlung in der Reifezeit, Käseversand; Milchuntersuchung; Technische Buch¬ 
führung (Betriebsübersieht); Betriebskontrolie; Molkereipersonal. 

Besondere Bemerkungen. 

Münster (Westfalen), den.19 . . 

., V erbands - Molkereiinstruktor. 


Cm Crrossb.ex’zoetli.iim He&nsieii. 

Tagegelder der Grossherzoglichen Kreisärzte und Kreisassistenz¬ 
ärzte. Verfügung des Ministeriums des Innern vom 7. Mai 1902 
an die Grossherzoglichen Kreisgesnndheitsämter. 

Es sind Meinungsverschiedenheiten darüber entstanden, welche Tage¬ 
gelder den Betheiiigten in denjenigen Fällen zur Last zu setzen sind, in welchen 
l^eisärzte oder Kreisassistenzärzte Dienstgeschäfte eines beamteten Arztes eines 
benachbarten Bezirks vornehmen, für weiche Tagegelder nach der Verordnung 
vom 9. September 1879 in Anspruch zu nehmen sind. 

Im Einverständniss mit dem Grossherzoglichen Ministerium des Innern 
bestimmen wir hiermit zwecks Herbeiführung eines einheitlichen Verfahrens, 
dsss in solchen Fällen die Betheiligten mit demjenigen Tagegeld belastet 
werden, mit dem sie belastet worden wären, wenn der beamtete Arzt des be¬ 
treffenden Bezirks die Amtshandlung vorgenommen hätte. Der Mehrbetrag 
würde daher auf die Staatskasse zu übernehmen sein. 

Nur in Fällen, in welchen sich die Tagegelder nach der Verordnung von 
1879 geringer bemessen als nach der Medizinaltaze, soll der geringere Betrag 
den Zahlungspflichtigen in Rechnung gestellt werden. 

Die Bestimmung im zweiten Absatz dieses Amtsblattes findet auf Tage¬ 
gelder, die staatlichen Fonds, wie z. B. der Landes-Waisenkasse, den Polizei¬ 
kassen n. a. m. zur Last fallen, keine Anwendung. 


Urlaub der Beamten und Bediensteten. Verfügung des Mi¬ 
nisteriums des Innern, Abth. f. ü. Gesnndheitspfl. — Nr. 318 — 
vom 18. April 1902 an sämmtliche unterstellte Beamten und Behörden. 

Mit Ermächtigung des Grossherzoglichen Ministerinms des Innern be¬ 
stimmen wir auf Grund der Bekanntmachung des Grossherzoglichen Staats- 
ministerinms vom 8. Januar 1. J., betreffend den Urlaub der Staatsbeamten 
Folgendes: 

I. Die Kreisärzte haben bei einer unvorhergesehenen Abwesenheit 
ans ihrem Dienstbezirk über Nacht hierüber in jedem Einzelfalle mit Angabe 
der Gründe an uns zu berichten, für jeden Fall längerer Abwesenheit aber 
unter Angabe der wegen der Vertretung beantragten Massregeln bei uns um 
Urlaub nacbsnchen. 

Die Kreisärzte werden ermächtigt, den ihnen beigegebenen Kreis¬ 
assistenzärzten im Laufe des Kalenderjahres im Ganzen bis zu einer 
Woche Urlaub zu bewilligen. Weitergebende Urlaubsgesuche sind uns ein¬ 
tretenden Falls durch Vermittelung des Kreisarztes mit Bericht vorzulegen. 

II. Die Provinzial-Direktion der Provinz Starkenbnrg ist 
ermächtigt, den Direktoren und Oberärzten der Grossherzoglichen 
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Landesirrenanstalt and des Grossherzoglicben Landeshospitals 
während eines Kalenderjahres Urlaub bis zor Dauer einer Woche za ertheilen; 
Urlaabsgesnche ttber diese Zeit hinaus bedürfen unserer Genehmigang. 

Die Direktionen dieser Anstalten sind befngt, den ihnen unterstellten 
Assistenzärzten im Laufe des Kalenderjahres einen Urlaub bis zur Dauer 
zweier Wochen zu gewähren. Wegen einer Beurlaubung ttber diese Zeit 
hinaus ist an uns zu berichten. 

UI. Die ProTinzialdirektion der Proyinz Bheinhessen ist 
ermächtigt, dem Direktor der Grossherzoglichen Entbindungs¬ 
anstalt in Mainz innerhalb eines Kalenderjahres Urlaub bis zur Dauer einer 
Woche zu ertheilen; Urlaubsgesuche ttber diese Zeit hinaus bedürfen unserer 
Genehmigang, der Direktor der Entbindungsanstalt ist befngt, dem 
Repetitor auf die Dauer einer Woche im Laufe des Kalenderjahres Urlaub 
zu ertheilen. Eine längere Beurlaubung bedarf unserer Genehmigang. 

IV. Die Kreisyeterinärärzte, der zweite Veterinärarzt in 
Mainz und der yeterinärärztliche Hilfsarbeiter unserer Mi- 
nisterialabtheilung haben jede UrlaubsbewUligung bei uns zu erwirken. 
Die beiden zuerst genannten Beamtenkategorien haben bei jeder unyorherge- 
sehenen Abwesenheit aus ihrem Dienstbezirk ttber Nacht in jedem Einzelfalle 
unter Angabe der Gründe an uns zu berichten. 

Wir werden in den Pallen I bis IV, wenn der Urlaub fttr sich allein 
oder in Zusammenrechnung mit Urlaub, der dem Beamten innerhalb desselben 
Kalenderjahres bereits bewilligt war, die Dauer eines Monats übersteigt, das 
Gesuch an Grossherzogliches Ministerium des Innern zur Entscbliessung abgeben. 

V. Der Arzt der Zellenstrafanstalt in Butzbach und des 
Landeszuchthauses Marienschloss hat dem Kreisgesundheitsamt Pried- 
berg mit Bttcksicht auf die ihm übertragenen Dienstgeschäfte im Interesse der 
Öffentlichen Gesundheitspflege und die gerichtsärztlichen Punktionen yon dem ihm 
ertheilten Urlaub Anzeige und Vorschläge wegen seiner Vertretung zu machen. 

VI. Die subyentionirten Aerzte und Thierärzte haben mit 
Bttcksicht auf die ihnen ttbertragenen staatlichen Punktionen im Palle der Ab¬ 
wesenheit um Genehmigang der zu stellenden Vertretung bei dem Kreisamt 
nachzusuchen und yon der Bewilligung ihres Gesuches das einschlägige Kreis- 
gesundheitsamt oder Kreisyeteriuäramt zu benachrichtigen. 

Im Allgemeinen wird bemerkt, dass kein Bechtsanspruch auf Urlaub 
besteht, dass daher alle Urlaubsgesuche zu begründen sind. 

Die Urlaubsgesuche sind bei der yorgesetzten Stelle schriftlich einzareichen 
und yon dieser mit Bericht weiter zu befördern. Es ist in den Gesuchen auch stets 
anzugeben, ob und wie lange der Gesuchsteller im laufenden Kalenderjahre 
bereits Urlaub hatte. Stempel ist zu den Urlaubsgesuchen nicht zu yerwenden. 


1>. Girosslzerzof ttzum. lüiCeolcleiibiix*^ - Solzwerin. 

Privatentbindungsanetalten. Erlass des Grossh. Ministeriums, 
Abth. f. Med.-Angel., yom 24. April 1902. 

Unter Bezugnahme auf das Zirkular yom 7. April 1891 und auf die Vor¬ 
schrift in §. 30 der Beichsgewerbeordnung, wonach Unternehmer yon Priyat- 
entbindungsanstalten einer Konzession der höheren Verwaltungsbehörde bedürfen, 
werden die Kreisphysiker aufgefordert, 

1. die Hebammen - Anfsichtsärzte ihres Bezirks wiederholt darauf hinzu- 
weisen, dass sie die Hebammen bei ihrer Meldung jedes Mal darauf aufmerksam 
zu machen haben, dass sie Unternehmerinnen yon Privatentbindungsanstalten 
nicht sein dttrfen, es sei denn, dass sie hierzu die behördliche Konzession er¬ 
halten haben; 

2. die Anfsichtsärzte ihres Bezirks zu yeranlassen, dass sie ihnen, wenn 
ihnen bekannt wird, dass Schwangere in der Wohnung einer Hebamme Auf¬ 
nahme finden, um dort ihre Niederkunft zu halten und die begleitenden Um¬ 
stände die Annahme znlassen, dass es sich um eine Verfehlung gegen die yor- 
erwähnte Bestimmung der Gewerbeordnung handelt, hieryon unyerzfiglich 
Anzeige machen. 


VerantwortL Bedakteur: Dr. Bapmund, Beg.- u. Geh. Med.-Bath in Minden L W> 

0» 0. Bmnfl, H, 8. n. F. Sch,-L» Hof-Baohdraekerei, lÜBdeii. 
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Rechtsprechung. 

Begriff Arzneimittel. Urtheil des Königlichen Kammer» 
gerichts in Berlin (Strafsenate) Tom 17. Juli 1902. 

Was als Arzneimittel anzosehen ist, ergiebt sich zanöchst ans der 
Kaiserlichen Yerordnnng, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln. Die Be- 
stimmnngen dieser Verordnung sind aber nicht als ausschliesslich anznsehen 
und können nicht ohne weiteres auf die Reichs-Gewerbe-Ordnung übertragen 
werden. Für ein Gebiet ist der Begriff des Arzneimittels selbstständig fest¬ 
zustellen und zwar dahin, dass als Arzneimittel ein solches Mittel erscheint, 
dem bei dem Händel eine Heilwirkung beigelegt wird und das nach dem Stande 
der Wissenschaft und ärztlichen Präzis Heilkraft besitzt. 


Begriff ..Zubereitung** im Sinne der Kaiserlichen Verordnung 
vom 27. Januar 1900. Urtheil des Oberlandesgerichts in Berlin 
vom 24. Juni 1902. 

Bs kommt nicht darauf an, ob die Präparate — im vorliegenden Falle 
ein aus Flor. Tanaceti hergestelltes Wnrmgebäck in Pastillenform —. oder 
durch chemischen Prozess hergestellt sind, ebenso wenig, ob die verwendeten 
Stoffe in der ursprünglichen Verfassung geblieben sind ^er ob mit ihnen eine 
chemische Veränderung vorgenommen ist; denn der §. 1 der Verordnung vom 
27. Januar 1890 spricht allgemein von ,Zubereitungen“ und macht keine 
Unterscheidung in Bezug auf die Art und Weise der Herstellung und die Art 
des Gebrauches. 


Polizeiliches Verbot Abwässer einer Färberei in einen offenen 
Graben zu leiten. Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts 
(III. Senats) vom 10. Oktober 1901. 

.... Dem Kläger ist nicht jede Einleitung in den Graben der kleinen 
K.-Strasse verboten worden, sondern nur die solcher Abwässer, welche geeignet 
sind, zu dem von der Polizeiverwaltung als vorhanden angenommenen gesnnd- 
heit^efährUchen Zustande des Grabens beizutragen. Dem Vorderrichter ist 
ferner darin beizutreten, dass nach den Ergebnissen der Beweisaufnahme der 
Graben sich zur Zeit des polizeilichen Vorgebens in einem gesnndheitsgefähr- 
lichen Zustande befand. Ist nun der SLläger Miturheber dieses Zustandes da¬ 
durch gewesen, dass er in den Graben Abwässer einleitete, welche zu dem Zu¬ 
stande beitrugen, so konnte ihm die Einleitung nach dem §. 10, Tit. 17, Th. n 
des Allgemeinen Landrechts untersagt werden, gleichviel ob gegen die übrigen 
Urheber ebenfalls eingeschritten worden ist oder nicht, und ob dadurch, dass 
er allein die Einleitung unterlässt, die Gesundheitsgefahr vollständig beseitigt 
wird. Nach den in der Berufungsinstanz von den Parteien abgegebenen I&- 
klärungen ist ausser Zweifel, dass der Kläger schon seit dem Anfang August 
1899 die Färberei im Betriebe hatte und in der letzten Hälfte des August ans 
ihr Abwässer in den Graben einleitete. Durch die Bekundungen der Zeugen und 
des Sachverständigen ist für erwiesen zu erachten, dass er hierdurch und durch 
die Einleitung sonstiger schmutziger Abwässer seines Grundstücks zu dem ge- 
snndheitsgefährlichen Zustande des Grabens beigetragen hat. Dies durfte er nicht, 
mochte selbst ohne die Einleitung der Betrieb der Färberei für ihn unmöglich sein. 

Richtig ist, dass blosse Belästigungen das an den Kläger erlassene Ver¬ 
bot noch nicht zu begründen vermochten. Es liegt hier aber nicht nur eine 
Belästigung vor, sondern eine Gesundheitsgefahr durch die Ausdünstungen des 
innerhalb dichtbebauter und stark bevölkerter Strassen und unmittelbar an 
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Wohnhänsern entlang flieesenden Grabens, wenn nicht in oumittelbaier Weise, 
so doch jedenfalls deshalb, weil die Anwotoer durch die in der heissen Jahres¬ 
zeit ans dem Graben anfsteigenden Dflnste nnd Gerüche gezwungen werden, 
die Fenster ihrer Wohnungen geschlossen zu halten. 

.... Die Behauptung, es seien während des Bestehens der Färberei 
vom Kläger Veranstaltungen zur Beseitigung der Dämpfe nnd des Gestankes 
getroffen worden, wodurch dieser Uebelstand beseitigt sei, und die von der 
Färberei abgeleiteten Wässer wirkten nicht nur gesundheitsschädlich, sondern 
desinfizirend nnd damit gesundheitsförderlich, ist nach der Beweisaufnahme, 
soweit es sich um die allein in Betracht kommende, vom Kläger hierbei selbst 
zngegebene Einleitung von Abwässern ans der Färberei in den Graben handelt, 
für widerlegt zu erachten. Dass endlich das Grundstück des Klägers sein 
natürliches Gefälle nach dem Graben hat, giebt ihm noch kein Becht darauf, 
durch die Einleitung unreiner gewerblicher oder wirthschaftlicher Abwässer zu 
einer Gefährdung der Gesundheit seiner Mitbürger mitznwirken. Dies würde 
selbst dann gelten, wenn er auf seinem Grundstücke von dem oberhalb liegenden 
Nachbargmndstück kommendes unreines Wasser sollte aufnehmen müssen. 

Unzulässigkeit einer polizeilichen Verfügung, welche dem Eigen- 
thümer eines Brunnens verbietet, das Wasser des Brunnens zu Genuss- 
zwecken zu verwenden nnd verwenden zu lassen. Entscheidung 
des Oberverwaltungsgerichts (I. Sen.) vom 17. September 1901. 

Die Vorentscheidung ist — abgesehen von der Anfrechterhaltnng des 
Verbots, das Brunnenwasser „zu Genusszwecken zu verwenden, bezw. ver¬ 
wenden zu lassen" — gerechtfertigt. 

Auf Grund der vorliegenden Gutachten muss angenommen werden, dass 
der Genuss des Wassers aus dem Brunnen auf dem Grundstücke des Klägers 
N.-Strasse Nr. 147 gesnndheitsgefährlich ist. Nach dem Ergebniss der wieder¬ 
holten Untersuchung durch den Chemiker der städtischen Nahrnngsmittelnnter- 
suchnngsanstalt hat dieser erklärt, dass das Wasser zu beanstanden ist. Gleicher 
Ansicht ist auf Grund der vorgenommenen Untersuchung der Direktor des bak¬ 
teriologischen Laboratoriums Dr. C. Wenngleich der Letztere keine direkt als 
gesundheitsschädlich bekannten Bakterien im Brunnenwasser gefunden hat, so 
ist doch die Zahl der vorhandenen Keime viel grösser, als gutes Trinkwasser 
enthalten darf. Ausserdem ist die Anlage nnd die Umgebung des Brunnens 
nach dem Gutachten des Dr. C. eine solche, dass eine Infektion stets eintreten 
kann Daher ist eine Gesnndheitsgefahr mit dem Genüsse des Wassers immer 
verbunden, wie in der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts vom 10. De¬ 
zember 1897 für einen ähnlichen Fall näher ausgeführt ist. 

Die Einwendungen, welche der Kläger gegen die Gutachten erhoben hat, 
verdienen keine Beachtung. Sollten sich die Untersuchungen der städtischen 
Nahrungsmittelnntersnchnngsanstait in anderen Fällen als unzuverlässig er¬ 
wiesen haben, wie der Kläger behauptet, so kommt doch hier in Betracht, dass 
die Untersuchung durch den Chemiker der städtischen Nahrnngsmittelunter- 
snchnngsanstalt wiederholt vorgenommen ist nnd dass ihr Ergebniss mit dem 
der späteren bakteriologischen Untersuchung übereinstimmt. 

Was das Gutachten des Dr. C. betrifft, so war es zulässig, den Saehver- 
ständigenbeweis in der Weise zu erheben, dass der Direktor des städtischen 
bakteriologischen Laboratoriums zur Einreichung eines schriftlichen Gutachtens 
anfgefordert wurde. Daraus, dass die Parteien nach §. 77 Abs. 2 des Landes- 
verwaltnngsgesetzes zu den Beweisverhandlnngen zu laden sind, folgt nicht die 
Nothwendigkeit ihrer Zuziehung durch den Sachverständigen bei dessen Mass¬ 
nahmen zur Vorbereitung seines Gutachtens, also auch nicht die Nothwendigkeit 
ihrer Zuziehung bei der Entnahme von Proben nnd bei der Besichtigung der 
Oertlichkeit, wenngleich es im Allgemeinen zweckmässig sein mag, die Parteien 
hierbei zuzuziehen nnd ihnen Gelegenheit zu geben, das Verfahren des Sach¬ 
verständigen zu kontroliren nnd zu dessen Information mitznwirken. Da den 
Parteien eine Abschrift des Gutachtens mitgetheilt worden ist, sind sie in der 
Läge gewesen, Einwendungen gegen dessen Inhalt nnd namentlich auch gegen 
die thatsächlichen Voraussetzungen zu erheben, auf denen das Gutachten be¬ 
ruht. Wenn der Kläger bemängelt, dass der Sachverständige die Proben am 
20. Dezember 1900 bei grosser Kälte nnd bei Frost entnommen habe, als die 
Bruauen im Freien nicht gehörig funktionirten, so ist nicht einzusehen, inwie- 
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fern hierdnrch die ZaTerlSssigkeit der bakteriologisehen üntersnohnng der 
Wasaerproben beeintrftchtigt sein sollte. Die allgemeine Behanptnng des Kligers, 
dass vieles Falsche in das Gutachten gekommen sei, kann nicht berllcksichtigt 
werden. Wenn sich der Kläger ferner darauf beruft, dass sich der Brunnen 
ebenso wie die Abtrittsgrnhe nebst Eanalisirnng — welche Anlagen unter bö> 
httrdlicher Eontrole hergestellt seien — im tadellosen Zustande befinde, so wird 
doch dadurch nach den AnsfUhrnngen des Dr. C., znmal mit Bttcksicht auf die 
jauchige Infiltration des Erdbodens, die Möglichkeit des Eintritts von Krank* 
heitskeimen in den Brunnen nicht ausgeschlossen. Trotz der Klarheit des 
Wassers kann dessen Genuss gesundheitsgeBUirlich sein. Zur Annahme der 
Gresundheitsgefährlichkeit bedarf es auch nicht des Nachweises, dass Krank¬ 
heitskeime im Wasser vorhanden sind, sondern es genfigt, dass sie in jedem 
Augenblicke eindringen können. Die beantragte Vernehmung anderer Sach¬ 
verständiger ttber die Anlage des Brunnens, über die sanitäre Beschaffenheit des 
Wassers und ttber die Möglichkeit einer Verunreinig ist danach entbehrlich. — 
Inwiefern das Wasser beim Vorkommen von Ammoniak und salpetriger Säure un¬ 
bedingt für gesundheitsschädlich zu erachten ist, braucht hier nicht entschieden zu 
werden, weil sich die Gutachten nicht bloss darauf sttttzen, dass salpetrige Säure 
vorhanden ist. Letztere ist tthrigens in starker Menge gefunden worden. 

Ist hiernach anznnehmen, dass der Genuss des Wassers ans dem Brunnen 
N. - Strasse Nr. 147 gesundheitsgeföhrlich ist, so rechtfertigt es sich, dass die 
Polizei vom Kläger als Grnndstttckseigenthttmer Vorkehrungen zum Schutze des 
Publikums gegen die mit dem Genüsse des Wassers verbundenen Gefahren ver¬ 
langt. Die Polizeiverwaltnng durfte daher dem Kläger aufgeben, an dem 
Brunnen durch eine deutlich lesbare und unverwischbare Aufschrift „Gesund¬ 
heitsschädliches Wasser*' eine Warnung anzubringen. Die Zweckmässigkeit 
einer solchen Anordnung hat der Verwaltungsrichter nicht nacbzuprttfen. Da¬ 
gegen lässt sich das Verbot, das Wasser „zu Genusszwecken zu verwenden 
bezw. verwenden zu lassen“, nicht aufrecht erhalten. 

Soweit dem Kläger untersagt ist, das Wasser zum Genüsse fttr sieh selbst 
zu verwenden, ist die Verfttgnng unzulässig, weil die Polizei im Allgemeinen 
nicht berechtigt ist, einem Einzelnen den Genuss gesundheitsschädlicher Speisen 
und Getränke zu untersagen. Hierzu geben Gefahren, denen sich der Einzelne 
freiwillig anssetzt, wenn er gewisse Speisen oder Getränke zu sich nimmt, der 
Polizei nicht das Recht. Denn ihre Aufgabe ist es im Allgemeinen nicht, die 
Menschen gegen sich selbst zu schtttzen und sie hat im Allgemeinen nicht das 
Recht, den Menschen bestimmte Handlungen darum, weil sie ihnen selbst schäd¬ 
lich werden können, zu verbieten. Insoweit aber als dem Kläger auch ver¬ 
boten ist, das Wasser zum menschlichen Genüsse „verwenden zu lassen“, leidet 
die polizeiliche Verfügung an dem Mangel nöthiger Bestimmtheit, weil nicht 
erhellt, welche Handlungen oder Unterlassungen damit vom Kläger verlangt 
werden. Aus diesem Grunde ist die polizeiliche Verfttgnng auch in Betreff des 
Verbots, das Wasser zum menschlichen Genüsse „verwenden zu lassen“, unhaltbar. 


Polizeiliche Schliessung eines Brunnens. Sie kann erfolgen, auch 
wenn die Polizeibehörde sich bislang mit Anbringung einer Warnungs¬ 
tafel an dem Brunnen begnügt hat. Entscheidung des Oberver- 
waltungsgericbts (I. Senats) vom 8. November 1901. 

Die Gesundheitsgefährlicbkeit des Wassergenusses ist festgestellt durch 
die auf Grund chemischer Untersuchung abgegebene Erklärung des städtischen 
Untersnchungsamts, wonach das Wasser wegen zu hohen Gehalts an salzsauren, 
Schwefelsäuren und Salpetersäuren Salzen, sowie besonders an oxydirbaren Sub¬ 
stanzen zu beanstanden ist, und durch das Gutachten des Stadtphysikus, Geh. 
San.-Rath Dr. T., wonach der dauernde Genuss des Wassers als gesundheits¬ 
schädlich zu betrachten ist. Gegenüber diesen übereinstimmenden Auslassungen 
der durch ihr Amt zur Abgabe derartiger Gutachten besonders berufenen Sach¬ 
verständigen fällt die abweichende Erklärung des Chemikers Dr. H. nicht in’s 
Gewicht. Das Wasser kann ungeachtet seiner Klarheit, Färb- und Geruchlosig¬ 
keit gesundheitsschädlich sein. Nachdem das städtische Untersuchnngsamt 
genau die Mengen der einzelnen Vorgefundenen Bestandtbeile angegeben und ' 
die Ueberschreitung der von ihm bezeichneten Grenzwerthe guten Trinkwassers 
nachgewiesen hat, reicht die Versicherung des Dr. H., dass keine fäulnissRUiigen 
Stoffe im Wasser enthalten seien, zur Erschütterung des amtlichen Gutachtens 
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nicht hin. Die Meinong des Kttgere, dass eine mehmslige XTntersnehnng nn- 
bedingt nSthig sei, kann nach den yorliegenden Gutachten nicht fttr begründet 
erachtet werden; Wenn der Kläger auf die Möglichkeit einer zuBÜlig yor- 
handenen, yorUbergehenden Verunreinigung hinweist, so ist zu bemerken, dass 
schon die nahe liegende Möglichkeitdes Eintritts einer Verunreinigung den Ge¬ 
nuss des Wasses gefährlich macht. Der Wassergennss kann gesnndheitsgefährlich 
sein, obgleich er bisher angeblich noch keine Krankheit hervorgerufen hat. 

Allerdings macht der Kläger weiter geltend, ans dem Dasein des Brunnens 
könne eine Gesnndheitsgefahr höchstens fttr ihn selbst und seinen Vater — die 
einzigen Bewohner des Grundstücks — entstehen, niemals fttr Andere. Aber 
es ist bereits in der zwischen denselben Parteien ergangenen Entscheidung des 
Oberyerwaltungsgerichts vom 1. Februar 1901 ausgeftthrt worden, dass mit der 
Möglichkeit des Betretens des Grundstücks durch Dritte gerechnet werden 
müsse, weil diese auf demselben Wege wie die Hausbewohner zum Brunnen 
gelangen könnten, es auch nicht wohl denkbar sei, dass das Grundstflck niemals 
yon fremden Personen betreten werden sollte. Dies hat der Kläger auch jetzt 
nicht zu widerlegen yermocht. Wenn auch der Kläger selbst den Tag über 
auf dem städtischen Schlachthofe beschäftigt ist und regelmässig fremde Per¬ 
sonen auf dessen Grundstücke nicht yerkehrcn mögen, so ist es doch fttr Andere 
zugänglich, und auch nicht anznnehmen, dass es nicht Vorkommen sollte, dass 
Andere das Grundstück betreten. Der Beobachtung eines Nachbarn kann dies 
entgehen. Weshalb ferner fremde Pcrronen, wenn sie das Grundstück betreten, 
nicht zu dem Brunnen sollten gelangen und nicht auch Veranlassung zum Ge¬ 
nüsse des Wassers sollten haben können, hat der Kläger anzngeben unterlassen 
und ist auch nicht einzusehen. Um eine ganz entfernte Möglichkeit, welche 
ein polizeiliches Einschreiten nicht rechtfertigen würde, handelt es sich dabei 
nicht. Ein unmittelbares Bevorstehen der Gefahr ist aber nicht die Voraus¬ 
setzung des polizeilichen Einschreitens. Die Polizei darf daher, wie schon in 
der früheren Entscheidung des Oberyerwaltungsgerichts vom 1. Februar 1901 
dargelegt ist, Vorkehrungen zum Schutze gegen die G ^ifahr verlangen, die in 
dem Vorhandensein des Brunnens liegt. Zn diesem Zwecke darf sie — was 
ebenfalls bereits in der früheren Entscheidung hervorgehoben ist — so weit 
gehen, die gänzliche Schliessung des Brunnens anznordnen, wodurch auch dem 
Eigenthümer dessen Benutzung unmöglich gemacht wird. Es bängt vom pflicht- 
mässigen Ermessen der Polizeibehörde ab, ob die gänzliche Schliessung des 
Brunnens nöthig ist oder ob eine mildere Massregel — wie die Anbringung 
einer Warnung — ansreicht. Auf diese Frage der Nothwendigkeit und Zweck¬ 
mässigkeit erstreckt sich die Nachprüfung des Verwaltnngsrichters nicht. Auch 
nachdem sich die Polizeibehörde zuerst mit einer anderen Massregel begnügt 
hatte, ist sie berechtigt, die gänzliche Schliessung des Brunnens zu fordern, 
wenn sie die üeberzeugung gewinnt, dass nur auf diese Weise der Gefäbr für 
das Publikum hinlänglich vorgebeugt werden kann. Das Vorhandensein dieser 
Üeberzeugung muss man im Hinblick auf den Inhalt der angefochtenen Ver¬ 
fügung voraussetzen. Zn der Annahme, dass die Beklagte ans anderen als be¬ 
rechtigten polizeilichen Gesichtspunkten statt der früher für ausreichend 
erachteten Anbringung einer Warnung die gänzliche Schliessung des Brunnens 
angeordnet haben sollte, liegt kein ausreichender Anlass vor, da die Anordnung 
nach dem Wortlaute der Verfügung mit dem „Interesse der Allgemeinheit“ 
begründet ist. Danach war die Vorentscheidung zu bestätigen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. I>eiitsolaes Reieli.. 

Abändernng der Vorschriften fiber die Prnfnng der Thierärzte. 
Bekanntmachung des Reichskanzlers (gez. i. Vertr.: Graf v. Posa- 
dowsky) vom 26. Juli 1902. 

Auf Grund der Bestimmungen des §. 29 der Gew.-Ordn. für das Deutsche 
hat der Bnndesrath beschlossen: An Stelle der §§. 5, 27 n. 28 der Vorschriften 
über die Prüfung der Tbierärzte (Bekanntmachung vom 13. Juli 1889 — Zen- 
tral-Bl. S. 421) treten folgende Bestimmungen: 

§. 5. A. Naturwissenschaftliche Prüfung. 

1. Bedingung der Zulassung. Die Zulassung zur naturwissenschaftlichen Prü¬ 
fst beding durch den Nachweis, dass der Kandidat 
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a) die erforderliche wiesensohaftlidhe Bildung beeitEt. Dieser Nachweis ist 
sa fahren durch das Beifezeugniss eines Gymnasiums, eines B^lgym- 
nasinms oder einer Oberrealschale oder einer durch die zuständige Zen¬ 
tralstelle als gleichstehend anerkannten höheren Lehranstalt; 

b) nach erlangter wissenschaftlicher Vorbildung mindestens drei Semester 
hindurch thierKrztliohe oder andere höhere wissenschaftliche deutsche 
Lehranstalten besucht hat. 

§. 27. Die Bestimmungen des §. 5, Zifl. 1 zu a treten mit dem 1. April 
1903 in Kraft. Diejenigen Kandidaten der Thierheilkunde, welche bereits vor 
dem 1. April 1903 das Stadium der Thierheilkunde begonnen haben, sind zu 
den Prafungen auch dann zuzulassen, wenn sie nur das im §. 5, Ziff. 1 zu a 
der Bekanntmachung Tom 18. Juli 1889 bezeichnete Hass wissenschaftlicher 
Vorbildung besitzen. 

§. Die Yorstehenden Bestimmungen finden auf Militftr-Bossarzt-Aspi- 
ranten mit folgenden Vorbehalten Anwendung: 

a) Die Militär-Rossarzt-Eleven sind von der Prfifung im Hufbeschlag auf 
den thierärztlichen Hochschulen zu entbinden, falls sie eine solche Prfi- 
fang an einer Militär-Lehrschmiede oder an einer thierärztlichen Lehr¬ 
anstalt bereits bestanden haben; 

b) die Militär-Bossarzt-Eleven sind, falls sie das Studium der Thierheil- 

kunde vor dem 1. Oktober 1905 begonnen haben, zu den Prfiftmgen 
auch dann zuzulassen, wenn sie nur das im §. 5, Ziff. 1 zu a der Be¬ 
kanntmachung vom 13. Juli 1889 bezeichnete Mass wissenschaftlicher 
Vorbildung besitzen. _ 


S. Könifiprelohi Prenmmen. 

Bekämpfung der Maul- und Elanensenche. Allgemeine Ver¬ 
fügung (Nr. 31 für 1902) des Ministers ffir Landwirthsohaft, 
Domänen und Porsten (gez.: v. Podbielski) vom 25. Juli 1902 — 
Nr. I Ga 5812 — an sämmtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Bei dem günstigen Stande der Maul- und Klauenseuche erscheint der 
gegenwärtige Zeitpunkt geeignet, auf eine vollständige Tilgung der Seuche- 
hinzuwirken. Insbesondere ist es geboten, der weiteren Verbreitung des An- 
steckungsstoffes von den hier und da noch vorkommenden sporadischen Seuchen- 
ausbrttdben ans, durch schnelle und kraftvolle Massregeln entgegen zu treten. 

Zu diesem Zwecke ist bis auf Weiteres in folgender Weise zu verfahren: 

1. Die schnelle und sichere Bekämpfung der Seuche ist nur mOglich, 
wenn die Anzeigen von jedem Seuohenausbmehe oder dem Verdachte eines 
solchen der Polizeibehörde sofort nach dem Auftreten der ersten Krankheits¬ 
erscheinungen ohne jeden Verzug erstattet werden. Die Viehbesitzer sind auf 
diese Verpflichtung durch wiederholte Veröffentlichungen in solchen Blättern, die 
in landwirthschaftiiehen Kreisen viel gelesen werden, also nicht nur in den 
Amts- und Kreisblättern, hinzuweisen und auf die Folgen, die eine Verletzung 
der Anzeigepflicht nach sich zieht, aufmerksam zu machen. 

2. Die Polizeibehörden haben nach erfolgter Anzeige oder, wenn sie auf 
anderm Wege von dem Ansbruche und dem Verdachte der Seuche Kenntniss 
erhalten, in jedem Falle sofort den Kreisthierarzt behufs sachverständiger 
Ermittelung telegraphisch oder telephonisch zuzuziehen. 

Von der in dem §. 15 des Reichsviehsenchengesetzes ertheilten Er¬ 
mächtigung, von der Berufung des Kreisthierarztes abznsehen, ist also einst¬ 
weilen kein Gebrauch zu machen. Gleichzeitig haben die Polizeibehörden, 
ohne erst die Erklärung des Kreisthierarztes abznwarten, die nach den §§. 59—66 
der Bundesrathsinstr&tion und den Nummern 5 a, 6 a und 7 dieses Erlasses 
erforderlichen Schntzmassregeln, mindestens aber die vollständige GehOfts- und 
Weidesperre sofort unter dem Vorbehalte anzuordnen, dass die Massnahmen 
ohne weiteres ausser Kraft treten, wenn der Kreisthierarzt feststellt, dass 
Maul- und Klauenseuche nicht vorliegt (vgl. den Erlass vom 6. Dezember 1899 
I G 5272 I Nr. 1). 

3. Die OrtspolizeibehOrden haben, sobald die Seuche festgestellt ist, un¬ 
verzüglich dem Landrath Anzeige zu machen. Dieser hat die Meldung an den 
Regierangpräsidenten weiter zu gehen und an dem Senchenorte die ge¬ 
troffenen Massnahmen und deren Durchführung möglichst bald selbst zn prüfen. 
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Zn dom gleichen Zwecke hot der Begiernngspräsident in jedem Falle den Depar¬ 
tementsthierarzt nach dem Senohenort zn entsenden nnd ihn erforderlichenfalls 
nach mit weiteren nnyermntheten Revisionen an Ort nnd Stelle zn beauftragen. 

4. Um die Dnrchftthmng der getroffenen Schntemassregeln zn sichern, 
hat der Landrath, wenn irgend möglich, schleunigst einen Oendarm an dem 
Senchenorte zu stationiren, der jedoch den Senchenstall selber nicht betreten darf. 

6a. Das Weggeben ungekochter Milch ans dem Senohengehöfte ist stets 
zu verbieten, es sei denn, dass die Milch in eine Sammelmolkerei geliefert 
wird, in der ihre ausreichende Erhitzung vor der Abgabe gewährleistet ist. 

b. Das Weggeben der Milch ans Sammelmolkereien, die in den erforder¬ 
lichenfalls zu bildenden Sperrbezirken liegen, ist an die Bedingung zu knttpfen, 
dass die Milch vorher abgekocht oder einer der Abkochung gleich zn er¬ 
achtenden Erhitzung (§. 61 Abs. 3 der Bnndesrathsinstrnktion) unterworfen 
wird, nnd dass die zn dem Transport der Milch benutzten Kannen, Fässer n. s. w. 
vor ihrer Entfernung aus der Molkerei innen nnd anssen mit heisser Sodalauge 
gründlich gereinigt werden. 

Die beamteten Thierärzte nnd Polizeibehörden haben die Molkereibetriebe 
zn revidiren nnd sieh dabei namentlich von der Erfüllung dieser Bedingungen 
zn überzeugen. 

6 a. Da wiederholt Verschleppungen der Seuche dnrch Federvieh beob¬ 
achtet worden sind, ist Fürsorge zn treffen, dass das anf dem SenchengehOfte 
vorhandene Federvieh dieses nicht verlassen kann nnd dass auch fremdes Feder¬ 
vieh das SenchengehOft nicht betritt. 

b. NOthigenfalls ist auch der Hansirbandel mit Qeflttgel anf Qmnd des 
§. 56 b der Gewerbeordnung vorübergehend zn verbieten. 

7. ln dem SenchengehOfte und in dessen Umgebung ist das Festlegen 
der Hunde anznordnen. 

8. Die Seuche ist erst als erloschen zn erklären und die Desinfektion erst 
anznordnen, wenn die Snbstanzverlnste in der Manlscbleimhant nnd an den 
Klanen vollständig abgeheilt nnd vernarbt sind. 

Die hiernach zn erlassenden Massregeln werden, soweit sie über die 
Vorschriften der Bnndesrathsinstrnktion vom 27. Juni 1895 hinansgehen, hiermit 
anf Grund des §. 1 dieser Instruktion genehmigt. 

Ich hege die Erwartung, dass alle betheiligten Behörden und Beamten 
dieser für die Landwirti^chiät wichtigen Angelegenheit nach wie vor ihre 
besondere Aufmerksamkeit znwenden werden. 


Beschäftigung von Arbeiterinnen in Fischräuchereien. Erlass 
des Ministers für Handel nnd Gewerbe (gez.: MOller) vom 13. Juni 
1902 — lila 4851 — an die Herren Begierungspräsidenten in Königsberg, 
Danzig, KOslin, Stettin, Schleswig, Stade, Aurich nnd Lüneburg. 

Nachdem sich neuerdings ergeben hat, dass die Fischräuchereien zn einem 
nicht nnerheblicben Theil als Fabriken zn betrachten sind nnd den §§. 135 ff. 
der Gewerbeordnung unterliegen, ist der Bnndesrath von einer Reihe von Be¬ 
sitzern solcher Räuchereien gebeten worden, sie anf Grund des §. 139 a dar 
Gewerbeordnung in möglichst weitem Umfange von den Vorschriften des §. 137 
über die Dauer nnd die Beendigung der täglichen Arbeitszeit der Arbeiterinnen 
über 16 Jahre zn befreien. 

Der zunächst betheiligte Regierungspräsident in Stralsund hat dies Ge¬ 
such ans folgenden Gründen befürwortet: 

„Der Eingang des Rohmaterials ist sowohl in Bezug anf seine Menge 
wio in Bezug auf den Zeitpunkt des Eintreffens gar nicht, auch meist nicht 
annähernd zu bestimmen. Wenn die Heringe ans grosserer Entfernung, z. B. 
aus Schweden oder ans Geestemünde theils mit Bahn, iheils mit Schiff znge- 
schickt werden, so ist es dringend nOthig, dass sie sofort verarbeitet werden; 
sie können auch dann, wenn sie Abends ankommen, kanm bis znm nächsten 
Morgen stehen bleiben. Ein Eintreffen am späten Abend ist aber drawegen 
häufig, weil der eine Dampfer der Linie Sassnitz—Trelleborg Mittags in Sass¬ 
nitz einlänft, die Fische dann mit dem D-Zuge Nachmittags 4 Uhr in Altefähr 
ankommen nnd — häufig wenigstens — nicht sofort mit demselben Trajekt wie 
der D-Zug, sondern erst mit dem nächsten Trajekt nach Stralsund herüber- 
gehracht werden. Die anderen Ortschaften, in denen solche Anlagen sich be¬ 
finden, liegen für den Fernverkehr meist noch ungünstiger, da sie erst dnrch 
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Nebenbahnen erreichbar sind. Kann der Fabrikant in diesisn Fällen auch tele¬ 
graphisch auf das Eintreffen einer Sendung vorbereitet werden, so fällt diese 
Möglichkeit fort für dasjenige Rohmaterial, welches von einheimischen Fischern 
herangebracht wird. Für letzteres ist eine Disposition im Voraus gar nicht 
mögliä. Auch die von einheimischen Fischern gelieferten Rohmaterialien 
müssen schnell verarbeitet werden, weil sie oft gleichfalls stunden- oder auch 
tagelang im Boot gelegen haben, und weil, wie mir bekannt geworden, im 
Herbst, wenn die Luft l^hler ist wie das Wasser, die Haltbarkeit der Fische 
eine viel schlechtere, wie bei umgekehrten Temperaturverhältnissen ist. 

Die sofortige Bearbeitung ist deshalb dringend erforderlich, weil in den 
Betriebsstätten des hiesigen Bezirks ausschliesslich sc^enannte Delikatesswaare 
hergestellt wird, während an anderen Orten (Lübeck etc.) in der Regel nur 
sogenannte Eonsumwaare fabrizirt wird. Bei ersterer Fabrikation ist die Ver¬ 
wendung durchaus frischer und tadelloser Rohmaterialien unerlässliche Be¬ 
dingung, bei letzterer können auch Fische verwandt werden und werden meist 
verwandt, welche leicht eingesadzen sind und deshalb unbedenkUch einige Tage 
oder wenigstens Standen stehen bleiben können. 

Ist eine Sendung roher Fische eingegangen und in Bearbeitung genommen, 
so kann der Bearbeitnngsprozess nicht beliebig unterbrochen werden. Es kann 
auch — von kleinen Sendungen abgesehen — nicht alles Rohmaterial gleich-* 
zeitig verarbeitet werden; vielmehr wird, wenn der erste Posten z. B. beim Mari- 
niren in Essig gelegt ist, der zweite Posten gewaschen etc. Es kann daher ver¬ 
kommen, dass ununterbrochen länger als 15 Standen gearbeitet werden muss. Duri^ 
Vermehrung des Arbeitspersonal kann diesem Umstande nicht abgeholfen werden. 

Bei der Unregelmässigkeit der Betriebszeiten können sich nur so viele 
Arbeiter zur Verfügung halten, als für den Höchstbedarf nöthig sind. Auch 
diese müssen die Tage, an denen für sie voraussichtlich keine Arbeit vorhanden 
ist, dadurch ausnutzen, dass sie andere Arbeiten annehmen. Bei plötzlichem 
Bedarf sind sie dann aber nicht abkömmlich. Endlich kann das Arbeiter- 
personal nicht beliebig durch ungeübte Arbeitskräfte ergänzt werden, da die 
einzelnen Handgriffe -r- Aufsteoken der Fische auf die Stangen zom Räuchern, 
das Entgräten der Fische — eine nur durch längere Uebung erreichbare Ge¬ 
schicklichkeit fordert. 

In den hier vorliegenden Betriebszweigen können und müssen in der 
Hauptsache Frauen beschäftigt werden. Thatsächlich werden fast nur ältere 
Frauen, niemals aber jagendliche Arbeiter beschäftigt. Das Waschen und 
Patzen der Fische, das Aufstecken auf Stangen, das Braten, das Entgräten, das 
Herstellen der Eonservirungsflttssigkeit, das Einlegen in die Büchsen sind 
Arbeiten, die naturgemäss zur Beschäftigung von Frauen gehören und von 
Männern kaum verrichtet werden können. Sie erfordern an^ keine Eraftan- 
strengung. Ausserdem bietet die Beschäftigung von Frauen die für die Ren¬ 
tabilität der Betriebe erforderlichen billigen Arbeitskräfte. Männer werden nur 
beschäftigt mit dem Auf- und Abladen der Fischkästen, mit dem Einschieben 
der Rahmen in die Räucherkammern und mit der Bedienung der Maschine zum 
Einfalzen der Deckel für die Blechbüchsen. 

Ans den vorstehend dargelegten Gründen können die Fabrikbetriebe die 
Frauenarbeit einerseits nicht entbehren, sie müssen aber auch anderseits recht 
häufig mit den für die Beschäftigung von Arbeiterinnen bestehenden Vorschriften 
der Gewerbeordnung in Konflikt gerathen, wenn sie ein allen Anforderungen 
entsprechendes Fabrikat hersteilen. Auf Grund des §. 138 a Abs. 2 der Gewerbe¬ 
ordnung habe ich für diese Betriebe die weitgehendsten Ausnahmen, so weit 
meine Befugniss reicht, zu Theil werden lassen. Die Unternehmer können 
damit aber nicht zufrieden sein, weil, wie ans obigen Ausführungen hervor- 
gehen dürfte, ein bestimmter Zeitpunkt für das Einstellen der Arbeit am Abend 
(10 Uhr) häufig nicht eingehalten werden kann." 

Auf Grund dieser Erwägungen hat der Regierungspräsident in Stralsund 
den Erlass etwa folgender Bundesrathsvorschriften erbeten: 

„Die Beschäftigungszeit der einzelnen Arbeiterin darf in der Woche 65 
Standen nicht überschreiten. Die einzelne Arbeiterin darf ohne Festsetzung 
eines bestimmten Anfangs- oder Endpunkts hintereinander nicht länger als 
13 Stunden, an den Vorabenden der Sonn- und Festtage aber nicht länger als 
10 Stunden beschäftigt werden. Die Nachtarbeit darf in 24 Stunden die Dauer 
von 10 Standen nicht überschreiten und muss durch eine oder mehrere Pansen 
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in der Gesammtdaaef von mindeatens einer Stande-nnterbroohen werden. Die¬ 
selbe Arbeiterin darf nnr Nachtarbeit nicht in zwei anfeinander folgenden 
Wochen herangezogen werden. 

Die Tagesarbeit mnss bei mehr als sechsstündiger Däner mindestens dnrch 
eine halbstündige, bei mehr als zehnstündiger ausserdem durch eine mindestens 
einstündige Mittagspause unter Wahrung der Vorschriften des §. 137 Absatz 4 
der Gewerbeordnung unterbrochen werden.** . 

Trotz der beachtenswerthen Gründe, die zur Unterstützung dieses An¬ 
trages angeführt werden, darf nicht verkannt werden, dass einer derartigen 
Binsohränkung des gesetzlichen Schatzes, den die Fabrikarbeiterinnen nunmehr 
seit langen Jahren genossen haben, erhebliche Bedenken entgegen stehen. 
Namentlich die im Satz 2 erbetene vollständige Freigabe der Frauennaohtarbeit 
würde ohne Beispiel in dem geltenden Becht sein. Der Bandesrath dürfte auch 
schwerlich geneigt sein, in dieser Beziehung bei etwaigen Brleichterangen über 
die Grenzen hinauszagehen, die in der Bekanntmachung, betreffend die Be- 
Bohäftigang von Arbeiterinnen in Konservenfabriken, vom 11. März 1898 (B. G. 
Bl., S. 86) unter 11 bezeichnet sind. Dies ist um so mehr za erwarten, als bei 
der Herstellang von Gemüsekonserven, z. B. bei der Verarbeitung des Ertrages 
einer Spargelplantage nach plötzlichem warmen Begen, ähnliche Verhältnisse 
wie in den Fischkonservenfabriken eintreten. 

Aach der Herr Beichskanzler hat von der Befugniss, gemäss §. 139, 
Abs. 2 der Gewerbeordnung die Fraaennachtarbeit in einzelnen Betrieben za 
erlauben, in den letzten Jahren keinen Gebrauch mehr gemachtand in den Fällen, 
wo er eine solche Erlaubniss früher ertheilt hatte, ist diese seitdem erloschen. 

Ehe ich za den vorliegenden Anträgen endgültig Stellung nehme, ersuche 
ich Sie, mir za berichten, 

1. welche Fischkonservenfabriken (Bänchereien, Bratereien, Marinirereien 
u. s. w. im dortigen Begierungsbezirke vorhanden sind, und wieviel 
männliche, weibliche, erwachsene und jugendliche Arbeiter jede dieser An¬ 
lagen beschäftigt, 

2. ob und inwiefern in ihnen die Anwendung der geltenden Bestimmungen 
bisher zu erheblichen Schwierigkeiten geführt hat, 

3. ob und inwiefern für sie eine Abänderung der geltenden Bestimmungen 
unbedingt erforderlich erscheint. 

Ihrem Berichte sehe ich binnen zwei Monaten entgegen. 


Krankheitserzclieinangen bei Zwickern in Schnhwaarenfabriken. 
Bunderlass des Ministers für Handel und Gewerbe (gez.i. Anftr.: 
Neuhaus) vom 24. Mai 1902 an sämmtliche HerrenBegiemngspräsidenten. 

Nach einer Mittheilnng der Königlich Sächsischen Staatsregiemng besteht 
bei den im Akkordlohn arbeitenden Zwickern der Schnhwaarenfabriken im Anf- 
siohtsbezirk Warzen die Unsitte, die zur Befestigung von Sohlen und Absätzen 
an den Schuhen dienenden eisernen Schahstifte im Munde anfzaspeichem und 
sie mit Hülfe der Zunge einzeln zwischen die Lippen vorznschieben, um sie mit 
den Fingern oder einer Zange von dort abzunehmen. Nach dem Berichte des 
anständigen Bezirksarztes werden durch dieses Verfahren bei vielen Zwickern 
krankhafte Veränderungen der Mundschleimhäute sowie in Folge Verschluckens 
von Stiften Magenkatarrhe hervorgemfen, so dass eine Abhülfe dringend ge¬ 
boten erscheine. 

Die Bemühungen der Sächsischen Gewerbeaufsichtsbeamten, dieses hygie¬ 
nisch nachtheilige Verfahren zu beseitigen, haben bisher keinen Erfolg gehabt, 
weil der Verzicht darauf ein langsameres Arbeiten zur Folge haben und des¬ 
halb für Akkordarbeiter wirthschaftlich nachtheilig sein würde. 

Auf Grund einer Anregung der Königlich Sächsischen Staatsregierung 
ersuche ich Sie, mit Hülfe der Gewerbeanfsichtsbeamten festznstellen, 

1. ob dieses Verfahren auch bei den sogenannten Zwickern in den Schuh¬ 
fabriken des dortigen Verwaltungsbezirkes üblich ist, 

2. welche gesandheitUch schädlichen Folgen es bisher gehabt hat, 

3. weldie Massnahmen zu seiner Bekämpfung etwa schon angewendet worden sind, 

4. welche Massnahmen dazu geeignet erscheinen. 

_ Ihrem Bericht sehe ich binnen 6 Monaten entgegen. _ 

VerantwortL Bedaktenr: Dr. Bapmund, Beg.- n. Geh. Med.-Bath in Minden i. W. 

J, 0, 0. Brau«, H. 8. a. F. 8eh.-L. Hof-Baeh4rnoli*r«l, Miadm. 
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Rechtsprechung. 

Geschlechtlicher Missbranch als Ehescheidmigsgnind. Urtheil 
des Beichsgerichta (17. Z.>S.) vom 13. Janaar 1902. 

Daa Berafangagericitt hat, inabeaondere vom Standpoukte dea §. 1568 dea 
BOrgerlicben Geaetzbacha, daa Vorhandenaeia einea Scheidungagrnndea Terneint. 
Anlangend die durch geschlechtlichen lliaabrauch herbeigeftthrte Schädigung 
der Gesundheit, so ergiebt eich aus den brieflichen Aeuasernngen der Klägerin 
nur, dass ihr die Ausübung des Beischlafes Qualen bereitet und ans dem Gut¬ 
achten des Dr. B. nur, dass die Klägerin im Anfang des Frühjahrs 1900 krank¬ 
hafte, wahrscheinlich auf Blutarmnth, Schwäche und Nerrosität beruhende 
Symptome an den Geschlechtsorganen anfgewiesen hat. Ein sicherer Schluss 
aber, dass der leidende Zustand der Klägerin auf geschlechtlichen Missbrauch 
durch den Beklagten zurückzufübren ist, lässt sich nicht gewinnen. In den 
blossen ehelichen Beiscblafsausübnngen, ohne dass eine Schädigung der Gesund¬ 
heit der Klägerin eingetreten ist, kann eine schwere Verletzung der ehelichen 
Pflichten im Sinne des §. 1568 des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht gefunden 
werden. Eine zur Aufhebung des angefochtenen ürtheils führende Bechtsnorm- 
verletzung ist in diesen Ausführungen nicht zu finden. 


Ehescheidung wegen Geisteskrankheit. Urtheil des Beichs- 
geriehts (IV. Z.-S.) vom 5. Mai 1902. 

Das Oberlandesgericht geht davon ans, dass der Scheidungsgrnnd ans 
§. 1569 des B. G. B. nur im Falle der Geisteskrankheit, nicht auch im Falle 
der blossen Geistesschwäche, Platz greife. Diese Auffassung erscheint zutreffend 
im Hinblick auf die erheblichen Unterschiede, welche das Bürgerliche Gesetz¬ 
buch an anderen Stellen in Betreff der Handlungsfähigkeit von Geisteskranken 
und Geistesschwachen vorsieht (vgl. §§. 104, Nr. 3, 114, 1304,1729,1751, 2253), 
zumal bei Berücksichtigung des in §. 1569 selbst für die Geisteskrankheit vor¬ 
ausgesetzten Grades, zufolge dessen die geistige Gemeinschaft zwischen den 
Eheleuten ohne jede Aussicht auf Wiederherstellung ausgeschlossen sein muss. 

Die nächste Frage ist, ob nach jetziger Sachlage der Beklagte als 
geisteskrank oder nur als geistesschwach anzusehen ist, die weitere, ob der 
Geistesdefekt des Bekl^ten den in §.1569 des Bürgerlichen Gesetzbuchs vor¬ 
ausgesetzten Grad erreicht hat. In beiden Fragen stehen die Gutachten der 
Sachverständigen Prof. Dr. C. und Dr. W. einander gegenüber. Das Ober¬ 
landesgericht hat dem ersteren Gutachten den Vorzug vor dem letzteren gegeben. 
Aber die Beobachtungen des Prof. Dr. C. reichen nur bis zur Entlassung des 
Beklagten aus der Anstalt zu G., also bis zum 1. Aprü 1901. Dagegen hat 
Dr. W. den Beklagten in L. noch mehrere Monate darüber hinaus täglich be¬ 
obachtet. Nun meint zwar das Oberlandesgericht, Dr. W. habe aus dieser 
späteren Zeit Thatsachen, die für eine Verschlechterung des Zustandes des Be- 
Uagten sprächen, nicht angeführt. Allein Dr. W. hat immerhin Aeusserungen 
des Beklagten, die mit der Wirklichkeit nicht vereinbar waren, sowie den 
Umstand bekundet, dass der Beklagte in L. die Bolle eines Idioten spiele, von 
allen Leuten gemieden werde und ohne jede Beschäftigung und interesselos 
gegenüber seinen Mitmenschen lebe. Jedenfalls lag es aber nabe, durch Aus¬ 
übung des Frageamts auf eine Ergänzung jener fehlenden Angaben hinzuwirken. 

Sodann hat das Oberlandesgericht, soviel seine Gründe erkennen lassen, 
mit Bezug auf den Grad des beklagtischen Geistesdefekts die Gutachten der 
Sachverständigen C. und W. wesentlich unter dem Gesichtspunkte geprüft, ob 
in Folge des Defekts die eheliche Gemeinschaft zwischen den Eheleuten ohne 
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Aussicht auf deren Wiederherstellung ausgeschlossen sei. Dieser Gesichtspunkt 
wird aber dem Gesetze nicht toU gerecht. Der §. 1569 des Bürgerlichen Ge> 
etzbuchs setzt die Aussohliessnng der geistigen Gemeinschaft voraus. Damit 
st offenbar eine höhere Gemeinschaft, als das blosse Zusammenleben der Ehe¬ 
leute gemeint, nämlich eine solche, bei der diese zu gemeinsamem Denken und 
Fühlen befähigt sind. Gerade mit Bezug hierauf hat aber der Sachverständige 
W. dem Beklagten die Fähigkeit zu realer, d. h. praktischer Bethätignng 
völlig abgesproehen. 

Danach erscheint die Beweiswttrdignng des Oberlandesgerichts nicht zu¬ 
reichend. Und das umsoweniger, als demselben die Möglichkeit offen steht, 
durch Brfordernng eines Obergntachtens die Sache weiter aufzuklären. 


Zusatz von Natriumsnlflt zu Hackfleisch ist als Nahrungsmittel- 
Verfälschung anzusehen. Urtheil des Reichsgerichts (Str.-S.) vom 
27. Februar 1902. 

Angeklt^ter hatte zu Hackfleisch schwefligsaures Natron zugesetzt, um 
dem Fleisch die hellrothe Farbe länger zu erhalten. Der Vorderrichter hatte 
ihn von der Anklage auf Nahrungsmittel Verfälschung (§. 10 des Nahrungsmittel¬ 
gesetzes) freigesproohen, weil der Zusatz nicht den Nahrnngswerth des Fleisches 
beeinträchtige, sondern nur die Farbe des Fleisches beeinflusse, so lange es 
frisch sei; es halte die Zersetzung auf, wie ein Kühl verfahren; der Käufer 
werde also nicht getäuscht. 

Das Reichsgericht hat das Urtheil aufgehoben unter nachfolgender Be¬ 
gründung: Der §. 10 des Nahrungsmittelgesetzes bezweckt den Schutz des 
Publikums vor Täuschung; hierbei fällt jedoch der Nährwerth des Nahrungs¬ 
mittels nicht in das Gewicht, sondern die Auffassung der Konsumenten. Durch 
das angewandte Verfahren erscheint aber das Fleisch frischer, als es ist; und 
wird dadurch der Anschein einer besseren Beschaffenheit hervorgernfen, durch 
den das Publikum getäuscht wird. 

Um den Vorschriften der Polizeiverordnungen über die Ankündi¬ 
gung von Geheimmitteln zu genügen, muss die Art und Zusammen¬ 
setzung derselben bei der Ankündignng bekannt gegeben werden; es 
genügt nicht, wenn darüber das Publikum erst nach Einsendung des 
Geldes für das Mittel belehrt wird. Urtheil des Kammergerichts 
(Strafsenats) vom 26. Juni 1902. 

In der Berliner Morgen - Zeitung befand sich folgendes Inserat: „In 10 
bis 12 Tagen einen blendend reinen, sammetweichen Teint. Ganz neues ärztl. 
vorgeschriebenes Verfahren zur rationellen Pflege der Haut, unschädlich in seiner 
Anwendung und sicher im Erfolg, ohne Bernfsstörung. Gesichtspickel, Flechten, 
Mitesser, Sommersprossen, Nasenröthe, Leberflecken, Warzen n. s. w. ver¬ 
schwinden unter Garantie, und die Gesichtshaut wird jngendfriscb. Versand 
der nöthigen Mittel, vollständig ausreichend zum Erfolg, für M. 3,— und 
50 Pf. Porto. Alleinvertrieb für ganz Deutschland dieser in ihrer anerkannt 
vorzüglichen Wirkung einzig dastehenden Mittel nur durch das General¬ 
depot: F. E. M., H. Nr. 35." Auf Grund dieses Inserats wurde gegen den 
verantwortlichen Redakteur im Hinblick auf die Polizeiverordnung des 
Oberpräsidenten der Provinz Brandenburg vom 23. Oktober 1895 in Ver¬ 
bindung mit §. 20, Abs. 2 des Reichs-Pressgesetzes das Strafverfahren ein¬ 
geleitet. Das Schöffengericht vernrtheilte den Angeklagten zu einer Geld¬ 
strafe von 10 Mark bezw. 2 Tagen Haft. Die hiergegen eingelegte Berufung 
wurde von dem Landgericht verworfen, indem es wörtlich ansf'ührte: „Der An¬ 
geklagte hat sich durch Veröffentlichung des Inserats gegen die oben bezeich- 
neten Strafvorschriften vergangen. In dem Inserat wird nicht nur ein Ver¬ 
fahren zur Heilung verschiedener menschlicher Krankheiten (um solche, nicht 
bloss um Schönheitsfehler handelt es sich z. B. bei Flechten), sondern es werden 
auch die — angeblich — hierzu geeigneten Mittel angepriesen. Die Art und 
Bestandtheile dieser Mittel sind in keiner Weise angegeben. Die Mittel 
Selbst charakterisiren sich sonach als Geheimmittel, deren öffentliche Ankündi¬ 
gnng verboten ist. Der Umstand, dass jeder, der auf Grund der Annonce sich 
an das Generaldepot von M. wendet, für 3,50 M. 1 kg gereinigten Sand,, 
ein Stück Toilettenseife und eine Quantität Essigsäure nebst einem die An- 
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Wendung dieser Mittel erläuternden Prospekt erhalte, vermag den Angeklagten 
nicht zu entlasten; denn die Polizeiverordnnng vom 23. Oktober 1895 verbietet 
die öffentliche Ankündigung von Geheimmitteln, die dazu bestimmt sind, 
zur Verhütung oder Heilung menschlicher Krankheiten zu dienen, im Interesse 
des Pablikums, das ans den Ankündigungen selbst über die Art und Zusammen¬ 
setzung von dergleichen Mitteln sich soll unterrichten können. Diesem £r- 
lorderniss wird nicht genügt, wenn das Publikum erst, nachdem es das Geld 
für die Mittel eingesendet hat, diese zugeschickt erhält und dann erst über die 
Art und Zusammensetzung der Mittel belehrt wird.“ Gegen das Urtheil des 
Landgerichts legte der Angeklagte noch Hevision ein. Der Strafsenat des 
Kammergerichts hat sie jedoch am 26. Juni 1902 mit der Begründung zurück¬ 
gewiesen, dass das angefochtene Drtheil nirgends einen Bechtsirrthnm er¬ 
kennen lasse. Apothekerzeitnng; 1902, Nr. 53. 


Ein ans einem ärztlichen Verein ansgetretener Arzt kann nicht 
nachträglich ans demselben ansgeschlossen werden. Verbot eines ärzt¬ 
lichen Vereins an seine Mitglieder, mit einem Arzte zn konsnltiren. 
Urtheil des Beichsgerichts (IV. Z.-S.) vom 6. März 1902. 

1. Es handelt sich um einen unter der Herrschaft des gemeinen Hechtes 
begründeten Aerzteverein und mithin nur um die Frage, ob der vom Kläger 
angefochtene, ihn als Mitglied ansschliesseude Generalversammlungsbeschluss 
formell zn Hecht ergangen ist oder nicht. 

Die Vereinssatzungen mit der dazu gehörigen sogenannten Standesord- 
nnng vom 20. Dezember 1898 bilden die autonome Grundlage, auf welcher das 
Hechtsverhältniss des beklagten Vereins zn seinen Mitgliedern in erster Linie 
beruht. Ihr Inhalt verstösst nicht gegen die zwingenden Vorschriften in §§. 25 
bis 53 des B. G. B., sofern letztere hier anwendbar sein würden. Durch die 
gemäss §. 12 der Satzungen geschehene Aufnahme wird der Anfgenommene 
Mitglied des Vereins und hierdurch vermöge freier Willensentschliessung dessen 
Satzungen unterworfen. Dieses Hechtsverhältniss dauert, so lange die Mitglied¬ 
schaft dauert. Die Beendigung der letzteren aber löst auch das Band wieder, 
welches die Mitglieder mit dem Vereine verknüpft. 

Hieraus folgt, dass ein ansgeschiedenes Mitglied von dem Augenblicke 
an, wo es ansscheidet, unbeschadet seiner ans dem Gesellschaftsverhältniss ent¬ 
sprungenen etwa noch unerledigten vermögensrechtlichen Verpflichtungen, auch 
dem Machtbereich der Satzungen entrückt wird. Auch das auf §. 3 der Standes¬ 
ordnung sich gründende Ansschliessnngerecht des Vereins ist ihm gegenüber 
hierdurch erloschen. Ausgeschlossen werden können nur Mitglieder des Vereins. 

In dem vorliegenden Falle ist thatsächlich festgestellt, dass der Kläger 
bei dem Vorsitzenden des beklagten Vereins schon am 1. Februar 1901, also 
14 Tage vor der Fassung des Ausschliessungsbeschlnsses, seinen Austritt ange¬ 
meldet hat. Nach dem Inhalte der Satzungen, insbesondere des §. 12, Abs. 5 
derselben, ist es zweifellos, dass er seitdem aufgebört hat, Vereinsmitglied 
zu sein. 

Hiernach aber war auch die Generalversammlung des Beklagten am 
14. Februar 1901 nicht mehr befugt, auf Grund des §. 3 der Standesordnung 
den Ausschluss des Klägers zu beschliessen. 

2. Kläger verlangt seinerseits die Vemrtheilung des Beklagten zur 
Aufhebung des an seine Mitglieder erlassenen Verbotes, mit dem Üäger zn 
konsnltiren. 

Hechtsirrthümlich erscheint die Ausführung des Vorderrichters, dass eine 
widerrechtliche Verletzung der Hechte des Klägers, von welchen der §. 823 
£. G. B. handelt, hier nicht vorliege. 

Es braucht zn diesem Behnfe nicht erörtert zu werden, ob, was in der 
Doktrin bestritten ist, der §. 823, Abs. 1, abgesehen von der Verletzung des 
Lebens, des Körpers, der Gesundheit und der Freiheit, sich auch noch auf 
andere blosse Persönlichkeitsrechte (Lebensgüter), bezieht, oder ob der Begriff 
des darin erwähnten „sonstigen Hechts“ wegen der Wortverbindung „das Eigen- 
thnm oder ein sonstiges Hecht eines Andern“ ausschliesslich wirkliche subjek¬ 
tive Hechte im Auge bat. Denn in dem einen wie in dem anderen Falle 
nöthigt die Bedeutung der Vorschrift zu der Annahme, dass dadurch, worauf 
es vorliegendeu Falles nur ankommt, auch das Hecht auf Ausübung des Ge- 
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werbebetriebea geschtttst werden soll. Richtig ist allerdings, dass der Srztliche 
Beruf als solcher angeachtet der Bestimm angen in §§. 6, 29, 58, 80 Ahs. 2 der 
B. Q-. 0. kein Gewerbe im Sinne der letzteren ist, wohl aber wird er dazu, 
wenn sich mit ihm, wie festgestelltermassen bei dem Kläger, der Betrieb einer 
Priyatkrankenanstalt (Klinik) yerbindet (§. 80 der B. G. 0.). Die Anwendbar¬ 
keit des §. 823 B. G. B. ist daher begründet. 


Beneichnnng als Dr. chir. dent. Unznlässigkeit der Doktor¬ 
diplome, welche von dem College of Milwaukee, Wisconsin, TT. S. A. 
ertheilt worden sind, nach amerikanischem Recht. Auf Grund dieser 
Diplome darf in Deutschland der Doktortitel auch dann nicht geführt 
werden, wenn das Diplom vor dem Inkraftreten der Verordnung vom 
7. April 1897 erlangt worden ist. Entscheidung des Prenssischen 
O.beryerwaltungsgerichts (111. Senats) yom 4. Noyember 1901. 


Verschiedenheit der Anforderungen, die bezüglich der Räumlich¬ 
keiten an Krankenanstalten zn stellen sind, von den an Entbindnngs- 
oder an Irrenanstalten in dieser Beziehung zn stellenden Anforderungen« 
Entscheidung des Oberyerwaltungsgerichts (111. Senats) yom 
20. März 1902. 

Die Gewerbeordnnng unterscheidet zwischen Kranken-, Entbindnngs- and 
Irrenanstalten in dem Sinne, dass jede dieser gewerblichen Betriebsarten an 
die Erlaubniss gebunden ist (§. 80), ohne zu bestimmen, dass die Erlanbniss 
für die eine Betriebsart auch diejenige für die andere Betriebsart in sich 
sehliesst. Deshalb ist es yOllig selbstverständlich, dass die Erlanbniss nur fttr 
die Betriebsart gilt, für die sie ertheilt worden ist, und dass bei einem Wechsel 
der Betriebsart neu za prüfen ist, ob im Hinblick auf die Person des Antrag¬ 
stellers und auf das Lokal die Voraussetzungen für die Ertbeilung der Erlanb- 
niss gegeben sind. Eine Gebundenheit der zuständigen Behörde in dem Sinne, 
dass sie so lange, als Veränderungen nicht nachweisbar sind, über dasjenige 
nicht hinausgehen darf, was sie für die früher ertheilte Erlanbniss als aus¬ 
reichend erachtet hat, ist hiernach grundsätzlich ausgeschlossen. Insbesondere 
lässt sich aber auch nicht aus der Eigenart der Betriebe folgern, dass die An¬ 
forderungen, die in gesundheitlicher Beziehung an die baulichen und tech¬ 
nischen Einrichtungen der Irrenanstalten zu stellen sind, für die Kranken- und 
Entbindungsanstalten genügen, und dass der Betrieb der letzteren Anstalten 
nicht je besondere Anforderungen rechtfertigt. Ganz unerheblich ist hierfür, 
dass äe Gewerbeordnung in §. 30 für die Konzessionirong von Anstalten zur 
Anüiahme von Personen mit ansteckenden Krankheiten oder von Geisteskranken 
ein besonderes Erfordemiss dahin anfstellt, dass sie bei Gefährdung oder Be- 
nachtheiligung der Nachbarschaft nicht zuzulassen sind. 

Danach wäre selbst dann, wenn die dem Kläger ertheilte Erlanbniss fttr 
die Irrenanstalt noch in Kraft wäre, frei zu prttfen gewesen, ob die Räumlich¬ 
keiten fttr eine Krankenanstalt in gesundheitlicher Hinsicht genttgen. 

Was der Vorderrichter aber dafür erwogen hat, dass das fttr die 
Krankenanstalt in Aussicht genommene Gebäude den nach der allgemeinen 
Anordnung za stellenden Anforderungen nicht genttgt, ist freilich nicht überall 
einwandsfrei. 

Der §. 1 der Anordnung bestimmt, dass die Anstalt thanlichst frei and 
entfernt von Betrieben liegen muss, welche geeignet sind, den Zweck der An¬ 
stalt in beeinträchtigen. Die Bedeutung dieser Satzung ist gegenüber dem 
§. 30 litt. 0 der B. G. 0. dahin einzuschränken, dass nur solche Beeinträchti- 
gongen durch benachbarte Betriebe zu berücksichtigen sind, die eich für die 
Gesundheit und die Heilbehandlung der Insassen der Anstalt schädlich erweisen 
können, da der Begriff der gesandheitspolizeilichen Anforderungen nicht über 
dasjenige hinansgeht, was zur Verhütung von Schäden für Leben und Gesund¬ 
heit oder einer nachtheiligen Beeinflussung der Heilbehandlung erforderlich ist. 

In dieser Hinsicht beanstandet der Vorderrichter auf Grund der Aeosse- 
rong des Kreisphysikus, dass das Hans in der Nähe eines Ueberlanfsrohrs der 
Rieselfelder eines Gutes und in der Umgebung von Gehöften belegen ist, auf 
denen Mist zur Dttngong fast ständig offen lagert, obschon der Kläger geltend 
gemacht hatte, dass hieran der Reg.- und Med.-Rath im Jahre 1897, als es 
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sieh um die EonieBsioninuig seiner Irrenanstalt handelte, keinen Abstand ge> 
nommen nnd dass die Stadt B. anf demselben Gute eine Heilstätte errichtet 
habe. Ob der Betrieb der Eanalisations* nnd Berieselnngsanlage nnd der für 
die Landwirthsohaft oder die Gärtnerei bestimmten Gmndstttcke nnter die Be* 
triebe im Sinne der Anordnnng fällt, kann nnerOrtert bleiben. Denn selbst 
wenn es znträfe, so hat der Yorderrichter doch nicht festgestellt, dass die Ge* 
räche die Gesundheit der in die Anstalt anfsnnehmenden Personen oder deren 
Heilbehandlnng zn schädigen geeignet sind. Solche Feststellnng konnte auch 
anf Grnnd des Gutachtens des Ereisphysikns nicht getroffen werden, da er 
nichts weiter bemerkt, als dass äber Gemohsbelästignngen in der Gegend that* 
sächlich geklagt werde. 

Auch was der Yorderrichter dafür erwogen bat, dass das Gebände dem 
in §. 3 Nr. 1 anfgestellten Erfordemiss nicht entspricht, entbehrt der nOtbigen 
Unterlage. Danach sind Zimmer für Eranke ungeeignet „die nicht mindestens 
1 m Aber dem höchsten bekannten Grnndwasserstande liegen nnd in der ganzen 
Grundfläche gegen das Eindringen von Bodenfeuchtigkeit gesichert sind“. Der 
Yorderrichter verneint letzteres, weil das Hans bis anf ein Zimmer nicht unter¬ 
kellert ist nnd der Fassboden in der Höhe des äusseren Erdreiches liegt, ohne 
anzngeben, worauf er seine Annahme gründet, dass bei derartigem Thatbestand 
das Hans gegen das Eindringen der Bodenfeuchtigkeit nicht gesichert ist. Kit 
einem anf Erfahrung beruhenden, unter allen Yerhältnissen massgebenden 
Grundsatz konnte hierbei nicht gerechnet werden, da es hierfür auf die Be¬ 
schaffenheit des Grand nnd Bodens ankommt, die Anordnung selbst in §. 3 Nr. 2 
schlechthin nnr Zimmer ansschliesst, deren Fassboden unter der anschliessenden 
Erdoberfläche liegt, and da der Eläger sich für das Gegentheil auf das Gut¬ 
achten eines Bausachverständigen berufen hatte. 

Unstreitig ist aber, dass der Mittelgang die in der Anordnung §. 2 vor¬ 
geschriebene Breite von 2 m nicht erreicht, dass vier Zimmer das Tageslicht 
nur von Norden erhalten, was nach §. 3 Nr. 3 ihre Yerwendnng als Eranken- 
zimmer ansschliesst, und dass ein Zimmer unter der in §. 6 Nr. 1 in der Begel 
vorgeschriebenen Höhe von mindestens 3,6 m bleibt. 

Die Gewährung einer Ausnahme ist für Fälle des §. 6 Nr. 1 zwar nicht 
ausdrücklich zagelassen, indess erhellt daraus, dass die Yorschrift nur in der 
Begel gelten soU, klar, dass Ausnahmen zulässig sind; und für ihre Bewilligung 
ist der Bezirksausschuss, da sie einer anderen Behörde nicht übertragen werden 
durfte, zuständig, obschon dies in §. 27 der allgemeinen Anordnung offenbar 
versehentlich nicht ebenso ausgesprochen worden ist,\wie dies für §. 2 nnd §. 3 
Nr. 3 geschehen. 

Die Bewilligung von Ausnahmen ist jedoch in das pflichtmässige Er¬ 
messen des Bezirksausschusses gestellt nnd dass der Yorderrichter den Um¬ 
ständen nach zur Bewilligung von Ausnahmen keinen ansreiehenden Anlass 
gefunden hat, ist der Nachprüfung des Bevisionsrichters entzogen. 

Der Yorderrichter durfte demnach, schon im Hinblick anf die unstreitig 
vorhandenen Mängel so, wie geschehen, erkennen und deshalb muss es bei seiner 
Entscheidung bewenden, obschon hinsichtlich der vorerwähnten beiden Anstände 
seine Ausführungen nicht haltbar sind. Es bestand für ihn auch keine Nöthi- 
gung, darauf einzngehen, inwiefern das Gebäude einer Abänderung zu unter¬ 
werfen ist, um demnächst für eine Erankenanstalt als geeignet befunden zu 
werden. Dem Eläger konnte vielmehr überlassen bleiben, aus der allgemeinen 
Anordnung das Erforderliche zu entnehmen. 


Heilanstalten für Irre nnd Nervenkranke, welche der Ansnbnng 
des ärztlichen Bemfes ihrer Leiter dienen, sind nicht gewerbestener- 
pflichtig. Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts (YI. Se¬ 
nats) vom 3. April 1902. 

Der Beschwerdeführer, ein Lehrer der Irrenheilkunde an der Universität, 
ist Besitzer und ärztlicher Leiter einer Heilanstalt für Irren und Nervenkranke. 
Br bestreitet die Gewerbesteuerpflichtigkeit seines Unternehmens, das der Aus¬ 
übung seines ärztlichen Berufes diene, obwohl seine Beschwerde für das Stener- 
jahr 1894/1896 zurückgewiesen worden war. Die damalige Entscheidung beruhte 
auf dem im Urtheile vom 11. Oktober 1894 (Bntsch. d. O.-Y.-G. in Staatstener- 
sachen Bd. m, S. 260) anfgestellten Grundsätze, dass der Betrieb einer Privat- 
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Irrenanstalt, ianch wenn sie von einem Arzte nnterhalten und geleitet werde, 
regelmässig als Gewerbebetrieb erscheine. 

Die Regiemng hat die Bernfnng znrflckgewiesen, weil seit jener Ent> 
soheidnng wesentliche Verändemngen in den Betriebsverhältnissen nicht ein¬ 
getreten seien. Die Bemfsentscheidnng kann wegen Beditsirrthoms nicht 
aufrecht erhalten werden. 

Die Anffassnng, dass anch der Betrieb einer vom Arzte betriebenen nnd 
geleiteten Irren- oder Nervenheilanstalt regelmässig gewerbestenerpflichtig sei, 
ist bereits in späteren Entscheidungen des Gerichtshofes (Bd. VII der Entsch. 
des O.-V.-G. in Staatsstenersachen, S. 418 bis 433) eingeschränkt worden. 
Hiernach ist bei derartigen, von einem Spezial-Irrenarzte unterhaltenen Anstalten 
fflr die Beurtheilung der Stenerpflichtigkeit allein der Zweck des Unternehmens 
entscheidend. Dient der Anstaltsbetrieb als Mittel zum Zwecke der irrenärztliichen 
Thätigkeit, so ist die Gewerbesteuerpflicht nach §. 4 Nr. 7 des Gewerbestener- 
gesetzes vom 24. Jnni 1891 ausgeschlossen. 

Hier sind, wie ans den Darlegungen des Beschwerdeftthrers zu entnehmen 
ist, keinerlei Anzeichen dafür gegeben, dass die Anstalt anderen Zwecken 
dienen soll, als der Ausübung des ärztlichen Berufes des Leiters. Eine erfolg¬ 
reiche Behandlung zur Heilung von Geistes- nnd Nervenkranken kann regel¬ 
mässig nur in einer solchen Anstalt geschehen, nnd diese wiederum dient 
erfahrungsmässig am besten ihrem Zwecke, wenn sie unter der obersten Leitung 
eines Spezial - Irrenarztes steht. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. König^eioli I*x*eii.88eii. 

Meldekarten ttber Pockenerkranknngen. Bnnderlass des Mi¬ 
nisters der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Anftr.: Pistor) 
vom 29. Juli 1902 —M. Nr. 13957 I — an sämmtlicheHerren Regierungs¬ 
präsidenten. 

Bei der Nachprüfung der Meldekarten für Erkrankungen an Pocken hat 
sich verschiedentlich zn erinnern gefunden, dass die Fragen nur unvollständig 
nnd theilweise gar nicht beantwortet sind. Letzteres trifft insbesondere auf 
die Frage 9 nnd 10 zu. Ausserdem fehlt bei verschiedenen Karten die Unter¬ 
schrift des behandelnden Arztes und des zuständigen Medizinalbeamten. 

Ew. Hnchwohlgeboren ersuche ich ergebenst, gefälligst Anordnung zn 
treffen, dass die fraglichen Karten für die Folge genau ansgefüllt nnd mit den 
Namens-Unterschriften des behandelnden Arztes nnd des zuständigen Medi¬ 
zinalbeamten versehen werden. 


Beaufsichtigung der Impfärzte. Rnnderla8,s des Ministers 
der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Anftr.: Pistor) nnd 
des Innern (gez. i. Vertr.: v. Bischoffshansen) vom 25. Juli 1902 

— M. d. g. A. M. Nr. 2110, M. d. Inn. Nr. 11 a 5576 — an sämmtliche Herren 
Beg^emngsprtsidenten. 

In Abs. 8, Nr. 1 der von uns erlassenen Verfügung vom 28. Februar 
1900 — Min. d. g. A. M. Nr. 13827 U. H U. HI A., M. d. Inn. Nr. na793n 

— ist bestimmt: 

„Die Beaufsichtigung ist einem beamteten Arzte zn übertragen. Die¬ 
selbe kann von dem Kreisphysikns ansgeführt werden, sofern er nicht selbst 
Impfarzt ist. In solchem Kreise ist der Begiemngs- nnd Medizinalrath mit 
diesem Geschäfte zu beauftragen . . 

Im Anschluss an diese Bestimmung schreibt der §. 87, Abs. 1 der Dienst¬ 
anweisung für die Kreisärzte vom 23. März 1901 vor: 

„Das Impfgeschäft unterliegt der technischen Beaufsichtigung durch den 
Kreisarzt, soweit es nicht, weil er selbst Impfarzt ist, der unmittelbaren 
Aufsicht des Begiemngs- nnd Medizinalraths untersteht.“ 

Diese Fassung hat zn dem Zweifel Veranlassung gegeben, ob solche 
Kreisärzte, denen ein oder mehrere Impfbezirke ihres Kreises übertragen sind, 
von der Beanfiriohtignng des Impfgeschäftes nur in den ihnen übertragenen 
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Impfberirken oder überhaupt, also auch in solchen Impfbeairken ihres Kreises, 
in denen Privatärzte das Impfgeschäft besorgen, ansgeschlossen sein sollen. 

Zur Beseiti^ng dieses Zweifels bemerken wir nach Benehmen mit dem 
Herrn Beichskanzler (Reichsamt des Innern), dass die erwähnte Beatimmnng 
dahin ansznlegen ist, dass Kreisärzte, welche als öffentliche Impfärzte thätig 
sind, von der Beanfsichtignng des Impfgeschäftes in den übrigen Impfbezirken 
ihres Kreises, in denen Privatärzte das Impfgeschäft wabmehmen, nicht ans* 
geschlossen sind, anch nnbedenklich ansserhalb ihres Kreises in Stellvertretnng 
des Regiemngs- nnd Medizinalrathes mit dieser Beanfsichtignng betraut werden 
können. 


Berichte ttber Fleischbeschansngelegenheiten. Allgemeine 
Verfügung des Ministers für Landwirthschaft, Domänen und 
Porsten (gez. i. Vertr.: Sterneberg) und des Ministers der n. s. w. 
Medizinalangelegenbeiten (gez. i. Vertr.: Wever) vom 26. Juli 
1902 — I'Ga Nr. 6424 TL Angel. M. f. L., M. Nr. 7329 M. d. G. A. — an 
sämmtliche Herren Regierungspräsidenten. 

Sämmtliche Berichte in Fleischbeschanangelegenheiten, insbesondere be¬ 
treffend die Ausführung des Schlachtvieh- nnd Fleischbeschangesetzes vom 
8. Juni 1900 (R.-G.-B1. S. 647) sidd fortan an uns gemeinschaftlich zu richten 
und zunächst an mich, den Minister für Landwirtschaft, Domänen nnd Forsten 
zu richten. 


Warnung vor dem Institut de la snrditd des maladies de la 
gonge et dn nez in Paris nnd dem von diesem vertriebenen Andiphon 
Bernhard. Rnnderlass des Ministers der u. s. w. Medizinalan- 
gelegenheiten vom 12. Juli 1902 — M. Nr. 6776 — an sämmtliche 
Herren Regierungspräsidenten. 

Zuverlässigen Nachrichten zufolge macht das „Institut de la snrditö des 
maladies de la gonge et dn nez" zu Paris, me de Londres 7, wieder in den 
verschiedensten Tbeilen Dentschlands Reklame. 

Es handelt sich um dasselbe Unternehmen, das sich früher „Institut 
nationfd de snrdit^" nannte nnd Gegenstand meines Erlasses vom 7. September 
1900 — M. 7089 — gewesen ist. Nach den erwähnten Nachrichten sucht das 
Institut nach wie vor das fragwürdige Andiphon Bernhard für den Preis von 
40 Frcs. für 2 Stück sowie Nebenapparate nnd Medikamente zu eigenen Preisen 
als unfehlbares Mittel gegen Ohrenleiden nnd besonders Taubheit zu vertreiben. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, die Bevölkerang des dortigen 
Bezirks in geeigneter Weise darauf hinznweisen, dass den Anerbietungen des 
Instituts gegenüber besondere Vorsicht am Platze ist. 


Anweisung zur Entnahme nnd Zusendung von Untersnchnngs- 
material bei ansteckenden Krankheiten. Muster ffir die Berichter¬ 
stattung hei Darmtyphns. Verfügung des Königlichen Regie¬ 
rungspräsidenten in Potsdam vom 15. August 1902 — an sämmt¬ 
liche Herren Kreisärzte nnd Landräthe des Bezirks. 

In der Anlage lasse ich eine „Anweisung zur Entnahme nnd Zusendung 
von Untersnchnngsmaterial bei ansteckenden Krankheiten** (A) zugehen nebst 
den dazu erforderlichen Entnahmegefässen, Deckgläschen etc. und Begleitzetteln. 

Ich ersuche in allen geeigneten Fällen von dem hiesigen bakteriologischen 
Laboratorium Gebrauch zu machen nnd sich besonders die sorgföltige Fest¬ 
stellung bei Fällen von Unterleibstyphus nnd als solchen verdächtigen Fällen 
angelegen sein zu lassen. 

Betreffend die Berichterstattung bei Darmtyphus ist zukünftig das an¬ 
liegende Schema zu benutzen, dessen sorgBlItige Ausfüllung in jedem einzelnen 
Falle den Kreisärzten hiermit zur Pflicht gemacht wird. Bei jedem gehäuften 
Auftreten von Typhus in einer Ortschaft ist mir umgehend Bericht zu erstatten. 

Das Ergebniss der be^teriologischen Untersuchung wird in jedem Falle 
mittgetheilt. 
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Die ZnsendODg von üntenachongsmaterial hat an das bakteriologisch« 
Laboratoriam der Königlichen Begierong in Potsdam an erfolgen. 

Anlage A. 

Anveisnng. *) 


Krankheit. 


Entnahme des Materials. 


Bemerkungen. 




1. Unterleibs- a) Blot anr AnsfUhmng der Widarschen Probe. Besond. Werth 
typhns. An der sorgfftltig gereinigten Fingerknppe muss darauf ge- 
oder dem Orläppchen werden durch Einstich legt werden, dass 
10—20 Tropfen (>/•—1 ccm) Blut entnommen, auch die den 
in einem sterilen Glasröhrchen anfgefsngen, ersten festge- 
mit dem abgekochten Pfropfen verschlossen stellten Fall vor- 
nnd in der Holzhülse im Couvert nebst ans- angegangenen 
gefällten Begleitzettel der Post Obergeben. verd&chtigen 

b)Faeces, ca. 5 ccm; entnommen in ein steriles (abortiven) F&lle 
Glasgefäss, mit Kork verschlossen und in Holz- bakteriologisch 
hülsen als Packet abgeschickt. sicbergesteUt 

_ c) Urin, ebenso wie b. _ werden. 

Diphtherie. Material wird entnommen mit Tupfer- Einige Stunden 
sonde, welche am unteren Ende den Watte- vorderEntnahme 
pfropf birgt, dann in das sterile Beagens- dufkeinAntisep- 
röhrcben gesteckt und in Holzhülse als Packet ticum aogewen- 
abgeschicht. det worden sein. 


Das Spntnm (am besten Morgenspntnm) wird 
in ein Glasge^s entleert, gut verkorkt und 
in Holzhülse als Packet abgeschickt. 

Ebenso wird verfahren bei Entnahme von 
anderen Se- und Exkreten. 


Ein Tropfen Trippersekret wird auf ein Deck¬ 
gläschen gebracht und mit einem anderen ab¬ 
gezogen, sodann beide nach völligem Trocken¬ 
werden an der Lnft in dem Holzkästchen im 

Couvert abgesandt. _ 

Cerebro- a)Am Lebenden: Durch Lumbalpunktion en- 
spinid- nommene Flüssigkeit wird in ein steriles 

meningitis. Glasröhrcben entleert, mit Kork verschlossen 

und in Holzhülse im Couvert abgesandt, 
b) Post mortem: Schnelle Ausführung der Sek¬ 
tion. Eiter von den Meningen wird auf 1 Deck¬ 
gläschen verstrichen, mit einem anderen ab¬ 
gezogen und lufttrocken in Holzkästchen im 
Convert abgeschickt. (6 Deckgläschen). 

Am besten Entnahme nach Abfall des Fiebers. 
Bin Blutstropfen wird von der desinfizirten 
Fingerknppe entnommen, auf ein Deckgläschen 
(mit Aether gereinigt) gebracht, mit einem 
andern abgezogen und beide in Holzkästchen 

im Convert abgeschickt. _ 

Dysenterie. Von den Rnhrentleernngen werden ca. 5 ccm 
in ein steriles Glassgefäss gethan. Ausserdem 
empfiehlt es sich, einige frische Deckglas¬ 
präparate (wie vorher anznfertigen) mit ein- 
znsenden. 


NB. Falls bei anderen Infektionskrankheiten (Milzbrand etc.) die bak- 

*) Das Formular kann von der Bnchdmckeri bei Klönne & Müller, 
Berlin, Luisenstrasse 49, bezogen werden. 
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teriolegische Feststellnog erwünscht erscheint, hat die Zusendung des Materials 
in anijosrer Weise an erfolgen. 

Was speaiell die Tuberkulose betrifft, so ist das Laboratorium bereit, 
bei Mitgliedern von Erankenkassen, falls eine mikroskopische üntersnchnng an 
Ort und Stelle nicht ausführbar ist, die üntersnchnng ansanfOhren. 

Es ist darauf an achten, dass bei jeder Sendung der ansgeflillte Begleit¬ 
settel mit eingescbickt wird. 


Begleitachelii. 

1. Name des Absenders: ... 2. Datum und Zeit der Entnahme: . 
. . . 3. Material entnommen von wem? .... (Beruf, Alter): . . . 
von welchem Organ? .... 4. Klinische Diagnose: .... 6. Dauer 
der Krankheit: .... 6. Handelt es sich um Material von Kranken oder 
der Krankheit Verdächtigen? .... 7. Behandelnder Arst: .... 

Anlage D. 

Muster für Berloliterstattniig bei TTpbuserbrankang. 

Jahr 190 . . Feststellung vom.190 . 


1. Ort und Kranker. 

Kreis: . . . .; Ort: .... 
Strasse und Hans-Nummer: . . . 

Kranker: . . .; Vor- und Zu¬ 
name: . . .; Alter:. . .; Stand 
und Beruf: . . .; Zum Haushalt ge¬ 
hörige Personen: . . . .; Zahl der 
Zimmer der Wohnung: . . .; Beginn 
der ersten Erankheitsseichen: . . . 
Anseige erstattet am: . . .; Vom 
Arst: . . . .; Vinn Hanshaltnngs- 
▼orstand: . . . 

II. Ursächliche Ermittelungen. 

Herrscht Typhus am Ort? (wieviel 
Fälle)? . . . Herrscht Typhus im 

Hanse? (wieviel Fälle)?.; 

Herrscht Typhus in der Umgegend? 
Wo? Zahl der Fälle? . . . Wo hat 
der Kranke sich ca. 3 Wochen vor 
Beginn der ersten Symptome anfge- 
halten (Oast- und Schankwirtbschaften 
ausserhalb)? . . .; Wo 23 Tage vor 
Auftreten der Boseola? :....; 
Kommt als Vermittler in Frage: 
Wasser ? (Trinken, Verdünnen anderer 
Oetränke, Waschen, Baden, Spülen von 
Wäsche, Geschirr, Gemüse, Bereitung 
von Limonaden und Mineralwässern, 
Eis): . . .; Milch? (Wo und aus 
welchen Geschäften nnabgekocht 
genossen)? . . .; spez. aus Sammel¬ 
molkereien (Meiereien)?.: 

Sonstige Nahrungsmittel? Und welche? 

.; Wäsche, Abgänge von 

Kranken (schmutzige Wäsche, Kleider 
von auswärts erhalten)? . . .; Mensch¬ 
liche Abfallstoffe (Dünger, Bieseljanche, 
Müll etc.)? . . . .; Befinden sich 
Gewerbebetriebe im Hanse (Bäckerei, 
Fleischerei, Brauerei, Gast-und Schank- 
wirthschaft, Milchwirthschaft etc)? , 


. . .; Befinden sich scbulpfliohtige 
Kinder im Haushalt? Welche Schule 
besuchen sie? . . . 

III. Ergebniss der Er¬ 
mittelungen: 

'' Einschleppung ans:.; 

' Infektion durch Wasser: Milch: 

.. sonstige Nahrungsmittel: 

. . ., Kontakt: . . . ., auf an¬ 
derem Wege: .... 

Ist die Diagnose sichergestellt: 
durch die Widalsche Beaktion? . ., 
durch mikroskopischen Nachweis? . ., 
durch klinischen Verlauf? . . . 

Ist Material (welches) zur Unter¬ 
suchung an das Laboratorium der 
Begiemng abgesandt? Wann? . . ., 
Besultat? . . ., Wohin gelangen die 
Abgänge des Kranken? . . . ., Ist 
jede Verseuchung von Wasserversor- 
gnngsanlagen ausgeschlossen? . . ., 
Ist das Pflegepersonal über die 
Schntzmassregeln ausreichend unter¬ 
richtet? .... 

IV. Können sieh Typhnskeime 
vor Feststellung der Erkran¬ 
kung bereits verbreitet haben: 

Durch Abfallstoffe? . . . ., Ver¬ 
seuchung von Brunnen, Bächen, Gräben, 
Seen, Teichen und offenen Wasser¬ 
läufen etc. ? . . ., Eontaktinfektion ? 
. . ., Wäsche? . . . ., Kranken¬ 
pflegepersonal? . . . ., Besnch der 
Schule oder des Eonfirmanden-(Beicht-) 
Unterrichts? . . ., Besnch von Ar* 
beitsstätten und welchen? . . . ., 
Milchabgabe an oder aus Sammel¬ 
molkereien, Einzelabnebmer ? . . ., 

Verkanfslokale, Gastwirthschaften, ge¬ 
werbliche Betriebe etc.? . . . 
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I 

Der Kreisant. . 

J.-Nr. 

Urschriftlich dem Herrn Landrath 


den 


in 


190 . . 


mit dem Fnndbericht überreicht. 

Eine ausreichende Isolirnng des Kranken ist in seiner Wohnung 
müglich. Seine üeberfUhrnng in ein Krankenhaus ist nothwendig, Trans* 
port ausführbar. 

Mit der Pflege ist betraut:.Schntzmassregeln sind 

ansgehändigt. Es sind folgende Massnahmen getroffen:. 

Ich halte weiter für nothwendig: 

1. Benachrichtigung an die Ortspolizeibehttrde in. 

2. Benachrichtigung der Militärbehörde. 

3. Bückfrage bei der Ortpolizeibehörde in. 

4. Polizeiliche Verfügung nach angeschlossenem Formular. 


Unterschrift. 


Der Landrath. . . 

J.-Nr. 

U. B. der Polizeiverwaltung 
dem Herrn Amtsvorsteher 


den 


in 


190 . . 


zur weiteren Veranlassung nach Massgabe der vorstehenden Vorschläge. 
Das anliegende Formular ist nach entsprechender Ausfüllung dem Haus* 
haltungsvorstande ansznhändigen. 

Bericht erwarte ich binnen.Tagen. 


Unterschrift. 


B. König’x'eioh Ba^emt. 

Verhandlnngen der Aerztekammem im Jahre 1901. Erlass des 
Königlichen Staatsministeriums des Innern vom 3. August 1902 
an die Königlichen Begierungen, Kammern des Innern. 

Auf die Verhandlungen der Aerztekammem Bayerns vom 28. Oktober 
1901 ergeht nach Einvernehmen des Königlichen Obermedizinalansschusses nach¬ 
stehende Vorbescheidnng: 

1. Die Bevision der K. Allerhöchsten Verordnung vom 20. Dezember 1876, 
die Vergütung für ärztliche Amtsgeschäfte betreffend, ist in Verhandlung 
begriffen. 

2. Bezüglich der Anträge der Aerztekammem, die Novelle zum Kranken- 
versicherungsgesetz betreffend, wird auf Ziffer 10 der Entsehliessnng des K. 
Staatsministeriums des Innern vom 27. Juli 1901, die Verhandlnngen der Aerzte- 
kammern im Jahre 1900 betreffend, Bezug genommen. Ob und inwieweit hierzu 
eine weitere Einvernahme der ärztlichen Standesvertretnng veranlasst erscheine, 
wird dabei erwogen werden. 

3. Was das beantragte Vorgehen gegen die öffentlichen Anpreisungen 
von Heilmitteln und Heilmethoden anbelangt, so finden darüber Verhandlnngen 
im Bnndesrathe statt, welche noch nicht zum Abschluss gediehen sind. 

4. Hinsichtlich der Anregung, Warnungen gegen Schwindelmittel und 
Heilkünstler zu erlassen, muss Erwägung von Fall zu Fall Vorbehalten bleiben, 
wie in der Entschliessung des K. Staatsministeriums des Innern vom 20. Sep¬ 
tember 1901 an die K. Polizeidirektion München bereits angedeutet wurde. 

5. Die Anträge, die Schulhygiene betreffend, wurden dem zuständigen 
K. Staatsministerinm des Innern für Kirchen und Schnlangelegenheiten zur 
Würdigung mitgetheilt. 

6. Der Anregung, eine Warnung vor dem Studium der Medizin an die 
Absolventen der bezüglichen Mittelschulen ergehen zu lassen, sind nur die 


















Beehtspreehong nnd Medizinal-Gesetsgebmig. 281 

Aerztekammern von Hittelfranken and von ünteifranken and Asohaffenborg 
beigetreten. 

Es besteht kein Anlass za derselben Stellnng za nehmen. 

7. Den aof AbKndernng einzelner Bestimmangen der E. Allerhöchsten 
Verordnang vom 29. Dezember 1900, die Znbereitnng nnd Feilhaitang der 
Arzneien in den Apotheken betreffend, abzielenden Beschlüssen der Aerzte* 
kammern kann entsprechend der gatachtlichen Aeassemng des E. Obermedizi* 
nalansschasses im Hinblick aaf den erst karzen Bestand der bezeicbneten Ver¬ 
ordnang eine Folge nicht gegeben werden. 

8. Der Antrag anf GewShrnng der Postportofreiheit bei Einsendang der 
Zählkarten für die Morbiditätsstatistik der Infektionskrankheiten an die Amts¬ 
ärzte wnrde dem E. Staatsministeriam des E. Haases and des Aeassern zor 
zaständigen Würdigung übermittelt. 

9. Bezüglich des Antrages der oberbayerischen Aerztehammer, Za- 
stellangen an Aerzte in rein persönlichen Angelegenheit des Empfängers be¬ 
treffend, wird aaf die Ministerialbekanntmachang vom 28. April 1901, die Ver- 
einfaehnng des dienstlichen Verkehrs betreffend, hingewiesen, wonach in 
geeigneten Fällen der unmittelbare Geschäftsverkehr mit Privatpersonen den 
Behörden bereits vorgeschrieben ist. 

10. Der Antrag der oberbayerischen Aerztehammer, die Visitation der 
Stallangen durch die Bezirksthierärzte betreffend, ist zn allgemein gehalten nnd 
entbehrt einer genügenden Begründung, weshalb derselbe zu einer Berücksich¬ 
tigung sich nicht eignet. . 

11. Der Antrag der oberpmzisehen Aerztehammer, dass künftig alle 
diejenigen Nnmmem des Beichsgesetzblattes, in welchen für die amtsärztliche 
Thätigkeit wichtige reichsgesetzliche Bestimmungen enthalten sind, den Amts¬ 
ärzten anf Staatskosten zur Verfügung gestellt werden mOgen, wurde vorläufig 
zar Eenntniss genommen, weitere Erhebung and Würdigung werden erfolgen. 

12. Bezüglich des Antrages der oberbayerischen nnd mittelfränkischeu 
Aerztehammer anf regelmässige Veröffentlichung der Verhandlungen des ver¬ 
stärkten Obermedizinalansschnsses wird bemerkt, dass eine VerOffentlichnng 
nicht in allen Fällen angemessen erscheinen kann, nnd dass anf eine solche, 
soweit Bedenken nicht bestehen, wie bisher wird Bedacht genommen werden. 

13. Der Antrag der pfälzischen Aerztehammer, dass die Znlassnng zur 
Prüfung für den ärztlichen Staatsdienst in Znknnft schon nnmittelbar nach 
dem praktischen Jahre gewährt werden mOge, kann als sachfOrderlich nicht 
erachtet werden. 

14. In Bezug auf den Antrag der pGUziseben Aerztehammer, die Ans- 
schreibung nnd Besetzung ärztlicher Stellen an Staatsanstalten betreffend, wnrde 
mit dem E. Staatsministeriam der Justiz in’s Benehmen getreten. 


O* Grosslieirzosrtlaam HestBen. 

WohnungsfBrzorge fttr Minderbemittelte. Gesetz vom 7. August 
1902. 

Artikel 1. Als zu Wohnungen für Minderbemittelte be¬ 
stimmt gelten im Sinne des gegenwärtigen Gesetzes solche Hänser, bei welchen 
nach ihrer Banmeintbeilnng die Abgabe von Wohnungen mit nicht mehr wie 
drei Zimmern nebst Eüche nnd ZubehOr als Regel vorgesehen ist. 

Artikel 2. Ein Darlehen, welches von einer Gemeinde bei der Landes¬ 
kreditkasse znr Forderung des Ranes von Wohnungen der in Artikel 1 bezeich- 
neten Art auf Gmnd des Artikels 1, Absatz 2. Ziffer 3 des Gesetzes, die 
Landeskreditkasse betreffend, vom 6. Angast 1902 (Reg.-Bl. S. 351) anfgenommen 
werden soll, kann vorbehaltlich der Vorschrift in Artikel 6, Absatz 1 des gegen¬ 
wärtigen Gesetzes bis znm vollen Betrag der Eosten für den Erwerb des Bau¬ 
geländes, sowie für die Bauausfühmng gewährt werden. 

Solche Darlehen bedürfen in der Regel keiner dinglichen Sicherung. 
Wird sie verlangt, so kann sie auch durch Einräumung eines Pfandrechts an 
einer anf die Baugmndstflcke eingetragenen Hypothek bestellt werden. 
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Artikel 8. Unser Hinisteriom des Innern ist ermKohtigt, im B^ver* 
st&ndniss mit Unserem Ministerium der Finanzen, die Tilgung der nach Artikel 2 
zu gewährenden Darlehen in jedem fttnften Jahre auf ein Jahr gegen die Ver¬ 
pflichtung der Darlehensnehmerin auszusetzen, den dadurch erspart werdenden 
Betrag zur Vornahme grosserer Reparaturen zu verwenden oder Iflr solche, 
falls sie erst künftig erforderlich werden, anzusammeln. 

Unser Ministerium des Inuem ist feruer ermächtigt, im Einverständniss 
mit Unserem Ministerium der Finanzen, für bedürftige Gemeinden ausnahms¬ 
weise den Zinsfuss der nach Artikel 2 zu gewährenden Darlehen, welche 
innerhalb der ersten zehn Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf- 
genommen werden, für die Dauer eines gleichen Zeitraumes von der Aufnahme 
des einzelnen Darlehens ab bis auf ein Halb vom Hundert unter den sich nach 
Vorschrift des Artikels 5, Absatz 2 des Gesetzes über die Landeskreditkasse 
berechnenden Zinssatz zu ermässigen. 

Der hiernach sich ergebende Fehlbetrag an Zinsen ist als staatlicher 
Zuschuss zur Förderung des Wohnungswesens alljährlich im Hanptvoranschlag 
der Staatseinnahmen und -Ausgaben besonders vorznsehen. 

Artikel 4. Das Darlebnsgesuch ist unter Vermittelung des Ereisamts 
und mit dessen gutachtlicher Aenssernng beim Ministerium des Innern einzn- 
reichen. Das Gesuch muss über die beabsichtigte Art der Verwendung des 
Darlehens Auskunft geben und auf Verlangen des Ministeriums des Innern 
durch die für erforderlich erachteten näheren Nachweisnngen ergänzt werden. 

Mit der Benachrichtigung der Gemeinde von der Bewilligung eines Dar¬ 
lehens ist seitens des Ereisamts die Genehmigung der Darlehnsanfoahme 
(Städteordnung Artikel 48, Ziffer 3, Landgemeindeordnung Artikel 47, Ziffer 8) 
SU verbinden. 

Im Uebrigen bemisst sieh das Verfahren nach den Vorschriften der 
Artikel 7 1L des Gesetzes über die Landeskreditkasse. 

Artikel 5. Einer Gemeinde kann ein Darlehen auch zu dem Zwecke 
gewährt werden, einer gemeinnützigen rechtsfähigen Vereinigung des öffent¬ 
lichen oder privaten Rechts, welche die Erbauung von Wohnungen für Minder¬ 
bemittelte zur Aufgabe hat, die erforderlichen Mittel ebenfalls darlehensweise 
zu verschaffen. 

Im Falle eines in anderer Weise nicht zu beseitigenden Mangels an 
solchen Wohnungen kann die Gemeinde zu dieser Darlehensaufnahme auf An¬ 
trag einer Vereinigung der bezeichneten Art durch Erkenntniss des Ereisaus- 
Schusses für verpflichtet erklärt werden. 

In diesem Erkenntniss sind zugleich die Bedingungen der Darlehenshin¬ 
gabe an die bezüglichen Vereinigungen, welche eine zweckentsprechende Be¬ 
nutzung der herznstellenden Wohnungen und deren angemessene bauliche 
Unterhaltung gewährleisten, festzusetzen. 

Auf das Verfahren vor dem Ereisansschnsse und die Anfechtung seines 
Erkenntnisses finden die Artikel 48, U, 2 und 67 der Ereis- und Provinzial- 
ordnnng entsprechende Anwendung. 

Artikel 6. In den Fällen des Artikels 5 darf das von der Gemeinde 
zu gewährende Darlehen nenn Zehntel des in Artikel 2 erwähnten Betrages 
nicht überschreiten. 

Für die Vereinbarungen, welche die Gemeinde mit der EmpBlngerin des 
Darlehens über dessen Sicherstellung, Verzinsung und Tilgung trifft, sind die 
der Gemeinde gegenüber der Landeskreditkasse obliegenden Leistungen bertg- 
lieh der Verzinsung und Tilgung insofern massgebend, als sich die Gemeinde 
höhere Zinsen oder eine raschere Tilgung nicht ansbedingen darf. 

Artikel 7. In den Fällen des Artikels 5 darf der Gemeinde ein Ban- 
darlehen nur gewährt werden, wenn zwischen ihr und der Empfängerin die 
erforderlichen Vereinbarungen zu Stande gekommen sind, welche eine zweck¬ 
entsprechende Benutzung der herznstellenden Wohnungen und deren angemessene 
bauliche Unterhaltung gewährleisten. 

Die Gemeinde kann dM Darlehen ohne Einhaltung einer Eündignngsfrist 
kündigen, wenn die Empfängerin die getroffenen Vereinbarungen nicht einhält 
oder wenn einer der in Artikel 12 des Gesetzes über die Landeskreditkasse 
genannten Gründe vorliegt. 
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Erscheint die Zweckbestimmung des mit dem Darlehen hergestellten 
Gebäudes nebst angehörigem Gelände gefährdet, so ist die Gemeinde angleich 
berechtigt, dasselbe an dem durch diesen Zweck bestimmten Werthe nach 
Kassgabe des Gesetzes, betreffend die Enteignung von Grnndeigenthnm, vom 
26. Juli 1884, in der Fassung der Bekanntmachung vom 80. September 1899 
(Beg.-Bl. 8. 785) in Eigenthnm an erwerben. 

Artikel 8. Die Auszahlung des bewilligten Darlehens kann in ange¬ 
messenen Theilbeträgen erfolgen, deren Auszahlung von dem Nachweis ab¬ 
hängig gemacht werden kann, dass die bisher gezahlten Beträge in ange¬ 
messenem Umfange zur Befriedigung der Forderungen der Banhandwerker 
verwendet worden sind. 

Artikel 9. Ist auf Grund der Artikel 7 und 15 des Gesetzes, betr. 
die polizeiliche Beaufsichtigung von Miethwohnnngen und Schlafstellen, vom 
1. Juli 1898 (Reg.-Bl. S. 101) die miethweise Benutzung der Hehrzahl von ge¬ 
sundheitsschädlichen Wohnränmen in einem Hanse untersagt nnd die Ausweisung 
der in dieselben aufgenommenen Personen bewirkt worden, so ist die Gemeinde, 
falls der Eigenthttmer des Hauses einer weiteren Auflage des Umbaues oder 
der Niederlegnng innerhalb bestimmter Frist nicht entspricht, zur Enteignung 
des Hauses nebst zugehörigem Gelände zwecks Herstellung von Wohnungen 
fttr Minderbemittelte befugt. 

Artikel 10. Artikel 10 des im Eingang des vorigen Artikels ge¬ 
nannten Gesetzes ist aufgehoben. 

Artikel 11. Die auf Gemeinden bezflglichen Vorschriften des gegen¬ 
wärtigen Gesetzes finden auf weitere Kommunalverbände entsprechende An¬ 
wendung. 

Artikel 12. Unser Ministerium des Innern ist ermächtigt, fttr das 
Gebiet des Grossherzogthums eine dem genannten Ministerium unterstehende 
Landeswohnungsinspektion zu bilden, welche die Aufgabe hat, im Zu¬ 
sammenwirken mit den staatlichen nnd kommunalen Behörden die Wohnungs- 
verhältnisse der minderbemittelten Volksklassen in gesundheitlicher nnd sitt¬ 
licher Hinsicht festznstellen und in Gemeinschaft mit dem hessischen Zentral¬ 
verein fttr Errichtung billiger Wohnungen, sowie mit den gemeinnützigen Ban¬ 
vereinen des Landes anf Beseitigung der sich ergebenden Missstände hinzn- 
vrirken. 

Die Organisation nnd der Geschäftskreis der Inspektion im Einzelnen 
bleibt der Regelung durch Uns im Wege der Verordnung Vorbehalten. 

Artikel 18. Alle Verhandlungen, welche die Erbauung von Wohnungen 
fttr Minderbemittelte nach Massgabe dieses Gesetzes zum Gegenstand haben, 
insbesondere die Aufnahme und Sicherstellung von Darlehen, sowie der Erwerb 
von Gelände, sind von Stempel- nnd Gerichtsgebtthren befreit. Der Artikel 2 
des Gesetzes, betreffend die Befreiung gemeinnütziger, anf die Errichtung von 
Wohnungen fttr Unbemittelte gerichteter Unternehmungen von Gerichtsgebtthren 
und Stempel, vom 9. Juni 1891 (Reg.-Blatt Seite 215) findet entsprechende 
Anwendung. 

Artikel 11. Allen Behörden wird zur Pfiieht gemacht, die Erledigung 
von Angelegenheiten der durch dieses Gesetz berührten Art möglichst zu be¬ 
schleunigen. 

Artikel 15. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens gegenwärtigen Gesetzes 
wird durch Verordnung bestimmt. 

Unser Ministerium des Innern wird mit der Ausführung desselben be¬ 
auftragt. 


I>. Füirstentliiim Ijippe. 

Verfahren beim Vorkommen von Schälblasen der Neugeborenen. 
Verordnung der Fttrstl. Regierung vom 28. April 190^ 

Da durch vielfache Erfahrungen erwiesen ist, dass die Schälblasen der 
Neugeborenen ansteckend sind nnd lebensgeRlhrlich werden können, so vrird 
mit Höchster Genehmigung verordnet: 

Die Aerzte nnd Hebammen sind verpflichtet, jeden zu ihrer Kenntniss 
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kommenden Fall von genannter Krankheit dem betreffenden Kreiaphysikns so¬ 
fort anzazeigen. 

Der Pliysikas ist verpflichtet, anf die erhaltene Anzeige sofort die ihm 
nOthig scheinenden Anordnungen za treffen, namentlich za bestimmen, ob und 
auf wie lange die betreffende Hebamme ihre Praxis za unterbrechen and wann 
sie dieselbe wieder anfnehmen darf. Von dem Angeordneten hat er der be¬ 
treffenden Polizeibehörde Nachricht za geben. 


X^lisa.ss-lLiotluriEig’eii. 

Aanfährung der Impfangen. Verfttgung des Bezirksprftsi- 
denten fttr Untereisass vom 19. April 1902 an die Herren Impfärzte 
(Kantonal- und Gemeindeärzte des Bezirks). 

Nach §. 13 der Anlage 4 der Impfordnung vom 18. Jannar 1900 ist die 
Impfung als eine chirurgische Operation anznsehen and mit voller Anwendang 
aller Vorsichtsmassregeln auszuführen, welche geeignet sind Wandinfektions¬ 
krankheiten fern zu halten; insbesondere hat der Impfarzt sorgfältig auf die 
Eeinheit seiner Hände, der Impfinstrnmente and der ImpMelle Bedacht zn 
nehmen; anoh ist der Lymphvorrath während der Impfung durch Bedecken vor 
Verunreinigung zu schützen. 

Und §. 15 schreibt vor, dass zar Impfung eines jeden Impflings nur In¬ 
strumente zu benutzen sind, welche durch trockene oder feuchte Hitze (Aas¬ 
glühen, Aaskochen) oder durch Alkoholbehandlung keimfrei gemacht sind. Nach 
vorstehender Fassung ist die Wahl der Vorsichtsmassregeln, welche geeignet 
sind, Wandinfektionskrankheiten fern zu halten, speziell die Behandlung 
der Impfstelle dem Impfarzte freigestellt. Nun ist es aber, namentlich 
nach einem Berichte des Vorstehers des Implinstituts der prenssischen Provinz 
Sachsen, Geheimrath Bi sei za Halle an der Saale, wiederholt schon vorge¬ 
kommen, dass bei Waschung des Operationsfeldes mit Sublimat-Karbolsäure-, 
Lysol-Lösungen and dergleichen die Wirksamkeit der Lymphe nnd damit auch 
der Erfolg der Impfung aufgehoben wurde, sowie dass die zarte kindliche 
Haat nnnützer und schädlicher Weise vor der Impfung gereizt wird n. s. w. 

In verdienstvoller Weise hat sich daher die Aerztekammer mit diesen 
Fragen beschäftigt and den Antrag Biedert angenommen, nach welchem 

a) bei der Vorbereitung der Haut der Impflinge eine Beschränkung anf 
Alkohol als Desinfiziens stattfinden kann nnd 

b) dass jedes Kind mit einer eigenen Impffeder oder mit einem jedes Mal 
besonders sterilisirten Messer za impfen ist. Die Soennecken’sehen Impf¬ 
federn wurden dabei vorgezeigt 

Auf dieses Gutachten der Aerztekammer hat das Ministerinm angeordnet, 
dass durch eine Spezialkommission diese wichtigen Fragen noch ein Mal ein¬ 
gehend geprüft werden sollen. Diese Kommission hat Folgendes beschlossen: 

1. Zar Reinigung und Desinfektion des Impffeldes empfiehlt sich Be- 
sprengung desselben vermittelst einem Spritzfläschchen entweder mit 

a) Spiritus dilutus (nach dem deutschen Arzneibache von 60%) oder 

b) noch zweckmässiger mit dem vom Prof. Mikulicz in Breslau in die 
chirurgische Praxis eingeftthrten ebenfalls offizinellen Spiritus saponatus. Ob non 
Spiritus dilutus oder saponatus genommen wird, das Impffeld wird sodann mit 
einem Bänschchen trockener reiner Verbandwatte abgewischt nnd dann geimpft. 

Dieses Verfahren habe sich gut bewährt und beeinträchtige insbesondere 
den Erfolg der Impfung nicht. 

2. Als Impfinstrumente, welche den Anforderungen des §. 15 entsprechen, 
empfehlen sich entweder 

a) die Impffedern von Dr. Wiedemann der Firma Soennecken 
(100 Stück za 4 Mark), fttr jedes Kind eine Feder. Sie sind vor dem Impf¬ 
termin in etwa 1 proz. Sodalösnng (mit Natron carbon. purum der Pharmakopoe 
zabereitet) auszukochen (zu sterilisiren) und in einem Blechgefäss zwischen 
Lagen reiner Verbandwatte bis zum Gebrauche anfzubewahren, oder 

b) Lanzetten mit Platiniridium - Spitze, welche jedoch im Impftermin 
selbst nach jeder Einzelimpfung abgewisebt und in der Spiritnsflamme ansge- 
glttht werden mttssen. Es genügen zwei solcher Lanzetten, die in jeder Hand¬ 
lang chirurgischer Instrumente fttr 3 bis 4 Mark erhältlich sind und anf Jahre 
hinaus verwendbar sind. Ebendaselbst giebt es auch Impfbestecke, welche so¬ 
wohl die Impflanzetten, als die erforderlichen Spirituslampen enthalten. 
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3. Mit Blicksicht daiaof, dass die Aerztekammer empfohlen hat, die 
Kompetenzen der Impfärzte gegenüber den Schnlbehörden zu regeln, be¬ 
merke ich: 

a) Im Impfgesetz (Jahrbach der Medizinalverwaltnng XIII. Bd. S. 139/140) 
sind die Verpflichtongen der Scholvorsteher in dem §. 8 Abs. 2, §. 7 and §. 13 
angegeben. 

b) Nach der Impfordnang (Jahrbach Xm, S. 141 a. ff.) ist diese Bege- 
long in §. 4 (S. 141), sowie in §. 4, S. 144 weiter angeführt. Es heisst da: 

§. 4 Abs. 1. Ein Beanftragter der Ortspolizeibehbrde sei im Impftermin 
zor Steile a. s. w. 

Entsprechende Schreibhfllfe ist (von der OrtspolizeibehOrde) bereitza- 
steUen. Bei der Wiederimpfang and der daraof folgenden Nachschaa sei ein 
Lehrer anwesend n. s. w. 

4. Bezüglich der Ansetzang von Impfterminen ist eine Entscheidnng des 
Kreis-Direktors in Hagenaa zatreffend and massgebend (Jahrbach der Medi- 
zinalverwaltang XII. Bd., S. 158). Es heisst da aaszagsweise: 

„Ein Kantonalarzt ist plötzlich anf eine nnerwartete Schwierigkeit ge- 
stossen, indem der Lehrer and Gemeindeschreiber bei dem Ansetzen des Impf¬ 
termins vor Schalschiass den Einwand erhob, er könne ohne Ermächtigang seiner 
Vorgesetzten Behörde nicht die Kinder früher entlassen oder selbst dabei mit- 
wirken. Dieser Einwand ist nicht stichhaltig, da es sich bei dieser Impfang 
am die Aosführang eines Beichsgesetzes handelt, dem anch die Schale folgen 
moss and das der Impfarzt nach dem Impfgesetz and der Impfordnang zar 
Ansfflhrang za bringen hat. Nach der Impfordnang hat der Lehrer als Ge¬ 
meindeschreiber and als Lehrer mitznwirken; dem Impfarzt kann aber nicht 
zagemathet werden, dass er nnr aasserhalb der Schalzeit impfen soll. Der 
Kreisdirektor als Scholaofsichtsbehörde hat dieser Sachlage entsprechend 
entschieden, dass der Impfarzt öffentliche Impfnngen ohne vorherige Genehmi- 
gong der Schalbehörden anch zar Schalzeit vorzanehmen berechtigt sei. 

Diese Verfügang entspricht anch der jetzigen, allerorts üblichen Praxis, 
überall and immer die Impfungen in die Schulzeiten, ohne je anf Anstand za 
stossen, za verlegen. Es ist auch gar nicht anders möglich, da der Impfarzt 
die Tagesstunden hinter einander für sein Impfgöschäft, die Mittagsstunde znm 
Essen and die Abendstunden für die nöthigste Thätigkeit seiner Praxis and für 
seine Erholung braucht." 

6. Ferner mache ich auf folgende Verordnung aufmerksam (Jahrbuch XU, 

S. 138. Es heisst da: 

„Es ist vorgekommen, dass Kantonalärzte öffentliche Impfungen, sowie 
die Nachschaa an Sonntagen abgehalten haben, wodorch die Angehörigen and 
Impflinge abgehaiten worden sind, dem Gottesdienste beizuwohnen. Termine 
zu öffentlichen Impfungen bezw. zar Nachschaa dürfen nicht auf einen Sonntag 
oder Feiertag, anch nicht auf einen kirchlichen Feiertag gelegt werden, die 
öffentlichen Impfärzte (Kantonal- and Gemeindeärzte) dürfen diese Impfungen, 
selbst wenn Eltern and Wiederimpflinge einverstanden sind, nicht an einem 
solchen Tage abhalten. Ueber Privatimpfangen können diesbezügliche Vor¬ 
schriften nicht erlassen werden. Schatz-Impfangen bei drohender Pockengefahr 
sind ohne Bückficht aaf Sonn- and Feiertage vorzanehmen." 


F. Kaiserreieli. Oesteri’eioli. 

Grundsätze für Verhütung and Bekämpfung des Wechselflebers. 
Erlass des k. k. Ministeriums des Innern vom 31. Jali 1902, Z. 
31233, an alle politischen Landesbehörden. 

1. Die Krankheit wird dem Menschen darch besondere Arten von Stech¬ 
mücken, die sich vorher an Malariakranken angesteckt haben, eingeimpft. 

2. Es ist ein Irrthnm za glauben, dass die Krankheit durch Aos- 
dünstangen des Erdbodens, namentlich in sampfigen Landstrichen erzengt wird. 

3. Wer sich gegen Stechmücken gut schützt, ist auch sicher vor der 
Krankheit. 

4. Die Gefahr, von Malariamücken gestochen za werden, ist am grössten 
in der Zeit zwischen Sonnenuntergang and Sonnenaufgang, weil die Mücken 
am liebsten des Abends, während der Nacht and in den frühen Morgenstunden 
nmherschwärmen und den Menschen sowohl im Freien, als in geschlossenen 
Bäumen bedrohen. 
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5. W&hrend der Tsgesstnnden halten sieh die Malariamftcken ohne viel 
umheranfliegen, an Bäomen nnd Stränchern, im Grase und in anderen Vei- 
steoken, besonders zahlreich' in der N&he still liegender, auch ganz kleiner 
Wasseransammlungen, aal deren Oberfläche sie die Eier legen, auf. Auch in 
Häusern und in deren Nebengebäuden aller Art yerstecken sie sich bei Tage 
und suchen ruhige dunkle Stellen auf, um möglichst unentdeckt nnd ungestört 
zu bleiben. 

6. ln Wohnungen schützt man sich gegen Mückenstiche am besten da> 
durch, dass den Mücken das Eindringen in das Haus durok Drahtnetze verwehrt 
wird. Wo solche Schatznetze nicht angebracht sind, oder aus was immer für 
Ursachen einzelne Mücken trotzdem eindringen konnten, muss man diesen bei 
Tag möglichst nachstellen und sie tödten; vor Sonnenuntergang soll man über¬ 
dies die Mücken aus den Wohnräumen yerscheuchen oder sie betäuben, um 
während der Nacht vor ihnen Buhe zu haben. 

7. Verscheucht werden die Mücken durch starke Zugluft, sicherer jedoch 
in der Weise, dass man den Wohnraom bei halbgeöffneten henstern mit ange- 
zündetem dalmatinischen Insektenpulver gut durchräuchert; alle dem Bauche 
ausgesetzten Mücken fliegen dann den Fenstern zu und entweichen oder können 
dort leicht erreicht und getödtet werden. An den Fenstern angebrachte Schatz¬ 
rahmen dürfen niemals, auch nicht bei der Zimmerräncherung von der Stelle 
gerückt oder auch nur zeitweilig entfernt werden, weil der Bauch durch die 
Netzmaschen ohnehin gut durchzieht und flüchtende Mücken auf der Netzfläche 
leicht zu entdecken und zu vernichten sind. 

8. Betäubt werden die Mücken für mehrere Standen durch ausgiebige 
Bäucherungen mit dalmatinischem Insektenpulver bei geschlossenen Fenstern 
und Tnüren. 

9. Für den Aufenthalt im Freien während der gefährlichen Schwärm- 
stunden der Malariamücken zwischen Sonnenuntergang und -Aufgang schützt 
man sich an Malariaplätzen vor Mückenstichen und damit gegen die Krankheit 
durch mückensichere Kopfmasken und Aermelhandschnhe, um die Mücken von 
den entblödsten Körpertheilen abzuhalten. 

10. In Malariagegenden vermeide man es bei Tag und Nacht, im Freien 
unter Bäumen und Sträuchem, im Grase und besonders in der Nähe still 
liegender Gewässer auszuruhen oder gar zu schlafen, weil man von den blut¬ 
dürstigen Malariamücken bald entdeckt und gestochen wird. 

11. Ein ziemlich hohes Mass von Schatz gegen die Erkrankung kann 
auch durch Chinin erlangt werden, wenn dieses von Gesunden nach ärztliehem 
Rathe angewendet wird. 

12. Malariakrank ist nicht nur derjenige, welcher an deutlichen und sich 
wiederholenden FieberanBUlen leidet. Viele Menschen, die am Fieber gelitten 
haben, behalten durch lange Zeit die Krankheitskeime in ihrem Blute nnd 
können nach oft langen Pausen ohne neue Ansteckung wieder vom Fieber be¬ 
fallen werden. 

13. Der sachkundige Arzt kann aus der Untersuchung eines winzig kleinmi 
Bluttröpfchen erkennen, ob Jemand malariakrank ist oder nicht. 

14. Wer die Krankheitskeime in sich trägt, kann für seine Mitmenschen 
nnd besonders für seine Hausgenossen gefährlich werden, weil Malariamücken 
sich an ihm anstecken können und die Krankheit wieder durch den Stich auf 
andere Menschen übertragen. 

15. Der Malariakranke muss also nicht nur in seinem eigenen persön¬ 
lichen Interesse trachten, die Krankheit los zu werden, sondern auch deshalb 
weil andere Menschen durch ihn gefährdet sind, so lange er nicht gründlich 
geheilt ist. 

16. Die gründliche Heilung tritt nicht ein, wenn der Kranke nach eigenem 
Gutdünken Chinin oder andere Mittel anwendet. Die Behandlung der Mtdaria- 
krankheit ist mit der Beseitigung der Fieberanfälle nicht beendigt und muss 
Viel länger fortgesetzt werden, um wirksam zu sein. Jede Behandlung ohne 
ärztlichen Bath ist anverlässlich und kann das oft eintretende Malariasiechthum 
nicht verhüten. Chinin unrichtig angewendet, bleibt gewöhnlich nutzlos und 
kann selbst ernsten Schaden anrichten. 

yerantwortl. Bedakteur: Dr. Bapmund, Beg.- u. Gteh. Med.-Bath in Minden i. W. 

J, 0, 0. Bmiif, H. 8. u, F. 8ch.-L. Hof-BnchdraokerM, MlBden, 
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Rechtsprechung. 

Untersagniiii' der Anpreisnng yon Antineon und Kalogin. Eine 
Gegnndheitggefährdnng liegt gehen in der Hindernng, ärztliche Hilfe 
rechtzeitig in Angprnch zu nehmen. Urtheil des KönigL Wttrttemb. 
Yerwaltangsgerichtshofes vom 16. April 1902. 

Die Bechtsbeschwerde gegen die letztgenannte Verliignng ist als statt¬ 
haft za erachten, denn im Gesetze sind dem polizeilichen Ermessen Unsichtlich 
des Verbietens der öffentlichen Ankündigung der fraglichen Mittel bestimmte 
Grenzen gezogen, nnd der Beschwerdeführer behauptet, dass die beanstandete 
Verfügung diese Grenzen nicht einhalte und daher gesetzlich nicht be¬ 
gründet sei. 

. . . Doch kann aus sachlichen Gründen der Bechtsbeschwerde eine Folge 
nicht gegeben werden. Es unterliegt keinem Zweifel, dass die beiden dem 
Verbot der öffentlichen Ankündigung unterstellten Mittel zwar keine Geheim¬ 
mittel im Sinne des Gesetzes, aber solche Stoffe oder Zubereitungen darstellen, 
welche zur Verhütung oder Heilung yon Menschenkrankheiten zu dienen be¬ 
stimmt sind. Auch gegen die formelle Ordnungsmässigkeit der das Verbot 
aassprechenden Verfügung des Ministeriums des Dmern besteht kein Bedenken. 

Streit besteht lediglich darüber, ob das Verbot nach Lage der Ver¬ 
hältnisse sich darstellt als eine „zum Schutze gegen GesundheitsgeBUirdung 
oder schwindelhafte Ausbeutung des Publikums“ erlassene Verfügung. Der 
Beschwerdeführer behauptet, die Mittel seien nicht schädlich, sondern seü 
nützlich, auch liegt eine schwindelhafte Art der Anpreisung nicht vor; es 
fehlen daher die gesetzlichen Voraussetzungen für das Verbot der öffentUwen 
Ankündigung, eventuell könnte nur eine bestimmte Art der öffentlichen An¬ 
kündigung verboten werden. 

Der Verwaltungsgerichtshof ist jedoch in üebereinstimmung mit dem Medi¬ 
zinalkollegium*) und dem Ministerium des Innern der Ansicht, dass der Be¬ 
schwerdeführer mit dem allein noch in Betracht kommenden Mittel j,Antineon‘‘ 

*) Das Königliche MedizinalkoUegium hat sich in zwei gutachtlichen 
Berichten vom 1. Juni und 12. Juli 1901 folgendermassen ausgesprochen: Dem 
L.’sehen Mitteln sei eine gewisse Wirksamkeit, insbesondere wegen ihres Ge¬ 
haltes an Bad. Sarsaparilla nicht völlig abzusprechen, sie haben aber nicht 
diejenige Wirksamkeit, welche ihnen L. in seinen Ankündigungen nnd Prospekten 
beilege; die Art der Ankündigung nnd des Vertriebes der L.’schen Mittel sei 
jedenfalls eine schwindelhafte, auf Ausbeutung des Publikums berechnete. Die 
unterschiedslose Anpreisung dieser Mittel je für eine grössere Gruppe von 
Krankheiten bezw. Krankheitssymptomen schliesse insofern auch die Gefahr von 
Gesundheitsschädigungen in sich, als innerhalb derselben ganz verschiedenartige 
Krankheitsprozesse verkommen, die ganz verschiedenartige Hilfeleistung, oft 
auch rasches chirurgisches Ein^eifen erforderlich machen, deren Verzögerung 
durch die Anwendung unpassender Mittel zu den schwersten Folgen führen 
könne; die Gefährlichkeit der Anpreisung des Antineon als angeblich prophy¬ 
laktischen Mittels sei bei der absoluten Wirkungslosigkeit in dieser Bichtnng 
nicht zu unterschätzen. Das Kalosin enthalte zwar Pflanzenbestandtheile, 
welchen gewisse heilende Wirkungen znkommen nnd die deshalb auch, wenn 
gleich selten, von Aerzten angewendet werden, von einer schnellen und sicheren 
Wirkung dieses Mittels könne aber keine Bede sein, bei gewissen Formen der 
NierenentzHudung sei selbst Schädlichkeit möglich; der an die Apotheker ver¬ 
sandte Prospekt enthalte daher eine schwindelhafte Ankündigung. 
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OB auf eine schwindelhafte Anshentnng des Pnbliknms abgesehen hatte nnd 
daher das Hinisterinm nach dem Art. 28 a zu der angefochtenen Verfflgnng 
berechtigt war. Das ganze planmässige Vorgehen des Beschwerdeftthrers, wie 
er ohne jede feichwisBenschaftliche Vorbildung in St. ein chemisches Laboratorium 
gründet, bei verschiedenen Ansstellnngen rasch hintereinander verschiedene 
Auszeichnungen sich erwirkt, durch Anfnahme derselben in seine gedruckten, 
zur Anpreisung des Mittels bestimmten Prospekte sich mit dem Schein der 
Wissenschaftlichkeit nnd erprobter Geschäftserfahrung nmgiebt, wie er ferner 
fortgesetzt das Mittel dnrch Gutachten nnd sonstige Zeugnisse weit über 
seinen wirklichen Werth hinaus für die anf den verschiedensten Erkranknngra 
beruhenden Leiden anpreist, wie er in der Answahl der Gutachten so wenig 
vorsichtig ist, dass er sich auch anf die unter diesen Namen nicht ezistirende 
Persönlichkeit des Dr. Le. in H. nnd anf den mehrfach vorbestraften Arzt A. 
in B. bernft, liefert den ansreichenden Beweis dafür, dass er sich nicht im 
Vertrauen anf seine Kenntnisse, anf seine Erfahrungen, anf den Heilwerth 
seiner Produkte an das Pnbliknm wendet, sondern vielmehr ohne Bücksicht 
anf diese Momente anf die Unwissenheit nnd Leichtgläubigkeit eines grossen 
Theils des Publikums im Bereiche der Heilkunde speknlirt nnd sich so einer 
schwindelhaften Ansbentnng des Publikums schuldig macht. Der Verwaltnngs- 
gerichtshof anerkennt auch als berechtigt die vom MedizinalkoUeginm aus¬ 
gesprochene Befürchtung, dass die unterschiedslose Anpreisung von IHtteln für 
mehrere Gruppen von Leiden, welche die verschiedenartigsten Krankheits¬ 
prozesse enthalten kOnnen, in einzelnen Fällen, namentlich bei der Nothwendig- 
keit chirurgischen Eingreifens zum Nachtheil der Leidenden die rechtzeitige 
Inanspruchnahme ärztlicher Hülfe gefährden kann; demgemäss war das Mini¬ 
sterium auch ermächtigt, die öffentliche Ankündigung zum Schutze gegen 
Gesnndheitsgefährdnng zu verbieten ... 

Für die seitherige Art der öffentlichen Ankündigung des Mittels ist audi 
der von L. verfassten Prospekte von Belang, denn nach seinem Anmrkenntniss 
in der Eingabe an die Königl. Stadtdirektion St. vom 14. Juni 1901 bat er 
sich auch mit dem Prospektversand an das Pnbliknm gewendet nnd vom Stadt¬ 
polizeiamt ist festgestellt, dass die Prospekte als Beilagen zu Tagesblättem 
verbreitet worden sind; die Behauptung des Beschwerdeführers aber, das Mi¬ 
nisterium sei bei einem Missbrauch der öffentlichen Ankündigung nur zu einem 
Verbot der als unzulässig erachteten Form der öffentlichen Ankündigung über¬ 
haupt befugt, beruht auf einer irrthümlichen Auslegung des Gesetzes; aus dem 
Wortlaut des Gesetzes sowohl, als namentlich ans seiner Entstehungsgeschichte 
ergiebt sich mit Bestimmtheit, dass unter den vom Ministerium des Innern 
über die öffentliche Ankündigung erlassenen Vorschriften auch solche zu ver¬ 
stehen sind, welche die öffentliche Ankündigung ansschliessen. 

Auch die Annahme des Beschwerdeführers, dass die Ermächtigung des 
Art. 28 a des Polizeistrafgesetzes unter allen Umständen ein objektiv gesund¬ 
heitsschädliches Mittel voranssetze, ist nicht zutreffend; eine schwindelhafte 
Ansbentnng des Publikums kann auch mit einem Mittel getrieben w'erden, dak 
nach seiner Zusammensetzung für die Gesundheit indifferent oder selbst förder¬ 
lich ist, und wenn im vorliegenden Falle der Beschwerdeführer das an shdi 
nicht gesundheitsschädliche Mittel über seinen wirklichen Werth hinaus für Fäll^ 
in denen es nicht wirken konnte, empfohlen hat, so lässt sich mit dem Kö^g- 
lichen MedizinalkoUeginm die Befürchtung nicht von der Hand weisen, dass hl 
einzelnen FäUen der Gebrauch des grundlos empfohlenen Mittels zur Nichtan¬ 
wendung der richtigen HeUmethode nnd so zu einer Schädigung der GeSimd- 
heit führt. 

SchUesslich behauptet der Beschwerdeführer mit besonderem Nachdruck, 
dass der Gebrauch des Mittels in vielen FäUen von guten Wirkungen beglefteft 
sei, und bernft sich zum Nachweise dafür auf das Zengniss zahlreicher Arzte 
und Patienten, welche das Mittel theUs bei anderen, theils an sieh selbst ain- 
gewendet nnd seine Heilkraft erprobt haben, sowie anf das Gutachten eines 
Sachverständigen. Dieser Beweisantritt erscheint jedoch nicht erheblich; denn 
wenn auch die Behauptungen des Beschwerdeführes bestätigt würden, so wIM 
damit die demselben mit der Art seiner Anpreisung zu Last faUende sehwinddl- 
hafte Ausbeutung des Pnbliknms und dfie mit diesSr Aiq^eiaUDg unter tJth- 
ständen verbundene GesundheitSgefährdtuig nicht beiBeitigt. Bei flcr Wlrdi||t(ng 
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des diesbesttglioheii Vorbringens des Beschwerdefübrers darf aaoh nicht über¬ 
sehen werden, dass die angefoohtene Verfügung nur die öffentliche Ankündigung 
des Mittels, nicht aber seinen Vertrieb nnd seine Empfehlnng auf sonstigem 
Wege verbietet. 

Nach diesen Ansfühmngen waren die gesetslichen Voraussetzungen zu 
einem Einschreiten des Ministeriums gegenüber dem von dem Besehwerdeflthrer 
hergestellten nnd angepriesenen Mittel gegeben, nnd hat das Ministerium mit 
dem gSnzliohen Verbot der öffentlichen ^kündignng dieses Mittels die ihm 
yom Gesetz eingerftnmte Befngniss nicht überschritten . . . 


Wein ist für Kranke nnd in Form von ärztlicher Verschreibung 
zwar keine Arznei, aber im Sinne des Krankenversichemngsgesetzes 
ein Heilmittel. Aufwendungen dafür sind also von den Kranken¬ 
kassen zu erstatten. Entscheidung des Bayerischen Verwal- 
tungsgeriohtshofes vom 28. Apri 1902. 


Ankündigung von Wagner's Haematogenpastillen. Begriff Heil¬ 
mittel. ürtheil des Eammergeriohts (Strafsenats) vom 4. Sep¬ 
tember 1902. 

N. aus Osnabrück war in Strafe genommen worden, nachdem er 
Wagner’s Haematogenpastillen bei Appetitmangel zur Eräftiipng angepriesen 
hatte. Ein Sachverständiger begutachtete, es handle sich hier um ein Heil¬ 
mittel, weiches unter die Eaiserl. Verordnung vom 27. Januar 1890 falle und 
nur in Apotheken feilgehalten werden dürfe. Das Schöffengericht erkannte auf 
eine Geldstrafe und die Strafkammer verwarf die eingelegte Berufung des An¬ 
geklagten, da es sieh um ein Arzneimittel handle, dessen Verkauf beschränkt 
sei nnd nur in Apotheken erfolgen dürfe. Als Heilmittel seien auch solche Mittel 
anzusehen, die dazu dienen, nm einen anormalen Zustand zu beseitigen, ohne 
dass bereits eine Erankheit ansgebrochen sei; Appetitmangel sei aber ein 
anormaler Zustand, und wenn die Haematogenpastillen in dem Inserat allgemein 
zur Eräftigung empfohlen seien, so werde hierbei ein Schwächezustand. also 
ein anormaler Zustand vorausgesetzt. Gegen diese Entscheidung legte N. Be- 
Vision beim Eammergericht ein nnd behauptete, es handle sich hier nicht nm 
ein Heilmittel, sondern um ein Eräftignngsmittel. Der Oberstaatsanwalt bean¬ 
tragte Zurückweisung des Bechtsmittels, da die Vorentscheidung einen Beohts- 
irrtimm nicht erkennen lasse. Das Eammergericht wies auch die Bevision als 
unbegründet zurück nnd machte geltend, die Polizeiverordnnng vom 11. Mai 
1888 sei rechtsgültig nnd ohne ersichtlichen Bechtsirrthum angewandt worden. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

ik. I>eiztsoli.es Reloli. 

Znlsasnng nnfrankirter Postkarten, mittelst deren Fälle von an¬ 
steckenden Krankheiten zur Anzeige gebracht werden, unter der Be- 
zelchnnng „Portopflichtige Dienstsache**. Verfügung des Beichs- 
Postamts vom 11. August 1902. 

Nach dem Beichsgesetze, betreffend die Bekämpfüng gemeingeföbrlicher 
Krankheiten, vom 30. Juni 1900 ist jede Erkrankung nnd jeder Todesfall an 
Aussatz (Lepra), Cholera (asiatischer), Fleckfieber (Flecktyphus), Gelbfieber, 
Pest (orientalischer Benlenpest), Pocken (Blattern), 
sowie jeder Fall, welcher den Verdacht einer dieser Krankheiten erweckt, der 
zuständigen Polizeibehörde mündlich oder schriftlich anznzeigen. Zur Anzeige 
sind insbesondere verpfiichtet der zngezogene Arzt, der Haushaltnngsvorstand, 
der Krankenpfleger, der Leichenschauer (§. 2 a. a. 0.). Die Polizeibehörden 
haben diesen auf Verlangen Meldekarten für schriftliche Anzeigen unentgeltlich 
zu verabfolgen. Werden zu den Meldungen von den Anzeigepflichtigen nn- 
frankirte Postkarten benutzt, die im Voraus von der Polizeibehörde mit dem 
Abdruck ihres Dienstsiegels oder -Stempels nnd dem Vermerke „Portopflichtige 
Dienstsache** versehen sind, so ist das für unfrankirte Sendungen vorgeschriebene 
Znsohlagporto nicht zu erheben. 
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Diese Vergtlnstigang bezieht sich nur anf Anzeigen über die oben aaf- 
geftlbrten Krankheiten. _ 


S. Könlcpreloli Preuasen« 

Versammlangen der Kreis• Medininalbeamten. Banderlass des 
Ministers der a. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez.: Stadt) 
vom 10. Jali 1902 — M. Nr. 2033 I — an sämmtliche Herren Begierangs- 
prttsidenten. 

Aas den Berichten über die in Qemftssheit des Erlasses vom 4. Jnli 1901 

— H. 2442 — abgehaltenen Versammlangen der Kreis-Medizinalbeamten habe 
ich mit Qenng^aoDg ersehen, dass alle Betheiligten den G-egenstSnden der 
Berathang ein lebhaftes Interesse entgegengebracht haben and dass der gegen¬ 
seitige mündliche Anstansch der Ansichten über Fragen der neueren medizinal- 
ond ssmitätspolizeilichen Oesetzgebnng das Verständniss für dieselben sowohl 
bei den Kreisärzten, wie bei den an dem Gesandheitswesen betheiiigten, in der 
Versammlong anwesenden sonstigen Beamten wesentlich gefördert hat. 

Da der Erfolg der Medizinalbeamten-Konferenzen den gehegten Er¬ 
wartungen voll entsprochen hat, will ich im Einyerständniss mit dem Herrn 
Finanzmi ni ster genehmigen, dass zum Zwecke der Theilnahme an einer in 
diesem Jahre abzuhaltenden MedizinaibeamtenTersammlung des dortigen Bezirks 
den ausserhalb des Versammlongsortes wohnenden Medizinalbeamten Beisekosten 
und Tagegelder für einen Tag ans dem Personal-Bedttrfnissfonds der Begierang 
gezahlt werden. 

Im Interesse einer’müglichst einheitlichen Handhabung der auf dem Ge¬ 
biete des Gesundheitswesens erlassenen neueren Gesetze, beabsichtige ich, einen 
Kommissar zu einigen Versammiungen zu entsenden. Es erscheint deshalb an¬ 
gezeigt, eine bestimmte Beihenfolge der Versammlungen innezuhalten. Indem 
ich daher zur Abhaltung der Versammlungen im Allgemeinen die Monate Ok¬ 
tober, November, Dezember bestimme, rersuche ich Ew. Hochwohlgeboren er¬ 
gebenst, die Versammlung für die Medizinalbeamten des dortigen Bezirks anf 

den.d. J. anzuberaumen. Die Tagesordnung ist mir 4 Wochen 

vorher mitzutheilen. Sofern der vorbezeichnete Tag dortselbst nicht genehm 
gehalten werden kann, sehe ich bei Einreichung der Tagesordnung einer Mit- 
theilung unter Angabe der Hindemngsgrttnde und dem Vorschläge eines ander¬ 
weitigen Termins entgegen. 

Im IJebrigen bleiben die Bestimmungen des Erlasses vom 4. Jnli 1901 

— M. 2442 — massgebend. _ 


Ladung von Beamten als Zeugen pp. vor die Militärgerichte. 
Erlass des Ministers der a. s. w. Medizinalangelegenheiten 
(gez. im Anftr.: von Chappais) vom 23. Aagast 1902— A. Nr. 1095 — 
an die nachgeordneten Behörden. 

Die nachgeordneten Behörden erhalten nachstehend Abschrift der Ver¬ 
fügung, welche der Herr Kriegsminister hinsichtlich der Ladung von Beamten 
als Zeugen oder Sachverständige vor die Militärgerichte, entsprechend den von 
dem Herrn Justizminister für die bürgerlichen Gerichte getroffenen Anordnangen, 
unter dem 1. Juli d. J. an die Generalkommandos erlassen hat, zor Kenntniss- 
nahme und geeigneten weiteren Veranlassung. 

Abschrift. In allen Fällen, in denen auf Anordnung eines Militär¬ 
gerichts, eines richterlichen Militärjustizbeamten oder eines Gerichtsoffiziers 
ein Beichs- oder unmittelbarer Staatsbeamter za seiner Vernehmong 

1. als Sachverständiger, 

2. ausserhalb seines Wohnortes als Zeuge 

geladen wird, ist eine Abschrift der Ladung sofort bei deren Abgang der Vor¬ 
gesetzten Behörde des Beamten zu übersenden. Die üebersendung geschieht 
ohne Anschreiben mittelst Briefumschlags. 

In gleicher Weise ist die Vorgesetzte Behörde von einer etwaigen Auf¬ 
hebung des Termins und einer Abbestellung des Zeugen oder Sachverständigen 
zu benachrichtigen. 

Für Mittheilungen der vorberegten Art sind Schreibgebühren und andere 
haare Auslagen einer zor Tragung der Kosten etwa yerpfiiohteten Partei nicht 
in Bechnung za stellen. 
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Nachriehtenaastaasch mit der niederländischen Regierang ttber 
das Anftreten ansteckender Krankheiten in den Grenzgehieten. Er¬ 
lass des Ministers der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. im 
Aaftr.: Förster) vom 17. Juni 1902 — M. Nr. 12097 — an die Herren 
Begiernngspräsidenten in Osnabrück, Aaricb, Münster. Düsseldorf nnd Aachen. 

In Erweiterung der Erlasse vom 7. Oktober 1873 and 9. Oktober 1899 
bestimme ich, dass die entsprechend dem zwischen Prenssen and den Nieder¬ 
landen getroffenen Abkommen aaszataaschenden Nachrichten über das Anftreten 
and den Verlauf von ansteckenden Krankheiten in den beiderseitigen Grenz¬ 
gebieten in Anbetracht der Möglichkeit einer Einschleppung der Cholera und 
Pocken auch auf diese Krankheiten erstreckt werden. 

Es sei hiermit nochmals darauf hingewiesen, dass die zu erstattenden 
Mittheilungen und Anzeigen bei asiatischer Cholera, Pocken und Pest schon 
von den ersten Füllen, bei den übrigen in dem Erlasse vom 7. Oktober 1873 
aufgezühlten Krankheiten erst beim epidemischen Anftreten zu erfolgen haben. 


Mittheilnng von dem Anftreten gefahrdrohender Volkzkrankheiten 
an die Militärbehörden. Erlass der Minister der u. s. w. Medizinal¬ 
angelegenheiten (gez. in Vertr.: Wever) nnd des Innern (gez.inVertr.: 
von Bischoffsh aasen) vom 22. August 1902 — M. d. g. A. M. Nr. 12717, 
M. d. I. II a Nr. 6154 — an den Herrn Oberprüsidenten in Münster und allen 
Herren Oberprüsidenten zur Kenntnissnahme mitgetheilt. 

Auf den Bericht vom 27. Mürz d. J. — 27311 — betreffend die Mit- 
theilang von dem Auftreten gefahrdrohender Volkskrankheiten an die MiUtür- 
behörden. 

Der Polizeiverwaltnng in Münster pflichten wir darin bei, dass als ge- 
hüuftes Auftreten einer Krankheit nicht anzusehen ist, wenn eine Anzahl von 
26 Füllen in einer Stadt wie Münster innerhalb eines lüngeren Zeitraumes sich 
ereignet. Wir sind aber mit dem dortigen Oarnisonkommando der Ansicht, 
dskss von einer Hausepidemie gesprochen werden muss, wenn die in einem Hause 
zur Beobachtang gelangenden Fülle zwar nicht gleichzeitig, aber doch in dem 
Zeiträume von 3—4 Wochen, wie im Kollegium Ludgerianum, Vorkommen. Im 
Interesse einer wirksamen Seuchenbekümpfung ist es erwünscht, dass beide 
Theile, Militür nnd Polizeibehörden, sich nicht üngstlich an den Wortlaut der 
getroffenen Vereinbarung halten, sondern gegenseitig Mittheilnng machen, so¬ 
bald begründete Veranlassang zar Befürchtung einer epidemischen Ausbreitung 
einer Krankheit vorliegt. 

Im Anschluss an die Erlasse vom 16. September und 11. Dezember 1901 
— M. d. g. A. M. 12968 und 13655, M. d. I. II a 7447 und 9344 — ersuchen 
wir Bw. Exzellenz ergebenst, hiernach die Ortspolizeibehörden der dortigen 
Provinz mit Anweisong geftlligst versehen za lassen. 


Anordnungen znr Verhfitnng der Uebertragnng ansteckender 
Krankheiten durch die Schulen. Erlass der Minister der u. s. w. 
Medizinalangelegenheiten (gez. in Vertr.: Wever) nnd des Innern 
(gez. in Vertr.: von Bischoffsh aasen) vom 25. August 1902 — M. 
Nr. 12589 U. ü. U. m. — an sümmtliche Herren Begierangsprüsidenten. 

Unter Bezugnahme auf die Ziffern 1—3 der mittels Erlass vom 14. Juli 
1884 — Zentr.-Bl. f. d. g. U. V. S. 809 — gegebenen Anweisung zur Verhütung 
der Uebertragnng ansteckender Krankheiten durch die Schalen bestimmen wir, 
dass die Vorschriften der Ziffer la a. a. 0. auch auf den Unterleibstyphus 
Anwendung Anden. 


Margaröthenspende. Erlass des Ministers der n. s. w. M'edi- 
zinalangelegenheiten (gez. i. Anftr. Pistor) vom 25. Juli 1902 — 
M. Nr. 7241 — an den Herrn Begiernngsprüsidenten zu Schleswig; sümmtlichen 
Herren Regierungspräsidenten zur Kenntnissnahme mitgetheilt. 

Aus dem gefälligen Berichte vom 1. Juli d. J. — I. Nr. 11746 — habe ich 
ersehen, dass die durch den Rentner J. A. Jacohsen in Norderhramp ge¬ 
stifteten und verbreiteten Magarethenspenden der Förderung der Krankenpflege 
auf dem platten Lande in bemerkenswerther Weise dienen können und in 
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einer nicht nnbetrftohtliohen Zahl derjenigen Orte, in welchen sie darch den 
▼erdlenstvollen Eifer des Stifters zur Binffihmng gelangt ^d, sich als eine 
segensreiche Einrichtung bewährt haben. 

Die genannte Einrichtung giebt aber dann zi Bedenken Veranlassung, 
wenn sie den Händen nicht ausreichend unterrichteter Personen liberlassen 
wird. Es kommt hier nicht allein die Gefahr der Uebertragung ansteckender 
Krankheiten in Betracht, welche beim Mangel an der erforderlichen Sauberkeit 
und Sachkenntniss in der Handhabung des Desinfektionsverfabrens droht, 
sondern es muss auch bedacht werden, dass die Anwendung der Nasendouche 
nach Politzer, der Magenpumpe, sowie des Katheters bei Männern in Folge 
unrichtiger oder ungeschickter Handhabung den Kranken Schaden bringen kann. 

Diese Instrumente dürfen daher nur von Aerzten gebraucht und müssen 
mit dem Vermerk „nur für Aerzte“ versehen werden. 

Wenn es auch erwünscht ist, dass Niederlagen von E^rankenpfleg^egen- 
ständen zur Verbesserung der ländlichen Krankenpflege soviel als möglich be¬ 
günstigt werden, so liegt anderseits der staatlichen Aufsicht ob, darüber zu 
wachen, dass aus jener anerkennenswerthen Wohlfabrtseinriohtung keine gesund¬ 
heitlichen Gefahren erwachsen. 

Ew. Hochwohlgeboren weise ich daher ergebenst darauf hin, dass die 
Margarethenspenden als Einrichtungen im Interesse des Gesundhehswesens 
nach §. 6 des Gesetzes, betreffend die Dienststellung des Kreisarztes und die 
Bildung von Gesnndheitskommissionen vom 16. September 1899 (G.-S. S. 172) 
der Aufsicht des Kreisarztes unterliegen und nach den in den §§. 99, 100 der 
Dienstanweisung für die Kreisärzte vom 28. März 1901 (Min.-BL f. d. Medic.- 
ete. Angel. S. 2) gegebenen Vorschriften zu behandeln sind. 

Abschrift erhalten Ew. Hochwohlgeboren zur gefälligen Beachtung. 
Ich bemerke, dass die Margarethenspende aus einem Schranke besteht, welcher 
die zur Krankenpflege nothwendigsten Utensilien, zur leihweisen üeberlassnng 
an Kranke enthält und an einem geeigneten Orte in der Gemeinde anfgestellt 
wird. Eine reichhaltig ausgestattete Margarethenspende, z. B. diejenige 
der Gemeinde Süder-Wilskng bei Hadersleben, welche mit Fracht einen 
Kostenaufwand von etwa 250 M. erfordert hat, enthält nachstehende Gegen¬ 
stände: 1 Schrank, 1 Ansleihebuch und Ansleihezettel, 1 grössere Kinder- und 
1 Sitzbadewanne, 1 Schwitzapparat, 2 Wasserkissen, 2 Luftkissen, 1 Gummi¬ 
stechbecken, 1 Wasserkissen mit Schlauch und Bohr, mit Schlauch um es zu 
füllen, während ein Kranker darauf liegt, 2 Eisbeutel, 2 Eisbeutel zu 26 und 

1 zu 16 cm von Weissgummi, 4 email. Irrigatoren und dazu 4 Klystir-, 

2 Matterrohre und 1 Nasenolive mit Hahn, 2 wasserdichte Bettunterlagen- 

3 Nabelbinden, 2 Milchzieher incl. Ball, 3 Brustgläser mit Sauger, 2 Bim- 
spritzen mit Beinspitze, 2 Pulvergläser, 2 Quinke’sche Schläuche, 1 Nasen- 
donche nach Politzer, 3 Ohrenspritzen, 4 Maximal- und 3 Badethermometer. 
3 email. Steckbecken mit Deckel, 3 email. Spnkbecher mit Trichter, 1 emaiL 
nierenförmiges Eiterbechen, 1 Wärmflasche, 1 eiserner Fnssschemel mit Schaukel, 
3 Inhalationsapparate, 3 Tischklingeln, 2 männliche und 2 weiblidie Urinflaschen, 
1 Bückenstützer, 1 Beinschntzbügel. 2 Schnabeltasten, 2 Augentropfgläser, 
1 Bachenpinsel, 1 Formalinlampe zum Desinflziren der Krankenstuben (Aesknlap) 
und eine Hygiea für den Schrank, 400 Formalinpastillen, 1 Induktionsapparat 
nach Spam er, 1 Magenpumpe, 1 Hirsehülsekissen und 2 Katheter für Männer. 


Anitsärztliche Gebühren. Verfügung des Königlichen Be- 
gierungspräsidenten zu Düsseldorf vCm 13. August 1902 au 
sämmtliche Herren Kreis- und Gerichtsärzte des Bezirks. 

Sowohl nach §. 24 der Dienstanweisung für die Kreisärzte als auch 
nach dem Ministerial-Erlass vom 16. November 1901 M. Nr. 4341 sind die 
Gebühren für Obduktionen und Obduktionsberiohte als amtsärztlidie uzusehen; 
sie sind deshalb von den vollbesoldeten Kreisärzten unter Berücksichtigung des 
Ministerial-Erlasses vom 30. Juli 1901 M. Nr. 2849 an die Staatskasse abzuführCT, 
bei den nicht vollbesoldeten Kreisärzten auf das pensionsfähige Diensteinkommen 
in Anrechnung zu bringen. In diesen Erlassen sowie in dem Ministerial-Erlass 
vom 14. März 1902 M. Nr. 342 ist ein Unterschied zwischmi Dimstgesdiäften 
innerhalb des eigenen und eines nuswärtigen Kreises nicht gemaÄt 
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worden. Beide Arten von Yerriohtnngen sind deshalb hinsichtlich der Ge¬ 
bühren gleichmftdsig sn behandeln. 


Gebühren nnd ionatige Bntschädigniigeii im Falle der Stellver- 
▼ertretnng eines KreisaTztes. Verfttgnng des Königlichen Re* 
giernngspräsidenten zn Düsseldorf vom 2. September 1902 an 
Bänuntliche Herren Kreis- nnd Gerichtsärzte des Bezirks. 

Im Falle der StellTertretnng eines Kreisarztes eines benachbarten Kreises 
stehen dem Stellyertreter gemäss §. 31 Abs. 3 der Dienstanweisnng die Ge¬ 
bühren nnd sonstigen Entschädigungen, auf welche der Vertretene Anspruch 
gehabt haben würde, zu. Die Regiemngs-Verfügung vom 18. August 1902 
(s. vorstehend) besieht sich daher nicht auf solche auswärtigen Obdnktions- 
reisen n. s. w., die in Vertretung des zuständigen beurlaubten Kreisarztes 
verrichtet werden, so dass a B. die von einem vollbesoldeten Kreisärzte in 
Vertretung eines nicht vollbesoldeten Kreisarztes ansgeftthrten Obduktionen 
eine Ablühmng der hierdurch entstandenen Gebühren an die Staatskasse nicht 
zur Folge haben. _ 


O. Freie Stadt; Hamburg^. 

Förderung des Baues kleiner Wohnungen. Gesetz vom 
21. Hai 1902. 

Der Senat hat in üebereinstimmnng mit der Bürgerschaft beschlossen 
und verkündet hierdurch als Gesetz, was folgt: 

§. 1. Die Finanz-Deputation wird ermächtigt, im Wege der öffentlichen 
Versteigerung die durch Beschluss von Senat nnd Bürgerschaft zu bezeichnenden 
Grundstücke zum Zwecke der nach Massgabe der nachstehenden Grundsätze 
vorzunehmenden Bebauung zu verkaufen. 

Auf Verlangen des Käufers kann an Stelle des Kaufpreises eine jährlich 
mit 4% des Kaufpreises zu entrichtende, seitens des Sigenthümers mit dem 
Betrage des Kaufpreises ablösbare, im Grundbuchs an erster Stelle einzutragende 
Rentenschnld treten. Die Kanfbedingnngen werden, soweit dieses Gesetz keine 
desfallsigen Bestimmungen trifft, von der Finanz-Deputation mit Genehmigung 
des Senats fesigestellt. 

§. 2. Die Gebäude, welche auf den in Ausführung der Bestimmung des 
§. 1, Abs. 1 veräusserten Grundstücken errichtet werden, dürfen in den Ober¬ 
geschossen — zu denen auch etwaige Hochparterres gehören — nur die nach¬ 
folgenden näher beschriebenen Wohnungen enthalten: 

a) Wohnungen von mindestens 30 nnd höchstens 86 qm lichter Fläche, 
weldhe aus einem Zimmer, Küche und Kloset bestehen nnd ausserdem eine 
Speis^ammer oder einen Speiseschrank enthalten; 

b) Wohnungen von mindestens 86 nnd höchstens 48 qm lichter Fläche, 
welche aus zwei Zimmern, Küche und Kloset bestehen nnd ausserdem eine 
Speisekammer oder einen Speiseschrank enthalten; 

o) Wohnungen von mindestens 48 und höchstens 60 qm lichter Fläche, 
wddie aus drei Zimmern, Küche nnd Kloset bestehen und ausserdem eine 
Speisekammer oder einen Speiseschrank enthalten. 

Sämmtlichen Wohnungen muss ein Boden- oder Kellerranm beigegeben 
werden. 

Wenigstens der zwanzigste Theil der in einem Gebäude befindlichen 
Wohnungen muss der unter a beschriebenen Wohnnngsgattnng und höchstens 
der sechste Theil der in dem Hanse enthaltenen Wohnungen darf der unter c 
bezeichneten Gattung angehören. 

Bei einer in Ausführung des §. 1, Abs. 1 erfolgenden Versteigerung ist 
Kaufbedingung zu bestimmen, dass Gast- oder Schankwirthschaften auf dem 
Grundstücke nicht betrieben werden dürfen. 

§. 8. Der Finanz - Deputation wird ein durch Anleihe zu beschaffender 
Betrag von 1200000 Mark zu dem Zwecke zur Verfügung gestellt, um daraus 
an die Brsteher der im §. 1 bezeichneten Grundstücke oder an sonstige Bau¬ 
unternehmer Darlehen gegen 4 °/o Zinsen zur Erbauung von Häusern mit kleinen 
Wöhhnhgen ISU gewähren. 'Die Dartehen -sotten -in -d^ -Begel 4mi Betrag von 
26 o/o des Fenerkassenwerthai nicht übersteigun. Dib Darlehmi müssen dutdh 
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eine Hypothek siohergestellt werden, deren Betrag — unter Hinsnrechnnng der 
ihr im Bange yorgehenden Beiastnngen — den Preis des Piatzes zozttgiioh 
75 o/o des Peaerkassenwerthes des Gebäudes nicht übersteigt. In den Dariehns- 
bestimmnngen ist — und zwar ohne Bttcksicht darauf, ob die Gebäude auf 
Plätzen, die in Gemässheit des §. 1, Abs. 1 versteigert sind, errichtet werden 
oder ob dies nicht der Pall ist — festznsetzen, dass die anf den beliehenen 
Gmndstttcken zu erricutenden Gebände den Vorschriften des §. 2 entsprechen 
müssen. 

Hinsichtlich der Bttckzahlnng des Darlehens ist, falls der Käufer dies 
beansprucht, zu bestimmen, dass das Kapital zehn Jahre lang unkündbar und 
nach Ablauf dieser Prist in Jahresraten von 10 o/o rückzahlbar ist. Es ist jedoch 
stets der Finanz - Deputation für den Pall, dass der Grundeigenthümer der hin¬ 
sichtlich der Beschaffenheit der Wohnungen getroffenen Vereinbarung zuwider- 
handelt, das Becht einzuräumen, ohne Bttcksicht anf die verabredeten Bttck- 
zahlnngstermine und ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist für ihre Forderung 
sofort Befriedigung aus dem Grundstück zu suchen. 

§. 4. Für alle Wohnungen der im §. 2, Abs. 1 und 2 bezeichneten Art, 
welche sich in einem in der Stadt Hamburg belegenen und innerhalb drei Jahren 
nach Erlass dieses Gesetzes in der Fenerkasse anfgenommenen oder zuerst in 
Benutzung genommenen Gebände befinden, wird während eines von dem Beginn 
der ersten Benutzung ablanfenden zehnjährigen Zeitraums die Grundsteuer 
nicht erhoben, sofern und solange der Miethzins (einschliesslich der Vergütung 
für Wassergeld und Treppenbeleuchtung) den Betrag von 6 Mark für das 
Quadratmeter lichter Fläche nicht übersteigt. Für die ans drei Zimmern und 
Nebenräumen bestehenden Wohnungen gilt diese Vergünstigung nur dann, wenn 
die Zahl solcher in einem Hanse enthaltenen Wohnungen höchstens den sechsten 
Theil der sämmtlichen in den Obergeschossen befindlichen Wohnungen beträgt 
und die übrigen in diesen Geschossen befindlichen Wohnungen den in §. 2 Abs. 1 
unter a und b bezeichneten Gattungen angehören. 

Für Grundstücke, welche auf Grund des §. 1 versteigert oder welche mit 
einer Hypothek für ein nach §. 3 gegebenes Darlehen belastet sind, gelten die 
vorstehenden Vorschriften nur so lange, als die anf den Grundstücken errich¬ 
teten Gebände den Vorschriften des §. 2 entsprechen. 

Ein Grundeigenthümer, der anf Grund der vorstehenden Vorschriften die 
Befreiung von der Grundsteuer in Anspruch nimmt, hat der Steuer-Deputation 
durch Vorlegung der Bauzeichnungen oder in sonst geeigneter Weise den Nach¬ 
weis zu erbringen, dass die Wohnungen den in §. 2 bezeichneten Flächen¬ 
inhalt haben. 

§. ö. Der Senat kann von der Vorschrift des §. 32, Abs. 3 des Baupoli- 
gesetzes, dass von keiner Treppe mehr als 12 Wohnungen zugängig sein dürfen, 
Ausnahmen dahin gestatten, dass ausser den im Erdgeschoss befindlichen Woh¬ 
nungen bis zu 16 Wohnungen von derselben Treppe ans zngängig sein dürfen, 
sofern die Uchte Fläche der betreffenden, in den Obergeschossen befindUchen 
Wohnungen nicht mehr als 800 qm beträgt. 

§. 6. Der Senat kann zwecks Förderung des Baues kleiner Wohnungen 
gestatten, dass die zur Herstellung von Wohnhöfen dienenden Hofplätze in dem 
Umfange, in welchem dieses bis zum Inkrafttreten des Gesetzes, betreffend den 
Bebauungsplan für die Vororte anf dem rechten Elbnfer, vom 30. Dezember 
1892 durch §. 41, Abs. 4, Satz 2 des Baupolizeigesetzes zugelassen war, ans 
Theileu benachbarter Grundstücke gebildet werden dürfen, sofern und solange 
durch eine in das Grundbuch einzutre^ende Dienstbarkeit gewährleistet wird, 
dass diese Grnndstückstheile in einem den gesetzlichen Vorschriften über An¬ 
legung von Wohnhöfen entsprechenden Zustande erhalten bleiben. Der Senat 
kann ferner zwecks Förderung des Baues kleiner Wohnungen Ausnahmen von 
der Vorschrift des §. 41, Abs. 3 des Baupolizeigesetzes dahin gestatten, dass 
Hintergebäude vier Stockwerke, einschUesslich des Erdgeschosses enthalten 
dürfen. 

§. 7. Bei einer auf Grund des §. 1 erfolgenden Versteigerung ist in den 
Kaufbedingungen festzulegen, ob der Senat für das auf dem verkauften Platze 
zu errichtende Gebäude vou der ihm in den §§. 5 und 6 ertheilten Ermächti- 
gnng Gebrauch machen wird. 

VerantwortL Bedaktenr: Dr. Bapmund, Beg.- u. Geh. Med.-Bath in Minden L W* 

J, 0, 0. Brani, H. S. n. W. Selb-L. Hof-BiiehdraelMr«l, ]llad«i. 
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A,. DeutBolie« JEteiolk. 

Anweisung zur Bekämpfnng der Pest. Festgestellt in der 
Sitzung des Bundesrsths vom 8. Juli 1902. 

I. YorbengungemaesTegeln. 

§. 1. (Nr. IQ der Grundsätze.) In Zeiten der Pestgefahr ist d(^ 
Wohnungen und iUrer Beinhsltung erhöhte Aufmerksamkeit' znzuwenden, 
namentlich gilt dies ftlr dunkle, schlecht zu lüftende, überfüllte Wöhnstättjen! 
Kellerwohnungen, Massenherbergen sowie für Wohnungen, welc]ie mit 'Vi'^* 
stellen sich unter einem Dache befinden. Wenn sich bei dor Besichtigung er¬ 
hebliche gesundheitliche Missstände ergeben, so ist auf deren Beseitigungrign- 
zuwilken. 

Für die regelmässige Beseitigung des Hansipülls ist Sorge su tragen 
die Ansammlung yqn Küchenabfällen in den Häusern ist zu yerineiden. ’ ^ ' 

JBe ist Vorsorge zu treffen, dass Abtritte und Pissoirs. hamentUcl| wenn 
sie dem öffentlichen Verkehre zugänglich sind, stets rein gehalten Werden. 

Jede Verunreinigung der Entnahmestellen yon Wasser zum Trink- oder 
Hausgebrauch und ihrer nächsten Umgebung, insbesondere durch Hfiushalf- 
abfäile, schmutzige Wäsche und dergleicheq, ist zu untersagen. ' 

§. 2. (§. 35 des Gesetzes.) Die dem allgemeinen Gebrqnqhe dienenden 
Einrichtungen für Versorgung mit Trink- oder Wirthschaftswasser und für 
Fortschaffung dqr Abfallstoffe sind fortlaufend dprch staatliche Keamte zd 
überwachen. 

Die Genieinden sind yerpflichtet, für die Beseitigung der yprgqfnndenen 
gesundheitsgeflUirlichen Missstände Sorge zu tragen. Sie können nach Mass- 
gabe ihrer Leistungsfähigkeit zur Herstellung yon BiDrichtni|g.ep der imi d^sl 1 
heaeiohneten Art, sofern dieselben zum Schutze gegen übertr^gl^are Krank¬ 
heiten erforderlich sind, jederzeit angehalteh werden. '> ' 

Das Verfahren, in welchem über die hiernach gegen die Gemeinden zur 
IgUfdgeil Aoerdnnngen zu entscheiden ist, richtet sich nach Landesrecht. 

§. 3. (Nr. ß der Ausführnngsbestimmuugen.) Besondere AnfmerkaamkeH 

^) Vorbemerkung: Die Anweisung bildet eine Zusammeuftelliuig 
der auf die Bekämpfung der Pest bezüglichen Yorscluriften ags nachbezeichnebeU 
Beatimmungmi: 

1. Gesetz, betr. die Bekämpfung gemeingefthrlicher Krankheiten yom 
80. Juni 1900 (Beichs-Gesetzbl. 1900, S. 30ß); s. Beilage zu Nr. '14 der Zeitr 
Uiduift für Medizinalbeaqate; Jahrg. i9Ö0,S. 146. 

2. Vorläufige Ausfübrungsbestimmungen zu dem Gesetze betr. die Be- 

kSmpfung gemeipgefährlicher Krankheiten yom 30. Juni 1900 (Beicl^s-GeisetzBl. 
1900, S. 850); s. Beilage zu Nr. 20 der Zeitschrift für Medizinalbeamte ; Jahrg. 
1900, S. 215. . . -ff. 

3. Grundsätze, die hei der Bekämpfung der Pest zu beachten sind (den 
Bundesregierungen mitgetheilt durch Schreiben des Beicbskanzlers — Beichs- 
amt des Innern — yom 25. Oktober 1900, I. 9979; s. Beilage zu Nr. 16 der 
Zeitschrift für Medizinalbeamte; Jahrg. 1901, S. 195. 

4. Bekanntmachung des Reichskanzlers betr. die wechselseitige Benaeh- 
riphtigung der Militär- und Polizeibehörden über das Auftreten übertragbarer 
Krankheiten yom 22. Juli 1902 (Reichs-Gesetzbl. S. 257); s. Beilage zu Nr. 16 
der Zeitschrift für Medizinalbeamte; Jahrg. 1902, S. 206. 
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ist der VertUgi^ von Batten, Mäusen and sonstigem Ungeziefer zozawenden. 
Es ist namentlich Vorkehrang dafttr za treffen, dass die Ortspolizeibehärde, 
sobald an einem Orte unter den Ratten (insbesondere in Getreideiagem, Lebens¬ 
mittelmagazinen a. drgl.) ein auffälliges Sterben ans unbekannter Ursache beob¬ 
achtet wird, von diesem Yorkommniss nnverzttglich Kenntniss erhält. Einige 
todte Ratten sind in möglichst frischem Zustand unter genauer Beobachtang 
der für die Entnahme und Versendung pestrerdächtiger Untersuchnngobjekte 
ergangenen Anweisung (Anlage 1) sofort denjenigen Stellen zu flbersenden, 
weiche Ton den Landesregierungen mit der bakteriologischen Untersuchung 
pastTerdächter Fälle beauftragt sind; die übrigen todten Ratten sind am besten 
za verbrennen oder in einer hinreichend tiefen Grube, mit Kalkmilch reichlich 
flbergossen, zu verseharren. Die Berührung solcher Ratten mit der Hand ist 
za vermeiden. Der Platz, auf welchem sie gefunden wurden, ist an desinjSziren. 

(Nr. 6 der Ausführnngsbestimmnngen.) Häuser, in denen an der Pest 
verendete Ratten gefunden werden, sind zu desinfiziren, soweit dies von dem 
beamteten Arzte für erforderlich erachtet wird. 

§. 4. (Nr. 15 der Grundsätze.) An den einzelnen, von der Pest bedrohten 
oder ergriffenen Orten sind, sofern daselbst nicht bereits dauernd G«snndheit8- 
kommissionen bestehen, solche einzurichten. Aufgabe derselben ist es, die 
Behörden bei der Durchführung der zur Bekämpfung der Pest angeordneten 
Massnahmen zu unterstützen und zur Belehrung der Bevölkerung in Bezng auf 
die Pest beizutragen. Insbesondere werden sie fortlaufend von den gesund¬ 
heitlichen Verhältnissen des Ortes, von der Sauberkeit der Häuser, der regel¬ 
mässigen und zweckmässigen Beseitigung der Haushaltabfälle und Schmutz¬ 
wässer und dergleichen sich durch Besichtigungen zu unterrichten und auf die 
Abstellung der Vorgefundenen Missstände hinznwirken haben. 

§. 5. (Nr. 12 der Grundsätze.) Auf die Einrichtung öffentlicher Des¬ 
infektionsanstalten, in welchen die Anwendung heissen Wasserdampfb als Des¬ 
infektionsmittel erfolgen kann, ist hinznwirken. 

Die Ansbildnng eines geschulten Desinfektionspersonals ist, namentlich 
in den Städten, bei Zeiten vorznbereiten. 

(Nr. 13 der Grundsätze.) Der Bedarf an Unterkunftsräumen, Pflege¬ 
personal, ärztlicher Hülfe, Arznei-, Verband-, Desinfektions- und Transport¬ 
mitteln ist bei Zeiten sicher zu stellen. Desgleichen ist ein Raum zur Unter¬ 
bringung von Leichen bereit zu halten. 

§. 6. (Nr. 1 der Aasführungsbestimmungen.) Die Polizeibehörden haben 
ein besonderes Aagenmerk auf solche Personen zu richten, welche sich kürzlich 
in einem von der Pest heimgesuchten Orte aufgehalten haben. 

Es empfiehlt sich, diese Personen einer nach dem Gutachten des beamteten 
Arztes zu bemessenden, aber nicht länger als zehn Tage seit dem letzten 
Tage ihrer Anwesenheit am Pestorte dauernden Beobachtung zn unterstellen, 
jedoch in schonender Form und so, dass Belästigungen der Personen thnnlichst 
vermieden werden. Die Beobachtung wird in der Regel darauf beschränkt 
werden können, dass durch einen Arzt oder eine sonst geeignete Person zeit¬ 
weise Erkundigung über den Gesundheitszustand der betreffenden Personen 
eingezogen wird. Erforderlichen Falles sollen zur Erleichterung dieser Mass¬ 
nahme die höheren Verwaltungsbehörden für den Umfang des Bezirkes oder 
für Theile desselben anordnen, dass zureisende Personen, welche sich innerhalb 
zehn Tagen vor ihrer Ankunft in einem von der Pest betroffenen Orte oder 
Bezirk anfgehalten haben, nach ihrer Ankunft der Ortspolizeibehörde binnen 
einer zn bestimmenden möglichst kurzen Frist schriftlich oder mündlich zu 
melden sind. Unter znreisenden Personen sind nicht nur ortsfremde Personen, 
die von auswärts eintreffen, sondern auch ortsangehörige Personen zn ver. 
stehen, die nach längerem oder kürzerem Verweilen an einem von der Pest 
betroffenen Orte oder Bezirke nach Hanse znrückkehren. (§. 13 des Gesetzes.) 

Eine verschärfte Art der Beobachtung, verbunden mit Beschränkungen 
in der Wahl des Aufenthalts oder der Arbeitsstätte (z. B. Anweisung eines 
bestimmten Aufenthalts, Verpflichtung zum zeitweisen persönlichen Erscheinen 
vor der Gesandheitsbehörde, Untersagung des Verkehrs an bestimmten Orten) 
ist solchen Personen gegenüber zulässig, welche obdachlos oder ohne festen 
Wohnsitz sind oder bemfs- oder gewohnheitsmässig nmherziehen, z. B. fremd¬ 
ländische Auswanderer and Arbeiter, Zigeuner, Landstreicher, Haosirer. 
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II. Anseigepflloht. 

§. 7. (§§. 1, 4 des Gesetzes.) Jede Brkrankniig und jeder Todesfall an 
Pest (orientalischer Beolenpest) sowie jeder Fall, welcher den Verdacht dieser 
Krankheit erweckt, ist der für den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den 
Sterbeort zuständigen Polizeibehörde unTerzflglich mändlich oder schriftlich 
aniuzeigen. 

Wechselt der Erkrankte den Aufenthaltsort, so ist dies unrerztiglioh 
bei der Polizeibehörde des bisherigen und des neuen Aufenthaltsorts zur An* 
zeige zu bringen. 

§. 8. (§. 2 des Gesetzes.) Zur Anzeige sind yerpflichtet: 

1. der ungezogene Arzt, 

2. der Hanshaltungsvorstand, 

8. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des Erkrankten beschäftigte 
Person, 

4. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs- oder 
Todesfall sich ereignet hat, 

5. der Leichensohaner. 

Die Verpflichtung der unter Nr. 2 bis 5 genannten Personen tritt nur 
dann ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht yorhanden ist. 

(§. 8 des Gesetzes.) Für Erankheits- und Todesfölle, welche sich in 
öffentlichen Kranken-, Entbindungs-, Pflege-, Gefangenen- und Uinlichen An- 
staiten ereignen, ist der Vorsteher der Anstalt oder die yon der zuständigen 
Stelle damit beauftragte Person ausschliesslich zur Erstattung der Anzeige 
yerpflichtet. 

Auf Schiffen oder Flössen gilt als der zur Erstattung der Anzeige yer- 
pflichtete Haushaltungsyorstaud der Schiffer oder Flossfflhrer oder deren Stell- 
yertreter. 

§. 9. (Nr. 1 der Grundsätze.) Um die Erfüllung der Anzeigepflicht für 
Pest- und pestyerdäohtige Fälle thunlichst zu sichern, haben die Polizei¬ 
behörden derjenigen Bezirke, welche durch die Pest bedroht erscheinen, durch 
öffentliche Bekanntmachung auf die bestehende Anzeigepflicht hinzuweisen. 
Auch haben sie eine Belehrung der Beyölkornng in dem Sinne eintreten zu 
lassen, dass als pestyerdächtige Erkrankungen insbesondere schnell entstandene, 
mit hohem Fieber und mit schweren Störungen des Allgemeinbefindens yer- 
bundene Drüsenanschwellungen anzusehen sind, sofern nicht eine andere Ur¬ 
sache für diese Erscheinungen bestimmt nachgewiesen ist, ferner dass nach 
dem festgestellten Ansbruche der Pest als pestrerdächtig ausserdem zu gelten 
haben alle Erkrankungen und Todesfälle an Lungenentzündung, welche in 
dem gefährdeten Orte oder Bezirke sich ereignen. Geeignet erscheinenden 
Falles sind bezügliche Bekannntmachnngen während der Dauer der Pestgefahr 
zu wiederholen. 

(Nr. 17 der Grundsätze.) Es empfiehlt sich auch, in Zeiten drohender 
Pestgefahr die Aerzte mit der beigefügten Belehrung über die Pest (Anlage 2) 
zu yersehen sowie die für die Beyölkemng bestimmte gemeinyerstän&che 
Belehrung hierüber (Anlage 8) allgemein zur Vertheiluug zu bringen. 

(Nr. 2 der Grundsätze.) Zur Erleichterung der Anzeigeerstattnng 
empfiehlt es sich, die Benutzung nnfrankirter Postkarten, welche auf der 
Vorderseite den Vermerk „Portopflichtige Dienstsache" tragen, thunlichst zu 
fördern. Zu diesem Behufe haben die Polizeibehörden einen entsprechenden 
Vorrath solcher Karten zu beschaffen, mit einem Abdruck ihres Dienstsiegels 
oder Dienststempels zu yersehen und in Zeiten drohender Pestgefahr unent¬ 
geltlich für die Benutzung zur Verfügung zu stellen, insbesondere an Aerzte. 
Krankenpfleger, Leichenschauer etc. zu yertheilen. Die Postkarten sollen auf 
der Rückseite den ans der Anlage 4 ersichtlichen Vordruck erhalten. 

(Nr. 8 der Grundsätze.) Auf Grund der erstatteten Anzeige haben die 
Polizeibehörden für die sicher festgestellten Pestfälle Listen nadi dem bei- 
geffigten Muster (Anlage 5) fortlaufend zu führen. 

III. Ermittelung der Krankheit. 

§. 10. (§. 6 Abs. 1 des Gesetzes, Nr. 4 der Grundsätze.) Die Polizeibehörde 
muss, sobald sie yon dem Ausbruch oder dem Verdachte des Auftretens der 
Pest Kenntniss erhält, den zuständigen beamteten Arzt sofort benachrichtigen. 
Dieser hat alsdann unyerzttglioh an Ort und Stelle Ermittelungen Uber die Art, 
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den Stand oder die Ursache der Knmkheit roiznife'hmen nnd der Poliseibehörde 
eine Erklärung darttber abzugeben, ob der Ausbruch der Krankheit' fe^Mtellt 
oder der Verdacht des Ausbruchs begrtindet ist. In Nothfällen kann de'r be¬ 
amtete Arzt die Ermittelungen auch yomehmen, ohne dass ihm eine Nachrieht 
der Polizeibehörde zugegangen ist. 

(Nr. 16 der Grundsätze.) Besonders wichtig ist es, bei den erseb Fftllen 
in' einem Orte eingehende nnd umsichtige Nachforschungen darflber anznstellen, 
wo und wie sich dieEranken infizirt haben, um in erster Linie gegen die 
Infektionsquelle die Massregeln zu richten. 

(§.6 Abs. 2 des Gesetzes.) In Ortschaften mit mehr als 10000 Ein¬ 
wohnern, in welchen die Seuche bereits ausgebrochen, ist nach den Bestimmungen 
des Abs. 1 auch dann zu verfahren, wenn Erkranknngs- oder Todesfälle in einem 
räumlich abgegrenzten Theile der Ortschaft, welcher von der Krankheit' ble 
dahin verschont geblieben war, Vorkommen. . 

(§. 6 Abs. 8 des Gesetzes.) Die höhere Verwaltungsbehörde kahh Er¬ 
mittelungen ttber jeden einzelnen Erankheits- oder Todesfall aüördnen. So 
lange eine solche Anordnung nicht getroffen ist, sind nach der ersten Fest- 
steUung der Krankheit von dem beamteten Arzte Ermittelungen nUr im Ein¬ 
verständnisse mit der unteren VenTaltungsbehOrde und nur insoweitvorzunehmen, 
als diese erforderlich ist, um die Ausbreitung der Krankheit Örtlich und zeitlich 
zu verfolgen. 

§. 11. (§. 7 des Gesetzes.) Dem beamteten Arzt ist, soweit er es zur 
Feststellung der Krankheit für erforderlich und ohne Schädigung des Kranhen 
für zulässig hält, der Zutritt zu dem Kranken oder zur Leiche und die 'Vor¬ 
nahme der zu den Ermittelungen ttber die Krankheit erforderlichen Unter¬ 
suchungen zu gestatten. Auch kann bei Pestverdacht eine Oeffiiung der Leiche 
polizeilich angeordnet werden, insoweit der beamtete Arzt dies zur Feststellung 
der Krankheit für erforderlich hält. 

Der behandelnde Arzt ist berechtigt, den Untersuchungen, insbesondere 
auch der Leichenöffnung beizuwohnen. Der beamtete Arzt hat ihn von dem 
Zeitpunkt nnd dem Orte der Untersuchungen thnnlichst rechtzeitig zu benach¬ 
richtigen. 

Die im §. 8 anfgeftthrten Personen sind verpflichtet, ttber alle für die 
Entstehung nnd den Verlauf der Krankheit wichtigen Umstände dem beamtetCii’ 
Arzte und der zuständigen Behörde auf Befragen Auskunft zu ertheilen. 

§. 12. (§. 8 des Gesetzes.) Ist nach dem Gutachten des beamteten 
Ai^es der Ausbruch der Krankheit festgestellt oder auch nur der Verdacht des 
Ansbruchs begründet, so hat die Polizeibehörde unverzüglich die zur Verhütung 
der 'Weiterverbreitnng der Krankheit erforderlichen Massnahmen zu treffen. 

(Nr. 9 der Grundsätze.) Bei allen verdächtigen Erkrankndgen ist, sO 
lange nicht der Verdacht als unbegründet sich erwiesen hat, so* zu verfaßen, 
als ob es sich um wirkliche Pestfäile handelt. 

(§. 9 des Gesetzes, Nr. 8 der Grundsätze.) Bei Gefahr im Verzüge 
kann der beamtete Arzt schon vor dem Einschreiten der Polizeibehörde 
die zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit zunächst erforderlichen 
Massregeln anordnen. Der Vorsteher der Ortschaft hat den von dem be¬ 
amteten Arzte getroffenen Anordnungen Folge zu leisten. Von den Anordnnnigen 
hat der beamtete Arzt der Polizeibehörde sofort schriftliche Mittheilnng zu 
machen; sie bleiben so lange in Elraft, bis von der zuständigen Behörde auder- 
weite Verfügung getroffen wird. 

§. 13. (§. 42 des Gesetzes, Nr. 5 der Grundsätze.) Von jedem eisten, 
nach den Ermittelungen des beamteten Arztes vorliegenden Falle von Pest oder 
Pestverdacht in einer Ortschaft ist alsbald dem Kaiserlichen Gesundheitsamt 
auf kürzestem Wege Nachricht zu geben. 

(Nr. 11 der Ausführungsbestimmungen, Nr. 6 der Grundsätze.) Weiterhin 
sind von den Behörden (vergl. §. 30 Abs. 8) an das Kaiserliche Gesundheitsamt 
mitzntheilen: 

a) täglich Uebersichten ttber die weiteren Erkranknngs- nnd Todesfälle unter 
Benennung der Ortschaften nnd Bezirke, 

b) wöchentlich eine Nachweisung Ober den Verlauf der Seuche in den einzelnen 
Ortschaften nach Massgabe des als Anlage 6 beigefügten Formulars. 

Die täglichen Uebersichten sind telegraphisch zu übermitteln. In Berlin 
und dessen Vororten sind die Mittheilungen durch besondere Boten zu ttber- 
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fflpiden» nofern dins zur grOsaeren Besobleanignng beitrAgt. Die Wooben^zch- 
^weünnszn sind so zeitig abzosenden, dass bis Montag Mittag die MittheÜaiigen 
über die in der yorangegangenen Woche bis Sonnabend einschliesslich ge* 
.„peldeten Erkrankongen and Todesfälle im Gesandheitsamt eingehen. 

§. 14. (Nr. 5 der Grandsätze.) Die endgültige Feststellong des ersten, 
Pestlalles in einer Ortschaft hat darch besondere Sachverständige za erfolgen 
welche von den Landes-Zentralbehörden im Voraas bestimmt and eintrete^en 
Falles sogleich an Ort and Stelle entsendet werden. Das Ergebniss der ünjter- 
jachong ist nnverzttglich dem Kaiserlichen Gesnndheitsamte mitzatheilen. 

(Nr. 7 der Grandsätze.) Fttr die bakteriologische Feststellong der Fest* 
ftlle^ ist den mit dieser Aafgabe betraaten Sachverständigen die beigefQgte 
Anleitong (Anlage 7) an die Hand za geben. Aach sind die zaständigen Stelien 
mit dor Anleitang zar Entnahme and Versendnng pestverdächtig^ Unter* 
.sachongrobjekte (vergl. Anlage 1) za versehen. 

Die Versendaim pestverdächtigen Materials darf in der Begel nor ge* 
.schehen: 

1. wenn die Entsendang eines bakteriologischen Sachverständigen zor Unter* 
sachang des Falles an Ort and Stelle nicht schnell genog oder flberhanpt 
nicht erfolgen kann; 

2. wenn der Sachverständige Material zor genaneren Untersnchnng an ein 
Laboratorinm senden will, während er an Ort and Stelle bleibt; 

. 3. wenn Untersnchangsmaterial oder Koltoren von einem Laboratorinm an 
ein anderes versandt werden sollen. 

IV. Massregeln gegen die Weiterrerbreltang. 

§. 15. (Nr. 2 Abs. 2 der AnsfOhrnngsbestimmangen.) An Pest erkrankte 
oder krankheitsverdächtige Personen sind ohne Verzag abznsondern; das Gleiche 
gilt fttr ansteckangsverdächtige Personen, insoweit nicht der beamtete Arzt 
eine einfachere Art der Beobachtnng (vergl. §. 6) fOr aasreichend erachtet. Als 
krankheitsverdächtig sind solche Personen zn betrachten, welche onter < Er- 
' scheinangen erkrankt sind, die den Ansbrnch der Pest befürchten lassen, als 
ansteckangsverdächtig solche, bei welchen dergleichen Erscheinongen zwar nicht 
vorliegen, jedoch die Besorgniss gerechtfertigt ist, dass sie den Krankheitsstoff 
der Pest anfgenommen haben. Die Absonderang der anstecknngsverdächtigen 
Personen darf nnr bis zar Daaer von zehn Tagen angeordnet werden. 

(§. 14 Abs. 2 bis 5 des Gesetzes.) Die Absonderung kranker Personen 
'hat derart za erfolgen, dass der Kranke mit anderen als den za seiner Pflege 
bestimmten Personen, dem Arzte oder dem Seelsorger nicht in Bertthmng 
kommt and eine Verbreitung der Krankheit thonlichst ausgeschlossen ist. An* 
gehörigen und Urkondspersonen ist, insoweit es zar Erle^gong wichtiger und 
dringender Angelegenheiten geboten ist, der Zutritt za dem Kranken unter Be¬ 
obachtung der erforderlichen Maasregeln gegen eine Weiterverbreitong der 
Krankheit gestattet. Werden auf Erfordern der Polizeibehörde in der Behaasang 
des Kranken die nach dem Gatachten des beamteten Arztes zum Zwecke der 
Absonderang notbwendigen Einrichtungen nicht getroffen, so kann, falls der 
beamtete Arzt es fflr unerlässlich und der behandelnde Arzt es ohne Schädigung 
des Kranken für zulässig erklärt, die Ueberftthrong des Kranken in ein geeig¬ 
netes Krankenhaus oder in einen anderen geeigneten Unterkonftsraam ange¬ 
ordnet werden. 

Auf die Absonderang krankheits- oder ansteckangsverdächtiger Personen 
finden die Bestimmangen des Abs. 2 sinngemässe Anwendong. Jedoch dfirfen 
krankheits* oder ansteckangsverdächtige Personen nicht in demselben Baume 
mit kranken Personen antergebracht werden. Ansteckangsverdächtige Personen 
dfirfen in demselben Baame mit krankheitsverdächtigen Personen nur nnter- 
gebraeht werden, soweit der beamtete Arzt es fflr zolässig hält. 

Wobnnngen oder Häaser, in denen an der Pest erkrankte Personen sich 
befinden, sind kenntlich zu machen. 

Fflr das berufsmässige Pflegepersonal können Verkehrsbesehränkangen 
angeordnet werden. 

§. 16. (Nr. 2 Abs. 2 der Aasffihrangsbestimmangen.) Unter Ums^den 
kann es sich empfehlen, die Kranken, anstatt sie zar Absonderung in ein 
Krankenhaus oder in einen sonst geeigneten Unterknnftsranm zu verbringen, 
in der Wohnung za belassen und die Gesunden aus derselben zu entfernen. 
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Es kann sogar die BSamnng des gansen Hauses angeseigt sein, namentlich 
wenn in ihm ongttnstige sanitäre Zastände (üeberffiUang, ünreinlichkeit and 
dergleichen) herrschen. Die Bänmong ist insbesondere dann nothwendig, wenn 
unter den ^tten oder Mänsen in einem solchen Hanse die Pest ansgebroehen 
ist oder wenn es sich am ein sogenanntes Pesthans handelt, in welchem unter 
den Bewohnern die Seuche wiederholt anttritt. Die gänzliche oder theilweise 
Bäumung von Wohnungen oder Häusern gegen den Willen der davon Be> 
troffenen ist jedoch an die Voraussetzung geknflpft, dass der beamtete Arzt sie 
zur wirksamen Bekämpfung der Pest fttr unerlässlich erklärt. Auch ist den 
betroffenen Bewohnern anderweit geeignete Unterkunft unentgeltlich zu bieten. 
(§. 18 des Oesetzes.) 

(Nr. 2 Abs. 4 der AasfÜhrnngsbestimmungen.) Die Polizeibehörden haben 
alle Insassen eines Hauses, in welchem ein Pestfall vorgekommen ist, in Bezug 
auf ihren Gesundheitszustand, erforderlichen Falles durch Absonderung, einer 
Beobachtung zu unterwerfen und dafür Sorge zu tragen, dass Erkranlrangen 
und Todesralle jeder Art, welche in einem solchen Hanse sich ereignen, zu 
ihrer Eenntniss gelangen. 

§. 17. (Nr. 2 Abs. 3 der AnsfOhrnngshestimmungen.) Fttr den Transport 
der Kranken und Erankheits- oder Ansteokungsverdäohtigen sollen dem Öffent¬ 
lichen Verkehr dienende Fuhrwerke (Droschken, Strassenhahnwagen und der¬ 
gleichen) in der Begel nicht benutzt werden. 

(Nr. 5 Abs. 1 der Ansftthmngshestimmungen.) Es ist Vorsorge zu treffen, 
dass Fahrzeuge, welche zur Beförderung von kranken, krankheits- oder an- 
steckungsverdächtigen Personen gedient haben, alsbald und vor anderweiter 
Benutzung desinfizirt werden. 

§. 18. (Nr. 7 der AnsfOhrungsbestimmungen.) Die Leichen der an Pest 
Gestorbenen sind in Tttcher zu httllen, welche mit einer desinfizirenden Flttssig- 
keit (vergl. Anlage 8 unter I, a und unter ü, 18) getränkt sind, und alsdann 
in dichte Särge zu legen, welche am Boden mit einer reichlichen Schicht Säge¬ 
mehl, Torfmull oder anderen aufsangenden Stoffen bedeckt sind. Die einge- 
sargton Leichen sind, sofern nicht das Sterbebans geräumt wird, thnnlichst 
bald aus der Behausung zu entfernen. Das Waschen der Leichen ist zu ver¬ 
meiden. Soll es ausnahmsweise stattfinden, so darf es nur unter den von dem 
beamteten Arzte angeordneten Vorsichtsmassregeln und nur mit desinfizirenden 
Flüssigkeiten ausgeftthrt werden. Die Ausstellung der Leichen im Sterbehaus 
oder im offenen Sarge ist zu untersagen, das Leichengefolge möglichst zu be¬ 
schränken und dessen Eintritt in die Sterbewohnnng zu verbieten. Die Be¬ 
förderung der Leichen von Personen, welche an der Pest gestorben sind, nach 
einem anderen als dem ordnungsmässigen Beerdigungsort ist zu untersagen. 
Die Beerdigung der Pestleichen ist thunlichst zu beschleunigen. 

Eine Oeffnung der Leiche darf nur auf Anordnung oder mit Genehmi¬ 
gung der Polizeibehörde und in der Begel nur in Gegenwart des mit der Fest¬ 
stellung der Krankheit beauftragten Arztes stattfinden. Die LeichenOfihnng 
ist nur anznordnen, insoweit sie der beamtete Arzt zur Feststellung der Krank¬ 
heit fttr erforderlich hält. Im Uebrigen darf die Genehmigung zur Leichen¬ 
öffnung nur zu wissenschaftlichen Zwecken und nach Massgahe der von der 
zuständigen Behörde zu erlassenden Vorschriften ertheilt werden. Die Leiohen- 
Offoung wird zweckmässig in dem ahgedichteten Sarge vorgenommen. 

§. 19. (Nr. 5 Abs. 1 u. 2 der AnsfOhrnngshestimmungen.) In Häusern, 
in welchen Pestßllle Vorkommen, sind die erforderlichen Massnahmen zur Des¬ 
infektion der Ausscheidungen des Kranken, sowie der mit dem Kranken oder 
Gestorbenen in BerOhrung gekommenen Gegenstände zu treffen. Ganz besondere 
Aufmerksamkeit ist der Desinfektion infizirter Bäume, sowie der Betten und 
der Leibwäsche des Kranken oder Gestorbenen znznwenden. 

Wohnungen und Häuser, welche wegen Pestanshruchs geräumt worden 
sind, dürfen erst nach einer wirksamen Desinfektion zur Wiederhenutzung frei- 
gegeben werden. 

§. 20. (Nr. 5 Abs. 8 der Ansftthmngshestimmungen.) Die Desinfektionen 
sind nach Massgahe der ans der Anlage 8 ersichtlichen Anweisung zu bewirken. 

(§.19 Abs. 3 des Gesetzes.) Ist die Desinfektion nicht ausführbar oder 
im Verhältnisse zum Werthe der Gegenstände zu kostspielig, so kann die Ver¬ 
nichtung angeordnet werden. 

(N^ 14 der Grundsätze.) Alle Personen, welche vermOge ihrer Be- 
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■ehiftlgninflr mit Pestkranken, deren Effekten oder Aossoheidnns'en in Bertthrong 
kommen (Erankenwftrter, Desinfektoren, Wäscherinnen n. s. w.) sind sor Be¬ 
folgung der Desinfektionsanweisang anznhalten. 

Eine rechtzeitige Sohntzimpfnng ist diesen Personen nahe zn legen. 

§. 21. (Nr. 3 Ahs. 1 der Ansftlhmngshestimmangen, §. 15 Nr. 8 des Ge¬ 
setzes.) Die zuständigen Behörden haben darauf zu achten, inwieweit Veran¬ 
staltungen, welche eine Ansammlung grosserer Menschenmengen mit sich bringen 
(Messen, Märkte u. s. w.), an oder in der Nähe solcher Orte, in welchen die 
Pest aasgebrochen ist, zn untersagen sind. 

§. 22. (Nr. 4 der AusfOhrungshestimmungen.) Jugendliche Personen ans 
Behansungen, in denen ein Fall yon Pest yorgekommen ist, mhssen, so lange 
nach dem Gutachten des beamteten Arztes eine Weiteryerbreitung der Seu(£e 
ans diesen Behausungen zn beftlrchteh ist, yom Schulbesuche femgehalten werden. 

Das Gleiche gilt hinsichtlich des Besuchs jedes anderen Unterrichts, an 
welchem eine grossere Anzahl yon Personen theilnimmt. 

(Nr. 11 der Grundsätze.) Wenn in einer Ortschaft die Pest heftig anf- 
tritt, kann die Schliessung der Schulen erforderlich werden. Ereignet sich ein 
Psstfall im Sehnlhause, so muss die betreffende Schale geschlossen werden, 
Personen, welche der Ansteckung durch die Pest ansgesetzt gewesen sind, 
mässen auf die Dauer ihrer Ansteckungsgefahr yon der Ertheilnng des Schnl- 
nnterrichts ausgeschlossen werden. 

Die yorstehenden Bestimmungen finden anf andere ünterrichtsyeran- 
staltnngen, an denen eine grossere A^ahl yon Personen theilnimmt, sinngemäss 
Anwendung. 

§. 23. (Nr. 3 Abs. 3 der Aasffihmngsbestimmnngen.) Die Polizeibehörden 
der yon der Pest ergriffenen Ortschaften haben daftir zu sorgen, dass Gegen¬ 
stände, yon denen anzunebmen ist, dass sie mit dem Erankheitsstoffe der Pest 
behaftet sind, yor wirksamer Desinfektion nicht in den Verkehr gelangen. 

(§. 15 des Gesetzes, Nr. 3 Abs. 2 der Aneführnngshestimmungen.) Ver- 
kanfsstellen yon Lebensmitteln in Häusern, in denen ein Pestfall yorgekommen 
ist, sind zu schliessen, sofern nach dem (Jutachten des beamteten Arztes die 
Fortsetzung des Betriebs als gefährlich zn betrachten ist. 

§. 24. (Nr. 3 Abs. 4 bis 7 der Ansführungsbestimmungen.) Insbesondere 
ist für Ortschaften oder Bezirke, in denen die Pest sich weiter yerbreitet, die 
Ansfbhr yon gebrauchter Leibwäsche, gebrauchtem Bettzeug, alten und ge¬ 
tragenen Eleidungsstücken, sowie yon Hadern und Lumpen aller Art zu yer- 
bieten. Aastrenommen sind neue Ahftlle, welche unmittelbar aus Spinnereien, 
Webereien, Eonfektions- und Bleichanstalten kommen, Eunstwolle, neue Papier- 
schnitzel, sowie unyerdächtiges Reisegepäck. 

Einfuhrverbote gegen inländische Pestorte sind nicht zulässig. Das Ver¬ 
bot der Einfuhr bestimmter Waaren und anderer Gegenstände ans dem Aas¬ 
lande richtet sich nach den gemäss §. 25 des Gesetzes in Vollzug gesetzten 
Bestimmungen (ygl. Bekanntmachung yom 4. Juli 1900, Reichs-Gesetzbl. S. 555). 

Für gebrauchtes Bettzeug, Leibwäsche und getragene Eleidnngsstflcke, 
welche ans einem Pestorte stammen und seit Verlassen desselben noch nicht 
wirksam desinfizirt worden sind, kann eine Desinfektion angeordnet werden. 
Im Uebrigen ist eine Desinfektion yon Gegenständen des Güter- und Reiseyer- 
kehrs einschliesslich der yon Reisenden getragenen Wäsche- und Eleidnngs- 
stttcke nur dann geboten und zulässig, wenn die Gegenstände nach dem Gut¬ 
achten des beamteten Arztes als mit dem Ansteckungsstoffe der Pest behaftet 
ansnseben sind. 

Weitergehende Beschränkungen des Gepäck- und Gfiteryerkehrs, sowie 
des Verkehrs mit Post- (Brief- und Packet-) Sendungen sind nicht zulässig. 

§. 25. (§. 10 des Gesetzes, Nr. 18 der Grundsätze.) Ftlr Ortschaften 
oder Bezirke, welche yon der Pest befallen oder bedroht sind, und in welchen 
ein allgemeiner Leichenschauzwang noch nicht besteht, ist eine Anordnung zn 
erlassen, wonach jede Leiche yor der Bestattung einer amtlichen Besichtigung 
(Leichenschau), und zwar thunlichst durch Aerzte, zn nnterwerfen ist. 

§. 26, (8.17 des Gesetzes.) In Ortschaften, welche yon der Pest be¬ 
fallen oder bedroht sind, sowie in deren Umsregend kann die Benutzung yon 
Brunnen, Teichen, Seen, Wasserläufen, Wasserleitungen, sowie der dem öffent¬ 
lichen Gebrauche dienenden Bade-, Schwimm-, Wasch- und Bedtlrfnissanstalten 
yerboten oder beschränkt werden. 




BtidifiBpreditDig und Mediiiiial'Oesetigebiiiig. 


-ä54 


M 'bläe solche Anordinlhg mir im SotertaeUnen nnt dem be- 
IHnlib’töii 'iirete im treffen. 

Y. Allgemeliie YornoliTifteii. 

j . , §.^. (§..23 des Gesetzes.) Die zuständige LandesbebOide kann die 

iGeeteinden oder die weiteren Eommnnalyerbände dazn anhalten, diejenigen 
.^nrichtongen, welche znr Bekämpfong der Pest nothwendig sind, zn treffen. 
Wegen. Aufbringung der erforderlichen Kosten findet die Bestimmung des §. 28 
Abs. 2 Anwendung. 

... • §• 28. (§. 37 des (Gesetzes.) Die Anordnung und Leitung der Abwebr- 

nndünterdrttokungsmassregeln liegt den Landesregierungen und deren Organen ob. 

, Die Zuständigkeit der Behörden und die Aufbringung der entstehenden 
. Kosten regelt sich nach Landesrecht. 

. . Die Kosten der auf Grund des §. 10 angestellten behördlichen Ermitte¬ 
lungen, der Beobachtung in den Fällen des §. 6, ferner auf Antrag die Kosten 
:der auf Grund der §§. 3, 17 und 19 Abs. 2 polizeilich angeordneten und Uber- 
.wachten Desinfektion und der auf Grund des §.18 angeordneten besonderen 
.aYorsiohtsmassregeln für die Aufbewahrung, Binsargung, Beförderung und Be¬ 
stattung yon Leichen sind ans öffentlichen Mitteln zn bestreiten. 

_ (Nr. 8 der Ansfflhrnngsbestimmnngen.) Die Aufhebung der znr Abwehr 
der Pestgefahr getroffenen Anordnungen darf nur nach Anhörung des beamteten 
Arztes erfolgen. 

§. ,29. (§.36 des Gesetzes.) Beamtete Aerzte im Sinne des Gesetzes 
sind Aerzte, welche yom Staate angesteilt sind oder deren Anstellung mit Zu¬ 
stimmung: des Staates erfolgt ist. 

.... Anstelle der beamteten Aerzte können im Falle ihrer Behindeüing oder 
sonstigen dringenden Grttnden andere Aerzte zngezogen werden. Innerhalb 
des yon ihnen übernommenen Auftrags gelten die letzteren als beamtete Aerzte 
.ui|d sind befugt und yerpflichtet, diejenigen Amtsyerrichtungen wahrzunehmen, 
;;yyelche m dem Gesetze oder in den hierzu ergangenen AusffihrnngsbestUnmungen 
den beamteten Aerzten übertragen sind. 

§. 30. (Bekanntmachung yom 22. Juli 1902 [Reichs-Gesetzbl. S. 257].) 
Die Ton den Landesregierungen zn bezeichnenden Behörden oder Beamten der 
Gamisonorte und derjenigen Orte, welche im Umkreise yon 20 km yon Gamison- 
qrten oder im Gelände für militärische üebungen gelegen sind, haben alsbald 
^nach erlangter Kenntniss jeden ersten Fall yon Pest, sowie das erste Auftreten 
,idcs. Verdachts dieser Krankheit in dem betreffenden Orte der Militär- oder 
Marhicbehörde mitzutheilen. üeber den weiteren Verlauf der Krankheit sind 
wöchentlich Zahlenübersichten der neu festgestellten Erkrankungs- und Todes- 
jfäüe einznsenden. Jeder Mittheilung sind Angaben über die Wohnungen und 
idie Gebäude, in welchen die Erkrankungen oder der Verdacht anfgetreten sind, 
. boizufttgen. Die Mittheilungen sind für Garnisonorte und für die in ihrem 
. Un^eise yon 20 km gelegenen Orte an den Kommandanten oder, wo ein 
.^iolcher nicht yorhanden ist, an den Garnisonältesten, für Orte im militärischen 
Üebnngsgelände an das Generalkommando zu richten. 

Anderseits haben die zuständigen Militär- und Marinebehörden yon allen 
Ju ihrem Dienstbereiche yorkommenden Erkrankungen und Todesfällen an Pest, 
.,,sowi{B yon dem Auftreten des Verdachts dieser Krankheit alsbald nach erlaUgter 
,:KcnntnisB eine Mittheilung an die für den Aufenthaltsorts des Erkrankten zn- 
.utändige, yon den Landesregierungen zn bezeichnende Behörde zn machen. 
Jeder Ifittheilnng sind Angaben über das Militärgebände oder die Wohnungen, 
ln welchen die Erkrankungen oder der Verdacht aufgetreten sind, beizufügen. 

Die Militär- und Marinebehörden haben dem Kaiserlichen Gesnndheits- 
.,.fmte. y<Hi den Erkrankungen und Todesfällen Mittheilungen in gleicher Weise 
wie die Ziyilbehörden (yergl. §. 13) zn machen. 

31. Hinsiehtlioh der gesundheitspolizeilichen üeberwachung der einen 
..dentCHshen Hafen anlanfenden Seeschiffe bleiben bis zum Erlasse der auf G^nff 
des §. 24. Abs. 2 des Gesetzes yom Bnndesrathe zn beschliessend^n VorschitUten 
..die. 9 ar Zeit in den einzelnen Bnndesseestaaten bestehenden Vorschriften*) 
in Kraft. 


*) Prenssen. Polizeiyerordnnng des Ministers für Handel und Gewerbe» 
betreffend die gesnndheitspolizeiliche Kontrole der [einen preussisehen Hafen 
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§. 82. (§. 39 des Gesetses.) Die AnsftUiraog der sa ergreifenden: Sdintz- 
massregeln liegt, insoweit davon 

1. dem aktiven Heere oder der Aktiven Marine angdhOrende HiUtSrpenonen, 

2. Personen, welche in miiitärisohen Dienstgebänden oder auf den zur Kaiser¬ 
lichen Marine gehörigen oder von ihr gemietheten Schiffen nnd Fahrzeugen 
nntergebracht sind, 

8. marschirende oder auf dem Transporte befindliche Militfirpersonen nnd 
Tmppentheiie des Heeres und der Marine, sowie die Ansrfistnngs- nnd 
Gebranchsgegenstände derseiben, 

4. ansschliessUch von der MUitär- oder Marineverwaltnng benntzte Gmnd- 
stttcke nnd Binrichtnngen 

betroffen werden, den Militär- nnd MarinebebOrden ob. 

Auf Trnppenübnngen finden die nach dem Gesetze zulässigen'Yeikehrs* 
beschränknngen keine Anwendung. 

§. 38. (§. 40 des Gesetzes.) Für den Bisenbabn-, Post- nnd Telegraphen- 
vertehr, sowie ffir Sehifffahrtsbetriebe, welche im Anschluss an den Eisenbahn¬ 
verkehr geführt werden nnd der staatlichen EisenbahnanfsichtsbehOrde nnter- 
«t^t sind, liegt die Ausführung der zu ergreifenden Schntzmassregeln ans- 
nehliesslich den zuständigen Reichs- nnd LandesbehOrden ob. 

(Nr. 10 der Ausführnngsbestimmnngen.) Inwieweit die polizeilich ange¬ 
ordneten Verkehrsbeschränknngen nnd Desinfektionsmassnahmen anf Personen, 
welche während der Beförderung als krank, krankheits- oder ansteckungsver¬ 
dächtig befunden werden, Anwendung finden, ist in den beigefügten Grund¬ 
sätzen für Massnahmen im Eisenbahnverkehre zu Pestzeiten (Anlage 9>^estimmt. 
Die dabei in Betracht kommenden Rechte nnd Pflichten der BolizeibehOiden 
sind unter Ziffer 3, 7, 8, 10 dieser Anlage festgesetzt. 

§. 34. (§.38 des Gesetzes.) Die Behörden der Bundesstaaten sind-ver¬ 
pflichtet, bei der Bekämpfung der Pest sich gegenseitig zu unterstützen. 

§. 35. (Nr. 9 der Ausftthmngsbestimmnngen.) Für das .Arbeiten nnd 
den Verkehr mit Pesterregem gelten die ans der Anlage 10 ersichtlichen Be¬ 
stimmungen. 

Die Aufbewahrung von lebenden Erregern der Pest, sowie die Vor¬ 
nahme von wissenschaftlichen Versuchen mit diesen Erregern ist nur mit 
Erlaubniss der Landes-Zentralbehörde gestattet. Für das Kaiserliche Ge¬ 
sundheitsamt tritt an Stelle derselben das Reichsamt des Innern, für Militär- 
nnd Marineanstalten das zuständige Kriegsministerinm bezw. das Reichs-Ma¬ 
rine-Amt. 

§. 36. Inwieweit Personen, welche durch die polizeilich .angeordneten 
Schntzmassregeln betroffen sind, ein Anspruch anf Entschädigung znsteht, ist 
durch §§. 28 bis 34 des Gesetzes bestimmt. 


anlaufenden Seeschiffe, vom 31. Juli 1895 (Veröffentlichungen des Kaiserlichen 
Gesundheitsamts 1897, S. 141) nnd Rnnderlass der Minister der geistlichen etc. 
Angelegenheiten nnd für Handel und Gewerbe, betreffend Abängemngs- und 
Ergänznngsbestimmnngen dazu, vom 11. Februar 1898 (Veröffentlichungen des 
Kaiserlichen Gesundheitsamts S. 622). 

Mecklenburg-Schwerin. Verordnungen vom 15. Mai 1895 (Ver¬ 
öffentlichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamts 1897, S. 142) und vom 16. Mai 
1898 (Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamts S. 627). 

Oldenburg. Bekanntmachungen des Staatsministmriums vom 17.>Juni 
1896 (Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamts 1897, S. 143) und 
vom 18. Mai 1898 (Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamts S. 627). 

Lübeck. Verordnungen des Senats vom 21. September 1895 (VerMtent- 
lichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamts 1897, S. 143) und vom 29. Januar 
1898 (Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamts S. 628). 

Bremen. Bekanntmachung des Senats vom 17. Mal 1896 (Veröffent¬ 
lichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamts 1897, S. 143) nnd vom 8. Mai 1398 
(Veröffentlichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamts S. 628). 

Hamburg. Bekanntmachung des Senats vom 29.November 1896 (Ver¬ 
öffentlichungen des Kaiserlichen Gesundheitsamts 1897, S. 144) nnd vsom 
18. April 1898 (VerOffentlichnngen des Kaiserlichen Gesundheitsamts S. 628). 
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Anlage 1. 

JLnvelaimg nur Bntnalune und Yersendong pestTerdftclitiger 
Unterauoliiingaobjekte. 

A. Entnahme des Materials, 
a) Vom Lebenden. 

Drttsensaft: Nach gründlicher Beinignng der Hant mit warmem 
Seifenwasser, Alkohol und destillirtem Wasser wird ans einer geschwollenen 
Drflse mittelst Einschnitts oder dnrch Ansangen mit einer frisch dnreb Ans* 
kochen keimfrei gemachten Pravas’schen Spritze etwas Drttsensaft gewonnen 
nnd anf eine Anzahl von Deckglftschen in der Weise vertbeilt, dass anf jedes 
ein kleines TrSpfcben gebracht nnd mit der Eanttle in dttnner l^hicht veröieilt 
wird. Das Glftsohen wird dann mit der bestrichenen Seite nach oben snm 
Trocknen hingelegt. 

Drttsentheile: Die Drttsengeschwnlst wird nnter Aetherspray dnrch 
einen Schnitt gespalten nnd ein hinreichend grosses Stflck derselben ezstirpirt 
nnd in ein weithalsiges Pnlverglas gethan. 

Drttseneiter: Ist die Drttsengeschwnlst schon in Eitemng ttber- 
gegangen, so wird sie gespalten nnd der Eiter in einem weithalsigen Pnlyer- 
glas anfgefangen. 

Blnt: Dnrch Einstich mit sterilisirter Lanzette in die sorgfUtig ge¬ 
reinigte Hant (Fingerspitze, Ohrläppchen n. s. w.) des Kranken werden Blnts- 
tropfen gewonnen nnd anf möglichst yiele DeckglSschen ttbertragen. 

Hat ein Einschnitt gemacht werden mflssen, so wird das dabei ans* 
fliessende Blnt in einem Pnlverglas anfgefangen. 

Lnngenanswnrf, LnngenOdemflttssigkeit nnd Urin des Kranken werden in 
starkwandige Gläser ^ffillt. 

b) Von der Leiche. 

Die Obdnktion der Leiche ist in der Begel nnr insoweit ansznftthren, 
wie die Sichemng der bakteriologischen Diagnose bezw. die Gewinnnng des 
geeigneten Untersnchnngsmaterials es erfordern. Meist wird es genttgen, der 
bereits in den abgedichteten Sarg gelegten Leiche folgendes Material zn 
entnehmen: 

1. eine geschwollene Lymphdrttse (möglichst einen sogenannten primären Bnbo), 
^ 2. ein etwa wallnnssgrosses Stttck der dnrch einen Schnitt am linken Bippen* 
' bogen zngänglich gemachten Milz, 

8. 10 bis 20 com Blnt, das zweckmässig einer Vena jngnlaris entnommen wird. 

Falls ein Bnbo nicht anfznflnden ist oder der Verdacht anf Lnngen- 
pest besteht, so sind die Bmsteingeweide vorsichtig heransznnehmen nnd 
die Lnngen anf pnenmonisohe Herde zn nntersnohen. Unter solchen Um¬ 
ständen sind 

4. ans erkrankt oder verdächtig befnndenen Lnngentheilen ein oder einige 
etwa wallnnssgrosse Stücke zn entnehmen. 

Die Organstttcke werden znsammen, das Blnt für sich, in ein weit¬ 
halsiges Pnlverglas gethan. 

B. Behandlnng der znr Anfnahme von Untersnchnngsmaterial 

bestimmten Gefässe. 

Die Pnlvergläser dürfen nicht zn dünnwandig sein nnd müssen vor dem 
Gebranebe frisch ansgekocbt werden. Nach der Anfnahme des Untersnchnngs- 
materials sind sie mit eingeriehenen Glasstopfen oder frisch ansgekocht enKorken 
zn verschliessen nnd die Stopfen mit Pergamentpapier zn ttberhinden. 

Die Gefässe dürfen nicht mit einer Desinfektionsflüssigkeit ansgespttlt 
sein, anch darf an dem Untersnchnngsmateriale keine fremde Flflssigkeit hinzn- 
gesetzt werden. 

C. Verpackung nnd Versendung. 

In eine Sendung dürfen immer nnr Untersnohnngsmaterialien von einem 
Kranken bezw. einer Leiche gepackt werden. Bin Schein ist beiznlegen, anf 
dem anzngeben sind: die einzelnen Bestandtbeile der Sendung, Name, Alter, 
Geschlecht des Kranken bezw. der Leiche, Tag nnd Ort der Erkrankung, 
Heimaths- bezw. Herkunftsort der von auswärts zugereisten Personen, Krank- 
heitsform. Tag nnd Stunde des Todes, Tag nnd Stunde der Entnahme des 
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üntenaehnngimateriala. Auf jedem einzelnen Olase ist ausserdem der Lihalt 
zu Terzeiebnen. 

Znm Verpacken dflrfen nnr feste Eisten — keine Zigarrenkisten, Papp¬ 
schachteln nnd dergleichen — benutzt werden. Mit üntersnchnngsmaterial 
beschickte Deckgläschen werden in signirte StIIckchen Fliesspapier geschlagen 
and mit Watte fest in einem besonderen Schächtelchen verpackt. Die Gefässe 
nnd Schächtelchen mit dem Untersncbongsmateriale sind in den Eisten mittelst 
Holzwolle, Hen, Stroh, Watte and dergleichen so zn verpacken, dass sie nnhe- 
weglich liegen and nicht aneinander stossen. 

Die Sendung muss mit starkem Bindfaden nmsohnttrt, versiegelt und mit 
der deutlich geschriebenen Adresse der Untersncbnngsstelle, sowie mit dem 
Vermerke „Vorsicht*' versehen werden. 

Bei BefOrdernng durch die Post ist die Sendung als dringendes Packet ’) 
aufsugeben und der Untersuchnngsstelle, an welche sie gerichtet ist, tele¬ 
graphisch anzukttndigen. Ueberhaupt ist sowohl bei der Entnahme, als andi 
bei der Verpackung und Versendung der Materialien jeder Zeitverlust zu ver¬ 
meiden, da sonst das Brgebniss der Untersuchung in Frage gestellt wird. 

D. Versendung lebender Enlturen der Pesterreger. 

Die Versendung von lebenden Enlturen der Pesterreger erfolgt in zu- 
geschmolzenen Glasröhren, die, umgeben von einer weichen Hülle (Filtrirpapier 
nnd Watte oder Holzwolle), in einem durch ttbergreifenden Deckel gut ver¬ 
schlossenen Blechgefässe stehen, das letztere ist seinerseits noch in einer Eiste 
mit Holzwolle oder Watte zu verpacken. Es empfiehlt sich, nur frisch ange¬ 
legte, noch nicht im Brutschränke gehaltene Aussaaten auf festem Nährboden 
zu versenden. 

Die weitere Verpackung nnd die Versendung geschieht wie nuter C 
Abs. 3 nnd 4. 

^Anlage 2. 

Belehrung über die Pest. 

(Für Aerzte.) * 

Die Gteschichte der Seuchen lehrt, dass die Pest, so oft sie sieh in 
Europa gezeigt und gewüthet hat, stets eingeschleppt worden ist. Sie lehrt 
ferner, dass wiederholt ein einzelner Pestkranker es war, der ein vorher ver¬ 
schontes Land angesteckt hat, nnd dass ausnahmslos jede Pestseuche auch dann, 
wenn die Art ihrer Einschleppung unbekannt blieb, sich mit vereinzelten 
Erankbeitsfällen langsam und allmählich angesponnen hat. 

Bei drohender Pestgefahr ist also die Erkennung der ersten Fälle von 
unberechenbarer Bedeutang, ja die Vorbedingung für fi^zeitige und wirksame 
Abwehr weiterer Pestausbreitung. 

Die folgende Belehrung hat den Zweck, die Aerzte mit den wesentlichen 
Erscheinungen der Pest als Erankheit und als Seuche bekannt zu machen und 
sie so in den Stand zu setzen, nach Möglichkeit der Verantwortung für das 
Gemeinwohl gerecht zu werden, welche sie in Pestzeiten wie sonst bei an¬ 
steckenden Seuchen mit den Öffentlichen GesnndheitsbehOrden theilen. 

Die Pesterkranknng setzt meistens plötzlich ein und verläuft in der Hegel 
als ein drei- bis fünftägiges Allgemeinleiden. Eine entzündliche Schwellung 
äusserer Lymphdrüsen oder eine Pustel, ein Earbunkel auf der Haut oder eine 
Lungenentzündung treten als Örtliche Erankheitserscheinung im Beginn oder 
im weiteren Verlaufe hervor oder werden erst an der Leiche gefunden. Das 
ist das allgemeine Bild in den gröbsten Zügen. 

Zu allen Zeiten, in welchen die Pest auftrat, hat sich gezeigt, dass 
selbst hervorragende Aerzte, welche die feineren Züge des Bildes nicht kannten 
oder an die Pest nicht dachten, bei den ersten J^ankheitsfällen die Ueber- 


*) §. 24 der Postordnung vom 20. März 1900 lautet unter ü: „Die 
Sendungen müssen bei der Einlieferung zur Postanstalt äusserlich durch einen 
farbigen Zettel, der in fettem, schwarzem Typendrack oder ausnahmsweise in 
grossen handschriftlichen Zügen die Bezeichnung „Dringend" trägt, hervor¬ 
tretend kenntlich gemacht sein. Die zugehörigen Postpacketadressen sind mit 
dem gleichen Vermerke zu versehen." 
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hetgi^a „koimteo, iie bKtten cts aiit diaem gßineiaen Eubank«! 
oder mit einer gewöhnliohen Lymphdraseninfektion oder mit einer alltSg- 
,Uciken , ItongeaeatsOndiug oder mit einem rasch und bfisartig verlaufenden 
.Typhus, Weohselfieber, liilsbrand za thnn, und dass sie solange in ihrem. Irrthnme 
.venharrten, bis die Hänfung ähniicher Brkranknngen, die wachsende Zahl der 
.To^sf&Ue, die zweifellose Anstecknngskraft der Rankheit ihnenznmßewusst- 
.,sein,.brachte,'dass ein aosserordentliches, unheimliches Hebel unter ihren,Angen 
. jich entwickelt hatte. 

Die Krankheit befftllt Personen beider Geschlechter in jedem Alter und 
Jedem Stande; in den H&nsern der Armen and Blenden pfle^ sie zuerst zu 
erscheinen und am bösartigsten anfzntreten. 

Dem Beginne des ansgesprochenen Krankseins gehen mitunter Stunden* 

!lang oder tagelang Vorboten vorauf: Mattigkeit, Niedergesohlagenbeit, Krenz- 
.sebmerzen, Kopfweh, Vermehrung des Durstes, Verminderung der Esslusst. 

. H&o% ist der Beginn ganz piötzlich. Stechende, brennende oder .dnmpfa 
Schmerzen ..an der Stelle, an welcher sich später oder alsbald die Drtlsen* 
entsandung, der Karbunkel oder die Pneumonie ausspricht,. können das erste 
Krankheitszeichen sein, zu welchem dann rasch Frösteln bis zum Schtlttelfrost 
und folgende Fieberhitze sich gesellen. Das Fieber kann einige Standen oder 
■Tage bestehen, ehe die örtlichen Zeichen sich aasbilden. 

; Den} Krankheitsbeginn begleitet fast ansnahmslos ein GefBbl des Schwindels 
lim Kopfe, , das sich znm schweren Bausche steigern kuin und dann mit den 
'inssezen Zeichen grosser Benommenheit nnd mangelnder Herrschaft ttber die 
' Glieder einberzngehen pdegt. Bkel oder Erbrechen begleitet den Schwindel 
1 ^;. Herzschwäche bis zum Collaps nicht selten. 

Wenn der Kranke in ärztliche Behandlung kommt, so ist gewöhnlich in 
' schweren Fällen das Krankheitsbild schon voll entwickelt. Den 'Blick ins 
Leere gerichtet, das Gesicht gedunsen, schlaff nnd ausdruckslos, das Augenweiss 
lebhaft geröthet, mit schwerer, stammelnder Sprache, unsicherem, taumelndem 
Gange macht der Kranke ganz den Eindruck eines Betrunkenen. Dieser 
Eindruck wird mitunter dadurch vermehrt, dass Abschttrfungen und blutige 
Benldh der Haut, beim Wanken nnd HinstOrzen des Kranken entstanden, Gesicht 
.nnd Glieder entstellen. Die Zunge ist weisslich, wie mit Kalk betttncht, 
, seltener himbeerähnlich roth nnd warzig; die Haut ist am ganzen Leibe 
trodten und brennend heiss, oder sie zeigt am Gesicht und Rumpf erhöhte 
Wärme, während die pulslosen Glieder schon khhl and mit klebrigem Schweisse 
..bedeckt sind. Die Athmnng ist ängstlich, seufzend, der Herzschlag stark be¬ 
schleunigt, die Arterien entspannt, der Puls an der Badialis doppeltschlägig, 
.gross oder bereits fadenförmig, dem Erlöschen nahe, während .der Herzstoss 
..noch lebhaft ist. 

Zu Bette gebracht, liegt der Kranke bald in grosser Schwäche schlummcr- 
. sttehtig da, murmelt leise oder schwatzt verworren vor sich hin, oder er wälzt 
.sich unrn^ mit lautem Irrereden auf dem Lager hin und her, erhebt moh, 
..^ginnt ein rastloses Wandern, ein wüthendes Toben und macht unter .dem 
Antriebe der Vorstellung: er müsse nach Hanse, er müsse an sein Gteschäft, 
er müsse seinen Dnrst löschen, Fluchtversuche, wenn er nicht vom Wärter 
.)gehi4ten oder ans Bett gefesselt wurde. 

Bei genauer Untersuchung gelingt es in den meisten Fällen, bereits in 
.den ersten Krankheitsstanden den örtlichen Krankheitsherd zu finden nnd damit 
,^der Diagnose näher zu kommen. Eine frisch entstandene Drüsengeschwulst 
oder eine Hautpnstel oder die Zeichen beginnender Lungenentzündung gehören 
zum vollendeten Bilde der Festkrankheit, die also unter drei Formen, ..als 
.Drüsenpest, Hautpest oder Lungenpest, auftreten kann. 

Magendarmpest ist bisher nnr bei Thieren sicher festgestellt. 

Bei der Drüsenpest oder Bnbonenpest, der weitaus häufigsten-Form 
der Krankheit, handelt es sich um die Bildung eines Bubo, der sich als 
.geringere oder stärkere,, rascher .oder langsamer sich entwickelnde, entzündlidie 
.Ans^wellong-einer oder mehrerer Lymphdrüsen und der sie umgebenden Ge- 
■ webe jdarstelit; jede äussere Lymphdrttse kann mrster Krankbeitssitz sein. 
..Xn den .weitaus meisten Fällen entsteht der Baba in der Leistenbeuge oder im 
oberen Rchenkeldreieck; häufig in der Achselhöhle oder — besonders bei 
Kindern — am Halse; in einzelnen Fällen sind die Drüsen am Hinterkopf,. in 
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der BUdnbdüge, in der Kniekehle, die voidhrdn oder" bintereh OhldrtlsMt, dtt‘ 
ZangenbeindirttBe n.s. w. Sitz der Entzündung. Sehr oft findet’ man die ftnsMtbn 
Lymphdrttsen’in einem geringen Beizzustand oder ’scheinbar TOlh Krätakfaeitb^' 
keim übersprungen, w&brend die yerborgenen Drüsen zweiter otfefr d^bet'' 
Ordnung zu Bubonen sich entwickeln, so dass z. B. die SchenkeMrflsen frei' 
bleiben und ein grosser Iliakalbobo oder Lunibalbubö' entsteht, der wie eine 
perityphilitische Geschwulst durch die Bauchdecken hindurch gefohlt werden’ 
kann; oder eine Halsdrüse undeutlich geschwollen ist, dagegen eine Dfimpfüng' 
in der Schlüsselbeingegend und Drnckerscheinungen an den Halsorganen die 
Bildung eines Bubo iih obersten Theile der Brusthöhle yerrathen. Am BulKr 
lasäen sich entweder die einzelnen yergrOsserten Drüsen dbutHcb abtasteü' 
oder die Entzündung des Zwischengewebs hat sie zu einem dicken BEaufen 
yerpackt, der sich gegen die Umgebung nur undeutlich absetzt, häufig atiefr 
ydn teigigem Oedem weit in die Nachbargewebe und über die Hatit umgebeü' 
rnlrd: Am Bubo ist die Druckempfindung gewöhnlich weitaus grosser als dar’ 
spontane Schmerz, so dass der Kranke bei ruhiger halber Beugung des Gtiad’' 
abschnitts, über welchem der Bubo sich entwickelt, keinü Qual zu leiden hat. 
Ein kleiner Bubo wird yon dem Kranken und seiner Umgebung hfiufig gaf 
nicht bemerkt, so dass er yom Arzte durch Abtasten aller erreichbaren 
Drüsen yorsichtig und wiederholt gesucht werden muss. 

Pestpustel und Pestkarbunkel sind im 'Vergleiche zum Pestbube* 
niebt hünfig. Sie beginnen mit einem flohstichartigen, etwa linsengroeseoi 
Flecken an irgend einer Stelle der Haut. Ans dem lebhaft sehmerzendeit' 
Flecke entwickelt sich rasch ein kleineres oder grosseres Bläschen mit trübem 
Inhalte. Entweder bleibt es dann bei der Bildung der Pustel oder die 
unterliegenden Gewebe werden derb und hart, um sich bald zu einen» tied^ 
greifenden Karbunkel und weiterhin in ein brandiges Geschwür nmzuwandehi« 
Von dar Pustel sieht man oft entzündende Lympbgefftsse zu dem nAabsten 
Drüsenlager führen, in welchem dann ein Bubo zu entstehen pfl^t. Auch zum 
ausgebildeten Karbunkel kann sich der benachbarte Bubo gesellen. 

Die Lungenpest, welche in einzelnen Pestseuchen auffalland yef> 
herrscht, meistens aber gegenüber der Drüsenpest an Häufigkeit zurücktritt, 
yerliuft fast genau wie eine gewöhnliche, heftige, katarrhalische oder wie eine 
erOupOse Pneumonie. Sie kann, wenn auch die schweren AUgetneiüerScheiliungen 
ihr oft yon yornherein ein besonders bösartiges Aussehefi geben, iiü eihzelnen 
Falle yon anderen Lungenentzündungen ohne die bakterioskopische UnterSudtüng 
des AuSwurfs nicht mit Sicherheit unterschieden werdeh. 

Bubo, Pestpustel, Lungenentzündung sind gleich zu Beginn der Krankheit, 
mitunter yor dem Fieber, da oder entwickeln sich deutlich einige Stünden oder 
Tage nachher; selten yerzOgert sich ihr Erscheinen bis zum dritten Tage. 

Bei allen Formen der Pest ist die frühe Herzschwäche anffallehd; hei 
allen können im Beginne Beizerscheinnngen am Magen und Dariüe, Druck¬ 
empfindlichkeit in der Gegend des Oberbauchs und in dhr Blinddarmgegeüd; 
heftiges Erbrechen, später auch Abgang schwarzer Kothmassen anftreten. 
Mit einiger Begelmässigkeit werden beobachtet ein leichter Grad yon AiüT- 
blähnng des Bauches, eine weiche, tastbare oder perkntirbare Milzanschwellung^^ 
Spuren yon Nukleoalbumin und Serumalbumin im Harne, Bluterbrechen oto 
Bluthamen sind seltener. Eine diphtherische Erkrankung der Ganmenihandeln 
wird oft und frühzeitig gefunden, fast regelmässig ist ein geringerer oder 
stärkerer Grad yon BindehautreizUng, zu der sich häufig und oft rasch eteü 
Horabantentzündnng gesellt, welche zur yOlligen Vereiterung des Auges führen 
kann. Punktförmige oder streifenförmige Blutungen in der Haut und in den 
Schleimhäuten sind in yerschiedenen Epidemien ungleich häufig. Mitunter si^t 
man im Verlaufe der Krankheit unterhalb der Bubonen sich Lymphgefk8S‘' 
entzttndungen entwickeln, im Bereiche derselben Blasen aufsohiessen, neue 
Bubonen in yerschiedenen KOrpergegenden sich den alten hinzugesellen;. 

Der Verlauf der Pesterkraiiknng ist, je naöh dem Organe, wSlOhes be¬ 
fallen wurde, insofern yerschieden, als manche FäHe yon HantpeSt und Drüseü- 
pest ziemlich milde und gutartig ohne bedeutende Krankheitszeichen ycriaüfeU 
können, während die Lungenpest in der Begel unter schwersten Erseheinüns^n 
rasch zum Tode führt. Unter den Bubonen pflegen die Halsbuboüen den Übelsten 
Knüdtheftsterlauf sn bedingen; bei ihnen enolgt der Tod häufl|' dttfeh Er- 
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etiokang. Bs giebt auch Fille, in welchen vor jeglichen Zeichen einer Lokali* 
eirang, sogar ehe den Kranken ihr Leiden zam Bewnsetsein kommt, der Tod 
blitsBobneli eintritt Der dritte oder auch wohl der yierte Erankheitetag 
bringt zomeist einen Abfall des Fiebere und sehr häufig zugleich den Tod. 
Wenn der Kranke den dritten oder vierten Tag ttbereteht, so kann er ent¬ 
weder auch fernerhin fieberfrei bleiben, um zu genesen, oder das Fieber beginnt 
aufs Neue und verläuft wie bis dahin ohne oder mit Nachlässen weiter. 
Am 6. und 9. Krankheitstage zeigen sich dann fast regelmässig wieder tiefe 
Binsohnitte der Temperatur- und Pulskurve, so dass eine längere Krankheits- 
dauer, welche sich ausnahmsweise selbst über die zweite Woche hinaus er¬ 
streckt, durch Nachschübe bedingt erscheint, die sich im Auftreten neuer 
sekundärer Bubonen kundgeben können. Die Körperwärme pflegt im Fieber 
89 bis 40** C., oft aber auch weniger zu betr^en; ein Ansteigen oder Ver¬ 
weilen auf 41 <* C. und mehr wird namentlich im Beginne der Rankheit oder 
eines Nachschubs nicht selten beobachtet. Vor dem Tode pflegt die Körper¬ 
wärme mit dem schnellen Verfalle der Kräfte rasch zu sinken oder auch 
wohl plötzlich abzufallen; sie kann jedoch auch noch steigen und selbst in 
der Leiche 42 ‘ C. und mehr betragen. 

Der geschilderte Gang des Pestfiebers wird in manchen Fällen durch 
hinzutretende anderweitige Infektionen gestört; noch häufiger schliessen sich 
der eigentlichen Pesterkrankung andere Infektionen mit dem durch sie be¬ 
dingten Fieber an, so namentlich Infektionen mit Streptokokken, Staphylokokken, 
Pneumokokken oder Influenzabazillen. 

Der Tod kann den Krankheitsverlauf zu irgend einer Zeit unterbrechen; 
in den mit Genesung endigenden Fällen kann der Abfall aller Krankheits- 
erscheinungen plötzlich oder allmählich erfolgen. Todesursache pflegt, wo 
nicht Erstickung durch Halsbubonen oder durch Lungenentzündung eintritt, 
die allmählich oder plötzlich eintretende Lähmung des Blntkreislanfs zu sein. 

Des Ausganges in Genesung erfreuen sich 10 bis höchstens etwa 40 Prozent 
der Erkrankten. Er erfolgt nach der Entfieberung bei Drüsenpestkranken 
unter allmählicher Zertheilnng oder annähernd ebenso häufig unter Vereiterung 
des Bubo; bei Karbunkelkranken unter rascher oder langsamer Abstossnng der 
brandigen Gewebe. 

Die Genesung zieht, sich in den schweren Fällen lange hin. Ein plötz¬ 
licher Herztod kann scheinbar geheilte noch früh oder spät wegraffen. Im 
Eiterfieber sterben viele; an später Pestmeningitis einige. Sekundäre Infek¬ 
tionen, besonders der Luftwege, begünstigt durch mangelhafte Pflege und 
unsaubere Umgebung, tödten zahlreiche Rekonvaleszenten. Noch nach Wochen 
und Monaten gehen manche in fortschreitendem Siechthum an langwieriger 
Eiterung, an fortschreitender Entartung innerer Organe oder an zunehmender 
Blutverarmung zu Grunde. 

Unter den Nachkrankheiten spielen Lähmungen im Bereiche der ver¬ 
schiedensten Nervengebiete eine grosse Bolle. 

Die allgemeine Prognose der Pestkrankheit ist bei der grossen 
Tödtlichkeit schlecht. Im einzelnen Falle ist sie nie mit Sicherheit zu stellen. 
Man kann sagen, dass, wer nach dem 3. bis 6. Tage fieberfrei ist, wahr¬ 
scheinlich genesen wird, falls nicht schwere Komplikationen bestehen. 

Frühzeitiges Auftreten der Bubonen ist verhältnissmässig günstig; durch¬ 
aus ungünstig sind blutiges Erbrechen, Blutharnen, Petechien, nachträgliches 
Aasbrechen von Furunkeln und Karbunkeln, Mandeldiphtherie. Singultus kündet 
den nahen Tod an. Von Lungenpest genesen wenige. Vorherbestandene 
chronische Krankheiten der Lunge und anderer Eingeweide nehmen die Aussicht 
auf Genesung fast ganz. Die Sterblichkeit der Schwindsüchtigen, der Syphili¬ 
tischen, der Säufer pflegt in Pestläufen ausserordentlich gesteigert zu sein. 

Zweimalige Erkrankung an der Pest gehört zu den Ausnahmen. Der 
zweite Anfall endet meistens tödtlich. 

Die Diagnose der Pest ist innerhalb der Epidemie ans dem schnell aus- 
gebildeten schweren fieberhaften Allgemeinleiden in den meisten Fällen leicht 
zu stellen, wenn die Ausbildung eines örtlichen Krankheitsherdes in Lymph- 
drüsen, auf der Haut, in der Lunge hinzutritt. und wenn überdies die rausch- 
artige Benommenheit des Kranken, der wankende Gang, der elende, ausser¬ 
ordentlich weiche Puls, die Injektion des Auges, die weissgetünchte Zunge 
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berttckaichtigt werden. Ansserbalb der Epidemie bleibt eie selbst im auh 
gebildeten Krankheitsfall eine Wabrscheinlichkeitsdiagnose, welche Uilxbrand, 
bösartige Wechselfieber oder Typhös, gewöhnliche Pnenmonie mit in Betracht 
so sieben hat. Die leichteren Fälle mit geringen örtlichen ond allgememen 
Krankheitsseichen and die schwersten, bei welchen der Tod Tor der Bildnng 
irgend eines örtlichen Erankheitsprodnktes eintritt, entgehen der Diagnose, 
wenn nicht die bakteriologische Untersochong am Kranken oder an der Leiche 
hinsotritt. 

Ueberhaopt schützt Tor Fehldiagnosen allein der Nachweis des Pest¬ 
erregers, dessen Eigenschaften daher an dieser Stelle ebenfalls knrs besprochen 
werden sollen. 

Der Pesterreger ist ein Bacillos ohne Eigenbewegong, der in Form 
nnd Grösse je nach den äusseren Entwicklongsbedingnngen, der Beschaffenheit 
des Nährbodens and dergleichen ziemlich beträchtliche Verschiedenheiten aaf- 
weist. In der Begel erscheint er als korzes, an den Enden abgerondetes 
Stäbchen, dessen Länge etwa zwei- bis dreimal die Breite Obertrifft. Nicht 
selten ist aber auch der Unterschied zwischen Länge and Breite so gering, 
dass die Stäbchenform wenig heryortritt. 

Die Pestbazillen lassen sich in Aasstrichpräparaten leicht mit den ge- 
bräachlichen Anilinfarben färben. Dabei nehmen die äasseren Theile des 
Bazillenkörpers and namentlich die Enden vielfach die Farbe stärker aof als 
die Mitte (Polfärbang), eine Erscheinong, welche besonders bei vorsichtiger 
Färbung mit Methylenblau hervortritt. Nach der Gram’schen Methode lassen 
sich die Pestbazillen nicht färben. 

Die künstliche Züchtung der Pestbasillen gelingt bei Loftzntritt auf 
nnd in den gebräuchlichen Nährböden and Nährflüssigkeiten (Agar-Agar, er¬ 
starrtem Blatseram, Gelatine, Bouillon etc.) leicht; bei Luftabschluss bleibt 
dagegen das Wachsthum aus. In zuckerhaltigen Nährböden rufen die Pest¬ 
bazillen keine mit Gasentwicklang einhergehende Gährnug hervor. Ihr Wachs- 
thum ist bei Temperaturen zwischen etwa 25 und 87** G. annähernd gleich 
gut. Zwischen 10 und 15 <* C. ist es zwar verlangsamt, aber noch krältig, 
und selbst bei einer Temperatur von etwa 5 **C. ist es noch nicht ganz aufgehoben. 
Wenn die für die Kultur benutzte Aussaat dem pestkranken Kör^per oder der 
Pestleiche entnommen war, so ist das Wachsthum selbst bei günstigen Wärme¬ 
graden ein langsames. Auf der Oberfläche von erstarrtem Agar z. B., das bei 
87 ** C. gehalten wurde, zeigen sich unter solchen Umständen die ersten, mit 
blossem Auge eben wahrnehmbaren Anfänge der Kolonienbildung nicht vor 
Ablauf von 24 Stunden, nnd zur vollen Entwicklung bedarf es eines Zeitraums 
von zweimal bis dreimal 24 Standen. Die Oberflächenknltur besteht dann aus 
zarten, bei Lupenbetrachtung durchsichtigen, kleinen, tröpfchenartigen Kolonien, 
welche wenig Neigung zum Zusammenfliessen haben, ln Bouillon gezüchtet, 
wachsen die PestbaziUen vielfach in Form von mehr oder weniger langen 
streptokokkenähnlichen Ketten. Auf sehr trockenem Agar, namentlich aber auf 
Agar mit 2 bis 3 prozentigem Kochsalzgehalte gezüchtet, bilden die Pestbazillen 
schon in ein bis zwei Tagen zahlreiche, ganz auffällige Involutionsformen, 
grosse kugelige oder unregelmässig gestaltete Gebilde, welche sich grössten- 
theils nur mangelhaft mit Anilinfarben färben lassen. 

Dauerformen der Pestbazillen sind nicht bekannt. In Flüssigkeiten 
sterben die Bazillen schon bei einer Erwärmung auf 56 bis €0* C. in sehn 
Minuten ab. Die Siedehitze tödtet sie sofort. An Leinwand und dergleichen 
angetrooknet, können sie sieh in unserem Klima mehrere Wochen lebensfähig 
erhalten. 

Die Pestbazillen Anden sich in allen Erankheitsprodukten des Lebenden 
und meistens im ganzen Körper des an der Pest Verstorbenen. Der Saft nnd 
die Gewebe frischer Bubonen nnd Karbunkel, das entzündliche Exsudat in der 
Lunge enthalten die Bazillen in ungeheurer Menge. Im Inhalte der spontan 
aufbrechenden oder bei eingetretener Beife angeschnittenen Bubonen werden sie 
nur ausnahmsweise gefunden, so dass sie in Fällen von Drüsenpest, die in Ge¬ 
nesung endigen, durch Inzision des frischen Bubo gewonnen werden müssten. 
Doch geben diese Fälle am wenigsten Anlass zu diagnostischen Zweifeln und 
Irrthümem. Die Blasen nnd Karbunkel liefern, wenn sie angeritzt werden, 
leicht das Material für die bakteriologische Diagnose. In den weitaus meisten 
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Ftflen von Langenpest giebt d«r Aosworf, dar stets sshllose PestbanUsik snt* 
bäht das sichere diagnostische Mittel. Fehlt der Answarf, so giebt die Sektion 
oder eine Punktion der Lunge an der Leiche den Aufschluss, falls er nkht 
sdran mher aus der bi^teriologisehen üntersuehung des Blutes gewonnen war. 
IBese Blatantersuchung sollte in keinem Pestfall unterlassen werden, dn. sie 
isanser leicht auszufohren und oft entscheidend ist. Bei den allermeisten Pest 
ImuriMn, wridie sterben, findet man während der letzten Lebensstanden, mit¬ 
unter schon Tage vorher, im Blutstropfen, welcher durch einen Nadelstich von- 
irgend einer Hautstelle gewonnen wird, die Bazillen spärlich oder zahlreich. 
Ais den normalen Absonderungen, ans Speichel, Sehweiss, Ham, Mikh, Menstmal- 
blut, Lochien sind sie schwerer und weniger häufig zu gewinnen. Massenhalt 
und regelmässig erscheinen sie im terminalen Lungenödem. 

War die bakteriologische Untersuchung beim Lebenden aas irgend einem 
Grunde unausfilhrbar oder erfolglos, so ist sie an der Leiche stets leicht und 
sicher, besonders wenn man die Untersuchung von Gewebsschnitten, Kulturen 
und den Impfversuch an einer Batte oder Maus der mikroskopischen Prüfung 
hinzufügt. Ausser den primären Lokalisationen in der Haut, in den Drüsen 
nnd in der Lunge bieten Blut, Milz, Lungenhypostasen, Galle, Duralflüsslgkeit 
besonders geeignete Objekte für den Nachweis des Bacillus. 

Ueberhaupt stellt erst die Leicheneröffnung viele PestfäUe, welche wäh¬ 
rend des Lebens anerkannt oder unsicher blieben, klar. Der anatomische Be¬ 
fund pflegt gleiehmässiger zu sein als das Erankheitsbild. Neben den Primär- 
läaionen, uen speckig oder markig geschwollenen Lymphdrttsen mit salziger, 
oft blutiger, weit reichender Durchtränkung der Nachbargewebe in dem einen 
Falle, dem Karbunkel mit tiefgreifender Infiltration seiner Unterlage im andern 
Falle, den lobulären oder lobären Verdichtungen der Lunge im dritten Falle, 
findet mam fast in jeder Leiche eine weiche geschwollene Milz, lackfarbenes 
Blut und wohl ausnahmlos Blutaustritte in verschiedenen Organen, besonders 
reichlich im M^en, im Dünndarm und Coecum, in den Nierenbecken u. s. w., 
ferner hier und da herdförmige Nekrosen und hochgradige paremchymatöse 
Entartungen der drüsigen Eingeweide, besonders der Leber. 

In der Behandlung der Pestkranken ist das Wichtigste die Sorge 
für ein gutes Lager, für frische Luft, für kühle Waschungen. Der grosse Du^ 
der Kruiken soll unbeschränkt gelöscht werden. Frisches Wasser, säuerliche 
Getränke, Milch nehmen die Kranken am liebsten. Geistige Getränke wider- 
rathen viele Aerzte bei ausgesprochener Depression des Hirnes und der lebene- 
wüfiitigen Zentren. 

Eine Reinigung der Verdaunngsorgane durch Bicinusöl oder ähnliche 
Mittel wird von vielen Aerzten empfohlen und erscheint zweckmässig auf Grund 
des Leichenbefundes, der gerade an mechanisch gereizten nnd durch Kothstau- 
ung beschwerten Darmtheilen gehäufte Blutaustritte ergiebt. Ueber die Wirk* 
sa^eit herzerregender Mittel in der Pest sind die Aerzte nicht einig. 

Aasbrennen oder Ansätzen der etwa vorhandenen Pestpustel, Einrei¬ 
bungen von grauer Salbe, Sublimat oder Karbolwasserumschläge über Lymph- 
gefässentzündungen oder Bubonen erscheinen zweckmässig. Die weitere Be¬ 
handlung der Bubonen geschieht nach chirurgischen Grundsätzen. Bei Kranken 
mit Langenpest ist die Einathmung einer einprozentigen Karbolkalkwasserzer- 
stäubuBg zu versuchen. 

Der wichtigste Schatz für Wärter und Aerzte bildet peinlichste Reinlich¬ 
keit. Die grosse Gefahr der Ansteckung durch das Sputum der Lungenpest- 
kraoken und durch die Lungenödemflüssigkeit der Sterbenden ist besonders zu 
vergegenwärtigen. 

Die Desinfektion hat sich auf alle Abgänge des Patienten nnd auf 
die mit ihm in Berührung gekommenen Gegenstände zu erstrecken. Von 
ehemisohen Desinfektionsmitteln eignen sich besonders verdünnte Karbolsänre- 
lösung (3 ProzentX auf die Hälfte verdünntes Kresolwasser sowie Chlorkalk- 
lOsUBg (2 Prozent). 

Als vorbeugendes Mittel wird — nammitlich zum Schutze voia 
Aentea und Krankeupfiegem —die Impfung mit abgetödteten Pestknltnren, ‘ 
die Bogenauate akifive Immnnisiraitg, in Frage kommen. Diese Pest-Schuts- 
impfimg ist, wie die in Indien cmsgeftthrten Massmümpfungen gezeigt haben, 
ng^MbrUeh «nd veifieiht «aen, wenn aooh nioht sieherea, so doch nnverkenn- 
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baren Schatz gegen die Infektion. Za berttcksichtigen ist dabei allerdings, dass, 
soweit die Tbierrersache ein Urtheil gestatten, die Impfang ihre schfltzende 
Wirkang erst nach 7 Tagen entfaltet. 

Man hat nach Analogie des Diphtherieserams aach das Serum hoch¬ 
gradig gegen Pestbazilien immanisirter Thiere sowohl za Vorbeugongs-, als 
auch za Heilzwecken empfohlen. Trotz seiner im Thierversache deatlich her- 
yortretenden spezifischen Eigenschaften hat aber das Pestsernm bei der Menschen¬ 
pest bisher allgemein anerkannte Erfolge nicht za erzielen vermocht. 

Epidemiologisches. In der Einleitung ist bereits darauf hinge¬ 
wiesen worden, dass die Pest nach erfolgter Einschleppung sich zunächst lang¬ 
sam aasbreitet. Vielfach handelt es sich anfänglich nur um Fälle in den Fa¬ 
milien der zuerst Erkrankten, and bei Personen, welche bei der Pflege oder 
bei Besachen der Kranken sich ansteckten. Bald aber pflegen, zunächst immer 
noch in geringer Zahl, in benachbarten Häusern oder in entlegeneren Quar¬ 
tieren Pesterkrankangen auch bei solchen Personen einzatreten, bei welchen 
eine Beziehung zu froher Erkrankten in keiner Weise sich nachweisen lässt. 
So nistet die Seuche, wenn sie einen günstigen Boden findet und sich selbst 
flberlassen bleibt, im Laufe von Wochen und Monaten allmählich sich ein, nimmt 
dann aber verhältnissmässig schnell zu, um nach Erreichung ihres Höhepunktes 
wiederum erst schneller, dann langsamer abzunehmen. Ihr Erlöschen ist oft 
nur ein scheinbares; nach einer Ruhezeit von Wochen oder Monaten beginnt 
nicht selten eine neue Epidemie, und auch dieser können weitere folgen. 

Epidemien von so plötzlicher Entwicklung, wie sie bei der asiatischen 
Cholera und beim Abdominaltyphus in Folge des Hineingelangens der Krank¬ 
heitskeime in das Trink- und Gebrauchswasser zu Stande kommen, werden bei 
der Pest nicht beobachtet. 

Ein wichtiger Zug in dem Verhalten der Pest ist ihre Neigung, sich an 
einzelne Häuser zu heften und in diesen besonders verheerend aufzutreten. 
Wenn solche von der Seuche bevorzugten Häuser geräumt werden, so pflegen 
unter den anderweitig untergebrachten Bewohnern weitere Infektionen auszu- 
bleiben. 

Fflr die Verbreitung der Pest kommt in erster Linie die üebertragung 
des Krankheitskeims vom Menschen zum Menschen in Betracht. Diese Ueher- 
tragung kann sowohl unmittelbar erfolgen, als auch in der Weise, dass mit den 
Kranken in Bertthrung gekommene Wäsche- und Kleidungsstücke und sonstige 
Gebrauchsgegenstände die Zwischenträger abgeben. 

Auf welchen Wegen die Krankheitserreger den Körper verlassen, ist 
bereits früher dargelegt. Die Ansteckungsgefahr ist im Allgemeinen gering 
bei den leichteren Fällen von Drüsenpest, bei welchen die Pestkeime zunächst 
in den geschwollenen Drüsen znrückgehalten werden. Dies ändert sich auch 
kaum, wenn die Bubonen in Erweichung übergehen und aufbrechen; denn in 
der Regel sind die Pestbazillen unter solchen Umständen bereits abgestorben. 
Ganz anders ist die Ansteckungsfähigkeit der schweren septikämischen Fälle 
von Drüsenpest zu benrtheilen, bei welchen die Krankheitskeime noch während 
des Lebens mit den verschiedenen Körperabsondemngen ausgeschieden werden 
-können, namentlich aber kurz vor dem Tode im Lungenödem erscheinen. Am 
gefährlichsten sind endlich die Lungenpestkranken, und zwar durch ihr massen¬ 
haft Pestbazillen enthaltendes Sputum, welches beim Husten und selbst schon 
beim Sprechen in Form feinster Tröpfchen in die Luft gelangt. 

Die von Pestkranken ansgeschiedenen Pestkeime finden dann wieder bei 
Gesunden durch kleinste, meist unbemerkt bleibende Epidermis-Verletzungen, 
unbedeutende Kratzwanden, Flohstiche und dergleichen ihren Eingang in die 
Lymphbahnen; in anderen Fällen nisten sie sich zunächst in der Schleimhaut 
der Mund- oder Rachenhöhle oder auf den Tonsillen ein, können auch vom 
Koujunktivalsaok aus in die Nasenhöhle gelangen oder werden endlich mit der 
Athmnngsluft oder von der Mundhöhle ans in die Bronchien aspirirt. 

Dass diesen verschiadenartigen Infektionen vom Menschen zum Menschen 
da besonders Thür und Thor geöffnet ist, wo eine unreinliche Bevölkerung in 
engen, dunklen und überfüllten Wohnungen haust, liegt auf der Hand. Wo 
Licht und Luft reichlich vorhanden sind, und Reinlichkeit herrscht, findet die 
Pest erfahrungsgemäss keinen rechten Boden für eine epidemische Verbreitung. 

Die mittelbare und unmittelbare Ansteckung im menschlichen Verkehre 
bildet aber nicht den einzigen Weg, auf dem die Pestkeime sich verbreiten. 
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Manche Bnoheinniigen im Auftreten nnd Fortu^^en der Seuche mcrden e^st 
verständlich durch die Thatsache, dass anch gewisse in der Umgchting des 
Menschen lebende Thiere von mörderischen Epidemien heimgesneht werden 
' können. Vor Allem kommen hier die Batten in Betracht, welche anch der 
Pestinfektion vom Magendarmkanal ans in höchstem Masse zngänglich sind. 
Da sie die Gewohnheit haben, ihre erkruikten oder verendeten Artgenossen 
anannagen, so verbreitet sich die Pest unter ihnen, wenn sie erst einmal ans¬ 
gebrochen ist, überans leicht. 

Die Pestratten sind aber nicht nnr für ihresgleichen gefthrlicb. Mit 
ihren Ausscheidungen, die in grossen Mengen Pestbazillen enthalten, können 
nm so leichter die menschlichen Wohnungen infizirt werden, als pestkranke 
Batten erfabrnngsgemäss die Scheu vor dem Menschen verlieren, ans ihren 
Schlupfwinkeln hervorkommen nnd nicht selten in den Wohnungen verenden. 
Eine ähnliche Bolle können, wenn anch offenbar in geringerem ^sse, anschei¬ 
nend die Mäuse spielen. 

Durch jene zum Theil unterirdischen nnd gtmz unkontrolirbaren Verbin¬ 
dungen wird uns das erwähnte, scheinbar zusammenhanglose Auftreten neuer 
Pestherde erklärlich, nicht minder auch die ausgesprochene Neigung der .Pest, 
in übervölkerten engen Quartieren sich lestznsetzen und selbst mit Unter¬ 
brechungen sich zu erhalten. 

Wenn die vorstehenden Ausführungen zur Förderung des Verständnisses 
von dem Wesen und der Verbreitungsweise der Pest beitragen, so ist ihr Zweck 
erreicht. Mögen sie vor allem den Aerzten, falls die Seuche auch nach Deutsch¬ 
land verschleppt werden sollte, die richtige Benrtheilnng der ersten Fälle er¬ 
leichtern, damit dieselben alsbald zur Anzeige gelangen. Dabei braucht wohl 
kaum hervorgehoben zu werden, dass bei der ausserordentlichen Tragweite, 
welche der Feststellung der Pest an einem Orte znkommt, die endgültige Dia¬ 
gnose in den ersten Fällen nnr im Einvernehmen mit dem zuständigen Medi¬ 
zinalbeamten und auf Grund veiflässlicher bakteriologischer Untersuchung aus¬ 
gesprochen werden darf. 

Anlage 3. 

Belehrung Ubier das Wesen nnd die Yerbreitangsmeise der Pest. 

(Für Laien.) 

1. Die Pest ist eine ansteckende Krankheit, welche in Deutschland nie¬ 
mals von selbst entsteht, smidern stets aus anderen Ländern eingeschleppt wird. 
Sie wird in allen Fällen hervorgerufen durch das Eindringen eines, für das 
blosse Auge unsichtbaren Erankheitskeimes, des sogenannten Pestbacillus, in 
den Körper. 

2. Die Pestkrankheit beginnt in der Begel einige Tage nach erfolgter 
Ansteckung mit mehr oder weniger heftigen Fiebererscheinnngen. Viele Kranke 
verfallen bald in rauschartige Umnebelung der Sinne und tiefe Theilnahm- 
losigkeit; andere werfen sich unter Irrereden rastlos auf ihrem Lager umher 
und sind nnr mit Mühe im Bette zu halten. Häufig wird Erbrechen beobachtet. 

In schweren Fällen pfiegt schon am dritten bis fünften Tage nach schnellem 
Verfalle der Kräfte der Tod einzutreten. 

3. Man kann zwei Formen der Pestkrankheit unterscheiden, die Drüsen¬ 
pest und die Lnngenpest. 

Bei der Drüsenpest kommt es im Beginne der Krankheit zu sehr 
schmerzhafter Anschwellung einer oder mehrerer Lymphdrüsen, sogenannten 
Bubonen. Am häufigsten betroffen sind die Drüsen der Sehenkelbeuge, dann 
die Achseldrüsen, die Halslymphdrüsen, die Nackendrüsen u. s. w.^ 

Ausnahmsweise sind die geschwollenen Drüsen änsserlieh nicht naehzn- 
weisen, weil sie in der Tiefe des Körpers liegen. 

Die Drüsenpest verläuft oft in wenigen Tagen tödtlich, während in 
anderen Fällen unter allmählicher Verkleinerung oder unter Vereiterung der 
Drüsen langsam Genesung erfolg^. 

Weit bösartiger noch als die Drüsenpest nnd fast immer tödtlich ist 
die Lungenpest. Sie verläuft unter den Erscheinungen einer schweren 
Lungenentzündung mit Answnrf, welcher häufig reichlich, oft blutig und von 
flüssiger oder zäher Beschaffenheit ist. ‘ 

4. Das Eindringen des Pestkeimes in den Körper erfo^t bei der Drüsen- 
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pest von der Oberflftche des EOrpers aas. In verhUtnissmässig sdtenen PUlra 
entsteht aof der Haat als erste Erankheitsersoheinong eine solmerzbafte Blase, 
die sehr bald in ein Geschwür sich nmzawandeln pflegt. In der Begel aber 
lässt sich die Stelle, wo der Erankheitskeim eingedmngen ist, nicht nachweisen. 
Die anbedentendsten Eratzwonden, Haatrisse, HantabschUrfongen, Flohstiche 
0. drgl. können dem Pestkeim als Eingangspforte dienen. 

Die Lnngenpest kommt dadurch zu Stande, dass der Pestkeim dorch 
den. Mond oder durch die Nase in die Luftwege gelangt. 

6. Jeder Pestkranke bedeutet für die Umgebung eine Gefahr. Besonders 
gefährlich aber ist der Lungenpestkranke, dessen Lungenaosworf bei jedem 
Hostenanfalle, ja schon beim Sprechen in feinste Theilchen verspritzt wird and 
dadurch die Pestkeime verbreitet. 

Auch von den Pestleichen aus kann bei Vemaehlässigang der erforder* 
liehen Vorsichtsmassregeln die Ansteckung leicht erfolgen. 

6. Durch Eieidungsstücke, Leib- und Bettwäsche, Betten, Lumpen u. drgl., 
welche mit Pestkranken und ihren Absonderungen in Berührung gekommen 
sind, kann die Seuche ebenfalls verschleppt werden. 

7. In hohem Masse sind bei der Verbreitung des Pestkeimes die Batten 
betheiligt. Die Thiere sind der Ansteknng überaus zugänglich; sie kommen 
vor dem Tode aus ihren Schlupfwinkeln hervor und verschleppen den Erank¬ 
heitskeim innerhalb der menschlichen Wohnungen und von HaUs zu Haus. 
Dasselbe gilt in geringerem Grade auch von den Mäusen. 

8. ünreinlichkeit sowie überfüllte, dunkle und feuchte Wohnungen be¬ 
günstigen ganz besonders die Verbreitung der Pest. Die Insassen reinlicher, 
heller und gut gelüfteter, dem Ungeziefer unzugänglicher Wohnungen pflegen 
von der Pest verschont zu bleiben. 

In jedem der Drüsen- oder Lungenpest auch nur verdächtigen Erank- 
heitsfall ist sofort ein Arzt zuzuziehen sowie Anzeige an die zuständige Be¬ 
hörde zu erstatten. Je früher die Erankheit richtig etkannt wird, um so 
besser ist es für den Eranken, und um so sicherer wird eine Weiterverbreitung 
der Seuche verhindert werden. 

Anlage 4. 


Z&hUcarte fttr einen Pestfall. 

Ort der Erkrankung. 

Wohnung (Strasse, Hausnummer, Stockwerk): . . . 


Des Erkrankten 

Familienname: . 

Geschlecht: männlich, weiblich. (Zutreffendes ist zu unterstreichen.) 

Alter:. 

Stand oder Gewerbe:. 

Stelle der Beschäftigung:. 


Tag der Erkrankung: 
Tag des Todes: . . 


Anlage 5. 


Liste der PestfiUle. 


1. 

2. 

8. 

4 . 

6. 

6. 

7. 

8. 


10. 

Ort 

der Er¬ 
kran¬ 
kung. 

Wohnung 

(Strasse, 

Haus¬ 

nummer, 

Stock¬ 

werk). 

Familien¬ 

name 

OD 

Alter 

Stand 
oder Ge¬ 
werbe 

M 1 

• 'S a 
•S S.SP 

M . 

H bo 
Mg 

SD 

'S 

Eh 

S 

CO 

Bemerkungen 
(insbesondere 
auch ob, 
wann und 
woher 
zugereist). 

des Erkranl 

Lten 


n&nn- weib¬ 
lich Hob 
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Anlag« 6. 

Wöchentlich dem Beichsgeanndheitaamt einrosenden. 

NacBveisimg 

ttbei 

die in der Zeit .... bis.1 . . . Torgekommenen PestfaUe. 

Pestverdächtige Fälle sind nicht aofznnehmen. 


Name 

der Ortschaft 
(mit Angabe 
des Ver¬ 
waltungsbe¬ 
zirkes) 

Ein¬ 

wohner¬ 

zahl 

(letzte 

Volks¬ 

zählung) 

Neu 

er¬ 

krankt 

sind 

Davon innerhalb 
der letzten 10 
Tage vor der 
Erkrankung oder 
bereits krank 
von auswärts 
zngegangen 

Ge¬ 

stor¬ 

ben 

sind 

Bemerkungen 
(insbesondere Tag des 
Ausbruchs im Berichts¬ 
ort; Angabe des Ortes, 
woher die in Spalte 4 
aufgeführten Personen 
zugezogen sind, n.s.w.) 

1. 

2. 

8 . 

4. 

5. 

6. 







Anlage 7. 

Anleitnng fttr die baJeterlologische Feststellnng der Pest^ille. 

L Gewinnung des zur Untersnchnng geeigneten 

Materials. 

A. Vom Lebenden. 

1. ans erkrankten Drüsen: a) frischer Bubo: Gewinnung von Gewebssaft 
durch breiten Einschnitt (unter antiseptischen Eautelen) oder durch Punk¬ 
tion mittelst Pravaz’scher Spritze. 

b) vereiterter Bubo: Gewinnung des Eiters wie bei a. 

2. Blut: Gewinnung durch Stich mit sterilisirter Lanzette in die vorher mit 
Seife, Alkohol und Aether gereinigte Haut (Fingerspitze, Ohrläppchen n. s. w.). 

Grössere Mengen von Blut zur Gewinnung von Serum für die Aggln- 
tinationsprobe (zwecks Feststellung überstandener Pest) werden durch 
Venenpunktion am Vorderarm oder sterilen Schröpfkopf gewonnen. 

3. von erkrankten Hautstellen: primäre Pestpnstel, Furunkel, pnstulöses 
Exanthem: Gewinnung des Inhalts mittelst Glaskapillaren, Piatinöse, 
schmalen Platinspatels, Messerspitze oder dergl. 

4. Ausscheidungen: Answurf bei primärer Lungenpest, Pneumonie und ter¬ 
minalem Lungenödem schwerer Septicämien; bei krankhaften Zuständen 
der Bachenorgane Abstriche von der Oberfläche der Schleimhaut; Harn. 


Anmerkung zu 1. Es muss dem Einzelnen überlassen werden, die 
Schwierigkeiten, welche sich etwa bezüglich der unter a genannten Eingriffe 
ergeben, im Einvernehmen mit dem behandelnden Arzt zu überwinden. Die 
breite Oefhnng frisch entzündeter Drüsen ist gerade bei der Pest von eng¬ 
lischen Aerzten mit gutem Erfolg angewendet worden. Es tritt danach sofort 
eine Linderung der heftigen Schmerzen ein. Das Auftreten einer Blntinfektion 
ist nach den indischen Erfahrungen bei zweckentsprechender Antiseptik nicht 
zu befürchten. 

Es ist von grossem Werthe, die Untersuchung von Saft frisch erkrankter 
Drüsen vorzunehmen, da in vereiterten Bubonen die Pestbazillen nur noch selten 
nachzuweisen sind — am besten noch durch das Eulturverfahren (Agar und 
Gelatine) und den Thierversnch —. 

Anmerkung zu 2. Die mikroskopische Untersuchung des Blutes genügt 
nur in seltenen Ausnahmefällen zur Diagnosefeststellnng. Die Entnahme von 
Blutproben zur kulturellen Untersuchung ist mit Rücksicht auf den wechselnden 
Gehalt des Blutes an Pestkeimen me^mals, wenn möglich auch an vmrschie- 
denen Tagen, zu wiederholen. 

Anmerkung zu 4. Die Untersuchung des Harns ist nicht zu vemaoh- 
lässigen, wenn kein anderes Untersuchungsmaterial erhältlich ist. 
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B. Von der Leiche.*) 

1. Ans Mond nnd Nase herrorgeqnollene Flüssigkeit. 

2. Pusteln nnd Fnmnkel der Haut. 

3. Drfisensaft, Drttseneiter oder Oedemfltlssigkeit ans der Umgebung der 
Drttse, Drüsenstttckchen: Zn gewinnen durch Einschnitt in erkrankte 
Drttsenpackete, vorzagsweise solche, welche starke entzündliche Dnrch- 
trftnknng des umgebenden Bindegewebs zeigen. Besonders zu achten ist 
auf blutig infiltrirte Drüsen. 

4. Herzblut. 

5. Lunge: Abstrich von der SohnittflSche bei BdematOser oder pneumonisch 
inültrirter Lunge; Inhalt der LuftrBhre und ihrer Verzweigungen; Lungen* 
Stückchen. 

6. llilz: Abschnitt von der Schnittfläche; Milzsaft; Milzstückchen. 

7. Gehirn: Krankhaft veränderte Stellen des Hirns nnd seiner Häute. 

8. Herdförmige Erkrankungen der inneren Organe (metastische Abszesse, In¬ 
farkte, Blutungen n. s. w.). 

II. Gang der Untersuchung. 

Bei jeder Untersuchung auf Pest ist ausser der Untersuchung durch das 
Mikroskop nnd die Kultur aä Agar nnd Gelatine mBglichst stets der Thier- 
versnch heranznziehen. Derselbe ist unerlässlich, wenn es sich um Feststellung 
des ersten Falles in einer Ortschaft handelt. 

A. Mikroskopische Untersuchung. 

Von dem zu untersuchenden Materiale sind zunächst reichlich Deckglas¬ 
präparate anznfertigen. Ein Theil derselben wird nnfixirt nnd ungefärbt in 
einem Deckglasschä^telchen anfbewahrt, um bei etwaiger Nachprüfung des 
Untersnchnngsergebnisses benutzt zu werden. Die anderen Ausstriche wwden 
nach einer der folgenden Färbnngsmethoden behutdelt und ebenfalls für spätere 
Nachprüfung aufgehoben. 

Färbung: mit Methylenblau — alkalisches M. nach LBffler, Borazmethylen- 


*) Vorbemerkung: 

Die Sektion hat zu geschehen, während die Leiche im abgedichteten 
Sarge liegt. Jede Verunreinigung der Umgebnng durch Gewebsflüssigkeit ist 
sorgfältig zu vermeiden. 

Eine vollständige Sektion ist besonders bei den ersten Fällen in einer 
Ortschaft mBglichst zu umgehen. Am besten wird zunächst an Ort nnd Stelle 
eine mikroskopische Untersuchung von Drüsen- oder Milz- oder Lnngensaft 
ansgeführt. Sobald Pestbazillen in erkrankten Drüsen oder in der Milz oder 
in der Lunge mikroskopisch nachgewiesen sind, ist mBglichst auf die weitere 
Sektion zu verzichten. 

Falls die mikroskopische Untersuchung der genannten Organe an Ort 
nnd Stelle keine sicheren Anhaltspunkte für Pest ergeben bat, ist die vollstän¬ 
dige Sektion ansznführen und dabei besonders auf das Verhalten der Bachen¬ 
organe, sowie aller, auch der versteckt liegenden Drüsengmppen, ferner auf 
das Vorhandensein von Blutungen (besonders in der Schleimhaut des Verdan- 
ungskanals nnd in den serBsen üeberzügen des Herzens), eventuell auch auf 
das Entstehen einer Hirnhautentzündung zu achten. Es empfiehlt sich, auch 
eine bakteriologische Untersuchung der Galle in diesen Fällen vorzunehmen. 

In jedem Falle werden Organe zur weiteren Verarbeitung mittelst des 
Knltnrverfahrens bezw. Thierversnchs in gut verschlossenen Gefässen mitge¬ 
nommen, ebenso kleine Organstückchen in Alkohol oder Snblimatalkohol. 

Nach der Sektion ist der Sarg in Gegenwart des Obduzenten sofort zu 
verschliessen, etwa verspritzte Gewebsflüssigkeit durch verdünntes Kresolwasser 
(Desinfektionsanweisung la 1) unschädlich zu machen und sind die zur Sektion 
benutzten Instrumente durch Anskochen zu reinigen, Tücher, Schwämme n. s. w. 
zu desinfiziren oder, wenn werthlos, zu vernichten. 

Anmerkung zn 3. In Betracht kommen in erster Linie die Drüsen am 
Oberschenkel und in der Leistengegend, der AchselhBhle, der Unterkiefer- nnd 
Nackei^egend sowie des Beckens; unter Umständen sind auch die GekrBse-nnd 
Bronchialdrüsen sowie alle übrigen Drüsengmppen zn untersuchen. 
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blaa (5 Prozent Borax, 2 Prozelt Methylenblau in Wasser) —, verdünnter 
Z i e b 1 'scher LOsnng, Oentianaviolett. 

Charakteristische PoUärbnng: Trockenprftj^arate 25 Minuten in absolutem 
Alkohol oder für wenige Sekunden in einer Mischung von Aether und 
Alkohol zu gleichen Theilen härten, dann mit einem der genannten 
Farbstoffe förben. 

B. Kultur. 

1. Fleischwaaseragar (0,6 Prozent Kochsalz, 1 Prozent Pepton): schwach al¬ 
kalisch, nicht zu trocken, zu Platten ansgegosseu oder in weiten Beagenz- 
gläsern schräg erstarrt; Temperaturoptimnm etwa 30^ 

Anzuwenden bei Blut und anderem, möglichst reinen Untersuchnngsmateriale. 

2. Blutserum nach Löffler: Binderserum mit dem 4. oder 6. Theile einer 
1 Prozent Traubenzucker enthaltenden alkalisirten Peptonbonillon, in 
weiten Böhrohen schräg oder in Platten erstarrt. 

Anzuwenden wie Agar. 

3. Fleisohwassergelatine (0,5^ Kochsalz, 1*/« Pepton): schwach alkalisch, 
Platten giessen oder Ausstrich auf der Oberfläche der erstarrten Platte. 

Anwendung in jedem Falle erforderlich, besonders werthvoU bei Material, 
das mikroskopisch andere Bakterien neben Pestbazillen enthält, z. B. Sputum, 
Urin, Koth, Leichentheile. 

Bei stark verunreinigtem Material ist die Zflchtung auf Glelatine bei 
niederer Temperatur (Eisschrank) zu versuchen. 

Ans den Originalansstrichen sind die Pestbazillen rein zu züchten und 
Beinkulturen derselben auf Agar oder Löffler'sehen Blutserum zur Nach¬ 
prüfung aufzubewahren. 

Zur genaueren Bestimmung einer auf den unter 1 bis 8 genannten Nähr¬ 
böden aus verdächtigem Materiale gezüchteten Kultur dient Prüfung auf Be¬ 
weglichkeit (unbeweglich), Färbung nach Gram (Entfärbung), Züchtung auf 
Agar mit 3 Prozent Kochsalzgebalt (zur Darstellung der Involutions- und De¬ 
generationsformen), in schwach alkalischer Bouillon (zur Darstellung der Ketten), 
eventuell Gährungsprobe (keine Gasentwicklung); Thierversnch siehe C; Agglu- 
tinationsprobe siehe D. 

C. Thierversnch 

(nur in den vorschriftsmässigen eingerichteten Pestlaboratorien vorznnehmen). 

1. Zur Erleichterung der Diagnose: 

Impfung von Batten. Die Impfung geschieht durch Einspritzung von 
Gewebssaft unter die Haut oder Einbringung eines Stückchens des ver¬ 
dächtigen Materials in eine Hauttasebe unter antiseptischen Kautelen. 
Bei stark verunreinigtem Ansgangsmaterial ist daneben die Verimpfung 
auf die unverletzte Konjunktiva und die VerfUtterung vorzunehmen. 

Neben den Batten können auch Meerschweinchen benutzt werden. Die 
Impfung derselben geschieht am besten durch Einreiben des zu unter¬ 
suchenden Materials auf die rasirte Banchhaut. 

2. Zur Bestimmung einer ans verdächtigem Materiale gezüchteten Beinknltur: 
Impfung von Batten. 

Die Versnehsthiere sind am zweckmässigten in hohen, in Waraerdampf 
sterilisirbaren Glasgefässen mit DrathnmhüUnng und fest anschUessendem 
Drathdeckel mit Watteabschlnss nnterznbringen. Die Kadaver sind durch 
Verbrennnen oder Auflösen in konzentrirter Schwefelsäure zu vernichten, ^- 
ziehungsweise durch längere Einwirkung von Wasserdampf sicher unschädlich 
zu machen, die infizirten Käfige mit den Strenmaterialien und Fntterresten 
durch W&ssöi^ampf zu sterilisiren. 

Die verendeten Thiere sind unter Beobachtung peinlicher Vorsichts- 
masscegeln gegen Verspritzen des Materials zu seziren. Blut, Milz, Drüsensaft, 
Peritonealexsudat sind mikroskopisch und kulturell zu untersuchen. 

D. Agglutinationsprobe. 

1. Zur Bestimmung einer gezüchteten Kultur: 

Wirksame Serum immunimrter Thiere wird in den entsprechenden 
Verdünnungen zu einer frisch bereiteten möglichst homogenen Auf¬ 
schwemmung zweitägiger Agarkulturen in Bouillon oder Kochsalzlösung 
hinzugefflgt. Die Beobaditung der eintretenten Agglutination erfolgt am 
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besten in kleinen Beagenzglftsohen mit Httlfb der'Lntie. Es empfleblt sich 
die Probe mit dem Semm gnt dnrehznsehfitteln nnd dann bei Bmttem* 
peratnr */> Stande lang ruhig stehen zu lassen. PositiTer Ansfall der 
Beaktion — an dem Auftreten zu Boden sinkender FlOckchen mit Klärung 
der ttberstehenden Flüssigkeit erkennbar — spricht mit grüsster Wahr¬ 
scheinlichkeit für Pestbazillen. 

2. Zur Prüfung des Blutserums eines unter TerdSchtigen Erscheinungen er¬ 
krankt gewesenen Menschen: 

In Verdünnung des Serums 1:1, 1:2, 1: 5, 1:10, in 0,6 prozentiger 
EoehsalzlSsung wird je eine Oese einer zweitägigen Agarkuitur yon Pest- 
ba^en auf 1 ccm der Serummiscbnng gnt vertheilt und gut nmgeschüttelt. 
Die so hergestellten Proben werden, wie bei 1 angegeben, weiter be¬ 
handelt. Tritt makroskopisch sichtbare Agglutination auf, so handelt es 
sieh mit grösster Wahrscheinlichkeit um einen abgelanfenen, in Bekon- 
yaleseenz befindlichen Pestfall. Ein negativer Ausfall der Probe spricht 
nicht gegen die Diagnose Pest. 

Anlage 8. 

DeslnfektionsanveiBung bei Pest. 

I. Desinfektionsmittel. 

a. Kresol, Karbolsäure. 1- Verdünntes Kresolwasser. Zur Her¬ 
stellung wird 1 Gewichtstheil Kresolseifenlösnng (Liquor Kresoli saponatus des 
Arzneibuchs für das Deutsche Beich, Vierte Ausgabe) mit 19 Gewichtstheilen 
Gewichtstheilen Wasser gemischt. 100 Theile enthalten annähernd 2,5 Theile 
rohes Kresol. — Das Kresolwasser (Aqua cresolica des Arzneibuchs für das 
Deutsche Beich, Vierte Ausgabe) enthält in 100 Theilen 5 Theile rohes Kresol, 
ist also vor dem Gebrauche mit gleichen Theilen Wasser zu verdünnen —. 

2. Karbolsäurelösnng. 1 Gewichtstheil verflüssigte Karbolsäure (Acidum 
carbolicum liquefactnm) wird mit 30 Gewichtstheilen Wasser gemischt. 

b. Chlorkalk. Der Chlorkalk hat nur dann eine ausreichende des- 
infizirende Wirkung, wenn er frisch bereitet und in wohlverschlossenen Ge- 
fässen anfbewahrt ist; er muss stark nach Chlor riechen. Br wird in Mischung 
von 1: 50 Gewichtstheilen Wasser verwendet. 

c. Kalk und zwar: 1. Kalkmilch. Zur Herstellung derselben wird 
1 Liter zerkleinerter reiner gebrannter Kalk, sogenannter Fettkalk, mit 4 Liter 
Wasser gemischt, und zwar in folgender Weise: 

Es wird von dem Wasser etwa ‘U Liter in das zum Mischen bestimmte 
GeDisa gegossen und dann der Kalk hineingelegt. Nachdem der Kalk das 
Wasser aufgesogen hat und dabei zu Pulver zerfallen ist, wird er mit dem 
übrigen Wasser zu Kalkmilch verrührt. 

2. Kalkbrühe, welche durch Verdünnung von 1 Theile Kalkmilch mit 
9 Theilen Wasser frisch bereitet wird. 

d. Kaliseife. 3 Gewichtstheile Ealiseife (sogenannte Schmierseife 
oder grüne Seife oder schwarze Seife) werden in 100 Gewichtstheilen siedend 
heissem Wasser gelöst (z. B. V* Kilogramm Seife in 17 Liter Wasser). 

Diese Lösung ist heiss zu verwenden. 

e. Formaldehyd. Der Formaldehyd ist ein stark riechendes, auf die 
Schleimhäute der Luftwege, der Nase, der Augen reizend wirkendes Gas, das 
ans Formalin, einer im Handel vorkommenden, etwa 35 prozentigen wässerigen 
Lösung des Formaldehyds (Formaldebydum solntum des Arzneibuchs) durch 
Kochen oder Zerstäubung mit Wasserdampf oder Erhitzen sich entwickeln lässt. 
Das Formalin ist bis zur Benutzung gut verschlossen und vor Licht geschützt 
aufzubewahren. 

Das Formaldehyd in Gkmform ist für die Desinfektion geschlossener oder 
allseitig gut abschliessbarer Bäume verwendbar und eignet sich zur Ver¬ 
nichtung von Krankheitskeimen, die an freiliegenden Flächen oberflächlich oder 
doch nur in geringer Tiefe haftbn. Zuui Zustandekommen der desinfizirenden 
Wirkung sind erforderlich: 

vorgängiger allseitig dichter Abschluss des zu desinfizirenden Baumes 
durch Verklebung, Verkittung aller Undichtigkeiten der Fenster und 
Thttren, der VentilationiOi&inngen und dergleichen. 
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Entwickelnng yon Formaldehyd in einem Mengenyerh&ltnisse von wenigstens 
5 Gramm auf je 1 Enbikmeter Lnftranm, 

gleichzeitige Entwickelung yon Wasserdampf bis zn einer yollstftndigen 
Sättigung der Luft des zu desinfizirenden Baumes (auf 100 Kubik¬ 
meter Baum sind 3 Liter Wasser zu verdampfen). 

wenigstens sieben Stunden andauerndes ununterbrochenes Versohlossen- 
bleiben des mit Formaldehyd und Wasserdampf erfüllten Baumes; 
diese Zeit kann bei Entwicklung doppelt grosser Mengen von For¬ 
maldehyd auf die Hälfte abgekürzt werden. 

Formaldehyd kann in Verbindung mit Wasserdampf yon aussen her 
durch Schlüssellöcher, durch kleine in die Thür gebohrte Oeffnnngen und der¬ 
gleichen in den zn desinfizirenden Baum geleitet werden. Werden Thüren nnd 
Fenster geschlossen vorgefunden und sind keine anderen Oeffnnngen (z. B. für 
Ventilation, offene Ofenthüren) vorhanden, so empfiehlt es sich, die Desinfektion 
mittelst Formaldehyds ansznführen, ohne vorher das Zimmer zn betreten, be¬ 
ziehungsweise ohne die vorherigen Abdichtungen vorzunebmen; für diesen Fi^ 
ist die Entwicklung wenigstens viermal grösserer Mengen Formaldebyds, als sie 
für die Desinfektion nach geschehener Abdichtung angegeben sind, erforderlich. 

Die Desinfektion mittelst Formaldehyds darf nur nach bewährten Me¬ 
thoden ansgeübt nnd nur geübten Desinfektoren anvertrant werden, die für 
jeden einzelnen Fall mit genauer Anweisung zn versehen sind. Nach Beendigung 
der Desinfektion empfiehlt es sich, zur Beseitigung des den Bäumen nach an¬ 
haftenden Formaldebydgemchs Ammoniakgas einzuleiten. 

f. Dampfapparate. Als geeignet können nur solche Apparate nnd 
Einrichtungen angesehen werden, welche von Sachverständigen geprüft sind. 

Auch Nothbehelfseinrichtnngen können unter Umständen ansreichen. 

Die Prüfung derartiger Apparate nnd Einrichtungen hat sich zu er¬ 
strecken namentlich auf die Anordnung der Dampfzuleitung und -Ableitung, 
auf die Handhabnngsweise nnd die für eine gründliche Desinfektion erforder¬ 
liche Dauer der Dampfeinwirkung. 

Die Bedienung der Apparate n. s. w. ist, wenn irgend angängig, wohl 
unterrichteten Desinfektoren zn übertragen. 

g. Siedehitze. Anskochen in Wasser, Salzwasser oder Lange wirkt 
desinfizirend. Die Flüssigkeit muss die Gegensstände vollständig bedecken nnd 
mindestens zehn Minuten lang im Sieden gehalten werden. 

Unter den angeführten Desinfektionsmitteln ist die Auswahl nach Lage 
der Umstände zu treffen. Es ist zulässig, dass seitens der beamteten Aerzto 
unter Umständen auch andere in Bezug auf ihre desinfizirende Wirksamkeit 
erprobte Mittel angewendet werden; die Mischungs- beziehungsweise Lösungs- 
yerhältnisse sowie die Verwendungsweise solcher Mittel sind so zu wählen, dass 
der Erfolg der Desinfektion nicht nachsteht einer mit den unter a bis g be- 
zeichneten Mitteln ansgeführten Desinfektion. 

II. Anwendung der Desinfektionsmittel im Einzelnen. 

1, Alle Ausscheidungen der Kranken (Wund- und Geschwürausschei- 
dnngen, Auswurf und Nasenschleim, etwaige bei Sterbenden ans Mund nnd 
Nase hervorgequollene schaumige Flüssigkeit, Blut nnd Urin, Erbrochenes und 
Stuhlgang) sind mit dem unter I a beschriebenen verdünnten Kresolwasser oder 
durch Siedehitze (I g) zn desinfiziren. Es empfiehlt sich, solche Ausscheidungen 
unmittelbar in Gefässen anfznfengen, welche die Desinfektionsfittssigkeit in 
mindestens gleicher Menge enthalten, nnd sie hierauf mit der letzteren gründ¬ 
lich zu verrühren. Verbandgegenstände sind, wenn das Verbrennen derselben 
(vergl. Ziffer 9) nicht angängig ist, unmittelbar nach dem Gebrauch ebenfalls 
in solche mit verdünntem Kresolwasser (la) beschickte Gefässe zn legen, so 
dass sie von der Flüssigkeit vollständig bedeckt sind. 

Die Gemische sollen mindestens zwei Stunden stehen bleiben und dürfen 
erst dann beseitigt werden. 

Schmntzwässer sind mit Chlorkalk oder Kalkmilch zu desinfiziren und 
zwar ist vom Chlorkalke soviel znsusetzen, bis die Flüssigkeit stark nach Chlor 
riecht, von Kalkmilch so viel, dass das Gemisch rotbes Lackmuspapier stark 
nnd dauernd blau färbt. In allen Fällen darf die Flüssigkeit erst nach zwei 
Stunden abgegossen werden. 

2. Hände nnd sonstige Körpertheile müssen jedesmal, wenn sie mit in- 
fizirten Dingen (Ausscheidungen der Kranken, beschmutzter Wäsche n. s. w.) 
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iZi BerUhnug gekommen sind, durch gründliches Waschen mit verdünntem 
Eresolwasser oder Earholsänrelösnng (la) desinflzirt werden. 

Bei Bertthrnng mit infizirten Dingen, Pestkranken, Pestleichen, hei Des* 
infektionen von Häusern u. s. w. können die Hände vor dem Eindringen von 
Erankheitskeimen durch gründliches Einreiben mit Oel, Paraffinsalbe ^aselin) 
und dergleichen geschützt werden, 

3. Bett- und Leibwäsche sowie waschbare Eleidungsstücke und der¬ 
gleichen sind entweder ausznkochen (I g) oder in ein Gefäss mit verdünntem 
Eresolwasser oder Earbolsänrelösung ^a) zu stecken. Die Flüssigkeit muss 
in den Gefässen die eingetanchten Gegenstände vollständig bedecken. In dem 
Eresolwasser oder der Earbolsäurelösnng bleiben die Gegenstände wenigstens 
zwei Stunden. Dann werden sie mit Wasser gespült und weiter gereinigt. 
Das dabei ablanfende Wasser kann als unverdächtig behandelt werden. 

4. Eleidungsstücke, die nicht gewaschen werden können, Matratzen, 
Teppiche und Alles, was sich zur Dampfdesinfektion eignet, sind in Dampf¬ 
apparaten zu desinfiziren (If). 

5. Alle diese zu desinfizirenden Gegenstände sind beim Znsammenpacken 
und bevor sie nach den Desinfektionsanstalten oder -Apparaten geschafft werden, 
in Tücher, welche mit Earbolsäurelösnng (la) angefenchtet sind, einzuschlagen 
und, wenn möglich, in gut schliessenden Gefässen zu verwahren. 

Wer solche Wäsche n. s. w. vor der Desinfektion angefasst hat, muss 
seine Hände in der unter Ziffer 2 angegebenen Weise desinfiziren. 

6. Zur Desinfektion infizirter oder der Infektion verdächtiger Bäume, 
namentlich solcher, in denen sich Pestkranke anfgehalten haben, sind zunächst 
die Lagerstellen, Geräthscbaften und dergleichen, ferner die Wände und der 
Fnssboden, und Umständen auch die Decke mittelst Lappen, die mit verdünntem 
Eresolwasser oder Earbolsäurelösnng (I a) getränkt sind, gründlich abzuwaschen; 
besonders ist darauf zu achten, dass diese Lösungen auch in aUe Spalten, 
Bisse und Fugen eindringen. 

Die Lagerstellen von Eranken oder von Verstorbenen und die in der 
Umgebung auf wenigstens 2 Meter Entfernung befindlichen Geräthscbaften, Wand- 
nnd Fnssbodenflächen sind bei dieser Desinfektion besonders zu berücksichtigen. 

Alsdann sind die Bänmlichkeiten und Geräthscbaften mit einer reichlichen 
Menge Wasser oder Ealiseifenlösnng (Id) zu spülen. Nach ansgeführter Des¬ 
infektion ist gründlich zu lüften. 

7. Die Anwendung des Formaldebyds empfiehlt sich besonders zur so¬ 
genannten Oberfiächendesinfektion. Ausserdem gewährt sie den Desinfektoren 
einen gewissen Schutz vor einer Infektion bei den nach Ziffer 6 ansznführenden 
mechanischen Desinfektionsarbeiten und ist möglichst vor dem Beginne sonstiger 
Desinfektion in der Weise auszufübren, dass die zu desinfizirenden Bänmlich¬ 
keiten erst nach der beendeten FormtJdehyddesinfektion betreten zu werden 
brauchen (vergl. le, Abs. 3). 

Nach voranfgegangener Desinfektion mittelst Formaldehyds können nur 
die Wände, die Zimmerdecke, die freien glatten Flächen der Geräth- 
schaften als desinfizirt gelten. Alles Uebrige, namentlich alle diejenigen Theile, 
welche Bisse und Fugen anfweisen, sind gemäss den vorstehend gegebenen 
Vorschriften zu desinfiziren. 

8. Gegenstände ans Leder, Holz- und Metalltheile von Möbeln sowie 
ähnliche Gegenstände werden sorgfältig und wiederholt mit Lappen abgerieben, 
die mit verdünntem Eresolwasser oder Earbolsäurelösnng (I a) Weuchtet sind. 
Die gebrauchten Lappen sind zu verbrennen. 

Pelzwerk wird auf der Haarseite bis auf die Haarwurzel mit verdünntem 
Eresolwasser oder Earbolsäurelösnng (la) durchweicht. Nach zwölfstündiger 
Einwirkung derselben darf es ausgewaschen nnd weiter gereinigt werden. 

Plüsch- nnd ähnliche Möbelbezüge werden nach Ziffer 3 nnd 4 desinfizirt 
oder mit verdünntem Eresolwasser oder Earbolsäurelösnng (la) durchfeuchtet, 
feucht gebürstet nnd mehrere Tage hintereinander gelüftet nnd dem Sonnen¬ 
licht ansgesetzt. 

9. Gegenstände von geringem Werthe (Inhalt von Strohsäcken, gebrauchte 
Lappen n. dergl.) sind zu verbrennen. 

10. Etwa aufgefnndene Eadaver von Nagethieren, namentlich von Batten 
und Mäusen, sind in feuchte, mit verdünntem Eresolwasser oder Earbolsänre- 
lösung (la) getränkte Lappen einzuschlagen, ohne dass sie dabei mit den 
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blossen Fingern berührt werden; alsdann sind dieselben dnrch gründliehes Ans* 
koehen — mindestens eine Stnnde lang — nnschädlieh zn machen oder besser 
sofort zn yerbrennen, oder, wenn beides nicht dnrohfttbrbar, in einer hinreichend 
tiefen Gmbe, mit Kalkmilch reichlich fibergossen, zn versQjbarren. 

Durch Ansscheidnngen von Kranken beschmutzte Erde, Pflaster sowie 
Binnsteine, ferner der Platz, auf welchem Battenkadayer gefunden wurden, 
werden durch Uebergiessen mit yerdfinntem Kresolwasser (la) oder Kalkmilch 
(Ic 1) desinfizirt. 

12. Soll sich die Desinfektion auch auf Personen erstrecken, so ist 
dafür Sorge zn tragen, dass dieselben ihren ganzen Körper mit Seife abwasoheB 
und ein yollständiges Bad nehmen. Kleider nnd Effekten derselben sind na^ 
Ziffer 8 nnd 4 zn behandeln. 

13. Die Leichen der an Pest Oestorbenen sind in Tficher zn hüllen, 
welche mit einer unter I a anfgeffihrten desinfizirenden Flüssigkeit getrKnkt sind, 
nnd alsdann in dichte Särge zu legen, welche am Boden mit einer reichlichen 
Schicht Sägemehl, Torfmull oder anderen anfsangenden Stoffen bedeckt sind. 

14. Die Desinfektion des Kiel- (Bilge-) Baumes der im Fluss- nnd Binnen- 
schifffahrtsverkehre benutzten Fahrzeuge, die Desinfektion des Ballastwassers 
nnd des etwa inflzirten Trinkwassers ist nach den Vorschriften über die gesnnd- 
heitspolizeiliche Kontrole der einen deutschen Hafen anlaufenden Seeschiffe zn 
bewirken. 

15. Abweichungen yon den Vorschriften unter Ziffer 1—14 sind zulässig 
soweit nach dem Gutachten des beamteten Arztes die Wirkung der Desinfek¬ 
tion gesichert ist. 

Anlage 9. 

Grundsätze fflr Massnahmen im Bisenbahnyerhehr zn Pestzeiten. 

1. Beim Auftreten der Pest findet eine allgemeine nnd regelmässige 
üntersnchnng der Beisenden nicht statt; es werden jedoch dem Bisenbahn¬ 
personale bekannt gegeben: 

a) die Stationen, auf welchen Aerzte sofort erreichbar nnd zur Verfügung sind, 

b) die Stationen, bei welchen geeisrnete Krankenhäuser zur Unterbringung 
yon Pestkranken bereit stehen (Krankenübergabestationen). 

Die Bezeichnung dieser Stationen erfolgt durch die Landes-Zentralbehörde 
zur Berücksichtigung der Verbreitung der Seuche und der Verkehrsyerhältnisse. 

Ein Verzeichniss der unter a und b bezeichneten Stationen ist, nach der 
geographischen Beiheufolge der Stationen geordnet, jedem Führer eines Zuges, 
welcher zur Personenbeförderung dient, zn übergeben. 

2. Auf den zn la nnd b bezeichneten Stationen sowie, falls eine ärzt¬ 
liche üeberwachnng der Beisenden an der Grenze angeordnet ist, auf den Zoll- 
reyisionsstationen sind zur Vornahme der Untersuchung Erkrankter die erforder¬ 
lichen, entsprechend ansznstattenden Bäume yon der Eisenbahnyerwaltnng, 
soweit sie ihr zur Verfügung stehen, herzngeben. 

3. Die Schaffner haben dem Zugführer yon jeder während der Fahrt 
yorkommenden auffälligen Erkrankung sofort Meldung zu machen. 

Der Schaffner hat sich des Erkrankten nach Kräften anzunehmen'; er hat 
alsdann jedoch jede Berührung mit anderen Personen nach Möglichkeit zu 
yermeiden. 

Der Erkrankte ist der nächsten im Verzeichniss anfgeffihrten Uebergabe- 
station zu übergeben, wenn er dies wünscht oder wenn sein Zustand eine 
Weiterbeförderung unthunlich macht. Berührt der Zug yor der Ankunft auf 
der nächsten Uebergabestation eine Zwischenstation, so hat der Zugführer so¬ 
fort beim Eintreffen dem diensthabenden Stationsbeamten Anzeige zu machen; 
dieser hat alsdann der Krankenübergabestation ungesäumt telegraphisch Meldung 
zn erstatten, damit möglichst die unmittelbare Abnahme des Erkrankten ans 
dem Zuge selbst dnrch die Krankenhausyerwaltnng, die Polizei- oder die Ge- 
Bundheitsbehörde yeranlasst werden kann. 

Verlangt der Erkrankte seine Beise fortzusetzen, so ist die ärztliche 
Entscheidung darüber, ob der Beisende weiter befördert werden darf, auf der 
nächsten Station, auf welcher ein Arzt anwesend ist, einznholen. 

Will der Erkrankte den Zug auf einer Station yor der nächsten Üeber- 
gabestation yerlassen, so ist er hieran nicht zn hindern. Der Zugführer hat 
aber dem diensthabenden Beamten der Station, auf welcher der Erkrlukte den 
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Zog Terlftsst, Meldniig m. machen, damit der Beamte, falls der Erkrankte nicht 
bis snm Eintreffen ärztlicher Hälfe anf dem Bahnhöfe, wo er möglichst abzn- 
sondern sein würde, bleiben will, seinen Namen, Wohnort nnd sein Absteige¬ 
quartier feststellen und unverzüglich der nächsten Polizeibehörde unter Angabe 
der näheren Umstände mittheilen kann. 

4. Erkrankt ein Reisender unterwegs in auffälliger Weise, so sind als¬ 
bald sämmtliche Mitreisenden, ausgenommen solche Personen, welche zu seiner 
ünterstütpng bei ihm bleiben, ans dem Wagenabtheil, in welchem der Er¬ 
krankte sich befindet, zu entfernen nnd in einem anderen Abtheil, abgesondert 
von den übrigen Reisenden, nnterznbringen. Bei der Ankunft anf der Eranken- 
übergabestation sind diejenigen Personen, welche sich mit dem Kranken in 
demselben Wagenabtheile befunden haben, sofort dem etwa anwesenden Arzte 
zu bezeichnen, damit dieser denselben die nöthigen Weisungen ertheilen kann. 

Im üebrigen muss das Bisenbabnpersonal beim Vorkommen verdächtiger 
Erkrankungen mit der grössten Vorsicht nnd Ruhe Vorgehen, damit Alles ver¬ 
mieden wird, was zu unnöthigen Besorgnissen unter den Reisenden oder sonst 
beim Publikum Anlass geben könnte. 

5. Der Wagen, in welchem sich ein Pestkranker befunden hat, ist so¬ 
fort ausser Dienst zu stellen nnd der nächsten geeigneten Station zur Desin¬ 
fektion zu übergeben. Die näheren Vorschriften über diese Desinfektion, sowie 
über die sonstige Behandlung der Eisenbahn-, Personen- nnd Schlafwagen bei 
Pestgefahr enthält die beigefttgte Anweisung A. 

6. Eine Beschränkung des Eisenbahngepäck- nnd Güterverkehrs findet, 
abgesehen von den bezüglich einzelner Gegenstände ergehenden Ausfuhr- xmd 
Einfuhrverboten, nicht statt. 

7. Eine Desinfektion von Reisegepäck und Gütern findet nur in folgenden 
Fällen statt: 

a) Anf den zu 2 bezeichneten Zollrevisionsstationen erfolgt anf ärztliche Anord¬ 
nung zwangsweise die Desinfektion von scbmntziger Wäsche, alten und ge¬ 
tragenen Kleidungsstücken nnd sonstigen Gegenständen, welche zum Ge¬ 
päck eines Reisenden gehören oder als Umzngsgnt anznsehen sind nnd ans 
einem pestversenchten Bezirke stammen, sofern dieselben nach ärztlichem 
Ermessen als mit Anstecknngsstoffe der Pest behaftet zu erachten sind. 

b) Im üebrigen erfolgt eine Desinfektion von Express-, Eil- nnd Fracth- 
gütem — auch auf den Zollrevisionsstationen — nur bei solchen Gegen¬ 
ständen, welche nach Ansicht der Ortsgesnndheitsbehörde als mit dem 
Ansteclöingsstoffe der Pest behaftet zu erachten sind. 

Briefe nnd Korrespondenzen, Drucksachen, Bücher, Zeitungen, Geschäfts¬ 
papiere u. 8. w. unterliegen keiner Desinfektion. 

Die Einrichtung nnd Ausführung der Desinfektion wird von den Gesnnd- 
heitsbehörden veranlasst, welchen von dem Eisenbahnpersonale thunlichst Hülfe 
zu leisten ist. 

8. Sämmtliche Beamte der Eisenbahnverwaltnng haben den Anforde¬ 
rungen der Polizeibehörden nnd der beaufsichtigenden Aerzte, soweit es in ihren 
Kräften steht nnd nach den dienstlichen Verhältnissen ausführbar ist, unbedingte 
Folge zu leisten und auch ohne besondere Aufforderung denselben alle erforder¬ 
lichen Mittheilnngen zu machen. Von allen Dienstanweisungen nnd Massnahmen 
gegen die Pestgefahr nnd von allen getroffenen Anordnungen nnd Einrichtungen 
ist stets sofort den dabei in Frage kommenden Gesnndheitsbehörden Mittheilnng 
zu machen. 

9. Ein Auszug dieser Anweisung, welcher die Verhaltnngsmassregeln 
für das Eisenbahnpersonal bei pestverdächtigen Erkrankungen auf der Eisen¬ 
bahnfahrt enthält, ist beigefttgt. Von diesen Verhaltnngsmassregeln ist jedem 
Fahrbeamten eines jeden zur Personenbeförderung dienenden Zuges ein Ab¬ 
druck znzustellen. 

10. Von jedem durch den Arzt als Pest erkannten Erkranknngsfall ist 
seitens des betreffenden Stationsvorstehers sofort der Vorgesetzten Betriebs¬ 
behörde nnd der Ortspolizeibehörde schriftliche Anzeige zu erstatten, welche, 
soweit sie zu erlangen sind, folgende Angaben enthalten soll: 

a) Ort nnd Tag der Erkrankung; 

b) Name, Geschlecht, Alter, Stand oder Gewerbe des Erkrankten; 

c) woher der Erkrankte zugereist ist; 

d) wo der Kranke untergebracht ist. 
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A. Anweisnng Aber die Behandlung der Eisenbahn-PerBonen- 
und Schlafwagen bei Pestgefahr. 

1. Während eines Pestansbrnchs im Inland oder in einem benachbarten 
Gebiet ist für besonders sorgßlltige Beinignng nnd Lttftnng der dem Personen- 
verkebre dienenden Wagen Sorge za tragen; es gilt dies namentlich in Bezog 
auf Wagen der 3. and 4. Eiasse, welche za Massentransporten von Personen 
ans einer von der Pest ergriffenen Gegend gedient haben. 

2. Bin Personenwagen, in welchem ein Pestkranker sich befanden hat, 
ist sofort aasser Dienst za stellen and der nächsten mit den nOthigen Ein- 
richtangen versehenen Station zar Desinfektion za Überweisen, welche in nach¬ 
stehend angegebener Weise za bewirken ist. 

Etwaige grobe Veranreinigangen im Innern des Wagens sind durch sorg¬ 
fältiges and wiederholtes Abreiben mit Lappen, welche mit Earbolsäarelösang 
befeachtet sind, za beseitigen. Alsdann sind die Läafer, Matten, Teppiche, 
Vorhänge and beweglichen Polster abzanehmen, in Tücher, welche mit Earbol- 
säarelösang stark angefeachtet sind, einzaschlagen, and der Dampfdesinfektion 
za anterwerfen. Ein vorheriges Aasklopfen dieser Gegenstände ist za ver¬ 
meiden. G^jgenstände ans Leder, welche eine Dampfdesinfektion nicht ver¬ 
tragen, sind mit Karbolsäarelösnng gründlich abzareiben. Demnächst ist der 
Wagen darchweg einer sorgfflltigen Beinigang, wobei seine abwaschbaren 
Theile mit Earbolsäarelösang za behandeln sind, zn anterwerfen, and sodann 
in einem warmen, laftigen and trockenen Baume mindestens drei Tage lang 
aofzostellen. 

Die bei der Beinigang verwendeten Lappen sind zu verbrennen. 

Zar Herstellang der Earbolsäarelösang wird 1 Gewichtstheil verflüssigte 
Karbolsäure (Acidam carbolicam liqaefactam des Arzneibaches für das Deutsche 
Beich) mit 30 Gewichtstheilen Wasser gemischt. 

3. Ist ein Schlafwagen von einem Pestkranken benutzt worden, so mnss 
die während der Fahrt gebrauchte Wäsche desinfizirt werden. Za diesem 
Zwecke ist sie in Tücher, welche mit Earbolsäarelüsangstark befeuchtet sind, ein¬ 
zaschlagen and alsdann in ein Gefäss mit Earbolsäarelösang so, dass sie von der 
Flüssigkeit vollständig bedeckt wird, za legen; frühestens nach zwei Standen 
ist dann die Wäsche mit Wasser zu spülen and za reinigen. Zar Wäsche sind 
zu rechnen: die Laken, die Bezüge der Bettkissen und der Decken, sowie die 
Handtücher. Die Desinfektion des Wagens selbst hat in der unter Ziffer 2 
vorgeschriebenen Weise za erfolgen; dabei sind jedoch auch die von dem 
Eranken benatzten Bettkissen, Decken and beweglichen Matratzen in der dort 
angegebenen Weise einzaschlagen and alsdann der Dampfdesinfektion za anter¬ 
werfen. Statt der Desinfektion mit Earbolsäarelösang kann die 'V^sehe anch 
der Dampfdesinfektion unterworfen werden. 

Für den Fall, dass es sich als nothwendig erweisen sollte, einen Schlaf- 
wagenlaof gänzlich einzastellen, bleibt Bestimmung Vorbehalten. 

4. Die vorstehenden Bestimmangen finden sinngemässe Anwendung bei 
Erkrankungen von Zag- und Postbeamten in den von ihnen benutzten Gepäck- 
und Postwagen. 

5. Die mit der Desinfektion beauftragten Arbeiter haben jedes Mal, 
wenn sie mit infizirten Dingen in Berührung gekommen sind, die Hände durch 
sorgfältiges Waschen mit Earbolsäarelösang zn desinfiziren nnd sich sonst 
gründlich za reinigen. Es empfiehlt sich, dass die Desinfektoren waschbare 
Oberkleider tragen; diese sind in derselben Weise wie die Wäsche aas den 
Schlafwagen za desinfiziren. 

B. Verhaltnngsmassregeln für das Eisenbahnpersonal bei 
pestverdächtigen Erkrankungen auf der Eisenbahnfahrt 

1. Von jeder aafMligen Erkrankung, welche während der Eisenbahnfahrt 
vorkommt, hat der Schaffner dem Zagführer sofort Meldung zu machen. 

2. Der Schaffner hat sich des Erkrankten nach Eräften anzunehmen; 
er hat alsdann jedoch jede Berührung mit anderen Personen nach Möglichkeit 
zu vermeiden. 

3. Der Erkrankte ist der nächsten im Verzeichniss anfgeftthrten Ueber- 
gabestation za übergeben, wenn er dies wünscht oder wenn sein Zastand eine 
Weiterbeförderang nnthanlich macht. Berührt der Zag vor der Ankunft auf 
der nächsten Uebergabestation eine Zwischenstation, so hat der Zugführer so- 
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fort beim Eintreffen dem diensthabenden Stationsbeamten Anzeige zu maohen; 
dieser hat alsdann der Erankenttbergabestation nnges&nmt telegraphisch Heldnng 
za erstatten, damit möglichst die nnmittelbare Abnahme des Erkrankten ans 
dem Znge selbst dnrch die Erankenhansverwaltnng, die Polizei* oder die Ge* 
snndheitsbehörde veranlasst werden kann. 

Verlangt der Erkrankte seine Boise fortznsetzen, so ist die ärztliche 
Entscheidung darüber, ob der Beisende weiter befördert werden darf, anf der 
nächsten Station, anf welcher ein Arzt anwesend ist, einznholen. Will der 
Erkrankte den Zng anf einer Station vor der nächsten Uebergabestation ver* 
lassen, so ist er hieran nicht zn hindern, der Zugführer hat aber dem dienst* 
habenden Beamten der Station, auf welcher der Erkrankte den Zog verlässt, 
Meldung zn machen, damit der Beamte, falls der Erkrankte nicht bis znm Ein* 
treffen ärztlicher Hülfe anf dem Bahnhofe, wo er möglichst abznsondern sein 
würde, bleiben will, seinen Namen, Wohnort and sein Absteigequartier fest- 
steilen and unverzüglich der nächsten Polizeibehörde unter Angabe der näheren 
Umstände mittheilen kann. 

4. Sämmtliche Mitreisenden, aasgenommen solche Personen, welche zur 
Unterstützung bei dem Erkrankten bleiben, sind ans dem Wagenabtheil, in 
welchem sich derselbe befindet, zu entfernen und in einem anderen Abtheil, 
abgesondert von den übrigen Beisenden nnterzabringen. 

5. Die Zagbeamten haben, wenn sie mit einem Erkrankten in Berührung 
gekommen sind, sich sorgfältig zu reinigen. Das Gleiche ist Beisenden in der¬ 
selben Lage za empfehlen. 

Anlage 10. 

Yorschriften über das Arbeiten and den Verkehr mltPesterregem. 

§. 1. Die Aafbewahrang von lebenden Erregern der Pest, sowie die Vor¬ 
nahme von wissenschaftlichen Versuchen mit diesen Erregern ist nnr mit Er- 
laabniss der Landes-Zentralbehörde gestattet. Für das Kaiserliche Oesnndheits- 
amt tritt an Stelle derselben das Beichsamt des Innern, für Militär* and 
Marineanstalten das zuständige Kriegsminieterium beziehungsweise das Beichs* 
Marine * Amt. 

§. 2. Die Ertheilnng der Erlanbniss ist von dem Nachweis abhängig, 
dass für die im §. 1 bezeichneten Arbeiten besondere Bänme vorhanden sind, 
welche bezüglich ihrer Beschaffenheit, Einrichtung and Ansstattnng folgende 
Voraussetzungen erfüllen: 

1. Die Bänme sollen durch eine massive Wand (ohne Thür) getrennt von 
anderen Bäumen liegen nnd für sich einen eigenen sicher abschliessbaren 
Eingang besitzen. Das Schloss der Eingangsthür darf sich nnr mittelst 
des daza gehörigen Schlüssels öffnen lassen, nicht dnrch sogenannte Haupt* 
Schlüssel. Grundsätzlich sollen wenigstens zwei Bänme vorhanden sein, 
von denen der eine hauptsächlich für die Züchtung des Erregers nnd für 
mikroskopische Untersncbnngen and dergleichen, der andere hauptsächlich 
für Unterbringung, Sektion nnd Vernichtung der Versncbsthiere zn ver¬ 
wenden ist. Die Bänme sollen unmittelbar neben einander liegen and 
durch eine abschliessbare Zwischenthür verbunden sein. Wenn nnr ein 
einziger Baum zur Verfügung steht and ausnahmsweise für ansreichend 
erachtet wird, so empfiehlt es sich, diesen so herzurichten, dass eine 
sichere, gesonderte Unterbringung der Versncbsthiere darin gewähr¬ 
leistet wird. 

2. Die Bäume sollen gut lüftbar nnd für Licht überall, namentlich anch in 
den Winkeln, leicht zugänglich sein, glatte undurchlässige, leicht zu 
reinigende und zn desinfizirende Fussböden und Wände haben; sie sollen 
keine Oeffnungen besitzen, durch welche kleinere Thiere oder Batten 
schlüpfen können. Lüftnngsöffnnngen sind mit dichten Drahtnetzen zu 
überziehen. Die Fenster müssen dicht schliessen; werden sie geöffnet, 
so sind Einsätze mit engmaschigem Drahtgitter einznfttgen. 

3. Die Bäume sollen für sich allein mit allen denjenigen Einrichtungen und 
Instrumenten ansgestattet sein, welche für die Züchtung von Mikroorga¬ 
nismen und znr Anstellung von TÜerversuchen erforderlich sind, nament¬ 
lich dürfen nicht fehlen: 

a) ein mit sicherem Schlosse versehener Behälter znr Aafbewahrang 

lebender Eoltnren and verdächtigen Materials, 
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b) Bbriohtangen fttr siehere ünterbringang der Veisaobsthiere (am aweck- 
mftasigsten hohe, in Wasserdampf sterilisirbare Qlasgefässe mit Draht- 
mnhttllaog and fest anschliessendem Draht decket mit Watteabschloss), 
ferner Einriohtnngen für die OefFnnng der Thiere, fttr die Vernichtong 
der Kadaver and sonstiger infisirter Gegenstände, wie Streamaterialien 
and Fatterreste (z. B. Verbrennongsofen, Dampfkochtopf, Gefässe mit 
konzentrirter Schwefelsäare), 

o) Einriohtangen zar Desinfektion and Beinigang der Hände (Waschvor- 
riohtang) and aller bei den Arbeiten gebraaditen Gegenstände (z. B. 
Autoklav oder Dampfkochtopf, Heisslaftsterilisator). 

4. Andere Gegenstände, als die zar Apsftthrang der Untersaohongen erforder¬ 
lichen, dürfen in den Räumen nicht ontergebracht werden. 

§. 3. Bei nicht staatlichen Anstalten mit Arbeitsräamen der im §. 2 
bezeiohneten Beschaffenheit ist die Ertheilang der Erlaabniss noch von dem 
Nachweis abhängig, dass der Leiter den erforderlichen Grad persönlicher Zu¬ 
verlässigkeit and bakteriologischer Aasbildang besitzt. 

Die Erlaabniss ist bei einem Wechsel des Leiters oder einer Verände¬ 
rung der betreffenden Bäume von Neuem nachzasuohen. Sie ist jeder Zeit 
widerruflich. 

§. 4. Der Leiter der im §. 1 bezeichneten Versuche hat fttr die dauernde 
ordnungsmässige Instandhaltung und fttr den gesummten Betrieb in den Arbeits- 
räumen, namentlich fttr die Durchführung der bei dem Aufbewabren von Kul¬ 
turen der Pesterreger, sowie bei Thierversuchen mit diesen Erregern zu beob¬ 
achtenden Massregeln Sorga zu tragen. Er darf in Behinderungsfällen sowie 
fttr einzelne Arbeiten und Verrichtungen nur solche Persönlichkeiten mit seiner 
Vertretung betrauen oder zu seiner Hülfe heranziehen, welche nach VorbUdung 
und persönlichen Eigenschaften (Zuverlässigkeit u. s. w.) im Stande sind, die 
volle Verantwortlichkeit zu übernehmen. Ständige Vertreter sind der Landes- 
Zentralbehörde namhaft zu machen und bedürfen ebenfalls Erlaabniss. Ist atu 
besonderen Gründen anderen Personen der Zutritt zu gestatten, so hat der 
l4eiter die zur Sicherung gegen Ansteckungsgefahr erforderlichen Massregeln 
zu treffen. 

Es emjpfiehlt sich, dass die in Pestlaboratorien thätigen Personen (Leiter, 
Vertreter, Diener) aktiv gegen Pest immunisirt sind. 

§. 5. Die Verwendung von Dienern bei Arbeiten mit Pesterregem ist 
nur dann gestattet, wenn dieselben über die aus einer Verschleppung dieser 
Krankheitserreger entstehenden Gefahren wohl unterrichtet und in der sach- 
gemässen Behandlung bakteriologischer Geräthe, Kulturen und infizirter Thiere 
gut ansgebildet sind. 

Alle dem Diener etwa übertragenen Arbeiten (wie Reinigung des Labo¬ 
ratoriums, Fütterung der Thiere, Desinfektion und Reinigung der Käfige, TTn- 
sehädUchmachung und Vernichtung des Mistes, der Streu und der Kadaver) 
haben nach genauer Anweisung des Leiters zu geschehen. 

Der Diener darf nur in Gegenwart und unter Aufsicht des Leiters oder 
seines Vertreters in den Arbeitsräamen sich aufhalten. 

§. 6. Während des Aufenthalts in den Arbeitsräamen sind leicht desin- 
fizirbare und waschbare Schutzttberkleider zu tragen, welche vor dem Verlassen 
der Räume wieder abzulegen sind; diese Schatzkleider sind vor der Ausgabe 
zur Wäsche in den Arbeitsräamen selbst zu desinfiziren. 

In den Räumen darf nur bei geschlossenen Thttren und Fenstern gearbeitet 
werden, das Rauchen in den Räumen ist verboten. 

Sämmtliche mit infektionstüchtigem Material in Berührung gekommenen 
Gegenstände, ausgenommen das zur Aufbewahrung bestimmte Material, sind 
möglichst sofort zu desinfiziren oder zu vernichten. 

Bei den Arbeiten mit Versuchsthieren ist namentlich sorgfältig darauf 
zu achten, dass ein Entweichen von Thieren oder eine Verstreuung von in- 
fektionstttchtigem Materiale nicht stattfindet. 

Thiere, welche in den Arbeitsräamen ontergebracht waren, sind in diesen 
selbst zu vernichten; die Kadaver werden zweckmässig entweder verbrannt, oder 
in konzentrirter Schwefelsäure aufgelöst oder mittelst Dampfes sterilisirt. 

Die Arbeitsräume sind ausserhalb der Zeit ihrer Benutzung sicher ver- 
aeUoBsen zu halten. 
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Vox dem Verlassen der Bänme bat sich der Leiter oder sein Vertreter 
an TWgewissern, dass die Versncbstfaiere und Enltnren sicher nntergebracht 
j^d and dass Infektionsmaterial nicht verstreut ist. 

§. 7. Die Kulturen der Pesterreger, sowie das mit solchen behaftete 
Material sollen in einem besonderen fiehälter (§.2 Ziffer 3 a) unter sicherem 
Verschluss aufbewahrt werden und dOrfen den Dienern nicht zugänglich sein. 

§. 8. Der Handel mit Eulturen der Pesterreger, sowie die Ueberlassnng 
solcher Eulturen an Personen, welche die im §. 1 bezeichnete Srlaubniss nicht 
besitzen, ist verboten. 

§. 9. Die Versendung von lebenden Eulturen der Pesterreger erfolgt in 
zugeschmolzenen Glasröhren, die umgeben von einer weichen Hfllle (Piltrirpapier 
und Watte oder Holzwolle) in einem durch tibergreifenden Deckel gut ver¬ 
schlossenen Blechgefässe stehen; das letztere ist seinerseits noch in einer Eiste 
mit Holzwolle oder Watte zu verpacken. Es empfiehlt sich, nur frisch ange¬ 
legte, noch nicht im Brutschränke gehaltene Aussaaten auf festem Nährboden 
zu versenden. In entsprechender Weise wie die Eulturen ist Pestmaterial zu 
verpacken. 

Die Sendung muss mit starkem Bindfaden nmschntlrt, versiegelt und mit 
deutlich geschriebener Adresse, sowie mit dem Vermerke „Vorsicht" versehen 
werden. Bei Beförderung durch die Post ist die Sendung als dringendes Packet 
aufzugeben und dem Empfänger telegraphisch anzukttndigen. 

§. 10. Durch diese Vorschriften werden nicht betroffen Untersuchungen 
des behandelnden approbirten Arztes zu ausschliesslich diagnostischen Zwecken 
bis zur Feststellung des Erankheitscharakters nach üblichen bakteriologischen 
Untersachungsmethoden; durch solche Untersuchungen darf jedoch die Meldung 
pestverdächtiger Fälle keinen Aufschub erleiden. 

Auch werden durch diese Vorschriften die allgemeinen disziplinären Ver¬ 
hältnisse der Leiter von Versuchen mit Pesterregem zu den Vorstehern der 
Anstalten, an welchen sie beschäftigt werden, nicht berührt. 


B. Könlgpreiolz Prenssen« 

Besichtigung der in öffentlicher Benutzung stehenden Desin¬ 
fektionsanstalten und Desinfektionsapparate, sowie der zentralen 
Wasserversorgnngsanlagen durch die Kreisarzt^. Erlass des Mi¬ 
nisters der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. im Auftr.: 
Förster)— M. 12992 — vom 25. September 1902 an sämmtlicbe Herren 
Begierungspräsidenten. 

Bei dem epidemischen Auftreten der Cholera in Aegypten und Ostsibirien 
erscheint die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, dass diese Seuche auch zu uns 
kommt. Da die Krankheit erfahrnngsgemäss häufig durch die Wäsche- und 
Kleidungsstücke von Erkrankten verschleppt, ganz besonders aber dadurch ver¬ 
breitet wird, dass Cholerabakterien in das Wasser von Brnnnen und zentralen 
Wasserversorgungsanlagen hinein gelangen, so ist es geboten, schon jetzt dafür 
Sorge zu tragen, dass die zur Desinfektion von Wäsche und Kleidungsstücken 
bestimmten Apparate sich in leistungsfähigem Zustande befinden, und dass die 
in Benutzung befindlichen Wasserversorgungsanlagen ein einwandfreies Wasser 
liefern. 

Ew. Hochwohlgehoren ersuche ich. daher ergebenst, gefälligst mit thun- 
lichster Beschleunigung die in Ihrem Bezirke befindlichen Desinfektionsanstalten 
und Desinfektionsapparate, soweit sie in öffentlicher Benutzung stehen, sowie 
die zentralen Wasserversorgnngsanlagen einer ansserordeutlichen Besichtigung 
durch die zuständigen ^eisärzte unterziehen zu lassen und über das Ergebniss 
der Besichtigungen binnen acht Wochen an mich zu berichten. 

Inwieweit es nothwendig und durchführbar ist, auch die in öffentlicher 
Benutzung stehenden Brunnen einer Bevision durch die Kreisärzte unterziehen 
zu lassen, stelle ich Ihrer Erwägung anheim; 

Die Prüfung von Desinfektionsapparaten für strömenden Wasserdampf 
geschieht in der Weise, dass bei der Beschickung des Apjparats im Innern eines 
Wäschebündels Briefchen ans Fliesspapier, in welchen sich an Seidenfäden an¬ 
getrocknete Milzbrandsporen befinden, eiügebraoht, nach halbstündiger Ein- 
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Wirkung des Dampfes hersnsgenommen nnd darauf untersucht werden, ob die 
llilsbrandsporen abgetOdtet sind oder nicht. Ich habe das hiesige Institut für 
Infektionskrankheiten, das Institut fttr experimentelle Therapie in Frankfurt a.M., 
das Unirersitätsinstitut fttr Hygiene and experimentelle Therapie in Marburg i. H., 
die hygienischen üniversitätsinstitute in Berlin, Bonn, Breslau, Qöttingen, 
Greifswald, Halle a. S., Kiel nnd Königsberg, das hygienische Institut in Posen, 
sowie die bakteriologischen Untersnchungsttmter in Beuthen O./S. nnd Saarbrttcken 
angewiesen, den Kreisärzten auf amtliches Ersuchen eine entsprechende Anzahl 
Ton Päckchen mit Milzbrandsporen zur Verfttgung zu stellen, sie nach Wieder¬ 
eingang bakteriologisch zu untersuchen nnd das Ergebniss der Untersuchung 
dem betreffenden Kreisarzt mitzutheilen. 

Da ich diese Gelegenheit zu benutzen wttnsche, um ein Bild von dem 
gegenwärtigen Stande des Desinfektionswesens ttberhaupt zu erlangen, so wollen 
Sie Ihrem Berichte eine Uebersicht nach beiliegendem Muster beifttgen. 

Etwa bei den Besichtigungen sich heransstellende Mängel an den Des¬ 
infektionsapparaten sind den Betheiligten mitzntheilen nnd ist auf eine thun- 
liehst baldige Beseitigung dieser Mängel hinzuwirken. 

Bezttglich der Besichtigung der Wasserversorgungsanlagen verweise ich 
auf den §. 74 der Dienstanweisung fttr die Kreisärzte vom 23. März 1901 
nnd den Erlass vom 24. August 1899 — M. d. g. A. M. 12426, M. d. J. II10235 —. 
Es ist namentlich darauf zu achten, ob die Wasserversorgungsanlagen ihrer 
Anlage und ihrem Betriebe nach geeignet sind, ein von Krankheitskeimen freies 
Wasser zu liefern. In dieser Bichtung sind besonders solche Wasserwerke, 
welche ihr Wasser vermittelst nahe an Flussufern belegener Brunnen oder 
Filterröhren entnehmen, zu prüfen. Bei Wasserwerken, welche filtrirtes Ober- 
flächenwasser liefern, ist festzustellen, ob die Filtration unter sorgfältiger 
Beachtung der durch Erlass vom 22. Dezember 1899 — M. d. g. A. M. 13057, 
M. d. J. II 15679 — bekannt gegebenen Grundsätzen geschieht. 

Bei den Besichtigungen sich ergebende augenscheinliche Mängel der 
Wasserversorgungsanlagen sind mit thunlichster Beschleunigung abzustellen. 
Wo sich gegründete Zweifel an der gesnndheitsgemässen Anlage nnd Leistungs¬ 
fähigkeit von Wasserwerken ergeben, ist denselben aufzugeben, bis auf Weiteres 
dreimal wöchentlich das Wasser bakteriologisch untersuchen zu lassen nnd das 
Ergebniss der Untersuchungen dem Landrath, in Stadtkreisen den Regierungs¬ 
präsidenten von 14 zu 14 Tagen fortlaufend anzuzeigen. 


Yerzelchnlss 

der im Regierungsbezirk.vorhandenen, in öffentlicher 

Benutzang stehenden Desinfektionsapparate und Desinfektionsanstalten. 


Lfnde. Nr. | 

Kreis. 

Ort. 

Befindet 

sich der Apparat 
in einer Des- 
fektionsanstalt 
oder in einem 
Krankenhanse? 

Art des Apparates: 
Dampfapparat 
(fttr strömenden, 
gespannten oder 
überhitzten 
Dampf)? Formalin¬ 
apparat ? 

Firma, 
die den 
Apparat 

ge¬ 

liefert 

hat? 






• 

Nutzbarer 

Kubikinhalt 

des 

Dampf¬ 

apparates. 

Wie ist der 
Apparat 
unbestellt? 

Ist er stabil 
oder fahrbar? 

Findet die Be¬ 
dienung des 
Apparates durch 
ansgebildete nnd 
geprüfte Des¬ 
infektoren statt? 
Durch wie viele ? 

Wie findet die 
Zu- nnd 
Abfuhr der zu 
desinfizirenden 
Gegenstände 
statt? 

Ergebniss 
der Prüfung 
des 

Apparates. 







Verantwort!. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden LW. 
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Bei dieser Aaslegiing des Inhaltes der Annoncen mnss es für das Be« 
Tisionsgerioht bewenden, da dieselbe dem Gebiete des Thatsächlichen angehört 
(§. 376 St.-P.-0.). Hatten aber die Annoncen den festgestellten Inhalt, so 
lässt sich anch die Annahme nicht beanstanden, dass es sich nm Angaben 
thatsächlicher Art handele, nämlich za a) am die Bezeichnang der Krank¬ 
heiten, deren Behandlang vom Angeklagten thatsäcblich übernommen wurde 
and za b) am die Fähigkeit des Angeklagten zor Heilnng der beseichneten 
Krankheiten. Ebenso bedenkenfrei ist die Annahme, dass die .Angaben wissentlich 
anwahr und sar Irreffihrang geeignet seien, da die Behandlang des Angeklagten 
sich thatsächlich nur anf gewisse Geschlechtskrankheiten erstreckte and die 
Fähigkeit zar Heilang der bezeichneten Krankheiten nach den massgebenden 
Feststellongen der Yorinstanz dem Angeklagten völlig abging, während die 
Zeitungsannoncen in beiden Beziehungen geeignet waren, die Leser zur Annahme 
des Gegentheiles za veremlassen. In beiden Beziehongen handelte es sich auch 
um die Charakterisirung der Leistungen des Angeklagten auf dem fraglichen 
Gebiete und damit um die „Beschaffenheit" seiner gewerblichen Leistungen. 
Ob der Angeklagte beabsichtigt bat, durch die Annoncen den Sehein eines 
besonders günstigen Angebotes hervorzarafen, unterlag wiederam der that- 
sächlichen Beortheilong des Instanzgerichtes. Diese Absicht konnte Yor- 
liegen, auch wenn die richtige Bezeichnang der behandelten Krankheiten — 
was der Yorderrichter dem Angeklagten geglaubt hat — seitens der Zeitungs- 
redaktionen nicht angenommen worden wäre. Thatsächlich festgestellt ist 
aber nicht nur, dass der Angeklagte das Bewasstsein des Mangels der nöthigen 
ärztlichen Kenntnisse gehabt, sondern dass er auch beabsichtigt habe, in dem 
unkundigen Pablikom den irrigen Glauben za erwecken, er besitze und ver¬ 
wende überall wirksamere Heilmittel als die Aerzte, und es sei deshalb für 
Eiranke günstiger, ihn za konsoltiren. Hit diesen Feststeilangen ist der ob¬ 
jektive und subjektive Thatbestand des Yergehens gegen §. 4 des Gesetzes 
vom 27. Mai 1896 bedenkenfrei gegeben. . . . 


Nach dem Gesetze, betr. den Yerkehr mit Wein n. s. w., vom 
20. April 1892 ist zur Herstellung von Wein ein Aufguss von reinem 
Wasser auf ganz oder theilweise ausgepresste Trauben nicht zulässig. 
— Der Zusatz von Rosinen zu Most bei der Herstellung von anderen 
als Dessertweinen (Süd-, Sfissweinen) kann nicht als „anerkannte Keller¬ 
behandlung“ gelten. — Desgleichen ist auch der Zusatz von Bouquet- 
stoffen anch zu solchem Wein nicht gestattet, der zum Verkaufe nach 
Amerika bestimmt ist. Urtheil des Reichsgerichts (I. Strafsenats) 
vom 20. März 1902. 


Petschs Apfelthee. Begriff „Hausmittel“. Urtheil des Königl. 
Preussischen Kammergerichts (Strafsenats) vom 11. Sep¬ 
tember 1902. 

Der Apotheker K. hat in dem Frankfurter Joomal folgendes Inserat 
erscheinen lassen: „Bei Influenza, Heiserkeit, Katarrh, Leber- und Nierenleiden, 
Yerdaaungsbeschwerden, sowie zur Kur ist Petschs Apfelthee ein unüber¬ 
troffenes Hausmittel." Im Anschlnss hieran heisst es, dass der Thee in Frank¬ 
furt a. M. in zwei Apotheken za haben sei. Auf Grund dieses Inserats erging 
gegen K. eine Strafverfügung unter Bezugnahme auf §. 1 o der Polizeiverord- 
nung des Begierangspräsidenten zu Wiesbaden vom 19. Juli 1899. Dort ist 
bestimmt: Verboten ist die Ankündigung und Anpreisung von Mitteln, denen 
Wirkungen beigelegt werden, die sie nicht besitzen. Gegen den Strafbefehl 
trug K. auf richterliehe Entscheidung an. Das Schöffengericht verartheUte den 
Angeklagten, während anf dessen Berufung das Landgericht mit folgender Be¬ 
gründung a^ Freisprechung erkannte: „Dem Apfelthee ist in dem Inserat 
nnr die Wirkung beigelegt, dass er ein unübertroffenes Hausmittel bei diesen 
Krankheiten sei. Von dem Yorderrichter ist zwar verneint worden, dass ein 
Unterschied zwischen dem Begriff „Heilmittel" und „Hausmittel" bestehe. Es 
konnte jedoch dieser Auffassung nicht beigetreten werden. Nach dem eidlichen 
Gutachten des Sachverständigen besteht allerdings ein Unterschied zwischen 
diesen Begriffen. Das Gericht hat in Uebereinstimmnng mit dem Gutachten 
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aii|;enommeii, dass „Heilmittel“ solehe Mittel sind, die gegen bestimmte Krank¬ 
heiten oder S^rankheitserscheinnngen an bestimmten Organen angewendet 
werden, am anf die einzelnen Organe oder gegen eine bestimmte Krankheit 
heilend oder lindernd an wirken, dass dagegen unter „Eansmitteln“ an sich 
anschädliche and harmlose Stoffe za yerstehen sind, die erfahrongsmässig an¬ 
regend and belebend aof den Qesammtorganismas wirken and so entweder allein 
dareh Kräftigung des Allgemeinbefindens eine Heilwirkung erzielen oder den 
darch Heilmittel angebahnten lokalen Heilnngsprozess durch Kräftigung des 
Gtosammtorganismas za befördern geeignet sind. Der Sachverständige hat ferner 
bekundet, dass der Thee ganz ebenso wie der Gennss von Aepfeln belebend 
and anregend auf den Oesammtorganismus einwirke. Er sei deshalb als ein 
gutes Hausmittel zur Kur anzusehen. Aach bei allen einzelnen aufgeführten 
Krankheiten könne er förderlich und schmerzlindernd wirken.“ Auf die Be- 
vision der Staatsanwaltschaft hat dem Anträge der Oberstaatsanwaltschaft ent¬ 
gegen der Strafsenat des Kammergerichts u. s. w. in der Sitzung vom 11. Sep¬ 
tember 1902 das Vorderartheil airfgehoben und die Sache an das Landgericht 
zurBchverwiesen. Der Senat erkannte allerdings an, dass der Vorderrichter 
unangreifbar thatsächlich festgestellt habe, dass hier der Thatbestand des §. 1 c 
der Polizeiverordnung vom 19. Juli 1899 nicht gegeben, die Ankttndigang eines 
Beklamemittels nicht erfolgt sei. Er sprach hierbei aus, dass als „Hausmittel“ 
ein Heilmittel erscheine, das leichter zugänglich sei und ohne ärztliche Anord¬ 
nung angewendet werde. Allein der Senat bemängelte, dass der Vorderrichter 
nicht auch in eine Prüfung nach der Richtung eingetreten sei, ob jenes Inserat 
nicht gegen den §. 1 a der Polizeiverordnung verstosse. Nach ihm dürfen Stoffe 
und Zubereitungen, deren Verkauf gesetzlich beschränkt ist, als Heilmittel nicht 
öffentlich angekttndigt oder angepriesen werden. Es erscheint nach der An¬ 
nahme des Senats fraglich, ob nicht der Apfelthee unter die Abkochungen und 
Aufgüsse des Verzeichnisses A der Kaiserlichen Verordnung, betreffend den 
Verkehr mit Arzneimitteln, zu snbsumiren sei, in welchem Falle das Feilhalten 
und der Verkauf des Thees gesetzlich beschränkt ist. 


„Begriff Heilmittel.** Haematogenpastillen sind als solche anzn- 
sehen. Urtheil des Königlich Preussischen Kammergerichts 
(Strafsenats) vom 29. September 1902. 

Als „Heilmittel“ im Sinne dieser Verordnung erscheint ein Mittel, dass 
nicht nur zur Beseitigung und Linderung der Krankheiten, sondern jedes 
anormalen, dem Menschen zur Beschwerde gereichenden Zustandes dienen solle. 
Um einen solchen Zustand handelt es sich aber hei der Appetitlosigkeit; dem¬ 
gemäss sind Haematogenpastillen, die zur Beseitigung derselben bestimmt seien, 
als Heilmittel anzusehen. 


Kahlköpfigkeit keine Krankheit. Urtheil des Königl. Preussi- 
schen Kammergerichts (Strafsenats) vom 2. Oktober 1902. 

Kahlköpfigkeit kann zwar die Folge von Erkrankungen des Haarbodens 
sein, ist aber selbst nur ein Schönheitsfehler, nicht aber eine Krankheit, d. h. 
eine Abweichung des Körperorgans von derjenigen Beschaffenheit oder dem¬ 
jenigen Verhalten, das zur Erhaltung der vollkommenen Leistungsfähigkeit 
des Organismus erforderlich ist. Ebensowenig ist es eine wesentliche Störung 
des normalen Zustandes der Gewebszellen und ihrer Wechselwirkung unter¬ 
einander. 


Begriff der ärztlichen Sprechstunden. Die Abhaltung solcher an 
einem bereits mit einem anderen Arzte versehenen Orte ist, sofern 
nicht besondere Verhältnisse eine andere Auffassung begründen, mit 
den Rücksichten der Kollegalität und den Gepfiogenheiten des ärztlichen 
Standes nicht vereinbar (I); dagegen enthält ihre Abhaltung an einem 
Orte, an welchem kein Arzt ansässig ist, keinen Verstoss gegen die 
ärztlichen Standespfiichten (II). Urtheil des ärztlichen Ehren¬ 
gerichtshofs für Preussen vom 30. Mai 1902. 

I. Die erstinstanzliche Entscheidung stellt thatsächlich fest, dass der An- 



282 


Bechtspreehnng nnd Ifedirinal^GeBetagebnag. 


gesohtüdigte sieh gegen §. 8 des Gesetses yom 25. November 1899 dadnreh ver- 
l'angen hat, dass er in den Jahren 1900 and 1901 in A. and B., trotzdem in 
jedem dieser Orte ein Arzt ansässig war, aoswärtige Sprechstanden abge¬ 
halten hat. 

. . . ünerheblieh ist zonäohst der vom Angesohaldigten betonte Umstand, 
dass er die Spreohstanden nicht vorher bekannt gemadht habe. Dnrehans zn- 
treffend ist die Aaffassnng des ersten Richters, dass fttr den Begriff der Spreoh- 
stande die Regelmässigkeit der Darbietang der ärztlichen Hfllfeleistang za 
bestimmter Zeit and an bestimmtem Orte an eine anbestimmte Zahl von 
Patienten ohne vorherige Bestellong wesentlich and ansreichend sei. Diese 
thatsächlichen Momente stehen aber aaf Grand der oben wiedergegebenen 
Zeogenaossagen fest, deren Glaabwttrdigkeit der Angescholdigte mit nnzn- 
reiohender Begrttndnng bemängelt hat. Die vom Angesohaldigten der Zeogin 
N. abgesprochenen Fähigkeit za genauer Beobachtung ergiebt sich ohne Weiteres 
aas ihrer die einzelnen Zeitabschnitte in der Thätigkeit des Angesohaldigten 
genau antersoheidenden Aassage. Die unter Berofaug auf seine angebliche Un- 
zareehnangsfähigkeit zur Zeit seiner Vernehmung bestrittene Richtigkeit der 
Aassage des Zeugen E. lässt sich am so weniger bezweifeln, als sie sich in¬ 
haltlich mit den vom Angescholdigten nicht angegriffenen Bekandangen der 
Ehelente N. N. deckt. 

Bei der Beartheilnng der Frage, ob ein Arzt, welcher ausserhalb des¬ 
jenigen Ortes, an dem er sich niedergelassen hat, Sprechstunden abhält, sieh 
eines standeswidrigen Verhaltens schaldig macht, ist davon auszagehen, dass 
hierffir die von dem Grundsatz des freien Wettbewerbes beherrschte Reichs- 
Gewerbeordnung nicht massgebend ist. Aas der Vorschrift des §. 56 a Nr. 1 
der Gewerbeordnang, welche die Aasübang der Heilkunde vom Gewerbebetriebe 
im Umherziehen aasschliesst, insoweit der Ausübende für dieselbe nicht appro- 
birt ist, kann nicht gefolgert werden, dass den approbirten Heilkandigen die 
Aasübang der Heilkunde im Umherziehen unbedingt freigegeben sei. Hinsicht¬ 
lich der approbirten Heilkandigen fehlt es vielme& an einer bezüglichen aus¬ 
drücklichen Bestimmung in der Gewerbeordnang. Gemäss §. 6, Abs. 1, Satz 2 
and §. 144 der Giewerbeordnang ist daher die Frage, ob der Arzt durch Aas¬ 
übang seines Gewerbes im Umherziehen seine Berafspflichten verletzt, nach 
§. 3 des ärztlichen Bhrengeriohtsgesetzes vom 25. November 1899 aus freier 
Würdigung des Wesens and der Verhältnisse der ärztlichen Berafsthätigkeit 
heraus zu beantworten. Ist auch dem Arzte die Niederlassang an einem Orte, 
an welchem bereits ein anderer Arzt ansässig ist, ans dem Gesichtspankte des 
Nichtvorhandenseins eines Bedürfnisses der Bevölkerung nicht zu verwehren, 
so ist doch die Abhaltang von Sprechstunden an einem bereits mit einem 
anderen Arzte versehenen Orte, sofern nicht aasnahmsweise in Anbetracht be¬ 
sonderer Verhältnisse ein Bedürfniss hierfür anzuerkennen ist, mit den Rück¬ 
sichten der Kollegialität and den Gepflogenheiten des ärztlichen Standes nicht 
vereinbar. Denn hierdarch überschreitet der Arzt den Kreis seiner Berafs- 
tütigkeit, dessen Mittelpunkt er selbst durch die Wahl des Ortes seiner Nieder¬ 
lassung bestimmt hat nnd dessen Umfang nur dann über den Ort seiner Nieder¬ 
lassung hinausgehend andere Ortschaften ergreift, soweit diese nicht ihrerseits 
den selbstständigen, durch Niederlassung begründeten Mittelpunkt der Thätig- 
keit eines anderen ärztlichen Berofsgenossen bilden. 

Im vorliegenden Falle hat der Angeschnldigte darch die aas einem Be- 
dürfniss nicht za rechtfertigende Abhaltang von Sprechstunden in A. and B., 
mit einem Arzt versehenen Ortschaften, die Gebietsgrenzen seiner ärztlichen 
Berafsthätigkeit, welche er sich selbst durch seine Niederlassung in C. gesetzt 
hatte, ohne Grund überschritten and hierdarch die Standespflichten verletzt. 
Hierbei ist den Ausführungen des ersten Richters gegenüber, dass die Hand¬ 
lungsweise des Angeschuldigten „auch abgesehen davon“, dass sie im Wider¬ 
sprach mit der ärztlichen Standesordnang steht, einen Verstoss gegen §. 3 des 
Gesetses vom 25. November 1899 enthält, darauf hinzaweisen, dass gemäss §. 37 
des gedachten Gesetzes darüber, ob eine Verletzung der Standespflichten vor¬ 
liegt, aasschliesslich nach freier, darch Standesordnungen nicht beschränkter 
Ueberzeugung des Ehrengerichts za entscheiden ist. 

In der Hauptsache war nach alledem, wie geschehen, die Berofnng des 
Angesohaldigten za verwerfen. 
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U. Der erste Dichter stellte anf Gmnd des Geständnisses des Angeschnldigten 
thatsächlich fest, dass derselbe in den Jahren 1900 nnd 1901 als in N. an* 
sässiger Arzt regelmässig in dem zwischen N. and J. liegenden Orte Y., sowie 
in dem näher bei J. als bei N. gelegenen L. auswärtige Sprechstunden abge¬ 
halten hat. Die erste Entscheidung sieht hierin eine ehrengerichtlich zu 
ahndende Unkollegialität und unzulässige Beeinträchti^ng der Lebensbe¬ 
dingungen der in J. ansässigen Aerzte, weil diese hinsichtlich des Ortes V. 
dasselbe Recht auf die dortige Praxis, hinsichtlich des Ortes L. aber ein besseres 
Recht hätten. Sowohl in Y. als in L. selbst ist kein Arzt ansässig. 

Der Ehrengerichtshof ist der Auffassung, dass der Angeschuldigte durch 
die Abhaltung von Sprechstunden in- dem vorliegenden Falle sich einer Yer- 
letzung der ärztlichen Pflichten nicht schuldig gemacht hat. Entscheidend ist, 
dass ebenso wenig wie in Y. in J. ein Arzt ansässig war, dessen Besitzstand 
der Angeschuldigte hätte antasten können. Denn ein besseres Recht eines 
Arztes auf die Praxis in einem Orte gegenüber einem ausserhalb desselben 
ansässigen anderen Arzte wird nur dann anerkannt werden können, wenn er 
selbst in dem betreffenden Orte als Arzt ansässig ist. 

ln dem ehrengerichtlichen Yerfahren sind die Zengen nnd Sach- 
yeretändigen nach der Yemehmnng za beeidigen (§. 24 des Ehren¬ 
gerichtsgesetzes). Die YorVereidigung an Stelle der Nachvereidi- 
gnng begründet einen wesentlichen Mangel des Yerfahrens. Urtheil 
des ärztlichen Ehrengerichtshofes für Prenssen vom 30. Mai 
1902. 

Zu rttgen ist in formeller Beziehung, dass entgegen der den Nacheid 
verlangenden Yorschriften des §. 24 des Gesetzes vom 25. November 1899 die 
im erstinstanzlichen Yerfahren vernommenen Zeugen vor ihrer Yernehmung 
vereidigt worden sind. Die wegen dieses wesentlichen Mangels im Yerfahren 
an sich gerechtfertigte ZurUckverweisung der Sache in die erste Instanz 
erttbrigt sich, weil das mit der Berufung angegriffene Urtheil auf dieser Ge- 
setzesverletzuDg nicht beruht (vergl. §.376 der Straf-Prozess-Ordnung). 

Beziehungen der Aerzte zu Knrpfnschem. Urtheil des ärzt¬ 
lichen Ehrengerichtshofs für Prenssen vom 30. Mai 1902. 

.Es kann zunächst dahingestellt bleiben, ob N. als Kurpfuscher 

yttbelberüchtigt“ war. Hinreichende Grundlage fttr die gegen den 
Angeschnldigten getroffene erstinstanzliche Schlussfest- 
stellnng ist die Thatsache, dass der Angeschuldigte durch 
den Yertrag vom 26. Februar 1901 die ärztliche Aufsicht nnd 
Leitung des dem ihm als Kurpfuscher bekannten N. gehörigen 
Sanatoriums flbernommen hat. Mag auch N. nach dem 1. April 1901, 
dem Anfangstage des Gesellschaftsverhältnisses, Kurpfuscherei nicht mehr be¬ 
trieben haben, so hätte vom Standpunkte der ärztlichen Berufsehre den Ange- 
schuldigten doch die vor diesem Tage zweifellos bestehende Eigenschaft des 
N. als eines bekannten Kurpfuschers abhalten müssen, mit demselben in eine 
irgend wie geartete geschäftliche Yerbindnng und hierdurch in ein, wenn auch 
nicht ausdrücklich, so doch implizite vom ersten Richter festgestelltes, eines 
Arztes unwürdiges, Abhängigkeitsverhältniss zu einem früheren Kurpfuscher 
zu treten, welches trotz der Bestimmungen der §§. 1 und 6 des in Rede stehenden 
Yertrages, welche die Selbstständigkeit des Angeschnldigten wahren sollten, 
im Hinblick darauf als vorhanden gewesen angenommen werden muss, dass 
N. Eigenthümer des Sanatoriums nnd Inhaber der für das Unternehmen er- 
theilten Konzession war, an welchem der Angeschuldigte mit 50 % Reingewinn 
betheiligt war. _ 

Standeswidrige Werbung um die Anstellung als Kassenarzt. 
Urtheil des ärztlichen Ehrengerichtshofs für Prenssen vom 
30. Mai 1902. 

Im Herbst des Jahres 1900 erschien der Angeschuldigte, welcher sich 
bereits einige Jahre vorher um die Stelle des Kassenarztes bei der kaufmänni¬ 
schen Ortskrankenkasse in N. beworben hatte, eines Tages im Geschäftslokal 
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dieser Kasse und erknndigte sieh nach dem Erfolge seines bisher unbeantwortet 
gebliebenen Anstellungsgesuohes bei dem Bendanten. Als dieser sieh mit dem 
Bemerken, selbst nicht Bescheid zu wissen, bereit erklärte, die Sache dem Vor* 
stand Torzulegen, änsserte der Angesehnldigte, er wolle in dieser Angelegenheit 
selbst keine weiteren Schritte thnn; falls man ihn jedoch nicht znm Kassenarzt 
mache, werde er darauf hinwirken, dass eine grössere Anzahl angesehener 
Firmen in N. mit ihrem Personal ans der Krankenkasse austreten wttrden. 
Einige Wochen später kam der Angeschuldigte abermals in den Geschäftsraum 
der Kasse; da er den Bendanten nicht antraf, wandte er sich an das anwesende 
Personal und sagte, falls man ihn nicht als Kassenarzt anstellen würde, wttrden 
33 Firmen, darunter die bedeutendste, anstreten. Dies könne der Kasse doch 
nicht gleichgültig sein, ihm selbst käme es ja auf die Anstellung nicht an, da 
die Konsultation nur mit 0,50 Mark honorirt würde. Noch an demselben Tage 
wandte sich der Angeschnldigte telephonisch an den Bendanten mit der Bitte, 
er möchte doch des lieben Friedens wegen fttr seine Anstelinng sorgen. 

Der Angeschnldigte, welcher bei seinem ersten Gespräch mit dem Ben* 
danten nnr geänssert haben will, „wenn er nicht angestellt wttrde, so wttrden 
mehrere angesehene Firmen ihr Personal einer anderen Kasse znweisen," macht 
in der Benänngsrechtfertigung za seiner Vertheidignng geltend, er habe nnr 
im Interesse der Ortskrankenkasse selbst seine Anstelinng als Kassenarzt he* 
antragt, da yerscbiedene Geschäftsfirmen ihm erklärt hätten, sie wttrden ans 
der Kasse aastreten, falls er nicht dort als Arzt angestellt and anf diese Weise 
in die Lage versetzt wttrde, ihr Personal zu behandeln. Dem Angeschnldigten 
konnte es an sich völlig gleichgültig sein, ob die in Frage stehenden Firmen 
ans der Ortskrankenkasse aastreten oder nicht. Wie mit dem ersten Biohter 
anzanehmen ist, hat er die Stellangnahme der Firmen als willkommenes Mittel 
benutzt, um seine, von ihm bereits seit geraumer Zeit erstrebte Anstellung als 
Kassenarzt darchzasetzen. ZatTeffend würdigt die erste Entscheidung die 
Aensserangen des Angeschnldigten gegenüber dem Bendanten — es kann dahin 
gestellt bleiben, ob sie in der von dem Bendanten bezeugten oder in der vom 
Anges^nldigten behaupteten Form erfolgt sind — und gegenüber dem Personal 
dahin, dass der Angeschnldigte durch sie einen Druck anf die Kasse hat ans* 
üben wollen. 

Abgesehen davon, dass das Verhalten des Angeschnldi^en im Wider* 
Spruch mit der fttr die ehrengerichtliche Benrtheilnng allerdings nicht mass* 
gebenden (§. 37 Abs. 2 des Gesetzes vom 25. November 1899) Standesordnnng 

Blr die Aerzte der Provinz.steht, enthält es zweifellos einen groben 

Verstoss gegen die ärztlichen Standespflichten (vergl. §. 3 des Gesetzes vom 
25. November 1899). Die von der ersten Entscheidung getroffene Schlnssfest* 
Stellung des standeswidrigen Verhaltens besteht mithin zn Becbt. 


Die öffentliche Geltendmachung von Missständen anf dem Ge¬ 
biete der Krankenhanspflege. Thatbestand der Beleidignng gegen* 
über den (betreffenden Krankenhansärzten. Urtheil des ärztlichen 
Ehren'gjerichtshofs fttr Prenssen vom 30. Mai 1902. 

Im Einzelnen findet der erste Bichter eine Beleidigung der Spitalärzte 

in N. zunächst in folgenden, in Nr. 72 der ..Zeitang“ enthaltenen 

Sätzen: 

„Gerade hierorts ist es höchste Zeit, fttr die armen kranken Kinder 
auch etwas Ganzes za thnn. Bisher sind dieselben hier wie an den meisten 
Plätzen unseres lieben Vaterlandes, wo kein besonderes Kinderhospital seinen 
belehrendenEinflass ansttbt, eine qnantitö nögligeable etc. Dentschland 
hat die grösste Kindersterblichkeit unter den earopäischen Staaten and unsere 
liebe Vaterstadt die grösste von allen grösseren Städten Deatschlands.“ Weiter 
heisst es: „Die Spitäler mit Kinderabtheilnngen haben bisher in dieser Hin* 
sicht nichts geleistet und können es auch nicht leisten, da fttr die Kinder nur 
Zeit und Baum vorhanden, wenn die Erwachsenen davon übrig lassen." 

Wie sich ans dem Zasammenhange ergiebt, richtet sich der Vorwurf, 
dass die Kinder eine qnantitö nögligeable „hier", d. h. in N. seien, nicht gegen 
die Aerzte, sondern gegen das Pnbliknm. Dass sich insbesondere der Satz, 
„wo kein besonderes Kuderhospital seinen belehrenden Einflass ansttbt," 
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nur auf das Pablikom beüeht, erhellt ans dem naehfolgenden Sati: ^Es ist 
höchste Zeit, dass das Volk dardber anfgeklftrt wird, wie es ein Kind nn ver¬ 
pflegen und za versorgen habe . . . Die angeblich hohe Kindersterblichkeit 
wird ansdrüoklich als eine Folge der „Gleichgültigkeit gegenüber dem kind¬ 
lichen Leben, die dnrch falsch verstandene Frömmigkeit nnterstützt, das Kind 
einerseits als Spielzeng, anderseits als Himmelskandidaten betrachtet*^ bezeichnet, 
mithin den Aerzten nicht znr Last gelegt. Die dem inkriminirten Satze vor¬ 
hergehende Nennnng des in einem anderen Znsammenhange erwähnten Maria- 
hiifhospitals lässt sich znr Eonstraktion eines gegen die Spitalärzte erhobenen 
Vorwurfs nicht verwerthen. Die ferner in dem fraglichen Artikel enthaltene 
Bemerknng, die Spitäler mit Kinderabtheilnngen haben bisher in dieser Hin¬ 
sicht (d. h. als Anfklärer des Volkes über rationelle Kinderpflege) nichts ge¬ 
leistet and können es anch nicht leisten, da für die Kinder nnr Zeit nnd 
Banm vorhanden, wenn die Erwachsenen davon übrig lassen,** stellt lediglich 
die Thatsache fest, dass die Behandlnng der Kinder hinter der der Erwachsenen 
znrücktritt. Dass der Angeschnldigte dieser Hintansetzung nicht auf pflicht¬ 
vergessene Gleichgültigkeit der Spitalärzte znrückführen will, ihre natürliche 
Ursache vielmehr in der TJeberlastnng eines sowohl die Abtheilnng der Er¬ 
wachsenen, als die Kinderabtheilung leitenden Arztes erblickt, geht daraus 
hervor, dass er in der in Nr. 73 der „.Zeitung** enthaltenen, die Fort¬ 

setzung der Auslassungen in Nr. 72 bildenden Ausführung es für unmöglich 
erÜärt, dass ein solcher Arzt selbst bei grösster Anstrengung den Anforde¬ 
rungen seiner Stellung gerecht werden kann. Unter diesem Gesichtspunkt ist 
auch die weitere Bemerkung in Nr. 73 zn betrachten, dass in Spitälern, wo 
Kinderstationen den anderen Abtheilnngen angegliedert sind, „die Kinder 
unserem jetzigen Branche gemäss wiederum quantitS n6gligeable waren oder 
noch sind,“ desgleichen die sich in der inkriminirten Broschüre auf Seite 4, 6, 
11 flndenden Wendnngen, dass die kranken Kinder, wenn sie nicht einer be¬ 
sonders für sie eingerichteten Oberleitung unterstehen, stets qnantit6 nögligeable 
bleiben, erst dann zur Berücksichtigung kommen, wenn die Erwachsenen Zeit 
nnd Raum übrig lassen, in einer Kinderabtheilung eines allgemeinen Kranken¬ 
hauses „unseren bisherigen Erfahrungen gemäss noch mehr Aussicht haben zu 
sterben, als wenn sie zu Hause gelassen würden“. Wenn auf Seite 10 der 
Broschüre gesagt wird: „Gerade hierorts ist es höchste Zeit, für die armen 
kranken Kinder auch etwas Ganzes zu thun. Bisher sind dieselben hier, wie 
an den meisten Plätzen unseres lieben Vaterlandes, wo kein besonderes Kinder¬ 
krankenhaus seinen belehrenden Einfluss ansübt, nicht berücksichtigt worden. 
Dementsprechend ist die Kindersterblichkeit auch hier eine enorm hohe,“ so 
gilt hier dasselbe, wie hinsichtlich des entsprechenden Passus in Nr. 72 der 
„. . . . Zeitung“. Anch hier soll der Tadel nicht die Spitalärzte, sondern das 
Publikum treffen. Dies erhellt deutlich aus den gegen den Unverstand der 
Pflegefranen und Mütter gerichteten Sätzen auf Seite 10/11 der Broschüre. 
Dass auch hier insbesondere das Volk und nicht der Spitalarzt „belehrt“ werden 
soll, beweist auch die am Schlüsse der Broschüre auf Seite 12 zu IV anfge- 
stellte These, dass die Thätigkeit eines . . . Kinderkrankenhauses für die ganze 
Bevölkerung .... von .... b elehrend em Einfluss sein müsste. 

Betrachtet man die im Einzelnen und aus dem Zusammenhänge losgelöst 
allerdings für die Spitäler in N. und deren Leiter beleidigend klingenden Aus¬ 
lassungen des AngeUagten als ein Ganzes und würdigt dabei seine Tendenz, 
die Stadt vor einer Angliederung der geplanten Kinderheilanstalt an ein allge¬ 
meines Spital mit Rücksicht auf die anch vom ersten Richter zugegebene 
Ueberlastung der leitenden Aerzte und die hieraus entspringende Gefahr der 
Vernachlässigung der Kinderpflege zu bewahren, so entföllt der gegen den An- 
geschuldigten erhobene Vorwurf der Beleidigung. Inwiefern die Behauptung 
des Angesohuldigten, dass unter der Ueberlastung in erster Linie die Kinder 
zu leiden hätten, eine Beleidigung der Spitalärzte enthalten soll, wie die erste 
Entscheidung ansführt, ist nicht erflndlich, da eine gleichmässige Vei- 
naohlässigang der Kinder und der Erwachsenen kaum das geringere Uebel 
wäre. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

S[öiiiKX‘elol& X*ireiuMieii. 

Erhebung«!! ttber die Einnabmen der Kreismedininalbeamten an 
Gebühren, Tagegeldern und Reisekosten. Erlass des liinisteis der 
n. s. w. Medisinalangelegenheiten (ges. i. Aoftr.: Förster) Tom 
18. September 1902 — M. Nr. 8221 — an simmtliohe Herren Begierongs- 
präsidenten. 

Es ist für mich von Interesse, darüber nnterrichtet za werden ob die 
Einnahmen der Ereismedisinalbeamten an Gebühren, sowie an Tagegeldern 
and Beisekosten durch die Einffihrnng des ELreisarztgesetzes, bezw. der Dienst- 
anweisong für die Kreisärzte eine Versohiebang erfahren haben, and wie hoch 
sich diese Bezüge seit dem Inkrafttreten des gedachten Gesetzes im Vergleich 
za den früheren Bezügen belaofen. 

Für die frühere Zeit sind die Unterlagen in den Nachweisnngen über 
die SinkommensYerhältnisse der Ereisphysiker während der Kalenderjahre 1897, 
1898 and 1899 vorhanden, welche in Folge des Bnnderlasses vom 24. November 
1900 — li. 2949 — eingereicht worden sind. Ew. Hoohwohlgeboren ersache 
ich ergebenst, für die Zeit vom 1. April 1901 bis Ende September 1902 die 
Höhe der bezeichneten Einnahmen nach Hassgabe des beiliegenden Schemas 
geBUligst festzastellen. 

TTeberelobt 


über die Einnahmen der Kreismedizinalbeamten des Begiemngsbezirkes *. . . . 
an Gebühren, Tagegeldern and Beisekosten in den Kalenderjahren 1897, 1898, 
1899 nnd in der Zeit vom 1. April 1901 bis Ende September 1902. 
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Die auf den Brkus Tom 24. November 1900 Torgelegten NaehweiauigeB 
beschrSnkten doh hinsiohtlieh der Gebllhreneinnahmen nicSt auf die amteftrat* 
liehen Oebtthren in dem durch §. 24, Nr. 1 der Dienstanweisung fttr die Kreis* 
ftrzte bestimmten engeren Sinne, sondern enthielten auch die sämmtlichen ge* 
riohtsärztlichen Oebtthren, die Vergtttungen fttr die Saehverständigenthätigkeit 
in Unfall* und InvalidenTersichemngsangelegenheiten u. a. m. Damit ein mSg* 
liehst zuverlässiges Vergleiohsmaterial gewonnen wird, sind deshalb auch fto 
die Zeit vom 1. April 1901 bis Ende September 1902 nicht blos die eigent* 
liehen amtsärztlichen, sondern auch die sonstigen] Oebtthren der Medizinal* 
beamten in dem gleichen Umfange, wie bei jenen Nachweisungen au berttck* 
sichtigen. Unberttcksiohtigt zu lassen sind die Fuhrkosten* Entschädigungen 
(§. 1, Abs. 1 des Gesetzes vom 9. März 1872). 

Es wird sich empfehlen, die Zahlen fttr die Jahre 1897 bis 1899 ans 
den seiner Zeit eingereichten Nachweisnngen zunächst dort in das beiliegende 
Schema eintragen und alsdann die Spalten 8 bis 10 und 16 bis 19 des 
letzteren durch die Kreismedizinalbeamten ausfttUen zu lassen. 

Eine Zusammenstellung der von den Medizinalbeamten eingereiehten 
dortseits zu prttfenden Nachweisungen ist mir, mit der Bescheinigung der 
rechnerischen Bichtigkeit versehen, bis zum 1. Dezember d. J. einznrei<dien. 
Dabei sehe ich einer gefälligen Aensserung Ihrerseits ttber die oben bezeichnete 
Frage und gegebenen Falles ttber die Ursachen einer in Folge des Kreisarzt* 
gesetzes etwa eingetretenen Verschiebung in den Einnahmen der Kreisärzte 
an Oebtthren, Tagegeldern und Beisekosten ergebenst entgegen. 


Zuniehnng der Kreisärzte und besonderen Oerichtsärzte als 
Sachverständige bei dem Verfahren bei Entmttndigungen wegen Geistes* 
krankheit oder Geistesschwäche. Allgemeine Verfttgung des 
Jnstizministers (gez.: Schönstedt) vom 1. Oktober 1902. 

Der §. 14 Nr. 2 der Allgemeinen Vei^gnng vom 28. November 1899 ttber 
das Verfahren bei Entmttndigungen wegen Geisteskrankheit oder wegen Geistes* 
schwäche hat folgende Fassung erhalten: 

2. Als Sachverständiger ist gemäss §. 653 Abs. 2 in Verbindung mit 
§. 404 Abs. 2 der Zivilprozessordnung regelmässig der Gerichtsarzt (§. 9 des 
Gesetzes, betreffend die Dienststellung des Kreisarztes u. s. w., vom 16. Sep* 
tember 1899 — Gesetz-Samml. S. 172 — als der fttr medizinische Angelegen* 
heiten öffentlich bestellte Sachverständige, erforderlichenfalls sein Assistent 
(§. 5 des angeftthrten Gesetzes), znzusiehen. Andere Personen sollen nach 
dem angeftthrten §. 404 Abs. 2 als Sachverständige nur dann gewählt werden, 
wenn besondere Umstände es erfordern. 


ünterbrins^g in Privatanstalten fttr Geisteskranke, Epileptische 
und Idioten. Erlass der Minister der Justiz (gez.LAnftr.: Kttntzel), 
der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: Förster) und 
des Innern (gez. i. Vertr.: v. Eitzing) vom 8. September 1902 — 
J.*M. I. Nr. 6848, M. d. g. A. M. Nr. 7125, M. d. I. H a. Nr. 6476 — an den Herrn 
Begiernngspräsidenten in Wiesbaden, allen ttbrigen Herren Begiemngspräsldenten 
zur Kenntniss mitgetheilt. 

Auf den Bericht vom 24. April d. J. — Pr. I. M. 1640 —, betreffend die 
Anweisung ttber Unterbringung in Privatanstalten fttr Geisteskranke, Bpilep* 
tische und Idioten vom 26. März 1901, erwidern wir Ew. HochwoUgeboren 
ergebenst Folgendes: 

Wenn der Besuchskommission die Nichtanwendung des §. 14 auf Pfleg* 
linge unter 18 Jahren bedenklich erscheint, so ist zu bemerken, dass fttr die 
Entlassnngsanzeige bei derartigen Kranken nach §. 22 Ziffer 3 die Vorschriften 
des §. 18, Schlnssabsatz, Anwendung finden, wonach die Entlassung oder der 
Tod alsbald der Ortspolizeibehörde anzuzeigen ist. 

Es wird also, da eine Ueberftthmng in eine andere Anstalt oder eine 
Entweichung ans der Anstalt hierunter fällt, keiner Aendernng der Vorschriften 
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bedttrfon, um der befürebteteB ünterlasaoog der Aueige dee Tode« oder einer 
Entweiehnng Tombengen. Sollten Zweifel in dieser Hinsiebt besteben, so 
würde eine entsprechende Belebmng genügen. Die Mitwirkung der Polizei¬ 
behörde behnfs Büokfühmng eines entwichenen Kranken erscheint schon nach 
den bestehenden Vorschriften erreichbar. 

In den Fällen, wo bei idiotischen Kindern eine scharfe Trennung in 
Unreine und Beine nicht mOglioh ist, wird sich ▼oraussichtlich der Umfang des 
krankhaften Schwächesnstandes bei den einzelnen soweit feststellen lassen, dass 
eventuell die Vorschriften für Krankenanstalten auf derartige Kinder Anwendung 
finden können. 

Sofern aus dem Nichtvorhandensein eines Hauptbuches in der für Er¬ 
wachsene vorgeschriebenen Form und aus der Nichtanwendung der Ziffern 4 
und 6 des §. 21 bei Anstalten, welche nur Kranke unter 18 Jahren verpflegen, 
im einzelnen Falle erhebliche Schwierigkeiten entstehen, ist besonderer Bericht 
zu erstatten. — 

Die Anlegung von Akten mit ärztlich geführter, fortlaufender Kranken¬ 
geschichte nach der im §. 21, Ziffer 1, gegebenen Anweisung ist für Krank¬ 
im Alter unter 18 Jahren nicht vorgeschrieben. Wenn jedoch hieraus von dem 
Leiter der fraglichen Anstalt gefolgert wird, dass überhaupt seitens des Arztes 
über die Erkrankung und deren weiteren Verlauf keine schriftlichen Be¬ 
merkungen niederzulegen seien, so ist dies irrthümlich. Die Fürsorge für die 
wegen ihrer krankhaften Veränderung in Anstalten aufgenommenen jugend¬ 
lichen Idioten bedarf geeigneter ärztlicher Mitwirkung. Im §. 22, Ziffer 7 ist 
der Satz an die Spitze gestellt: „In jeder Anstalt muss die ärztliche Thätig- 
keit genau geregelt sein." Deshalb müssen sowohl zur Sicherung des ärztlichen 
Wirkens im Al^emeinen als auch für den Fall einer Vertretung oder den 
Wechsel des Arztes die wichtigsten Befunde und Beobachtungen von ihm notirt 
werden. Auch daraus, dass der Arzt der Anstalt Anfragen über den Pflegling 
zu beantworten hat, sowie aus der Nothwendigkeit, den Aufsichtsorganen die 
Prüfung des Zustandes des einzelnen Kranken in seiner Entwickelung zu er¬ 
möglichen, ergiebt sich ohne Weiteres, dass, wenn auch Krankengeschichten 
als Bestandtheil der Personalakten nicht gefordert sind, doch auf die zur Er¬ 
füllung der erwähnten Anforderungen nöthigen ärztlichen Eintragungen nicht 
verzichtet werden kann. In welcher Weise und namentlich in welchem Um¬ 
fange derartige Vermerke zu machen sind, wird je nach der Art der in der 
Anstalt verpflegten Kranken und dem Grade auch der körperlichen Hülfsbe- 
dürftigkeit verschieden zu benrtheilen sein. 

Hiernach ersuchen wir Ew. Hochwohlgeboren, nach Anhörung der Be- 
suchskommission die nOthigen Anweisungen zu geben. 

Es wird sich nach alledem empfehlen, falls Ew. Hochwohlgeboren in 
Gemässheit des Erlasses vom 25. Januar d. J. — J. M. I. 474, M. d. g. A. 
M. 7761II, M. d. 1. na 366 — eine Begelnng der ärztlichen Thätigkeit nach 
den im §. 22, Ziffer 7 der Anweisung für Kranke im Alter unter 18 Jahren 
gegebenen Vorschriften auch dann genehmigen, wenn in den Anstalten Idioten 
von über 18 Jahren verpflegt werden, diese Verhältnisse besonders zu beachten 
und die Anfrechterhaltnng der Vorschriften des §. 21 bezüglich der Personal¬ 
akten und Krankengeschichten (Ziffer 1) und der ärztlicherseits ausznführenden 
Eintragungen über Art und Ansgang der Krankheit (Ziffer 3) für die erwac^enen 
Kranken ausdrücklich ansznsprechen. 


Verbreitung des Weichselzopfee. Bekanntmachung des Re¬ 
gierungspräsidenten zu Gumbinnen vom 30. April 1902. 

Durch eine Zählung ist festgestellt worden, dass in Prenssen noch über 
6500 Weichsel zopfträger existiren. 

Der Zahl der Weichselzopfträger nach steht der Begierungsbezirk Posen 
mit 2507 an der Spitze, es folgen Bromberg mit 1858 und Marienwerder mit 
1254, Danzig mit 250 und Königsberg mit 156, während in den übrigen Re¬ 
gierungsbezirken Weichselsopf nur sporadisch nachznweisen war. 

Wie es in der Natur der Sache liegt, kommt der Weichselzopf bei 
Weitem häufiger bei Frauen, als bei Männern vor; es stehen 5779 weibliche 
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734 männliohe Weiohselaopfträger gegenüber. Das lange Haar der Franen 
neigt eben leichter snr Vermsnng als das meist kurz gehaltene Haar der Minner. 

Ueber die Natnr des Leidens herrscht unter den Aerzten, welche Weichsel¬ 
zopf zu beobachten Gelegenheit hatten, heute mit wenigen Ausnahmen nur eine 
Ansicht, nämlich die, dass der Weichselzopf keine Krankheit, sondern lediglich 
die Folge Ton ünsauberkeit und mangelnder Haarpflege ist. Die letztere Ur¬ 
sache hat in fast allen Fällen, in denen darttber Angaben gemacht wurden, 
festgestellt werden können. Als entferntere Ursache fär die Entstehung des 
Weichselzopfes haben sich, ausser der bei der polnischen Bevölkerung unserer 
östlichen Provinzen zu flndenden Indolenz gegen Schmutz und Unordnung, häufig 
Eopfausschläge, die zum Theil auf der Anwesenheit von Kopfläusen beruhten, 
ferner Kopfschmerzen und lange dauernde Ejrankheiten oder Altersschwäche, 
welche die betreffenden Personen wochen- und monatelang ans Bett fesselten, 
ergeben. Es sind dies alles Zustände, während deren theils als direkte Folge 
der Krankheit, theils ans Nachlässigkeit oder Unvermögen die Pflege der Haare 
leidet. Dazu kommt, dass durch die genannten Krankheiten die Ernährung 
der Haare entweder direkt oder indirekt beeinträchtigt wird; es ist ja eine 
alltägliche Beobachtung, dass bei Leuten, die an einer chronischen Slrankheit 
leiden, das Haar allmählich dflnner und seidenweich wird. Es treten also eine 
ganze Beihe von Momenten zusammen, welche ein Verfilzen der Bbare und 
damit die Bildung des Weichselzopfes begttnstigen. 

Ungeziefer scheint nicht in dem Masse eine Bolle bei der Entstehung 
des Weichselzopfes zu spielen, wie dies vielfach angenommen wird. 

Eine grosse Bolle bei der Entstehung des Weichselzopfes spielen aber¬ 
gläubische Vorstellungen, mögen dieselben direkt die Patienten zu einer Ver¬ 
nachlässigung der Haarpflege veranlassen oder erst nachträglich als Erklärung, 
vielleicht auch als Entschuldigung herangezogen werden. 

Dieser Aberglaube ist auch vielf6u:h die Ursache gewesen, dass die 
Kranken ihr Leiden zu verheimlichen suchten und dadurch den amtlichen 
Nachforschungen nicht selten erhebliche Schwierigkeiten bereiteten. 

Ausser ftlr die Aerzte ist hier in erster Linie für Lehrer und Geistliche 
ein reiches Feld, auf dem sie durch Belehrung des im Aberglauben gefangen 
gehaltenen Volkes Segen stiften könnten. Leider giebt es jedoch Geistliäe, 
welche das Volk Aber den Weichselzopf nicht nur nicht anfklären, sondern sogar 
in ihrem Aberglauben noch unterstfitzen. 

Trotz des bestehenden Aberglaubens suchen die Zopfträger in Ostprenssen, 
Pommern und Schlesien, im Gegensatz zu Westpreussen und Posen, hät^g ärzt¬ 
liche Hülfe nach. Wo diese sich aber auf einfache Verordnungen beschränkt, 
hat sie natürlich wenig Erfolg, wo dagegen, wie dies allgemein in Kranken¬ 
häusern geschieht, der 2k>pf einfach abgeschnitten und gegen etwa vorhandene 
Ekzeme oder Kopfparasiten mit Seife und geeigneten Salben vorgegangen vrird, 
da hat die ärztliche Hülfe auch Erfolg. 

Dass das Abschneiden des Weichselzopfes in der That das einfachste und 
wirksamste Mittel zu seiner Beseitigung ist, bewies ein schlesischer Amtsvor¬ 
steher bei Gelegenheit der angeetellten Ermittelungen, indem er bei 20 Schul¬ 
mädchen den Zopf einfach abschneiden liess. Es sind in Folge davon weder 
Krankheiten entstanden, noch Beschwerden laut geworden. 

Der allgemeinen Durchführung dieses ebenso einfachen, wie rationellen 
Verfahrens entstehen aber die grössten Hindernisse aus dem abergläubischen 
Nimbus, der dem Weichselzopf noch anhaftet. Diesen durch Belehrung des 
Volkes zu zerstören, ist aber nicht allein Sache der Aerzte, sondern Pflicht 
jedes Gebildeten, der mit dem niederen Volke in Berührung kommt, vornehm¬ 
lich der Geistlichen und Lehrer. Nur durch die Ausrottung des Aberglaubens 
wird es gelingen, auch den Osten Preussens von dem ebenso hässlichen wie 
vermeidbaren Weichselzopf zu säubern. 

Vorstehendes bringe ich hiermit zur allgemeinen Kenntniss. 


B. Könisreioli. Bayeim. 

Postportofreiheit für die Morbiditätsstatistik der Infektions¬ 
krankheiten. Erlass des Königlichen Staatsministeriums des 
Königl. Hauses und des Aensseren vom 26. September 1902. 
Wie das Unterzeichnete Königliche Staatsministerinm bereits in seiner 
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Note Tom 17. August 1886, Nr. 2833 U aosgefOhrt und das Königliche Staats* 
mmisterinm des Innern durch Erlassung seiner Bntschliessnng vom 2. Sep* 
tember 1896 Nr. 11639 anerkannt hat, bieten die Bestimmungen der König¬ 
lichen Allerhöchsten Verordnung vom 23. Juni 1829, die Postportofreiheit in 
Amtssachen betreffend, keinen Raum, um den praktischen Aerzten hinsichtlich 
ihrer unmittelbaren Korrespendens mit den Königlichen Bezirks&r^n 
Portofreiheit zu gewähren, auch wenn diese Korrespondenz 8anitätq[K>liseiche 
und damit öffentliche Verhältnisse zum Gegenstände hat. 

Die angestrebte Portofreiheit für die Einsendung von Zählkarten, welche 
seitens der praktischen Aerzte im Interesse der Morbiditätsstatistik der In¬ 
fektionskrankheiten an die Amtsärzte erfolgt, könnte demnach nur durch einen 
Akt besonderer ausnahmsweiser Verleihung begründet werden. 

Von Seite des Unterzeichneten Königlichen Staatsministerinms wurde 
schon wiederholt herrorgehoben, dass bei der ohnehin unzuträglichen Aus¬ 
dehnung des Portofreiheitswesens in Bayern jede Erweiterung desselben, 
namentlich aber die Schaffung neuer Portofreiheiten, welche ausserhalb des 
Rahmens der vorbezeichneten Allerhöchsten Verordnung liegen, ans grundsätz¬ 
lichen Erwägungen abzulehnen sei. 

Das Unterzeichnete Königliche Staatsministerium sieht sich deshalb zu 
seinem Bedauern nicht in der Lage, der von der oberbayerischen Aerztekammer 
gegebenen Anregung näher zu treten. 


O. Gürofliflili.erzoi^bnm ]l£eol£leii.l>urflf - Sob-werin. 

Ermittelungen ftber die Verbreitung der veneriscben Krank¬ 
heiten. Erlass des Ministers (Abth. für Medizinalangelegen¬ 
heiten) vom 9. Juli 1902 an sämmtliche Kreisphysiker. 

Die grosse Gtofahr, welche die venerischen Krankheiten wegen ihrer nn- 
heilvollen Folgen für die Volksgesnndheit in sich bergen, und die Nothwen^- 
keit der Bekämpfung derselben lassen es dem Unterzeichneten Ministerium 
erwünscht erscheinen, einen Ueberblick über die Verbreitung dieser SLrankheiten 
unter der Bevölkerung des Landes zu gewinnen. 

Die Kreisphysiker werden daher hierdurch beauftragt, über die gegen¬ 
wärtige äusdehnnng der venerischen Krankheiten in ihren einzelnen Kranheits- 
formen (Gonnorrhoe und Folgezustände, Ulcus moUe, Syphilis primär und 
sekundär, Syphilis tertiär) in ihrem Bezirk nach MöglicUeit Material, welches 
einen Rückschluss auf die Heimsuchung der Zivilbevölkerung des Landes über¬ 
haupt gestattet, zu sammeln, und auf Grund solchen Materials, sowie der eigenen 
Kenntnisse der Verhältnisse bis Ende d. J. an das Unterzeichnete Ministerium 
zu berichten. 

Wenn der Werth der Ermittelungen in Bezug auf ihre Vollständigkeit 
nicht in Frage gestellt werden soll, bedarf es einer möglichst regen Betheili- 
gnng der approbirten Aerzte bei der Sammlung des statistischen Materials und 
erscheint eine Umfrage bei den approbirten Zivilärzten nothwendig. Zur Ver¬ 
meidung grundsätzlicher Ablehnung der Berichterstattung seitens der Aerzte 
mit Rücksicht auf die ihnen obliegende Verpflichtung zur Bewahrung der ihnen 
in ihrem Berufe auvertrauten Privatgeheimnisse ist darauf hinzuweisen, dass 
es sich lediglich um die Feststellung der Zahl der an einem bestimmten Tage 
in ärztlicher Behandlung befindlichen Kranken handelt und dass bei der Be¬ 
richterstattung jegliche Namensnennung und jegliche Berührung der persön¬ 
lichen Verhältnisse des Kranken überhaupt zu vermeiden sind. 

Die Kreisphysiker haben an jeden approbirten Arzt ihres Bezirks mit 
Ausschluss der Militär- und Marineärste bei Anschluss eines Abdruckes dieser 
Verfügung eine der beigefügten Zählkarten*) unter der Aufforderung zu über¬ 
mitteln, dieselbe ansgefüllt (Tag der Ausstellung: 30. August) oder mit Vakat 
vermerkt am 1. September d. J. dem Kreisphysikat znrückznsenden. 


*) Vom Abdruck der Zählkarte ist hier Abstand genommen. 


Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmnnd, Reg.- n. Gteh. Med.-Rath in Minden LW. 

J, 0. C. Bnuii, H. S, n. F« Sch.-L. Hof-Bnchdniokerei in Minden 




S^echtsprechnng und Kedizinal- 

Gresetzgebung. 

Beilage zur Zeitsolirift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 22. 15. November. 1902. 


Rechtsprechung. 

‘ - nSpexialist Ittr Massage“ ist kein arctäbnlicber Titel. Urtbeil 
des 0berlandesgericbts in Jena yom 16. Juli 1902. 

. . . Bicbtig ist, dass die Bezeicbnong „bpeziaiist" auf dem Gebiete der 
Heilffissenscbait gemeinhin als ein arzt&bnlicber Titel ani'znfassen sein nlid; und 
zwar sowohl wenn eie in Veibindnug mit einer bestimmien Erankbeitsfoim ge> 
brancbt wird, s. B. Spezialist für Fianenleiden (Beger, Entscheidntigen der Üe* 
richte nud Verwaltnugegerichte, Bd. 16, S. 146), als ancb dann, wenn sie in ‘Ver¬ 
bindung mit einer bestimmten Heilmethode erscheint, z. B. Spezialist ihr 
Flomblren, (Beger, Bd. 21, S. 85). Es ist aber der 'Vorinetanz darin beiau- 
treten, dass auch für die Frage, ob ein arztähnlicher Titel vorliegt, die An- 
schannng des Verkehrs, des Pnbliknms massgebend ist nnd dass der Gebrauch 
des 'Wortes „Spezialist“ nur anf solchen Gebieten die Vorsteilnng, es handle 
sich tun einen Arzt, hervorrnfen kann, die das Pnblikam als zur Beilwissen- 
schaft gehörig betrachtet. Letzteres ist aber bei der Eassage — wie eben¬ 
falls yom Landgerichte mit Becht angenommen worden ist — noch nicht der 
Fall. Fehlt es sonach an dem Thatbestandsmerkmale, dass der Angeklagte 
sich einen arztähnlichen Titel beigelegt hat, so ist die Anwendung dis §. 147 
Ziffer 8 der Gew.-Ordn. anf ihn aosgeschlossen, ohne dass es einer Eröneinng 
der übrigen Gründe bedarf, ans denen die Vorinstanz zn ihrem freisprecbenden 
Erkenntnisse gelangt ist. Die Bevision war znrückznweisen. Die Entscheidung 
Über die Kosten des BeohtsmittelB gründet sich anf §. 506 der Strafprozess- 
ordnnng. _ 


Ftthrnng des Apothekertitels dnroh Drogisten. Urtbeil dez 
Königlichen Obersten Landesgerichts in München yom 26. Sep¬ 
tember 1902. 

Die Bevision ist nicht begründet. Der durch das bayerische Gesetz 
vom 22. Juni 1900, die Ergänzung nnd Aendernng des Polizeistrafgesetzbnches 
vom 26. Dezember 1871 betreffend, in das Polizeistiaigcf^ttzbuch neu ein¬ 
gestellte Art 72 a bestimmt, dass mit Geldstrafe bis zn 150 M. oder mit Haft 
ausser dem Falle des §. 867 Abs. 1 Nr. 6 des Strafgesetzbuches bestraft 
werde, wer den Verordnungen in Bezug auf den Verkehr mit Arznei- oder 
Geheimmitteln, welche zur Heilung oder Verhütung von Krankheiten der 
Menschen oder Thiere bestimmt sind, znwiderbandelt. 

Anf Grund des erwähnten, eine Blanketvorschrift enthaltenden Art 72 a' 
wurde die Königliche AUerhöchste Verordnung vom 15. März 1901, den Ver¬ 
kehr mit Arzneimitteln ansserbalb der Apotheken hetieffend, erlassen, deren 
Beohtsgttltigkeit an sich nicht zu bestreiten ist. Dieselbe bestimmt in §. 9, 
dass Titel nnd Bezeichnungen, welche zn der Annahme führen können, dass 
es sich um einen Apotheken betrieb handle, im Geschäftsbetriebe nicht gebrambt 
werden dürfen. Wenn das Bernfnngfgericbt hervorhebt, dass diese Vorschrift 
insbesondere die Sicherung nnd den Schatz des Pnbliknms vor Verwechslung 
des durch die Verordnung geregelten Geschäftsbetriebes mit dem Apotbeken- 
betriebe bezwecke, so ist dies vollkommen zntreffend, nnd es handelt sich daher 
auch hierbei um die Begelung des in Art. 72 a des Polizeistrafgesetzbnches 
erwähnten Verkehrs. 

Der Bevisionsbeschwerdeführer maebt nun geltend, dass wenn ein 
Pharmazeut auf Grund der Bestimmungen der Beiebsgewerbeordnnng in Ver¬ 
bindung mit den diesbezüglichen Verordnungen das Hecht erlangt habe, den 
Titel „Apotheker* zn füh^, so könne er, auch wenn er noch keine Konzession 
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aum Apothekenbetriebe erbalten habe, diesen Titel in jedem Geschäftsbetriebe 
fuhren, es kOnne ihm dies namentlich nicht durch landesreehtliobe Vorschrift 
yerboten werden. Diese Anschauung ist jedoch nicht gerechtfertigt. 

Der §. 29 der Gewerbeordnung, auf welchen Beschwerdeführer ins¬ 
besondere hinweist, bestimmt nur, dass die Apotheker einer auf Grund eines 
Nachweises der Befähigung su ertheilenden Approbation bedflrfen; in dieser 
Approbation liegt lediglich die Znerkennuag der Befähigung aum Betriebe 
einer Apotheke, also aur Ausübung des Apothekergewerbes. Keineswegs 
handelt aber der §. 29 von der Berechtigung der Ftthrung des Titels »A|^ 
theker“ und namentlich davon, dass derjenige, welcher eine solche Approbation 
erlangt hat, hierdurch auch das Becht erworben bat, sich stets und bei jedem 
Geschäftsbetriebe als Apotheker zu bezeichnen. Auch keine andere reiche- oder 
landesgesetzliche Bestimmung räumt demselben ein solches Becht ein. Dem¬ 
nach steht die vorangeftthrte Vorschrift in §. 9 der Verordnung vom 15. März 
1901 mit keinem Gesetze in Widerspruch und es ist daher deren gesetzliche 
Gültigkeit mit Unrecht bestritten worden. 

Durch die Feststellungen des Berufungsgerichtes sind die sämmtlichen 
Thatbestandsmerkmale einer Zuwiderhandlung gegen Art. 72 a des Poliaei- 
Btrafgesetzbuches mit §. 9 der Allerhöchsten Verordnung vom 15. März 1901 
erschöpft. Die Feststellung, dass die Bezeichnung „Apotheker“, „appobirter 
Apotheker“ im Geschäftsbetriebe des Angeklagten erfolgte und im konkreten 
Falle zur Annahme führen könne, dass es sich um einen Apothekenbetrieb 
handle, bewegt sich zunächst auf thatsächlichem, der Nachprüfung des Be- 
visionsgerichtes entzogenem Gebiete; wenn das Berufungsgericht die Möglich¬ 
keit dieser Annahme hauptsächlich ^i unerfahrenen Leuten, namentlich Land¬ 
lenten, für gegeben erachtete, so lässt sich in dieser Begründung eine rechts- 
irrthümliche Auffassung des §. 9 der Verordnung vom 15. März 1901 nicht 
ersehen, denn gerade hierdurch soll verhindert werden, dass Unkundige in den 
Glauben versetzt werden, in dem Drogengeschäfte könnten Apothekerwaaren 
unter denselben Garantien wie in einer Apotheke gekauft werden. Die Zu¬ 
widerhandlung gegen Art. 72 a des Polizeistrafgesetzbncbes mit §. 9 der Aller¬ 
höchsten Verordnung vom 15. März 1901 stellt sich als polizeiliches Gefähr- 
duugsdelikt dar; es erfordert daher der subjektive.Thatbestand derselben nuf 
ein Verschulden überhaupt, wozu auch Fahrlässigkeit genügt. Mit Bücksicht 
auf die vom Berufungsgerichte festgestellte Absicht des Angeklagten, bei 
minder erfahrenen Käufern die Anschauung su erwecken, er betreibe eine 
Apotheke, erscheint auch der subjektive Thatbestand der Zuwiderhandlung auf 
Seite des Angeklagten gegeben. Hat sich der Angeklagte zur Führung der 
Bezeichnung, „Apotheker“ berechtigt gehalten, so befand er sich hierbei nicht 
im Irthum über einen zum gesetzlichen Thatbestand gehörigen Thatnmstand, 
sondern in einem seine Strafbarkeit nicht ausschliessenden Irrthnme über die 
Auslegung und Tragweite des einen Theil des Strafgesetzes bildenden §. 9 der 
mehrerwähnten Allerhöchsten Verordnung, also in einem Beohtsirrthume. 


Unter welchen Voraussetzungen macht sich ein Arzt, welcher 
einen anderen Arzt wegen angeblicher Fahrlässigkeiten in der Bernfs- 
anshbnng bei dem Kreisärzte zur Anzeige bringt, eines Verstosses 
gegen die ärztlichen Standespflichten schuldig. Urtheil des ärzt¬ 
lichen Bhrengerichtshofs für Preussen vom 30. Mai 1902. 

Die erste Entscheidung, auf welche hinsichtlich des den Gegenstand des 
Verfahrens bildenden Thatbestandes hiermit Bezug genommen wird, stellt einen 
VerstosB des Angeschuldigten gegen §. 8 des Gesetzes vom 25. November 1899 
fest, weil er in seiner bei den zum Gegenstand der Verhandlung gemachten 
Straiakten befindlichen Anzeige einem anderen Arzt, dem gleichfalls in Sch. 
ansässigen Dr. B., in leichtfertiger Weise Fahrlässigkeiten bei Ausübung der 
Prazds vorgeworfen habe. 

Bezüglich des Falles X. verneint der erste Bichter zunächst, dass objektiv 
eine Veranlassung für den Angeschuldigten Vorgelegen habe, eine Anzeige gegen 
Dr, B. zu erstatten, da nach dem Gutachten der obduzirenden Aerzte Frau X. 
nicht, wie der Angeschnldigte behauptet habe, an Lungenentzündung, sondern 
an Herzschwäche gestorben und zur Zeit, als Dr. B. ihre Behandlung über¬ 
nommen habe, nicht mehr zu retten gewesen sei. 



Beehtq^reehnng and MediBfaal-GtoNtsgebiiiig. 


998 


Im Uebriflren sei sabjektiT die üeberiengnng des Angesebnldigten, als 
oberflSehlicb und anf yerfehlter Diagnose berahend, nicht hinreichend gewesen, 
am den schweren Vorwnrf der Verarsaehnng des Todes der Z. gegen Dr. 6. 
an erheben. 

Der erste Siebter nimmt, auch im Hinblick anf den Fall Y. nnd den 
Fall Z., in welchen beiden den Dr. B. kein Vorwnrf treffe, nnd welche der 
Angeachnldigte ohne Nothwendigkeit mit in die dem Zreispbysikns ttberreiebte 
Anzeige anfgenommen habe, an, dass der Angeschnldigte die Anzeige in der 
Absicht erstattet hat, den ihm verfeindeten Dr. B. bei dem Ereisphysikas her- 
abznsetzen nnd in seiner Praxis zn schädigen. 

In der Bernfnngsrechtfertigrnng verwahrt sieh der Angeschnldigte da- 

J egen, eine falsche Diagnose gestellt zn haben. Er bestreitet ferner, Dr. B. 
er fahrlässigen TSdtnng der Fran X. besehnidigt zn haben; vielmehr habe er 
nnr die grobe Nachlässigkeit desselben znr Eenntniss des Ereisphysikas bringen 
wollen, der oline sein Znthnn die von dem Angeschnldigten erstattete Anzeige 
der Staatsanwaltschaft übergeben nnd dadnreh die Einleitung eines Strafver¬ 
fahrens gegen Dr. B. wegen fahrlässiger Tödtnng veranlasst habe. Den Fall 
Z. habe ihm der bei der Entfemnug des Eopfes der Fmeht ans dem Mntter- 
leibe hinzngesogene Dr. N. als etwas ganz AnssergewOhnliches erzäbit. Er habe 
diesen Fall ebenso wie den Fall Y. nnr deshalb in der Anzeige mit erwähnt, 
am zn zeigen, dass er bestrebt gewesen sei, einem danernd pflichtwidrigen, 
die Giesandheit der Gegend gefährdenden Verhalten eines Arztes Einhalt an 
thnn, nicht aber einen vereinzelten Fall gegen einen Eollegen verwertben wollen. 

Wie ans dem bei den Strafakten befindlichen Saohverständigengntaehten 
hervorgeht, hat sich ein nrsächlicher Zusammenhang zwischen dem Verhalten 
des Dr. B. und dem Tode der Frau X. nicht feststellen lassen. Zndem war 
der Znstand der Frau X., als Dr. B. sie besnehte, anscheinend nicht gefilhrlich: 
Sie befand sieh ausser Bett, hatte noch bis znm Tage vorher leichtere Hans- 
arbeit verrichtet nnd klagte, während sie im XJebrigen ihr Befinden als «ganz 
gut" bezeiehnete, nnr über Lnftmangel. Hiernach hat objektiv eine Veran¬ 
lassung znr Erhebung der Anzeige für den Angeschnldigten nicht Vorgelegen. 

Was den nach der subjektiven Seite seitens der erstinstanzlichen Ent¬ 
scheidung gegen den Angeschnldigten erhobenen Vorwnrf betrifft, so ergiebt 
die bei den Strafakten befindliche Anzeige des Angeschnldigten, dass er Dr. B. 
der Vemacblässignog der Behandlung der Fran X. beschuldigt, welche bemhe 
in der Nichtnntersnchnng der Schwerkranken nnd ferner in dem Wegbleiben 
nach Uebernahme der Behandlung bis znm dritten Tage, „wahrscheinlich aber 
für immer“. Der Vorwnrf der fahrlässigen Vemrsachnng des Todes der X. ist 
zwar nicht direkt ausgesprochen, ans dem Zusammenhänge der Anzeige jedoch 
zn entnehmen. Der Einwand des Angeschnldigten, dass der Ereisphysikas ohne 
sein Znthnn die Anzeige an den Staatsanwalt weitergegeben habe, ist hinfällig; 
er musste wissen, dass der Ereisphysikas hierzu verpflichtet war. 

Mit Becht bezeichnet der erste Bichter die von dem Angeschnldigten 
anf Grand einer nnrichtigen Diagnose gemachten Anzeige, welche ihm der 
Bürgermeister von Sch. noch vorher gründlich zn überlegen empfohlen hatte, 
als leichtfertig. 

Den Fall Z. anlangend, so steht fest, dass das Verhalten des Dr. B. keine 
schädlichen Folgen gehabt hat. 

Der Angeschnldigte musste, zumal er sieh selbst längere Zeit spezialistiscb 
mit Gebnrtshülfe beschäftigt batte, wissen, dass bei der künstlichen Entbindung 
einer fanltodten Fra'*ht der Eopf leicht abreisst. Wenn er dies in seiner An¬ 
zeige als etwas Anssergewühnliches hinstellt, nm das ärztliche EOnnen des 
Dr. B. in ein schlechtes Licht zu setzen, so trifft ihn auch hier der Vorwnrf 
der Fahrlässigkeit. 

In dem Fall Y. endlich hat die Beweisaufnahme ebenfalls keinerlei Ver¬ 
schulden des Dr. B. ergeben. Der Angeschnldigte durfte auf ein blosses Ge¬ 
rücht hin, ohne Nachprüfhng seiner Unterlagen, einen Eollegen schwer kompro- 
mittirende Thatsacben znm Erweise seiner UnDlbigbeit nicht bebanpten. Seine 
Entschnldignng, er habe den Fall Y. and den Fall Z. nnr deshalb in die An¬ 
zeige mit anfgenommen, nm den Anschein zn vermeiden, als habe er den Fall 
X. als einen vereinzelten sofort gegen einen Eollegen verwertben wollen, greift 
mit Bücksicht anf die fehlende Beweiskraft des Falles Z. and die thatsäehUche 
Unrichtigkeit des Falles Y. nicht durch. 
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Baehtq^reehug and Ifedislul^GcMtagelnuig. 


Naoh alledem besteht die entriehterliche FeststelliiDg dabiDgebend, das 
der Angesoholdigte die ärstliohen Standespfdchten verletzt bat, za Bedit. 


Bezeictannng als „Spezialist *. Reklame. Uebersehreitnng der 
Sätze der ärztlichea Gebtthrenordanng. Urtheil des Erstiiehen 
Bbrengeriohtshofs fOr Preassen vom 7. Febraar 1902. 

1. Der Aagesehnldifftfl hat kurz nach seinem im Jahre 1896 absolvirten 

Staatsexamen vom Jahre 1897 ab fortgesetst in der „.Zeitang" 

nnit in den ,.Naohriohten* auf Grand von Jahresabonnements zwei 

Hai monailioh and aasserdem in dem „. . . . Lokalanzeiger“ einige Male 
Inserate folgenden Inhalts erlassen: 

Dr. P. . . . 

. . . Strasse Nr. 25, 1 Tr. 
prakt. Arzt, Wandarzt a. Gebartshelfen, 

Spezialist fttr Hals«, Nasen* and Ohrenkrankheiten. 

Spreohst. tEgl. Vorm, von 9—10 and Nachm, von 4—6 Uhr. 

Im . . Lokalanzeiger“ ist noch im Anschlnss hieran beigefttgt: 

•für AaswErtige za jeder Tageszeit nach vorheriger Anmeldung“. 

Der erste Richter sieht in diesen Annoncen, abgesehen von ihrer HEnfig* 
keit, eine standeswidrige Reklame, weil der Anges« bnldigte, der nach seiner 
eigenen Erklärung sich nur während seiner klinischen Semester besonders mit den 
genannten Disziplinen beschäftigt bat, nach dem Staatsexamen irgend welche 
weitere Aasbildang — insbesondere unter der Leitung erprobter Aerzte — in 
der Heilkuude für Hals*, Nasen* und Obrenkrankheiteu nicht erhalten habe, 
sich daher als junger Arzt nicht als ^Spezialist“ in diesem Zweige bezeichnen 
dSrfa, auch der Zusatz im „ . . . Lokalanzeiger“ sei eine eines Arztes an* 
würdige Reklame. 

2. Der Angeschuldigte behandelte vom 1. März bis 26. Jani 1898 den 
in T.-P., von T. 2,4 km entfernt wohnenden Arbeiter Wilhelm E. jnn. an einer 
Kaochenhaateatsändung des rechten Unterkiefers. Hierfür hat der Ange* 
schuldigte die Bl. 6 der Akten in Abschrift befiadliche Rechnang, welche mit 
636 Mark ab-iohliesst, aufgestellt. Der Angeschuldigte hat die von ihm liqui* 
dirten Sätze für taxmässig erklärt, zagleich aber bemerkt, dass er die Rech* 
nung so hoch ausgestellt habe, weil erfahrungsgemäss die Krankenkasse, je 
weniger gefordert würde, desto weniger zahle; er habe nur 30 Mark bekommen 
sollen, was ihm zu wenig gewesen sei, und so habe er bei der Höhe der von 
ihm geforderten Summe hoffen können, wenigstens 100 Mark zu erhalten, womit 
er zafriedeu gewesen wäre. 

Der erste Richter stellt einen Verstoss gegen §. 8 des Gesetzes vom 
26. November 1899 fest, da der Angeschuldigte die im vorliegenden Falle zar 
Auwenduag zu bringenden niedrigsten Sätze der Gebührenordnung wesentlich 
überschritten habe. 

Was die vom Angesohaldigten betriebene Reklame betrifft, so kann 
hier dahingestellt bleiben, ob die Auffassung des ersten Richters, dass nur 
nach dem Staatsexamen gemachte Sonderstadien und Erfahrungen zur Bei* 
legaug des Titels „Spezialist“ berechtigen, zutreffend ist. Denn eine Standes* 
Widrigkeit ist in dem vorliegenden Falle bereits mit Rücksicht auf die HEnfig* 
keit des Annonoirens gegeben. Den Zusatz „für Auswärtige zu jeder Tages* 
zeit nach vorheriger Anmeldung“ hat der Ehrengerichtshof im Gegensatz zum 
ersten Richter für uuverfEnglich and der Brztliohen Standesehre nicht wider¬ 
sprechend angesehen. 

Oie Liquidation im Falle E. aulangend, so giebt der Angeschuldigte die 
Ueberschreitung der Taxe bezüglich der Positionen 4 and 6 Bl. 6 der Akten 
selbst zu. Er hat zu viel gefordert: a) bezüglich der Narkose 16 Mark (Nr. 33 
der Geblhrenordnaug), b) fttr zwei zwecks Operation aasgeführte Besaohe: 
10 Mark (Nr. 6 der Gebtthrenordanng). 

1. Fttr den ersten Besuch hat er liquidirt 10 Mark. Da der Besneh 
in der „Nachtzeit“ geschah, so standen ihm gemäss Nr. 10 der Gebührenordnung 
4 Mark zu. Hierzu kommen gemäss Nr. 20 — unter Zugrundelegung der dies* 
bezttglichsn Angaben des Angeschuldigten — 3 Mark (1,60 Mark für jede an* 
gefangene halbe Stunde der für die Fahrt erforderlichen Zeit). Somit standen 
dem Angeschuldigten 7 Mark nach der Taxe zu. Aus Nr. 20 der Gebühren* 
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ordnoDg betrtgt die üeberfordemiig mithin 1,60 Mark, ferner ist die Tom An- 
geschnldigten angenogene Nr. 11, welche die Sätze yon Nr. 1 nnd 2, nicht aber 
von Nr. 10 verdoppelt, im vorliegenden Falle nicht zntreffend. 

Die Znvielfordernng beträgt daher za diesem Paukte im Ganzen 8 Mark. 

2. Fflr jede Eonsaltation in der Wohnung des Angeschnldigten mit 
Verbandanlegang sind 3 Mark berechnet. 

Es standen ihm zn: a) nach Nr. 4 1 Mark, b) nach Nr. 48, 49, Abs. 2 
1 Mark. Hiernach ergiebt sich eine Zavielforderong für jede Konsultation von 
1 Mark, zosammen von 74 Mark bei 74 Konsnltationen (Position 8 Biatt 5 
der Akten). 

8. Für Eröffnung zweier tiefliegender Abszesse sind je 25 Muk ange* 
setzt. Nach Nr. 45 standen dem Angeschnldigten nur 10 Mark zu. Selbst die 
Richtigkeit der Angaben des Angeschnldigten tkber die Schwierigkeit der Ope¬ 
rationen unterstellt, erscheint die nach Nr. 2 der Gebtthrenordnnng an sich zu¬ 
lässige üeberschreitUDg des Minimalsatzes um je 15 Mark bei der Mittellosigkeit 
des K. nicht gerechtfertigt. Ob die von dem Angeschnldigten selbst zngegebene 
ZuvieUorderung von 25 Mark durch Nichtfordernng der ihm nach Nr. 18 der 
Gebffhrenordnnng znstehenden Fahrkosten ausgeglichen ist, kann dahingestellt 
bleiben. Abgesehen von diesen 25 Mark ist die Ueberschreitung der Taxe nach 
Obigem eine recht erhebliche. 

Der Ehrengerichtshof hat sich der dem Verhalten des Angeschnldigten 
seitens des ersten Richters zu Theil gewordenen Benrtheilung im Wesentlichen 
angesehlossen, insbesondere mit Rttcksicht auf die von dem Angeschnldigten 
für die Aufstellung der nnverhältnissmässig hohen Liquidation gegebene Moti- 
virung, welche eine eines Arztes durohans unwllrdlge Auffassung verräth. 


Gegen Beschlüsse der Ehrengerichte, welche die Einleitung des 
ehrengerichtlichen Verfahrens ablehnen, ist nnr dem Vertreter der 
Anklage, nicht aber dritten an dem Verfahren betheiligten Personen 
das Recht der Beschwerde gegeben. Beschluss des ärztlichen 
Ehrengerichtshofs für Preussen vom 7. Februar 1902.. 


Auch in dem nicht förmlichen ehrengerichtlichen Verfahren — 
§. 17 des Gesetzes vom 26. November 1899 — können zur Begründung 
der Feststellung, dass der Anscbuldigte die ihm obliegenden Pflichten 
verletzt habe, nicht Thatsachen herangezogen werden, auf welche sich 
zu äussern der Angeschuldigte keine Gelegenheit gehabt hat. Be¬ 
schluss des ärztlichen Ehrengerichtshofs für Preussen vom 
7. Februar 1902. 


Ein Arzt, welcher nach beendeter ärztlicher Hülfeleistung — in 
Ermangelung abweichender Vereinbarung — sofort sein Honorar be¬ 
ansprucht und event. im Wege der Klage einfordert, macht sich keiner 
Verletzung der ihm obliegenden Standespflichten schuldig. Beschluss 
des ärztlichen Ehrengerichtshofs für Preussen. vom 7. Fe¬ 
bruar 1902. 

Im Gegensatz zn dem ersten Richter muss angenommen werden, dass die 
Befugniss des Arztes, nach beendeter Behandlung des Kranken das Honorar zu 
verlangen, unabhängig davon ist, ob der Verlast seiner Forderung zu besorgen 
steht oder nicht. Der auch auf die ärztliche Dienste Anwendung findende 
§. 614 des Bürgerlichen Gesetzbuches, wonach die Vergütung nach der Leistung 
der Dienste zu entrichten ist, ist durch abweichende örtliche ITebung in seiner 
Geltung nicht beschränkbar. Hierbei ist ferner das Motiv der Ausübung des 
dem Arzt gesetzlich znstehenden Rechtes unerheblich. Unzulässig erscheint es 
weiterhin, dem Arzt das jedem Staatsbürger gewährleistete Recht, gegen 
säumige Schuldner den Weg der Klage zu beschreiten, zu verkürzen. Wenn 
endlich der Angeschnldigte elf Tage nach Beendigung der Behandlung des 
Kindes des Bureauvorstehers H. dem Letzteren seine Liquidation übersandt hat, 
so kann hierin eine standeswidrige Ausserachtlassung der Rücksicht anf den 
um. sein Kind besorgten Vater nicht erblickt werden. 



äQiS Boohtsprochiuig and Hodiiinal-GlesBts^ebqng. 

Medizinal - Sesetzqebung. 

Deatsohe« Reipiu 

aiprichtiiBg mid Betrieb der Boesbaarspiniiereient Haar* und 
Borsteiiaiiriohtereieii, sowie der Bflrsten- and Pin<felmachereiei|. Be* 
kanntmachang des Beiobskanalers (gez. in Vartr.: Graf von Posa- 
dowskj) vom 22. Oktober 1902. 

Anf Grand des §. 120 e der Gewerbeordnang hat der Bondesratli dber 
die Einrißhtoiig and den Betrieb der Bosshaarspinpereien, Haar- and Borsten* 
zarichtereien, sowie der BOrsten- and Pinselmaohereien folgende VorschrifteD 
erlassen: 

I. Allgemeine Vorschriften. 

§. 1. Die naehstehenden Vorschriften finden Anwendong anf alle Anlagen, 
in denen Pferde-, Binder- oder Ziegenhaare, Schweinsborsten oder Schweinsr 
wolle zagerichtet oder za Erollbaaren versponnen werden, oder in denen unter 
Verwendnng solcher Materialien Bflrsten, Besen oder Pinsel hergestellt werden. 

§. 2. Die ans dem Aaslande stammenden Pferde, Binder- and Ziegcpr 
haare, Schweinsborsten and Scbweinswolle dürfen erst in Bearbeitung genommen 
werden, nachdem sie in demjenigen Betrieb, in welchem die Bearbeitang statt- 
fiaden soll, vorschriftsmässig desinfizirt sind. 

Die Desinfektion muss nach Wahl des Betriebranternehmers geschehen, 
entweder 

1) durch mindesteus einhalbstflndige Einwirkung strömenden Wasserdampfes 
bei einem üeberdracke von 0,15 Atmosphären, oder 

2) durch mindestens einviertelstflndiges Kochen in zweiprozentiger Ealiunir 
permangatlOsang mit nachfolgendem Bleichen mittelst drei* bis vierpro- 
zentiger sohwefeliger Säare, oder 

3) durch mindestens zweistündiges Kochen in Wasser. 

Dorch dun Beichskanzler können noch andere Dcsinfektionsverfahren zpr 
Auswahl zugelasaen werden. 

Durch die höhere Verwaltungsbehörde kann angeordnet werden, dass die 
nach Abs. 2. Ziffer 1 vorzunehmende Desinfektion in einer Öffentlichen Desin¬ 
fektionsanstalt, sofern eine solche am Betriebssitz oder in dessen unmittelbarer 
Nähe verfügbar ist, ausgefflhrt wird. 

§. 3. Einer Desinfektion durch den Unternehmer (§. 2, Abs. 1) bedm^ 
es nicht, soweit dieser nach näherer Bestimmung der Lnn4ue-Zentralbehörde 
den Nachweis erbringt, dass er das Material in vorschriftsmässig (§. 2, Abs. 3) 
desinfizirtem Zustande bezogen und abgesondert von nicht desipi^tem Materie 
aufbewahrt bat. 

Der Unternehmer braucht diejenigen weissen Borsten nicht deainfiziren 
zu lassen, welche er vor weiterer Bearbeitang einem Bleichverfahren onter- 
wirft, oder welche er in bereits gebleichteni Zqstand als sogenannte präparirte 
französische Borsten beupgen and abgesondert von nicht desinfizirtem Mnterü4 
auraewabrt hat. 

§. 4. Von der höheren Verwaltungsbehörde kOnnen Ausnahmen yon dcu 
Bestimmungen des §. 2 für solche Materialien zugelassen werden, welche 

1) nach den bisherigen Erfahrungen keinem der nach §. 2 zugelessenen Des- 
infektionsverfahren unterworfen werden kOnnen, ohne einer erheblichen 
Beschädigung aasgesetzt za sein, oder welche 

2) nachweimich bereits im Ausland eine Behandlung erfahren haben, welche 
als der vorschriftsmässigen inländischen Desinfektion gleichwertbig anza* 
sehen ist. 

Die höhere VerwaltongsbehOrde hat ein Verzeicbniss zu Bikren, ip das 
die Fälle und Grflnde der von ihr zugelassenen Ausnahmen, in den Fulen der 
Ziffer 2 auch die Art der ausländischen Behandlung einzutragen sind. Eine 
Abschrift des Verzeichnisses ist alljährlich bis zum 1. Februar der Landes- 
ZentralbehOrde einzareichen. 

§. 5. Mit den desinfektionspfiichtigen Materialien dflrfen vor Ausführung 
der vorschriftsmässigen Desinfektion nur solche Verrichtungen vorgenommen 
werden, welche zur Prüfung der Beschaffenheit der Materialien, zur Verhütung 
ihres Verderbens, sowie zur Vorbereitung und Ausführung der Desinfektion 
unerlässlich sind, z. B. Auspacken, Abschneiden der Haare vom Schweifleder, 
Einträgen in den Desinfektionsapparat, Bündeln der Borsten und anderes. Eine 
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Soriirang der Materialien ist nur inqoweit ardftssig, als sie nBthig ist, nm die Baare 
n. 8. w. für die Anwendung rerschiedener Desinfektionsyerfahren an sendem, 

§, 6. Zur Ausführnng der Desinfektion, sur Bearbeitung der gemäss 
§. Abs. 1, 2iiffer 1 nicht desinfizirteu Stoffe, sowie an den im §, 6 beaei<^etea 
Verrichtungen därfen jugendliche Arheiter nicht verwendet weiden. 

§. 7. Der Arbeitgeber hat darauf zu halten, dass Arbeiter mit müden 
Hautstellen, insbesondere an Hals, Gesicht und Händen, an den im §. 6 he* 
aeiohneten Beschäftigungen nicht verwendet werden. 

§. 8. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, über das von ihm bezogene 
Material an Haaren, Borsten und Schweinswolle derart Buch zu führen, dass 
daraus die Menge, die Bezugsquelle und, soweit sie bekannt ist, die Herkunft 
der empfangenen Waare, sowie die Zeit und die Art der Desinfektion oder der 
Grund des ünterlassens der Desinfektion zu ersehen ist. 

Ist die Desinfektion in einer öffentlichen Anstalt ansgefflhit worden, so 
niud die hierüber ausgestellten Bescheinigungen nu sammeln, anfaubewahren 
und dem Aufeiohtsbeamten (§. 189 b der Gewerbeordnung) auf Verlangen 
voizülegen. 

§, 9. Die Vorrätbe an nicht desinfizirtep Materiale, welches desinfektions* 
pflichtig oder gemäss §. 4, Abs. 1, Ziffer 1 yon der Desinfektionspflicht ausge¬ 
nommen ist, sind in besonderen, unter Verschluss zu haltenden BAnmen anfnu* 
bewahren und dürfen nur auf solchen Zugängen und Treppen in diesen Bäumen 
hinein- oder ans ihnen hinausgebracht werden, welche von den mit der Be-^ 
arbeitnng desinflzirten oder inländischen Materials beschäftigten Arbeitern 
nicht benutzt werden. Auf diesen Zugängen und Treppen darf desinflairtce 
oder inländisches Material nicht befördert werden. 

Die vor der Desinfektion erforderlichen Verrichtungen (§. 6), die Aus¬ 
führung der Desinfektion, sowie die Bearbeitung des gemäss §. 4, Abs. 1, Ziff. 1 
nicht desinflzirten Materials dürfen nicht in Bäumen vorgenommeu werden, 
in denen desinflzirtes oder inländisches Material aufbewahrt oder bearbeitet wird. 

Die Bäume, in denen desinfektiopspflichtigs oder gemäss §. 4, Abs. 1, 
Ziffer 1 nicht desinflzirtes Material aufbewahrt oder bearbeitet wird, die Plätze 
vor ihren Bingängen und die Zugänge und Treppen, auf denen solches Material 
befördert wird, sind stets rein zu halten. Bei der Beipigung ist Staubbildnng 
thunlichst zu verhüten; der entstehende Kehricht, sowie die Umhüllungen, in 
denen die nicht desinflzirten Stoffe anlangen, sind zu verbrennen oder zu des- 
inflzifen (§. 2, Ahs. 2). Dies gilt auch von depi bei der Bearbeitung nicht des- 
infiziiten Materials entstehenden Staub und dem duhei abfallenden Schmntz. 
n. Besondere Vorschriften für grössere Betriebe. 

§. 10. In Betrieben, in denen in der Begel mindestens zehn Arbeiter 
beschäftigt werden, müssen die Arbeitsräume mit einem festen und dichten 
Fnssboden versehen sein, der eine leichte Beseitigung des Staubes auf feuchtem 
Wege gestattet. Hölzerne Fussböden müssen glatt gehobelt und ge^cn das 
Bindringen der Nässe geschützt sein. 

Die Wände und Decken müssen, soweit sie nicht mit einer glatten, ab¬ 
waschbaren Bekleidung oder mit einem Oelfarbenanstrich versehen sind, 
mindestens ein Mal jährlich mit Kalk frisch angestriehen werden. 

Bei Errichtung neuer und Brweiterung bestehender Anla|;en ist dafür 
Sorge zu tragen, dass in den neuen Arbeitsräumen, in denen mit erheblicher 
Stanbentwickelqng verbundene Arbeiten ausgeführt werden, die Zahl der darin 
beschäftigten Personen so bemessen wird, dass auf jede mindestens fünfzehn 
Kubikmeter Luftraum entfallen. 

§. 11. Die Arbeitsräume sind täglich zwei Mal mindestens eine halbe 
Stunde lang, und zwar während der Mittagspause und nach Beendigung oder 
vor Wiederbeginn der Arbeit, gründlich zu lüften. Während dieser Zeit darf 
den Arbeitern der Aufenthalt in den Arbeitsräumen nicht gestattet werden. 

Die Fussböden der Bäume, in denen mit Staubentwickelung verbundene 
Arbeiten vorgenommen werden, sind täglich mindestens ein Mal durch Ab¬ 
waschen oder fenchtos Abreiben vom Stqube zu reinigen. Die in diesen 
Bäunien befindlichen Arbeitstische sind mindestens zwei Mal wöchentlich feucht 
zu reinigen. 

§. 12. In Boashaarspinnereien und -Zurichtereien ist das Sortiren und 
Hecheln je in einem besonderen, von sonstigen Arbeitsräumen getrennten Baum 
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Tonnnebmen. Der dabei entstebende Staub und abfallende Scbmnti ist zu 
sammeln and za beseitigen. 

§. 18. Miscb*, Beinignngs- und Hechelmascbinen (sogenannte Batteurs 
und Beisswölfe) mttssen dicht ummantelt und mit wirksamen Absangevorricb- 
tungen versehen sein. Der abgesaugte Staub muss in einer Staubkammer ge¬ 
sammelt und, sofern er von den nach §. 4, Abs. 1, Ziffer 1 nicht desinfizirten 
Stoffen herrttbrt, verbrannt werden. 

§. 14. Der Arbeitgeber hat ailen bei der Vorbereitung und Aneftthrung 
der Desinfektion oder mit der Bearbeitung der nach §. 4, Abs. 1, Ziffer 1 nicht 
desinfizirten Stoffe beschäftigten Arbeitern Arbeitsanzüge nebst Mützen in aus¬ 
reichender Zahl und zweckentsprechender Beschaffenheit zur Verfügung zu stellen. 

Der Arbeitgeber hat durch geeignete Anordnungen und Beaufsichtigung 
dafür Sorge zu tragen, dass die Arbeitskleider nur von denjenigen Arbeitern 
benutzt werden, denen sie zugewiesen sind, dass sie während der Zeit, wo sie 
sich nicht im Gebrauche befinden, an den dafür bestimmten Plätzen aufbewahrt 
und mindestens ein Mal wöchentlich desinfizirt werden (§. 2, Abs. 2). 

Den im Abs. 1 bezeichneten Arbeitern hat der Arbeitgeber wenigstens 
zwei Mal wöchentlich Gelegenheit zu geben, ein warmes Bad zu nehmen. 

§. 16. In einem staubfreien Theil der Anlage muss für die Arbeiter 
ein Wasch- und Ankleideraum und getrennt davon, soweit hierfür ein Bedürf- 
niss vorliegt, ein Speiseranm vorhanden sein. Diese Bäume müssen sauber und 
staubfrei gehalten und während der kalten Jahreszeit geheizt werden. 

In dem Wasch- und Ankleideraume müssen Wasser, Seife und Hand¬ 
tücher, sowie Einrichtungen zur Verwahrung derjenigen Kleidungsstücke, welche 
vor Beginn der Arbeit abgelegt werden, in ausreichender Menge vorhanden sein. 

§. 16. Der Arbeitgeber hat für die mit der Bearbeitung der im §. 2, 
Abs. 1 bezeichneten Stoffe beschäftigten Arbeiter verbindliche Vorschriften über 
folgende Gegenstände zu erlassen: 

1) Die Arbeiter haben die ihnen überwiesenen Arbeitskleider (§. 14, Abs. 1) 
bei denjenigen Arbeiten, für welche es von dem Arbeitgeber vorgeschrieben 
ist, zu benutzen. 

2) Die Arbeiter dürfen Nahrungsmittel nicht in die Arbeitsränme mitnehmen. 
Das Einnehmen der Mahlzeiten ist ihnen nur ausserhalb der Arbeits- 
räume gestattet. 

8) Die Arbeiter dürfen erst dann den Speiseranm betreten, Mahlzeiten ein¬ 
nehmen oder die Anlage verlassen, wenn sie zuvor die nach §. 14, Abs. 1 
vorgeschriebenen Arbeitskleider abgelegt, sowie Gesicht, Hals, Hände und. 
Arme sorgfältig gewaschen haben. 

In den zu erlassenden Vorschriften ist vorzusehen, dass Arbeiter, die 
trotz wiederholter Warnung, den vorstehend bezeichneten Bestimmungen zn- 
widerhandeln, vor Ablauf der yertragsmässigen Zeit und ohne Aufkündigung 
entlassen werden können. 

Ist für einen Betrieb eine Arbeitsordnung erlassen (§. 184 a der Gewerbe¬ 
ordnung), so sind die vorstehend bezeichneten Bestimmungen in die Arbeits¬ 
ordnung aufzunehmen. 

§. 17. In jedem Arbeitsränme, sowie in dem Ankleide- und dem Speise¬ 
raum muss an einer in die Augen fallenden Stelle eine Tafel aushängen, die in 
deutlicher Schrift die Bestimmungen der §§. 1 bis 16 wiedergiebt. 

ni. Schlussbestimmung. 

§. 18. Die vorstehenden Bestimmungen treten am 1. Januar 1903 in 
Kraft und an die Stelle der durch die Bekanntmachung des Beichskanzlets vom 
28. Januar 1899 (Beichs-Gesetzbl. S. 5) verkündeten Vorschriften. 

Von den Vorschriften im §. 9 kann die untere Verwaltungsbehörde für 
einzelne Betriebe auf Antrag des Unternehmers Ausnahmen gewähren, jedoch 
höchstens bis zum 1. Oktober 1903. 


B. Könififreiola ’BB.yem. 

Statistische Erhebungen über die Morbidität in den Heilanstalten« 
Erlass des Staatsministeriums des Innern vom 4. Juli 1902 an 
die Distriktsverwaltungsbehörden und die K. Bezirksärzte. 

Nach Beschluss des Bandesraths vom 12. Dezember 19010 sollen die 


*) Siehe Beilage zu Nr. 10 dieser Zeitschrift. 
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alljtbrlioh stattflndenden Btatistisoheii Anfoabmen Uber die Heilaastaltea (vgl. 
die MiD.-Ent8ebI. yom 10. Deiember 1876 nnd 17. Januar 1881, AmtsU. 1876 
S. 707, 1881 S. 18) kfioftighin auf einen grosseren Kreis von Anstalten erstreckt 
und unter Verwendung neuer Formulare durchgefUhrt werden. 

Die Vorsendnng dieser neuen Formulare an die Heilanstalten ist dem K. 
Statistiseben Bureau übertragen. 

Jede DistriktsrerwaltungsbehOrde bat deshalb ungesäumt im Benehmen 
mit dem K. Bezirksarste ein Verzeiehniss der in ihrem Bezirke befindlichen 
Heilanstalten der naohbezeichneten Art anzufertigen und das Verzeichniss bis 
zum 1. September 1902 dem E. Statistischen Bureau zu übermitteln. 

Als Heilanstalten, die in das Verzeiehniss aufzunehmen sind, kommen 
folgende in Betracht: 

1. Die allgemeinen Krankenhäuser mit Öffentlichem oder privatem 
Charakter ohne Rücksicht auf die Zahl der Krankenbetten. 

Zn den allgemeinen Krankenhänsem im Sinne der statistischen Erhebungen 
geboren auch die Anstalten für Universitätslehrzwecke, die Heilanstalten für 
Brustkranke (Lungenheilstätten), die Eranbenabtheilnngen der Pfründeanstalten 
nnd Armenhäuser, die Einderheilstätten, die chirurgischen, orthopädischen, heil- 
gymnastischen, medikomeohaniscben, elektrotherapentisoben und dergleichen 
Anstalten, ferner die Eranbenabtheilnngen der Strafanstalten, des StrafVoU- 
strecknngsgefängnisses München nnd der Arbeitshäuser. 

Wenn ein grosseres allgemeines Krankenhaus eine besondere psychiatrische 
Abtheilung (Ziff.2), Angenabtheilnng (Ziff.3) oder Entbindnngsabtheilnng (Ziff.4) 
enthält, so ist diese Abtheilung nicht beim allgemeinen Krankenhaus, sondern 
unter der betreffenden Gruppe (Ziff. 2, 8, 4) besonders anfznfübren. 

2. Die Öffentlichen oder privaten Heilanstalten für Geisteskranke, Epi¬ 
leptiker, Idioten, Schwachsinnige und Nervenkranke, einschliesslich der Anstalten 
für üniversitätslehrswecke. 

Von den Heilanstalten für Nervenkranke, zu denen sieh auch die Kalt¬ 
wasserheilanstalten nnd die Anstalten für Morphium-, sowie für Trunksüchtige 
und dergleichen gehören, sind nur diejenigen in das Verzeiehniss aufzunehmen, 
in denen die Krankenbehandlung durch approbirte Aerzte stattfindet. 

8. Die Öffentlichen oder privaten Angenheilanstalten, einschliesslich der 
Anstalten für üniversitätslehrzwecke. 

4. Die Öffentlichen oder privaten Entbindungsanstalten, einschliesslich 
jener für üniversitätslehrzwecke. 

Auch in den Gruppen 2, 3 nnd 4 ist auf die Zahl der Krankenbetten 
keine Rücksicht zu nehmen, vielmehr sind auch hier die Anstalten mit nur 
wenigen Krankenbetten in dem Verzeiehniss mit anznführen. 

Das Verzeiehniss hat 3 Abtheilnngen zu enthalten, nämlich 1. Öffentliche 
Anstalten, 2. private Anstalten, 3. Anstalten für üniversitätslehrzwecke. Für 
jede Anstalt ist die Gemeinde des Anstaltssitzes nnd die Bezeichnung der An¬ 
stalt oder der Name des Besitzers anzngeben. 

'^Ueber das Verfahren bei Ausfüllung ;der Erhebungsformulare wird dem¬ 
nächst besondere Entschliessung ergeben. 


O. Herzog^tlaum Braniasoliweiff. 

Ausführung der Impfungen. Verfügung des Ober-Sanitäts- 
Kollegiums vom 9. Juli 1902 an sämmtliche Herren Physici. 

Die Revision der Öffentlichen Impftermine, welche nach der Bekannt¬ 
machung des Herzoglichen Staatsministeriums, die Ausführung des Impfgesetzes 
betreffend, vom 4. Dezember 1899 Nr. 101, stattgefunden haben, geben uns zu 
naehstebenden Bemerkungen Veranlassung. 

Die für die Impfung benutzten Räume haben im Allgemeinen zur Bean¬ 
standung keine Veranlassung geboten. Eine üeberfallnng hat in keinem Falle 
festgestellt werden kOnnen. Wir weisen jedoch auf die Nothwendigkeit bin, 
dass bei allen Impfterminen sowohl in dem für die Vornahme der Impfung be¬ 
stimmten Raume wie im Wartezimmer stets für eine ausreichende Sitzgelegen¬ 
heit Sorge zu tragen ist. 

Verschiedentlich wurde in den Impfterminen die unter IV §. 4 der oben 
angeführten Bekanntmachung vorgeschriebene Schreibhülfe, sowie die Anwesen¬ 
heit eines Beauftragten der OrtspolizeibehOrde vermisst. 

Es dürfte nichts dagegen zu erinnern sein, dass namentlich bei kleineren 
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Impfterminen sowohl für die sn stellende SchreibhQlfe, wie znr Erhaltung der 
Ordnung seitens der betreffenden Behörde nur eine Person sngegen ist. Die 
Herren Physici werden hiermit angewiesen, auf die Anwesenheit eines Beanf* 
tragten in jedem Falle zn bestehen. 

Die Behandlung der Lymphe hat nicht in allen Fftllen den Vorschriften 
entsprochen. Mehrfach war dieselbe wfthrend des Impftermins nicht bedeckt 
gehalten. Als ganz nnznlSssig muss es jedoch bezeichnet werden, die L3rmphe 
direkt dnrch Ansetzen der Lippen ans dem BOhrchen ansznblasen. Der Impf- 
arst ist verpflichtet, hierzu, falls einfaches Anstropfenlassen nicht angängig ist, 
sich eines Onrnmiballons resp. eines Qnmmischlanches zn bedienen. 

In Betreff der Impftechnik ist zn bemerken, dass zuweilen die Impf- 
schnitte zn nahe bei einander angelegt waren. Das Einhalten des vorge¬ 
schriebenen Abstandes von mindestens 2 cm ist bei jeder Impfung mOglich und 
wegen der Gefahr des nachträglichen Eonflnirens der Impfpnsteln geboten. 
Von einem Impfarzt wurde die Impfnng mittelst oberflächlicher Stiche bewirkt. 
Diese Methode entspricht nicht den jetzt gflltigen Vorschriften des §. 16 II C. 
and ist durch Schnitte zn ersetzen. Die znr Impfnng verwandten Instrumente 
waren stets einwandsfrei. Dieselben wurden dnrch Ansglflhen, Aaskochen oder 
durch Bshandlnng mit Alkohol keimfrei gemacht. Es verstOsst gegen die Vor¬ 
schrift des §. 15 IIC, dass von einem Impfarzt statt Alkohol eine KarbollOsnng 
verwandt wurde. 

Die Vertheilnng der Verhaltnngsvorsehriften hatte, abgesehen von zn- 
fäUigen Verwechselnngen, stets zur richtigen Zeit stattgefnnden. Es kamen 
jedoch vereinzelt noch die alten, jetzt nicht mehr gflltigen Formulare zur 
Verwendung. 

Häufiger war die Verwendung alter Formulare bei den Impflisten, welche 
theils ausschliesslich, theils in Verbindung mit den neuen Formularen gebraucht 
waren. Die Herren Physici wollen beim Eingang der Impfiisten anf diesen 
Punkt achten und unrichtige Impfiisten zurflckweisen. 

Den Vorschriften des §.4 II B sachten die meisten Impftrzte dnrch 
Asservimng der Bechnungen nnd Converts der einzelnen Lymphsendnngen nach¬ 
zukommen. Nur wenige Impfärzte trugen die Sendungen in ein besonderes 
Buch ein. Dieser Brauch wird iu den Fällen, wo Lymphe aus verschiedenen 
Sendungen für einen Impftermin zur Verwendung kommt, den späteren Nach¬ 
weis erschweren, welche Impfnngen mit der von einem bestimmten Kalbe 
stammenden Lymphe vollzogen sind. Es ist aber bei Fehlimpfungen oder be 
anderen Vorkommnissen von der grflssten Wichtigkeit diesen Nachweis ahsolnt 
sicher fflhren zn kflnnen. Wir empfehlen daher, in der Spalte Nr. 8 der Impf¬ 
iisten die Nnmmer des Kalbes oder des Versandbnches der Impfanstalt mit 
anfznnehmen — ein Verfahren, das einen grosseren Zeitanfwand nicht be¬ 
dingen wflrde. 

Schliesslich weisen wir noch anf die gewissenhafte Befolgnng der Vor¬ 
schriften des §. 12 n hin, wonach die Impflinge vor der Impfnng vom Impf- 
arzte zu besicht^igen nnd die begleitenden Angehörigen Aber den Gesnndheits- 
znstand derselben zu befragen sind. 


1>. Freie Stadi; Ijtibeolc. 

Handhabung der Wohnnnarepflege. Gesetz vom 22. Juli 1902« 

§. 1. Zur Handhabung der Wohnungspflege in der Stadt und den Vor¬ 
städten wird eine Behörde (Behörde fflr Wohnungspflege) eingesetzt, welche 
aus dem Dirigenten des PoUzeiamtee, einem zweiten Mitgliede des Senates nnd 
dreissig bflrgerlichen Deputirten (Wohnungspflegem) besteht. 

Die Behörde fflr Wohnungspflege kann einzelne Obliegenheiten einem 
von ihr zu erwählenden Ausschuss, der ans den beiden Senatsmitgliedem nnd 
acht bürgerlichen Deputirten besteht, zur Erledigung überweisen. 

Jedem Wohnnngspfleger wird ein besonderer Bezirk durch Beschloss der 
Behörde zugewiesen. Die Bezirkseintheilnng ist alljährlich durch das Amtsblatt 
an veröffentlichen. 

§. 2. Die Wohnnngspfleger haben sich, soweit erforderlich, Kenntnise 
von den gesnndheitlichen Verhältnissen der Gmndstflcke nnd Wohnungen ihres 
Bezirks zn verschaffen and zn erhalten. Insbesondere haben sie ihr Angenmerk 
an richten: 

a) anf die Beschaffenheit nnd Benutzung der Gebände, Wohnungen und 
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Bäume imiHinbliek auf die bestehenden und daich dieses Geseta eingefOhiten 
sanitätspoliieilicben Vorschrüten; 

b) anf die Zahl der Bewohner der einzelnen Bäume im Verhältnise zu 
deren Grösse: 

c) auf die Abortsanlagen, die mechanischen Einrichtungen zur Versorgung 
des Grundstücks, der Baulichkeiten und Wohnungen mit Wasser, sowie zur 
Entwässerung derselben; 

d) aut sonstige, die Gesundheit beeinflussende Zustände, namentlich in Be¬ 
treff der Trockenheit der Wohnung n. der Beinlichkeit in- und ausserhalb derselben. 

Zu diesem Behufe ist während der Zeit von 9 Uhr Morgens bis 6 Uhr 
Abends den Wohnungspflegern innerhalb ihres Bezirks nach Vorlegung ihrer 
Legitimation der Zutritt zu den öffentlichen und PriTatgrundstttcken, den Ge¬ 
bäuden und Wohnungen zu gewähren; auch ist ihnen auf Befragen Auskunft 
zu ertheilen, soweit es zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten nöthig ist. 

Falls es den Wohnungspflegern nicht gelingt, die Beseitigung der yon 
ihnen wahrgenommenen Mängel durch die Betheiligten zu bewirken, haben sie 
die Angelegenheit der Behörde anzuzeigen. 

§. 3. Die Behörde für Wohnungspflege versammelt sich auf Berufung 
durch den Vorsitzenden. Auf einen von mindestens drei Mitgliedern gestellten 
Antrag ist der Vorsitzende zur Berufung verpflichtet. 

§. 4. Zu den Verhandlungen der Behörde sind der Physikus und der 
Baupolizeiinspektor mit berathender Stimme hinznzuziehen. 

§. 5. Bei allen zum dauernden Aufenthalt von Menschen bestimmten 
Gebäuden ist der Grundeigentbümer, unbeschadet seiner Begressansprüche gegen 
dritte, verpflichtet, die durch ungenügende Unterhaltung der Gebäude ver¬ 
ursachten, für die Bewohner gesundheitsschädlichen Zustände, sobald dieselben 
zn seiner Kenntniss gelangt sind, zu beseitigen. Insbesondere ist derselbe ver¬ 
pflichtet, soweit es nach der Beschaffenheit des Hauses ausführbar ist, Vor¬ 
kehrungen zum Schatz gegen eindringende Feuchtigkeit zn treffen, ferner die 
Wasserversorgungs- und Entwässerungsanlagen sowie die Aborte in ordnungs- 
mässigem Zustande zu erhalten. 

Insoweit die Schuld an den gedachten Mängeln den Miether trifft, liegt 
diesem zunächst die Pflicht der Beseitigung ob. 

Der Grundeigentbümer hat dafür Sorge zu tragen, dass die zu seinem 
Grundstück gehörenden, nicht mit einer einzelnen Wohnung vermietheten Höfe, 
Lichthöfe und Lichtschächte ordnungsmässig gereinigt werden. Wenn und so¬ 
weit der Grundeigentbümer durch schriftlichen Vertrag oder mündliche Ver¬ 
einbarung einem Miether die ihm nach dem vorigen Satze obliegenden Ver¬ 
pflichtungen auferlegt bat, trifft die gesetzliche Verpflichtung den Miether. 

§. 6. Alle Wohnungen müssen in ausreichender Weise durch Tageslicht 
erhellt und mit Vorrichtungen zur Zuführung frischer Luft versehen sein. 

§. 7. Der gesammte Luftraum einer Wohnung muss so gross sein, dass 
anf jeden Bewohner 15 cbm auf Kinder bis zum Ende des schulpflichtigen 
Alters 7,5 cbm entfallen. Kinder unter einem Jahre bleiben hierbei ausser 
Betracht. In Häusern, die nur von einer Familie bewohnt werden, kann der 
Dachboden dem Luftraum der Wohnung binzugerechnet werden. 

§. 8. Die Schlafräume müssen für jede Person 10 cbm Luftraum ge¬ 
währen. Für Kinder bis zum Ende des schulpflichtigen Alters genügt die 
Hälfte, Kinder unter einem Jahre bleiben ausser Betracht. 

Bei Berechnung des Luftraumes dürfen den Schlafräumen benachbarte, mit 
diesen in unmittelbarer Verbindung stehende Bäume, sofern dieselben den Benutzern 
der Schlafräume zur ausschliesslichen Verfügung stehen, mitgerecbnet weiden. 

Bezüglich des Luftraumes kann die Behörde für Wohnungspflege eine 
Ermässigung eintreten lassen, wenn besonders günstige Umstände in Bezug auf 
Beleuchtung und Lüftung der Bäumlichkeiten vorhanden sind. 

Anderseits kann die Forderung an die Grösse des Luftraumes an¬ 
gemessen — höchstens bis zu 16 cbm. bezw. 7,5 cbm — erhöht werden, wenn 
die Schlafräume zugleich als Arbeitsräume benutzt werden. 

§. 9. Wenn sich ans dem Zusammen wohnen mehrerer Familien in einer 
nur für eine Familie errichteten Wohnung gesundheitliche oder sittliche Miss- 
stände ergeben, ist die Behörde für Wohnungspflege befugt, eine bauliche 
Theilung oder eine zweckentsprechende Veränderung in der Benutzungsweise 
der Wohnung anzuordnen. 
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Der Vermiether bst dsfflr sn Mrgen, dua den Bewohnern der Mieth- 
wohnongen eine genügende Ansahl mit hinreichender Lüftung yereehener 
Aborte inr Verfügung ateht. 

§. 10. Die Vermiethang einielner Theile einer Wohnnng ist nnr ge¬ 
stattet, sofern: 

a) dem Vermiether mindestens ein yersehliessbarer and heizbarer, am 
anmittelbaren Licht liegender Baam zur aoaschliesaliohen Benntzang yer- 
bleibt, and 

b) sowohl in Bmmg aaf die dem Vermieter yerbleibenden, als auch in 
Bezog auf die dem Mieiber zogewieaenen Bäume den durch §. 8 bestimmten 
Miadeatanforderangen an Loftraam für Schlafräame genügt ist. 

g. 11. Diejenigen, welche anderen Personen in ihren Bäumen eine 
Schlafstelle gewähren, sind gehalten, einer jeden Person ein besunderes Bett 
und mindestens für zwei Personen ein Wasch- and Trinkgeschirr zor VerfOgong 
za stellen. Bett und Geschirr sind täglich in Ordnnng za. bringen and sanber 
za unterhalten. Die mit Binlogirem belegten Bäume sind yom Qaartirgeber 
thanlichst 1—2 Standen zu lüften, täglich besenrein za halten; die FnssbOden sind 
mindestens einmal wöchentlich za scheaern, und die Bäume jährlich zweimal, 
thanlichst nach Bntfemnng sämmtlicber BObel, you Grand aus zn reinigen. 

Im übrigen wird das Binlogirerwesen besonderer polizeilicher Begelnng 
yorbehalten. 

§* 12. Jede gesondheitswidrige Benntzang einer Wohnnng ist yerboten. 
Dahin gehOrt: 

a) danemde Veranreinigang der Wohnräame, Höfe, Lichthöfe and Licht¬ 
schächte, Treppen, Gänge, Aborte und andere Bäome; 

b) Laftyerderbniss durch Aafbewahrang yon Knochen and Lampen oder 
sonstiger faulender Gegenstände oder durch Vornahme übelriechender gewerb¬ 
licher Verrichtungen oder durch das Halten yon Thieren; 

c) Brregang yon Feachtigkeit durch zweckwidrige and nachlässige Be- 
nntzong der Wasserleitnngs-, Bntwässerungs-, Beiznngs- and Kochanlagen; 

d) Vernachlässigang genügender Lüftung, Bntleerang and Beinigong 
der Aborte. 

§. 18. Die zur Beseitigung gesondheitsschädlicher Zustände getroffenen 
Anordnungen haben, wenn sie bauliche Arbeiten betreffen, gleicbyiel ob sie 
sich gegen den Grandeigenthümer oder gegen den Miether richten, die Art und 
den Umfang der Arbeiten genau zu bezeichnen. 

Grandeigenthümer, Bewohner, Untermiether, Qnartiergeber, gegen die 
eine Beschwerde yorliegt, können beanspruchen, yon der Behörde für Wohnungs- 
pflege persönlich gehört zu werden. 

Brfordern die angeordneten baulichen Arbeiten eine längere Zeit und 
ist Gefahr im Verzage oder wird den getroffenen Anordnungen nicht Folge 
geleistet, so kann, ebenso wie bei Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen 
der §§. 6 ff. dieses Gesetzes, die Bäumung einzelner Theile einer Wohnung oder 
der ganzen Wohnung angeordnet werden. 

Auf diesem Wege geräumte oder geschlossene Wohnungen oder Theile 
einer Wohnung dürfen ihrer ursprünglichen Bestimmung erst nach erfolgter 
Brledigung der Anordnung zurückgegeben werden, und zwar nicht yor schriftlich 
ertheUter Genehmigung durch die Behörde für Wohnungspflege. 

§.' 14. Durch dieses Gesetz wird die Zuständigkeit des Polizei- und Hedi- 
zinalamtes in der Ausübung der Wobnnngs- und Gesnndbeitspolizei nicht berbhrt. 

§. 16. Zuwiderhandlungen gegen die yon der Behörde für die Wohnungs- 
pflege erlassenen Anordnungen sowie gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes 
werden, falls sie nicht nach den allgemeinen Strafgesetzen schwerer zu ahnden 
sind, unbeschadet der Bestimmung des §. 18 Abs. 8, mit Geldstrafe bis zu 
60 M. bestraft. 

§. 16. Dieses Gesetz tritt sechs Monate nach seiner Verkündigung in 
Kraft und ist yor Ablauf yon weiteren fünf Jahren einer Bevision zn unterziehen. 

Bis zur beendeten Beyision des Gesetzes kann die Behörde für Wohnnngs- 
pflege Ausnahmen yon den Vorschriften der §§. 7, 8 und 10 gestatten. 

Dem Senate bleibt es allgemein yorbehalten, in dazu geeigneten Fällen 
DisgensyondenVorschriften^^diesesjGesetzes^^zn^eirtheilen^^^^^^^^^^^^^^^^ 

VerantwortL Bedaktenr: Dr. Bapmnnd, Beg.- u. Geh. Med.-Bath in Minden 1. W. 

J, 0. 0. Brniu, H. S. n. F. SSh.-];. Hof-Baehdniskar«! ln HlaAon 
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Rechtsprechung und Medizinal 

Gresetzgehung. 

Beilage zur Zeitsclirift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 23. 1. Dezember. 1902. 


Rechtsprechung. 

Bestrafang von Knrpfaschern und Zeitnngsredaktenren wegen 
schwindelhafter Kurpfuscherreklamen auf Grund des Gesetzes wegen 
unlauteren Wettbewerbs. Urtheil des Kammergerichts vom 
1. Mai 1902. 

Der Heilknndige S., welcher in zwei Berliner Zeitungen inserirt hatte, 
dass er alle Haut-, Harn-, Blasen-, Nieren-, Unterleibs- nnd Frauenleiden etc. 
sicher nnter Garantie heile, war auf Grund des §. 4 des Gesetzes zur Be¬ 
kämpfung des unlauteren Wettbewerbs zu 60 Mark Geldstrafe verurtheilt worden, 
desgleichen auch die beiden Bedaktenre der betreffenden Zeitungen zu 5 Mark 
Geldstrafe. Die von den letzteren eingelegte Bevision wurde vom Eammer- 
gericht mit folgender Motivirung zurttckgewiesen: „Zutreffend hat der Vorder¬ 
richter lestgestellt, dass in den hier in Frage kommenden Anzeigen der That- 
bestand einer strafbaren Handlung, nämlich: Vergehens gegen §. 4 des 
Beichsgesetzes zur Bekämpfung des nnlauteren Wettbewerbs enthalten ist. 
Insbesondere bat die Strafkammer ohne Bechtsirrthnm angenommen, dass die 
Angaben in den Anzeigen zur Irreführung geeignet waren. Die Frage, ob diese 
Annahme in thatsächlicher Beziehung ausreichend begründet ist, unterliegt 
nicht der Nachprüfung des Bevisionsgerichts, somit war §. 20 des Pressgesetzes 
anzuwenden. Zu Unrecht bat allerdings das Landgericht die Angeklagten S. 
nnd P. (nämlich die beiden Bedaktenre) als Gehülfen bestraft, da sie nach 
§. 20, Abs. 2 als. Thäter zu bestrafen waren, jedoch gereicht dieser Bechts¬ 
irrthnm den Angeklagten nicht zum Nachtheil und bildet somit für sie keinen 
Grund zur Beschwerde. Die Angeklagten würden gemäss §. 20, Abs. 2 nur 
dann nicht der Thäterschaft unterliegen, wenn durch besondere Umstände ihre 
Thäterschaft, d. h. die Annahme ausgeschlossen wäre, dass sie die Anzeigen 
mit Kenntnias nnd Verständniss des Inhalts veröffentlicht haben. Ein solcher 
Umstand ist betreffs des Angeklagten S. nicht darin zu finden, dass er die An¬ 
zeige für straflos gehalten hat; hierin würde ein unbeachtlicher Bechtsirrthnm 
liegen. Dass der Angeklagte P. die Anzeige mit Eenntniss und Verständniss 
des Inhalts veröffentlicht hat, ist vom Berufungsgericht ohne Bechtsirrthnm 
daraus gefolgert worden, dass die Veröffentlichung auch nach der Vernehmung 
des P. als Beschuldigten erfolgt ist. Dafür, dass auch diese spätere Veröffent¬ 
lichung ohne Znthnn des P., also nicht vorsätzlich, bewirkt worden ist, bietet 
der Thatbestand des angegriffenen Urtheils keinen Anhalt.“ 


Gesnndheitsgefährliche Stanberregnng durch Teppichklopfen. 
Urtheil des Eöniglich Prenss. Oberverwaltnngsgerichts vom 
17. März 1902. 

Gegen den Bescheid vom 24. Juli 1901 hat der Eläger mit dem Anträge 
Elage erhoben, die Verfügung des Polizeipräsidenten vom 81. Mai 1901 au- 
zuheben. Es war, wie geschehen, zu erkennen. 

Nach der Bestimmung des §. 10, Theil II, Titel 17 des Allg. Landrechts, 
auf die sich die angefochtene Verfügung und der Bescheid des Beklagten 
stützen, ist die Polizei befugt, die nötbigen Anstalten zur Abwendung der dem 
Publico oder einzelnen Mitgliedern desselben bevorstehenden Gefahr zu treffen. 
Sie konnte daher auch gegen eine die Gesundheit der Nachbarn gefährdende 
Erregung von Staub durch Teppichklopfen seitens des Elägers einschreiten. 
Die Vertttgung vom 31. Mai 1901 verbietet ihm aber „die Thätigkeit des Aus« 
klopfens von Teppichen, Läufern etc. an der beschriebenen Nachbargrenze, 
soweit dadurch eine Uber das Mass einer gewöhnlichen Hanshältung hinaus- 
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gehende Stanbentwickelnng herbeigeführt wird," and der Bescheid des Beklagten 
erläutert dies dabin, dass das Klopfen der Teppiche in demjenigen Umfange, 
wie es bei den in Häusern von der Grösse des Hospizes gewöhnlich vorhandenen 
Haushaltungen in B. üblich zu sein pflege, nicht beanstandet werden solle. 
£s bedarf aber einer weiteren Ausführung nicht, dass die Gesundheitsgefahr 
einer durch Teppicbausklopfen hervorgernfenen Stauberregung für die Nachbar¬ 
schaft nicht davon abhängig ist, ob die Grenze des gemeingewöhnlichen Hasses 
eingehalten oder überschritten wird. Ob die Stanbentwickelnng im einzelnen 
Falle für die Nachbarn gesnndheitsgefährlich ist oder nicht, hängt offensichtlich 
von ganz anderen Umständen ab als davon, ob nicht mehr Teppiche geklopft 
werden, wie in Häusern gleicher Art und gleicher Lage üblich zu sein pflegt. 
Insbesondere kann die Bestimmung des §. 906 des Bürgerl. Gesetzbuches für 
das Einschreiten der Polizei auch keinerlei analoge Anwendung Anden, da sie 
lediglich die nachbarrechtlichen Beschränkungen des bürgerlichen Rechts regelt, 
während es hier nur auf das Vorliegen einer Gefahr für die Gesundheit der 
Anwohner ankommt. Das, was dem Kläger verboten ist, fällt hiernach mit 
dem, was ihm auf Grund des §. 10, Theil II, Titel 17 des Allg. Landrecbts 
verboten werden konnte, in keiner Weise zusammen. Der angefochtene Bescheid 
und die durch ihn aufrecht erhaltene Verfügung musste daher, da sie keine 
Grundlage im bestehenden Rechte haben, aufgehoben werden. Bei dieser Sach¬ 
lage kann dahingestellt bleiben, ob das Gutachten des Kreisarztes,') welches 
die allgemeinen Verhältnisse des Hospizes und der für das Ausklopfen in Be¬ 
tracht kommenden Räumlichkeiten erörtert, aber darüber, ob eine gesundbeits- 
gefährliche Stauberregung thatsächlich seitens des Klägers bereits bewirkt 
worden ist, einen Anhalt nicht ergiebt, als eine ausreichende Stütze für das 
polizeiliche Einschreiten erachtet werden könnte. . . . 


Die §§. 120 a bis c und 120 e der Gewerbeordnung umfassen nur 
solche Aufenthalts- und Schlafränme von Arbeitern^ welche dem Betriebe 
zu dienen bestimmt sind. Die Einrichtung nnd Ausstattung anderer Schlaf- 
nnd Wohnränme von Arbeitern darf durch Folizeiverordnungen nicht im 
allgemeinen Interesse der Gesundheit oder der Tolkswohlfahrt geregelt 
werden, sondern lediglich, insoweit es der Schatz der Gesundheit, der 
Feuersicherheit n. s. w. gegen nicht anders zu beseitigende drohende 
Gefahren verlangt. Ebensowenig können Folizeiverordnungen bestimmen, 
was der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer zu gewähren hat, oder den Ans¬ 
hang polizeilicher Verordnungen in Schlaf- und Wohnräumen der Arbeiter 
vorschreiben. Es ist gestattet, gesteigerte baupolizeiliche Anforderungen 
an die Ausstattung nnd Einrichtung von Bäumen zu stellen, bei denen, 
wie bei Baracken für Saisonarbeiter, Ausnahmen von den gewöhnlichen 


Das Gutachten hatte folgenden Wortlaut: 

„Bei der heutigen Inspizirung der beiden Nachbargrundstficke A.. strasse 
11 (Tischlermeister M.) und H .. strasse 10 (Hospiz), deren enge Höfe nur 
durch einen niedrigen Holzzann getrennt nnd durch dreistöckige Häuser be¬ 
grenzt werden, deren Hinterfenster auf diese Höfe münden, konnte ich Fol¬ 
gendes konstatiren. 

Das Hospiz hat ungefähr 40 Zimmer, deren Teppiche nach Aussage des 
Direktors in einem Hofraum geklopft werden, dessen Thür auf die Strasse, 
dessen andere Thür auf oben bezeichneten Hof mündet. Erstere Thür wird 
verschlossen gehalten, die zweite beim Aasklopfen geöffnet; dicht an ihr be¬ 
findet sich eine Stange zum Aufhängen der Teppiche. Der entwickelte Staub 
gelangt auf den Hof; er muss den engen Schacht desselben in die Höhe 
steigen und auf das Nachbargrandstück dringen sowie bei geöffneten Fenstern 
in die Zimmer desselben. 

Die Staubentwicklung aus Teppichen von 40 Zimmern und den Korri¬ 
doren ist eine sehr reichliche. Es liegt hierdurch eine Gefährdung der öffent¬ 
lichen Gesundheit vor. 

Abhülfe Hesse sich nach meiner Ansicht dadurch schaffen, dass der Hof 
des Hospizes in Höhe des beide Grundstücke trennenden Holzzaunes ein Glas¬ 
dach erhält, das den Staub von dem M.’schen Grundstück abhält, ihm aber 
noch Gelegenheit lässt, jenseits des M.’schen Hofes zwischen fensterlosen Haus¬ 
mauern in die Höbe zu steigen nnd sich über den Dächern zu zerstreuen." 
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baapoUzeillchen Yorsohriften nachgelassen sind, nm den hieraus drohenden 
gefahren rorzabengen. Aach für Massenqnartiere dürfen verschärfte 
Torkehrnngen znm Schatze der Oesondheit) der üffentlichen Ordnung, der 
Fenersicherheit n. s. w. durch Polizelverordnongen verlangt werden, 
ürtbeildes Preassischen Eammergerichts vom 17. April 1902. 


Der Beschloss ans §. 17 des Ehrengerichtsgesetzes (nicht förm- 
ilches ehrengerichtliches Verfahren) gehört nicht zu den das Verfahren 
leitenden Beschlüssen und kann nicht mittels schriftlicher Abstimmung 
gefasst werden. Beschlass des ärztlichen Ehrengeriohtsbofs 
für Preussen vom 31. Mai 1902. 


Ein Recht, auf Eröffnung des förmlichen ehrengerichtlichen Ver¬ 
fahrens anzutragen, steht dem Angeschnldigten nur vor der Beschluss¬ 
fassung zu. Beschlass des ärztlichen Ehrengeriohtsbofs für 
Prenssen vom 31. Mai 1902. 


Mit der Verfügung, durch welche der Vorsitzende des Ehren¬ 
gerichts die Kosten des Verfahrens festsetzt und den Angeschnldigten 
zur Zahlung der Kosten anffordert, ist dem Angeschnldigten zugleich 
eine speziflzirte Kostenrechnung mitzntheilen. Die Unterlassung; der 
Beifügung begründet das Recht der Beschwerde. Beschlass des ärzt¬ 
lichen Sbrengeriohtshofs für Preassea vom 31. Mai 1902. 


Unlauterer Wettbewerb auf dem Gebiete des Krankenkassen- 
Wesens. Förderung der Einführung freier Aerztewahl. Beschlass des 
ärztlichen Ehrengerichts für Preussen vom 7. Februar 1902. 

1. Der Angeschaldigte hat, wie er zugiebt, das Blatt 2 der Akten be¬ 
findliche Schreiben vom 30. März 1901, aaf dessen Inhalt Bezog genommen wird, 
verfasst and an die Ortskrankenkasse P. gesandt, ferner Briefe gleichen Inhalts 
auch an den Vorstand anderer Ortskrankenkassen in der Provinz und der Vor¬ 
orte Berlins geschickt. Die erste Instanz hat in diesen Schreiben einen gegen 
die ärztliche Standesehre verstossenden uulaateren Wettbewerb gegenüber den 
anderen Spezialärzten für Obren-, Nasen- and Halsleiden in Berlin erblickt, 
welche mit den grösseren Kassen in Verbindang ständen and von diesen für 
jede Einzelleistang an den ihnen von den Kassen zugewiesenen Patienten be¬ 
zahlt würden. Diesen Aerzten wolle der Angeschaldigte durch seine Ankündi¬ 
gung nnentgeltlioher Behandlang die Kranken entziehen. Der materielle Vor¬ 
theil, welchen der Angeschaldigte für sich aus diesem Verfahren ziehe, bestehe 
darin, dass es in seinem Interesse liege, die von ihm eingerichteten, im Scblnss- 
satz seines Schreibens erwähnten Betten stets mit Kranken besetzt za haben, 
am sich vor grösserem Schaden za bewahren. 

Der Angeschaldigte hat geltend gemacht, er habe die Schreiben des in 
Bede stehenden Inhalts nur deshalb versandt, nm der Konkurrenz der in Berlin 
befindlichen öffentlichen und privaten Polikliniken, welche ohne Bttcksicht auf 
die Bedürftigkeit der verstechenden Personen unentgeltliche Behandlang ge¬ 
währten und auf diese Weise alles znr fortdauernden Uebung für jeden Arzt, 
so auch für ihn, nothwendig operativ za behandelnde Patientenmaterial an sich 
zögen, zu begegnen. 

Im Uebrigen bestreitet der Angeschaldigte, dass die Krankenkassen in 
dauernder Verbindung mit Berliner Spezialärzten, die von ihnen für jedeEinzel- 
leistong bezahlt würden, stehen; eine von ihm veranstaltete Enqa^te habe 
ergeben, dass 248 Kassen eine derartige Beziehnng zu Spezialärzten verneint, 
and nar 6 Kassen eine solche bejaht hätten. Sodann führt der Angeschaldigte 
des Näheren aas, dass er, anstatt materiellen Vortheil, aus dem die Benutzung. 
der fraglichen Betten erforderlich machenden Operationen nur pekuniäre Nach¬ 
theile habe, welche er aber gern trage, am als operirender Arzt in der Uebang 
za bleiben. 

{|[Nach dem Ergebniss der vom Angescbnldigten veranstalteten Enqnete, 
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deren Zdrerl&ssigkeit zn beztreifelii kein Anlass rorliegt, kaiiil eine allgemeine 
Praxis dahingehend, dass die grösseren Ortskrankenkassen der Provinz Branden¬ 
burg ihre der spezialistischen Behandlung in Berlin bedflrftigen Kranken be¬ 
stimmten Berliner Aerzten zuweisen und diese ffir jede Einzelleistung bezahlen, 
nicht als bestehend angenommen werden. 

Der Nachweis aber, dass ein Arzt, welcher zu den wenigen, eine Ver¬ 
bindung der gedachten Art mit einer Krankenkasse unterhaltenden Aerzten 
gehört, eine pekuniäre Einbnsse in Folge des Verhaltens des Angeschnldigten 
erlitten hat, ist nicht erbracht. Die Feststellung, dass der Angeschuldigte sich 
anderen Aerzten gegenüber eines unlauteren Wettbewerbes schuldig gemacht 
habe, entbehrt mithin der that8ä<'hlichen Grundlage. 

Der Angeschuldigte war daher, wie geschehen, unter Abänderung der 
ersten Entscheidung von der Anschuldigung ans §. 3 des Gesetzes vom 26. No¬ 
vember 1899 — gemäss §. 46 a. a. 0. kostenlos — freizuspreohen. 

2. Es kann dahingestellt bleiben, ob der Angeschuldigte in der an das 
Landrathsamt gerichteten Eingabe vom 21. April 1901 thatsächlich einem all¬ 
gemeinen Wunsche der Gemeindekrankenkassenmitglieder das Wort geredet 
hat, ob ferner ihm damit ein Vorwurf zu machen ist, dass er sich mit dem 
ihm offenbar feindlich gesinnten Dr. P. nicht in’s Einvernehmen gesetzt hat, 
bevor er die Bestrebungen der Kassenmitglieder auf Einführung der freien 
Arztwahl unterstützte. Die Verletzung der ärztlichen Standespflicbten seitens 
des Angeschnldigten besteht darin — hierin ist dem ersten Richter durchaus 
beizutreten —, dass er für Einführung der freien Arztwahl bei einer Kasse 
agitirt hat, deren Praxis sich bereits in festen Händen eines anderen Arztes 
befand. Die von dem Angeschnldigten beanstandete Art und Weise der Er¬ 
langung dieser Praxis durch Dr. P. ist, selbst wenn die Vorwürfe des Ange¬ 
schnldigten nach dieser Richtung begründet wären, hierbei unerheblich. Die 
Standeswidrigkeit in dem Verhalten des Angeschnldigten ist insbesondere da¬ 
durch begründet, dass seine Bemühungen um Einführung der freien Arztwahl 
gleichzeitig seinem eigenen materiellen Interesse dienen sollten, mithin darauf 
gerichtet waren, den gegenwärtigen Besitzstand des Dr. P. zu seinen, des An¬ 
geschuldigten, Gunsten zu beeinträchtigen. 

Die Beschwerde des Angeschnldigten war demnach, da auch die Höhe 
der erkannten Strafe nach Lage der Sache, insbesondere im Hinblick auf die 
Vorstrafe desselben, angemessen erscheint, wie geschehen, als unbegründet 
znrttckznweisen. 


1. Bin Arzt, welcher in der Bekanntmachung seiner Niederlassung 
an einem Orte darauf Bezug nimmt, dass er in grösseren Krankenan¬ 
stalten thätig gewesen sei, macht sich einer reklamehaften Ankündi¬ 
gung nicht schuldig. 

2. Die Abweichung eines Arztes von den Anffassungen und Ge¬ 
pflogenheiten seiner Standesgenossen ist für die ehrengerichtliche Be- 
urtheilnng nur dann von Bedeutung, wenn das abweichende Verhalten 
an sich eine Verletzung der Standesehre darstellt. 

3. Ein Arzt, welcher durch die im Widerspruch mit den Auf¬ 
fassungen {der Standesgenossen seines Niederlassungsortes erfolgte 
Annahme einer Stelle als Bahnarzt dem Staate seine Dienste widmet, 
verstösst nicht gegen die Ehre seines Standes. Beschluss des ärzt¬ 
lichen Bhrengerichtshofs für Prenssen vom 7. Februar 1902. 

I. In erster Linie erhebt der Vorderrichter gegen den Angeschnldigten 
den Vorwurf reklsmehafter Ankündigung: Der Angeschuldigte hat seine im 
1900 in S. erfolgte Niederlassung durch folgendes Zeitnngsinserat bekannt ge¬ 
macht: 

„Nach längerer Thätigkeit Im St. Josephs-Krankenhanse und an der 
Provinzial-Hebammen-Anstalt zu B.habe ich mich in S. als prakti¬ 

scher Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer niedergelassen. 

Dr.“ 

Die erstinstanzliche Entscheidung erwägt, ein Zeitraum von 11*/* Monateg, 
welche der Angeschuldigte in den beiden Anstalten zngebracht habe, könne 
nicht als „längere Thätigkeit* bezeichnet werden; die Anführung einer Thätin- 
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keit in Krankenhänsein ferner diene lediglich dem Zwecke, den Anschein einer 
besonderen Ansbildoog and Fertigkeit bei dem Pnbliknm hervorznrnfen. 

II. Des Weiteren stellt der erste Richter nnhollegiales Verhalten des 
Angeschaldigten fest, einmal, weil derselbe yom 1. Mai 1900 ab die Stelle eines 
Bahn- and Kassenarztes in S. übernommen habe, obwohl ihm bekannt gewesen 
sei oder doch hätte bekannt sein müssen, dass die in S. ansässigen Aerzte die 
Uebernahme dieser Stelle abgelehnt hatten, weil die Königliche Eisenbahn- 
Direktion za B. aaf das Verlangen, bei diesen Kassen freie Aerztewahl znzn- 
lassen, nicht eingegangen war. Der Angeschnldigte habe es ferner unterlassen, 
sich mit einem grossen Theil der Aerzte in S. bekannt za machen and habe 
sich za den einfachsten Höflichkeitsbezeagangen nicht verstanden. Aach darin 
habe er ankollegial gehandelt, dass er gegen den in S. ansässigen Dr. W. eine 
Anzeige wegen einer nar durch Indiskretion zu seiner Kenntniss gelangten 
Aeossernng desselben bei dem Ehrengericht erstattet habe. 

Za I. ln der Beschwerderechtfertigang verwahrt sich der Angeschnldigte 
gegen den Vor warf reklamehafter Ankündigang seiner Niederlassang. Es ist 
dem Angeschaldigten zazageben, dass eine fast einjährige Thätigkeit in Kranken- 
häasern sich im Hinblick aaf die Relativität dieses Begriffs immerhin als 
„längere“ bezeichnen lässt. Die Anführang der Thätigkeit in Krankenanstalten 
verfolgt ferner nicht nothwendig den Zweck, den Anschein besonderer Tüchtig¬ 
keit za erwecken, sondern ist daza bestimmt, das für jeden Arzt, zamal einem 
Nealing, nothwendige Vertraaen des Pablikams za erwerben. Es kann mithin 
in der vom Angeschaldigten erlassenen Ankündigang ein Verstoss gegen die 
Standesehre nicht erblickt werden. 

Za II. Gegenüber der erstrichterlichen Feststellang unkollegialen Ver¬ 
haltens, angeblich bethätigt darch Uebernahme der Stelle eines Bahn- und 
Kassenarztes in S., führt der Angeschnldigte aas, er habe die ablehnende 
Haltung der Aerzte in S. gegenüber der Eisenbahn-Direktion weder gekannt, 
noch kennen müssen; er halte sich aber auch dann nicht für ehrengerichtlich 
belangbar, wenn er trotz Kenntniss dieser ablehnenden Stellungnahme die Bahn¬ 
arztstelle übernommen hätte. 

Laut §. 10 seiner Satzungen strebt der Verein der Aerzte des Kreises S. 
im Prinzip die Einführnng der freien Aerztewahl bei den Krankenkassen an; 
es darf ferner kein dem Verein angehörender Arzt behufs Uebernahme der 
Stellang als Kassenarzt in Verhandlungen eintreten, diese dürfen nur durch 
den Vorstand geführt werden. Da die Königliche Eisenbahn-Direktion zn B., 
wie aas den zam Gegenstand der Verhandlungen gemachten Akten, betreffend 
die Wiederbesetzung der Bahnarztstelle in S. und betreffend die Beschwerde 

über das Verhalten des Vorstandes des.Aerztevereins Dr. K. bei 

Besetzung der Bahnarztstelle hervorgeht, das Prinzip der freien Aerztewahl 
mit der besonderen Natur des Eisenbahndienstes für unvereinbar erklärte, auch 
nicht gewillt war, anstatt unmittelbar mit dem anzustellenden Arzt selbst mit 
dem Vorstande des genannten Vereins in Verbindung zu treten, so zerschlugen 

sich die mit dem.Aerzteverein gepflogenen Verhandlungen, betr. 

die Besetzung der Babnarztstelle. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob dieser Sachverhalt dem Angeschaldigten 
bei Abschluss des Anstellungsvertrages mit der Eisenbahn-Direktion bekannt 
gewesen ist oder bei gehöriger Aufmerksamkeit hätte bekannt sein müssen. 
Denn keinesfalls trifft den Angeschuldigten wegen Annahme der Bahnarztstelle 
schon deshalb ein Vor warf, weil er sich hierdurch mit den Anschauungen der 
Mehrheit der in S. ansässigen Aerzte in Widerspruch gesetzt hat. Nach §. 3 
des Gesetzes vom 25. November 1899 hat ein Arzt die ehrengerichtliche Be¬ 
strafung nur unter der Voraussetzung verwirkt, dass er sich durch sein Ver¬ 
halten der Achtung, die sein Beruf erfordert, unwürdig gezeigt hat. Die Ab¬ 
weichung eines Arztes von den Anschauungen und Grundsätzen seiner Standes¬ 
genossen ist für die ehrengerichtliche Benrtheilung nur dann von Bedeutung, 
wenn das abweichende Verhalten an sich eine Verletzung der Standesehre 
darstellt. Es bedarf aber keiner Ausführung, dass ein Arzt, welcher einer 
staatlichen Behörde seine Dienste widmet, hierdurch an sich nicht gegen die 
Ehre seines Standes handelt. 

Die Frage, ob etwa ein Arzt, welcher einem für die freie Arztwahl 
kämpfenden Aerzteverein angehOrt und durch Uebernahme einer die freie Arzt¬ 
wahl aossehliessenden Babnarztstelle dem Prinzip des Vereins untreu wird, der 
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ebrengericbtliclien Abndnng unterliegt, kann hier nnerSrtert bleiben, nreil inb 
vorliegenden Falle der Angeschnldigte durch die Zugehörigkeit zu einem solcben 
Verein nicht gebunden war. Die üebernahme der Bahnarztstelle seitens des 
Angeschuldigten war demnach Sache seiner freien, der ehrengerichtlichen Kritik 
entzogenen Entschliessung. 

Dem von der ersten Instanz erhobenen Vorwurf ferner, dass er es unter¬ 
lassen habe, auf gutes Binvernehmen mit seinen Standesgenossen bedacht zu 
sein, begegnet der Angeschnldigte mit der Ausführung, dass ihm die Erfttllnng 
dieser kollegialen Pflicht durch das Verhalten der in S. ansässigen Aerzte selbst 
unmöglich gemacht worden sei. So habe insbesondere, nachdem er die Bahn¬ 
arztstelle in S. angenommen, bei den Mitgliedern des dortigen Aerztevereins 
ein Schreiben zirkulirt, in welchem ihnen jeder gesellschaftliche und kollegiali- 
sehe Verkehr mit dem Angeschuldigten verboten worden sei. Diese Behauptung 
des Angeschuldigten ist von dem als Zeugen vernommenen Dr. B., welcher seiner 
Zeit in Folge dieses Vorfalles ans dem Aerzteverein ansgetreten ist, bestätigt 
worden. Wie sich aus der Entgegnnngsschrift des Kreisarztes Dr. K. auf die 
gegen ihn seitens der Eisenbahn-Direktion gerichtete Beschwerde ergiebt, hat 
der .... Aerzteverein in seiner Sitzung vom 12. Januar 1900 einen im 
gleichen Sinne gehaltenen Beschluss gegen den Angeschuldigten gefasst. 

Der Angeschnldigte hat demnach lediglich als heransgeforderter Theil 
auf die ihm widerfahrenen Angriffe reagirt. Der gegen ihn erhobene Vorwurf 
der in der Nichtanknttpfnng guter Beziehungen zu seinen Standesgenossen 
liegenden ünkollegialität entbehrt mithin, ebenso wie die am Schluss des erst¬ 
instanzlichen Urtheils ausgesprochene Drohung, der thatsächlichen Grundlage 
und Voraussetzung. 

Dasselbe gilt endlich hinsichtlich der vom ersten Bichter als Ausdruck 
unkollegialen Verhaltens gerügten Erstattung der Anzeige gegen Dr. W. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob in der That die zum Gegenstand ehren¬ 
gerichtlicher Abnrtheilnng gewordene verletzende Aenssernng des Dr. W. nur 
durch eine Indiskretion zur Kenntniss des Angeschuldigten gelangt ist. Ein 
Vorwurf könnte in diesem Falle höchstens denjenigen treffen, welcher die In- 
^skretion begangen hat, nicht aber den Angeschuldigten, dessen Becht es ist, 
auf Genugthunng fflr jede erlittene Ehrenkränkung, auf welchem Wege er sie 
auch erfahren haben mag, zu bestehen. 

Nach alledem war der Angeschnldigte von der Anschuldigung standes¬ 
widrigen Verhaltens, wie geschehen, freiznsprechen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.« Könlgrelola Prenciseii. 

Verfahren bei Verleihung von Apotheken-EonzOszionen. Erlass 
des Ministers der u. s. w. Medizinal an gelegenheiten (gez. i. Anftr.; 
Förster) vom 2. Oktober 1902 — M. Nr. 727311 — an die Herren Ober¬ 
präsidenten. 

Ein Spezialfall giebt mir Veranlassung, darauf aufmerksam zu machen, 
dass das Vorliegen eines Zivilversorgungsscheines als Anlass zu besonderer Be¬ 
rücksichtigung bei der Verleihung von Apotheken - Konzessionen nicht anzu- 
erkennen ist, wenn dadurch ältere, wissenschaftlich gleich befähigte Bewerber 
zurflckgesetzt werden. 

Bei sonst gleicher Befähigung der Bewerber ist mit Bezug auf den Er¬ 
lass vom 13. Juli 1840 M.-B1. f. d. i. V., S. 310 — bei der Verleihung von 
Apotheken-Konzessionen dem höheren Approbationsalter eine mehr ausschlag¬ 
gebende Bedeutung beizumessen. _ 


Anrechnung der nach abgelegter Apothekerpr&fnng auf weiterea 
Stndinm n. s. w. verwandte Zeit bei Bewerbung um eine Apotheken¬ 
konzession. Bescheid des Ministers der n. s. w. Medizinalange¬ 
legenheiten (gez. i. Anftr.: Förster) vom 81. Oktober 1902 an den 
Apothekenverwalter Dr. D. in B. 

Auf das Gesuch vom 27. Juli d. J. erwidere ich bei Bflcksendung der 
Anlage, dass die Anrechnung der nach abgelegter Apothekerprfifnng ani wei- 
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teres Stndiam oder zur Brlanguzg des Doktorgrades verwandte Zeit bei Be¬ 
werbung um eine Apothekenkonzession auch nach den zur Zeit geltenden Be¬ 
stimmungen nicht ausgeschlossen ist. Den Erlass einer allgemeinen Anordnung 
muss ich ablebnen, da es der Entscheidung der zustftndigsn Behörde im Einzel¬ 
falle Torznbehalten ist, ob das weitere Studium der höheren Ausbildung des 
Bewerbers gedient hat. _ 


Aufsatz des Dr. Ledermaun: „Zur Verhütung und Bekämpfung 
der Syphilis“. Erlass des Ministers der u. s. w. Medizinalange¬ 
legenheiten (gez. i. Vertr.: Wever)’vom 1. Oktober 1902 — M. Nr. 
13829 U. II, ü. III — an sämmtliche Herren Begierungspräsidenten (a) und 
Herren Oberpräsidenten (b). 

Bw. Hochwohlgeboren tlberaende ich in der Anlage ergebenst .. Exem¬ 
plare eines Anfsatzes des Spezialarztes fttr Hautkrankheiten Dr. E. Leder- 
mann „Zur Verhütung und Bekämpfung der Syphilis* zur gefälligen Eennt- 
nissnahme und mit dem Ersuchen, Sich über die in dem Aufsatze enthaltenen 
Vorschläge gefälligst eingehend zu änssern. 

Der Vorscblag, eine jede Prostituirte täglich sittenärztiich untersuchen 
zu lassen, ist, wie schon in dem Erlass vom 14. April 1900 — M. d. g. A. M. 
Nr. 13 866, M. d. Inn. II a Nr. 1798 — eingehend dargelegt, aus verschiedenen, 
namentlich finanziellen Gründen nicht dnrchführbar. Dagegen ist der Gedanke 
wohl der Erwägung werth, ob und inwieweit es möglich ist, Erankenhäuser 
und Polikliniken zur Angliedernng von Untersncbnngslokalen für Prostituirte 
beranznzieben. Im Interesse der Erhaltung des Ansehens der ErankeDhänser 
und der Schonung des Schamgefühls und der berechtigten Empfindungen der 
Eranken werden in dieser Beziehung allerdings wohl nur Spezialkrankenhäuser 
und Polikliniken in Frage kommen können. Die Möglichkeit aber, diese nicht 
nur zu stationären, sondern geeignetenfalls auch zur ambulanten Behandlung 
Prostituirter nutzbar machen zu können, wäre gewiss geeignet, den erschreckend 
hohen Prozentsatz von venerisch Erkrankten unter den Prostituirten zu ver¬ 
ringern. 

Eingehende Erwägung erheischt der Vorschlag der Errichtung öffent¬ 
licher Sanatorien für ambulante Behandlung Syphilitischer. So wenig ein ge¬ 
wisses Bedürfniss für eine derartige Einrichtung zu verkennen ist, da zur Zeit 
hl der That die Durchführung der spezifischen Behandlung der Syphilis auf 
Schwierigkeiten stösst, so bedenklich erscheint doch die Errichtung solcher An¬ 
lagen wegen der damit verbundenen Belästigung der Nachbarschaft und wegen 
der Gefahr, dass sie zu einer Begünstigung der Eurpfuscherei führen. ^ 

Die Vertheilnng von Warnungen an Personen, die im Begriff sind, die 
Ehe einzugehen, kann ernstlich nicht in Frage kommen. Dagegen erscheint es 
der Erwägung werth, ob und in weicher Weise die heran wachsende Jugend 
auf die Gefahren der venerischen Erankheiten und auf die Nothwendigkeit 
eines sittlichen Lebenswandels hinzuweisen sein würde. 

Ihrem Berichte in dieser Angelegenheit will ich bis zum 1. Januar k. J. 
entgegensehen. 

b. Abschrift übersende ich Ew. Ezcellenz unter Beifügung eines Exem¬ 
plars der Druckschrift zur gefälligen Eenntnissnahme und mit dem Ersuchen, 
gefiilligst auch Ihrerseits Sich zu dieser Angelegenheit zu äussern. Ihrem Be¬ 
richte darf ich zum 15. Februar k. J. entgegensehen. 


Versuche mit stanbbindenden Fnssbodenoelen. Erlass des Mi¬ 
nisters der n. s. w. Medizinalangelegenbeiten (gez. i. Vertr,: 
Wever) vom 14. Oktober 1902 — M. Nr. 13176 UII. UIIIA. UniB. 
GIC B. — an die Eöniglichen Provinzialschulkollegien und die Eöniglichen 
Begiemngen. 

Im Anschluss an meinen Erlass vom 7. August d. J. — M. Nr. 11399 
U n. UIIIA. ü IIIB. GI C und B — übersende ich dem Eöniglichen Provin¬ 
zial-Schulkolleginm und der Eöniglichen Begierung anliegend Abschrift eines 
von dem Privatdozenten Dr. Bei ebenbach in Göttingen an den VerWaltnUgs- 
ausschnss der Universität erstatteten weiteren Berichtes vom 1. September d. J. 
Übtv Versuche mit staubbindenden Fnssbodenölen zur Eehntnissnahme. 

„Dem Vbrwaltungsaussdinss der KöUigliehCn UniVeraHSt GOitingMi be- 
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ehre ich mich, tther die Fortsetsang der Yersache mit stanhhimdenden FoBsboden- 
ölen im hiesigen Anditoriengebände im Folgenden ergebenst sn berichten. 

Am 15. April wurde der HOrsal Nr. 6, der zn Anftuig des Wintersemesters 
mit Dostless'Oel behandelt war, noch einmal mit demselben Präparat ge¬ 
strichen. Der Verbranch für den zweiten Anstrich betrug 5,7 kg, also nicht 
ganz die Hälfte des ersten Verbrauches (12,5 kg). 

Ein weiterer Hdrsaal, Nr. 19, wnrde nen mit Dnstless-Oel gestrichen, 
Verbrauch 12,5 kg, ein anderer mit einem ans einer Göttinger Handlung be¬ 
zogenen Konknrrenzprodnkt „Stanblos“, von dem ebenfalls 12,5 kg verbraucht 
wurden. Der Fassboden war in beiden Fällen ziemlich alt und abgenutzt, in 
Nr. 7 noch etwas mehr als in Nr. 19. Der Hörsaal Nr. 1, dessen Dnstless- 
Anstrioh schon 2 Semester alt war, wurde nicht von neuem behandelt, tun den 
Zeitpunkt des vollständigen Verschwindens der Wirksamkeit festznstellen. Als 
Kontrolzimmer diente wieder Nr. 6, in einem Versuche auch Nr. 17. 

In jedem Hörsal worden 6 Versuche, davon je drei während des Ans- 
fegens und drei während der Vorlesung angestellt. Die Besnltate finden sich 
in den beiliegenden Tabellen, sie stimmen mit den früheren im Grossen und 
Ganzen überein. 

Auch hier zeigt sich wieder in sehr deutlicher Weise die staubvermin- 
darnde Wirkung während des Auskehrens, aber man sieht auch deutlich, wie 
die Wirkung, die im ersten Versuche, gleich nach dem Anstrich am stärksten 
ist, am Ende des Semesters nacblässt. Im Hörsaal Nr. 1, dem mit dreise- 
mestrigen Anstrich, übertrifft sogar im letzten Versuche die Keimzahl die des 
Kontrolzimmers, doch muss man bei dem Vergleich berücksichtigen, dass in 
letzterem mit nassem Sand, in dem Dustless-Hörsaal dagegen ohne jede Vor- 
sichtsmassregel gekehrt wurde. Die Abnahme der Wirksamkeit mit dem Alter 
des Anstrichs lässt sich auch sehr schön an den Mittelwerthen aus den drei 
Versuchen zeigen. 

Die beiden neu gestrichenen Säle, Nr. 7 und 19 haben sich etwas gün¬ 
stiger verhalten, als der zum zweiten Male gestrichene Nr. 5; bei der Gering¬ 
fügigkeit der Differenz lässt sich aber nicht sagen, ob sie nicht auf Zufall 
beruht. 

Während der Vorlesung war, wie bei den früheren Versuchen, die Wir¬ 
kung bedeutend weniger sichtbar. Allerdings macht der zweite Versuch eine 
Ausnahme, indem hier die Keimzahl in den gestrichenen Sälen weit hinter der 
des Kontrolzimmers znrückbleibt. Es hatten aber nicht etwa die Versuchszimmer 
eine niedrige Keimzahl — diese war sogar etwas höher als in den anderen 
Versuchen —, sondern die Abweichung liegt darin, dass die Staubmengen des* 
Kontrolzimmers diesmal aussergewöhnlich gross sind. Worauf das beruht, habe 
ich nicht feststellen können; das Gesammtnrtheil kann aber jedenfalls durch 
diesen einen Versuch nicht beeinflusst werden. Da die Anzahl der Zuhörer 
auf das Besnltat von wesentlichem Einfluss ist, habe ich in Tabelle 2 dieselbe 
mit angegeben. 

Zum Auskehren des gestrichenen Fassbodens wurde in diesem Semester 
ausschliesslich der vorsclüiftsmässige Fiassavabesen verwandt. Die Ver¬ 
schmutzung des Bodens, die ich in meinem vorigen Berichte als Nachtheil be¬ 
zeichnet habe, liess sich dadurch aber nicht ganz verhindern. Die von vorn¬ 
herein mit dem Fiassavabesen behandelten Fnssböden sehen allerdings sauberer 
aus, als die zuerst mit dem gewöhnlichen Haarbesen gekehrten; sie unter¬ 
scheiden sich aber immer noch zu ihrem Nachtheile von den nicht gestrichenen. 
Allerdings ist zn berücksichtigen, dass es sich im Anditoriengebände um alte, 
stark abgenutzte, rauhe Fnssböden handelt, vielleicht wird bei glatten neuen 
Böden der Uebelstand nicht so sehr in’s Gewicht fallen. 

Sonstige Nachtheile, Glätte, übler Geruch, Fettflecken wurden auch 
dieses Mal nicht bemerkt. 

Das Urtheil über das Verfahren lässt sich also in folgenden Sätzen zu¬ 
sammenfassen : 

Der Anstrich mit Dnstless-Oel und ähnlichen Präparaten bewirkt eine 
sehr starke Verminderung des Staubes, die besonders deutlich während des 
Auskehrens, weniger während der Benutzung des Zimmers hervortritt. 

Der Anstrich behält etwa ein Semester genügende Wirksamkeit, und. 
müsste deshalb am Anfang eines jeden Semesters erneuert werden. 
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Der einiige Naobtheil des Verfahrens besteht darin, dass daroh den sich 
festsetsenden Schmatz das Aassehen der FassbOden leidet. 

Zvrischen den drei geprüften Präparaten: Dastless• Oel, Florizin and 
Staablos haben sich in der stanbvermindernden Wirkung keine Unterschiede 
gezeigt, and es ist za erwarten, dass auch die übrigen im Handel befindlichen 
Präparate sich ebenso verhalten werden. Bei der Auswahl kann deshalb in 
erster Linie der Preis, die Bequemlichkeit der Beschaffung und die Geruch* 
losigkeit berücksichtigt werden. 

Der Preis betrag im Eleinverkanf für Dastless «Oel 1 Mark, für „Staab¬ 
los" 60 Pf. für das Kilogramm, der Anstrich der 76 qm grossen Hürsäle kostet 
also 12 Mark 50 Pf. and 7 Mark 50 Pf. Indess ist za berücksichtigen, dass 
im Grossverkanf der Preis sich wesentlich ermässigt, and dass für weniger 
abgenatzte Fassböden der Preis ein viel geringerer ist. 

Göttingen, den 1. September 1902. Dr. Beichenbach. 


Tabelle I. Während des Ausfegens. 


Audit.- 

Anstrich. 

Alter 

des 

Anstrichs 

7. Mai 

2. Juli 

30. Juli 

Mittel 

Nr. 

Keimzahl anf der Platte 

6 

0 


1208 

2763 

1150 

1704 

1 

Dastless-Oel. 

3 Semest. 

813 

864 

1790 

1159 

12 

Florizin. 

2 

208 

723 


466 

5 

Dastless - Oel, zweimal 
gestrichen .... 

2 -f 1 

39 

319 

296 

218 

7 

Dastless - Oel .... 

1 

24 

182 

158 

121 

19 

Staablos. 

1 

27 

251 

77 

118 


Tabelle II. Während der Vorlesnng. 


Audit- 

Anstrich 

Alter 

des 

Anstrichs 

1. Mai 

25. 


31. 

Juli 

Nr. 

Keim¬ 

zahl 

Zu¬ 

hörer 

Keim¬ 

zahl 

Zu¬ 

hörer 

Keim¬ 

zahl 

Zu¬ 

hörer 

6(18) 

0 

1 

_ 

188 

49 

2435 

18 

104 

11 

1 

Dastless - Oel . . 

3 

57 

28 

351 

26 

120 

19 

12 

Florizin .... 

2 

108 

31 

270 

21 

40 

14 

5 

Dastless-Oel,zwei¬ 
mal gestrichen . 

2 H 

h 1 

124 

43 

244 

32 

233 

29 

7 

Dastless-Oel . . 



84 

29 

226 

28 

125 

26 

19 

Staablos.... 

* 


, 97 

47 

115 

23 

69 

13 


S. Glirossli.eirasoc^li.um SadLeu. 

Ueber die Brziehaog und den Unterricht nicht vollsinniger 
Kinder. Gesetz vom 11. Angnst 1902. 

§. 1. Eltern oder deren Stellvertreter sind verpflichtet, den ihrer Obhut 
anvertraaten Kindern, welche wegen fehlenden oder mangelhaften Hör- oder 
Sehvermögens nicht mit Erfolg am Unterricht der Volksschule theilnehmen 
können (§. 3, Absatz 1 des Gesetzes über den Elementarunterricht vom 13. Mai 
1892), eine diesem Unterricht nach Ziel und Umfang entsprechende Ansbildong 
za Theil werden za lassen. 

§. 2. Zar Erleichterung der Aosbildong solcher Kinder werden von dem 
Staat Anstalten — Tanbstnmmenanstalten, Blindenanstalten — gehalten, in 
welchen die Kinder, sofern sie an sich bildnngsföbig und von Gebrechen der 
in §.3, Absatz 2 des Gesetzes über den Elementaranterricht vom 13. Mai 1892 
bezeicbmeten Art frei sind. Unterricht and Verpflegung erhalten können. 

Der Unterricht wird onentgeltUch ertheilt. 

§. 3. Anf die Errichtung von Privat-Lehr- and Erziehungsanstalten für 
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Kinder der in §. 1 bezeichneten Art finden die Vorsohriften im siebenten Titel 
des Gesetzes über den Biementaranterricht entsprechende Anwendung. 

Die ünterweisnng solcher Kinder durch Privatunterricht muss im 
Wesentlichen das in §. 1 bezeichnete Mass der Ausbildung gewährleisten. Sie 
ist den Schuibehörden anzuzeigen. Den letzteren bleibt Vorbehalten, die Kinder 
von Zeit zu Zeit zu prüfen und eine etwa nbthige Ergänzung des Unterrichts 
anzuoidnen. 

§. 4. Eltern oder deren Stellvertreter sind verpfiichtet, Kinder'der in 
§. 1 bezeichneten Art beim Eintritt in das Alter der Schulpflicht bei der Orts- 
schulbehOrde anzumelden. 

Zuwiderbandlangen hiergegen unterliegen der Strafbestimmung in §. 71 
des Polizeigesetzbaches vom 81. Oktober 1868. 

§. 5. Die regelmässige Bildungszeit für taubstumme und blinde Kinder 
(§. 1) erstreckt sich auf einen Zeitraum von 8 Jahren; dieselbe beginnt jeweils 
mit dem Anfang des Schuljahres an Ostern für alle diejenigen taubstummen 
und blinden Kinder, welche bis zum 80. Juni des betreffenden Jahres das achte 
Lebensjahr vollenden. 

Kinder, weiche diese Altersgrenze noch nicht erreicht haben, können nur 
aus besonderen Gründen, jedoch nicht vor dem vollendeten siebenten Lebensjahr, 
in eine staatliche Anstalt Aufnahme finden; anderseits kann die Aufnahme von 
Kindern, welche in der Entwicklung zurückgeblieben sind, bis zum Beginn des 
dem zurückgelegten zehnten Lebensjahr folgenden Schuljahres hinausgeschoben 
werden. 

Vor Vollendung einer achtjährigen Bildungszeit soll die Entlassung von 
Zöglingen nur erfolgen, wenn dieselben in kürzerer Zeit das Bildungsziel (§. 1) 
erreicht und das volksschalpflichtige Alter bereits zurückgelegt haben. 

§. 6. Ein Zwang zur Verbringung eines. Kindes in eine Anstalt kann 
nur nach Massgabe der Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches aus¬ 
geübt werden. 

Ueber die Aufnahme eines Kindes in eine staatliche Taubstummen- oder 
Blindenanstalt (§. 2) sowie über den Zeitpunkt der Aufnahme in die Anstalt 
und der Entlassung aus der Anstalt beschliesst die Oberschalbehörde. 

Im Uebrigen wird das Aufnahmeverfahren durch Verordnung geregelt. 

§. 7. Für jeden in eine staatliche Taubstummen- beziehungsweise 
Blindenanstalt aufgenommenen Zögling sind zu entrichten: 

1. die Kosten der Verbringnng des Zöglings in die Anstalt bei Beginn 
der Bildungszeit und nach Ablauf der jeweiligen Ferien sowie jene der Bück- 
verbringung an den Wohnort der Eltern oder Fürsorger bei Beginn der jeweiligen 
Ferien und bei der Entlassung aus der Anstalt; 

2. die Kosten der Beschaffung einer den Vorschriften der Hansordnui^ 
entsprechenden Ausstattung des 21öglings an Kleider n. s. w. beim Eintritt in 
die Anstalt; 

8. Vergütung für die in der Anstalt gereichte Verpflegung.^ 

Die gemeinsame Verpflegung in der Anstalt umfasst Gewährung von 
Wohnung, voller Beköstigung, Instandhaltung der Ausstattung an Kleidern 
n. s. w., Stellung der Schulbedürfnisse der Zöglinge, ärztliche Behandlung, 
so weit und so lange sie in der Anstalt gewährt wird, und die Unterbringung 
des erkankten Zöglings nicht ausserhalb der Anstalt durch den Zustand des 
Erkrankten oder die Rücksicht auf die Gesundheit der Mitbewohner geboten ist. 

§. 8. Die nach §. 7 Ziffer 8 zu entrichtende Vergütung wird jeweils für 
einen Zeitraum von 10 Jahren auf einen Jahrespauschbetrag durch das Unter¬ 
richtsministerium, und zwar für alle Anstalten der in §. 1 dieses Gesetzes be- 
zeichneten Art gleich hoch festgesetzt. Der Festsetzung ist der zehnjährige 
Durchschnitt des wirklichen jährlichen Aufwandes der Anstalten für die 
in §. 7 Ziffer 8 bezeichneten Leistungen auf einen Zögling berechnet zu 
Grande zu legen. 

Dabei bleibt jedoch ausser Ansatz der Aufwand 

a) für Beschaffung und bauliche Unterhaltung sowie für. Belencbtnag 
und Heizung der Anstaltsgebän<le und aller Zubehör derselben, 

b) für die allgemeinen Verwaltungskosten der Anstalten, 

^ für die Beschaffung der Schalbedürfnisse der Zöglinge. 

Die näheren Bestimmungen über die Berechnung des Beitrags und die 
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Featsetznng des hierfür massgebenden Zeitraumes von 10 Jahren bleibt der 
Verordnung überlassen. 

§. 9. 1. Für die in §. 7 bezeichneten Kosten und Vergütungen — und 
zwar zunächst für die unter Ziffer 1 und Ziffer 2 erwähnten — sind in An¬ 
spruch zu nehmen: 

a) ans dem etwaigen eigenen Vermögen des Zöglings die während der 
Zeit der Anstaltserziehung (§. 6) anfallenden, ohne Angriff des Vermögens- 
grnndstocks verfügbaren Erträgnisse sowie etwaige weitere dem Zögling auf 
Grund des öffentlichen oder bürgerlichen Rechts znstehende oder für den Zögling 
bewilligte Einkünfte; 

b) nnterhaltnngspflichtige Verwandte, sofern sie bei Berücksichtigung 
ihrer sonstigen gesetzlichen Unterhaltspflichten für die Kosten auf kommen 
können, ohne dass ihr standesmässiger Unterhalt gefährdet witd. 

2. Der nicht gemäss Ziffer 1 gedeckte Betrag der Kosten und Ver¬ 
gütungen (§. 7) ist — vorbehaltlich der Bestimmungen des §. 12 dieses Ge¬ 
setzes — von der Gemeinde anfznbringen, in der das betreffende Kind am 
1. Mai des Jahres, in dem es das Alter der Schulpflicht erreicht, seinen Unter- 
stütsnngswohnsitz hat, beziehungsweise falls es einen solchen nicht hat, von 
demjenigen Kreis, dessen Landarmen verband im Falle der Unterstützungs- 
bedttrftigkeit des Kindes in dem bezeichneten Zeitpunkt für dasselbe ein- 
zutreten hätte. 

Lässt sich im Gebiet des Grossherzogtbums ein nnterstützungspflichtiger 
Armenverband nicht ermitteln, so hat die Grossherzogliche Staatskasse 
für die Kosten anfznkommen. 

§. 10. Der Anstalt gegenüber tritt die Zahlungspflicht des öffentlich- 
rechtlichen Verbandes (§. 9, Ziffer 2, Absatz 1) für den vollen Umfang der in 
§. 7 bezeichneten Kosten und Vergütungen ein, sofern die Erträgnisse aus 
eigenem Vermögen des Zöglings zur (vollen) Bestreitung jener Kosten nicht 
ansreichen, und eine leistungsfähige Person der Anstalt gegenüber die Zahlungs- 
pflicht für den vollen Betrag nicht übernimmt. 

2. Wenn ungewiss oder streitig ist, welchem öffentlich-rechtlichen 
Verband (§. 9, Ziffer 2, Absatz 1) endgiltig die Verpflichtung zur Bestreitung 
des Aufwandes (§§. 7 und 9) für das in eine Anstalt (§. 2) anfznnebmende oder 
aufgenommene Kind im Falle der Bedürftigkeit obliegt, kann durch die Ober- 
soholbehörde, mit der Wirkung der einstweiligen Vollstreckbarkeit, vorschnss- 
liohe Zahlnng derjenigen Gemeinde anferlegt werden, in welcher das Kind zu 
dem in §. 9, Ziffer 2, Absatz 1 bezeichneten Zeitpunkt sich befunden hat. 

Für die hiernach geleistete Zahlnng bat nach Feststellung des endgiltig 
verpflichteten Verbandes dieser den vorschüsslich Zahlenden vollen Ersatz 
zu leisten. 

§. 11. Dem gemäss §. 10, Ziffer 1 (beziehungsweise Ziffer 2, Absatz 2) 
der Anstalt gegenüber Zahlungspflichtigen Verbände sowie im Falle des §. 9 
Ziffer 2, Absatz 2 der Staatskasse steht Anspruch auf Ersatz der gemachten 
Aufwendungen nach Massgabe der Bestimmungen in §. 9, Ziffer 1 dieses Gesetzes 
gegen die dort bezeichneten Verpflichteten zu. 

§. 12. 1. Von demjenigen Aufwand für Verpflegung eines in eine staat¬ 
liche Taubstummen- oder Blindenanstalt anfgenommenen Zöglings (§. 7, Ziffer 8), 
für welchen ein nach §. 9, Ziffer 2, Absatz 1 und §. 10 dieses Gesetzes Zahlungs¬ 
pflichtiger Verband (Gemeinde oder Kreis) nicht Ersatz nach §. 11 erbüt, 
bleibt vorweg ein Drittheil der Staatskasse zur Last. 

2. Ist der Zahlungspflichtige Verband eine Gemeinde, so kann diese 
auch die übrigen zwei Drittheile ganz oder theilweise nach Massgabe der 
Bestimmungen der §§. 73 bis 80 des Gesetzes über den Elementarunterricht 
in der Weise auf die Staatskasse überwälzen, dass sie dieselben dem in §. 73 
des Gesetzes über den Elementarunterricht bezeichneten Schulanfwand beischlägt 

Dabei hat im Laufe der zehnjährigen Periode (§. 80 des Elementarunter- 
richtsgesetzes) auf Antrag der Gemeinde oder der Vertreter der Staatskasse 
eine neue Festsetzung einzutreten, wenn die Verpflichtung zur Leistung eines 
Beitrages auf Grund dieses Gesetzes für die Gemeinde erstmals entsteht, anf- 
hört oder in ihrem Umfang verändert wird. 
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§. 13. 1. Eraatzpfiiohtig fttr die von einem öffentiiohen Verbände (§. 9, 
Ziffer 2, Absatz 1) oder im Falle des §. 9, Ziffer 2, Absatz 2 vom Staate be¬ 
strittenen Kosten der Ausbildung in einer Taubstummen- oder Blindenanstalt 
ist der unterstützte Zöfrling, wenn derselbe später zu hinreichendem Vermögen 
gelangt, sowie dessen Nachlass, wenn nicht pflichttheilberechtigte Erben vor- 
handtsn sind, die des hinterlassenen Vermögens zur Bestreitung des standes- 
mässigen Lebensunterhaltes bedürfen. 

2. Der Ersatzanspruch erlischt mit dem Ablauf von 10 Jahren, gerechnet 
vom Zeitpunkt der Entlassung des Unterstützen ans der Anstalt. 

§. 14. Hinsichtlich der Forderungen der staatlichen Taubstnmmen- und 
Blindenanstalten auf Grund des §. 7, mögen dieselben gegen eine Privatperson 
oder gegen Öffentlich-rechtlichen Verband geltend zu machen sein, kommen die 
Bestimmungen über Betreibung der auf dem Öffentlichen Rechte beruhenden 
Abgaben in Anwendung. 

§. 15. Hinsichtlich derjenigen Kinder, welche ans anderen als den in 
§. 1 dieses Gesetzes bezeiohneten Gründen zum Besuch der Volksschule nicht 
anznhalten oder von deren Besuch entbanden oder ausgeschlossen sind (Gesetz 
über den Blementarunterricbt §.8, Absatz 1 und 2), finden die Bestimmungen 
des gegenwärtigen Gesetzes mit der Massgabe sinngemässe Anwendung, dass 
für die Erziehung und den Unterricht von Kindern der betreffenden KOrper- 
und Gaistesbeschaffenbeit an die Stelle von Staatsanstalten oder neben denselben 
im Lande bestehende Anstalten anderer Unternehmer treten können, welche 
von der zuständigen Staatsbehörde als geeignet anerkannt sind. 

Voraussetzung hierfür ist, dass die Aufnahme in die Anstalt unter Be¬ 
dingungen erfolgt, welche den zur Zahlung Verpflichteten nicht höhere 
Leistungen auferlegen, als in Ansehung der Zöglinge von staatlichen Taub¬ 
stummen- oder Blindenanstalten nach den §§. 7 und 8 des gegenwärtigen 
Gesetzes bestimmt ist. 

§. 16. Streitigkeiten zwischen öffentlich-rechtlichen Verbänden ein¬ 
schliesslich des Staates auf Uebernahme der in §. 7 bezeichneten Kosten sowie 
Ansprüche dieser Verbände an die in §§. 11 beziehungsweise 9 und 13 be- 
zeichneten Personen entscheiden die Verwaltungsgerichte, und zwar in erster 
Instanz der Bezirksrath, in zweiter Instanz der Verwaltungsgerichtshof (§. 10, 
Ziffer 2, Absatz 2, §§. 11, 12, Ziffer 1 n. §. 13). 

§. 17. Anstalten der in §. 2 oder der in §. 15 dieses Gesetzes bezeioh¬ 
neten Art, welche von Gemeinden oder Kreisverbänden oder anderen 
Körperschaften errichtet und unterhalten werden, finden neben den Be¬ 
stimmungen des §. 118 auch jene des §. 94 des Gesetzes über den Elementar¬ 
unterricht mit der Massgabe entsprechende Anwendung, dass die Gemeinden 
oder der Kreisverband, deren Unternehmen die Anstiüt ist, die in Absatz 2 
daselbst bezeichneten Leistungen zu übernehmen haben. 

Ueberdies kann den Gemeinden und Kreisverbänden zu den Kosten der 
Uuterhaltnug der Anstalt, wenn der Unterricht in derselben unentgeltlich ist, 
ein jeweiis durch das Finanzgesetz zu bestimmender Beitrag aus Staatemitteln 
geleistet werden. 

§. 18. Die Aufnahme blinder und taubstummer Kinder, welche udit- 
badische Staatsangehörige sind, aber im Gebiet des Grossberzogthums ihren 
dauernden Aufenthalt haben, in eine staatiiche Blinden- oder Taubstummen¬ 
anstalt darf nur stattfinden, wenn die Zahlung des in §. 8 bezeiohneten Ver- 
pfiegungsbeitrages sichergestellt ist 

§. 19. 1. Der Zeitpunkt, zu welchem dieses Gesetz in Wirksamkeit 
tritt, wird durch Regierungsverordnung bestimmt. 

2. Das Ministerium der Justiz, des Kultus und Unterrichts sowie das 
Ministerium des Innern sind mit dem Vollzüge beauftragt. 

Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmnnd, Reg.- u. Geh. Med.-Bath inMindeni. W. 

J, C. 0. Bransy H. S. n, F, Seb.-L. Hof-Bnohdrnekerei in Minden 
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Rechtsprechung. 

Der Verkauf der ttratlicken Praxis kennaelolinet sieh als eia gegea 
die guten Sitten verstossendes nnd demnach nichtiges Rechtsgesohftft. 
Urtheil des Oberlandesgerichts sn Brannschweig roml9. Juni 
1902. 

Bin Ant hatte onter Vermittlnng eiaes Asooncenbiureans fttr die VMrbr^- 
tnsg seiner Verkanfsofferte seine Praxis einen anderen Arsts rerkanft und diesen, 
der keine Zahlnng leistete, verklagt. Er wurde mit seiner Blage abgewiesea unter 
folgender Begründung: Der Verkauf einer ärztlkben Praxis ist nicht gleichsu- 
stelien mit dem Verkaufe eines Handels- oder sonstigen in den Breis der Öewerbe 
fallenden Qesohäftes nebst Bundschaft. Denn wenn auch die Ausübung der Heil¬ 
kunde in einigen Beziehungen der Gewerbeordnung unterstellt ist, so irkd 
hiardaroh der Beruf des Arztes keineswegs sn einem blossem Gewerbebetriebe 
gemacht Die wissenschaftlichen Grundigen seiner Ausübung und die gesell- 
Bohaftliche Stellung seiner Träger liegt vielmehr den Vergleich mit den Becb^ 
anwälten nahe, deren Ehrengerichtshof das Ansbieten und den Verkauf der 
Auwaltpraxis für unvereinbar mit der Würde des Standes erklärt hat. ln der 
That ist die Wirksamkeit des Arstes wie die des Anwaltes auf das Vertrauen 
des Publikums zu seinem Wissen nnd Büimen gegründet; dieses in seine.Per¬ 
sönlichkeit gesetzte Vertrauen darf nicht wie mne Waare feilgehaltea und in 
Geld nmgesetzt werden. Der in einem solchen Verfahren sn Tage tretende 
materielle Erwerbssinn legt zudem die Vermuthnng nahe, dass der Arat, der 
den Verkauf seiner Praxis betreibt, sein Augenmerk weniger auf FähigkeÜ, 
Zuverlässigkeit und Vertrauenswürdigkeit des Beflektanten richten, als danach 
sehen und trachten wird, einen möglichst hohen Banfpreis zu ersielen und 
einen solventen Bäufw zu finden. Deshalb kennzeichnet sick dw Verkauf 
einer Arztpraxis als ein Vorgang, welcher der für den Beruf eines Arztes 
erforderlichen Achtung unwürdig ist; er ist ein gegen die guten Sitten ver¬ 
stossendes und demnach nichtiges Becbtsgesohäft, aus dem irgend welche An¬ 
sprüche nicht hergeleitet werden können. 


Begriff „Heilmittel“. Pipers Hämorrhoidal-Likbr. Urtheil dos 
Bammergeriehts (Strafsenats) vom 10. November 1902. 

Pipers’scher Hämorrhoidal-Likör war in folgender Weise angekündigt: 
„Dieses ans den heilkräftigsten Bräutern des Morgenlandes bereitete Elixk 
hat bereits einen hervorragenden Bnf und grosse Verbreitung erworben. Der 
Hämorrhoidal-Likör regulirt den Blntlanf nnd regt den Appetit an. & 
ist ein souveränes, die Verdauung nnd den Stuhlgang förderndes Mittel nnd 
empfiehlt sich daher besonders bei Hämorrhoidalleiden, Leibesverstopfnng, Aus¬ 
schlägen, Brankheiten des Magens, Verdauungsbeschwerden, Blähsncht n. s. w.“ 
Dis Schöffengericht hielt durch dieses Inserat die Polizeivaimrdnnng vom 
23. Oktober 1895, welche die öffentliche Ankündigung und Anpreisnng von 
Geheimmitteln, die zur Heilung oder Verhütung menschlicher Brankheiten 
bestimmt sind, mit Strafe bedroht, für verletzt und vernrtheilte den Angeklagten 
zu einer Geldstrafe von 10 M. Auf die von ihm gegen dieses Urtheil eingelegte 
Berufung erkannte das Landgericht mit folgender Begründung auf PreisprMhung: 
„In der Annonce ist nichts davon enthalten, dass das angepriesene Mittel zur 
Heilung oder Verhütung von Brankheiten dienen soll. Die ihm in der Annonce 
zugeschriebenen Wirkungen, Begulirnng des Blutlaufs, Anregung des Appetits 
u. s. w., sind nicht als Wirkungen zur HeUung von Brankheiten aufzufassen, 
da es sich hier gar nicht um Brankheiten handelt. Wenn es z. B. als ein Vw- 
dauung nnd StiDilgang förderndes Mittel bei BämorrhoidaUeiden beseichuet 
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wird, 80 ist za erwägen, dass eine Störung von Yerdauong and Stuhlgang nicht 
immer ein Symptom von Hämorrhoidalleiden ist, dass es vielmehr für jeden, 
der an diesem Leiden krankt, znr Linderung seiner Besehwerden ausserordentlich 
wichtig ist, stets gute Verdauung und geregelten Stuhlgang zu haben. Eben¬ 
sowenig wie das Hittel als zur Heilung von Hämorrhoiden geeignet bezeichnet 
ist, ist es als geeignet hingestellt, die andern, in dem Inserate anfgeffihrten 
Krankheiten zu heilen. Denn es wird nur bei Ausschlägen und Krankheiten 
des Magens empfohlen, d. h., es sollen nicht diese Krankheiten dadurch geheilt 
werden, sondern bei denselben nur auf eine gute regelmässige Verdannng hin¬ 
gewirkt werden. Dass Krankheiten verhütet werden sollen, ist auch nicht in 
dem Inserat angegeben." 

Auf die Bevision der Staatsanwaltsohaft hat der Strafsenat des 
Kamergerichts am 10. November 1902 das VordemrUieLl aufgehoben und 
die Sache an das Landgericht zarttckverwiesen. In der Begrfindung war aus- 
geftthrt; Das vorderrMteriiche ürtheil beruht auf der irrthttmlichen Annahme, 
dass ein Mittel nur dann als zur Heilung von menschlichen Krankheiten 
bestimmt angepriesen wird, wenn dabei bemerkt wird, dass das Mittel die 
Krankheit heile. Mit einer derartigen Anpreisung ist vielmehr auch in dem 
Falle zu rechnen, in dem behauptet wird, dass ein Mittel z. B. die Begleit¬ 
erscheinungen einer Krankheit beseitige. 


Verletzung der ärztlichen Standespflichten durch Absendang einer 
nach Form und Inhalt zu beanstandenden Postkarte an den Oberpräsi¬ 
denten. Zulässigkeit des ehrengerichtlichen Einschreitens auch beim 
Mangel eines auf Einleitung des Verfahrens gerichteten Antrages. Be¬ 
schluss des ärztlichen Ehrengeriohtshofs fttr Freussen vom 
31. Mai 1902. 

Die erstinstanzliche Entscheidung stellt thatsäohlich fest, dass der An- 
gesohuldigte durch Form und Inhalt der an den Oberpräsidenten der Provinz 
..... gerichteten, Blatt 1 a der Akten befindlichen, hier mit in Bezug 
genommenen Postkarte vom 27. Mai 1901 gegen den §. 3 des Gesetzes vom 
25. November 1899 verstossen hat. In der Beschwerderechtfertigung bestreitet 
der Angeschuldigte die Zuständigkeit des Ehrengerichts, da er die in Bede 
stehende Karte nicht in seiner Eigenschaft als Arzt, sondern als Deutscher 
geschrieben habe, mithin nur von den ordentlichen Gerichten znr Verantwortung 
gezogen werden könne. Dieser Einwand ist hinfällig. Denn nach §. 3 des 
ärztlichen Ehrengerichtsgesetzes unterliegt der Arzt der ehrengerichtlichen 
Ahndung auch dann, wenn er sich ausserhalb seines Berufs der Achtung 
unwärdig zeigt, die sein Beruf erfordert. 

Angenommen, selbst dass die Absendung der Postkarte, wie der Ange- 
schuldigte behaupten zu wollen scheint, eine politische Handlang im Sinne des 
§. 3, Abs. 3 des Gesetzes vom 25. November 1899 sei, so würde sie auf Grand 
dieser Vorschrift „als solche" allerdings nicht den Gegenstand eines ehren¬ 
gerichtlichen Verfahrens bilden können. Mit Bücksicht auf ihre vom ersten 
Bichter zutreffend oharakterisirte Form jedoch stellt die Absendung der Karte 
jedenfalls eine Verletzung der ärztlichen Standespflichten dar. 

Bechtsirrthflmlich rügt der Angeschuldigte den Mangel eines auf Ein¬ 
leitung des ehrengerichtlichen Verfahrens gerichteten Antrages, da ein solcher 
die Voraussetzung des ehrengeriohtlicheD Einschreitens nach dem Gesetz vom 
25. November 18^ nicht bildet. 


Kontrolbesnche im Aufträge dritter Personen begrflnden, sofern 
sie ohne Benachrichtigung des behandelnden Arztes gemacht werden, 
eine Verfehlung gegen die ärztliche Standesehre. Abfällige Kritik 
der Bernfsthätigkeit eines Arztes gegenüber dem Patienten. Be¬ 
schluss des ärztlichen Ehrengerichtshofs fttr Pteussen vom 
31. Mai 1902. 

1. Der Angeschuldigte hat durch die in Bede stehende üebermittelung 
der Kritik eines Laien an dem von einem anderen Arzt ausgestellten Attest, 
sowie durch den dem behandelnden Arzt nicht angekttndigten Kontrolbesuoh 
die ärztlichen Standespfliohten verletzt. Wie der erste Bichter mitBecht ans- 
ftthrt, entband ihn sein gesammtes Verhältniss zu Dr. B. nicht von der kolle¬ 
gialen Pflicht diesem gegenüber. 
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2. Naoh der glaubwürdigen Zengenanssage des Prokuristen H. hat der 
Angeschnldigte gelegentlieh seines Besnehes, welchen er in seiner Eigenschaft 
als Vertranensarzt der „Victoria" bei dem bei dieser Gesellschaft gegen Unfall 
versicherten H. machte, geänssert, der von Dr. M angelegte Verband liege be¬ 
reits za lange, hierdoroh könne eine nnglanbliche Steifheit znrfickbleiben. Ferner 
hat der Angeschnldigte auf die Vemeinnng seiner Frage, ob Böntgenstriüilen 
angewandt seien, bemerkt, „wozn haben wir denn die BOntgenstrahlen" und 
deranf hingewiesen, dass mangels der Anwendung von BOntgenstrahlen ein 
Splitter in der Mnsknlatnr stecken könne. 

Der Angeschnldigte selbst will nach dem Inhalt seines an Dr. M. gerich¬ 
teten, Bl. 4 der Akten befindlichen Schreibens vom 27. April 1901 mit Bezog, 
anf die Dauer des Liegens des Gipsverbandes geänssert haben, „9 Wochen, 
bischen lange. Da werden wohl besondere Gründe vorhanden sein." 

Hinsichtlich der Böntgenstrahlenanwendnng will er nnr im Allgemeinen 
bemerkt haben, „dass man ja natürlich mit der Photographie ganz genau die 
eventuelle Splitterung, die Lage der Splitterung etc. sehen könne." Endlich 
giebt der Angeschnldigte in dem gedachten Schreiben zu, anf die Frage des 
Patienten, ob, wenn die Knochen nicht richtig liegen, noch einmal ein Gipsver¬ 
band angelegt werden müsste, erwidert zu haben, dass nach acht bis neun 
Wochen daran dann wohl nicht viel zu ändern sein werde. 

Selbst wenn man bei Benrtheilnng der Sachlage lediglich diese vom An- 
geschnldigten selbst gegebene Darstellung zu Grunde legt, besteht die Fest¬ 
stellung des ersten Bichters, dass der Angeschnldigte Aenssernngen gethan hat, 
welche geeignet waren, das Vertrauen des H. zu Dr. M. zu erschüttern, und 
hierdurch gegen §. 3 des Gesetzes vom 25. November 1899 verstossen hat, 
zu Beoht. 

H. bezeugt selbst, dass er durch die Aenssernngen des Angeschnldigten 
stark beunruhigt und in den Glauben versetzt worden sei, dass bei der Behand¬ 
lung seines gebrochenen Armes etwas versehen sei. 

Hiernach war die Besehwerde des Angeschuldigten, für dessen Verfehlung 
der erste Biehter das geringste Strafmass als ausreichend erachtet hat, wie 
geschehen zorttckzuweisen. _ 


Bin Arzt, welcher einem Patienten seinen persönlichen Besuch 
bezw. seine ärztliche Hülfe anfdrängt, verstösst gegen die ärztliche 
Standesehre. Beschluss des ärztliehen Bhrengerichtshofs für 
Prenssen vom 80. Mai 1902. 

Es ist dem Angeschuldigten znzngeben, dass der Ton, in welchem die 
beiden Schreiben vom 25. und 26. Oktober 1899 gehalten sind, bis zu einem 
gewissen Grade Erklärung und Bechtfertignng findet, in dem insbesondere ans 
der von dem Angeschuldigten zu den Akten gereichten Korrespondenz hervor¬ 
gehenden intimen Verhältniss, dass sich zwischen dem Angeschnldigten und dem 
Patienten H. im Laufe längerer ärztlicher Behandlung heransgebildet hatte. 
Indess, selbst wenn man die beiden in Frage kommenden Schreiben des Ange¬ 
schuldigten unter diesem Gesichtspunkt betrachtet, so erscheint doch die dem 
Arzt durch die Standesehre gezogene Grenze beruflichen Taktes seitens des 
Angeschnldigten überschritten. Liegt auch ein „Feilschen" um das Honorar- 
im eigentlichen Sinne des Wortes nicht vor — dem „Feilschen" ist ein beider 
seitiges Verhandeln über den Preis wesentlich, — so hat doch der Ange- 
Bchnldigte durch Stellung einer verhältnisamässig niedrigen Honorarfordemng — 
in dem Briefe vom 25. Oktober 1899 heisst es: „Ich bekomme sonst für eine 
Boise 2—300 M." — den auswärts befindlichen Patienten geneigt machen wollen, 
eine Operation durch ihn, den Angeschuldigten, ausführen zu lassen. Dass der 
Angeschnldigte seinen Besuch „aufgedrängt" hat, erhellt vor Allem ans dem 
Umstande, dass er trotz höflich-ent^iedener Ablehnung seines Anerbietens in 
dem Antwortschreiben des Patienten vom 28. Oktober 1899, anf welches eben¬ 
falls Bezug genommen wird, einen zweiten Brief schrieb, in welchem er für den 
Fall, dass er Sonntag fahren dürfe, noch fünf Mark „hemnterlässt", und zum 
Schluss schreibt, die 25 Mark könnten ja — im Gegensatz zu der noch anszn- 
stellenden Hauptrechnung — gleich bezahlt werden. 

Mag der Angeschnldigte auch ein persönlich-menschliches Interesse daran 
gehabt haben, dem von ihm lange Zeit behandelten Patienten zu helfen, so 
war doch mitbestinmend für ihn der Gedanke, dass er durch die von ihm aus- 
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Btftlte6nfe OfMatiMi tHe4«r «fami bedentefidemi StefttsB auf üe, wie et wnaste, 
«nt eniger Zeit in den Hteden cdaee anderen Antee liegende Bdiattttrag 
gewinnen wttrde, was ihm aneli materiell stt Gate kommen musste. 

Die Ikidftetstdlang des ersten Biohters, dass der Angescknldigte gegen 
die ntetlietfe Standesebre rerstoesen ki^ besteht nach alledem zn Becht. 


Meilizlnal - Gmtz|8biiii]|. 

JL» Köalgfxreloli. Preiuimeiia 

ZiuieMnig der Mitglieder her Köaigl. Wimenschaftlichen Depn* 
ttttfeik Ar da* Medininalwesen als Saehyerstftndige ia gerichtUcneB 
Angelegenheiten. Erlass des Jnstiaministers (im inftr.: Vietsob) 
Toml5. Aagastl902. An sftmmtliohe HwrenObeilandesgeriohtsprSeidenten 
«nd die Herren Ober-Staatsanwälte. 

Die Mitglieder der Eönigliehen Wissenschaftlichen Deputation fttr das 
Msdiainalwesen sind in den letzten Jahren seitens der (jieriohtsbebihrden, na- 
mentlioh derjenigen in Berlin, zur Erstattung medisinischer Ontachten ganz 
besonders häufig herangezogen worden. Sie haben in solchen Fällen wiederholt 
die Vermittelung des Herrn Ministers der geistlichen, ünterrichs und Medizinal- 
Angelegenheiten angerufen, nm mit Bficksicht auf die ihnen aus ihren amt¬ 
lichen Stellungen erwachsende sehr bedeutende Arbeitslast ihre Entbindung 
Ton der Erstattung des Gutachtens zu erwirken. Diese Vermittelung hat der 
genannte Herr Minister jedesmal eintreten lassen. 

Die Wüsenschaftliohe Deputation hat nunmehr den Wunsch ausge¬ 
sprochen, es möchte die Zuziehung ihrer medizinischen Mitglieder .als Sach- 
yerständige in gerichtlichen Angelegenheiten, wenn nicht gann beseitigt, doch 
möglichst eingeschränkt werden. Mit dem genantmi Herrn Minister mnss ich 
diesen Wunsch als berechtigt anerkennen. 

Die medizinischen Mitglieder der Deputation gehören zum Theil der 
Medizinalabtheilang des Ministeriums der geistlichen, Unterrichts-und Medizinol- 
Angelegenheiten als Beferenten, zum grösseren Theile aber der medizinischen 
FaMtät der hiesigen Universität als Dozenten an. Sie sind in Folge der 
ausserordentlichen Ftllle von amtlichen Arbeiten derart^; in Anspruch genom¬ 
men, dass sie selten in der Lage sind, dem Ersudien der Gerichte, als Sach¬ 
verständige zu fungiren, ohne Naohtheile ftlr die dienstlichen Interessen zu 
entsprechen. 

Hierzu kommt noch ein zweiter, nicht minder schwerwiegender Umstand. 
Von den Justizbehörden werden häufig Ersuchen an den Herrn Minister der 
geistlichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten gerichtet, die Wissen- 
sohaftliche Deputation mit der Erstattung eines Obergntachtens zu beanftrtigen. 
Als Beferent wird in einem solchen Falle fast ausnahmslos dasjenige Mitglied 
der Deputation ernannt, in dessen besonderes Fach die zu begutachtende Sache 
einschlägt. Dies wttrde jedoch unmöglich sein, wenn dieses Mitglied seitens 
des Gerichts in der Sache als Sachverständiger bereits vernommen worden 
wäre. Die Wissenscbaftliehe Deputation wttrde in einem solchen Falle vielfach 
in die Lage kommen, die Erstattung des erforderten Obergntachtens ablehnen 
zu mttssen. 

Ich ersuche deshalb, die unterstellten Behörden darauf hinzuweisen, dass 
es sich aus den angegebenen Grttnden empfiehlt, von der Zuziehung von Mit¬ 
gliedern der Deputation als medizinische Sa^verständige thimlichst abzusehen 
und jedenfalls sie auf das nothwend^ste Maass zu beschränken. 


Bekttmpfttng der Pest. Bunderlass des Minister dern. s. w. 
Medizinalangelegenheiten (gez.: i. Vertr.: Wovor) vom 26. No¬ 
vember 1902 — M.d.g.A.M.Nr.id869 — an sänuntlieke Herren Begie- 
rungspräsidenten. 

Durch Beschluss des Bnndesraths vom 8. Juli d. J. ist eine Anweisung 
zur Bekämpfung der Pest*) festgesteilt worden, welche den zuständigen ^- 
hörden als Bichtschnnr bei der BekämpfHg der Pest zu dienen bestimurt^ ist. 
Die -Anweisung ist als besondere Beäage zu den „VeröffBntliclnuigen des Kaiser- 


') Abgednu^t in der Beilage zu Nr. 20 der Zeftsebrift, S. 247. 
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liehen Gesandheitsamtes" 1902 Nr. 88 yerOffentfiebt word^, anoh ist eine amt- 
liehe Ausgabe im Verlage Ton Jalias Springer, hier, Monbijonplati 8 er¬ 
schienen, welche yon der Verlagsfirma sum Preise yon 0,80 Mark fttr das 
Binzelstttck bezogen werden kann. 

Ew. Hochwohlgeboren setze ich hieryon mit dem Bemerken ergebenst 
in Eenntniss, dass mein Erlass yom 12. Jnli 1901 — M. 11675 — ansser Kraft 
tritt, und dass eine etwa nothwendig werdende Bekfimpfung der Pest nunmehr 
auf Grund der „Anweisung zur Bekämpfung der Pest“ zu erfolgen bat; jedoch 
bestimme ich im Einyerständniss mit dem Herrn Finanzminister und dem Herrn 
Minister des Innern zur näheren Durchführung dieser Anweisung, was folgt. 

Zn §. 1. Die Beaufsichtigung der Wolmnngen in Zeiten der Pestgefahr 
liegt den Kreisärzten, Ortspolizeibehörden und Gesnndheitskommissionen ob. 
Wegen der Gesundheitskommissionen nehme ich auf die Vorschrift im §. 11 
der Geschäftsanweisung yom 18. März 1901 (Min.-Bl. f. Med.-Ang. S. 67) Bezug. 

Zu §. 2. Bezüglich der Beaafsichtigung der Wasserversorgungsanlagen 
yerweise ich auf den §. 74 der Dienstanweisung für die Kreisärzte ymn 
23. März 1901, den Erlass yom 24. August 1899 — M. d. g. A. H. 12426, 
M. d. I. IL 10285 — und den Erlass yom 22. Dezember 1896 — M. d. g. A. 
M. 13057, M. d. 1. n. 16679. 

Zu §. 8. Bezüglich des Vorgehens gegen die Batten yerweise ich nnf 
den Erlass yom 23. April 1901 — M. f. H. u. G. üb 3109 —, M. d. g. A. 
M. 10934 — (Min.-Bl. 1901 S. 94). 

Zu §. 4. Zu yerfahren ist gemäss dem Erlass yom 18. März 1901 — 
M. d. g. A. M. 492 II, M. d. I. Ha 1969 —, betreffend Geschäftsanweisung 
für die Gesundheitskommissionen (Min.-Bl. f. Med.-Angel. S. 66). 

Zu §. 5. Es wird sich empfehlen, dass die Polizeibehörden wegen Sicherung 
der eyentuellen leihweisen Bereitstellung transportabler Baracken mit dem 
Rothen Kreuz, wegen der Entsendung yon Krankenschwestern mit wohl- 
thätigen oder religiösen Körperschaften bei Zeiten in Verhandlnng treten. 

Zu §. 9. 1. Sobald in einem Begiernngsbezirk ein Pestfiill oder ein 
pestyerdächtiger Krankheits- oder Todesfall yorkommt, oder sobald ein Re¬ 
gierungsbezirk nach Lage der Verhältnisse als durch die Pest bedroht erscheint, 
hat der Regierungspräsident die Landräthe, in Stadtkreisen die Ortspolizei¬ 
behörden nnyerzüglich anzuweisen, durch öffentliche Bekanntmachungen die 
gesetzliche Anzeigepfliebt fttr Pest in Erinnerung zu bringen 
und die Beyölkerung in der in §. 9 der Anweisung yorgesdtrie^nen Weise zu 
belehren. 

Die Bekanntmachungen sind während der Dauer der Pestg^ahr yon 
acht zu acht Tagen zu wiederholen. 

2. Ein etwaiger Bedarf an Exemplaren der zur Verthmlung an die Amrzte 
bestimmten „Belehrung über die Pest“, welche durch meinen Erlass yom 
26. Januar 1900 — M. 10110 UI — sämmtlichen Aerzten der Monarchie un¬ 
entgeltlich überwiesen worden, ist alljährlich zum 1. Aprii bei mir an- 
zumelden. Bei drohender Pestgefahr sind die Aerzte auf diese Belehrung in 
geeigneter Weise hinzuweisen. 

3. Die fttr die Beyölkerung bestimmte gemeinyerständliche Belehrung 
wird in der erforderlichen AnzaM in dem Ministerium der Medizinal-Ange¬ 
legenheiten bereit gehalten und kann behufs Vertheilung in Zeiten drohender 
Pestgefahr erbeten werden. 

4. Im Interesse der Eostenerspamiss empfiehlt es sich, dem Bedarf an 
den zur Anzeigeerstattung bestimmten Postkarten fttr den ganzen Bezirk din- 
heitlioh hersteilen zu lassen. Die durch die Beschaffung dieser Karten er¬ 
wachsenden Kosten fallen als ortspolizeiliche demjenigen zur Iiast, welcher 
nach dem bestehenden Rechte die Kosten der örtlichen Polkeiyerwaltnng zu 
tragen hat. 

Zu §. 10. Die Polizeibehörden haben dem beamteten Arzte yon den 
ihnen zugehenden Anzeigen über Pesterkrankungen und pestyerdächtige Fälle 
jedes Mal ungesäumt abschriftliche Mittheilung zu machen. 

Zu §. 13. Sobald der beamtete Arzt auf Grund seiner Ermittelungen 
an Ort und Stelle erklärt, dass der Ausbruch der Pest festsMit odmr aber 
Verdacht des Auftretens der Pest begründet ist, hat die Ortspolizeibebörde 
olme Verzag dem zuständigen Regierungspräsidenten Nachricht zu geben. 
Dieser hat sofort den Minister der Medizinalangelegenheiten und das Kaiser* 
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liclie Gtoondheitsamt m benaoluriohtigen. Sämmtliohe Benaehnchtignogen cdnd 
auf telegraphischem Wege, im Landespoliseiberirk Berlin, sofern dies anr 
grosseren Beschlennignng beiträgt, dnrch besondere Boten, zn bewirken. 

Weiterhin haben die Begiernngspräsidenten an den Minister der Hedi> 
ninalangelegenheiten nnd an das Kaiserliche Gesundheitsamt mitzntheilen: 

a) täglich üebersichten ttber die weiteren Erkranknngs- nnd TodesftUe unter 
Benennung der Ortschaften und Kreise, 

b) wöchentlich eine Naehweisung Aber den Verlauf der Seuche in den ein* 
zelnen Ortschaften nach Hassgabe des der Anweisung als Anlage 6 bei* 
gefugten Formulars. 

Zn §. 14. 1. Bakteriologische üntersnchnngen von Pest- oder pestrer- 
dächtigen Fällen haben die beamteten Aerzte in der Regel nicht selbst rorzn- 
nehmen, Thierversnche mit pestrerdächtigen Bakterien aber jedenfalls zn 
unterlassen. 

2. Die endgültige Feststellung des ersten Pestfalles in einer Ortschaft 
wird yielmehr besonderen Sachyerständigen yorbehaltcn, welche yon mir nnyer- 
zttglieh an Ort und Stelle entsendet werden. Die Bezeichnung dieser Sachyer- 
ständigen behalte ich mir einstweilen noch yor. 

3. Die Oeffnnng der Leiche einer unter Pestyerdacht gestorbenen Person 
darf in jedem ersten Fall in einer Ortschaft nur durch den yon mir entsandten 
besonderen Sachyerständigen, in später eintretenden VerdachtsflUlen, soweit 
nicht auch in diesen ein besonderer Sachyerständiger zur Stelle ist, nur dnrch 
den beamteten Arzt geschehen. Bei der Leichenöffnung ist die der Anweisung 
als Beilage 7 beigefflgte , Anleitung fOr die bakteriologische Feststellung der 
Pestftlle“ genau zn beachten. 

4. Mit Rücksicht auf die einschneidenden Massnahmen, welche der Aus¬ 
bruch der Pest nicht bloss ffir die yon der Seuche betroffenen Ortschaft, sondern 
fOr den gesammten Handel und Verkehr zur Folge hat, darf, so lange die Pest 
eine grossere Verbreitung im Inlande nicht gefunden hat, die amtliche Bekannt¬ 
gabe der ersten Pestfälle in einer Ortschaft nur auf Grund diesseitiger Er¬ 
mächtigung erfolgen. 

Zn §. 15. Die Kenntiichmachnng yon Wohnungen oder Häusern, in 
denen an der Pest erkrankte Personen sich befinden, hat bei Tage durch eine 
gelbe Tafel, bei Nacht dnrch eine gelbe Laterne zu geschehen, welche an einer 
in die Augen fallenden Stelle anzubringen sind. 

Zn §. 17. Es ist schon in senchenfreien Zeiten in geeigneter 
Weise darauf hinznwirken, dass wenigstens in den grosseren Städten zur 
Fortschaffung der Kranken und Krankheits- oder Anstecknngsyerdächtigen ge¬ 
eignete Fuhrwerke yon Fnbrherrn, Vereinen zur Verfügung stehen 
oder ans Öffentlichen Mitteln bereit gehalten werden. 

Zu §. 18. Die Genehmij^ng zur Leichenöffnung darf nur ertheilt werden, 
wenn die Zuverlässigkeit des die Leichenöffnung yornehmenden Sachverständigen, 
die Beschaffenheit und Einrichtung des Raumes fUr die Leichenöffnung nnd die 
zur Desinfektion der Räume nnd zur Einsargnng der Leiche getroffenen Vor- 
sichtsmassregeln eine ausreichende Sicherheit zur Verhütung einer Weiter- 
Verbreitung des Krankheitsstoffes gewähren. 

Zn §. 19. Die angeordneten Desinfehtionsmassnahmen sind, soweit thnn- 
lich, dnrch amtlich bestellte Desinfektoren anszufUhren, jedenfalls aber durch 
derartige sachverständige Personen zu Überwachen. 

Zu §. 20. Der zur Ausführung der Schutzimpfung erforderliche Impfstoff 
wird auf telegraphisches Ersuchen von dem Direktor des Königlichen Instituts 
fflr Infektionskrankheiten, Berlin N. 39 Nordnfer, abgegeben. 

Zn §. 21. Das Verbot oder die Beschränkung von Märkten, Messen und 
anderen Veranstaltungen, welche eine Ansammlung grosserer Menschenmengen 
mit sieh bringen, ist geeigneten Falls bei dem zuständigen Regierungs¬ 
präsidenten zu beantragen. 

Zn §.22. Der Rnnderlass des Ministers der Medizinal-Angelegenheiten 
und des Ministers des Innern, betreffend die Schliessung der Schulen bei an¬ 
steckenden Krankheiten, vom 14. Juli 1884 (vergl. auch §. 96 der Dienst¬ 
anweisung ffir die Kreisärzte vom 28. März 1901), findet auf die Pest mit der 
Massgabe Anwendung, dass diese wie die unter Nr. 1 litt, a daselbst^ aufge- 
ffihrten Krankheiten zu behandeln ist. Ereignet sich ein Pestfall in dem 
- Sehulhause, so muss die Schule geschlossen werden. Personen, welche der 
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Ansteoknog durch die Pest aasgesetzt gewesen sind, mttssen für die Dauer 
ihrer Ansteckungsgefahr Ton der ErtheUnng des Schulunterrichts ausgeschlossen 
werden. 

Zu §. 28. 1. Die Ermittelung und Festsetzung der Entschädigungen in 
den Fällen der §§. 28 bis 88 des Gesetzes, betreffend die Bekämpfung gemein- 
geftbrlicber Krankheiten, yom 80. Juni 1900, erfolgt, yorbehaltlich späterer ge¬ 
setzlicher Regelung, unter Zuziehung geeigneter Sachyerständiger durch die 
OrtspolizeibehOrde. 

2. Die Entschädigungen ans den §§. 28 bis 88, sowie die flbrigen in dem 
§. 37 Abs. 3 des Beiehsgesetzes aufgeftthrten Kosten fallen in Gemässheit der 
Bestimmungen des bestehenden Reäts, soweit sie durch sanitätspolizeiliche 
Massnahmen im landespolizeilichen Interesse yerursaeht sind, der Staatskasse, 
soweit sie durch Hassnahmen im ortspolizeilichen Interesse yerursaeht sind, 
dem zur Tragung der Kosten der örtlichen Polizeiyerwaltnng yerpflichteten 
Verbände zur Last. 

8. Im Sinne des Beiebsgesetzes sind: 

a. höhere Verwaltungsbehörde: der Begiemngspräsident, im Landespolizei- 
bezirk Berlin der Polizeipräsident in Berlin. 

b. untere Verwaltungsbehörde: der Landrath, in Stadtkreisen die Ortspolizei¬ 
behörde, 

c. die Polizeibehörde: die Ortspolizeibebörde, 

d. Gemeinden: die Stadtgemeinden, Landgemeinden und Gutsbezirke, 

e. kommunale Körperschaften: die Gemeinden, Gutsbezirke, kommunale Ver¬ 
bände, welche aus einer Mehrheit yon GKsmeinden oder Gntsbezirken zur 
Erfüllung gemeinsamer kommunalen Aufgaben bestehen, sowie die Kreis- 
und Proyinzialverbände. 

Zu §.29. Beamtete Aerzte im Sinne des Gesetzes sind: die Kreisärzte 
die Kreisassistenzärzte, sowie die mit der Wahrnehmung der kreisärztlidien 
ObHegenbeiten beauftragten Stadtärzte in Stadtkreisen, die Hafenärzte und 
Quarantäneärzte in Hafenorten, ausserdem die als Kommissare der Regierungs¬ 
präsidenten, der Oberpräsidenten oder des Ministers der Medizinal-Angelegen¬ 
heiten an Ort und Stelle entsandten besonderen Saehyerständigen. 

Zn §. 83. Der Zeitpunkt, yon weichem ab bei drohender Pestgefahr die 
„Grundsätze für Massnahmen im Eisenbahnyerkehr zu Pestzeiten" (Anlage 9 
der Anweisung) in Anwendung zu bringen sind, bleibt besonderer Bestimmung 
yorbehalten. 

Zn §. 85. Die Aufbewahrung yon lebenden Erregern der Pest und die 
Vornahme yon wissenschaftlichen Versuchen mit denselben ist nur mit meiner 
Genehmigung zulässig. Ich bemerke, dass die Genehmigung dazu nur in Fällen 
eines dringenden Bedürfnisses an solche staatliche oder kommunale Institute 
ertheilt werden wird, deren Einrichtungen den „Vorschriften über die Arbeiten 
und den Verkehr mit Pesterregern" (Anlage 10 der Anweisung) entsprechen, 
und deren Leiter den erforderlichen Grad persönlicher Zuyerlässigkeit und 
und bakteriologischer Ansbildnng nachweisen. 

Anträge auf Ertheilung der Erlanbniss sind nur nach sorgfältiger PtOftang 
und nur im Falle der Befürwortung an mich einsureieben. 

Zur Zeit darf mit Pesterregern gearbeitet werden in dem Institut für 
Infektionskrankheiten in Berlin, den hygienischen ünirersitätsinstituten in 
Berlin, Bonn, Breslau, Göttingen, Greifswald, Halle a. S., Kiel und Königsberg, 
dem üniyersitätsinstitot für Hygiene und experimentelle Therapie in Marburg 
dem Institut für experimentelle Therapie in Frankfurt a. M., dem hygienischen 
^Institut in Marburg und in den Quarantäne-Anstalten in Bremerhaven, Emden 
Memel, Neufahrwasser, SwinemOnde und Vossbrook an der Kieler Föhrde. 


Sammelfonehnng ttber Anwendung yon Diphtheriesernm. Er¬ 
lass des Ministers der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. 
i. Vertr.; Wever) vom 27. Oktober 1902 — M. Nr. 8207 UI— an sämmt- 
liche Herren Regierungspräsidenten und den Herrn Polizeipräsidenten in Berlin. 

Auf dem internationalen Kongresse für Hygiene und Demographie zu 
Paris im Jahre 1900 ist eine internationale Kommission eingesetzt worden, 
deren Mitglieder in ihren Ländern statistische Angaben sammeln sollen bezüg¬ 
lich des yorbengenden Werthes des Dipbtheriesernms, damit diese wichtige 
Frage auf dem nächstjährigen in Brüssel stattfindenden gleichen Kongresse 
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ihre LOrang erfahren kaaa. Um dem deutschen Mitgliede dieser 
Geh. Iled.-Bath Prot Dr. LOffler in Greiswnld, das erforderliche statistische 
Material za beschaffen, ist eine Umfrage bei den praktischen Aerzten der 
Monarchie nothwendig. 

Ew. Hoch wohlgeboren ersuche ich ergebenst, die Ihnen demnächst aus 
dem Kaiserlichen Gesundheitsamte Iderselbst ungehenden Drucksachen (Bnnd- 
schreiben und Fragebogen) den praktischen Aerzten Ihres Bezirks mit thnn- 
liebster Beschleunigung austellen zu lassen. Etwa fehlende Dmoksachen sind 
direkt yom Kaiserlichen Gesundheitsamte nachzufordem. 


Bekämpfung der Trunksnoht. Erlass der Minister der 
n. B. w. Medisinal-Angelegenheiten (gez.; Studt), des Innern 
(gez.: Freih. ron Hammerstein), für Handel und Gewerbe (gez.: 
MOller) — M. d. g. A. M. 8454, M. d. L U. b 4535, M. f. H. u. G. IH. a 9904 — 
yom 18. Noyember 1902 an sämmtliche Herren Oberpräsidenten. 

ln den Verhandlungen des Laudtagfes ttber den Antrag des Abgeordneten 
Grafen Douglas, betreffend die Bekämpfung des ttbertriebenen Alkohol¬ 
genasses, ist unter Anderen angeregt worden, den Gastwirthen, Schankwirthen 
und Branntweinkleinhändlern das Verabfolgen yon Branntwein an Personen 
unter 16 Jahren, sowie yon geistigen Getränken an Betrunkene und an solche 
Personen allgemein zu untersagen, die yon der PoUzeibeliörde als Trunkenbold 
bezeichnet werden. 

Wir erachten es fOr angezeigt, dass dieser Anregung im Wege des Er¬ 
lasses Übereinstimmender Polizeiyerordnungen für die einzelnen Proyinzen Folge 
gegeben werde. 

Ew. Exzellenz übersenden wir demgemäss den anliegenden Entwurf (A) 
mit dem ergebenen Ersuchen, den Erlass einer entsprechenden PaUzelyerordnung 
für die dortige Proyinz alsbald in Angriff zu nehmen nnd darauf hinzuwirkmi, 
dass der Proyinzialrath derselben möglichst in nnyeränderter Form seine Zu¬ 
stimmung ertheilt. Zur Darchführung der in der Polizeiverordnung enthaltenen 
Vorschriften bezüglich der Trunkenbolde wird es einer besonderen Anweisung 
an die Polizeibehörden bedürfen; wir ersuchen, eine solche Anweisung nach 
dem gleichfalls angeschlossenen Master (B) gleichzeitig mit der Verkündung 
der Polizeiyerordnung zu erlassen. Dabei yerkennen wir nicht, dass die Durch¬ 
führbarkeit der gegen die Trunkenbolde zu richtenden Massregeln in grossen 
Städten erheblichen Zweifeln unterliegen kann; wir machen in dieser Binsicht 
darauf aufmerksam, dass es nach der Fassung der unter 1 der. Anweisung ent¬ 
haltenen Vorschrift den Ortspolizeibehörden freisteht, yon solchen Massregeln 
dort überhaupt abzusehen, wo sie nach Lage der örwohen Verhältnisse nkdit 
durchführbar erscheinen. 

Entsprechend einer weiteren in den gedachten Verhandlungen des Land¬ 
tages gegebenen Anregung ersuchen wir Ew. Exzellenz ferner ergebenst, unter 
Äisugnabme auf den Erlass des damaligen Herrn Minister des Innern Tom 
26. Noyember 1899 — n 12876/11766 —, erneut darauf hinzu wirken, dass 
dort, wo dies nach den örtlichen Verhältnissen angezeigt und bisher nicht ge¬ 
schehen ist, durch Polizeiyerordnung der Ausschank und Verkauf yon Brannt¬ 
wein in den frühen Morgenstunden yerboten wird unter Festsetzung einer 
Polizeistunde für die Branntweinkleinhandlangen nnd Branntweinachänken etwa 
auf 8 Uhr Morgens. 

Ueber die AusfOhmng dieses Erlasses sehen wir demnächst einer ge¬ 
fälligen Anzeige entgegen. 

Anlage A. 

Entwarf einer Polizeiyerordnung, betreffend das Ver¬ 
abfolgen geistlKCr Getränke. 

§. 1. Den Gast- und Schankwirthen sowie den Branntweinkleinhändlem 
ist yerboten, geistige Getränke zum sofortigen Genuss oder zum Mitnehmen an 
Betrunkene und an solche Personen, die yon der Polizeibehörde als Trunken¬ 
bold bezeichnet sind, zu yerabfolgen. 

Den yon der Polizeibehörde als Trunkenbold beze^chneten Personen, darf 
der Aufenthalt in den zum Ausschank yon geistigen Getränken bestimmten 
Lokalen nicht gestattet werden. 

§. 2. Das Verabfolgen yon Branntwein nnd nicht denatnrirtem Spiritus 
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MM solfitk«« CtonuB Ml PnrsoaeB oatm 16 J»hr«i ist den 6asi> vnd Sdisnk- 
wlrtken and den Branntweinkleinhbidlern Terbeten. 

§. 8. Venntwortlieh fBr die Befolgnog der vorstehenden Vorschriften 
(§|. 1, 2) sind ausser den InbriMm der ^st> and Schankwirthsohaften nnd 
Branntweinkleinhandlangen audi deren Stellvertreter, Beauftragte und Gte- 
wwhe ge htUfsn. 

8. 4. Die Gast* and Sohaakwirthe nnd die Branntweinkleinhtndler haben 
eiaon deutUeh lesbam Abdruck dieser Poliseiverordnung in ihren Schank* and 
Verkanfslokalen an aagen^iger Stelle aussnhftngen. 

Sie haben ferner die ihnen zugehenden Mittheilnngen der Ortspolisei- 
bdtitodeB tlber die Trunkenbold beneiohneten Personen, so lange diese Be- 
netebnung in Kraft besteht, aafzubewahren und den Poliseibeamten (Gendarmen) 
auf Verlangen vorzuseigen. 

§. 6. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden mit Geldstrafe 
bb na 60 Mark bestraft. 

§. 6. Diese Verordnung tritt am.in Kraft. 

Alle sonstigen polizeilichen Vorschriften Aber das Verabfolgen gebtiger 
Getrinke an Betrunkene nnd solche Personen, welche von der Polizeibehörde 
ab Trunkenbold bezeiohnet sind, treten ausser Kraft. 

Polizeiliche Vorschriften, welche das Verabfolgen geistiger Getrftnke an 
jngendliehe Personen weitergehenden Einschränkungen unterwerfen, nnd welche 
das Verabfolgen gebtiger Getränke an andere, als die in den §§. 1 und 2 ge* 
nannten Personen betreffen, bleiben nnbertthrt. 

Anlage B. 

Anweisung fOr die Polizeibehörden, betreffend Massregeln 

gegen Trunkenbolde. 

L Dem Tranke ergebene Personen können von den Ortspolbeibehibden 
unter Hinweb auf die nach den nachstehenden Vorsohiiften eintretoiden Folgen 
verwarnt werden. 

n. Nach wiederholter erfolgloser Verwarnung ist solchen Personen im 
Wege polizeilicher Verfügung zu eröffnen, dass sb ^ Trunkenbold bezeichnet 
Wörden, und ihnen gleichzeitig das Betreten von Lokalen, welche zum Ans* 
sohank fttr gebtige Gbtränke bestimmt sind, unter Androhung einer Zwangs- 
strafe fOr jeden Fall der Zuwiderhandlung zu untersagen. 

m. Die Namen der ab Trunkenbold bezeichneten Personen sind den 
Gast* und Sohankwirthen und den Branntweinkleinbändlern des Ortspolizei* 
bezirks gleichzeitig mit Erlass der polizeilichen VerfOgung (ü) oder abbald 
nach üebemahme oder Eröffiinng des betreffenden Geschäfts schriftlich unter 

ansdröcklicheu Hinweis auf die Polizeiverordnang vom. 

mitzutheilen. 

Die Ortspolizeibehörden haben sich in geeigneter Webe von der Auf* 
bewahrung dieser Hittheilungen zu Überzeugen (§. 4 Absatz 2 der Polizei* 
Verordnung vom..). 

IV. Dem Ermessen der Ortspolizeibehörden bleibt es ttberlassen, auch 
den benachbarten Ortspolizeibehörden db Namen der ab Trunkenbold bezeich¬ 
neten Personen mitzutheilen. 

V. IMe Ortspolizeibehörden haben Ober die von ihnen als Trunkenbold 
erkürten Personal ebe Liste zu fObren. 

Alljährlich hat eine Nachprttfnag der Lbte stattznffnden. Personen, 
wdehe wthrend des letstvergangenen Jahres Besserung an den Tag gelegt 
haben, können von der Liste gestrichen werden. 

Von der Streiefaung sind die betreffenden Personen selbst, die Gast- nnd 
Sohmkwirthe und tie Branntweinklebhändbr des Ortspolbeibezirks, sowb 
BötUgenfalb die benadibnten Ortspolbeibehörden in Kenntniss zu setzen. 


Einriehtangr von Dezinfektormuieliiden in den hygienizehen In- 
ztiCntea Göttiaz^ undBrealsui. Bekanntmachung der Begiernngs- 
präzidenten Tn Hildesheim und Oppeln vom 28. bezw. 30. Ok¬ 
tober 1902.1) 

Auf Veianlassong des Herrn Mbisters der gebtlichez, Unterrbhts* and 


') Auch b Httnster i. W. bt jetzt eine Desbfefctorenschule ebgerichtet. 
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MediriaalaBgelegenhelteii bringe ieh rar Kenntnies, dras in GSttingea — Bres> 
lan — in dem hygienischen ästitnt der IJniyersitit eine Desiafektorensehnle 
eingerichtet ist. Die Ansbildnng von Desinfektoren soll nach folgenden yon 
dem Herrn Minister genehmigten Grnnds&tzen stattfinden. 

Anmeldnng. 

1. Die Anmeldung yon Personen, welche sich zu QfFentliehen Desinfek¬ 
toren ansbilden lassen wollen, hat bei dem Begiernngsprfisidenten durch Ver¬ 
mittelung der Landräthe bezw. der Polizeiyerwaltnngen der selbstständigen 
Städte zu geschehen. Diese Behörden haben yor Weitergabe der Anmeldnng 
den Kreisarzt zu hören. 

2. ln der Begel werden nnr solche Bewerber anr Ansbildnng ragelassen, 
deren Anstellnng als Öffentlicher Desinfektor seitens einer Gemeinde in Aus¬ 
sicht genommen ist. 

3. Der Anmeldung ist beiznfttgen: 

a) eu Zengniss der OrtspolizeibehOrde Aber die Unbescholtenheit und das fär 
die yerantwortliche Thätigkeit eines Desinfektors nOthige Mass yon Zu- 
yerlässigkeit des Bewerbers, 

b) ein Zengniss des zuständigen Kreisarztes Aber die körperlichen und geistigen 
Fähigkeiten des Bewerbers zum DesinfektionsschAler. 

4. Der Begiernngspräsident setzt sich zwecks Festsetzung der Zeit des 
abznhaltenden Ansbiidnngskursns unter Hittbeilnng je eines namentlichen Ver¬ 
zeichnisses der Angemeldeten mit dem Direktor des hygienischen Instituts und 
dem städtischen Desinfektonsamte in GOttingen in Verbindung und yeranlasst 
die Einberufung der Bewerber. 

5. Zn jedem Kursus sollen zunächst nnr 10—16 SchAler einbernfen werden. 

n. Ansbildnng. 

6. Die Ansbildnng ist eine theoretiscbe und praktische und hat einen 
Zeitraum yon 6 bis höchstens 8 Tagen zu umfassen. 

7. Die einheitliche Leitung des ganzen theoretisch-praktischen Ans- 
bildnngsknrsns liegt in den Händen des Direktors des hygienischen Instituts. 

IIL PrAfung. 

8. Die PrAfnngskommission besteht aus dem Begierungs- und Medizinal¬ 
rath als Vorsitzenden, dem Direktor des hygienischen Instituts und demjenigen 
Assistenten des genannten Instituts, welcher die Ausbildung der Desinfektoren 
besorgt hat. 

9. Die PrAfung zerfällt in einem theoretischen und einem prakti¬ 
schen Theil. 

10. Sogleich nach Schluss der PrAfung wird denjenigen Prüflingen, welche 
bestanden haben, ein yon den Mitgliedern der PrAfnngskommission unterzeich- 
netes Fähigkeitszeugniss „als staatlich geprüfter Desinfektor“ zur Anstellnng 
als Öffentlicher Desinfektor ansgefertigt nnd durch Vermittelung des Begiernngs- 
präsidenten dem Landrath bezw. in selbstständigen Städten der Poluei-Ver¬ 
waltung zur Aushändigung zngesteUt. 

11. Die Ansbildnng geschieht unentgeltlich. An PrAfnngsgebAhren sind 
10 Mark zn zahlen. 


B. Beirzog^hiun Saolimeii>AIeiniiis^en. 

Vergiftungen durch Arsenwaeseretoff bei der techniecheu Ver¬ 
wendung von roher Schwefelsäure und roher Salzsäure. *) VerfAgnng 
des Herzog!. Staatsministerinms, Abthl. des Innern, yom 
18. September 1902. 

Untersuchungen haben ergeben, dass rohe Schwefelsäure nnd rohe Salz¬ 
säure zuweilen stark arsenhalt^ sind. Es sind in Folge dessen niebUnnr in 
chemischen Fabriken bei der Herstellung yon Wasserstoff oder beim Hantiren 

*) Eine gleiche Verfügung ist in andern Bundesstaaten erlassen, z. B. in 
Prenssen unter dem 22. Oktober 1902; hier wird darauf hingewiesen, dass in 
Breslau im Mai yorigen Jahres infolge Einathmens yon Arsenwasserstoff fünf 
Personen erkrankten, yon welchem drei trotz sorgfältiger Krankenhansbehandlnng 
gestorben sind. Dieselben waren mit dem Füllen yon sogenannten Kinder- 
Inftballons beschäftigt gewesen, was in der Weise erfolgte, dass durch Ein¬ 
wirken yon Zink auf verdünnte Schwefelsäure zunächst Wasserstoffgas bereitet 
und dieses alsdann in Ballons eingepresst wurde. 
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mit demmlben, sondern aaoh beim Füllen und Dichten leck gewordener grosser 
nnd kleiner Luftballons, sowie beim Experimentiren mit Zink nnd Schwefel¬ 
säure in Schulen und im Hänse mehrfach Vergiftungen, inm Theil mit nadi- 
folgendem Tode beobachtet worden. 

Bei der grossen Verbreitung, welche die Schwefel- und Salzsäure in 
rohem Zustande in den yerschiedensten Gewerben gefunden hat, liegt es im 
Interesse der öffentlichen Sicherheit, die weiten Kreise, welche sich vorüber¬ 
gehend oder gewerbsmässig der Schwefelsäure oder Salzsäure bedienen, auf die 
Gefahren aufmerksam zu machen, denen sie bei Benutzung dieser rohen, d. L 
arsenhaltigen Säure ausgesetzt sind. Der Preisunterschied zwischen roher 
Schwefelsäure (A.rzneibuohwaare) und roher arsenfreier Schwefelsäure und 
ebenso für rohe Salzsäure, arsenhaltig nnd arsenfrei, ist nur gering; ein Unter¬ 
schied im Preise für die beiden Präparate der Schwefelsäure bei Bezug von 
1 kg besteht überhaupt nicht. So kosten nach der Grosso-Preisliste von Bidel 
in Berlin (Ende April 1902): 

Hohe Schwefelsäure Arzneibuch, 4. Ansg., 0,20 für 1 kg, 12,00 H. für 100 kg. 

Hohe Schwefelsäure, arsenfrei, 0,20 für 1 kg, 16,00 If. für 100 kg. 

Bohe Salzsäure, 10,00 M. für 100 kg. 

Bohe Salzsäure, arsenfrei, 12,00 U. für 100 kg. 

Es ist daher der Handwerker und kleine Fabrikant ohne Weiteres in 
der Lage, arsenfireie Säuren zu beziehen und somit sich und seine Arbeiter 
vor schweren Vergiftungen durch Einathmung von Arsenwasserstoff zu schützen. 


O. Färstenthum @olia.iunl>iix*flf-r.iippe. 

Bekärapfuog gemeingefilhrlicher Krankheiten. Ausführungsver¬ 
ordnung zum Beichsgesetz vom 30. Juni 1900. Verordnung des 
Fttrstl. Schaumb.-Lippischen Ministeriums vom 80. Oktbr. 1902. 

Art 1. Im Sinne des Beichsgesetzes vom 80. Juni 1900 haben zu gelten: 

1. als Landes-Zentralbehörde: das Ministerium, 

2. als höhere Verwaltungsbehörde: die Abtheilung für Gewerbe- und Ge¬ 
meindeangelegenheiten bei dem Ministerium, 

3. als untere Verwaltungsbehörden: die Magistrate und Landrathsämter, 

4. als Polizeibehörden nnd OrtspolizeibehOrden: die Landrathsämter, der 
Fürstliche Poiizeidirektor der Besidenzstadt, der Magistrat in Stadthagen 
nnd das Fürstliche Hofmarschallamt, 

5. als beamtete Aerzte: die Ereisphysiker, 

6. als GesundheitsbehOrde nnd OrtsgesnndheitsbehOrde: der Ereispbysikns, 

7. als weitere Kommunal verbände: die Städte nnd Kreise, 

8. als kommunale Körperschaften: die politischen Gemeinden, domanialen 
Gntsbezirke nnd Sohlossbezirke. 

Art 2. Das Ministerium wird das zur Bekämpfung gemeingefährlicher 
B^rankheiten erforderliche Verfahren der ihm unterstellten Behörden überwachen 
und behält sich vor, bei mangelhafter Handhabung der bestehenden Vorschriften 
oder, wenn sich für mehrere Ortschaften oder Bezirke dieselben Massnahmen 
nOthig machen, jederzeit das Erforderliche selbst anzuordnen. 

Mit dieser Massgabe gelten als „zuständige Behörden" im Sinne des 
§. 7, Abs. 3 des Beichsgesetzes und des §. 9 daselbst, desgleichen als zuständig 
zum Erlass von Anordnungen nach §. 10 des Gesetzes die OrtspolizeibehOrden 
(Art. 1, Ziffer 4). 

Art. 8. Die in §. 1 des Beichsgesetzes vorgeschriebenen Anzeigen sind 
an die OrtspolizeibehOrden zu erstatten. 

Beim Wechsel des Aufenthaltsorts eines Erkrankten hat die Ortspolizei- 
behOrde des neuen Aufenthaltsorts unverzüglich Mitteilung zu machen. 

Art. 4. Aerzte haben ausser bei der OrtspolizeibehOrde auch bei dem 
zuständigen Ereispbysikns, gegebenenfalls telegraphisch Anzeige zu erstatten. 

Die ihnen hierdnr^ erwachsenen Kosten werden aus Landesmitteln er¬ 
stattet werden. 

Zur Anzeige von Krankheits- und TodesBUlen in Krankenhäusern ist 
der leitende Arzt oder dessen Stellvertreter verpflichtet. 

Art. 6. Sobald die OrtspolizeibehOrde durch die Anzeige oder auf 
anderem Wege von dem Ansbruche oder dem Verdachte des Auftretens einer 
der im §. 1 des Beichsgesetzes genannten Krankheiten Eenntniss erhält, hat 
sie hiervon den Ereispbysikns unverzüglich zu benachrichtigen nnd bei jedem 
enten festgestellten Fall der gedachten Krankheiten telegraphisch das Kaiser- 
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liehe Gesuodheitaamt in Berlin nnd das nnteraeiohneta Ministeiinm in Kauiniaa 
an setsea, anoh die nach §. 42 das Beiehsgesataes etwa geCMderten leettemn 
Mittheiinngen dem Kaiserlichen GesnadheUaamte an machea. 

Art. 6. Auf die Benachrichtigung der OrtspoliaeihehArde, bei Geiabr 
im Veraoge aneh ohne eine solche abanwarten, hat sieh der Kreitvhysikns nn- 
yerattglich an Ort nnd Stelle an begeben, am die erforderliehcm B^tteloagen 
über die Art, den Stand and die Ursache der Krankheit yoraaaehiaeB. 

Die Ehrmittelongen sind der Ortspoliaeibehhrde alsbald mit einer Br- 
kltrong darhber, ob der Aosbrnch der Krankheit festgestellt, oder der Verdaeht 
des Ansbrnchs begrfindet ist, sowie mit einer Aeossernng ttber die aa er¬ 
greifenden Sehntamassr^eln nützatbeilen. 

Art. 7. Ueber die aagemeldeten Krankheits- nad TedeafiUle hat ^ 
Ortspoliaeibehörde ein fortlanfendes Veraeiohnias an fdhrea. Nach der entaa 
Feateteliang der Krankheit sind die weiter angemeideten Krankheits- and 
Todesfälle t «glich zur Kenntniss des Kreisphysikas nad des antezaeiehiMrtea 
Miniatmrioms aa bringen. 

Art 8. Unter zarcesenden Pereonen (§. 18 des Gesetzes) sind aieht nur 
ortsfremde Personen, die yon auswärts eiatreffen, seadern auch mtsaagiabOrige 
Personen za yerstehen, die nach längerem oder kürzerem Verwegen an einem 
yon der gemeingefährlichen Krankheit betroffenen Orte in einem von einer 
Boiehen Krankheit heimgesoebten Bezirke nach Hanse aorttchketuren. 

Art. 9. Die Beschaffnng anderweiter geeigneter Unterkunft ia den 
Fällen der §§. 14 and 18 des Gesetzes liegt den kommnnalen Körperschaften 
(Art 1, Ziff. 8) ob. Die wegen Bereitstellaag yon ansreiebeadein Elranken- 
räamen erforderlichen Entschliessangen sind bei Zeiten zu treffen. 

Art. 10. In dringenden Fällen kann die OrtspoliaeibehOrde die Ahbal- 
tong yon Messen, Märkten and anderen Venanataitangen, welche eine AnasimnUng 
yon grosseren Mensehenmengea mit sich bringen, yerbieten oder besehrtnken. 
(§. 1^ Ziff. 3 des Gesetzes.) 

Art. 11. Znm Erlasse der Anordnoagen im Sinne des §§. 17—21 des 
Gesetzes ist — soweit nicht vom Minister aSgemeine Anfoirdwangen «rgangen 
sind — die OrtspoliaeibehOrde anständig. 

Zuständige LandesbehOrde im Sinne des §. 28 des Gesetzes ist das 
Ministerinm. 

Art. 12. Die nach dem Gesetze an gewährenden Eatsohädigaagen 
(§§. 28 ff. des Gesetzes) sind yon den kommnniuen Körperschaften zu a^cp. 

Der Elntschädigangsansprnch ist binnen einer Wodie yoin Entstehen 
bezw. Bekanntwerden desselben ab geltend za machen. Die Entsebädignngen 
sind durch die OrtspoliaeibehOrde — soweit nOthig nach Anstellaag aweqk- 
dienlicher ErOrterangen sowie unter Zaziehnng geeigneter SachyMstiadiger — 
alsbald za ermitteln and featznstellen. Gegen den Feststellingsbeaeheid ist 
innerhalb einer Woche Beschwerde an das Mmistwinm znlässig. 

Art. 13. Mit der fortdaaemden Ueborwachnng der dem allgemeinen 
Gebrauche dienenden Einrichtangen fflr Versorgung mit Trinkwasser md für 
Fortschaffang der Ahfallstoffe (§. 85 des Gesetzes) werden die Kreisphysiker 
beauftragt. Den Gemeinden im Sinne des §. 36 stehen die dosnanialen Gnts- 
bezirke (Schlossbezirke) gleich. 

Art. 14. Die Kosten der behOrdUehen Ermittelongen, einaobliesalieh des 
durch Zaziehnng eines anderen Arztes (§. 36 des Ges.) entstehenden Aufwands, 
ferner die Kostender Beobachtang, der Desinfektion und der besonderen Vorsiebts- 
massregeln fttr die Anfbewahrang, Einsargnsg, BefOrderong und Beatattong der 
Leuhen (§. 87 des Gesetzes) fallen den kommnnalen KOrpersqhalten znr Last. 

Art. 16. Die bakteriologische Untersachong pestverdäcbtigmr Fälle and 
die Entsendung der zur entgUltigen Feststellang sdeber Pestfälle abnnoydnenden 
besonderen Sachverständigen wird doreh das Kaiserlidie Gesondheitsaint in 
Berlin erfolgen. 

Art. 16. Die OrtspolizeibehOrden haben die Einrichtnng ständiger .Ge* 
sandheitskonunissionen fttr ihre Beairke in’s i^e an fansen und jedenfalls 
Vorsorge za treffen, dasss solche bei Auftreten einer gemeingelährUchen Knpk- 
hoit im Fttrstentham sofort errichtet und in Wirksamkeit treten kOnnmi. 

Im Uebrigen wird auf unsere Bekanntmachung vom 20. Noybr. 1900 (in 
Nr. 79 der Landesanzeigen, ansgegeben am 8. Dezbr. 19W) wiederholt hingewissen. 

VMuntwortl. Eedakteur: Dr.Bapmand,Beg.-u. Geh. Med.-Bnch in Minden i.W, 

J. 0. 0. Bnuu, H. S. a. r. Sdh.-I,. Hof-BaeUmelMr«! In lDnd«n 
































